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Vorrede. 


Wenn ich vor sieben Jahren den ersten Band einer grössern Arbeit über 
den Ri’ichsfiirstenstand veröffentlichte, baldige Fortsetzung in Aussicht stellend, 
während ich nun statt dieser einen ersten Tlieil von Forschungen wesentlich 
anderen Inhaltes vorlege, so werde ich es nicht umgehen dürfen, die Gründe 
anzugehen, welche mich zur Einlösung jenes Versprechens nicht gelangen 
liessen. 

Nachdem ich nach Veröffentlichung jenes Bandes gegen Ende 1860 einige 
Zeit darauf verwandt hatte, die Einleitung desselben in den Vorlesungen über 
das deutsche Kaiserreich weiter auszutnhren, wurde die Ausarbeitung des 
zweiten Bandes alsbald begonnen. Eine erste Unterbrechung war dann da- 
durch veranlasst, dass icdi wünschte, die ehrende Auszeichnung, welche mir 
die juristische Fakultät zu Breslau bei Gelegenheit des Stiftungsfestes am 
4. August 1861 durch Ernennung zum Doktor der Rechte erwies, durch Wid- 
mung irgend einer Schrift rechtsgeschichtlichen Inhaltes verdanken zu können. 
Schon damals dachte ich daran, für diesen Zweck das zusammenzustellen, was 
mir bei meinen Untersuchungen über den Reichsfürstenstand bezüglich des 
vom deutschen ganz abweichenden Verfahrens im italienischen Hofgerichte, 
aiifgefallen war. Ich zog es dann vor, über den Ileerschild zu arbeiten, weil 
ich glaubte, durch solche vorgreifende Behandlutig eines mit der grössern 
Arbeit eng zusammenhängenden Gegenstandes, auf den der Plan derselben 
mich erst ganz zuletzt geführt haben würde, mir die Fortsetzung mannichfach 
erleichtern zu können. Nach Vollendung jener Abhandlung gegen Ende 1861 
war ich noch einige Zeit in Anspruch genommen durch einen, zunächst durch 
Untersuchungen Laband's veranlassten Aufsatz zur Genealogie der Hand- 
schriften des .Schwabenspiegels , weiter durch die gegen einen Angriff von 
Sybel’s gerichtete Schrift über deutsches Königthum und Kaiserthum. Dann 
nahm ich den zweiten Band des Reichsftirstenstandes wieder in Angriff. Ein- 
zelne Nebenuntei-suchungen, auf die der Gegenstand mich führte, die aber 
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doch in vollem Umfange in den Ralimen der Arbeit nicht pa.'.steii, bcschlos.s 
ich ge.sondert zunäch.st zu veröft'entlichen. Ein beziigliehei' Aufsatz über die 
lieiulishofljeamten gelangte im Xovemberhefte der Sitzung-sberichte der kaiser- 
lichen Akademie von 1862 zum Abdrucke; bei einem zweiten über den Ueichs- 
hofrath kam ich nicht über die .Sammlung de.s Materials hinaus. Denn ich 
luu.sstc diese Arbeiten unterbrechen, weil ich die bisher von mir versehene 
Lehrkanzel der allgemeinen fleschichte mit der für deutsche Reichs- und 
Rechtsgeschichtc veitauschte. Hafte mir die.ses Fach in .seinem vollen Um- 
fange bisher fern gelegen, war es nicht das Bewusstsein genügender, sondern 
das Bedürfniss einer Ergänzung ungenügender Kenntniss, was mir, von andenn 
abgesehen, jenen Tausch als wünschenswerth erscheinen Hess, so musste ich 
mich freilich entschlies.sen, für das Studienjahr 1862 auf 1863, in dem ich 
einen Theil, dann für das folgende, in dem ich zuerst den ganzen Gegenstand 
vortrug, alle andern Arbeiten nihcn zu lassen. 

Als ich mit der Ausarbeitusg des bezüglichen Theils meiner Vorträge 
beschäftigt Franklin's kurz vorher erschienene Beiträge zur Geschichte der 
Rezeption des römischen Rechtes genauer durchnahin, führte das meine Aid- 
merksamkeit wieder auf das italienische Reichsuerichtswesen. Wies Franklin 
überzzjugend nach, wie noch in späterer Zeit das dentsehe Verfahren im llof- 
gerichte ungeändert fortbestand, so machte er doch auch auf Fälle aufmerk- 
sam, welche in anderer Weise, durch den König allein nach Rath insbesondere 
auch von Rechtsgelehrten entschieden wurden ; es sind das vorzugsweise 
solche, bei welchen sich die Parteien auf den König als .Schiedsrichter geeinigt 
hatten. Franklin sieht darin, wie er das später in der Geschichte des Reichs- 
hofgerichtes noch weiter ausgefdhrt hat, die Anfänge einer neuen staatlichen 
Institution, welche nothwendig war, weil das Hufgericht nicht mehr regel- 
mässig gehegt wurde. Für Deutschland im allgemeinen wird das gewiss richtig 
sein. Aber aus den Gränzlanden erinnerte ich mich doch eines viel früheren 
Falles, der mir schon vor Jahren den Gegensatz deutschen und italienischen 
Verfahrens besonders nahe gelegt hatte : der Bischof von Trient und der Graf ' 
von Tirol unterstellten 1276 eine .Streitsache dem schiedsrichterlichen Urtheile 
des Königs, aber mit der ausdrücklichen Bestimmung, dass er das Urtlieil 
nicht nach dem Brauche Deut.schlands von den Umstehenden fragen, sondern 
es selbst nach bestem Wissen und nach dem Rathe Kundigei' geben solle. 
Und weiter konnte jene Form jedenfalls nur in ihrer Anwendung auf deutsche 
.Sachen als Neuerung betrachtet werden. Eine Reihe i'on Fällen, auf welche 
mich andere Untersuchungen geführt hatten, Hess mich nicht bezweifeln, dass 
mindestens seit dem Beginne der staufischen Periode die deutschen Herrscher 
lind die deutschen Reichsbeamten in Italien regelmässig in solcher Weise ent- 
schieden, dass sie von dorther an die Formen des römisch-kanonischen Pro- 
zesses, an das römische Recht als vorzugsweise massgebende Entsclieidungs- 
quelle gewohnt sein mussten. Dieser meines Wissens bisher kaum beachtete 
Umstand schien mir doch insbesondere auch für die Geschichte der Rezeption 
der Fremdrechte nicht ohne Bedeutung. Und da mir kurz dar.iiif die Weih- 
nachtsferieu 186.3 einige freie Zeit gewählten, so entwarf ich lediglich auf 
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Grimdlagp pinigpr zunäcltst (ilr andere Zwecke gesanmielter Noti/.eii einen 
kurzen Aufsatz, bei dem mir nichts ferner lag, als einen meinen sonstigen 
Arbeiten ziemlicli fernliegenden Gegenstand irgend genauer zu erörtern, bei 
dem ich nichts bezweckte, als die Aufmerksamkeit Anderer darauf hinzulcnkcn. 

Wäre es mir damals möglich gewesen, jenen Aufsatz sogleich druckfertig 
zu machen, so würde ich mich schwerlich mit diesen Dingen weiter beschäftigt 
haben. Da ich mich genöthigt sah, den Entwurf bis zum Ende des Studien- 
jahres liegen zu lassen, war es natürlich, dass ich in der Zwischenzeit wenig- 
stens auf alles achtete, was mit jenem Gegenstände näher zusaminenhing, aus 
nächstliegenden Ilülfsmitteln mein Material zu mehren suchte, damit mich 
aber auch mehr und mehr überzeugte, dass manche meiner ersten Annahmen 
sich doch einer genaueren Prüfung der Zeugnisse gegenüber nicht halten liess, 
tiass mancher Nebenpunkt wenigstens einer olierflächlichen Erörterung durchaus 
l)edürfe, sollte das Ergebniss des Hauptpunktes auch nur vorläufig irgend bi'- 
friedigen. Wenn ich mich dadurch nicht bestimmen liess , den Gegenstand 
überhaupt ganz fallen zu lassen, wenn ich sogleich nach .Schluss des Studien- 
jahres begann, den Aufsatz auf etwas erw'eiterter Grundlage umzuarbeiten, so 
ilachte ich freilich an nichts weniger, als dass diese Sachen mich jahrelang 
beschäftigen würden. Wenn das so gekommen ist, so lag der Grund vorzüg- > 
lieh darin, dass es sich bei diesem Gegen.'tande nicht darum handelte, auf 
einem im allgemeinen genugsam bekannten (Jebiete nur einen einzelnen, bisher 
nicht beachteten oder meiner .\nsicht nach nicht richtig gewürdigten lAinkt zu 
erörtern. .So konnte sich die .Sache allerdings darstellen, wenn ich, wie das 
zunächst der Fall war, vom Gebiete des genügender bekannten deutschen 
Gerichtswesens ausging, nachzuweisen suchte, wie hier ausnahmsweise die ab- 
weichende italienische Form der Urtheilslallung wohl schon früher eingewirkt 
haben könne; nur das war mir erster .Vnlass, gerade diesen Einzelpuukt auf- 
zugreifen. .Sobald es nun «aber galt, Bestehen und Entstehen jener Form in 
Italien genauer nachzuweisen, war das Verhältniss ein durchaus anderes; es 
handelte sich nicht mehr blos um einen einzelnen bisher unbeachteten Punkt, 
sondern dieser führte mich auch auf ein weites Gebiet, welches, wie ich mich 
mehr und mehr überzeugen musste, trotz mancher trefflicher Eiuzelunter- 
suehungen uns im allgemeinen nur höchst ungenügend bekannt ist. Das hatte 
nun nicht allein die h'olge, dass schon des nächsten Zweckes wegen die Unter- 
suchung sich ungleich weiter ausdehnen musste, als das da erforderlich ist, 
wo auf ausreichender bearbeiteten Gebieten für einschlagende Fragen ein Ver- 
weisen auf die Ergebnisse der Untersuchungen Anderer genügen kann. Es 
hatte weiter auch die Folge, dass ich bald auf manches näher einging, was 
mit dem nächsten Gegenstände mir in sehr lo.ser Berührung stand, des näch- 
sten Zweckes wegen näherer Untersuchung nicht gerade bedurft hätte. Ich 
sah, wi(- es bei manchen an und für sich nicht unwichtigen Gegenständen, auf 
welche ich aufmerksam wurde, doch nur einer verhältnissmässig geringen 
-Mühe, nur einiger V'^ervollständigung des mir ohnehin bekannt gewordenen 
Materials bedürfen würde, um den Gegenstand wenigstens so weit zu erledigen, 
dass für viele Zwecke meine .Mittheilungen vorläufig genügen könnten, jeden- 
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l'alU eine erste Grundlajie geboten wäre, welehe dann zu weiterer eingehender 
Behandlung anregen und dieselbe wesentlich erleichtern dürtle. Solche Unter- 
suchungen ganz fallen zu lassen, weil sie den ursprünglichen Plan der Arbeit 
störten, oder auch, weil meine Kenntnisse und Ilülfsmittel nicht ausreichten, 
sie sogleich irgend abschliessend durchzuführen, schien mir, nachdem ich ein- 
mal so weit in den Stoff hineingerathen war, doppelt unzweckmässig, weil bei 
manchen Wiederaufnahme derselben durch einen Anderen kaum zu erwarten 
war, weil manche sieh mir ganz zufällig dargeboten hatten, ohne diesen be- 
sondem Zusammenhang vielleicht jeder .•Vnlass fehlen würde, die Bedeutung 
des Gegenstandes zu beachten, ihm näher naclizugehen. 

Glaubte ich mich über diese Schranke einmal wegsetzen zu sollen, so gab 
es dann freilich überhaupt kaum eine im G('genstande selbst liegende Begrän- 
zung der Aufgabe mehr; was zunächst selbst nur als Xebenpunkt erfasst war, 
leitete wieder auf andere bisher nicht beachtete Punkte hin ; es ist fast kein 
Theil der Reichs- und Rechtsgeschichte Italiens, für den nicht hier oder da ein 
.Vnknüpfungspunkt geboten sein würde; luid auf einem Gebiete, welches nur 
unzulänglich bearl)eitet ist, aber einen in mancher Richtung geradezu über- 
raschenden Reichthum von Quellen bietet, würde der Stoff zu Untersuchungen, 
bei welchen von vornherein auf lohnende Ergebnisse zu rechnen wäre, nicht 
leicht ausgehen. Um so bestimmter fühlte icli freilich das Bcdörfiiiss, mir da 
selbst eine Griinze zu setzen. So sehr sich auch durch die lange Beschäftigung 
mit der Rechtsgeschichte Italiens mein Interesse für dieselbe gesteigert hatte, 
so erklärlich ist es doch, wenn icli wünschte, baldmöglichst meine halbvollen- 
deten Arbeiten über deutsche Verfassungsgeschichte wiederautzunehmen. Aber 
auch davon abgesehen würde mir ein anderer Grund genügt liabeii, die Unter- 
suchungen ül)er italienische Verhältnisse wenigstens in diesem Zusammenhänge 
abzubrechen. Ich fühle, dass ich gerade da, wo meiner Ansicht nach das 
weitere Verfolgen der Ergebnisse am fruchtbringendsten sein möchte, dieser 
,\ufgabe in keiner Weise gewachsen sein würde. .Schon iu ihrem jetzigen Um- 
fange wird die Arbeit nur zu oft den geschulten Juristen vermissen lassen. 
.Sic hat mich auf Gebiete der Rechtswissenschaft geführt, welche mir bb dahin 
fast ganz fremd blieben, über welche ich mich erst des nächsten Zweckes 
wegen aus Hülfsmitteln, wie .sie eben zur Hand waren, nothdürftig unterrichten 
musste. Das wird aber niemals eine Vertrautheit mit dem Gegenstände er- 
setzen können, wie sie nur durch lange fortgesetzte Beschäftigung mit dem- 
selben zu erwerben ist. .Schon da, wo die Arbeit sich auf dem Gebiete des 
germanischen Rechts bewegt, mag das manchen Missgriff veranlasst haben. 
Diese Untersuchungen haben mich dann alier insbesondere schliesslich viel 
weiter, als ich das von vornherein irgend erwarten durfte, auf das Gebiet des 
römischen Rechtes geführt. Beim Beginne der Arbeit glaubte ich dieses kaum 
berühren zu dürfen. Ich dachte, es werde genügen, wenn ich die Forschung 
einfach bis auf den Punkt führte, wo die Scheidung zwischen dem Vorsitzenden 
Richter und den urthcilenden Beisitzern aufhört, der selbst urtheilende Richter 
dos römischen Rechts an die .Stelle tritt. Den Grund ftir die Umgestaltung 
glaubte ich von vornherein im Wiederaufleben der wissenschaftlichen Be- 
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Schädigung mit dein röniisclieii Rechte zu kennen; es schien sich da nur um 
die genauere Fixirmig des Zeitpunktes der Umgestaltung zu handeln. Bei 
solchem Sachverhalte durfte ich voraussetzen, zu einem weitern Eingehen auf 
den römischen oder römisch-kanonischen Prozess kaum Veranlassung zu finden. 
Erst iin Verlaufe der Untersuchungen ergab sich mehr und mehr eine Sach- 
lage, welche mich genöthigt hätte, dieselben gerade da abzubrechen, wo mir 
ihre Ergebnisse am beachtenswerthesten erschienen, w'enn ich aus Furcht vor 
Mis.sgriffen jedes Eingehen auf jene bisher ganz fernliegenden Rechtsgebiete 
vermeiden wollte. Diese Sachlage hier kurz anzudeuten, wird sich auch dess- 
halb empfehlen, weil ich zunächst nur einen Theil der Arbeit vorlcge und ge- 
rade auf die bezüglichen Verhältnisse erst in den letzten Abschnitten derselben 
genauer eiugehen werde. 

Da.s römische Recht scheint mir in doppelter Form auf das Rechtsleben 
des vorwiegend longobardischen Italiens einen weitergreifenden Einfluss ge- 
wonnen zu haben, als durch den blossen Umstand, dass fast überall einzelne 
Personen nach römischem Rechte lebten, bedingt war. Einmal in der Form, 
in welcher es sich insbesondere in der Romagna jederzeit erhalten hatte, ge- 
wiss vorwriegend in Weise eines ungeschriebenen Gewohnheitsrechtes, mit 
fremden Bestandtheilen inannichfach versetzt und ohne näheren Anschluss an 
die lauteren Quellen des Rechtes. Dann aber in seiner wissenschaftlichen Ge- 
staltung, wie dieselbe von den gelehrten Juristen durch selbstständiges Zurück- 
gehen auf die Rechtsbücher Jnstinians gewonnen wurde. Diese Restauration 
war nicht Sache eines kurzen Zeitraumes ; insbesondere bezüglich des Gerichts- 
wesens lässt sich im zwölften Jahrhunderte deutlich verfolgen, wie nur sehr 
langsam in Sache und Ausdruck ein engerer Anschluss an die Quellen des 
römischen Rechtes sich geltend machte. Damit geht nun aber keineswegs, wrie 
man annehmen sollte, das Verschwinden der germanischen Fonnen Rand in 
Hand ; schon erheblich früher erscheinen diese durchweg beseitigt. 

Dieser auffallende Umstand scheint mir im Anschlüsse an den angedeu- 
teten Unterschied seine Erklärung zu finden. Der Einfluss der wissenschaft- 
lichen Bestrebungen zeigt sich in der Romagna selbst, wenn wir von Bologna 
absehen, zunächst am wenigsten ; er tritt ausserhalb derselben früher und be- 
stimmter hervor. Die Brücke, über welche die Ergebnisse der theoretischen 
•Studien zur Einwirkung auch auf das thatsächliche Rechtsleben gelangten, 
scheint das Hofgericht der Markgrafen von Tuszien, insbe.sondere der Ma- 
thilde, gebildet zu haben. Finden wir in diesem in auffallender Weise Romag- 
nolen thätig, wohl vorwiegend ältere Zeitgenossen des Irnerius, so kann das 
nur darin seine Erklärung finden, dass die Jimisten von Ravenna und Bologna 
sich schon damals eines besondem Rufes erfreuten. Darauf mag einmal eine 
Gestaltung des dortigen Gerichtswesens eingewirkt haben, welche an und für 
sich zu grösserer Gewandtheit in der Behandlung von Rechts.sachen fülirte. 
Weiter aber hindert uns auch nichts, dort schon in den früheren Zeiten des 
eilflen Jahrhunderts eine eingehendere Beschäftigung mit den Quellen des 
römischen Rechtes anzunehmen, welche jene Juristen auch als die kenntniss- 
reicheren erscheinen liess. Nur werden wir freilich bei ihnen in keiner Weise 
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sdion dicM-llK! (iuellpiiiiiiissii,'e Kpimliiiüs des iiistiniaiiit>i:hon Rpchtps voraus- 
setzfii dürfen, wie bei den Reehtsknmligen des felgenden Jalirlmnderts; noeli 
weniger werden wir annetinien können, dass sie dahin gestrebt hätten, nun 
sogleich das ganze thatsäehliche Reehtsleben demgemäss mnzugostalten. Ins- 
besondere wird das für das geriehtliehe Verfahren gelten müssen. Rei dei' 
Zerstrentlieit der bezüglichen .Angaben war es an und für sich .schwer, aus der 
.Sammlung .lustinians eine genügende Einsicht in den römischen Prozess zu 
gewinnen; und hätte man sie schon he.sessen, so war es natürlich viel .schwie- 
riger, die B'ormen des ganzen Gericlitswesens dem entsprechend umzugestalten, 
als bei der Beurtheilung von ICinzeltallen die gewonnene bessere Keuntniss 
des materiellen Ri>chtes zur (Tcltung zu bringen ; tlie.se liess sich zunätdist auch 
in den altgewohnten B'ormen des Verfahrens verwerthen. Diese altgewohnten 
B'ormen aber waren für die Träger der neuen Richtung die <ler Romagna, 
welche sich allerdings den altrömi.sehen näher anschlossen ; insbesondere hatte 
.sitth dort der selbsturtheilende Richter immer erhalten. Waren daneben auch 
germanische B'onnen zur Geltung gelangt, so scheint das doch vorzugsweise 
nur in den Reichsgerichten der B’all gewesen zu sein; es war hier möglich, 
ilieselbeu fallt'ii zu lassen, ohne an den .sonstigen B'ormen des Prozesses we- 
sentliches ändern zu müs.sen. Dieser Prozess der Romagna, nicht der alt- 
römische, war es, welcher, wenn ich recht sehe, das auf vorwiegend germa- 
nischer Grundlage bcndiendc Verfahren im longobardischen Italien verdrängte. 
Ivs scheint sich das genügend zu erklären durch das .Vurtreten rechtskundiger 
Romagnolen in auswärtigen Gerichten, wohl auch durch den Einfluss von 
Lombarden, welche in Bologna studirten, dort mit diesen B'ormen vertraut 
wurden; und gefordert wurde es zweifellos insbesondere dadurch, dass gerade 
damals die B'utwieklimg der städtischen ^Selbstständigkeit ohnehin manche 
Aendonmgen des GerichLswesens nöthig machten, die si,>h mm fast selbstver- 
ständlich der neuen Richtung sogleich aufs engste anschlossen. Diese vorbe- 
reitende Umgesfaltuug musste es dann natürlich sehr erleichtern, mit dem 
B'orfschreiten der wiss(‘nschaftlichen .Studien Verfassung und Vertähren der 
(ierichte mehr und mehr den Blrgebiiissen derselben zu nähern. Ist die weitere 
j\usbildung des Prozesses in der zweiten Hälfte des zwölften .lahrhuuderls 
vorwiegend unter kirchlichem Blinfiu.sse erfolgt, .so .scheint ein solcher bei der 
ersten l'nigestaltiing selbst noch in keiner AVeise wirksam gewesen zu sein ; 
darf ich aus den von mir beachteten Puiikfen auf das allgemeine Verhältniss 
schliessen, so erscheinen anfangs die geistlichen Geriche viel mehr durch die 
weltlichen beeinflusst, als umgekehrt. 

.Man wird nun aber übi'riiaupt in der .Vnnahme, das (Jerichtswesen habe 
sich mit der Zeit den Blrgebiiissen der gelehrten B'orschung amdi thatsächlich 
überall angeschlossen, nicht zu weit gehen dürfen. Die .Schriften der gelehrten 
Prozessualisten dürfen uns da nicht irre leiten. Gerade in früherer Zeit nehmen 
sie auf das Herkommen fast keine Rücksicht; sie stellen den Prozess sichtlich 
weniger dar, w ie er in l'ebung war, als wie er nach den Quellen des römischen 
und kanonischen Rechtes sein sollte. .So ist die S I.Afl angedeutete, .sjiäter 
näher zu erörteiiidc B'orm, dass ein Beisitzer die .Sache auf .Mandat iles Vor- 
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sitzemli’ii entscheidet, sielier iiuf die Gewnlmlieiten der Ruiiiagiia zuriiekzu- 
f'iihren, nicht etwa auf selbstständige Beachtung bezüglicher .Stellen des römi- 
schen Rechts; aber so allgemein diese Form in den verschiedensten Gerichten 
angewandt wurde, nehmen doch, so weit ich sehe, die Prozessualisten, wvlche 
nur die Delegation kennen, nie die geringste Rücksicht auf dieselbe. .So habe 
ich schon in diesem Bande darauf hingewiesen, wie weitgreifende Bedeutung 
in Italien der Bann nicht blos für das Kriminalverfahren, sondern auch tur den 
(iivilprozess hatte; aber selbst bei Pillius, der doch mehrfach auf das Her- 
kommen Rücksicht nimmt, suche ich vergebens auch nur nach einer Erwäh- 
nung; er kennt den Infamis, aber nicht den Bannitus. Und so in andern 
Dingen ; rein italienische Rechtseinrichtungen eben so wohl, wie besonderer 
Brauch derRomagna haben sich auch dann, als die Wissenschaft ihre Forde- 
rungen bestimmter formulirt hatte, dieselben iin allgemeinen anerkannt wurden, 
doch vielfach daneben in ihrer Geltung behauptet, gewiss auch nicht selten die 
Auflassung der gelehrten Juristen bestimmt. 

.Stützen sich die hier angedeuteten Ergebnisse abgesehen von den dafür 
geltend zu machenden rein geschichtlichen llaltpunkten zunächst lediglich auf 
die Beachtung einzelner Theile des Prozesses, insbesondere der Weise des 
Urthcilens, glaube ich mich zunächst nur in dieser Beschränkung über den 
Gang der Entwicklung kaum zu täuschen, so spricht gewiss die Verrauthimg 
dafür, dass dieser nicht allein für den Prozess überhaupt, sondern auch tlir 
andere Rechtsgebiete kein wesentlich verschiedener gewesen sein wird. Und 
dann werden sich gewiss auch fiir diese wichtige Resultate gewinnen lassen 
bei genauerer Beachtung des Umstandes, dass die gelehrten Juristen doch zu- 
nächst auf dem Boden des Gewohnheitsrechtes der Romagna standen, dass 
dieses in den verschiedensten Richtungen einen sehr bestimmenden Einfluss 
auf die weitere Entwicklung gewonnen habtm kann, der sich freilich erst dann 
ermessen liesse, wenn vor allem jenes Gewohnheitsrecht selbst nach den uns 
erhaltenen Quellen genügend erforscht wäre. In diesi;r Richtung die .\rbeit 
weiter auszudehnen, dann auf die weitere Erörterung einzugehen, wie das 
Recht der Romagna und das gelehrte Recht immer weitergreifenden Einfluss 
auf das italienische Rechtsleben gewannen, wie andererseits doch auch dieses 
wieder mannichfach die Auflassung der gelehrten Juristen beeinflusste, das 
würde nach jenen Ergebnissen gewiss die nächstliegende und lohnendste Auf- 
giibe gewesen .sein. .Vber darauf musste ich durchaus verzichten. Es würde 
dazu vollkommenste Vertrautheit insbesondere mit dom Inhalte und der Form 
der römischen Rechtsquellen gehören, eine lange Eingewoluumg in dieselben, 
welche auch ohne äussern Anlass überall fühlen lassen würde, wo .Sache und 
Ausdruck dem lautern römischen Rechte entsprächen, wo Fremdartiges ihnen 
lieigeraischt wäre; da würde nichts zu erreichen sein mit einer Belehrung, wie 
man sie sich auch über einen sonst fernliegenden Gegenstand für einen näch- 
sten Zweck zu schaffen sui'ht. 

.Selbst in der Beschränkung, in der ich glaubte, mich auf diese Dinge 
einlassen zu müssen, fühlte ich mich da auf ganz nnsicherm Boden. Bin ich 
überall \ un d<m Einzelnheiten ausgegangen, wie sie mir in den Ueberresteu 
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des thatsäcliliclieii Reelitslebens entgegentrateii, Miclite ich von diesen aus die 
allpenieine Regel zu finden, ohne vielfach schon zu wissen, ob diese einem 
•Satze des longobardischen oder dos römischen Rechtes genauer entsprechen 
würde, so dürfte die sich daraus ergebende volle Unbefangenheit der For- 
schung in mancher Richtung die -Siclterheit der Ergebnisse gefördert haben. 
Nicht minder bezweifle ich, dass solches Ilerantreten an die Eiuzelnheit4;n 
ohne genügende Kemitniss des Gesammtgebietes zu entschiedenen MissgriflTen 
geführt haben wird. Aber ich denke, man wird es gerechtfertigt finden, dass 
ich mich diu’cli die Furcht vor solchen Missgriffen nicht bestimmen Hess, 
manche Gegenstände, welche mir nahe traten, lieber überhau[>t unerörtert zu 
lassen. .Sollten diese Mis.sgriffe auch zahlreicher sein, als ich voraussetze, so 
scheint mir das dem 'Werthe einer Arbeit kaum wesentlichen Eintrag zu thun, 
welche gerade in die.ser Richtung nicht abschlies.«en, nur auf bisher weniger 
Beachtetes hinweisen, zur weitern Untersuchung dt*sselben anregen soll. Da 
halte ich die aufgewandte Mühe keineswegs für verloren, wenn auch die näch- 
sten Ergebnisse sich vielfiK-h als unhaltbar erweisen sollten ; es scheint mir 
schon das von Werth zu sein, dass liier manche Dinge überhaupt einmal zur 
Erörterung gebracht, dass irgendeine, wenn auch nicht sogleich die richtige 
Ansicht darüber geäussert, dass insbesondere die Zeugnisse aus einem ziem- 
lich reichhaltigen Queilenmateriale dafür aufgesucht und durchweg in wört- 
licher Fassung mitgetheilt wairden, so dass es Berufenem auch da. wo meine 
Aufias.simg nicht stichhaltig sein sollte, nicht zu .schwer fallen wird, sich selbst 
ein richtigeres Urtheil über die .Sache zu bilden. Dafür sind denn auch wieder 
viele (Jegenstöude behandelt, in welchen ich mich nicht so leicht zurecht ge- 
funden haben würde, wäre ich mit vorwiegend juristischer Vorbildung an die 
Arbeit gegangen, welche dem Juristen, auch wenn er sich mehr mit der ge- 
schichtlichen .Seite der Wissenschaft befasst, ferner zu liegen pflegen ; welche 
dennoch auch gerade vom rechtsgeschichtlichen Gesichtspunkte aus einer Er- 
forschung duridiaus bedurften, sollte das genauere Verfolgen jener tiefgreifen- 
den Umgestaltungen des italienischen Rechtslebens nicht gehindert sein durch 
unzureichende Kenntniss der einschlagenden Theilc der Verfassungsgeschichte. 
Und lege ich eft nur ganz vorläufige Ergebnisse vor, habe ich die Untersu- 
chung, weil die verschiedensten Gründe mich zum Abschlüsse der Arbeit be- 
stimmten, vielfach abgebnxdien mit dem vollen Bewusstsein, dass die Ergeb- 
nisse auch für nächste Zwecke noch ganz unzureichend seien, so sind dafür 
wieder andere Forschungen weit genug durchgeführt, um solchen, welche etwa 
nur einen oder andern Gegenstand wiederaufnehmeu oder eiuschlagende .Stoffe 
bearbeiten, als nächste Grundlage durchaus genügen zu können. 

Wie die Arbeit über den Reichsfürstenstand, so ist auch die.se entstanden 
nicht auf Grundlage eines von vornherein festgestellten Planes, sondern durch 
allmählige Erweiterung einer Einzeluntersuchung. Manches, was ich dort im 
Vorworte sagte, kann daher auch ftir diese Arbeit gelten. Insbesondere auch, 
was die .Ausnutzung des Materials betriffl. Auf möglichst vollständige Be- 
nutzung der Geschichtschreiber habe ich weniger Werth gelegt, sie vorzüglich 
nur herangezogen, wenn ich dazu besonders veranlasst war. Dagegen ist von 
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mir bekamiteii Urkumlenwerken, in welclien icii irgend auf Ausbeute rechnen 
durfte, nur ein oder anderes, weil es mir unerreichbar war, gänzlich unbenutzt 
geblieben. Aber freilich konnte ich nicht alles, was ich benutzte, auch nur fiir 
die nächsten Zwecke ausnutzen. Nur was ich selbst besass oder in den hiesigen 
Bibliotheken vorfand, konnte ich bei der Arbeit dauernd zur Hand haben ; 
aber es war das verhältnissinässig wenig. Die freundliche Zuvorkommenheit 
Diemers als Direktors der UniversitäLsbibliothek zu Wien ermöglichte es mir 
dann, einzelne besonders wichtige Werke hier länger mit Müsse benutzen zu 
können. Aber fiir sehr viele wiir ich auf die Auszüge beschränkt, welche ich 
auf den Bibliotheken zu München und Güttingen, dann insbesondere bei län- 
genii und wiederholten Aufenthalte zu Stuttgart fertigte. Einmalige Durch- 
sicht kann immer die dauernde Benutzung nur ungenügend ersetzen. Insbe- 
sondere aber wird zu beachten sein, dass ich auf viele Punkte überhaupt erst 
nachträglich aufmerk.sam wurde, eine noclimalige umfassende Durchsicht des 
Materials nur fiir diese mir weder möglich gewesen wäre, noch die Mühe hätte 
lohnen können. Es schien mir daher nicht überflüssig, bei den einzelnen Er- 
örterungen mehrfach anzugeben, dass ich erst später auf sie eiugegangen sei, 
nur das mir nächstliegende Material fiir sie benutzt habe. Am meisten trifft 
das gerade den ersten Theil ; hier wurden nur die Abschnitte I. IV. X. XI. 
XU. von vornherein beachtet, und auch von diesen die beiden letzten erst 
später weiter ausgedehnt ; die übrigen wurden erst unmittelbar vor, U und III 
erst bei der letzten, im vergangenen .Sommer liegonnenen Ueberarbeitung fiir 
den Druck zugefiigt. Die folgenden Theile, wenigstens wie sie mir jetzt vor- 
liegen, beschäftigen sich allerdings mit Gegenständen, welche ich sogleich oder 
doch bald nach dem Beginne in den Plan der Arbeit aufuahm; doch kann sich 
freilich auch da immer die Nothwendigkeit ergeben, auf früher nicht Beachtetes 
nachträglich näher cinzugehen, wie das schon hier insbesondere beim Gross- 
hoQustitiar der Fall war. 

Notizen aus ungedrucktem Material verdanke ich insbesondere Wüsten- 
feld, der sich durch die bereitwilligste Mittheilung derselben, wie durch die 
Ertheilung einer Menge der werthvollsten Aufschlüsse ein ungleich höheres 
^'erdienst um diese Arbeit erworben hat, als ich das durch wenige gelegent- 
liche Hinweise in den -Vumerkungen bemerklich machen konnte. Abschriften 
migedruckter Urkunden verdanke ich insbesondere Cereda zu Cremona, der 
sich ja auch sonst schon so vielfach um deutsche Forschmigen verdient gemacht 
hat; andere wurden mir aus dom Codex Trevisanus und Astensis im .Staats- 
archive zu Wien durch Mitglieder des Seminars für österreichische Geschichte 
besorgt. So weit sich dieselben zur Einreihung in Böhmers Acta imperii nicht 
eigneten oder nicht von .Stumpf, dessen Vorarbeiten ich gleiclifalls manche 
Notiz entnehmen konnte, veröffentlicht werden, denke ich dieselben am .Schlüsse 
der ./Vrbeit zum Abdrucke zu bringen und ihnen eine .\nzahl schon gedruckter, 
aber besonders wichtiger oder schwer zu erreichender Gerichtsurkundeu zu- 
zufügen ; doch steht bezüglich dieser mein Plan noch nicht fest ; ich habe daher 
auch fiir sie nur auf die bisherigen Drucke verwiesen, während Verweisungen 
auf die Beilagen sich inmier auf bisher ungedruckte Urkunden beziehen. Die 
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sclilechtweg als ungedruckt bezeichneten Stücke lagen mir nur im Auszuge in 
den Vorarbeiten fiir die Fortsetzung von Böhmers Regesten vor. Zu beson- 
derm Danke fühle ich mich Pertz verpflichtet für die gütigst gewährte Er- 
laiibniss, die neue Ausgabe der longobardischen Rechtsiiuellen im vierten 
Bande der Leges in den Aushängebogen benutzen zu dürfen; die Einleitung 
ziim Liber Papiensis lag mir freilich noch nicht vor, doch war Bo rot ins so 
freundlich, mir brieflich alles mitzuthcilen, was zum VersUindnLsse seiner Aus- 
gabe dienen konnte. 

Die weitern .Vbschnitto der Arbeit, welche noch zwei Bände füllen dürften, 
liegen mir vollständig ausgearbeitet vor ; es sind freilich noch /.ahlreiehe Er- 
gänzungen zu verw(“rthen, einzelnes wohl noch ganz uinziiarbeiten ; doch hoffe 
ich, dass diese schliessliche l'eberarbeitung kaum viel mehr Zeit erfordern 
wird, als die Drucklegung ohnehin in .\nspruch nehmen dürfte. Der dritte 
Abschnitt wird von den \'orsitzenden im Reichsgerichte handeln, von den 
ältern Konigsboten der verschiedensten Art, den delegirten Richtern, ständigi'ii 
.\ppellationsrichtern, späteren Pfalzgrafen; dann insbesondere den Genei'al- 
li'gaten und Provinzialbeamten der staufischen Zeit, w'obei ich insbesondere 
auch auf eine dem nächsten Zwecke ferner liegende Erörterung über den Uebei'- 
gang der mittelitalienischen Reiehslande an die Kirche eingegangen bin. Der 
vierte beschäftigt sich mit den Beisitzern, insbesondere also den .ludices, den 
Königsrichtern und städtischen Richtern, der Verdrängung dieser durch jene, 
den Königsrichtern von Pavia und denen der Mark W'rona, den Judices und 
Causidici der Romagna und ihrem Einflüsse auf auswärtige Gerichte, dann 
mit den Hofrichtern und Grossliofrichtern der staufischen Zeit. Ln letzten Ab- 
schnitte werde ich dann die Frage untersuchen, in wie weit in Italien eine 
.Scheidung zwischen Richtern und l'rtheilern stattfand ; für das longobardische 
Reich, wie noch später für die longobardischen Fürstenthüiner glaube ich eine 
solche in Abrede stellen zu müssen; beim Nachweise des Uebergangs vom 
longobardischen zum fränkischen .System werde ich inslwsondere für die Ska- 
binen in lUilien eine der gewöhnlichen Annahme abweichende Bedeutung zu 
lx>gründen suchen; nach Darlegung der Verhältnisse, wie sie sich nach dem 
Uebergange ui Überitalien und im .Spoletinischen darstellten, werde ich auf 
das abweichende \’'erfahren in der Romagna und anderen römischen Gebiets- 
theilen näher eingehen und auf das wenige, was sich aus geistlichen Gerichten 
erhalten hat; ich werde es dann versuchen, näher nachzuweisen, wie das frän- 
kische System durch Formen verdrängt wurde, welche zunächst der Romagna 
entnommen, dann dem römischeii Rechte näher angepasst wurden, und wie 
sich in Folge dessen iin zwölften Jahrhunderte in den geistlichen, städtischen 
und Lehensgerichten, dann in den Reichsgerichten der verschiedensten Art 
das Urtheilen gestaltete. 

Ein alphabetisches LihalLsverzeichniss schien mir geeigneter dem Schlüsse 
der Arbeit Vorbehalten zu werden. Um Nachträge zu vei'ineiden, würde an 
und für sich auch das VcrzA’ichniss der abgekürzt angeführten Werke dort 
die geeignetere Stelle finden, zumal manche derselben in diesem Bande 
noch nicht benutzt wurden ; doch gebe ich es schon jetzt, damit der vor- 
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läufige fieliraucli der ersten Bände nielit durch die starken Abknivungen 
erschwert werde. 


Eine Arbeit, bei der icli mich fortwährend insliesondere auch darauf hin- 
gewiesen sah, die Zustände Italiens in der Zeit, wo unter den frühem .Staufern 
der .Scliwerpunkt der Kaiserinacht noch in Deutschland lag, mit ilenen einer 
spätem zu vergleichen, wo Italien von .Sizilien ans beherrscht wurde, musste 
mir natürlich die mannichfachste Gelegenheit bieten zu wieilerholter Prüfung 
der in meinen Vorlesungen über das Kaiserreich ausgesprochenen .Vnsicht, 
dass der Zerfall Deutschlands nicht an das Bestehen des über die Nation 
hinausreichenden Kaiserreiches anzuknüpfen .sei, dass insbesondere auch noch 
in den Zeiten des ersten Friedrich die .Macht des deutschen Herrschers auf so 
festen Grundlagen beruhte, dass bei einem Fortbauen auf denselben alles andere 
eher vorauszusehen war, als Zerfall und .Schwäche ; dass es erst die durch den 
Erwerb des sizilischen Königreich herlH'igeführte, völlig veränderte .Stellung 
des Kaiserthums gewesen sei, welche das Kaiserreich und damit Deutschland 
zemüttete. Wie ich das bezüglich einer Einzelfrage S. 372 n. 6 ausdrücklich 
bemerkte, wie sich das für eine Reihe anderer Punkte im zweiten Bande er- 
geben wird, habe ich dabei keine Veranlassung gefunden, auch nur eine der 
früheren, mit diesen Untersuchungen irgend näher zusammenhängenden Be- 
hauptungen zurückzunehmen, welche ich freilich von vornherein, da mir die 
bezüglichen italienischen Verhältnisse damals weniger bekannt waren, nur .sehr 
vorsichtig aufgestellt hatte. Wohl aber würde ich jetzt in der Lage sein, meine 
Ansicht durch manches gewichtige, mir damals noch nicJit aufgefallene Mo- 
ment weiter begründen zu können. 

Darauf in der Arbeit selbst häufiger hinzuweisen oder etwa nochmals zu- 
sammenhängend darauf zurückzukommen, dazu fehlte mir bis jetzt die Ver- 
anla.ssung. Allerdings hat v. .Sybel in .seiner Schrift über die deutsche Nation 
und das Kaiserreich gerade jene .\n.sicht aufs bestimmteste bestritten. .Aber 
ihm gegenüber habe ich sie bereits in einer Gegenschrift über deutsches Kö- 
nigthum und Kaiserthum zu vertheidigen gesucht. Der Gegner hat nie darauf 
geantwortet; ob er selbst noeb an die für seine Beweisfiihnmg nothwendige 
Jammergestalt des ersten Friedrich glaubt, wenn er je ern.stlich an dieselbe 
geglaubt hat, weiss ich also nicht, jkber weitern Unfug hat das Erscheinen 
dieses Zerrbildes in unserer Geschichtslittcratur, so weit ich das übersehe, 
nicht angerichtet, trotz des Umstandes, dass es gerade durch einen .so nam- 
haften Gelehrten heraufbeschworen war. War das nicht ungeschrieben zu 
machen, was friiher von anerkannten Forschern über die Zeit geschrieben war, 
welche V. Sybel als eine Zeit vollständigster Ohnmacht der Refclisgewalt zu 
bezeichnen sich genütliigt sah, so haben sich da auch .Spätere nicht beirren 
lassen; und sind darunter solche, welche meines Wi.ssens den politischen An- 
sichten des Gegners wesentlich beistimmen dürften, so ist das gewiss ein höchst 
erfreuliches Zeugniss dafiir, dass die lockende Lehre von der Verarbeitung der 
Geschichte nach politischen und sittlichen Prinzipien die Unbefimgenheit der 
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Forschung doch weniger zu trüben vermochte, als nach solchem Vorgänge 
vielleicht zu befürchten war. Es sind gerade über diese Zeit seitdem eine Reibe 
eingehender Arbeiten erschienen ; in keiner, so weit ich sehe, findet die Auf- 
fassung des Gegners eine .Stütze, wird die ineinige bestritten ; wer dieselben 
irgend genauer verfolgt hat, weiss auch, auf wie manches unumwundene Zeug- 
niss für meine Behauptungen ich da würde hinweisen können. Es mag ge- 
nügen, das Zeugniss dessen anzuführen, der sich am längsten und eingehendsten 
mit dieser Zeit beschäftigt hat ; stimmt die ganze Auffassung bei Reuter, Ge- 
schichte Alexanders III., we.sentlich mit der meinigen überein, so .sagt er 3, 335 
gerade bezüglich des fraglichen Punktes; „Ich kann es nur für eine Verge- 
waltigung an der Geschichte halten, wenn ein geistreicher Historiker der Ge- 
gimwart, welchem ich ungern widerspreche, em Bild der Ohnmacht des grossen 
Staufen gezeichnet hat, dessen Farben nicht der beglaubigten Ueberlieferung 
entnommen sind;“ er führt dann Stellen der Ueberlieferung auf, welche ins- 
gesammt gegen v. Sybel zeugen, und setzt liinzu: „Durchaus unwiderlegbar 
ist die gegnerische Erörterung bei Ficker, Das deutsche Königthum und Kai- 
serthum. “ Werde ich danacli sagen dürfen, dass die Darstellung der That- 
sachen, von der aus v. Sybel meine Ansicht bestritt, als irrig anerkannt und 
dauiit wenigstens seine Beweisführung mUsluugeii ist, so mag es sein, dass 
sich gegen meine Behauptungen andere, von mir nicht beachtete Thatsachen 
geltend machen lassen, oder dass auch auf Grundlage der von mir und anderen 
anerkannten thatsächlicheu Lage diese Dinge doch von einem andern, als dem 
von mir vertretenen Gesichtspunkte aufgefasst werden können. Aber ich weiss 
nicht, dass das von irgend jemandem bestimmter versucht wäre, und habe 
daher zunächst keine Veranlassung gefunden, in meiner Arbeit auf jene Streit- 
frage Bezug zu nehmen. 

Ueberhaupt würde ich mich kaum veranlasst gefühlt haben, auf die Sache 
nochmals zurückzukommen, wenn es sich dabei nur um die wissenschaftliche 
Kontroverse gebandelt hätte. Ob da der Gegner seine Behauptungen gegen 
meine Zurückweisung weiter vertheidigen wollte oder nicht, war einfach seine 
Sache; auch wo das mit mehr Hoffnung auf Erfolg, als mir hier der Fall zu 
sein scheint, geschehen könnte, würde ich es sehr begreiflich finden, wenn 
jemand nicht Lust hat, seine Zeit einer weitem Erörterung von Fragen zu 
widmen, welche für ihn vielleicht nur eine untergeordnete Bedeutung haben. 
Wenn es dem Gegner weiter beliebte, meine Behauptungen in einer von weg- 
werfender Geringschätzung und Grobheit strotzenden Form zu bekämpfen, 
welche nur noch übertroffen wurde durch die bekannte „lumpige“ Bemerkung 
in der Sitzung des preusskehen Abgeordnetenhauses vom 5. September 1862 
(vgl. 0. Klopp, Kleindeutsclu? Geschichtsbaumeister S. III), so war mir das 
höchst gleichgültig; hat sich solcher Form des Angriffs jemand zu schämen, 
so ist es gewiss nicht der Angegriffene. Dem Gegner hat es aber weiter be- 
liebt, die Ehrlichkeit meiner Polemik und die Aufrichtigkeit meiner geschicht- 
lichen Ueberzeugung zu verdächtigen; und das ist allerdings ein Punkt, bei 
dem wenigstens für mich die Gleichgültigkeit durchaus aufliört; man wird 
es mir nicht verübeln können, wenn ich darauf znrückkomme, wie sich 


Digitized by C iO( 


Vorrede. 


XVII 


bezüglich dieser gauz persönlichen Seite der Angelegenheit der Sachverhalt 
herausgestellt hat. 

Es hat dem Gegner gefallen, mich der Ersclileichung zu beschuldigen, 
weil ich behauptet hätte, er habe bei seiner Festrede über die neueren Dar- 
stellungen der deutschen Kaiserzeit an eine Nutzanwendung auf modenie 
Streitfragen gedacht, was in keiner Weise der Fall gewesen sei. Ob da von 
einer Erschleichung die Rede sein durfte, wenn meine Behauptung sich aucli 
nur auf die allgemeine Sachlage hätte stützen können, kann ich ganz bei Seite 
lassen. Denn ich war da in der höchst angenehmen Lage, der Vergesslichkeit 
des Gegners dadurch zu Hülfe kommen zu können, dass ich ihn S. 8 meiner 
Gegenschrift auf die Stelle seiner Festrede verwies, wo er selbst in aller 
Offenheit ausspricht, dass er bei der Erörterung gerade dieses Gegenstandes 
nicht allein an moderne Streitfragen denke, sondern ihm dieselbe gerade dieses 
Zusammenhanges wegen um so wichtiger scheine. Ist das richtig oder nicht? 
Und wo bleibt denn da die Erschleichung? 

Dagegen hat nun, von anderm abgesehen, v. Sybel an dem Punkte, wo 
ihm meine Ansichten am unbequemsten gewesen zu sein scheinen, sieh .statt 
eines Gegenbew'eises mit der Behauptung begnügt, dass ich die Zeiten Gre- 
gors VII und Innocenz III als gesunde Blüthe des deutschen Reiches feiere, 
dass mir die damaligen Zustände lobenswerth erschienen, weil sie zur päbst- 
lichen Weltherrschaft geführt hätten; er sucht damit meine Ansicht als Pro- 
dukt ultramontanen Eifers hinzustellen und die Aufrichtigkeit der von mir 
ausgesprochenen wissenschaftlichen Ueberzeugung zu verdächtigen. Wie er 
seinerseits dabei mit der geschichtlichen Wahrheit umgesprungen ist, habe ich 
S. 71 ff. dargelegt. Wie er dabei mir gegenüber jede Ehrlichkeit der Polemik 
bei Seite gelassen hat, habe ich S. 80 ff. genauer angegeben. Um meine Be- 
weisführung in der ilim zusagenden Weise verdächtigen zu können, hat er sich 
nicht etwa mit blossen Erschleichungen begnügt ; er hat frischweg zu einer so 
plumpen Unwahrheit gegriffen, dass mir dieselbe noch jetzt ein psychologisches 
Räthsel sein würde, wenn ich annehmen müsste, er habe dabei irgend auf 
Leser gerechnet, die auch nur halbweg im Stande seien, seine Behauptungen 
zu prüfen. Einer Darstellung gegenüber, bei welcher gerade der Schwerpunkt 
der ganzen Beweisführung auf den von mir versuchten Nachweis fiel, dass 
allerdings in der letzten Zeit vor Innocenz ein genügendes Gleichgewicht vor- 
handen war, dieses aber in Folge der sizilischen Erwerbung, also genau zur 
2^it Innocenz's, aufs gründlichste zerstört und damit die Macht des Reichs 
aufs tiefste erschüttert war, — einer solclien Darstellung gegenüber hat der 
Gegner die Stirne, einfach zu behaupten, dass ich das System und die Zeit 
Innocenz's als organisches Gleichgewicht und gesunde Blüthe des deutschen 
Reichs bezeichne. Ich habe das S. 82 erklärt für „eine Unwahrheit, welche 
ich weder durch Unkenntniss, noch durch Naclilässigkeit irgendwie zu erklären 
wüsste, von der ich nur annehmen kann, dass der Gegner sich ihrer durchaus 
bewusst war, als er sie niederschricb;“ ich sah mich also genöthigt zu be- 
haupten, dass ich nach bestem Wissen nur annehmen könne, der Gegner habe 
zu einer Lüge gegriffen, um meine wissenschaftliche Aufrichtigkeit auf Grund- 
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Jage derselben verdäclitigeii zu liüunen. Zu sululier Beliauptung liabe iuli inicli 
nur ungern ini Interesse der eigenen Vertlieidigung genötliigt gesellen. Ich 
würde sie bereitwilligst zurückgenuinnien oder muditizirt haben, wenn mir die 
Zulässigkeit anderer Auffassung nachgewiesen wäre. Kann ich sie nur wieder- 
holen, so ist das nicht meine Schuld. 

Der Gegner hat mir auch darauf nichts geantwortet. Was ich sagte, mag 
ihm sehr gleichgültig gewesen sein. Aber dann hat es mich nur gewundert, 
dass V. Sybel sich in der Allg. Zeitung von 1866 Mai 1 1 mit einiger Erregt- 
heit gegen einen andern, inzwischen, wenn ich mich in der Person nicht 
täuschte, verstorbenen Gegner wandte, weil dieser behauptet hatte, er suche 
die Ereignisse in der Weise darzustellen, welche seinen politischen Zwecken 
am besten entspreche, und dass v. Sybel das als Verdächtigung seiner wissen- 
schaftlichen Wahrheitsliebe bezeichnete. Nun, wesentlich dasselbe glaubte 
auch ich behaupten zu dürfen ; nur hätte ich freilich nicht erwartet, dass der 
Gegner das als eine Verdächtigung aufiassen wurde. Denn ich wenigstens 
habe mich da nicht blos an Einzelialle gehalten, wie sie S. 63 ff. 98. 123 
meiner Schrift, hervorgehoben sind. Mag da die Entstellung der Thatsacheu 
noch so sehr auf der Hand liegen, möglicherweise kann diese ja immer eben 
so wohl in ungewöhnheher Unkenntniss, als in ungewöhnlicher Willkür ihren 
Grund haben ; und so sehr ich mich dagegen verwahren müsste, erstere dem 
G^ner hier irgendwie zuzutrauen, so handelt es sich da doch immer um eine 
zunächst nur subjektive Ansicht Uber die mögliche Gränze der Unkenntniss, 
wird es immer misslich bleiben, auf solcher Grundlage die Behauptung will- 
kürlicher Entstellung unbedingt liinzustellen. Aber ich hatte es ja gar nicht 
nöthig, mich auf die Praxis des Gegners zu berufen, da derselbe sich tlieo- 
retisch bcstinunt genug darüber ausgesprochen hat; die von ihm gestellte For- 
derung der Verarbeitung des geschichtlichen Stoffes nach politischen und sitt- 
lichen Prinzipien, auf welche ich mich S. 11-27 näher eingelassen, erhebt ja, 
wenn es sich da nicht um eine ganz inhaltlose Phrase handeln soll, die willkür- 
lichste Geschichtskonstruktiou geradezu zur Methode. Diese seine Anweisung 
hat der Gegner weder zurückgezogen, noch irgendwo naebgewiesen, dass ich 
mich bei Würdigung derselben getäuscht habe. Ob er da mich und andere 
eines Bessern belehren will oder nicht, ist natürlich seine Sache; aber so lange 
er das nicht gethan hat. Ist es doch wunderlich, wenn er die Annahme, er sei 
nach seiner eigenen theoretischen Anweisung auch praktisch vorgegangen, als 
Verdächtigung bezeichnet. 

Ich würde nach fast seclis Jahren auch auf jene mehr persönliche Seite 
der Sache nicht zurtickgekommeu sein, wenn nicht ein besonderer Umstand 
mir das nahe legte. Als v. Sybels Schrift erschienen war, fand die ihm ge- 
neigte politische, wie wissenschaftliche Tageslitteratur nicht Worte genug, 
hervorzuheben, wie gründlich er mich vernichtet habe, insbesondere natürlich 
auch der ausgegebenen Losung gemäss meinen kirchlichen Standpunkt be- 
tonend. Um so auffallender war denn nachher das Schweigen ; von der Schrift 
V. Sybels war zunächst nicht mehr die Rede ; und doch wäre ja gerade jetzt, 
wo Gegeiischrifteü gegen dieselbe erschienen waren, die beste Gelegenheit zum 
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Nacliweisp geboten gewesen, dass v. Sybels Auftassiing wirklich, wie er sich 
aiisdrückte, weder Hiebe noch Stiche zu fürchten habe. Wenn man auf die . 
Benutzung dieser Gelegenheit verzichtete, so weiss ich mir das nur daraus zu 
erklären, dass das Todtschweigen der Gegenschriften entweder im Wunsche 
des Gegners lag oder man wenigstens glaubte, seinen Wünschen dadurch zu 
begegnen. Dieses Todtschweigen wurde denn auch mit solchem Erfolge in 
Szene gesetzt, dass die Gegenschriften selbst für solche Blätter nicht vor- 
handen waren, welche ihrer Aufgabe nach und im Interesse ihrer Leser sich 
einer Kenntnissnahme kaum hätten entziehen dürfen. Denn mochte man da 
die wesentlich polemischen Schriften von Klopp und mir zu wenig beachtens- 
werth finden, so konnte das doch kaum der Fall sein bei der Schrift von 
V. Wydenbrugk, bei der der polemische Cliarakter kaum hervortritt, welche 
die Entwicklung der deutschen Dinge ganz selbstständig verfolgend eine Fülle 
der anregendsten Gedanken bietet. 

Nur dieses Vorgehen hat mich veranlasst, hier auf die Sache zurückzu- 
kommen. Ganz abgesehen von der wissenschaftlichen Kontroverse selbst hatte 
ich in meiner Vertheidigung Einsprache erheben müssen gegen eine Unehr- 
lichkeit der Polemik, wie sie so nackt selten zu Tage getreten sein mag, hatte 
dagegen im Interesse der gewiss allseitig gewünschten Einhaltung von Würde 
und Aufrichtigkeit bei wissenschaftlicher Polemik Berufung eingelegt an da.s 
Billigkeitsgefuhl gerade solcher, welche übrigens der Auffassung des Gegners 
näher stehen. Lag es etwa im Wunsche des Gegners oder seiner Freunde, 
eine weitere Erörterung der persönlichen Seite der Sache abzuschneiden, wie 
das meinen Wünschen durchaus entsprochen hätte, so hätte ich danach wohl 
erwarten dürfen, dass, wenn der Gegner selbst es vorzog, sich da nicht weiter 
zu äussern, wenigstens ein anderer, der nicht von vornherein auf meiner Seite 
•stand, bei Besprechung meiner Schrift die Gelegenheit wahrgenommen hätte, 
mir in dieser Richtung gerecht zu werden, mir zu verstehen zu geben, dass 
man auch da, wo man in der Sache die Auffassung des Gegners theile, doch 
die Weise seiner Polemik gegen mich nicht billige. Es würde mir das durchaus 
genügt haben, um meinerseits die Angelegenheit nicht mehr zur Sprache zu 
bringen. Muss ich jetzt annehmen, dass meine Vertheidigmig in solchen Krei- 
•sen, wo man nicht von vornherein auf meiner Seite stand, wo in die.ser Rich- 
tung allem ein Ui'theil für mich von Werth gewesen wäre, völlig unbeachtet 
blieb, dass man dort wohl vom Angriff, nicht aber von der Vertheidigung 
Notiz nahm, so wird es jeder begreiflich finden, wenn ich in meinem und wohl 
anch anderer Interesse bei der ersten sich mir bietenden Gelegenheit auf meine 
zum Todtschweigen verurtheilte Vertheidigung nochmals zurückkomme. Dass 
ich diese Verurtheilung hart empfunden hätte, könnte ich freilich nicht sagen ; 
Ungeduld ist meine schwache Seite nicht, und es genügt mir in der angegebe- 
nen Richtung auch das vollkommen, dass ich jetzt auf die bezüglichen Be- 
hauptungen meiner Vertheidigung mit dem Bemerken zurückweisen kann, dass 
sie ohne allen Widerspruch geblieben sind. 
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Dass die V'eröfl’entlichuiig meiner, zunächst die deutschen Verhältnisse 
ins Auge fassenden Furschungeu über den Reichsfürstenstand durch diese 
Arbeit voraussichtlich noch einige 2^it hinausgesclioben werden wird, hat für 
mich manches Missliche. Von andemi abgesehen insbesondere auch desshalb, 
weil ich in den Arbeiten, welche ich inzwischen veröffentlichte, manche von 
der bisherigen Ansicht abweichende Behauptung aufstellte, zu der ich mich 
nach dem Ergebnisse jener Forschungen berechtigt hielt, deren nähere Be- 
gründung sich aber erst aus der Veröffentlichung derselben ergeben würde. 
Ich habe wohl die Freude gehabt zu sehen, dass solche Behauptungen Andere 
zu genauerer Untersuchmig des Gegenstandes anregten oder dieselben durch 
unabhängig davon unternommene Arbeiten ihre Bestätigung fanden. Andere 
•sind nicht ohne Einsprache geblieben ; und dann wäre es mir freilich doppeltes 
Bedürfniss gewesen, sic baldmöglichst näher begründen zu können. Auch 
wenn es sich dabei mehr um Einzelnheiten handelt, wie etwa in dem $ 135 
n. 3 hervorgehobenen P'alle, wird es, auch wenn sich Gelegenheit bietet, das 
nochmals zu berühren, doch oft nicht möglich sein, es dem erhobenen Ein- 
wande gegenüber genügend zu begründen ; das Gewicht der Gründe* wird oft 
nur im Zusammenhänge der umfassendem Untersuchung zu gebührender Gel- 
tung gebracht W'erdon können. Noch weniger ist das natürlich möglich, wo es 
sich nicht so sehr um einzelne Thatsachen und Zustände handelt, als um die 
Ge.sammtauffassnng derselben. 

In dieser Richtung würde ich insbesondere zwei Schriften zu beachten 
haben. Zeigt sich in der gedankenreichen .Schrift v. Wydenbrugk’s über die 
deutsche Nation und das Kaiserreich durchgehends eine grosse Uebereinstini- 
mung mit der eigenen Ansicht, so musste mir natürlich der daneben mehrfach 
hervortretende Gegensatz der Auffassung doppelt beachtenswerth erscheinen. 
Ich habe wohl daran gedacht, hier darauf bestimmter einzugehen. Aber einer 
Schrift gegenüber, welche sich nur vereinzelt ausdrücklich gegen eine meiner 
Behauptungen wendet, sich durchweg darauf Iteschränkt, die eigene, bald zu- 
stimmendc, bald abweichende Ansicht selbstständig zu entwickeln, zeigte es 
sich an und ftlr sich schwer durchführbar, einzelne Punkte herauszugreifen, 
um sie ausserhalb des grossem Zusammenhanges nochmals zu erörtern. Es 
kommt hinzu, dass die Schrift gleichzeitig mit meiner Abhandlung über deut- 
sches Künigthum und Kaiserthum entstand und auf die in dieser gegebenen 
Erläuterungen noch nicht Rücksicht nehmen konnte ; und konnte ich aus dem- 
selben Gmnde die Einwendungen v. Wydenbrugk’s damals noch nicht beachten, 
so dürfte sich da trotzdem bereits ergeben haben, dass in manchen Punkten 
meine Auffassung thatsächlich weniger abweicht, als mehie erste Schrift das 
vielleicht annehmen lässt. Auf manches werde ich in anderer Verbindung zu- 
rückkommen können ; einzelnes war ohnehin in den folgenden Erörterungen zu 
berühren, wenn diese sich auch zunächst auf Einwendungen von anderer Seite 
beziehen, auf welche einzugehen mir näher gelegt war, weil sie nach Kennt- 
nissnahme meiner beiden bezüglichen Abhandlungen erfolgten und unmittelbar 
gegen einzelne meiner Behauptungen gerichtet waren. 

Es handelt sich da um Einwendungen, welche Roth in seiner Schrift 
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über Feiidalität und Unterthanenverband .S. Iti ff. schon vor einigen Jahren 
gegen von mir geäusserte Ansichten erhoben hat. Je hohem Werth ich der 
Anerkennung beilege, welche anderen Ergebnissen meiner Forschungen gerade 
von dieser Seite zu Theil geworden ist, um so lebhafter hätte ich gewünscht, durch 
eingehendere Erörtenmg der hier erhobenen Einwendungen alsbald zeigen zu 
können, wie grosses Gewicht ich denselben beilege, .\eiissero, zum Theil früher 
angedeutete Umstände, insbesondere die Ausdehnung, welche diese italienischen 
Forschungen gewannen, hielten mich davon ab, das im Anschlüsse an eine 
selbstständige Untersuchung über die landrechtlichen Befugnisse des deutschen 
Königthumes zu thun, wie das anfangs in meiner Absicht lag. Wenn ich mich 
nun hier auf jene Einwendungen einlasse, so mag das auch desshalb nicht 
ungeeignet er.«cheinen, weil es sich da um Dinge handelt, welchen doch auch 
die hier begonnenen Untersuchungen mehrfach nahe treten werden, weil schon 
das mir eine nähere Veranlassung bieten muss, mich darüber auszusprechen, 
in wie weit ich jenen Einwendungen gegenüber an meiner frühem Ansicht 
glaube festhalten zu dürfen. 

Werde ich mir dabei gewisse Gränzen setzen müssen, werde ich es auch 
hier nicht umgehen können, manches nur anzudeuten, was ich später hoffe 
genauer begründen zu können, so würde mich das abschrecken, wenn ich nicht 
glaubte, dass es sich vielfach weniger um die Nothwendigkeit einer Verthei- 
digung, als einer Erläuterang meiner Ansichten handelte. Denn ein so be- 
stimmter Gegensatz der Ansichten, wie ihn die Erörterung Roths voraussetzt, 
dürfte da in Wirklichkeit kaum bestehen. Mit dem meisten, was R. sagt, fühle 
ich mich vollkommen einverstanden. Scheint ihm ein solches Einverständniss 
nach Massgabe des früher von mir Gesagten weniger vorhanden zu sein, so 
wird da vielfach die .Schuld an mir liegen, insofern ich mich über manchen 
Punkt nicht klar genug ausgesprochen haben mag. Es wrd in dieser Richtung 
eben zu beachten sein, dass die beanstandeten Behauptungen von mir zunächst 
nur im Hinblicke auf eine bestimmte entgegenstehende Auffassung aufgestcllt 
oder vertheidigt wurden, dass ich dabei weniger eine allseitigc Begründung, als 
eine Begründung nur nach einer Seite hin im Auge hatte, dass so natürlich 
manches unberührt blieb oder weniger scharf gefasst wurde, was dazu hätte 
dienen können, sie auch einem andeni Zusammenhänge gegenüber genügend 
klar und begründet erscheinen zu lassen. Denn nicht im Zusammenhänge mit 
der mich damals beschäftigenden Frage, ob die Auflösung Deutschlands nöthige 
Folge des Kaiserthums als solchen gewesen sei, berücksichtigte R. meine An- 
sichten ; Veranlassung, auf sie einzugeilen, scheint ihm insbesondere die An- 
nahme geboten zu haben, dass ich Erscheinungen, welche erst Folgen der in 
karolingischer Zeit anfgekommenen Feudalität gew'esen seien, auf eine den 
Deutschen von jeher eigenthümliche .Staatsauffassung zurückführen wolle. 
Meine Aeusserungen mochten ihm aus dem angedeuteten Grunde eine solche 
Annahme nahe legen ; aber dann sind sie unklar ausgesprochen oder unrichtig 
anfgefasst, da ich mich in diesem Hauptpunkte mit seiner Ansicht nicht im 
Widerspruch fühle. In manchem scheint dann freilich wirklich ein GegensaU 
der Ansichten vorzuliegen. Doch dürfte es sich auch da vielfach um keinen 
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unbedingten, unvereinbaren Ogensatz handeln, nicht uni die Richtigkeit der 
einen, die damit zufaminenfallende Unrichtigkeit der andern Ansicht. Gerade 
da, wo weniger die Einzelthatsachen, als die Auffassung einer Gesanimtent- 
wicklung in Frage steht, wird der vorsichtigste Forscher sich kaum von einer 
gewissen Einseitigkeit frei halten können, die dadurch herbeigeführt zu werden 
pflegt, dass auf sein Urtheil doch vorzugsweise die Beachtung gewisser Zeiten, 
gewisser Verhältnisse einwirkt, mit denen er sich lange und eingehend be- 
schäftigte; die Auffassungen, welche ihm da liesonders nahe gelegt sind, wer- 
den doch zu leicht zu einer, nicht geradezu unrichtigen, aber doch einseitigen 
Beiutheilung anderer Zeiten, anderer Verhältnisse führen können. Bezüglich 
der eigenen Auffassungen wenigstens gebe ich mich da keiner Täuschung hin ; 
eine spätere Ausdehnung der eigenen Forschungen, die Beachtung der Ergeb- 
nisse der Forschungen Anderer haben mir das zu oft nahe gelegt. Während 
nuu für R. zunächst die Zeiten der Merovinger und Karolinger den Ausgang 
bildeten, war es für mich die staufische Periode, mit der ich mich vorzugsweise 
beschäftigte; und während die Forschungen R’s vor allem die Feudalität ins 
Auge fassten, hatte ich Veranlassung gefunden, insbesondere solchen Verbän- 
den innerhalb des Reichs und ihrem Einflüsse auf die Reichsverfassung nach- 
zugehen, welche zur feudalen Entwicklung derselben in keinem näheren Zu- 
sammenhänge stehen. Und da wird es von vornherein kaum so unwahrscheinlich 
sein, dass der Glegensatz sich vielfach nur ergeben hat aus zu einseitiger Be- 
tonung gewisser Gesichtspunkte von dieser und jener Seite, dass beide An- 
sichten relativ richtige sein können, dass die weitere Erläuterung der eigenen 
Ansicht unter Beachtung des Standpunktes des Gegners den vorliegenden 
Gegensatz doch wenigstens abschwächen, wenn nicht ansgleichen dürfte. 

Mit dem Ergebnisse der Forschungen R’s, welche für ihn den nächsten 
Ausgangspunkt bei Besprechung dieser Dinge bildeten, bin ich wenigstens so 
weit, als das hier irgend in Frage kommen kann, durchaus einverstanden. Ich 
bezweifle in keiner Weise, dass in den altgermanischen Reichen der Unter- 
thanenverband die Grundlage der Verfassung bildete, dass die Feudalität nicht 
auf eine eigenthümliche gennanische Auffassung des .Staats zurückgeht, son- 
dern ein Ergebuiss besonderer Verhältnisse der fränkischen Zeit war. 

Ebenso einverstanden bin ich mit R. aber auch darin, dass es die zu- 
nächst durch das Feudalsystem begründete schlechte Verfassung war, wdche 
die Auflösung Deutsi.-hlands bewirkte. Ohne dasselbe wären ans den Reichs- 
beamten nicht Landesherren geworden ; und das war doch vor allem das ent- 
scheidende. Erschöpft die Veiwandlung der Aemter in Lehen auch nicht den 
Einfluss des Feudalismus auf die Verfassung, so ist das doch die hier vor- 
zugsweise massgebende .Seite desselben, auf deren Beachtung ich mich werde 
beschränken dürfen. 

Es ist demnach gewiss richtig, wenn R. den Forschungen über die An- 
fänge jenes .Systems die massgebendste Bedeutung für die Erkenntniss der 
deutschen Gesamnitentwicklung beilegt In der Verbindung aber, in der mir 
die Frage nach den Gründen des Zerfalles Deutschlands nahe trat, hatte ich 
keine Veranlassung, das Aufkommen oder Bestehen des Fendalsystemes zu 
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betonen. Nur dann wäre Veranlassung dazu gei>uttMi gewesen, wenn Gründe 
für die Annahme vorlägen, ohne das Kaiserthuin würde die Feudalität in 
Deutschland keinen Eingang gefunden haben. Ich wüsste sulche nicht geltend 
zu machen. Denn es handelt sich da ja keineswegs um eine Eigenthümlichkeit 
der deutschen Entwicklung. Es handelt sich um ein System, das in allen 
christlichen Reichen zeitweise die Grundlage der Verfassung bildete, das in 
Deutschland noch ini zwölften Jahrhunderte sogar weniger bestimmend für 
dieselbe war, als in andern Reichen ; um ein .System, welches jeden andern 
.Staat eben so wohl zersetzen musste, wenn es sich in dauernder Geltung be- 
hauptete. In dem mir vorliegenden Zusammenhänge war das Entscheidende 
nicht das Bestehen, sondern das Fortbestehen des iSystems; denn das Be- 
sondere der deutschen Entwicklung liegt hier darin, dass der Feudalismus in 
Deutschland furtbestand, sogar erst zur vollsten Entfaltung gelangte, als man 
denselben in andern Reichen zu beseitigen wusste und wenigstens die Anfänge 
einer darauf gerichteten Entwicklung auch in Deutschland bereits hervorge- 
treten waren. Für mich musste die entscheidende Frage darauf gerichtet sein, 
wesshalb damals der Bruch mit dem Lehensstaate nicht gelang ; dass dieser 
auch in Deutschl 2 uid nothwendige Vorbedingung für eine gedeihliche Weiter- 
entwicklung der Verfassung war, habe ich, wie auch R. anerkennt, bestimmt 
genug hervorgehoben und damit doch ausgesprochen, dass auch ich in der 
durch den Feudalismus herbeigeführten schlechten Verfassung den letzten 
Gnmd für den Verfall Deutschlands finde. 

Ist bis dahin kein Gegensatz der Ansicht vorhanden, so sieht nun Roth 
S. 18 einen Widerspruch daiin, dass ich das Gelingen einer einheitlichen Ge- 
staltung im zehnten Jahrhunderte bezweifle, im dreizehnten für wahrscheinlich 
halte, dass ich es hier für Aufgabe des Königthums halte, die untergeordneten 
selbstständigen Gewalten zu beseitigen, während ich dort einer freien Bewe- 
gung der Theile das Wort rede. Es ist möglich, dass meine Angaben, bei 
welchen ich diesen Einwand nicht voraussah, die Annahme eines Widerspruches 
nahe legen konnten. Aber derselbe ist doch nur ein scheinbarer, ergibt sich 
nur dann, wenn man, wie R. dazu allerdings geneigt ist, die aus dem Feuda- 
lismus sich ergebende Auflösung der von mir betonten Selbstständigkeit der 
Theile gleichstellt. Um diese handelt es sich meiner Ansicht nach im zehnten, 
um jene im dreizehnten Jahrhunderte. Der scheinbare Widerspruch rührt 
daher, dass ich das eine für vereinbar, das andere für unvereinbar mit der 
nöthigen Einheit halte. 

Nun erkennt auch Roth S. 15 eine verscdiieden gestaltete Einheit an; 
auch er unterscheidet eine romanische Zentralisation, welche Einheit in 
Haupt- und Nebensachen voraussetzt, und ein germanisches Staatswesen, 
welches in den Hauptsachen einheitlich, iti Nebensacheu vielgestaltig orga- 
nisirt ist, welches .Selb.stregierung der Tlieile zulässt; nur sei diese germa- 
nische Selbstregierung mit der mittelalterlichen Selbstauflösung nicht zu 
verwechseln. Er scheint nun anzunehmen, dass ich bei dem, was ich als 
ein« dem germanischen .Staatsgedanken entsprechende .Selbstständigkeit der 
Theile bezeichne, viel weitergehende Forderungen stelle, Forderungen, welche 
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zu piner SelbstauflöKung fuhren niössen, ähnlich der, wie sie der Feudalismus 
gebracht hat 

Allerdings, soll hier der Ausdruck Selbstregierung betont und in engster 
Bedeutung gefasst werden, so erschöpft das die meiner Ansicht nach dem 
deutschen Wesen entsprechende Selbstständigkeit der Theile nicht Darf der 
Theil seine Angelegenheiten selbst verwalten, hat er sich dabei aber auch im 
geringfügigsten an die vom Ganzen gegebene Norm zu halten, erfolgt nur 
durch dieses die gesetzliche Regelung nicht blos der Hauptsachen, sondern 
auch aller Nebensachen, so schliesst die Selbstregierung doch die weitgrei- 
fendste Zentralisation nicht aus; können dabei thatsächlich die besondem 
Interessen der Theile immerhin gewahrt werden, so fehlt diesen doch jede 
Bürgschaft dafür. Das grössere Gewicht möchte ich da auf die Autonomie, 
auf das Rocht der Selbstgesetzgebung in allen Nebensachen legen ; es scheint 
mir der deutschen Auffassung zu entsprechen, dass dem Theile gestattet ist, 
sich selbst das Recht zu setzen in allen den Dingen, deren selbstständige und 
verschiedenartige Regelung das Interesse der Gesammtheit nicht verletzt, die 
Einheit in den Hauptsachen nicht aufhebt. Bei einer Gestaltung des öffent- 
lichen Lebens, welche möglichst alle Angelegenheiten in den Formen des Ge- 
richtes zu erledigen sucht, dann aber die Entscheidung über das, was Recht 
ist oder auch Recht sein soll, nicht dem Richter, sondern Genossen des be- 
züglichen Rechtskreises zuweist, mochten die .Sonderinteressen des Theils viel- 
fach auch dann genügend gewahrt erscheinen können, wenn etwa dieselbe 
Person, welche im Theile die Rechte des Ganzen wahmahm, zugleich dem 
Theile in der Besorgung seiner besondem Angelegenheiten verstand, so lange 
ihr die Norm, wonach sie diese zu verwalten hatte, nicht gleichfalls von oben, 
sondern von unten gegeben wurde. Halte ich auch die Verbindung von Selbst- 
regierung und Autonomie für das dem deutschen Wesen am meisten entspre- 
chende, so scheint mir mit diesem das Fehlen jener eher vereinbar, als das 
Fehlen dieser. Spricht sich nun R. über die Forderung der Autonomie in 
Nebensachen nicht bestimmter aus, so habe ich doch auch keinen Grund an- 
zunehmen, dass sie ihm für das germanische .Staatswesen unzulässig erscheint; 
begnügt auch er sich mit Einheit in den Hauptsachen, mit einer obersten 
Gewalt, die in den Hauptsachen selbstständig ist, so scheint mir bis dahin ein 
Gegensatz der Ansichten nicht vorzuliegen. 

Ein solcher könnte sich nun allerdings ergeben, sobald es sich um die 
Bestimmung der Hauptsachen einerseits, der Nebensachen andererseits handelt. 
Zunächst bin ich da mit R. .S. 18 vollständig einverstanden, dass die Haupt- 
s;ichen fest bestimmt sein müs.sen, dass, wenn das nicht der Fall ist, wenn die 
Obrigkeit etwa erst im Fall der Noth darüber unterhandeln soll, allerdings 
kein Staats- sondern ein Auflösungsgedanke vorliegt. Wenn ich solche Haupt- 
sachen nicht aufzählte, allgemeine Ausdrücke anwandte, so war das darin 
begründet, dass ich jene .Staatsauffassung mehr im allgemeinen charakterisirte, 
als ihre Anwendung auf einen Einzeltäll genauer verfolgte. Denn allerdings 
glaube ich, dass eine allgemeingültige Feststellung dessen, was da nothwendig 
als Hauptsache gelten muss, unmöglich ist, dass da je nach der Lage des 
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EinzelfalU hier ziemlich beschränkte Befugnisse des Ganzen vollkommen aus- 
reichen, dort viel ausgedehntere noch nicht genügen können. Nur im Einzellhlle 
muss freilich durchaus feststehen, was zu jenen Hauptsachen gehört, die Verfas- 
sung des Staats darf das nicht zweifelhaft lassen. Ist das unbestimmt, so kann 
je nach der Sachlage einerseits die Einheit des Ganzen darunter leiden ; aber 
ebensowohl andererseits auch die .Selbstständigkeit derTheile. Und jener Forde- 
rung entspricht daher meiner Ansicht nach die andere, dass auch feststehen soll, 
was nicht Hauptsache ist, was dem Theile überlassen bleibt ; dass neben dem 
Rechte des Ganzen auch ein ebenso bestimmt anerkanntes Recht derTheile besteht. 

Die Abgränzung zwischen beiden ist iin konkreten Falle das Ergebniss 
geschichtlicher Entwicklung, welche von verschiedenem Ausgangspunkte er- 
folgen kann. Wo die Vereinigung der Theile zu einem Staatsganzen vorwie- 
gend durch äussem Zwang, auf dem Wege der Eroberung erfolgt, wie beim 
fränkischen Reiche, da bildet den Ansgang das unbeschränkte Recht des 
Ganzen; das gesammte Recht des Besiegten ist dem Willen des Siegers an- 
heimgestellt; alles, was dem Theile nicht ausdrücklich belassen oder zuge- 
standen ist, ist Recht des Ganzen. Aber es fehlt weder in älterer noch in 
neuerer Zeit an Belegen, dass das Ganze auch entstehen kann durch freie 
Vereinigung der Theile auf Grundlage der Einsicht, vereinzelt den Aufgaben 
des .Staatslebens nicht gewachsen zu sein. Da wird denn das Umgekehrte an- 
zunehmen sein ; dem Theile bleibt jede.s Recht, auf das er nicht ausdrücklich 
verzichtet hat, dem Ganzen steht kein Recht zu, das ihm nicht ausdrücklich 
gewährt wurde. Damit fallt nicht gerade zusammen, dass auf diesem Wege 
die .Selbstständigkeit der Theile eine grössere bleiben müsse. Wir haben in 
unsem Tagen gesehen, wie in Italien bei wesentlich freier Vereinigung der 
Theile diesen kein .Sonderrecht Vorbehalten blieb. Dagegen hat umgekehrt 
früher die Unterwerfung Italiens durch deutsche Herrscher die Sonderstellung 
desselben kaum geändert. Auch können natürlich bei der Bildung des Einzel- 
staates beide Wege mannichfach in einander übergreifen. Aber theoretisch 
sind beide auseinandcrzuhalten. Und da möchte doch anzunehmen sein, dass 
der letztere als der der germanischen Auffassung mehr entsprechende zu be-, 
trachten ist; diese scheint doch zunächst auszugehen von der freien Selbst- 
bestimmung des Einzelnen in allen Stücken, wo dieselbe nicht durch das Recht 
des höhern Kreises ausdrücklich beschränkt ist, nicht umgekehrt anzunehmen, 
dass der Einzelne nur da seinem freien Willen folgen darf, wo der Staat ihm 
das ausdrücklich erlaubt hat. Doch ist dieser theoretischen Unterscheidung 
fiir die hier zu erörternde Frage kein grösseres Gewicht beizulegen. Ergibt 
sich, dass gerade in deutschen .Staatsbildungen eine grössere .Selbstständigkeit 
der Theile bestimmt hervortritt, dass, wo es nicht der Fall war, der Verband 
des Ganzen sich als unhaltbar erwies, so wird auch derjenige, welcher an- 
nimint, dass nach germanischer Auffassung da-s .Sonderrecht der Theile immer 
nur ein vom Ganzen zugestandenes sei, dennoch das als Beleg dafür aner- 
kennen können, dass das Streben nach Autonomie dem deutschen Wesen 
eigenthümlich sein muss, falls es nicht etwa gelingt, dasselbe erst als Ergeb- 
niss späterer Entwicklung zu erweisen. 


Digitized by Google 



.\XVl 


V i> r r e d e- 


Sehen wir von letzterm vorläufig ab, iiehnieti wir das erstere an, so 
würde sich daraus ergeben, dass für germanische Verhältnisse die Verfassung 
die angemessenste sein muss, welche den Theilen eine so grosse Autonomie 
gestattet, als das mit den Interessen des Ganzen vereinbar ist. Keineswegs 
aber wird daraus folgen müssen, dass die Verfassung die beste sein müsse, 
welche an nnd für sich die weitgehendste Autonomie gestattet. Denn auch 
abgesehen davon, dass es nationale Untugenden geben kann, nicht einmal den 
nationalen Tendenzen würde das entsprechen. Pflegen wir allerdings bei diesen 
die fbderativen Triebe stärker zu betonen, so liegt der Grund doch nur darin, 
dass wir in diesen zunächst das Unterscheidende gegenüber dem romanischen 
und slavischen Wesen zu sehen haben; nicht darin, dass ein Zug zu grösserer 
Einheit überhaupt gefehlt, dass das Festhalten am Reclite des Theils eine Ab- 
neigung bedingt habe, sich einem grossem Ganzen einzuftigcn, die freie Selbst- 
bestimmung dem entsprechend zu beschränken. 

Es tritt vielmehr umgekehrt in der deutschen Entwicklung, soweit die- 
selbe nicht durch den Feudalismus bestimmt ist, sichtlich eine Neigung zu 
grösseren .Staatenbildungen hers’or; und es dürfte darin, worauf auchR. S. 14 
hinweist, der Hauptgegensatz zwischen germanischem und hellenischem Staats- 
wesen zu finden sein. Beide Uichtungen des germanischen Wesens werden 
sogar als durch einander bedingt zu fassen sein. Das zentralisirte Staatswesen 
wird, so weit es sich auf die freie Zustimmung der .Staatsgenossen stützen soll, 
nur wesentlich Gleichartiges umfassen können; seiner räumlichen Ausdehnung 
sind dadurch bestimtnte Gränzen gezogen. Ist auch gerade bei ihm häufig die 
Tendenz auf schrankenlose Ausdehnung gerichtet, so kann über jene Gränzen 
hinaus der Staat doch nur durch Zwang begründet und erhalten werden. Eine 
solche Schranke fehlt bei der auf Autonomie der Theile beruhenden Staats- 
ordnung; einer Einheit, die sich auf das Nothwendige beschränkt, können sehr 
verschiedenartige Theile sich ungezwungen fügen ; eben der Werth, den sie 
auf möglichste Erhaltung der Eigenart und der freien Selbstbestimmung legen, 
verbunden mit der Einsicht, dass diese nur innerhalb des grüssera Ganzen 
genügend gesichert sein kann, wird auch da geneigt machen können, diese 
Sichemng durch Ueberlassung der nöthigen Rechte an das Ganze zu erkaufen, 
wo man sich lieber jedem möglichen Wechselfalle aussetzen und nur überlegener 
Gewalt weichen würde, wenn das Ganze einen Verzicht auf jede Selbststän- 
digkeit forderte. Die Möglichkeit des Entstehens und Bestehens eines so ge- 
waltigen Staatswesens, wie des nordamerikanischen, scheint mir doch ganz 
dadurch bedingt, dass in demselben das, was ich als germanischen Staatsge- 
danken bezeichnete, zu so weitgreifender Geltung gelangte. 

Dass ein so geartetes Staatswesen zum Zerfalle führen müsse, wird man 
nicht behaupten können. Wo nicht andere zersetzende Elemente daneben 
tbätig sind, da uird der natürliche Gang der Dinge doch der sein, dass im 
Laufe der Zeit die einheitlichen Momente stärker hervortreten, durch das Zu- 
sammenleben in einem anfangs vielleicht loseren Verbände die gemeinsamen 
Interessen sich häufen, das Gewicht der Sonderinteressen sich mindert, auch 
ohne Zwang die Neigung sich geltend macht, manches gemeinsam zu regeln. 
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was bisher Sache der Tlieile war. Fehlt es bei den Theilen an der Einsicht, 
dass die Schwäche des Ganzen auch die Interessen des Theils bedroht, tibt 
insbesondere die Zenlralgewalt, auch wo ihr die nöthigen Befugnisse von vorn- 
herein nicht fehlen würden, dieselben nicht mit genügender Kraft, treten andere 
zersetzende Richtungen hinzu, so kann freilich das, was unter andern Ver- 
hältnissen eine Gewähr bietet für den Bestand des Staates, im Einzelfalle zu 
seiner völligen Auflösung führen. 

Ist die Zentralgewalt überhaupt nie mit den nöthigen Befugnissen ausge- 
Btattet gewesen, so wird das natürlich um so eher der Fall sein. Was da 
nöthige Befugnisse sind, lässt sich, wie gesagt, nur für den Einzelfall beur- 
theilen. Befugnisse des deutschen Königthums, welche ausreichend erscheinen 
konnten, wenn der deutsche Herrscher zugleich in Italien, Burgund und Loth- 
ringen gebot, mochten vielleicht dnrehans migenögend sein, den Bestand eines 
deutschen Staates zu sichern, wenn etwa von Frankreich zuerst die Idee des 
Kaiserthoms wieder aufgenommen, jene Lande schon früh französischer Herr- 
schaft unterworfen wären. Scheint mir da ein absoluter Massstab durchaus 
zu fehlen, so ist damit immerhin vereinbar, dass sich wenigstens für den Zweck 
der nächsten Erörterung gewisse Befugnisse angeben lassen, welche dem 
Ganzen jedenfalls zustehen mussten, sollte überhaupt von staatlicher Ordnung 
die Rede sein. Als Hauptaufgabe des germanischen Staatswesens wird die 
Erhaltung des Friedens bezeichnet, die Verbürgung des Rechtszustandes gegeti 
äussere und innere Stönmgen ; die dazu unerlässlichen Befugnisse, Militärge- 
walt und Gerichtsgewalt, müssen der Zentralgewalt in ausreichender Weise 
zustehen. In dieser Forderung stiimne ich wesentlich mit dem von R. in dieser 
Richtung Bemerkten überein. Man kann noch für vieles Andere eine Rege- 
lung durch das Ganze wünschenswerth finden; aber zumal in jenen Zeiten 
aird inan einem Verbände, der jener Forderung ausreichend genügt, den Cha- 
rakter des Staats nicht absprechen können. Das wird nicht gerade dadurch 
bedingt sein müssen, dass Heerwesen und Gerichtswesen gleichfönnig gestaltet 
sind. Eben das Interesse des Ganzen selbst wird da oft eine .Sonderstellung 
des Theils rechtfertigen. Die be.sondere Lage oder Beschaffenheit eines für 
die Vertheidigung des Reichs besonders wichtigen Gränzlandes wird es in 
gewissen Fällen nöthig machen, die Kriegspflicht der Bewohner anfs äusserste 
zu spannen, soll nicht das Ganze gefährdet sein ; es wird da nicht nur billig, 
sondern auch im Interesse des Ganzen sein, ihm in andern Richtungen die 
Kriegspflicht zu erleichtern oder zu erlassen, damit seine Kräfte sich nicht er- 
schöpfen. .Solche und ähnliche Ungleichheiten begründen allerdings auch wieder 
ein Sonderrecht des Theils; aber der Kraft des Ganzen thut das keinen Ein- 
trag. Nur freilich darf es nirgends der Einsicht oder dem guten Willen des 
Theils überlassen sein, ob es der ihm obliegenden Kriegspflicht für das Ganze 
genügen will oder nicht ; hat die Zentralgewalt nicht die Befugniss, das unbe- 
dingt zu verlangen, ist der Staat nicht so organisirt, dass sie in jedem Falle 
auf Erfüllung ihres Befehls rechnen kann, so fehlt jede Bürgschaft für die 
Erreichung der nöthigsten Staatszwecke. Nicht anders beim Gerichtswesen. 
Nicht allein das Recht, sondern auch die gerichtlichen Einrichtungen mögen 
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sehr verschieden gestaltet sein. .Aber die Orgaui.sation des Staates moss so 
beschafTen sein, dass es nicht etwa dem Theil anheinigestellt bleibt, ob er sein 
Recht gegen den andern Theil mit Umgehung der Gerichtsbarkeit des Staates 
durch Selbsthülfe verfolgen will. Es muss Vorsorge getroffen sein, dass auch 
der Einzelne sein Recht, welches er im engem Kreise nicht zu erlangen glaubt, 
schliesslich beim Ganzen verfolgen kann ; es muss das Ganze über die Mittel 
gebieten, dass das, was sich als Recht ergibt, auch in jedem Theüe zur Aus- 
fulirung gelangt. Das alles ist nur möglich, wenn nicht allein die gesetzliche 
Regelung solcher unerlässlicher Hoheitsrechte Sache des Ganzen ist, sondern 
dasselbe auch in den Theilen die Uebung derselben in seiner Hand behält, 
wenn die Handhabung derselben nur solchen Organen überlassen wird, welche 
von ihm abhängig sind, welche es wieder entfernen kann, sobald es ihnen an 
der Fähigkeit oder dem guten Willen gebricht, kurz, wenn die Rechte des 
Ganzen auch in den Theilen durch Beamte des .Staats geübt werden, mögen 
diese auch etwa in den engsten Kreisen, wo es nur noch die Wahrung unter- 
geordneter Interessen des Ganzen gilt, mit den ohnehin vorhandenen Organen 
der Selbstregicrung zusammenfallen. Aber mit dieser Forderung, auch wenn 
sie noch so streng durchgeführt wird, ist doch eine sehr weitgreifende Selbst- 
regierung und Autonomie der Theile durchaus vereinbar. 

Durchaus unvereinbar ist mit ihr aber die Feudalität, welche daher 
meiner Ansicht nach auch aufs bestimmteste zu unterscheiden ist von der der 
germanischen Auffassung entsprechenden .Selbstständigkeit der Theile. Beides 
steht an und für sich in gar keiner nähern Verbindung. Der Feudalismus hätte 
sich auf Gnmdlage des zentralisirtesten .Staatswesens entwickeln können ; er 
hat sich wirklich entwickelt auf Gnmdlage des sehr einheitlich gestalteten 
fränkischen Reichs, ist gerade in den Theilen desselben später zur vollsten 
Entfaltung gelangt , wo ein Bedürfniss nach .Sonderstellung der Theile, ein 
darauf gerichtetes .Streben am wenigsten hervortritt, während er gerade da, 
wo das auf deutschem Boden der Fall war, für lange Zeit viel weniger durch- 
driiigt, zu der autonomen Gliederung des Reichs vielfach gar nicht in nähere 
Beziehung tritt. Der Feudalismus wurzelt nicht im selbstständigen Rechte der 
Theile, sondern im Rechte des Ganzen. In seiner Anwendung auf die grös.sem 
Verhältnisse des Staatslebens schmälert er die Kraft des Ganzen zunächst 
nicht auf dem Wege übermässiger Ausdehnung des Rechts der Theile, sondern 
dadurch, dass er dem Ganzen die Rechte entzieht, welche demselben im Theile 
zustehen müssen. Es ist der Beamte des Staats, welcher zum Vasallen wer- 
dend die Uebung der Befugnisse des Ganzen im Theile als ein selbstständiges 
Recht beansprucht, welches ihm nicht beliebig entzogen werden kann, welches 
er nach eigenem Ermessen übt, welches er auf seine Nachfolger vererbt Er 
schliesst die unmittelbare Einwirkung der Zentralgewalt auf den Theil aus ; 
nicht dieser, sondern nm noch er persönlich hat gegen jene beschränkte Ver- 
pflichtungen ; und ob sie ihn zur Einhaltung auch nur dieser zwingen kann, 
wird fraglich sein, wenn ihr in seinem nächsten Machtkreise jede unmittelbare 
Befugniss fehlt. Erfolgt da keine Wendung, so muss Zerfall des Staates die 
Folge sein. Nicht das Interesse der Theile ist da das ma.ssgebende; sondern 
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das luterertse der einzelnen Person, der einzelnen Familie. Beide fallen keine.'<> 
Wegs immer zosammen. Die Sonderstellung des Theils kann eben so wohl 
unter dem Beamten, als unter dem Vasallen gewahrt sein. Und sobald das 
private Interesse der Familie so massgebend wird, dass die feudale Gewalt 
nicht blos als erblich, sondern auch als theilbar gilt, zersetzt sie auch die auf 
lierechtigten Sonderinteressen beruhende Gliederung der Theile ; das Gleich- 
artige wird gelöst, das Verschiedenartigste mit einander verbunden. 

Es handelt sich da um zwei an und für sich ganz verschiedene Rich- 
tungen des Staatslebens. Eine relative Berechtigung wird dem Feudalismus so 
wenig abzusprechen sein, als jeder andern Richtung; unter gewissen Verhält- 
nissen mag er die einzige Fonii darstellen, welche wenigstens die Erhaltung 
einer dürftigen Einheit in Zeiten ermöglicht, wo dieselbe besonders gefährdet 
erscheint. Aber während bei anfänglich zu grosser .Selbstständigkeit der Theile, 
welche man unter Verhältnissen gleichfalls nur als Sache der Noth betrachten 
mag, der natürliche Gang der Entwicklung auf steigende Befugnisse der 
Zentralgewalt gerichtet erscheint, nichts hindert, solcher Ordnung dauernde 
Geltung im Staatsleben zu gestatten, sie auch geänderten Bedürfnissen anzu- 
passen, kann beim Feudalismus nur von zeitweiser Berechtigung die Rede 
sein ; gelangt er zu imgehinderter Entfaltung, so bildet der Zerfall des Staates 
den Abschluss. Der Föderalismus, wenn wir diesen zunächst nur den weit- 
greifendsten Forderungen angemessenen Ausdruck für die Gesammtrichtung 
aufhehmen wollen, gilt auch heute noch als berechtigter Faktor des Staats- 
lebens ; der Feudalismus hat keine Stelle mehr unter den als zulässig erkannten 
Staatsformen ; wo ausserhalb des Kreises abendländischer Kultur Feudalver- 
hältnisse innerhalb des Staates noch jetzt begründet werden, ist das nur zu 
fassen als Uebergang zur völligen Ablösung des Theils vom Ganzen. 

Beide Richtungen können im Staatsleben durch ihr Zusammentreffen den 
Auflösungsprozess beschleunigen. Das Streben des Vasallen, sich der Rechte 
des Ganzen im Theile dauernd zu bemächtigen, wird durch das Streben des 
Theils nach Sonderstellung mächtig gefördert werden können. Und auch das 
wird zu beachten sein, dass wenn im Staatsleben einmal die feudale Auffassung 
durchgedrungen ist, dann aber die Feudalgewalten nicht von oben, sondern 
von unten beseitigt werden, nun auch die Organe der Selbstregierung in ihre 
Befugnisse einzutreten suchen, vielleicht dazu genöthigt sind, weil die seitherige 
Organisation die Zentralgewalt unfähig gemacht hat, die Lücke alsbald ent- 
sprechend zu füllen, die Verwaltung der ihr zukommenden Befugnisse wieder 
selbst in die Hand zu nehmen. Die Entwicklung Italiens gibt uns da das auf- 
fallendste, auch in den nachfolgenden Untersuchungen berührte Beispiel ; in 
der Stellung der Städte des Lombardenbundes zum Reiche hat der Feudalis- 
mus in mancher Beziehung nur eine andere Fonn gefunden. Aber das Zusam- 
mentreffen beider Richtungen muss keineswegs eine die Zersetzung des Ganzen 
fordernde Wirkung üben. Die Selbstständigkeit der Theile wird vielfach mehr 
durch die Feudalgewalten, als durch das Ganze bedroht erscheinen; znmal für 
die kleineren autonomen Kreise wird gerade der Feudalismus eine Entwicklung 
herbeiführen können, welche sie nur von der Wiederkräftigung des Ganzen 
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geuügendeii .Schutz ihrer Sonderinteressen erwarten lässt, ^»-elche dem von 
oben auf Beseitigung des Feudalismus gerichteten .Streben von untenher ent- 
gegenarbeitet. Wie die französische Entu-icklung Belege bietet, so konnte ich 
in den folgenden Untersuchungen mehrfach darauf hinweisen, wie gerade im 
Interesse ihrer .Selbstständigkeit die kleineren Gemeinwesen in Italien die 
Wiederherstellung einer unmittelbaren Reichsregiernng zu fördern suchten. 
.Seit im dreizehnten Jalirhunderte in Deutschland der Feudalismus zu über- 
wuchernder Geitnng gelaugte, finden wir ihn auch bald überall im Kampfe mit 
autonomen Tendenzen ; da suchen Städte und Ritter und Bauerschaften den 
feudalen Gewalten gegenüber einerseits ihre .Selbstständigkeit zn behaupten 
oder zu erringen, andererseits über die feudale Zersplitterung hinaus wieder 
zu umfassendem Einigungen zu gelangen. Dass bei grösserer Gnnst der son- 
stigen Verhältnisse gerade diese Bestrebungen zur Wiederherstellung genü- 
gender Befugnisse des Ganzen hätten führen können, wird nicht zu läugnen 
sein ; den Gründen, wesshalb es nicht dazu führte, haben wir hier nicht nach- 
zugehen. Dass der scharfe Gegensatz beider Richtungen da mannichfach zuni 
bestimmtesten Ansdrucke gelangt, wird näherer Nachweisung kaum bedürfen. 
Und wenn auch bei den dem Feudalismus entgegenstehenden Faktoren sich in 
Deutschland überall eine Richtung auf möglichste Antonomie zeigt, gerade 
hier diese Bewegung nicht bis zu einem rückhaltlosen Einstehen für das nöthige 
Recht des Ganzen durchdringt, so möchte ich doch auch darin einen Beleg 
sehen, dass dem deutschen Wesen auseinanderstrebende Tendenzen anhaften, 
welche nicht in der Feudalität ihre Wurzel haben. 

Habe ich es der Polemik Ruths gegenüber versucht, die Verschiedenheit 
dessen, was ich als germanischen .Staatsgedanken bezeichnete, vom Feudalis- 
mus nachzuweisen, so habe ich keinen Grund anzunehmen, dass er dieser 
.\ufiassung nicht wenigstens im allgemeinen zustimmen sollte. Denn auch er 
unterscheidet das germanische .Staatswesen von der Zentralisation einerseits, 
vom Feudalstaate andererseits. Und wenn ich bei frühem einschlagenden Er- 
örterungen durch den besondern Gegenstand zunächst nur zur Betonung des 
Gegensatzes zur Zentralisation veranlasst war, so mag es sein, dass er daraus 
sclüiessen zu müs.sen glaubte, da.ss ich auch den Feudalismus als Ergebniss 
jener germanischen .Staatsauffassung betrachte ; dass aber in dieser Richtung 
wenigstens ein schärferer Gegensatz nicht besteht, ergibt meine jetzige Er- 
läutermig. Damit ist freilich nicht ausgeschlossen, dass bei der Anwendung 
auf den Einzelfall sich noch manche Verschiedenheit der Urtheile ergeben 
kanu; und solche zeigt sich insbesondere bezüglich der Auffassung des Ver- 
hältnisses des früheren fränkischen zu dem spätem deutschen Reiche. 

Roth fasst als Prüfstein dessen, was der germanischen Auffassung des 
Staates entspricht, vorzugsweise die Organisation der auf Römerboden ge- 
gründeten germanischen Reiche ins Auge. Die Thatsache, dass in ihnen das 
Streben nach .Selbstständigkeit der Theile weniger hervortritt, als im spätem 
deutschen Staatsleben, ist durchaus zuzugeben ; haben wir in ihnen die Norm 
zu suchen, so kann das allerdings der Ansicht zur .Stütze dienen, dass es sich 
weniger um einen ursprünglichen Zug des deutschen Wesens handelt, als um 
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ein Ergebniss gtuichiohtliclier Entwicklung. Aber ich dürfte duch \'iidfache Zu- 
stimmung Boden, wenn ich bezweifle, dass wir gerade in jenen Reichen den 
allgemeingültigen Massstab sehen dürfen. Fassen wir auch nur das germa- 
nische Element ins Auge, so würde sich gewiss eine Reihe von Gründen gel- 
tend machen lassen, welche nothwendig gerade hier anf eine geschlossenere 
Fügung des Staates, auf ausgedehntere Befugnisse des Königthums hinwirken 
mussten, auch wenn das an und für sich dem Charakter jener Stämme nicht 
entsprochen hätte. Und dazu kam nun überdies, dass die Germanenkönige 
hier eintraten in das Erbe eines zentralisirten Staatswesens, dass römische 
Einflüsse da doch in verschiedenster Weise zur Geltung gelangen mussten. 
Ganz abgesehen davon, ob die Verfassung des fränkischen Staates eine gute 
oder eine schlechte war, glaube ich nicht, dass wir in ihr vorzugsweise die 
Norm für das germanische .Staatswesen zu sehen haben; wir müssten das 
sonst ja auch ausdehnen auf die völlige Unbeschränktheit des Herrschers, wie 
sie dort unter Einwirkung jener Momente zunächst hervortrat Es Hesse sich 
dagegen doch gar vieles geltend machen, was wir über die ältesten Verfas- 
sungsverhältnisse der Germanen, über manche spätere germanische .Staats- 
bildungen wissen. Und insbesondere möchte ich annehmen, dass der Prozess 
der Entstehung eines besondern deutschen Königreiches aus dem Franken- 
reiche, der Erweiterung de.sselben zu einem über die Nation binansgreifenden 
Kaiserreiche uns da wegen des Umstandes, dass bei ihm nur die rein deut- 
schen, in der alten Heimath verbliebenen .Stämme thätig sind, massgebender 
für die germanische Auffassung sein darf, als die fHinkische Reichsbildung ; 
ich denke, man wird von vornherein annehmen dürfen, dass diese in dem 
Reiche Otto's zu reinerem Ausdrucke gelangt sein wird, als in dem Karls des 
Grossen. Und sollten sich da etwa Gründe Anden, zu unterscheiden zwischen 
dem weitem germanischen und engem deutschen Kreise, anzunehmen, jene 
deatschgebliebenen .Stämme dürften nicht als Nomi für das Germanenthum 
überhaupt dienen, so könnte das ohne Prüfung hingenommen werden, ohne 
den nächsten Zweck einer Erörterung zu beirren, welche beiderseitig nur den 
Gründen des Zerfalles des deutschen .Staatswesens nachgehen will, es dafür 
unerörtert lassen kann, ob die bezüglichen Erscheinungen des deutschen 
.Staatslebens etwa nur dem Wesen gerade dieser deutschen Stämme ent- 
sprechen. 

Hann aber muss ich gestehen, dass mir da wenigstens in einem Momente 
dieses deutsche .Staatswesen hoch über dem fränkischen zu stehen scheint, 
dass jenem ein Faktor des Zerfalles fehlt, welcher mir alles aufzuwiegen 
scheint, was dieses sonst in der Richtung der Einheit vor jenem voraushaben 
mag. Ich meine die Theilbarkeit des fränkischen Reiches, über deren Bedeu- 
tung für diese Verhältnisse sich Roth nicht ausgesprochen hat Findet sie sich 
auch in einigen andern Germanenreichen, so wrird man sie doch wohl nur als 
Sonderauffassung einzelner .Stämme zu betrachten haben; jedenfalls stehen da 
fränkisches und deutsches Staatswesen im schärfsten Gegensätze. Die weit- 
greifendste Selbstständigkeit der Tbeile, der lockerste Feudalverband scheint 
mir noch eher vereinbar mit dem Begriffe des Staats, als eine N'erfassung, 
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welche die dem Gmizeii iiOthigeii Befugnis.se als Privateigenthum der herr- 
schenden Familie behandelt, welcher die unerlässlichste Bedingung des Staats- 
lebens, ein ge.schlu.sseiies .Staatsgebiet, unbekannt ist, welche es den Zufällig- 
keiten des Erbganges Uberlässt, in einem wie weiten oder wie engen Kreise 
die Aufgaben des .Staatslebens ihren Abschluss finden sollen. Und wie fest 
diese Auffassung gewurzelt war zeigt der Umstand, dass weder der Wechsel 
des Uerrscherliauscs, noch das Hinzutreten der Idee des einen untheilbaren 
Kaiserthums sie beseitigen konnte. Nicht einmal das, was in der lockersten 
Föderation vom Ganzen erwartet wird, die gemeinsame Abwehr äusserer An- 
griffe, war im fränkischeu .Staatsweseu gewährleistet. 

Ist im deutschen Reiche von einer Theilung des Reiches nicht mehr die 
Rede, so liegt da zweifellos eine gesundere Auffassung des Staates vor, die 
mir gerade mit dem Streben nach Selbstständigkeit derTheile in engster Ver- 
bindung zu stehen scheint War dieses damals sicher vorhanden, wird man 
nicht annehroen können, dass es lediglich durch die Macht der Gewohnheit 
oder äussem Zwanges überwunden wurde, scheint mir die damalige deutsche 
Entwicklung nicht wolil erklärlich, wenn wir nicht auch einer weitverbreiteten 
Ueberzengung Einfluss zugesteheu, dass der umfassendere Verband zugleich 
im wohlverstandenen Interesse der Theile lag, so liess sich dieses Moment 
jenem Streben gegenüber offenbar nur geltend machen, wenn man fUr ein 
Ganzes eintrat, bei welchem die Bürgschaft vorlag, dass es auch ein Ganzes 
bleiben werde. Es kann doch zweifelhaft ersclieiuen, ob ein so festgewurzelter 
Grundsatz des fränkischen Staatsrechtes selbst bei einem Wechsel der Dy- 
nastie so leicht seine Beseitigung gefunden hätte, wenn man der Einförmigkeit 
der fränkischen Staatsordnung nicht überhaupt widerstrebt hätte, wenn statt 
der Theilungen von oben herab nun nicht eine Theilung von unten herauf zu 
befürchten gewesen wäre. Den Stammherzogen konnte man wohl noch Unter- 
werfung unter einen König zuinuthen; von einer Theilung unter Königssöhne 
konnte ihnen gegenüber nicht mehr die Rede sein. Und wäre das nun einheit- 
liche Königthum durch die Herzoge noch ungleich mehr beschränkt gewesen, 
als wirklich der Fall war, so müsste das doch für die Weiterentwicklung we- 
niger bedenklich erscheinen, als der Zustand, welcher der fränkischen Staats- 
verfassung durchaus entsprechend eingetreteu wäre, wenn die Söhne Ludwigs 
des Deutschen ihre Theilreiche weiter vererbt hätten. Wäre es demnach auch 
richtig, dass im fränkischen Reiche in andern Beziehungen die Grundlagen 
des Staatslebens gesundere waren, als im spätem deutschen Reiche, in jenem 
einen und unerlässlichsten Punkte zeigt uns dieses einen überaus wesentlichen 
Fortschritt. 

Sehen wir nun aber davon ganz ab, so wird man Roth einerseits darin 
durchaus znstimmen müssen, dass die Befugnisse des Ganzen im fränkischen 
Reiche weiter griffen, als im deutschen Reiche. Man wird andererseits auch 
nicht einfach sagen können, dass sie dort an und für sich zu weit gingen, die 
Theile zu sehr beengten. Ein unbedingter Massstab scheint mir da zu fehlen. 
So lange die fränkische Herrschaft, sich wesentlich auf Gallien be.schränkte, 
wo es zwar in keiner Weise an Mannichfaltigkeit der Gestaltung fehlte, aber 
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doch \nelfach an schärferer Ahgränzung fiir dieselbe, wo der Umstand hinzu- 
kani, dass das germanische Staatswesen sich über römischer Grundlage erhob, 
eine zahlreiche romanische Bevölkerung von jeher an grössere Einförmigkeit 
des Staatslebens gewöhnt war, da mochte eine solche weder zu entbehren 
sein, noch drückend empfunden werden; zumal ja die fränkische Verfassung 
die Selbstregierung nicht ausschloss, ihren germanischen Charakter nicht ver- 
läugnete. Und doch wird es auch da schon beachtenswerth sein, dass gerade 
in dem überwiegend deutschen Theile des Reichs, wo jene Gründe, welche mir 
in den auf Römerboden entstandenen Staaten die grössere Einheit vorzugs- 
weise zu bedingen scheinen, grossentheils entfielen, in Austrasien, ein Streben 
auf Sonderstellung sehr bestimmt hervortritt, dessen man kaum Herr gewor- 
den sein dürfte, wenn nicht gerade das herzogliche Geschlecht Austrasiens es 
gewesen wäre, von dem die Wiederherstellung des Reiches .ausging; es er- 
innert da doch manches an einen spätem Hergang, an den Einfluss, den die 
Erhebung des Sachsenherzogs zum ostfränkischen Könige auf die Beseitigung 
sächsischer Trennungstendenzen übte. 

Jedenfalls ist es aber etwas anderes, wenn jene fränkische Verfassung 
nun auch auf die in geschlossenen Massen sitzenden deutschen Stämme, auf 
das italienische Königreich ausgedeht wurde; es wird doch nicht zu läugnen 
sein, dass man sich durch Einrichtungen, welche dort vielleiclit gar nicht an- 
ders gewünscht wurden, hier im höchsten Grade beengt fühlen konnte. Nicht 
als ob icli annähnie, es wäre damals möglich gewesen, etwa die Sachsen bei 
ihrer freien Volksverfassung, die Baieni bei ihrem hergebrachten Herzogthume 
zu belassen und dennoch eine genügende Einheit des Ganzen zu erhalten. 
Gewiss nicht ! Nur dann wäre das möglich gewesen, wenn die Fügung des 
Ganzen ein Werk freier Uebereinstimmung, ein Ergebniss der Ueberzeugung 
von der Nothwendigkeit des Ganzen gewesen wäre, nicht ein Werk des 
Zwanges. Liess ein solches Reich sich überhaupt Zusammenhalten, so pflichte 
ich Roth vollkommen bei, dass das auf anderem Wege kaum zu erreichen 
war, dass der zunächst nöthige Zwang nur in solchen Formen zu üben, nur 
von ihnen zu erwarten war, dass sie in Verbindung mit der .Stütze, welche die 
Einheit der kirchlichen Ordnung bot, mit der Zeit genügend ansgleichend 
wirken würden, um die Unterordnung der Theile nicht melir als Ergebniss des 
Zwanges fühlen zu lassen. Man kann auch zugeben, dass der Durchgang 
durch ein solches straffer organisirtes .Staatswesen in den verschiedensten 
Richtungen wohlthätig gewirkt hat. Aber davon kann ich mich nicht über- 
zeugen, dass eine Staatsordnung, welche auf engem Kreis beschränkt, durchaus 
angemessen sein modite, auch bei einer so weiten, so Verschiedenartiges ein- 
schliessenden Ausdehnung noch dem auch von Roth als germanisch zugege- 
benen .Streben nach Beschränkung der Befugnisse des Ganzen anf Haupt- 
sachen entsprochen haben sollte ; ich kann mir nicht wohl denken, dass das 
Widerstreben, auf welches die fränkische Staatsordnung überall stiess, ledig- 
lich ein Widerstreben gegen staatliche Ordnung überhaupt, nicht zugleich in 
weiter Ausdehnung ein Widerstreben gerade gegen diese Ordnung gewesen 
»ein .sollte. Nicht die fränkische Verfassung als solche möchte ich als iinger- 
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iimniscli Ijezeicliiieii, gehe sogar gei ii zu, dass der Winiisdie Einfluss, so »"eit 
er sich geltend machte, in karolingisclier Zeit mehr zurflcktrat ; was mir dem 
gennanischen Wesen zu widerstreben scheint, ist eine Ausdehnung dieser Ver- 
fassung auf so verschieden geartete Theile ; nicht blos in Hauptsachen, sondern 
auch in einer Menge von Nebensachen, welche an und für sich einer Regelung 
durch das Ganze gewiss nidit bedurften. War die Verfassung an und für sieh 
gut, was ich nicht bestreite, durften die Befugnisse der Zentralgewalt nicht 
geringer sein, so lag der Fehler darin, dass inan das Reich zu weit ausdehnte; 
war eine solche Ausdehnung des Reiches nüthig, so war diese Verfassung 
mindestens auf die Dauer dafür nicht die entaprechonde. Dass sich auf Grund- 
lage einer andeni Verfassung sehr Verschiedenartiges Jahrliunderte lang Zu- 
sammenhalten liess, hat später das deutsche Kaiserreich gezeigt. 

Allerdings bestreitet Roth, dass im fränkischen Reiche die Einheit über 
das Noth wendige hinausgegangen .sei. Man kann das nun vielleicht für das 
Meroringerreich zugeben, und es doch für das Karolingerreich bestreiten; mau 
kann es selbst für dieses zugeben, wenn man nicht das an und für sich einem 
solchen'Reiche Angemessene ins Auge fasst, sondern den Umstand, dass es 
durch Zwang zusammenzuhalten war. Was hier entscheidend sein dürfte, ist 
die Beantwortung der Frage, ob diese Verfassung den Verschiedenheiten der 
Theile dennoch so weit Rechnung trug, dass zu hoffen war, dieselben würden 
sich ihr auch dann noch fügen, wenn Zeiten eintraten, wo ein genügender 
Zwang nicht ausgeübt werden konnte, daneben auf den guten Willen der Theile 
gerechnet werden musste. Wenn ich das bezweifle, so müsste eine Beweis- 
führung freilich sich weiter ausdehnen, als hier irgend statthaft sein kann. 
Aber gerade die fränkUche Verfassung ist ja in neuerer Zeit .so gründlich 
erörtert, dass es jedem leicht ist, sich da selbst ein Urtheil zu bilden. Und 
dieses Urtheil scheint sich doch durchweg zu der Ansicht zn neigen, dass Karl 
der Grosse den verschiedenen Interessen zwar einen gewissen Kaum gestattete, 
sie aber doch so weit beschränkte oder beschränken musste, dass der Trieb, 
das sie umfassende Band zu sprengen, sidi regte, wo nur immer Gelegenheit 
dazu geboten war. 

Ich begnüge mich, da auf einen Punkt hinzudeuten, den die folgenden 
Untersuchungen mir mehrfach nahe legten. Man pflegt grosses Gewicht darauf 
zu legen, dass Karl der Grosse die einzelnen Stammrechte beliess nach dem 
Grundsätze der Persönlichkeit des Rechts. Ob der Grundsatz in der Aus- 
dehnung, wie wir ihn hier Anden, als germanisch zu betrachten ist, mag zweifel- 
haft erscheinen ; manchen Rekhstheilen, insbesondere Italien gegenüber, trägt 
die Massregel jedenfalls zunächst den Charakter der Einführung einer frän- 
kischen Einrichtung, die dort bisher fremd war. Es handelt sich da nun zu- 
näch.st nicht um eine Sonderstellung des Theils, sondern der einzelnen Person 
im Theile; ich denke, mau hat das damals elier vom Gesichtspudtte einei- 
Befugniss des Reichsganzen aufgefasst, allen Reichsangehörigen, insbesondere 
den durch das ganze Reich zerstreuten Franken, ihr Recht gegenüber dem 
.Sonderrechte der Theile zu verbürgen. Damit blieb nun allerdings da, wo die 
Rechtsgpnossen in geschlossenen Massen zusammensassen, thatsächlich eine 
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gewisse Sonderstellung des Theils erhalten. Einen Beweis dafür, dass die 
Reichsordnung solche .Sonderstellungen an und für sich erhalten wollte in 
.Sachen, welche gemeinsamer Regelung nicht nothwendig bedurften, wird man 
darin kaum sehen dürfen-; die Belassung der .Stammrechte musste insbeson- 
dere auch nach der fränkischen Auffassung dieser Dinge zunächst als etwas 
so selbstverständliches erscheinen, wie die Belassung der Volkssprachen und 
Dialekte ; und es finden sich ja Andeutungen, dass man die Verschiedenheit 
der Rechte nur als nothwendiges Uebel betrachtete, es vorgezogen hätte, ein 
allgemeines Reiehsrecht an die Stelle zu setzen. Wäre jener erste Gesichts- 
punkt der massgeliende gewesen, so hätte man vor allem auch die Weiter- 
bildung der Einzelrechte der Autonomie der Rechtsgenossen Oberlassen mfls.sen. 
Davon ist nicht die Rede. Wo die Rechtsgenossen zerstreut lebten, konnte 
ohnehin von Weiterbildung durch sie selbst, auf dem Wege der Uebung nicht 
mehr die Rede sein. Wo in einzelnen Landestheilen wenigstens ein Hecht das 
herrschende war, fehlte es an den Organen und an der Befugniss zur auto- 
nomen Weiterbildung des Rechts. Denn diese Befugniss wurde durchaus fiir 
das Ganze in Anspruch genommen ; maclite sie sich vielfach schon geltend bei 
der ersten Fixirung der Rechte, so stand es auch weiterhin nur der Zentral- 
gewalt zu, die einzelnen Rechte zu ändern und zu ergänzen. Eben die Besei- 
tigung aller Autonomie der Einzelkreise scheint mir in der karolingischen Ver- 
fassung vorzugsweise das dem deutschen Wesen Widerstreitende zu sein. 
Hätte die Zentralgewalt sich begnügt, darüber zu wachen, dass die autonome 
Rechtsbildimg den Interessen des Ganzen nicht zu nahe träte, sich das Zu- 
stimmungsrecht Vorbehalten, so würde das als nötliige Befugniss des Ganzen 
anzuerkennen sein. Aber der Weg war der umgekehrte. Das ohne Betheiligung 
der Rechtsgenossen entstandene Gesetz wird diesen zugesandt ; wo von Ein- 
holung nachträglicher Zustimmung die Rede ist, ist das bedeutungslose Form, 
da die Möglichkeit der Verwerfung fehlt, mir überhaupt nach den betreffendeit 
Stellen scheint, dass man dabei in erster Linie lediglich ein genügendes Be- 
kanntwerden der Gesetze im Auge hatte. 

Man wird auch schwerlich behaupten können, dass die zentrale Qesetz- 
gelmiig sich nur auf Hauptsachen beschränkt, nicht vielfach auch sehr Gering- 
fügiges einförmig für das ganze Reich oder docli ohne Theilnahrae des be- 
treffenden Theils geordnet habe. Und mit dieser Beseitigung der Autonomie 
der Theile hat die Zentralgewalt meiner .\nsicht nach nicht allein eine Befiig- 
niss in Anspruch genommen, die zur Erfüllung ihrer Zwecke nicht nöthig, 
sondern auch eine Befugniss, der sie, wenn man überhaupt die Besonderheiten 
im Rechte nicht sogleich durchgreifend beseitigen konnte, beim besteh Willen 
nicht gewachsen war, der sie sich nur in so unvollkommener Weise entledigen 
konnte, dass das Bedürfhiss eines Antheils der Rechtsgenossen an der Gesetz- 
gebung sich nur um so lebhafter geltend machen musste. Die folgenden ünter- 
snehnngen haben mir das überall nahe gelegt. Italien war anerkannt das Land, 
welches sich im Reiche der selbstständigsten Stellung erfreute; Roth geht 
sogar so weit, blosse Personalunion anzunehmen. Unter deutscher Herrschaft 
msg davon die Rede sein können. Auch die deutschen Herrscher halnm Oc- 
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seUe für Italieu gegeüeu, welche /.um Theil, wie die Gesetze über den Kampf, 
aufs tiefste in das Kecbtslebeii eingriffen. üeberall selien wir, dass diese Ge- 
setze niclit auf dein Papiere blielien, dass sie zu allgemeinster Geltung gelang- 
ten. Aber sie waren auch erlassen vom deutschen Herrscher als Könige Ita- 
liens unter Zuziehung der Grossen und Kechtsgelehrten des Landes, mochte 
er diese nun in Italien selbst oder auch zu .Strassburg oder Zürich um sich 
versammelt haben. Nicht so in fränkischer Zeit. .Schon Waitz hat gezeigt, 
wie sehr die Annahme einer weitgreifenden Sonderstellung Italiens zu I>e- 
schränken sei. In ausgedehntester Weise hat Karl der Grosse für allgemeine 
Reichsgesetze, selbst für Gesetze, welche zunächst nur auf Ergänzung eine.s 
bestimmten Volksrechtes berechnet waren, Geltung auch in Italien bean- 
sprucht. Gewisse Gesetze sind dann nur für Italien erlassen. Aber auch da 
fehlt jede Spur, dass Karl sie nach vorheriger Berathung mit den Grossen 
Italiens erlassen, jede .Spur, dass er ihre Gültigkeit von einer nachherigeii 
Zustimmung im Lande abhängig gemacht hätte. Und man wird nicht zu weit 
gehen mit der Behauptung, dass die fränkische Gesetzgebung in Italien oft in 
möglichst ungeschichter Weise eingegriffen hat, ohne alles Verständniss der 
besondern Rechtsverhältnisse des Landes; dass dort Bestimmungen angewandt 
werden sollten, welche auf Grmidlage des dortigen Rechtszustandes gar nicht 
anwendbar waren, welche dort geradezu unverständlich sein mussten, welche 
denn auch gar nicht oder nur höchst unvollkommen in das thatsächliche 
Rechtsleben übergegangen sind. Die folgenden Untersuebungnn werden dafür 
eine Reihe von Belegen bringen. Insbesondere bezüglich eines Hanptgegen- 
standes derselben, der Scheidung zwischen Richtern und Urtheilem, welche 
den Longobarden unbekannt, durch die fränkische Gesetzgebung in Italien 
eingeführt wurde ; wir werden sehen, wie lange es dauerte, bis man sich da 
nur einigermassen zurechtfand ; ja cs wird sich mit F ug behaupten lassen, dass 
man in einzelnen Landestheilen, so im .Spoletinischen, nie zu einer klaren Auf- 
fassung über die Scheidung der Funktionen des Richtens und des Urtheilens 
gelangt ist, dass sie wenigstens in der Fassung der Urkunden hier auch dann 
noch nicht zu festem Ausdrucke gelangt war, als nach Jahrhunderten das 
ganze System überhaupt wieder beseitigt wurde. .Solchen Ergebnissen gegen- 
über kann ich mich doch nicht überzeugen, dass im fränkischen Reiche nicht 
eine Einförmigkeit erstrebt wurde, die weiter ging, als die Interessen de.s 
Staatsganzen das erforderten, als mit den berechtigten Sonderinteressen der 
Theile vereinbar war. 

Dann aber wird man auch kaum Roth zustimmen können, wenn dieser 
S. 22 annimmt, der Zustand der Auflösung, wie er der festem Herausbildung 
eines deutschen Reiches im zehnten Jahrhunderte vorherging, sei nicht Folge 
der ungeeigneten Verfassung, sondern nur des zeitweisen Zerfalles der Zentral- 
regierung gewesen. Allerdings, wurde diese Verfassung immer von Herrschern 
gehandhabt, wie Karl der Grosse, so würde die Auflösung vielleicht nicht ein- 
getreten sein; aber eine schlechtweg entsprechende Verfassung wird ganz un- 
gewöhnliche Begabung des Herrschers nicht als Regel voraussetzen dürfen. 
Eben so wenig wird zu läugneu sein, dass eine Regierung, wie die Ludwig des 
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Kindes, bei der besten Verfassung zum Zerfalle führen kann. Aber wenn ein 
Widerstreben gegen die Verfassung, Tendenzen zur Auflösung überhaupt nicht 
vorhanden waren, so würde die eine Regierung doch kaum hingereicht haben, 
dass sich unter Koiirad und Heinrich nicht alsbald die Zentralgewalt in alter 
Weise wiederhergestellt hätte. Zutreffender möchte es sein, wenn v. Wyden- 
brugk sagt; ^Die Bewegung jener Zeit i.st die riiekläufige Bewegung einer fiir 
die Staatsidee noch nicht reifen Gesellschaft ; sie strebt aus dem sie beengenden 
.Staate in die natürliche Unabhängigkeit der Theile zuiiick, aus welchen sie 
entstanden." Vielfach hat es sich damals zweifellos nur um den Widerstand 
gegen staatliche Ordnung überhaupt gehandelt; solchem wird nur überlegene 
Gewalt gewachsen sein. Aber man wird doch kaum schlechthin sagen dürfen, 
dass die Deutschen, wenn sie der fränkischen .Staatsordnung widerstrebten, 
desshalb überhaupt für grössere Staatenbildung wenigstens noch nicht reif 
gewesen seien. Dem beengenden Drucke jener gegenüber mochte man aller- 
dings bereit sein, zum andeni E.\trem überzugehen, das Ganze einfach wieder 
in die Theile zu zerschlagen, aus denen es entstanden war. Fehlte aber der 
staatenbildende .Sinn überhaupt, widerstrebte man jeder grossem Einheit, so 
würden auch die Mittel gefehlt haben, ihre Aufrechthaltung in früherer Weise 
zu erzwingen. Konrad ist das nicht gelungen. Das Bewusstsein, dass das 
Eberhard oder einem andern zunächst auf die Franken sich stützenden Nach- 
folger nocli weniger würde gelingen können, scheint sich deutlich genug aus- 
znsprechen. 

Vielleicht möchte sich behaupten lassen, dass Heinrich, auf Franken und 
.Sachsen gestützt, in der Lage gewesen sei, die Erhaltung der Einheit auch in 
der beengenden fränkischen Auffassung zu erzwingen. Aber dass sich Hein- 
rich in dieser günstigem Lage befand, scheint mir auch schon wesentlich ein 
Ergebniss der Einsicht zu sein, dass die alte Staatsordnung nicht aufrecht zu 
halten sei. Wurde der .Sachsenherzog König des ostfränkischen Reiches, so 
kann das doch nur als ein Opfer betrachtet werden, durch welches der bisher 
herrschende .Stamm die Einheit zu erhalten suchte ; und wenn der neue König 
dagegen den Eberhard als Vorsteher der Franken anerkannte, so war damit 
schon ausgesprochen, dass die zu erhaltende Einheit eine Sonderstellung der 
Stämme nicht ausschliessen solle. Heinrich hat es dann zweifellos als sein 
Recht betrachtet, auch von den andern Stämmen- als König anerkannt zu 
werden ; aber wenn er diesen ihre Herzoge und weitgreifende .Selbstständigkeit 
beliess, so wird man das doch nicht lediglich auf den Mangel ausreichenden 
Zwanges, um mehr zu erreichen, zuröckfUhreu dürfen. Eine vom Erbrechte 
der karolingischen Dynastie und etwa dem Rechte des herrschenden Stammes 
unabhängige Befiigniss des Königthums auf Herrschaft gerade über diese 
Stämme Hess .sich auf keinen bestimmteren Rechtstitel gründen, als anf den 
der Nothwendigkeit der Erhaltung des engeren, bereits herkömmlichen Ver- 
bandes; unabhängig von einer Staatsordnung, welche nur ein Recht der Dy- 
nastie, aber weder ein Recht der Theile auf Selbstständigkeit, noch aber 
andererseits auf Erhaltung eines grössere Verbandes kannte, war langsam 
unter dem Einflüsse der thatsächlichen Entwicklung die Anschannng gereift. 
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dass wenigstens die Stämme des Ostens geeinigt bleiben iniissteu, wenn auch 
das Gesamintreicli zer6el. Man wird die Reihe der hier ausschlaggebenden 
Thatsachen mit dem Vertrage von Verdun beginnen können, wrird dann ins- 
besondere der Erhebung Arnulfs und was daran sich knüpft die grösste Be- 
deutung l)eiiegen müssen. Als die Reihe der karolingischen Herrscher schloss, 
war das Herkommen fest genug gewurzelt, um als Recht sich geltend machen 
zu lassen. So wenig ieh die Herrschaft Heinrichs und seiner Nachfolger ein- 
fach als eine Fortsetzung der fränkischen l)etrachten mag, so wenig könnte ich 
der niehrfkeh ausgesprochenen Ansicht beipflichten, dass nach dem Aussterben 
der Karolinger ein Recht des Ganzen überhaupt nicht habe beansprucht wer- 
den können, cs lediglich davon abgehangen habe, ob die nun rechtlich selbst- 
ständigen Herzoge zu Gunsten eines neuen Königthums auf gewisse Befugnisse 
verzichten wollten. Wenn aber das Königthum sein Recht auf das Ganze doch 
wesentlich nur ableiten konnte aus einer herkömmlich gewordenen Lage der 
Dinge, so durfte es auch einen andern Zustand nicht unbeachtet lassen, der 
sich iiu Gegensätze zur fränkischen Staatsordnung inzwischen gleichfalls her- 
kömmlich entwickelt hatte, eine grössere SelbsLständigkeit der Stämme, die 
im Staiumherzogthume ihren schärfsten Ausdruck fand. Beide Rechte waren 
nicht unvereinbar; aber es war nicht durchfiihrliar, das eine geltendzu machen 
und das andere schlechthin zu verneinen ; wenn Heinrich, wie er das eine für 
sich aufs bestimmteste in Anspruch nimmt, so auch das andere zugesteht, so 
ist damit zuerst wieder ein fester Rechtsboden gewonnen, der sich meiner 
Ansicht nach auf der einen, wie auf der andern Seite auf dem Wege des Her- 
konuuens gebildet hat, weder als Ergebniss blossen Zwanges, noch als eine 
nothgedrungene Verschlechtt“rung der fränkischen .Staatsordnung zu betrach- 
ten ist. 

Hatte das deutsche Staatswesen vor dem fränkischen die Untheilbarkeit 
der Befugnisse des Ganzen voraus, so ist zuzugeben, dass diese Befugnisse 
.selbst zunächst sehr dürftige waren. Als das, was damals gi'össere Einheit 
hinderte, pflegt mau die .Sonderinteressen der .Stämme zu betrachten. Wenn 
Roth S. 5 ff. ausführt, dass man den .Stammesgegensätzen zu grosses Gewicht 
beilegt, so kann man ihm darin durchaus beistimmen, dass nicht sie es gewesen 
sind, welche schliesslich das Reich zersetzten. .Vber das schliesst nicht aus, 
dass die damals sich geltend machenden auflösenden Tendenzen vorzugsweise 
auf ihnen beruhten, dass wenn damals, wie es doch sehr wohl im Bereiche der 
Möglichkeit lag, das ostfränkische Reich sich aufgelöst hätte, das doch vor 
allem durch das Sonderstreben der Stämme bewirkt wäre, dass, wenn eine 
Auflösung nicht erfolgte, das vorzugsweise dadurch erreicht wurde, dass man 
jenem genügende Rechnung trug. R. macht in seiner bezüglichen Erörterung 
ein Moment geltend, dein ich da massgebende Bedeutung nicht zugestehen 
möchte ; nämlich ein Uebergewicht des fränkischen .Stammes auch der Ge- 
sainmtheit der übrigen .Stämme gegenüber, wie sich das allerdings ergibt, wenn 
man neben der .Vusdehnung des Gebiets auch Zahl und Wohlstand der Be- 
völkerung in Rechnung bringt. Aber nur, wenn fnan Franken im engem .Sinne 
und Lothringen als Einheit fasst; und das scheint mir für die hier vorliegende 
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Frage unzulässig. Wühl ist Luthriugeii , wenigstens der Hauptmasse nach, 
fränkisch«!! ätauimes und fränkischen Rechtes; wohl ist die Abscheidung 
Lothringens zunächst lediglich das Ergebniss politischer Eintheilungen. Aber 
R. ist ja darin mit mir einverstanden, dass auch der Stamm, so weit er als 
|H>litischer Faktor in Betracht kommt, nicht auf ursprüngliche Verschiedenheit 
zurückgehen muss, Ergebniss geschichtlicher Entwicklung sein kann. Für den 
nächsten Zweck scheint es mir nur darauf anzukoinmen, ob der Theil, nach- 
dem der zeitweise Grund der Scheidung fortgefallen ist, sich wieder als zum 
früheren Ganzen gehörig betrachtet, oder aber auch jetzt noch gewillt ist, an 
der gewonnenen .Sonderstellung festzuhalten. Und letzteres war hier doch 
zweifellos der Fall, ln den Bewegungen jener Zeit ist der Gegensatz zwischen 
Lothringen und Franken ein gewiss nicht minder auflösendes Moment, als der 
Gegensatz der andern .Stämme. Und das ist ja auch immer so geblieben ; so 
weit in der spätem Reiebsverfassung Frauken als das Uauptland erscheint, 
ist Lothringen nicht weniger Nebenland, als Sachsen oder Baiern, wie sich 
das leicht erweisen lassen würde; zeigen sich hie und da noch Momente engeren 
Zusammenhanges, so würden sich denen andere schärferen Gegensatzes ent- 
gegenstellen las.sen. Mit Rücksicht auf die Stammeseinheit möchte es immerhin 
richtiger sein, da von einem Gegensätze der Länder, als der Stämme zu reden. 
Aber auf die grössere oder geringere Genauigkeit des Ausdruckes wird da 
wenig ankommen; es handelt sich um die grossen Theile des Reichs, welche 
innerhalb desselben das Bew’usstsein engerer Zusammengehörigkeit hatten und 
das in der Reiebsverfassung zur Geltung zu bringen wussten ; war dafür we- 
nigstens überwiegend zunächst der .Stammesgegensatz massgebend, so wird 
der Ausdruck auch da, wo er weniger entspricht, für die hier zu behandelnden 
Fragen nicht iireleiten können. 

Diese .Stammesgegensätze nun, welche damals dun Fortbestand der Ein- 
heit bedrohten, zunächst nur eine lockere Fügung des Ganzen ermöglichten, 
können doch in keiner Weise mit der Feudalität in nähern Zusammenhang 
gebracht werden ; wenn sie sich trotzdem geltend machten, scheint mir das ein 
Beweis, dass das Streben nach Selbstständigkeit der Theile auch ganz unab- 
hängig von der Feudalität bei den Deutschen vorhanden war. 

Hier überhaupt schon die FOudalität io Rechnung zu bringen, wird nur 
etwa der Umstand nahe legen , dass damals äusserlich der Gegensatz der 
.Stämme oder Länder seinen bestimmtesten Ausdruck darin fand, dass jedem 
ein Herzog verstand, dass die Unterwerfung der Herzoge uuter den König in 
der Form vasallitiscber Kommendation erfolgt sein wird, wohl auch die Auf- 
fa.ssung eingegriffen haben mag, dass sie ihr dem Könige übergebenes Land 
von diesem als Beneficium zurückerhalten ; wissen wir nicht bestimmter, dass 
die Unterwerfung der Herzoge unter Heinrich gerade in diesen F'onneii ge- 
schah, so mögen wir es immerhin annehnien, da schon in fränkischer Zeit 
solche Formen bei entsprechenden Verhältnissen angewandt waren. Aber 
schwerlich wird man behaupten können, dass das Vorhandensein der .Sache 
durch das Vorhandensein dieser Formen irgendwie bedingt war, dass man den 
Herzogen eine solche .Stellung gab, weil man unter dem Einflüsse des feudalen 
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StaatügedaDkens diet>elbe als für die Literesseii des Ganzen ausreichend be- 
trachtet hätte. Der Begriff eines dein Künigthume untergeordneten Herzug- 
thunis reicht in Zeiten zurück, wo von Vasallität, .Seniorat und Benefizialweseii 
noch nicht die Rede war; es bezeichnet uns weniger ein sich zersetzendes, als 
ein sich bildendes .Staatswesen ; es handelt sich um Gebiete, denen man den 
eigenen Herrscher noch belassen, wo man sich damit begnügen muss, durch 
die persönliche Verpflichtung die.scs auch sein Gebiet wenigstens für die Be- 
ziehungen nach aussen den Zwecken des Staates dienstbar zu machen. Da.s 
erstarkende fränkische Staatswesen wusste dieses Verhältniss zu beseitigen ; 
aber da man sich damit nicht begnügte, der .Selbstständigkeit der Stämme 
selbst keinen genügend freien .Spielraum liess, griffen diese in Reaktion da- 
gegen auf das alte Verhältniss zurück; und dem auf wesentlich neuen Grund- 
lagen sich gestaltenden deutsclien Künigthume blieb nichts übrig, als das 
Verhältniss zunächst so hinzunehmen, wie es dasselbe vurfand. Fand sich 
dafür jetzt die bestimmtere Form der Va.sallität, so ist das für die .Sache ganz 
bedeutungslos; die Stellung der Herzoge zum Künigthume wäre keine andere 
gewesen, wenn jene Formen überhaupt nicht vorhanden waren; das Vorhan- 
densein des Herzogthums ist nicht Ergebniss des Aufkommens der Feudalität, 
sondern auf die Verbindung des ohnehin vorhandenen Herzogthums mit dem 
Ganzen wurden die damals üblichen Formen für die Eingehung eines beson- 
dern Treuverhältnisses zum Könige angewandt. 

Dass sich eine .Stellung, der der damaligen deutschen Herzoge entspre- 
chend, auch auf Grundlage der Feudalität hätte bilden können, wie sie sich 
später wirklich so gebildet hat, ist richtig ; ebenso, dass in solchem Falle erst 
durch das feudale Herzogthum oder Fürstenthum der schärfere Gegensatz der 
Stämme und Länder sich hätte entwickeln können. Dann aber hätte der Weg 
ein ganz anderer sein müssen. Hätte es etwa in dem einheitlichen fränkischen 
Reiche als regelmässige Beamte über den Grafen Herzoge gegeben, grösseren 
Verwaltungsbezirken vorgesetzt, welche ohne nähere Rücksichtnahme auf die 
vorhandenen Verschiedenheiten den Bedürfnissen des Ganzen gemäss gebildet 
worden wären, wären diese Herzoge dann unter dem Einflüsse der sich ent- 
wickelnden feudalen .Anschauungen aus Beamten zu blossen Vasallen geworden, 
hätten sie die Befugnisse der Krone in ihrem Bezirke dauernd an sich und 
ihre Familie zu bringen gewusst, oder hätte sich etwa die missatische Gewalt 
in solclier Weise umgestalten können, so läge freilich eine feudale Entwicklung 
vor. Und daun bedürfte es weiter nur eines Hinweises auf Lothringen, wenn 
dieses auch thatsächlich nicht als Amtssprengel, sondern als Herrschaffs- 
sprengel ausgeschieden wurde, um nahe zu legen, wie sich durch solche feu- 
dale Entwricklung Gegensätze der Stämme oder Länder hätten ausbilden 
können, welche ohnedem nicht vorhanden gewesen wären oder sich wenigstens 
nicht politisch geltend gemacht haben würden. Dass sich auf diesem Wege 
das deutsche .Stammherzogthum nicht gestaltet hat, bedarf beiner Ausführung. 
Eine andere Frage ist freilich die, ob das Bestehen eines solchen, in seiner 
Entstehung vom Feudalismus unabhängigen, dann aber den Formen desselben 
eingepassten Herzogthums nicht zum spätem Durchdringen der Auffassung 
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beigetragen hat, das» auch das vom Könige frei verliehene Amt als Lehen zu 
betrachten sei ; und das möchte ich nicht gerade in Abrede stellen. 

Will man nun trotzdem den Zusammenhang des Herzogthums mit den 
feudalen Formen betonen oder wenigstens behaupten, dass nicht der Gegen- 
satz der Stämme selbst, sondern das dem Feudalismus wenigstens verwandte 
Ilerzogthum es gewesen sei, was damals ein deutsches Reich in Frage stellte, 
dann wenigstens die lockere Fügung desselben verschuldete, so wird darauf zu 
erwiedem sein, dass beides nicht durch einander bedingt war, dass ein Sunder- 
streben der Stämme auch ohne Uerzogthum sich geltend machen konnte und 
geltend gemacht hat. Ich finde daher auch keinen Widerspruch darin, wenn 
ich, wie Roth S. 17 hervorhebt, einerseits in der selbstständigem Stellung 
der Stämme eine Gewähr Tür den Bestand des Ganzen, andererseits aber in 
dem Stammherzogthume ein bedenkliches Moment der deutschen Verfassung 
finde. Das letztere wird natürlich nicht in Frage zu stellen sein; und wenn ich 
in der noch wesentlich auf dem .Stammherzogthume beruhenden Verfassung 
des Reichs unter Heinrich einen Fortschritt sehe, so ist es nicht, weil ich in 
derselben eine genügende Ordnung schon erreicht, sondern weil ich sie darin 
augebahnt finde. In einer Stellung, wie sie insbesondere .\raulf von Baiera 
noch eingeräumt werden musste, mag man nach der einen .Seite hin immerhin 
ein Ergebniss des Zer.setzungsprozesses des fränkischen Reiches sehen. Man 
wird sie aber eben so wohl fassen können als einen ersten .Schritt zur festem 
Einfilgung Baienis in das sich aus jenem entwickelnde deutsche Reich. 

Wie schnell diese ungenügenden j\jifiinge überwunden wurden, ist be- 
kannt. Im grössten Theile des Reichs, in P'ranken, Lotliringen und Sachsen, 
ist das Stammherzogthum eine rasch vorübergehende Erscheinung. Will man 
die Sonderstellung der Länder im Reiche mit dem p-eudalismus in Verbindung 
bringen, so ist doch zu bedenken, dass dieselbe zum grössten Theile nie zu 
einem feudalen Ausdruck gelangt ist. Bei der Fügung des gesummten Kaiser- 
reiches liegt das auf der Hand. Den Königreichen Italien und Burgund bleibt 
ihre Sonderstellung in grösster Ausdehnung gewahrt; aber einen feudalen 
Rückhalt hat dieselbe nie gewonnen ; wir finden Reichsbeamte für das ganze 
Königreich, aber seit der Uebergangsstellung Berengars kein Lehenskönig- 
thmn. Wir können davon absehen; im deutschen Königreiche selbst finden 
wir wesentlich ents|>rechende Verhältnisse. Trotz der so scharf ausgeprägten 
.Sonderstellung .Sachsens hat es nie eine Lehensgewalt gegeben, welche die 
dem Ganzen über .Sachsen zustehenden Befugnisse an sich gezogen, als Vasall 
der Krone geübt hätte. Und umgekehrt, hätte eine Sonderstellung .Sachsens 
im Reiche auch ganz gefehlt, es würden nichtsdestoweniger die Reichsbeainten 
in einzelnen Theilen Sachsens der allgemeinen Entwicklung gemäss zu Feudal- 
herren geworden sein. Trotz des fehlenden .Stammherzogthums war aber die 
Sonderstellung .Sachsens (aler Lothringens im Reiche nicht geringer, als die 
Baiems oder Schwabens. Der Unterschied gegen die frühere Gestaltung liegt 
vor allem in der Zulassung weitgreifender Autonomie ; die Rechtsverhältnisse 
wurden nicht mehr in fränkischer Weise vom Zentralpunkte aus vom Könige 
mit den Grossen des ganzen Reichs auch in Nebensachen geordnet ; die Fülle 
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Her Reichsgesetze hört auf; so »eit die Regelung auch der öffentlichen Ver- 
hältnisse, die Weiterentwicklung des Rechts nicht dem Theile äberhaupt 
überlassen blieb, war solches vom Könige im Lande Sachsen selbst oder doch 
mit Zuziehung der sächsischen Grossen zu erledigen, wälirend bei der gemein- 
samen Regelung der Verhältnisse des Ganzen den sächsischen Ständen das- 
selbe Recht Zustand, wie den fränkischen ; es war eine Sonderstellung, durch 
welche dem Königthnme die unraittelbere Uebung der Hoheitsrechte selbst 
nicht entzogen, dasselbe nur genöthigt war, sie in einer Weise zu üben, in 
welcher bald die Selbstständigkeit, bald die Gleidiberechtigung des Landes 
zu genügendem Ausdrucke gelangte. 

Anders lagen diese Verhältnisse allerdings in Baiern und Schwaben. . 
Hier war das Stammherzogthum nicht etwas rasch vorübergehendes, nur 
durch die besondere Lage der Zeitverhältnisse hervorgerufenes ; es stand hier 
in engster Verbindung mit althergebrachten Einrichtungen, man wird hier 
sagen dürfen, der Stamm erstrebte nicht allein grössere Selbstständigkeit 
überhaupt, sondern er erstrebte sie auch in dieser besonderen Form. Dass 
dieses .Streben durch solche Verknüpfung mit dem .Sonderinteresse der Her- 
zoge einen für die Interessen des Ganzen bedenklichem Cliarakter gewann, ist 
gewiss. Aber das Bedenklichste war doch weniger das Zusammenfällen des 
Herzogthums mit dem .Stamme, als eine übermässige Ausdehnung der herzog- 
lichen Befugnisse und der Umstand, dass dieselben nicht geübt wurden kraft 
freier Uebertragung durch den König, sondern als selbstständiges und vererb- 
liches Recht; wenigstens die .Stellung Arnulfs von Baiem hat man gewiss 
nicht anders aufgefasst. Aber da werden wir sagen müssen, dass dieses Ver- 
liältniss sich zunächst durchaus im .Siune grösserer Kräftigung der Rechte des 
Ganzen entwickelte. Die wichtigsten Befugnisse, wie die Verfügung über die 
Reichskirchen, konnte das Königthuin bald wieder selbst in die Hand nehmen, 
trotz des Fortbestehens des Herzogthums die ausgedehntesten Herrscherrechte 
im Lande selbst üben. Und mochte es anfangs scheinen, das Herzogtliuni 
werde sich entwickeln zu einer selbsfständigen und erblichen Herrschergewalt, 
wie sie einst die Agilolünger übten, so ist davon ja bald genug nicht melir die 
Rede; Roth selbst betont S. 12, wie die meisten Herzoge ihrem Herzogthume 
fremd waren; das Herzogthura wurde zu einem vom Könige frei zu besetzenden 
Reichsamte. Zu alledem gelang es dann mit der Zeit durch Exemtionen den 
.Sprengel zu verkleinern, das Zusammenfallen von Stamm und Herzogthum 
aufzuheben, ohne dass das auch hier den engem Zusammenhang und die Son- 
derstellung des Stammes beeinträchtigt hätte. Was sich von Resten des 
Stammherzogthumes erhielt, hat als solches auf den spätem Zerfall des Reiches 
keinen Einfluss geübt; es ist übergegangeu in das neuere Feudalfürstenthum, 
ohne für den Cliarakter desselben bestimmend zu sein. 

.Stammherzogthum und Feudalfürstenthum scheinen mir zwei ganz we- 
sentlich verschiedene Fakturen in der Entwicklung der Reichsverhältnisse zu 
sein. Jenes führt sein Recht nicht auf das Ganze, sondern auf den Theil zu- 
rück; es stellt sich dem werdenden Reiche in den Weg, wird aber von dem 
sich kräftigenden Reiche überwunden, weil das, was ihm Halt und Berechtigung 
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verlieh, das Streben der Stämme nach selbstständiger Stellung, auch in an- 
derer Furm befriedigt werden konnte und genügende Befriedigung fand. Das 
auf andern Grundlagen beruhende Feudalfiirstenthum dagegen hat die ge- 
wonnene Einheit wieder aufgelöst, indem es ohne engem Zusammenhang mit 
jenem Gegensätze der Stämme sich der Rechte des Ganzen in Theilen der 
Theile bemächtigte und damit diese eben so wohl zersetzte, als das Ganze. 
Auf den Weg vom Herzogthume zum Amte folgt der vom Amte zum Lehens- 
fürstenthume ; was dort den Ausgang, bildet hier das Ende der Entwicklung ; 
beide Wege mögen sclion nebeneinander hinlaufen ; ein gewisser Einfluss der 
ältem Gestaltung auf die neue mag stattgefunden haben, zumal in Böhmen 
und andern dem Reiche loser zugefiigten Gliedern jene auch später noch ihren 
Ausdruck fand ; aber die wesentlich verschiedene Grundlage wird doch nicht 
zu verkennen sein. Wann und wie die Reichsämter zu Lehen geworden sind, 
ist eine Frage, die wohl noch eingehenderer Erörterung bedürfen möchte; mir 
scheint, dass man im allgemeinen den Abschluss der Entwicklung zu früh setzt. 

Ein reiner Feudalstaat ist Deutschland auch in den nächstfolgenden Jahr- 
hunderten noch nicht geworden. Roth weist S. 28, durchaus in üebereinstim- 
niung mit meiner oben angedeuteten Auffassung, darauf hin, dass die Ver- 
hältnisse zu Ende des zehnten Jahrhunderts bei einer Vergleichung erwarten 
lassen sollten, dass das deutsche Königthum sich konsolidiren, das franzö- 
sische völlig verfallen würde. Aber ich denke, dass solche Auffassung noch 
für viel spätere Zeiten berechtigt ist. Auch im zwölften Jahrhunderte ist das 
deutsche Königthnin da noch im entschieden.sten Vortheile. Das reine Feudal- 
system, welches die Theile des Staats lediglich durch den Treueid des Lehens- 
türsten mit der Krone in Verbindung setzt, ist in Deutschland noch in keiner 
Weise durchgedrungen ; hat das Amt im allgemeinen die Eigenschaften des 
Leben angenommen, so unterscheidet sich das Amtslehen doch noch in wesent- 
lichen Beziehungen von andern Reichslehen; die überaus beschränkte Erblichkeit, 
welche das deutsche Lehnrecht gestattet, wird noch nicht durch Gesammt- 
belehnungen umgangen ; und abgesehen von seinen wichtigen dienstherrlichen 
Rechten steht dem deutschen Königthume noch eine Reihe landrechtlicher, 
auf dem allgemeinen ünterthanenverbande beruhender Befugnisse zu, von 
welchen in Frankreich nicht die Rede ist. Mochten sich hier auch schon die 
ersten Ansätze zur Anbahnung des Bruchs mit dem Lehensstaate zeigen, min- 
destens lagen die ijachen noch so, dass eine solche Aufgabe in Deutschland 
ungleich leichter und schneller gelingen konnte. 

Ich gehe nicht genauer darauf ein, da die Richtigkeit meiner Behauptung 
nicht in Frage gestellt ist. Denn Roth geht S. 30 sogleich auf das dreizehnte 
Jahrhundert über; und dass da Deutschland und Frankreich gerade das um- 
gekehrte Verhältniss zeigen, gebe ich aufs bereitwilligste zu. Ein Gegensatz 
der Auflassung zeigt sich nur in soweit, als ich darin hauptsächlich eine Folge 
äusserer Umstände sehe, welche unsere Herrscher von der in Deutschland zu 
lösenden Aufgabe abzogen, während R. das Hauptgewicht auf den Mangel 
organisatorischer Thätigkeit bei unsern Königen legt Dass solche Thätigkeit 
in Deutschland damals fehlte, ist gewiss ; aber eben nur jene änssem Umstände 
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scheinen mir bewirkt zu haben, dass sie t'elilte, nicht etwa Mangel an Befähi- 
gung oder Einsicht auf Seiten unserer Herrscher. Nehmen wir an, ein fran- 
zösischer König liätte zwar, wie das hei unserm Heinrich VI gewiss der Fall 
war, die Beseitigung des Lehensstaates ins Auge gefasst, wäre aber durch die 
Aussichten auf den Erwerb eines fernen Königreiches, wie Sizilien, davon ab- 
gehalten ; es hätten dann lange Zeit in Frankreich Gegenkönige sich gegen- 
übergestanden ; es hätte weiter ein französischer König, nachdem er kamu in 
Frankreich seine Herrschaft wieder einigermassen befestigt, den Schwerpunkt 
derselben nach Sizilien verlegt, und mn die Durchführung seiner dortigen Plane 
zu ermöglichen, in dem der Scheinregierung unmündiger Söhne überlassenen 
Frankreich jedem Wunsche der feudalen Gewalten willfahrt, statt ihnen ent- 
gegenzutreten : würden unter solchen Verhältnissen nicht in Frankreich die 
Ergebnisse auch bei grösster Befähigung der Herrscher dieselben gewesen 
sein? und würden wir, insofern alle diese Verhältnisse bedingt gewesen wären 
durch den Erwerb Siziliens, nicht auf diesen äussern Umstand das Haupt- 
gewicht zu legen haben? Nehmen wir umgekehrt an, es hätten sich damals in 
Deutschland solche hindernde Einflüsse nicht geltend gemacht, so berechtigt 
uns auch kaum etwas zu der Annahme, es würde unsern Herrschern an der 
nöthigen organisatorischen Thätigkeit gefehlt haben. Wie bestimmt schon 
Friedrich I den Bruch mit dem Lehensstaate ins Auge gefasst hatte, zeigt uns 
sein Wirken da, wo ihm m Italien die Möglichkeit zur Durchführung desselben 
geboten war; ich hoffe nachweisen zu können, dass schon unter seiner Regie- 
rung der Feudalismus m Italien für die grössem Verhältnisse des Staatslebens 
überwunden wurde, dass das Land, so weit man nicht einer andern Richtung, 
der auf städtische Autonomie, nachgeben musste, grossentheils amtsweise für 
das Reich verwaltet war. Am wenigsten wird dann Friedrich II eine hervor- 
ragende Befähigung gerade in dieser Richtung abzusprecben sein. Man darf 
da nicht blos auf die Organisation Siziliens verweisen, wo der Weg sclion am 
meisten geebnet war. Ich werde im zweiten Bande dieser Arbeit genauer ein- 
gehen auf die einheitliche Organisation Italiens in den letzten Zeiten des Kai- 
•sers, die thatsächlich überall durchgefülui war, wo man sich niclit in offener 
Rebellion befand. Gelang es Friedrich, dieser Herr zu werden, wie das wenig- 
stens bis zu dem entscheidenden Misslingen vor Panna nicht gerade unwahr- 
.scheinlich war, so war Italien auch ein durchaus einheitlich organisirtes Staats- 
wesen, das weder FeudalfUrsten, noch städtische Selbstregierung mehr kannte, 
welches bis in die untersten Kreise hinein von Beamten regiert wurde, welche 
durchaus abhängig waren vom Willen des Herrschers. 

Wenn auch eine Lösung gerade in diesen Formen in Deutschland nicht 
zu erwarten gewesen wäre, so sehe ich doch nicht ab, wesshalb eine den dor- 
tigen Verhältnissen entsprechende Lösung der Aufgabe Friedrich D nicht ge- 
lungen sein sollte, wenn er sich ihr vor allem hätte widmen wollen. Als das 
entscheidende betrachte ich da allerdings die Ersetzung der Lehensfursten 
und Leheusgrafen durch Beamte. Dass dafür in Deutschland die Möglichkeit 
nicht vorhanden gewesen, dort sich die allgemeine Richtung der Zeit auf Bruch 
mit dem Lehensstaate nicht geltend gemacht hätte, wird man nicht behaupten 
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können. Denn nach einer Seite hin ist dieser damals wirklich erfolgt. Roth 
weist S. 3U im An.schlus.se an meine Darstellung ganz richtig darauf hin, dass 
derselbe Prozess, den ich für das Reich im Ganzen verlange, sich weiter in 
den einzelnen Fürstenthümern zu vollziehen hatte. Und da hat er sich, wie ich 
das in den spätem Theilen der Forschungen Uber den Reichsfürstenstand ge- 
nauer nachzuweisen gedenke, wirklich vollzogen ; und zwar ziemlich entspre- 
chend der französischen Entwicklung. Zeitlich fast genau übereinstimmend 
lässt sich beispielsweise der Prozess ira Herzogthunie Baiern verfolgen ; kein 
Jahrhundert hat es gedauert, um im ganzen Herzogthunie, von kaum nennens- 
wertlien Ausnahmen abgesehen, die Lehensgrafen duroli Beamte zu ersetzen. 
Und dieser Prozess würde kaum ein anderer gewesen sein, wenn an der Spitze 
des Herzogthums statt des Lehensfursten ein kaiserlicher Beamter gestanden 
hätte. Jenen durch diesen zu ersetzen, konnte aber der Auffassung der Zeit 
nicht ferner liegen, als die Ersetzung des Grafen durch einen herzoglichen 
Amtmann. Friedrich I hat 1180 einen solchen Schritt noch nicht gewagt, wie 
ihn damals auch die Fürsten bezüglich der Grafschaflen noch nicht wagten ; 
Heinrich VI würde unter entsprechenden Verhältnissen in Baiern kaum anders 
vorgegangen sein, wie in Meissen; was Friedrich 11, wenn er in Deutschland 
wirklich geherrscht hätte, gethan haben würde, kann nicht zweifelhafl sein ; 
glaubte er doch selbst von Italien aus die erledigten Fürstenthümer Oester- 
reich und Steier durch Reichshauptleute verwalten lassen zu können. Und 
wenn in Frankreich der Uebergang sich dadurch vollzog, dass königliche Baillis 
und Prevöts an die Stelle der Lehensgewalten traten, so beruhte ja auch in 
Deutschland später die unmittelbare Reichsverwaltung auf der ganz entspre- 
chenden Einrichtung der Landvogteien des Reichs ; nicht die Sache blieb der 
Ueichsverfassung fremd, sondern das frühere Versäumniss war nicht mehr 
einzuholen, es gebrachen aus Gründen, welchen wir nicht näher nachgehen, 
die Mittel, solche Einrichtungen nach und nach über das ganze Reich aus- 
zudehnen. 

Roth ist natürlich durchaus mit mir einverstanden, wenn ich einen sul- 
chen Bruch mit dem Lehensstaate für nothwendig halte. Aber er findet S. 18 
darin meinerseits eine Inkonsequenz, weil demnach das, was ich als germa- 
ni.schen Staatsgedanken bezeichne, was ich für das zehnte Jahrhundert als 
Hinderaiss einheitlicher Gestaltung betrachte, nun doch im dreizehnten einer 
sehr ausgedehnten Konzentration Platz machen solle. Ich kann aucli da nur 
erwiedern, dass Feudalismus und Selbstständigkeit der Theile in keinerlei 
nuthwendigein Zusammenhänge stehen. So wenig mir im zehnten Jahrhunderte 
die Selbstständigkeit der Stämme durch das Fortbestehen des Stammherzog- 
thums bedingt zu sein scheint, so wenig im dreizehnten eine grö.ssere Selbst- 
.ständigkeit der Fürstensprengel durch das Fortbestehen des LehensHir- 
stenthums. 

Da erhebt sich nun freilich die Vorfrage, ob damals nicht etwa die alte 
Gliederung des Reichs durch den Feudalismus .schon so zersetzt war, dass für 
eine vom Rechte der Lehensgewalten unabhängige .Selbstständigkeit der Theile 
eine geeignete Grundlage überhaupt nicht mehr vorhanden war. In einer spä- 
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teni Zeit ist das in vielen Reiehstheilen zweifellos der Fall gewesen. Aber 
doch nnr desshalb, weil der siegende Feudalismus sich seit der Mitte des drei- 
zehnten Jahrhunderts an keine der Schranken mehr band, welche früher in 
öffentlichem Interesse beim Amtslehen noch aufrecht erhalten waren, weil nun 
insbesondere, wie einst im fränkischen Reiche, die Hoheitsrechte als theilbarer 
Privatbesitz der Fürstenfamilie behandelt 'wurden. Der dadurch Begründete 
Zustand darf uns nicht täuschen über die Gestaltung, wie sie im zwölften und 
im Beginne des dreizehnten Jahrhunderts noch vorlag. Nach oben hin bestand 
die einheitliche Verfassung der Haiiptländer des Reiches noch immer fort, ob- 
wohl ein feudaler Ausdruck für sie durchaus fehlte ; sie trat äusserlich insbe- 
sondere noch immer hen-or in den vom Könige für die einzelnen Hauptländer 
gehaltenen Hoftagen oder in Landtagen, zu denen sich die Fürsten "der Länder 
versammelten. Nach unten hin hat eine Auflösung der Grafschaftssprengel in 
so früher Zeit, als gewöhnliah angenommen wisd, im allgemeinen nicht Platz 
gegriffen, wenn ich da irgend den Ergebnissen von Untersuchungen trauen 
darf, welche gerade auch diesen Gegenstand fortwährend beachteten. Sind in 
manchen Reiehstheilen die Funktionen der Grafschaft auf die Cent oder son- 
•rtige Unterabtheilung derselben übergegangen, so liegt doch auch da einerseits 
noch immer eine althergebrachte Gliederung zu Grunde, während das anderer- 
seits auch die Aufrechthaltung des Gesammtverbandes , wenn nicht in der 
Person des Vasallen, doch in der des Leliensherrn nicht immer ausgeschlossen 
hat. Ich glaube nachweisen zu können, wie willkürliche, die alte Gliedenmg 
überhaupt nicht berücksichtigende Auflösung der Grafschaften erst im drei- 
zehnten .Tahrhunderte sich bestimmter geltend macht. Zwischen den Hanpt- 
ländern und den Grafschaften bilden dann die Fürstensprengel ein Mittelglied. 
Nun sind doch auch diese nur zum geringsten Theile mehr willkürlich gestaltet; 
sie entsprechen doch vielfiich einer Gliederung, welche auch unabhängig vom 
Rechte des Fürsten so vorhanden gewesen sein würde, in welcher die engeren 
.Sonderinteressen einzelner Landestheile recht wohl ihren angemessenen .Vus- 
druck finden konnten. Wo der Sprengel sich auf Grundlage der Mark oder 
einer Aus.scheidung der Mark aus dem Herzogthurae entwickelt hatte, tritt das 
am deutlidisten hervor. Die Lösung äusserer, schon früher loser verbundener 
Glieder vöm Herzogthume musste wieder dieses selbst nur um so mehr als 
einheitliches Gebiet erscheinen lassen. Auch wo im Innern des Reichs ein 
Fürstensprengel erst später bestimmter hervortritt, wie etwa die Landgraf- 
schaft Thüringen, fusst derselbe wohl auf einer althergebrachten, vom Rechte 
des Fürsten ganz unabhängigen Sonderstellung des Theils. Wurden, wie nicht 
selten der Fall, einem Bi.schofe alle Grafschaften seines kirchlichen Sprengels 
verliehen, so war schon durch diesen ein engerer Zusammenhang der Theile 
begründet. Anders konnte das freilich sein, wo es sieh um eine mehr zufällige 
Vereinigung verschiedener Grafschaften in der Hand eines Fürsten handelte, 
ein geschlossener Fürsten.sprengel gar nicht vorzuliegen scheint Aber auch 
da gestaltet sich das Verhältniss viel einheitlicher, wenn wir beachten, dass 
es für unsem nächsten Zweck nicht darauf ankomiüt, was ein Fürst überhaupt 
an Grafschaften, theils als Vasall des Reichs, theils aller als Vasall der 
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Kiruhpiiflirstei) besass, suiulerti wie die Massen sich gegliedert haben würden, 
wenn bei konsequenter Beseitigung des Feudalsystems die Grafschaften regel- 
mässig zunächst an den heiragefallen wären, von dem sie geliehen waren. .So 
liegen allerdings insbesondere die Grafschaften der Herzoge von Meran ganz 
zerstreut Aber für diesen Prozess bilden sie überhaupt kein Ganzes ; bei der 
Erledigung fiel ein- Theil an das Reich, ein anderer an den Bischof von Bam- 
berg, ein dritter an den von Brixen. Die Gewalt der thüringischen Landgrafen 
in Hessen war ganz unabhängig von ihrem Fürstensprengel ; nicht an das 
Reich, sondern zunächst an Mainz fielen die dortigen Grafschaften heim. 
WViin es bei der nachfolgenden Entwicklung nur theilweise den Fürsten ge- 
lang, die Lehensgrafen zu beseitigen, sehr häufig auch diese sich bei ihrer 
Feudalgewalt zu behaupten und dieselbe zur Landeshoheit au.szudehnen wuss- 
ten, so täuscht uns das leicht über das Grewicht, welches dieses, jetzt oft kaum 
noch erkennbare, damals sehr wohl beachtete Verhältniss auf den Verlauf des 
ganzen Prozesses hätte gewinnen müssen ; eine Karte, welche uns die damalige 
Gliederung des Reichs nicht im Anschlüsse an die Besitzer, sondern an die 
Lehenrührigkeit der Grafschaften zur Anschauung brächte, würde kein so 
buntes Bild bieten, als die spätere thatsächliche Entwicklung das voraussetzen 
lässt. Und wenn in einzelnen Landestheilen die feudale Gliederung allerdings 
über eine oder wenige Grafschaften nicht hinausreicht, so finden sich da docli, 
auch abgesehen von dem Zusammenhänge der grossen Hauptlande, nicht selten 
dauernde engere Verbände zur Wahrnehmung gemeinsamer Interessen, er- 
wachsen im Anschlüsse an althergebrachte Sonderstellungen oder auch nur an 
das sich geltend machende Bedürfniss; fehlte die einheitliche feudale Gewalt, 
so fehlte es darum nicht nothwendig auch an einer den gesclilossenen Fürsten- 
sprengeln entsprechenden Gestaltung. Fast überall hätte sich bei der Wieder- 
herstellung einer unmittelbaren Reichsverwaltung eine Gliederung vorgefunden, 
welche durchweg geeignet war, eine auf der Gemeinsamkeit von Sonderinte- 
ressen beruhende Selbstständigkeit der Theile zu ermöglichen und zugleich den 
Zwecken der Reichsverwtaltung zu dienen. 

Die Stellung der Theile zu einander und zum Ganzen hätte nun die Er- 
.setzung des LehensPürsten durch einen Reichsbeamten zunächst ganz unberührt 
lassen können. Dieser Beamte würde, wenn wrir da von den entsprechenden 
Vorgängen in Italien ausgehen wollen, vielleicht zunächst den feudalen Titel 
fortgeftlhrt haben, würde einfach in die Stelle des Lehensfürsten eingetreten 
sein ; die Stellung der amtsweise gesetzten Markgrafen und Grafen in Italien 
ist dem Lande gegenüber keine andere, als es die der belehnten war; der 
grosse Unterschied liegt . nur darin, dass jene vom Kaiser nach seinem Belieben 
gesetzt und entsetzt wurden, von seinem Willen abhängig waren. Der Name 
thut da freilich wenig zur Sache ; auch als später Generalvikare und Vikare 
an die Stelle traten, blieb die alta Gliederung selbst im wesentlichen davon 
unberührt, ln Italien ist das allerdings von geringerer Bedeutung; das Streben 
nach Selbstregierung nnd Autonomie hatte sich hier durchweg auf die engsten 
Kreise des Staatslebens zurückgezogen, um sich in dieser Richtung um .so 
energi.scher geltend zu machen; ein lebhafteres Interesse für eine .Sonder- 
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Stellung der grossem Verbände scheint durchweg gefelilt zu haben, sie dienten 
hier wesentlich nur den Zwecken der Reichsverwaltung; auch die willkürlich- 
sten Aenderungen desselben würden kaum auf erheblichen Widerstand ge- 
stossen sein. 

Ganz anders würde das zweifellos in Deutschland gewesen sein. Es mag 
misslich sein, ein sicheres Urtlieil darüber aussprechen zu wollen, wie eine 
thatsächlich nicht erfolgte Entwicklung sich gestaltet haben würde. Aber die 
imvollendet gebliebenen Anfänge derselben, der Vergleich mit andern entspre- 
chenden Entwicklungen künnen da doch ein ziemlich begründetes Urtheil er- 
möglichen. Und ich denke, es würde die Behauptung kaum zu willkürlich sein, 
dass wenn es damals dem Königthunie gelingen sollte, die Feudalgewalten zu 
beseitigen, wenn es dabei durch den Widerstand der Theile selbst nicht aufs 
empfindlichste gehindert sein wollte, das nur erreichbar war, wenn inan Bürg- 
schaft bot, dass nach Beseitigung des Fürsten nicht auch das .Sonderrecht des 
Fürstensprengels selbst beseitigt wurde ; die Verhältnisse scheinen mir da 
durchaus entsprechend zu liegen, wie im zehnten Jahrhunderte, wo es gleichfalls 
meiner Ansicht nach nur dadurch möglich wurde, das .Stammherzogthum zu 
lieseitigen oder doch seiner bedenklichsten .Seiten zu entkleiden, dass man auch 
unabhängig davon den .Stämmen selbst ihre .Sonderstellung beliess. Denn we- 
nigstens ein Moment der spätem Entwicklung scheint mir aufs bestimmteste 
dafür zu sprechen. Der Krone gegenüber war der Feudalismus durchaus sieg- 
reich, bei ihr fand er keinen Widerstand mehr bei dem Werke der Zersetzung 
des Ganzen und auch der Theile. Aber den Theilen gegenüber ist er da doch 
oft genug auf bestimmten und erfolgreichen Widerstand gestossen, ihnen gegen- 
über kann man ihn nicht als schlechthin siegreich bezeichnen. Der fendalen 
Auflassung, dass die Uoheitsrechte über den Theil vor allem als ein nutzbarer 
Besitz der landesherrlichen Familie zu betr.aehten sind, der wie jeder andere 
den manuichfachsten Theilungen und Vereinigungen unterliegen kann, stellt 
sich vielfach aufs schärfte eine andere entgegen, welche statt des Rechtes des 
Fürstenhauses das Recht des Landes betont, nach der einen Seite seine Ein- 
heit, nach der andern seine Sonderstellung der feudalen Auffassung gegenüber 
vertheidigt, keine Theilung überhaupt oder wenigstens keine die Einheit aus- 
schliessende Theilung duldet, aber ebenso auch da, wo der Erbgang oder son- 
stige Erwerbstitel zu umfassendem Vereinigungen führen, eifersüchtig die 
Sonderstellung des Landes wahrt. Auch dabei handelt es sich doch wieder 
um eine Erscheinung des deutschen Staatslebens, welche mit dem Feudalismus 
nicht zusammenhängt, ihm vielmehr entgegentritt, welche mir ein weiteres 
Zeugniss dafür zu sein scheint, dass diese unter den verschiedensten Verhält- 
nissen entsprechend wiederkehrenden Erscheinungen nicht als blosses Ergeb- 
niss geschichtlicher Entwicklung, dass sie als etwas dem Zuge des deutschen 
Wesens Entsprechendes zu betrachten sind. 

.Sollten wir nun nicht zu dem Schlüsse berechtigt sein, dass die Länder 
sich bei einem Uebergange von einem Lehensfürsten an das Reich nicht anders 
verlialten haben würden, als beim Uebergange von einem Fürsten auf den 
andern? Allerdings lässt sich eine umfassendere Geltendmachung jener Auf- 
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tassung erst iu späterer Zeit uaehweiseu, allerUiiigs tritt sie vielfach zu spät 
ein, um den zersetzenden Einflüssen des Feudalismus noch genügend vor- 
heugen zu können ; man könnte versucht sein, ihr Aufkommen überhaupt nur 
auf die Keaktion gegen die erst mit der Zeit bestimmter hervorti-eteoden Wir- 
kungen des reinen Feudalstaates zurückzuführen. Aber ich meine doch, wenn 
Sülche Erscheinungen in der uns zunächst beschäftigenden Zeit weniger be- 
stimmt sich nachweisen lassen, su wird der Grund zunächst nur darin zu suchen 
sein, dass es eben an Veranlassung dazu fehlte. Die Theilungen, welche für 
den nächsten Zweck überhaupt weniger ins Gewicht fallen, sind noch unbe- 
kannt; Anden sich Vereinigungen mehrerer FUrsteusprengel, so handelt es sich 
durchweg um von einander entlegene, ver.schiedenartige Gebiete, bei welchen 
von Beeinträchtigung der .Sonderstellung durch die Vereinigung von vornherein 
kaum die Rede sein konnte. Es scheint mir da nur ein einziger Fall vorzu- 
liegen, der geeignet ist als iMassstab zu dienen, bei dem nun aber auch alle 
dazu wünschenswerthen Vorbedingungen in einer Weise zutreffen, wie das 
günstiger kaum denkbar wäre. Es handelt sich um Oesterreich und Steier, 
um zwei Länder, umnittelbar aneinander gränzend, ohne schärfere Gegensätze, 
beide auf möglichst gleichartiger Gnindlage erwacliseu ; um Länder, bei wel- 
chen nicht allein die frühe Vereinigung unter einem Fürsten zutrifit, bei welchen 
auch der Umstand, dass sie iin dreizelmteu Jahrhunderte dreimal in unmittel- 
barer Verwaltung des Reichs waren, einen unmittelbaren .Scltluss auf die Ver- 
hältnisse gestattet, welche uns hier zunächst beschäftigen. Wie sehr aber 
dieser Fall für meine Auflassung spricht, werde icli kamn andeuteu dürfen. 
Wenn die in das zwölfte Jalmhundert zurückreichende, selten unterbrochene 
Vereinigung beider Länder unter einem Fürsten bis heute nicht dazu geführt 
hat, ihre staatliche .Sonderstellutig ganz zu verwischen, so wird man in diesen 
Verhältnissen doch nicht überall den Feudalismus als das Massgebende be- 
trachten können. Die Vereinigung .Steiers mit Oesterreich, wie sie durch den 
Erbvertrag von 1186 begründet wurde, führte zum erstenmale dazu, dass 
nicht das Sonderrecht eines Fürsten, sondern das Sonderrecht eines Landes 
demselben ausdrücklich verbürgt und verbrieft wurde. Und an dieser Sonder- 
stellung würde die dauernde Ersetzung des Fürsten durch Reichsbeamte nichts 
geändert haben. In keiner Weise hat man dieser widerstrebt; man betrachtet 
die unmittelbare Verwaltmig durch das Reich als eine Gunst, vrelche die Steirer 
sich 1237 ausdrücklich verbriefen lassen. Aber aufs bestimmteste hält man 
gleichzeitig an dem .Sonderrechte des Landes fest ; mau kann wohl sagen, dass 
die Bereitwilligkeit, dem Reiche unmittelbar zu unterstellen, vielfach gerade 
durch die Auffassung bedingt erscheint, dass damit eine ausreichendere Ge- 
währ für die hergebrachte .Sonderstellung gewonnen seiiv werde. Es ist er- 
klärlich, wemi das bestimmter bei demjenigen der beiden Länder hervortritt, 
welches der geschichtlichen Entstehung der Verbindung und der ganzen Sach- 
lage nach als das Nebenland erscheinen konnte. Friedrich n hat nicht allein 
alsbald das steierische Landesrecht in vollem Umfange bestätigt, sondern ins- 
besondere den Steirern verbrieft, dass, wenn es ilir eigener Wunsch sem solle, 
wieder unter einem Fürsten zu stehen, das Land nicht wie bisher dem Fürsten 
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von Oesterreich, Sündern einem eigenen Fürsten verheilen werden solle. Nicht 
anders gestaltete sich das, als die Lande aus den Händen Ottokars von Böh- 
men, der sie unter vielfacher Verletzung ihrer .Sonderrechte amtsweise hatte 
verwalten lassen, zur Zeit König Rudolfs wieder uniuittelhar ans Reich kamen; 
es mag genügen, auf die .Auflassung von Lorenz hinzuweisen, der diese Dinge 
zuletzt behandelte, der aufs bestimmteste betont, wie sogleich alle Massregeln 
der Reichsgewalt auf eine den Landrechten mehr angepasste Anschauung der 
Regierung, auf die Restauration vorottokarischer Zustände, auf die Wieder- 
herstellung der alten Rechtsbasis gerichtet waren. Der Feudalgewalt gegen- 
über, welche der Rechte des Ganzen sich bemächtigt hat, weiter nun auch das 
.Sonderrecht der Theile zu beseitigen sucht, ist es hier eben das Ganze, welches 
für dieses eintritt 

Diesen Verhältni.ssen gegenülicr wird sich kaum behaupten lassen, dass 
der Bruch mit dem Lehensstaatc auch die Selbstständigkeit der Länder habe 
vernichten müssen ; alles scheint dafür zu sprechen, dass jener damals über- 
haupt nur unter Aufrechthaltung dieser durchführbar gewesen sein würde. 
Das zugegeben, würde dann freilich gegen meine Auflassung vielleicht der 
Einwand erhoben werden, dass unter solcher Voraussetzung der Bruch mit 
dem Lehensstaate überhaupt keinen AVcrth gehabt haben, die Macht des 
Ganzen durch die Stände der Einzelländer dann ebenso gelähmt gewesen sem 
würde, als durch die Lehensfürsten. Es könnte ein solcher Einwand insbe- 
sondere naheliegen, wenn wir uns vergegenwärtigen, wie vielfach allerdings 
später mehrere Länder in der Hand eines Fürsten vereinigt gewesen sind, ohne 
dass die in den Laiidständen ihren Ausdruck findende .Sonderstellung der 
Länder es zn einer grossem Gemeinsamkeit bezüglich der dringendsten An- 
gelegenheiten gelangen liess. Aber es handelt sich da doch um ein wesentlich 
verschiedenes, vielfach eben durch den Feudalismus bedingtes Verhältniss. 
Die Person des Fürsten trat zwischen das Ganze und die Gesammtheit der 
ihm unterworfeuen Tlieile, er machte eine zentrale Gesetzgebung und Verwal- 
tung unmöglich, welche auch auf die Theile eingewirkt, sie in den Hauptsachen 
dem Willen der Gesammtheit unterworfen, eine grössere Gemeinsamkeit da 
angebahnt hätte, wo ein wirkliches Bedürfniss sich geltend machte. Er selbst 
aber repräsentirte den ihm unterworfenen Ländern gegenüber in keiner Weise 
ein staatlichi-s Ganze ; ein Recht, dieselben als Ganzes zu beliandeln, bestand 
nicht; häufig in Folge der Zersetzung aller natürlichen Gliederungen durch den 
Feudalismas nicht einmal eine engere Gemeinsamkeit der Interessen, welche 
vom Gesichtspunkte des Bedürfnisses der Theile selbst die Erstrebuug grös- 
serer Einheit hätte rechtfertigen können. Nur das Privaünteresse des Fürsten 
mochte in vielen Fällen darauf hindrängen; wenn man diesem sich nicht fügte, 
sich nach Vernichtung der nöthigen Befugnisse des berechtigten Ganzen mit 
Zäliigkeit auf die Vertheidigung der .Sonderrechte gegen fürstliche Willkür 
beschränkte, dabei schliesslich selbst das eigene wohlverstandene Interesse 
nur zu leicht übersah, so wird uns das nicht den Massstab abgeben dürfen, 
um zu beurtheilen, was der Erfolg gewesen wäre, wenn im dreizehnten Jahr- 
hunderte unter Bclassung der .Selbstständigkeit der Tlieile die Befugnisse des 
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Ganzen über die Theile «-iudei' unmittelbar in die Hand des Königs gekommen 
wiiren. Hier handelte es sich um die festere Wiedereinfügung der Theile in 
das höhere Ganze, nicht um die äusserliche Verbindung gleichberechtigter 
Theile ; hier kam nicht in Frage, ob das BedUrfniss zur Wiedereinräuinung 
wenigstens der nOthigsteii Befugnisse an das Ganze drängen würde, sondern 
diese Befugnisse bestanden von vornherein in weitgreifendur Weise noch zu 
Rechte; hier waren Organe zur Uebung und Weiterbildimg dieser Befugnisse 
nicht erst zu schaffen, sie waren in doppelter Gliederung, in Reichstagen und 
Landeshoftagen vorhanden, deren Umbildung der allmähligen Umgestaltung 
der Verfassung gemäss .■iieh leicht vollzogen haben würde. Mit der unmittel- 
baren Unterstellung der Fürstenthümer und ihrer Stände unter das Reich 
würde sich zunächst voraussichtlich eine dreifa<;he Gliederung ständischer 
Versammlungen ergeben haben. Aber die gesammte vollziehende Gewalt, nicht 
blos für das Ganze, sondern auch für die Theile, wäre in einer Hand vereinigt 
gewesen. Wenn der König nicht blos au der Spitze der Reichsversammlung 
.stand, wenn er, wie er früher ein die Stelle der Stiumuherzoge getreten, so 
nun auch selbst oder durch einen freigesetzten Beamten in die Stelle des 
Fürsten eintrat, so hätte darin doch gewiss die genügendste Bürgschaft ge- 
legen, dass die Sonderstellung der Theile nicht zu ü bewuchernder Geltung 
hätte gelangen können, dass dem Reiche auch später geblieben wäre, was 
nach dem jedesmaligen Bedürfnisse der Zeit ihm bleiben musste. Aber auch 
den Theilen, was ihnen ohne Beeinträchtigung des Ganzen bleiben mochte. 
War in Deutschland der Bruch mit dein Lehensstaate ebenso Bednrfniss, wie 
in Frankreich, so hätte er darum dort nicht zu gleicher Gestaltung fuhren 
müssen, wie hier. Wenn dieser Bruch in Deutschland nur in den Theilen, nicht 
in dem Ganzen erfolgte, so hat das nicht blos das Recht des Ganzen, sondern 
inelfach auch die berechtigtsten .Sonderinteressen der Theile beeinträchtigt; die 
Zwittergestaltung des deutschen FeudalfUrstenthums ist in seiner schliesslichen 
AusbUdung mit dem einen so unvereinbar gewesen, als mit dem andern. 

■Solche Erwägungen über das, was hätte werden können, mögen manchem 
als fruchtlose Beschäftigung erscheinen. Aber wenn sie nicht blosses Ergcb- 
niss einer von den historischen Thatsachen absehenden Reflexion sind, wenn 
sie sich stützen auf gewissenhafte Prüfung der .Sachlage, wie sie in einer be- 
stimmten Zeit wirklich vorhanden war, der Tendenzen, welche sich iu derselben 
geltend machten, so scheinen sie mir durchaus geeignet, einer mehr einseitigen 
Auffassung der Bestrebungen vergangener Zeiten vorzubeugen. Das , was 
später geworden ist, täuscht uns zu leicht über das, was von einem thatsäch- 
lich vorhandenen Zustande aus noch hätte W'erden können, und damit Uber den 
Werth, welchen wir den Bestrebungen der Zeit, dem Thun und Lassen der 
einzelnen Personen vom damals gegebenen Standpunkte aus beizulegen haben. 
Es ist sehr erklärlich, wenn bei der Beschäftigung mit der Vergangenheit vor 
allem das unsere Aufmerksamkeit erregt, was den später wirklich eingetre- 
tenen Zustand begnlndet hat, dass wir das vorzugsweise verfolgen und be- 
tonen, dass wir ihm dann aber auch für die fnihere Zeit eine Bedeutung bei- 
zulegen geneigt sind, widche es damals in Wirklichkeit noch nicht batte, welche 
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es erst für uns durch die nachfolgenden Ereignisse gewonnen hat; wtMin wir 
anderes dafür unbeachtet lassen, dem die Zeitgenossen von ihrem Standpunkte 
aus ungleich höhere Bedeutung beizumessen dnrehaus berechtigt waren. Das 
scheint mir insbesondere auch liezüglich des Feudalismus vielfach der Fall zu 
sein. Da er schliesslich die Reichsverfassung durchaus beherrscht hat, sind 
wir geneigt, ihm eine massgebende Bedeutung beiznlegen, wo er sich irgend 
schon geltend madit; es ist erklärlich, wenn wir mit doppelter Aufmerksam- 
keit alles beachten, was auf sein Vorhandensein und seine Wirksamkeit hin- 
deutet, während die inanniehfachen Befuginsse, welche dem Könige noch kraft 
des allgemeinen Unterthanenverl>andes zustanden, sich unserer Beachtung 
leichter entziehen, ihre si>ätere Bedeutungslosigkeit neben dem Feudalisimis 
sie für uns auch da zurttcktreten lässt, wo sie thatsächlich noch ein sehr ge- 
wichtiger Faktor des staatlichen Lebens waren. Es ist w'eiter erklärlich, wenn 
wir geneigt sind, verwandte Verhältnisse, wie die .Stellung der Reichskirchen, 
der Reichsministerialen, von jeher unter den Begriff des Feudalismus einzu- 
reihen, weil sie allerdings schliesslich in densellwn ttliergegangen sind, während 
es doch bei einer frühem Wendung der Entwicklung recht wohl möglich ge- 
wesen wäre, dass gerade sie dem Königthume die sicherste .Stütze bei einem 
Kampfe zur Beseitigung desselben geboten hätten. .lenaclidem wir .aber solches 
genügend beachten oder nicht, wird unsere Benrtlieiliing der Ereignisse auch 
eine durchaus verschiedene sein inflssen. Eine .Ma.ssregel des Königs wird uns 
vom Gesichtspunkte der spätem Entwicklung ans vielleicht durchaus tadelns- 
werth erscheinen inOs.sen, weil sic thatsächlich allerdings eine Stärkung des 
Feudalismus zur Folge gehabt hat. .Suchen wir uns dagegen von jenem Ge- 
sichtspunkte ganz losznmachen, fragen wir nicht, was geworden ist, sondern 
was voD der damaligen .Sachlagi* aus hätte werden können, was damals sogar 
noch als der wahrscheinlichere Gang der Entwicklung erscheinen musste, so 
wird sich vielleicht ergeben, dass das, was uns alsFördenmg des FeudaKsmns 
erscheint, vom .Standpunkte der Zeit ans noch als diu-chaus berechtigter Ge- 
genzug gegen denselben aufzufassen war. 

.So kann der schliessliche Erfolg es denn freilich auch nahe legen, das 
Streben nach Autonomie mit dem Feudalismus zusammenzubringen, jenes als 
besondere Fomi oder als Ergebniss desselben zu betrachten und, weil der 
Feudalismus das Reich wirklich aufgelöst hat, auch jenes Streben unter den- 
selben Gesichtspunkt zu bringen, anzunehmen, dass jede Konzession an das- 
selbe auch als Förderung des Auflösungsprozesses zu betrachten sei. Ich hat« 
versucht, nachzuweisen, dass es sich da um zwei wesentlich verschiedene Ver- 
hältnisse handle, welche keine.swegs durcheinander bedingt sind, welche Rand 
in Hand gehen können, aber nicht müs.sen, welche sich in der Reichsgeschichte 
nicht selten auch in durchaus entgegengesetzter Richtung geltend machen; 
dass kein Widerspruch darin liegt, die Ueberwindung des einen Verhältnisses 
als nothwendig zu bezeichnen, und doch das andere als vereinbar mit dem 
Bestände des Ganzen zu erklären, im Fortbestehen desselben wohl gar die 
Gewähr für diesen zu erblicken. 

Das nächste Bedürfniss der Vertheidigung oder Erläuterung früher aus- 
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^i^spruchener Ansichten würde mich an und für sich kamn dazu bewogen 
haben, so lange bei dieser Frage zu verweilen. Aber gerade die relative Be- 
rechtigung, welche ich den Behauptungen des Gegners auch da, wo ich ihnen 
nicht unbedingt beistinune, durchweg zugestehen musste, machte es mir fühl- 
bar, dass es sich ihnen gegenüber weniger um weitere Begründung des von 
mir schon früher geltend Gemachten handle, als um die Ergänzung einer Lücke 
meiner frühem Erörterungen, einer Lücke, die sich genügend daraus erklärt, 
dass mir damals jede Veranlassung zu einem Eingehen gerade auf diese Ver- 
hältnisse fehlte, die ich aber kaum ungefüllt lassen durfte, wollte ich anders 
an der früher geltend gemachten Auffassung dieser Dinge noch ferner fest- 
halten. Soll diese, zunächst in anderer Verbindung geltend gemacht, ihre Be- 
rechtigung behalten, so muss sie nicht blos vereinbar sein mit Thatsachen, 
welche früher nicht beachtet, später gegen sie geltend gemacht wurden, son- 
dern auch einer Prüfung von wesentlich anderen Gesichtspunkten aus gewach- 
sen sein. Und wenn ich, wie schon gesagt, bereitwilligst zugebe, dass jede 
geschichtliche Erörterung, bei der es sich nicht um die Feststellung der That- 
sachen, sondern um die Auffassung, um die Beurtheilung der Bedeutung der- 
selben handelt, in gewisser Weise eine einseitige sein muss, so wird sie dämm 
keine nutzlose sein ; einer allgemeingültigen Auffassung, so weit davon über- 
haupt die Rede sein kann, wird man sich nur dann mehr und mehr nähern 
können, wenn für jede relativ berechtigte Auffassung möglichst alles wirklich 
geltend gemacht wird, was sich auf Grundlage der festgestcllten Thatsachen 
dafür geltend machen lässt. 


lonsbruck, 18tl8 Februar 3. 
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Die Forschungen über die Geschichte der Reichsverfassnng zunächst in 
der staufischen Periode, mit welchen ich mich seit Jahren beschäftigte, boten 
mir fortwährend Veranlassung, auch diesen und jenen Punkt der Reichs- und 
Rechtsgeschichte Italiens bestimmter ins Auge zu fassen. Waren es auch zu- 
nächst die staatsrechtlichen Verliältoisse des deutschen Königreiches, denen 
ich meine Aufmerksamkeit zuwandto, so war doch nicht ausser Acht zu lassen, 
dass dieses diircli Jalirhunderte mit zwei anderen Reichen, dem italienischen 
und dem burgundischen, vereint war. Allerdings zunächst nur durch die Person 
des Herrschers. Wird aber ein solches Verhältniss doch immer die Vermu- 
thung mannichfacher Wechselwirkung nahe legen, so ist dasselbe gerade hier 
um so beachtenswerther , als in der kaiserlichen Würde des gemeinsamen 
Königs noch ein höherer Einigungspnnkt gegeben war, der leicht den Ausgang 
bieten konnte für ein allmähliges Verwischen des Unterschiedes der König- 
reiche, für eine einheitlichere Gestaltung der gesamihtcn vom Kaiser be- 
herrschten Ländermassen. Ich glaubte daher bei Untersuchung der einzelnen 
Bestondtheile der deutsclien Verfassung immer zugleich die entsprechenden 
Verhältnisse Burgunds und insbesondere Italiens beachten zu sollen, suchte 
mir zu vergegenwärtigen, in wie weit Ergebnisse der Forschung, welche bei 
einer Beschränkung auf Deutschland gesichert schienen, nun auch jenseits der 
Alpen als massgebend zu betrachten seien, in wie weit überhaupt von einer 
gemeinsapien Verfassung des Kaiserreiches oder wenigstens einer grösseren 
Annäherung der Verfassuiigsverhältnisse der verschiedenen Königreiche die 
Rede sein könne. 

Es ist nicht zu läugnen, dass sich da wohl im Laufe der Zeit diese und 
jene Ausgleichung ergab, dass, wenn man im zwölften Jahrhunderte begann, 
die verschiedenen Königreiche in dem einen Ausdrucke de.s Kaiseireichs zu- 
sammenzufassen, - auch die Entwicklung der Verfassung sich in mehr einheit- 
licher Richtung bewegte; es mag genügen, daran zu erinnern, wie mit dem 
Aufhören der dreifachen Kanzlei nuü die Leitung der gesummten Geschäfte 
des Kaiserreichs in der Hand des einen- Hofkanzlers vereinigt war. Aber 
überall zeigt sich doch bald, wie wenig hier von einer tiefergreifenden Aus- 
gleichung die Rede sein kann. Sah ich mich bei meinen Untersuchungen schon 
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bezüglich Deutschlands überall auf ein Auseinanderhalten der Theile aufs be- 
stimmteste hingewiesen, ergab sich da selbst für die Verhältnisse des öffent- 
lichen Rechts, dass diese in den einzelnen deutschen Ländern vielfach ver- 
schieden gestaltet waren, dass die Gemeinsamkeit des Königthums doch nur 
bis zu einer bestimmten, oft schnell erreichten G ranze hin eine einheitliche 
Entwicklung der Verfassung zur Folge gehabt hatte, so machte sieh das bei 
einer Beachtung der Verhältnisse des gesaminten Kaiserreiches noch ungleich 
entschiedener geltend. Weniger gilt das für Burgund, wo der Einfluss der Ver- 
bindung mit Deutschland auf die staatlichen Zustände des Landes sich man- 
nichfttch verfolgen lässt. Dagegen ist es für die Entwicklung der öffentlichen 
Verhältnisse lUiliens von ganz untergeordneter Bedeutung gewes(*n, dass gerade 
der deutsche König zugleich König Italiens war. 

Neben grosser Mannichfaltigkeit im Innern stellt sich nach Aussen hin 
Italien als ein überaus scharfgeschlossenes Rechtsgebiet dar. Für das eine, 
wie das andere haben wir den Ausgang in der Gestaltung des longoliardischen 
Königreiches zu suchen. Der .Schwerpunkt desselbeir lag im Norden. Uier 
war die Gestaltung des Rechtslcbeus eine durchaus einheitliche, die breite 
Masse der Ualbinsel von .Meet zu Meere erfüllend und hin bis zmn ijöhenzuge 
der Alpen, der berleutendere .Schwankungen in den Gränzen des Reiches nach 
dieser .Seite hin .ausschloss, iil«rall eine scharfe .Scheide bildete, die Wechsel- 
beziehungen mit andern gennanischen .Stämmen erschwerte , die bestimmte 
Ausprägung nationaler Eigeuthümlichkeit in jeder Richtung förderte. Wenn 
bei der Geschlossenheit des Reichs nach dieser .Seite hin später den Einwir- 
kungen, welche von den Gränzreichen her erfolgen konnten, überall ein und 
dasselbe scharf ausgeprägte italiehisclie Wesen entgegentrat, welches in seiner 
hier durchaus einheitlichen Gestaltung fremden Einflüssen «xuiigor zugänglich 
sein konnte, .so hat das Unfertige des Longobardenreiehs nach anderer .Seite 
hin anch wieder einer grossen Mannichfaltigkeit der Entwicklung freien Spiel- 
raum gel.assen. Der E.xarchat, die Fent.apolis, der Dukat von Rom wurden 
von longobardischer Herrschaft k.aum berührt; und auf Jahrhunderte hin läs.st 
sich da noch ein scharfer Gegensatz vorwiegend römischen und vorwiegend 
longobardischcn Wesens erkennen. Und wieder war der Zusammenliapg der 
südlichen Herzogthümer .Spoleto und Benevent mit dem Königreiche ein so 
loser, dass es nicht befremden kami, wenn sicli manches Wer eigenthümlich 
gestidtete, wenn, soweit die Einriclitungen des longobardischen Reiches dafür 
massgebend waren, die einheitliche Entwicklung sich vielfach auf überitalieo 
und Tuszien beschränkt. 

Die fränkische Herrschaft h.at dann freilich manches .geändert. DasLon- 
gobardenreich eud(*te zu einer Zeit, wo den Franken ein Herrscher gelart, dem 
es nidit genügte, das christliche Abendland nur zu miteiwerfen ; es sollte aus 
demselben ein einlieitlidi gestaltetes ötaatswesen geschaffen werden auf Grund- 
lage der Verfassung des herrschenden Stammes und einer Weiterbildung und 
Umgestaltung derselben, wie sie den Aufgaben des einen christlichen Kaiser- 
reiches entsprach. Dieser Staatsordnung wrnrde nun auch Italien eingefligt, es 
wurden die Einrichtungen, die allgemeinen Gesetze de.s Kaiserreichs auf das- 
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selb« ausgedehnt; .selbst da, wo (ien besondern Verhältnissen des Landes 
Rechnung getragen, dieselben besonders geregelt wurden, tritt doch iiljerall die 
Richtung hervor, sie den für das Ganze massgebenden Gesichtsponkten mög- 
lichst anzupassen. 

Das musste freilich vielfach ausgleichend auf die innern Gegensätze ein- 
wirken ; fränkische Einrichtungen erstreckten sich jetzt gleichmässig iilwr die 
longobardischen und die filmischen Theile des Landes. Aber hach ariderer 
Seite brachte es auch schärfere .Scheidung. Das irerzogthum Benevent blieb 
unabhängig, oder stand doch mir zeitweise in so loser Verbindung mit dem 
Reiche, dass von nachhaltiger Einwirkung fränki.scher Einrichtungen da kaum 
die Rede sein kann. Auf longobardischer Grundlage, liie nnd da vielleicht von 
den byzantinischen Küstenstädten her beeinflusst, erfolgte nun die weitere Ent- 
wicklung der Verhältnisse in den Fürstenthümem des .Südens unabhängig vom 
übrigen Italien. Nicht erst dadurch geschaffen, aber noch wesentlich ge.schärft 
wurde dann dieser Gegensatz, als mit der norinannischen Herrschaft auch 
normannische Einrichtungen mehr und mehr festen Fuss fas.sten. Das apuliscfie 
oder sizihsche Reich bildete ein eigenes scliarfgeschlossehes Rechtsgebiet, dem 
übrigen Italien so fremd gegeiiüber.stehend, dass kaum ein Gefühl engerer 
Zusammengehörigkeit blieb, dass man den Namen des Ganzen nur noch auf 
den Norden und die Mitte der Halbinsel bezog, dass der herrschende Sprach- 
gebrauch Italien und Apulien als ganz verschiedene Länder betrachtete. 

Für die Entwicklung der Rechtsverhältnisse Italiens in dieiser engeren 
Begränzung ist nun die fränki.sche Herrschaft allerdings sehr massgebepd ge- 
wesen; gar manche Einrichtung, die sich in Italien Jahrhunderte lang gehalten 
hat, hier wohl noch fortbostand und weiterentwickelt wurde, als sie in andern 
Frankenreidien längst der Vergessenheit anheiingefallen war, ist als lediglich 
fränkischen Ursprunges aufs bestimmte.ste zuera’cisen. Ater andererseits wird 
man diesen fränkischen Einfluss doch nicht überschätzen dürfen. Das feste 
(Jefilge der auf eine umfassende .schriftliche Gesetzgebung gestützten Rechts- 
ordnung eines .Staatswesens, das eine lange Vergangenheit hinter sich hatte, 
das durch natürliche Gränzen, durch eine schon bestimmter ausgeprägte Volks- 
thflmlichkeit von den Nachbarländern geschieden war, musste an und für sich 
den Erfolg aller Versuche ersdiweren, es den andern Reichstheilen gleich- 
förmig zu gestalten. Und weniger als in andern Reichsländern scheint das hier 
auch nur in der Absicht gelegen zu haben. .Schon äiisserlich wird das Reich 
der Longobarden doch noch vielfach von dem der Franken unterschieden; 
durch die Bestellung besonderer Könige Italiens erhält das noch bestimmteren 
Ausdruck. Manches Gesetz, das für die Gesammtheit des Kaiserreiches be- 
stimmt war, hat in Italien erwei.slich niemals Anwendung gefunden; nranche 
Einrichtung, deren Ausdehnung auf Italien zweifellos’in der Absicht lag, i.st 
hier nie zur Ausführung gekommen oder gar bald wieder in Verge.ssenheit 
gerathen; anderes hat nur sehr langsam festen Fuss gefasst und doch fast 
nirgends in voller Uebereinstimimmg mit den andern Frankenreichen; überall 
macht sich der nwdifizirende Einfluss longobardischer Anschaiiungen nnd Ein- 
richtungen geltend, das von den Franken Uoberkominene bleibt oft nur dem 

1 * 


Digitized by Google 



4 


Einieitung. 


Namen nach. Und damit mindert .sich natürlich auch die Bedeutung des früher 
betonten ausgleichenden Einflusses auf den Gegensatz der longobardischen und 
romanischen Landestheile. Die fränkischen Einrichtungen, welche in beiden 
gemeinsam Eingang fanden, haben Weder an und für sich alle Verhältnisse 
auch nur des öfientlichen Rechtslebens mnfasst, noch sind sie dort und hier 
gleich gestaltet; wie sie dort dem umgestaltenden Einflüsse des longobardischen 
Landesbrauches unterlagen, so hier dem des romanischen. Auf diesen Grund- 
lagen musste sich das Rechtsleben des Landes um so bestimmter selbstständig 
gestalten, als die Zeit der unmittelbaren Verbindung mit dem fränkischen 
Reiche nur eine kurze war, für die eigenen Könige des Landes .aber, wenn ein 
bestimmterer Gegensatz gegen fränkisches Wesen ihnen auch fremd war, doch 
andererseits jede Veranlassung fehlte, den besonderen Bedürfnissen, den alt- 
hergebrachten Ge.setzen und Bräuchen des Landes gegenüber an den Bestim- 
mungen der fränkischen Reichsgesetzgebung festzuhalten, dem h"ürtwirken oder 
Wiederaufleben longobardischerEinrithtungen zuwiderstreben. So ist es erklär- 
lich, wenn die öfientlichen Verhältnisse Italiens sich vielfach auch in solchen 
Dingen ganz eigenthümlich entM'ickelten, bei welche« m allen anderen aus der 
fränkischen Monarchie hervorgegangenen Reichen das Fortwirken der früheren 
einheitlichen Gestaltung sich noch weithin verfolgen lässt. 

Die deutsche Herrschaft aber hat diese Sonderstellung des Reiches in 
keiner Weise beirrt; von einer ähnlichen Uebertragung fremder Einrichtungen, 
wie sie die fränkische Herrschaft niit sich brachte, ist da in keiner Weise die 
Rede. Der deutsche König wird zugleich König lUiliens; er tritt einfach ein in 
dessen Stellung und Rechte, regiert das Reich nach Gesetz und Herkommen, 
wie er es. vorfindet. Gewiss hatte die Vereinigung beider Kronen seit dem 
ersten Otto manche wichtige Umgestaltungen in den öfientlichen Verhältnissen 
Italiens zur Folge. Aber diese waren nicht etwa bedingt durch die entspre- 
chenden deutschen Verhältnisse , es lag ihnen kein .Streben nach einheitlicher 
Gestaltung beider Reiche zu Grunde. Es waren Unigestaltungen, welche zu- 
nächst durch den Umstand veranlasst wimden , dass der Herrscher nun 
allerdings nur ausnahmsweise im Lande verweilte, Abwesenheit desselben die 
Regel war. Aber was da vorzukehren war, knüpft üljerall an das im Lande 
selbst Gegebene an; die Vereinigung mit einem anderen Reiche überhaupt, 
nicht die Vereinigung gerade mit Deutschland war da das Massgebende. Selbst 
da, wo zur Gemeinsamkeit des Königs noch engere politische Verbindungen 
beiderseitiger Landestheile hinzukainen, bleibt die scharfe Scheidung des Rechts- 
lebens. Die politische .Sonderstellung der Mark Verona ist wohl an und für 
sich nicht ohne allen Einfluss geblieben, lässt sie mehrfach als besoudem 
Rechtskreis erscheinen; aber es ist das nicht bedingt durch eine grössere An- 
näherung an deutsche Einrichtungen; dass der Herzog von Kämtheh durch 
anderthalb Jahrhunderte zugleich Markgraf von Verona war,, scheint in dieser 
RTichtung fast ohne alle Rückwirkung geblieben zu sein. .Selbst da, wo ein ein- 
ziger Fürstensprengel, wie der von Aglei oder Trient, Theile beider Rechta- 
gebietc umfasste, bleiben die schäifsten Gegensätze des Rechtslebens unver- 
wischt nebeneinander bestehen. Es ist richtig, dass im Laufe der Zeit die 


. i-xJ by Google 


Geringer Einfla»!. der deuluchl'n Herrscheft »uf Italien. 


5 


Vereinigung beider Kronen raehr und mehr den Charakter einer deutschen 
Herrschaft über Italien gewann, das.s das Land vorwiegend durch Deutsche 
verwaltet, die Aeniter des Reich-s, wohl auch die der Kirche fast nur mit 
Deutschen besetzt wurden. Aber e.s lässt das nur um so deutlicher hervor- 
treten, wie wenig eine Richtung auf Ausgleichung der Gegensätze vorhanden 
war. Wenn einst der umgestaltende Einfluss der fränkischen Herrschaft viel- 
fach weniger durch die ausdrückliche Absicht des fränkischen Herrschers, als 
dadurch herbeigeführt gewesen zu sein scheint, dass die fränkischen Reichs- 
beamten die ihnen geläufigen Formen der Verwaltung und des Gerichts auch 
in Italien zur Anwendung brachten, so wurde Italien von den deutschen Be- 
amten durchaus in den landesüblichen Formen, nach den einheimischen Ge- 
setzen und Bräuchen regiert. Allerdings hat das italienische Rechtsleben gerade 
während der deutschen Herrschaft die tiefgreifendsten Umgestaltungen erfahren. 
Aber diese waren in keiner Weise von Deutschland her beeinflusst; es waren 
die auf der Halbinsel selbst bestehenden Gegensätze, welche da wirksam wurden. 
Der Einfluss, welchen die Erneuerung der wissenschaftlichen Beschäftigung 
mit dem römischea Rechte insbe.sondere auch auf die Verhältnisse des öffent- 
lichen Rechtes übte, ging von der Romagna aus, knüpft sich aufs engste an 
die alte .Sonderstellung dieses Landestheiles an. Als sich dann nach längerer 
Unterbrechung eines wirksamen Eingreifens von Deutschland her dem Kaiser 
Friedrich 1 die Aufgabe einer we.sentlichen Neugestaltung der Reichsverwaltung 
Italiens bot, zeigt sich wieder nirgends ein Anschluss an deutsche Vorbilder, 
ist es überall die neue, im Lande selbst erwachsene Entwicklung, welche in 
seinen Einrichtungen zum Ausdrucke gelangt Wohl hat dann später der zweite 
Friedrich eine einheitliche Umformung des ganzen .Staatswe.sens versucht; aber 
auch da waren es nicht die Verhältnisse Deutschlands, sondern die sizilischen, 
welche zum Vorbilde dienten, handelte es sich um eine Richtung, welche gerade 
zum deutschen Wesen im schärfsten Gegensätze stand. 

Gewiss zeigt sich neben den schärfsten Gegensätzen wieder manches 
Gemeinsame, manches gleichartig Gestältete im deutschen und italienischen 
.Staatswesen jener Jahrhunderte. Aber die genauere Untersuchung ergibt 
durchweg, dass das in Italien nicht erst Folge der deutschen Herrschaft ist, 
dass dafür,' .so weit es nicht schon auf altgermanische Wurzeln zuriiekgeht, in 
den einheitlichen Einrichtungen des Karolingerreiches der Ausgangspunkt zu 
suchen ist. Dass, in Einzelnheiten allerdings die lange Verbindung des italie- 
nischen mit dem deutschen Reiche auf eine Annäherung der beiderseitigen 
Einrichtungen hinwirkte, ist nicht zu läugnen. Aber es handelt sich dabei lange 
auch nur um Einzelnheiten, welche für das Ge.samintverhältniss kaum ins Ge- 
wicht fallen, bei denen kaum irgendwo .•uizimehinen ist, dass eine bewusste 
Richtung auf Ausgleichung der Unterschiede wirksam war, bei welchen man 
oft gewiss nur zufällig, dundiweg unwillkürlich den Brauch des einen Reiches 
auch auf das andere übertrug und nur desshalb übertragen konnte, weil er die 
tiefergreifenden Gegensätze unberührt liess oder mit ihnen leicht in Ueberein- 
stiimnung zu bringen war. Treten aber später solche Einwirkungen häufiger 
und bestimmter hervor, so ergibt sich zweifellos, dass in den bei weitem seltenem 
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Fällen Italien der empfangende, Deutschland der einwirkende Theil war. Häu- 
Rger lässt sich nachweisen, dass die Einwirkung von Italien her erfolgte. Bei 
einer Sachlage, welche Italien als das beherrschte, Deutschland als das herr- 
schende Reich erscheinen lässt, müsste dieses Verhältniss billig befremden, 
hätten wir irgend Grund zu der Annahme, dass bei der .Staatsgewalt selbst 
irgendwelche Tendenz auf Herstellung grösserer Einförmigkeit des ätaats- 
wesens vorhanden gewesen wäre. Aber um so erklärlicher wird dieses Ver- 
hältniss, wenn wir beim Fehlen solcher Tendenz alles zurOckzufüliren haben 
anf den durch die politische Verbindung bedingten regeren Verkehr, die da- 
durch herbeigefuhrte genauere Kenntniss der Einrichtungen des Schwester- 
reiches. Denn einmal war es da gerade die herrschende Stellung der Deutschen, 
welche weniger den Italiener zum Norden, als den Deutschen zum Süden führte, 
welche den Deutschen als Rcichsl>eamten nöthigte, den fremden Brauch sich 
anzueignen, au den er jenseits der Alpen sich zu halten hatte. Und weiter, 
wer könnte läugnen, dass an und für sich Italien damals mehr zu bieten, als 
zu empfangen hatte, dass die höhere Bildung des Landes, die fortgeschrittenere 
Entwicklung auf den meisten Gebieten des geistigen und materiellen Lebens 
den Deutschen zur .Schätzung und vielfach auch zur Ueberschätzung alles dessen 
führte, was er dort kennen lernte, ihn antrieb sich dasselbe zu eigen zu machen ; 
es ergab sich da zweifellos vielfach ein Verhältniss, welches aufs lebhafteste 
erinnert an die Hochachtung, welche zur Zeit der Wanderufigen die Germanen 
an den Tag legten gegen die Formen des altehrwürdigen Römerreiches, in 
welches sie doch als .Sieger eindrangen. 

' Es entspricht dem nur, wenn es nicht gerade die früheren Zeiten engster 
politischer Wechselwirkung sind, in welchen dieser Einfluss Italiens auf die 
deutschen Verhältnisse sich stärker geltend ‘macht, dass ör bestimmter erst 
dann hervortritt, als von wirksamer deutscher Herrschaft in Italien kaum mehr 
die Rede, wohl aber noch immer der durch jene begründete rege Verkehr, die 
Kenntniss und Hochschätznng italienischen Wesens lebendig waren; anderer- 
seits aber die alten Formen des deutschen .Staat&lebens mehr und mehr sich 
lockerten und zersetzten, fremden Einwirkungen damit ein freierer Spielraum 
geschaffen wurde. Auf die rechtliche .Stcliung des deutschen Königs als solchen 
hatte es in den Zeiten, als dem kaiserlichen Namen noch kaiserliche Gewalt 
entsprach, kaum einen Einfluss geübt, dass er zugleich die römisolie Kaiser- 
krone trug. Gerade dann erst, als fast nur noi;h der Name geblieben war, tritt 
in Deutschland selbst der Begriff des deutschen Königs vielfach vor dem des 
Kaisers zurück,' werden seine thatsächlich immer mehr liesc-hränkten Befug- 
nisse wenigstens theoretisch angeknüptt an die .Stellung, welche dem Kaiser 
die Lehre Italiens zuwdes. Hier aber hatte schon lange die .Scheidung zwischen 
dem römischen Kaiser und dem Könige Italiens sich mehr vennscht, eigen- 
thfimliche Befugnisse beider waren da mannichfach miteinander verschmolzen ; 
der Begriff des Kaiserthums hatte da manches in sich aufgenommen, was nicht 
altrömischen, noch kirchlichen, sondern einfach italienischen Ursprunges war, 
nun aber nichtsdestoweniger als Belugniss des Kaiserthums an und fiif sich 
anstandlos auch in Deutschland Eingang fand. Politische Gesichtspunkte waren 
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da gewiss am wenigsten wirksaiti; wo die besondere Gestaltung der deutschen 
Verfassung nicht im Wege stand, da liess man auch auf staatsrechtlichem Ge- 
biete sich nnwdllkurlich von' der Rechtslehre Italiens bestimmen, welche auf 
der Grundlage des römischen Weltrechtos fassend den Anspmch auf allge- 
meingültige Anwendbarkeit erheben konnte. Nicht die deutschen Kaiser, sonr 
dem die deutschen Gelehrten haben die Gesetzbücher Jn-stinians und was sich 
daran angeknüpft hatte über die Alpen gebracht und damit in einer Zeit, in 
"welcher der politische Verband Iwjider Reiche nur noch ein seJm loser war, eine 
Beeinflussung des deutschen Rechtslübens von Italien her bewirkt, der gegen- 
über alles bedeutungslos erscheinen mag, was in dieser Richtung sich früher 
aus der engem staatlichen Verbindung beider Länder ergeben haben mochte. 

Damit ist denn gerade dem Deutschen die Beschäftigung mit der Rechts- 
geschichte Italiens besonders nahe gelegt. Gewiss schon wegen der engen 
Verknüpfung der Geschicke beider Länder in früherer Zeit, welclie doch an 
und für sich trotz der scharfen Scheidung der beiden Rechtsgebiete von jeder 
genaueren Untersuchung über geschichtliche Ereignisse und Zustände des einen 
auch eine Erweiternng unserer Kenntniss der gleichzeitigen Verhältnisse des 
andern erwarten lässt. AlK*r ungleich bestimmter noch wegen der Aufnahme 
der Fremdrechte; damit hat es sich gefügt, dass viele Partieen der italie- 
nischen Rechtsgeschichte geradezu auch iUs Bestandtheile der deutschen zu 
fassen sind, insofern die Aufgabe dieser nicht darauf zu beschränken ist, nur 
die Entwicklung des auf deutscher Grundlage in Deutschland selbst erwach- 
senen Rechtes zu verfolgen, sondern auch dem naclizugehen, was zur Gestal- 
tung des spätem so vorwiegend durch die Fremdrechte bestimmten Rechts- 
rustandes führte. Denn es hamlelt sich ja keineswegs nur um den äusserlichen 
Umstand, dass uns die.«e gerade von Italien zukamen. In weitem Umfange w'ar 
es ja geradezu italienisches Recht, w elches rezipirt wurde. Das longobardiache 
lyühnrecht dürfen wir da nur nennen. War das kanonische Recht auoh nie nur 
für die Bedürfuissi; eines einzelnen Landes berechnet, es konnte doch nicht 
anders sein, als dass für die Gestaltung desselben der Umstand von weitgrei- 
fendster. Bedeutung war, dass der Mittelpunkt der ganzen kirchlidien Ordnung 
in Italien lug, vieles in unmittelbarem Anschlüsse an • italienische Rechtsan- 
schauungen und italienisclie Verhältnisse seine bestimmtere Eomi gewann. 
Und was das römische Recht betrifft, so würde schon dann, wenn es sich dabei 
ancli nur um die Anerkennung der .lustinianeischeu Reehtsbücher als geltenden 
Reichsrechtes gehandelt hätte, doch zu beachten sein, dass diese nur ermög- 
licht war durch einen vorhergeJienden, in Italien sicli vollziehenden Prozess, 
durch eine gelehrte Thätigkeit, welche sich den lautern Quellen des rümischen 
Rechtes wieder zuwaiidte, die dann auch- die Mittel und Wege fand, ihren 
Bestrebungen im thaLsä(>hliclien Reclitsleben zu immer weitergreifender Gel- 
tung zu veriielfen. Aber es handelte sich ja keineswegs nur um die dadmeh 
ermöglichte und veranlasste Rezipirnng des Textes der römischen Rechls- 
bücher in Deiitschlcnd. Mit diesem übcrnalira man die au denselben ^Ich 
auknüpfenden Arbeiten der italiimisclien Juristen, wurde die iVuffassuug und 
Weiterentwicklung, welche das römische Keclit durcli diese erfalireu hatte, ia 
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weitestem Masse auch für Deutschland massgebend. Diese aber, wie das von 
vornherein anzunebmen, wie das in einzelnem vielfach erwiesen ist, hatten sich 
dabei vorzugsweise durch die besondem Rechtsgewohnheiten Italiens bestimmen 
lassen. Auf den Titel des römischen Kaiserrechtes fand italienisches Sonder- 
recht in römischer Umhüllung so vielfach seinen Weg auch nach Deutschland, 
dass ein neuerer Forscher bei Behandlung eines dieses Verhältniss besonders 
deutlich hers’ortreten lassenden Gegenstandes geradezu die Frage aufwirft, ob 
es nicht bezeichnender wäre, wenn wir statt von der Rezeption des römischen 
Rechtes in Deutschland von der Rezeption der italienischen Jurisprudenz reden 
würden. ' Es wird die Behauptung nicht zu weit greifen, dass für die geschicht- 
liche Würdigung der spätem deutschen Rechtszustände die italienische Rechts- 
geschichte kaum mindern Werth hat, als die altröinische, dass es keineswegs 
genügt, nur die äussere Geschichte des römischen Rechtes in Italien zu ver- 
folgen, nur den Weg genauer zu bezeichnen, auf dem dasselbe uns zugekom- 
men, ohne auf die Umwandlungen zu achten, welche es auf diesem Wege er- 
litten hat. 

Die Rechtsgeschichte Italiens als Ganzes ist freilich noch erst zu schreiben ; 
geaiss die lohnendste, vielleicht aber auch die schwierigste Aufgabe, welche 
auf dem Gebiete geschichtlicher Rechtswissenschaft zu lösen wäre.* So be- 
deutend die Leistungen der neuem Forschung auf einzelnen Gebieten der ita- 
lienischen Reichs- und Rechtsgeschichte sind, so überaus fühlbare Lücken 
finden sich auf anderen. Die neueren rechtsgeschiclitlichen Forschungen italie- 
nischer Gelehrten fassten, so weit es sich um die Gesammtheit des Landes 
handelte, mit Vorliebe frühere Perioden, insbesondere die longoburdische Zeit 
ins Auge. Ueber einzelne .Städte, einzelne Landestheile liegen auch für die 
späteren Perioden manche überaus tüchtige Leistungen vor; aber bei. der so 
mannichfaltigen Gestaltung des italienischen Rechtslebens können .solche Ar- 
beiten doch nur sehr ungenügenden Ersatz für Forschungen bieten, welche das 
gesammte Gebiet, wenn auch zunächst weniger eingehtmd, l)eachten würden. 
Mehr war das bei deutschen Forschungen der Fall. Die deutsche Verfassungs- 
geschichte von Waitz, wenn sie gleich die italienischen Verhältnisse nor neben- 
bei behandelt, ist dennoch auch für diese von besonderer Wichtigkeit, weil 

1. Bricglcb Exccutivproze.ss 1« 26. Wenn sich durch die (Jutersuebungen tod 
Ueusler, Zeitschr. für RechUgeschichte 6. 127 ff., bezüglich des gerade in Frage stehen* 
den Kalles eioige<( anders ge.staltet. so wird das die Richtigkeit der Bemerkung im 
allgemeinen nicht beeintrAcbtigen. 2« Schwerlich möchte die IvOsung Jemandem leichter 
gelingen, aU einem Italiener, bei dem zu dem Antriebe, welcher in der Behandlung 
eines an und für sich so bedeutenden Stoffes liegt, noch das BewussUein kirne, damit 
eine der gliuzendsten Seiten der Vergangenheit der eigenen Nation der europSischen 
Wissenschaft zuginglicher zu machen: der unterstützt durch die genauere Renntoisa 
Ton T.<and und Leuten, durch tielfache Verbindungen, wie ^e nur dem Einheimischen 
geboten zu sein pflegen, da jedem fremden Forscher überlegen sein würde, Wenn ihm 
zugleich genaue.sle Kenntniss der Methode und der Ergebnisse der gerade auf Techts* 
ge.schichtliehem Gebiete so bedeutenden Bestrebungen der deutschen Wissenschaft zu 
Gebote Ständen. Und sollte 'mein Freund Francesco Schupfer argwöhnen, dass diese 
Bemerkung zunächst an seine Adresse gerichtet sei, so wurde ich nichts dagegen etnzu* 
wenden haben. 
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hier zuerst die Cresammtverfassung des fränkischen Reichs eine genfigende 
Darstellung erhalten hat, damit aber ein festerer Boden für die Beantwortung 
der wichtigen Frage gewonnen ist, in wie weit fränkische Einrichtungen aui 
das Rechtsleben Italiens Einfluss genommen haben. Freilich ist auch dieses 
Werk noch nicht über die karolingische Periode hinausgelangt, und seiner An- 
lage nach wird es auch im weiteren Verlaufe die Zustände Italiens kaum ein- 
gehender berühren, als die Rücksicht auf den Uauptgegenstand das erfordert. 
Deutsche Forscher haben sich dann freilich vielfach auch den spätem Perioden 
zugewandt. Wo das im engeren Anschlüsse an die deutsche Kaisergeschichte 
geschah, ■ wurde natürlich vorzugsweise nur das beachtet, was zum richtigem 
Verständnisse der einzelnen italienischen Züge diente, so dass dadurch wohl 
eine Reihe der wichtigsten Aufschlüsse über Einzelnes gewonnen wurde, aber 
zu einer mehr zusammenhängenden Durchforschung der verschiedenen Seiten 
des öffentliohen Lebens Italiens der nächste Gegenstand weniger Veranlassung 
bot Die Forschungen aber,, welche von vornherein die A'erhältnisse Italiens 
zum Ansgange nahmen, wandten sich mit begreiflicher Vorliebe vorzugsweise 
nur einer Seite derselben zu, der Entwicklung des städtischen Wesens; und so 
inannichfache Aufklämng sich damit zugleich für andere Gebiete ergab, so 
konnten sie eine mehr gleichmüssige Durcharbeitung des gesammten Stoffes 
doch nicht ersetzen und führten, wie mir scheint doch wohl hie und da zu 
einer Ueberschätzung des massgebenden Einflu-sses städtischen Wesens auf 
die Gestaltung der Verfassungsverhältnisse des gesammten Landes, zu einer 
Unterschätzung solcher Faktoren, welchen eine ähnliche gründliche Behand- 
lung bisher nicht zu Theile wurde. Noch ausschliesslicher beschäftigt sich das 
gewaltige Werk Sayigny's, dem sich fiir den longobardischen Rechtskreis die 
treATlichea Arbeiten Merkels ergänzend anschliessen, zunächst nur mit einer 
bestimmten Seite der italienischen Rechtsgesohichte, und auch diese, zumal für 
spätere Zeiten, vorzugsweise nur .in einer Richtung verfolgend; ist die Ge- 
schichte der gelehrten Bearbeitung des röroi.schen Rechtes in Italien hier in 
einer Weise durchgefiilirt, die wesentliche Ergänzung kaum noch gestattet, so 
blieb die Untersuchung der Rückwirkung derselben auf das thatsächliche 
Rechtsleben, des umgestaitenden Einflusses, den die erneuerte wissenschaft- 
liche Be.schäftiguug mit dem römischen Rechte auf dieses in den verschieden- 
sten Richtungen ausübte, und umgekehrt die Untersuchung der Einwirkung 
des in Italien thatsächlich gelUmden Rechtes auf die .Auffassung der gelehrten 
Romanisten, vom Plane au.sgescbtussen. Und auch von andern ist dieser so 
bedeutsame Prozess nur in Einzelheiten berührt und erforscht; Arbeiten, wie 
etwa die Brieglebs über eine Einzelnheit des Prozesses, machen es für das 
Gesammtgebiet nnr um so fühlbarer, wie wesentliche Lücken hier der Ergän- 
zung harren. .So ist denn unsere Kenntniss der Reichs- und Rechtsgeschichte ' 
Italiens zumal in den /.eiten der deutschen Herrschaft eine überaus ungleiche. 
J.iegen für einzelne .Seiten derselben die gründlichsten neueren Forschungen 
vor, so sind wir für andere noch immer wesentlich nur auf das angewiesen, 
was Muratori darüber zusanimenstellte, während w ieder andere meines Wissens 
überhaupt einer eingehenderen Erörtung nie unterzogen wurden. 
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Wo .solche iJiokcn vurliaiidi'n sind, dürfte jeder Beitrag zur Fülluiiß der- 
selben »■illkoiiimen .sein, üic L'iiter-suehuniien, welche udi hier vorlege, ergaben 
sich zunächst aus eiliem mir durch andere Arbeiten nahegelegten Eingehen 
auf die Frage, in wie weit fiir das Reichsgerichtswesen; der staufischen Zeit in 
Italien dieselben Gnindsätze massgebend '«■aren, we in Deutschland, in wie 
weit insbe.sondere auch in Italien eine Scheidung zwischen dem Richter und 
den Urtheilern und ein Urtheilen durch Genossen stattfand. Dass das im all- 
gemeinen für diese Zeit zu verneinen sei, ergab sich leicht; tun so grössere 
Schwierigkeiten boten sich dann aber bei einem Eingehen auf die weitere Frage, 
ob der hier hervortretendc scharfe Gegensatz deutscher und italienischer Ein- 
richtungen erst ein Ergebiiiss der von Bologna ausgehenden wissenschaftlichen 
Bestrebungen, oder aber schon in früheren Perioden vorhanden war; eine 
Frage, welche um so näher lag, als namhafte Forscher, freilich unter Wider- 
spruch, einen ähnlichen Gegensatz schon zwischen dem altlongot>ardischen 
Oierichtswesen und dem anderer germanisclier Stämme glaubten annehinen zu 
müssen. Der Mangel an Vorarbeiten nöthigte mich, einer Reihe von Verhält- 
nissen, welche für die Beantwortung jener Frage von Bedeutung schienen, in 
den Quellen näher nachzugehen. Und,dabeiwaresdann bald nicht mehr allein 
die Rücksicht auf den nächsten Zweck, von der ich mich bei meinen Unter- 
suchungen leiten Hess; wo der Gegenstand mich anzog, wo die Forschung mir 
einzelne Lücken der bisherigen Bearbeitung besonders fühlbar' maclite oder zu 
Ergebnissen zu führen sdiien, welche von der bisherigen Annahme abwichen, 
suchte ich mir die Verhältnisse so weit klar zu machen, als das mir zu Gebote 
stehende Material das gestattete, ging auf manches näher ein, was zum Haupt- 
gegenstande meiner Untersuchung kaum noch in näherer Beziehung stand, von 
die.sein Gesichtspunkte aus jedenfalls nicht so weit zu verfolgen war. .So er- 
gaben sich eine Reihe von Untersuchungen, welche einerseits mit dem Reichs- 
gerichtewesen oft kaum mehr bestimmter zwsammenhätigen, andererseits aber, 
da die Forschung zunächst lediglich die Beantwortung jener Einzelfrage iin 
Auge hatte, auch wieder, keineswegs sich auf alle .Seiten des Reichsgerichts- 
wesens erstrecken. Durch das Ausgehen von dieser Einzelfrage war denn auch 
eine Anordnung bestimmt, welche bei einer Beriicksichtignng anderer Gesichts- 
punkte sich wohl vielfach zweckmässiger hätte gestalten 'lassen; manches, was 
an und für sich ändern belrandelton Gegenständen sich passender ängeschtossen 
hätte, wiu-de an seinem gegenwärtigen Orte nur de.sshalb eingereiht, weil es 
gerade hier mit der Beantwortung der Hauptfrage in engem Zusammenhang 
trat, während bei allen Voruntersuchung»!!) von einem nähern Eingehen auf 
diese, welche zunächst als unerledigt zu betnwhten war, auch da abgesehen 
wurde, wo das sonst der Gang der For.schung nahe gelegt habeinnnirde. Indem 
ich mit einigen allgemeinen Untersuchungen über das italienische Gerichts- 
wesen, insondere den Bann beginne, handle ich weiter von den Vorsitzenden 
im Ilofgerichte und in den andern Reichsgerichten, dann von den Beisitzern, 
lun schliesslich die Frage zu erörtern; von der ich ausging, in wie weit die 
Funktionen des Richtens und Urtheilens geschieden waren. ' 
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I. DJE GERICriTSURKUNDEN. 

1 . — Die Hauptquelle für die Gescliichte des Gerichtswesens hi Italien 
sind die in grosser Zahl erhaltenen Geriehtsurkunden. Kür ihre Scheidung von 
andern Arten von Urkunden ist weniger ihr Iiihult, als die Koriii das mass- 
gebende; hat sich, wie das ausnahmsweise auch in Italien wohl der Kall ist, 
der Bericht über eine gerichtliche Verhandlung etwa in einer vom Könige aus- 
gestellten Urkunde erlialten, so werden wir diese desshalb den Gerichtsurkun- 
den im engem iSinne nicht .zuznzShlen haben.* Diese sind durchweg Notariats- 
instrumente, wie das freilich in Italien überhaupt die meisten Beurkundungen 
waren; sie unterscheiden sich abct von allen andern durch Einhaltung be- 
stimmter, ausschliesslich in ihnen angewandter Können. Die bis zur Aenderung 
der Rechtssprache im zwölften .lahrhunderte für sie gehräuchlielien Bezeich- 
nungen, als Notitia, seltener Jirere, genauer JuiUratiun oder Notifia iiiJi- 
cati oder iudkatm, gehen durchaus auf die longobardische Zeit zurück;' der 
Ausdruck Placitum bezeichnet in Italien mir die Gerichtssitzung selbst, nicht 
die darüber berichtende Urkunde. Ihren Hauptinhalt deuten schon die ge- 
naueren Ausdrücke an ; es handelt sich regelmässig um die Beurkundung eines 
ürtheils, einer gerichtlichen Entscheidung über ein streitiges oder auch, worauf 
wir zurückkominen, über eiu unbestrittenes Rechtsverhältniss; ist zumal später 
ein solches Urtheil oft nicht ausdrücklich erwähnt, so bildet dann den Haupt- 
inhalt der Urkunde doch eine Handlung des Gerichtes, welche eine solche 
Entscheidung wenigstens stillschweigend in sich schliesst, nur als Ausfiihrmig 
derselben erscheint. Der Zweck der Gerichtsnrkunde ist der, der Partei, zu 
deren Gunsten die Entscheidung erfolgte, die Möglichkeit zu gewähren, diese 
Entscheidung später beweisen zu können; es wird denn auch 'in den Urkunden 
selbst durchweg angegeben, dass die A'otitia gefertigt sei pro »eairitate der 
siegenden Partei; bei einer allgemeinen Kormcl tür eine Gerichtsurkunde wird 
diese danach in der Ueberschrift ausdrihiklidi als XotHia pro securitate be- 
zeichnet.^ Daher .sidieint es auch, dass in der Regel nur einmalige Aus- 
fertiguug stattfand, insbesondere nicht auch die unterliegende Partei eine 

1 , — 1 . Vgl. Sickel Acu Carolinorum 1, 33(>. 2 , Mod- tierm. L. 4, 604. 
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solche erhielt. Uci.sst cs 747: f/imfinrr i»ti breve» amnimiles — uno tenore 
confcripli sinil^, so erklärt sich das daraus, dass mehrere Personen an der Ent- 
scheidung betheiligt sind; ebenso in einem andern Falle von 1116, wo in der 
Urkunde selbst von mehrfacher Ausfertigung nicht die Rede ist, sich von der- 
selben aber zwei in Einzelnheiten so bestimmt abweichende Texte erhalten 
haben, dass an jener nicht zu zweifeln i^L* Wo ein solcher Grund nicht vor- 
liegt, finde ich nur 1001 bei einer für das Reich als Partei ausgestellten Ur- 
kunde die ausdrückliche Bemerkung: looic diie notitie uno tinore scripte 
gipit^; da dennoch ausdrücklich bemerkt i.st, die Notitia .sei gefertigt pro »e- 
furitäle pars ist ins repni, so wird auch hier nicht an eine Ausfertigung ftir 
beide Parteien zu denlcen sein, wie sie im .\nschlusse an römischen Brauch im 
^ zwölften Jahrhunderte üblich wurde. Es erklärt sich das leicht aus dem In- 
halte des Urtlieiles. Dieser war später häufig für beide Parteien von Werth, 
insofern nicht selten in ein und demselben Urtheile der Beklagte bezüglich 
eines Theiles der Klage kondemnirt, liezüglich eines andern absolvirt wurde. 
Inden alten Gerichtsurkunden aber finden ■nir nur Urtheile, welche ausschliess- 
lich für die eine, gegen die andere Partei lauten; die Fassung ist so, dass 
irgend ein juristischer Werth der Urkunde für die unterliegende Partei nicht 
abzusehen ist. 

Für den llanptzweck der Urkunden hätte die blosse Mittheilung des Ur- 
theils genügen können ; sie würden dann nur einen beschränkten Werth für 
die Geschichte des Gerichtswesens haben. Aber zumal in älterer Zeit begnügte 
man sich damit nicht; die Urkunden theilen auch die Verhandlung, auf weiche 
das Urtheil sich stützt, oft sehr ausführlich mit, erzählen den ganzen gericht- 
lichen Hergang und werden dadurch zu einer überaus wichtigen Quelle für die 
Erkenntniss des gerichtlichen Verfahrens. In dieser Richtung tritt ihnen eine 
andere Quelle zur Seite, die Prozessformeln, welche sich in grosser Zahl, 
selbstständig oder auch den einzijlnen Abschnitten des lungobardUchen Gesetz- 
buches erläuternd zugefügt, erhalten liaben. Es sind niclit Anweisungen, wie 
die bezüglichen Gerichtsurkunden anzufertigen sind, sondern wie in Einzel- 
fällen vor Gericht zu verfahren ist Manche Theile des Verfahrens treten denn 
auch hier allerdings genauer liervor als in den Gerichtsurkunden. Aber iin 
allgemeinen sind diese doch die ungleich wichtigere Quelle fiir das Gerichts- 
wesen; die Verfassung der einzelnen Geridite lernen wir genauer nur aus diesen 
kennen; und auch bezüglich der Geschichte des Verfahrens ist wohl zu be- 
achten, da.ss jene f'ormeln, worauf wir zjulickkommen, kaum über das eilfte 
Jahrhundert zurückreichen und durchweg zu Pavia oder nntcr dem Einflüsse 
der dortigen Rechteschule entstanden zu .sein .scheinen, während der Werth 
der Gerichtsurkunden sich dadurch ausserordentlich steigert, dass sich solche 
aus den verschiedensten Zeiten und den verschiedensten Theilen des Reiches 
erhalten haben. 

1 , — ] 8, Troy» 4. 240. 4 , Vgl. Verci KcpI. 3, 19 (dnnach Dondi 4. 39) mit 

Oghelli 10, 202. insbesondere die AuftSblung der Oerichtspersonen. ö. Antich. Est. 
1, 127. . • . 
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Bei Benutzung der Gerichtsurkundeo ist nun vor allem zu achten auf die 
Unselbstständigkeit der F assung, cs ist im Auge zu behalten, dass 
wir die äussere Fassung der einzelnen nur in sehr beschränkter Weise als 
selbstständige Arbeit des betreffenden Notar und lediglich durch den Einzel- 
vorgang bestimmt betrachten dürfen. Wie bei andern Urkunden ergibt auch 
bei diesen Gerichtsnrkunden die oberfläclUichste Vergleichung, dass sie nach 
vorliegenden Formularen gefertigt wurden, welchen der Notar die besondeni 
Verhältnisse des Einzelfalls einpasste; so stimmen beispielsweise zwei Urkun- 
den, ausgefertigt 940 zu Asti und 962 zu Pam, grossentheils nicht nur wört- 
lich, sondern selbst bezüglich der auffallendsten Sprachfehler überein. ^ Die 
selbstständige Thädgkeit des'Notar war < dabei eine überaus geringe. Nicht 
blos für das, was allen diesen Urkunden gemeinsam sein konnte, ffmd er die 
Formel vor; auch seltr verschiedene Einzelfälle müssen in den Formelbüchern 
vorgesehen sein; Angaben, zu welchen sich nur dann und wann nach der Be- 
sonderheit des Einzelfalles.' Gelegenheit bieten konnte, finden w an verschie- 
denen Orten und in verschiedener Zeit so wörtlich Ubereuistimmend wieder- 
gegeben, dass aueh sie auf Grundlage von weitverbreiteten Formularen abge- 
fasst sein müssen. 

2. — Fassen wir in dieser Richtung zunächst die zeitlichen Unter- 
schiede der Fassung ins Auge, so stellt sich leicht heraus, dass die im 
zwölften Jahrhunderte, zumal in den spätem Zeiten desselben übUcheu For- 
mulare in keinem näheren Zusauiurnnhange mit denen der früheren Zeit stehen ; 
die ganze Anordnung, wie die einzelnen Ausdrücke und Wendungen sind so 
durchaus verschieden, dass nothwendig ein vöHiges Verlassen der alten, ein 
Uebergehen zu ganz neuen Formularen in der Mitte liegen muss. Finden wir 
längere Zeit die älteren und die neueren Formulare neben einander in Ge- 
brauch, so ergibt sich doch leicht, dass diese im allgemeinen nicht aus einer 
allmähligen Umformung jener entstanden sein können, wenn auch hie und da 
in einer Urkunde Bestandtheilc beider zusammengewoH'en erscheinen. 

Eben so bestimmt ergibt sich aber andererseits, dass in früherer Zeit 
ein ähnlicher durchgreifender Wechsel nie stattgefunden hat. Die I'ormulare, 
welche schon den longobardischeu Gerichtsurkunden zu Grunde liegen, sind 
auch bestimmend gewesen für die der fränkischen und der deutschen Zeit. Die 
auf sie zurückgeheude Fassung ist noch herrschend hn eilften Jahrhunderte 
und lässt sich noch in das zwölfte hinein verfolgen. Heisst eß etwa 776 zu 
.Spoleto: f?um — resediasemtts — et adessetit nobücutn', weiter aber schon 
ganz ausnahmsweise 1163 zu Parma: JJum — resideret — et adeeeent 
cum eo*, und als letzte mir aufgefallene Spur 1194 zu Faenza: JJum ‘ — re- 
»iderent so wird das genügen, um noch einen durch die Formulare vermit- 
telten Zusaimnenhang zwischen diesen durch vier Jahrhunderte getrennten 
Schriftstü(k.en erkennen zu lassen, wenn .derselbe sich auch nur noch in we- 
nigen Worten und deren Stellimg zeigt. < 


6. Mon. patr. Cb. 1, 144. 196. 

X — 1. Fatteschi 278. 2. Affi P. 2. 374. 8. Fanluzxi 4, 293. 
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Denn nngeändert blieben die Fornmiare allerdings keineswegs. Sehen 
wir auch von den Aendeningen ab, welche die Willkür der Notare und andere 
mehr zufällige Umstände lierlieifiihren konnten, .so mussten .schon die Umge- 
staltungen in der Verfassung und dem V'erfahren der Gerichte während einer 
so langen Zeit nothwendig auch Aendeningen in der Fas.sung der Urkunden 
zur Folge haben. Aber so bedeutend jene auch sein mochten, nie haben sie 
doch zu einem gänzlichen Fallenlasseu der altgewohnten Fonnen geführt. Nur 
ganz allmählig beqiiemt siidi auch die Form der geänderten Sache an. Es 
scheint fast unglaublicli, wie sklavisch abhängig die Notare von ihi'en Vor- 
lagen waren, wie man selbst bei den unabweisbarsten Aendeningen sich doch 
immer möglichst wenig von der alten Formel zu entfernen suchte, wie lange es 
dauerte, bis .solche durch die Sache geforderte Aenderungen im gäbzen Gebiete 
Eingang fanden, wie andererseits in ihrem Urspnmge ganz zufällige sprach- 
liche Fehlgrifte dimch .Jahrhunderte an den verschiedensten Orten naehge- 
schrieben wurden, ohne dass es zu ganz naheliegender Berichtigung kam. Wir 
werden mehrfach darauf ziirückkomraen ; um es sogleich klarer zur Anschauung 
zu bringen, wird es am geeignetsten sein, eine einzelne, häufig wiederkehrende 
Wendung genau zu verfolgen. 

Bei Anführung des Endnrtheils wird regelmässig der Ausdruck rectum 
(iustuin) jmriiit exse gebraucht, eine Wondung, welche schon in der longo- 
bardischen Zeit allgemein vorkommend, bis weit ins eilfte .Jahrhundert hinein 
gerade an dieser Stelle genau so gebraucht wird. Dagegen finden sich nun 
Abweichungen bei Bezeichnung der Personen, auf welche sie sich beisielit. 

In der longobardischen Zeit sind die Urkunden gefasst in der Form eines 
Berichtes der Vorsitzenden Richter über das, was vor ihnen geschehen ist und 
w'as sie gethan haben ; alles, was sie betriftt, ist demnach in der ersten Person 
geschrieben und so heisst es eiufach Xohie reetinn paruit esse. Dieses 
Nohis finden wir dann später noch zu Pistoja 812, Reggio 824, Camerino 
829, Piacenza 859, Mailand 8ö5, Valva 872, Casauria 874 und zu Lncca 
häufig 785 bis 9ü2.- Daneben findet sicln.Vo/i/a omnibug. zu Spoleto 776, 
liiicca 857. 

Im neunten .lahrhunderte ändert sich nun die Form der Urkunden dahin, 
dass sie nicht mehr als Bericht der Richter erscheinen, sondern als Bericht 
des Notar über das, was in seiner Gegenwart vorgegangen ; eine Aenderung, 
weldie, wie wir sehen werden, durch eine Umgestaltung des GJerichtswesens 
selbst bedingt war. In jener Fonnel hätte es nun heissen müssen Eis. Aber 
in einer der frühesten die Umgestaltung berücksichtigenden Formeln muss das 
Nohis statt in Eis in Eorinn umgewandelt sein; und dieser zufällige Miss- 
griflr hat durch .Jahrhunderte die Fassung der Formel bestimmt. . Das einfache 
Eorttm findet sieh zu Turin 827.^ 879, Mailand 859. J045, Pavia 964. 
1001. 1014. 1018, Arezzo, Marsica 970, Brescia 976. 996, Penne, Gon- 
zaga 981, Sale 996, Reggio 1001, Veropa 1013, Roncalia 1055 und zuletzt 
noch zu Piacenza 1065.^ Auffallender noch, dass daneben nun häufig jenes 


2 . — J 4. Mon. patr. Ch. ], 34. ä, Cmiipi I, 518. 
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Omnibu« angeändert beibtdialton wurde oline Ausgleichung der Casus ; man 
schrieb »jEor KW Omnibus zu Pavia oft 880 bis 962, Siena 881, A.sti 940. 
Keggiu 945. 964, Vulterra 967, Bübbio 972, Incisa 1004. Und wo man 
auszngleichen suchte, geschah das nun wolil überdies in der verkelirten Rich- 
tung; so Eorum omnium zu Verona 913. 1021, Lucca 1025. Das richtig 
gestellte. Eis omnibus 6nde ich nur zu Creinona 910, Rieti 982, und Om- 
nibus allein zu Verona 1027. 

Weiter begann man nun in der fränkischen Zeit in jener Formel die Ür- 
tlieilenden genauer als Auditores, ludices, seltener Senbini zu bezeichnen, 
indem man . deir betreffenden Ausdruck Jenem Nobis, Eorum oder Eorum ^ 
oiimibiui zufugte oder ihn auch allein gebrauchte. Dabei wiederholen sich nun 
dieselben Erscheinungen in noch auffallenderer Weise. Bei dem ersten jener 
Ati.sdrücke ist die richtige Form uditoribus vorherrschend; auf Nobis 
auditoribus zu Verona 806, Pavia 852, Como 865, Casauria 874 zurück- 
gehend, führte der Uebergang zur dritUm Person wohl vereinzelt Mailand 822 
zu dom ungeschickten ad supraseriptis auditoribus , Piacenza 874 sogar 
supradi-etorum honnnorum auditoNbus, 'während wir häufiger nach Fortfall 
Nobis ein einfäcliea A uditoribus finden; so zu Mailand oft 892 bis 1035, 
Creinona 910, Verona 918. 1027, Bergamo 919, Bellaggio 1018. Doch 
.scheint auch das mehr vereinzelte Nobis auditores, Pistoja 806, Lucca 
904 nicht ohne Rückwirkung auf .spätere Formulare geblieben zu sein. Da- 
gegen blieb bei dem andern Ausdrucke das richtige Nobis iudicibus, Trient 
845, Lucca 851, ohne Einfluss; unzweifelhaft ist in den herrschend gewor- 
denen Fonnein die Verbindung mit dem schon Vorgefundenen Eot'um für 
ludicum bestimmend geworden, oder vielmehr zunächst für das doppelt fehl- 
gegriffene ludieium, welches man vereinzelt vorkoramend für einen Druck- 
fehler halten oder nur der Nachlässigkeit eines einzelnen Schreibers in Recli 7 
imng bringen möchte, während, da sein ^’orkomnlen sich dui'ch anderthalb 
Jahrhunderte verfolgen und' also nur auf die Vorlagen zurückführen läs.st, 
gewiss eher anzunehmen ist, da.ss es bei manchem Abdrucke durch ludieum 
ersetzt ist. .So heisst es zunächst Eorum iudieium zu Turin 879, l^eggio 
964. 1004, Verona 1013. 

In der Regel finden wir aber später beide gleichbedeutende Ausdrücke 
mit einander verbunden und zwar so, dass die Ausdrücke aus zwei einfachem 
Formeln zusaminengcworfen sein müssen ; denn auch in dieser Verbindung 
behauptet sich jeder in dem Casus, in dem er sich einmal festgesetzt hatte. 
Es heisst I-udicium et auditoribus zu Limonta 882, Pavia 964. 1014, 
-\rezzo 970* Brescia 990, Verona 1021, Mailand 1045, ludicum et aur^ 
dito rih US 7.0 Verona 913, Reggio 945, Bre.scia 976, Gonzaga 981, Pavia 
1018, Mailand 1046. 1051, Zürich 1054, und noch zu Piacenza 1065. Da- 
neben kam aber auch irgend wie, obwohl auch hier sicher die Mehrzalil be- 
zeichnet werden sollte, die Form ludiei in die Vorlagen; und so wiederholt 
sich ludiei et auditoribus zu .Asti 940, Pavia 962. 996. 1001. 1014, 
VülteiTa 967, Bobbio 972, .Sale 996. Daneben macljt sich denn auch das 
erwähnte Auditores noch geltend in ludieium et auditores zu Panna 
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906, Piacenza 1047, oder ausgeglichen AmlUorf« et iudicea zu Pisa 
858, Pavia 901, wie sich auch die Ausgleichung ludicum et anditorum 
zu Roncalia 1055 findet. Die so naheliegende richtige Ausgleichung ludici- 
biis et aiiditoribus ist mir nur Vorgekommen noch mit dem altern Nobia 
zu Piacenza 879, dann zu Pavia 945, wo man aber an dem Vorgesetzten 
Eoritm noch keinen Anstand nahm, weiter oluie dieses zu Florenz 967, San 
Genesio 1055 und in dem letzten Falle, in dem ich jene Wendung üliorhaupt 
nachweisen kann, zu Chiusi 1072.'’ Der ofienbar durcli einen ganz zufälligen 
Missgriff zuerst veranlasste hartnäckige Gebrauch des Genitiv lässt sich dem- 
nach von 827 bis 1065 verfolgen und hätte ohne das Aufgeben der Formel 
selbst sich noch länger erhalten mögen, da es Zufall sein kann, dass er gerade 
auf den letzten Fall nicht mehr eingewirkt hat. 

Die meisten andern oft wiederkehrenden Formeln würden uns ähnliche 
Belege dafür bieten, wie lange man den Vorlagen auch das an und für sich 
Unrichtige oder durch inzwischen eingetretene Aenderungen unrichtig Gewor- 
dene gedankenlos nachschrieb. Ich begnüge mich, noch ein besonders auffal- 
lendes Beispiel anzufuhren. Der erwähnte Uebergang der Fassung von der 
ersten zur dritten Person trat sehr allm.ählig ein; beide Fassungen sind oft 
durcheinandergeworfen; um den Beginn des neunten Jahrhunderts ist aber- die 
neue Fassung ganz allgemein durchgedrungen, wie wir denn aaicji das ältere 
entsprechende Nobie nur bis dahin verfolgen konnten. Eine einzige Wendung 
macht eine Ausnahme. Das frühere Hane notitiam — ßeri iiissimiis war 
nun in fieri iaaaeriint zu ändern, wie wir es auch in den meisten Urkunden 
finden; aber das nun sinnlos gewordene Nieri iaagimiia kommt nicht allein 
vereinzelt noch 923 zu Bergamo, 993 zu Verona, 1001 zu Pavia vor^ son- 
dern scheint in den tuszischen Formularen der zweiten Hälfte des elften Jahr- 
hunderts noch fast vorherrschend gewesen zu sein, da aus Lucca, Pisa, Flörenz 
und andern tuszischen Orten eine ganze Reihe von Beispielen aus den Jahren 
1055 bis 1099 vorliegt.® - ' 

Es schien nöthig, dieses ängstliche Festhalten an den Formularen von 
vornherein genauer nachzuweisen, da der Umstand für manche der folgenden 
Untersuchungen von Bedeutung ist. Wären die Gerichtsiirkunden selbststän- 
dige Aufzeichnungen der Notare, so dürften wir annehmen', dass der Einrel- 
vorgang jedesmal getreu in ihnen wiedergegeben, dass jede Aenderung im 
Gerichtswesen auch sofort in ihnen zum vVusdrucke gelangt sei. Das Gesagte 
wird da Vorsicht nöthig machen, legt den Verdacht nahe, dass der Notar sich 
vielfach mehr durch die Formulare, als durch den thatsächlichea Hergang 
bestimmen liess, dass nicht blos Einzeltiheiten ungenau wiedergegeben sind, 
sondern auch das Gerichtswesen selbst thatsächlich schon umfassende Aende- 
rungen erlitten haben konnte, ohne dass das sogleich in den Urkunden hervor- 
träte. Andererseits aber werden Aenderungen in der Fassung, welche trotzdem 

2. — ] 6. Antiq. It. 2, 955. Ebenso auch in der allgemeinen Formel Man. Germ. L. 
4, 604. 7. Taipus 2. 127. De Diony.siis 176. Antieh. Est. 1, 125. 8, Mem. di 

lAicca 4 b, 15.1. 5c. 663. Rena e Comid 2 a, 84. »Ü. 3a. 47. 55. 60. 66. 3b. 61. 3e, 8.3. 
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im Laufe der Zeit eintraüm, eben jenes UmaUtndes wegen für uns voll doppelter 
Bedeutung sein müssen ; auch wo das an und für sich zweifelhaft erscheihen 
könnte, wird immer die Wahrscheinlichkeit dafür sprechen, dass die Aende- 
rung der Form durch eine Umgestaltung der Sache, welche sie nöthig machte, 
veranlasst wurde, nicht durch subjektive Wülkör der Notare oder der Ver- 
fasser von Formularen. ' ' ' 

3. — Nicht minder wichtig iOr manche der folgenden Untersuchungen 
ist die Beachtung der örtlichen Unterschiede der Fassung. Vergleichen 
wir die oben bei genauerer Verfolgung einer einzelnen Formel angeführten 
Orte, 80 stellt sich heraus, das.s jene Formel im grössten Theile von Italien in 
Gebrauch war. Und zeigt sich hie und da die Aftwcndong eines Aosdrücltes 
auf ein engeres GeUet begränzt, so ergibt sich doch hn allgemeinen, dass audi 
die im Laufe der Zeit eintretenden Aendcrungen im ganzen Gebiete ' zur Gel- 
tung gelangten; nicht blos jener Uebergang von der ersteji zur dritten Person, 
sondern auch jener irrige Gebrauch des (^nitiv fand Eingang in dem ganzen 
Gebiete vom Fusse der Alpen bis zu den Abruzzen. Lassen sich die eigen- 
thümlichen Gestaltungen jener Formel, welche am allgemeinsten Eingang ge- 
fimden haben, insbesondere sämmtlich auch zu Paina nachweisen, so hegt die 
Annahme nahe, dass der Einfluss der Königsstadt, wo so viele Urkunden für 
die verscbieden.sten Theile Itahens aii.sgestcllt wnrdcn, wo die longobardiscbe 
Rechtsgelehrsamkeit so lange ihren Ilauptsitz hatte, in dieser Richtung von 
besonders maasgebendem Einflüsse war. •- 

Andererseits hat aber eine Ausgleichung der Formulare für ganz ItaKen 
oieroals stattgefunden- Wie wir für jene genauer verfolgte Formel keine Bei- 
spiele aus der Romagna, aus Rom und seinem Gebiete, aus den longobar- 
dischen Ftirstenthümern des 8Udens aiifUfaren konnten, so ergibt sich über- 
haupt bei nur oberflächlicher Vergleichung, das.s in versdiiedeDen Theilen des 
Landes verschiedene Fonnulare für die Gi-richtsarkunden in Gebraoefa waren, 
dass sich danach verschiedene Gebiete bilden lassen, welche sieh der hbto- 
rischen Gliederung.der Halbinsel genau aaschliessen. So weit diese für unsere 
Zwecke zu beachten sind, ergeben sich folgende ; 

Lombardien und Tnszien sind als einheitliches Clebiet zu betrachten. 
Es lässt sich wohl hie und da eine EigcnthUmliehkeit aofünden, wefefae vor- 
zogsweise nnr in Tuszien oder in der Veroneser Mark in Gebrauch war; aber 
im ganzen und grossen sind es durchaus dieselben Fonnulare, welche das ganze 
Gebiet beherrschen, zeigt es sich undurchführbar, hier dorchgreifeilid ördich 
zu sondern. Und ist die Gestaltung der Fdnneln auf die lomgobardikche Zeit 
zurückzuführen, so stimmt damit, dass sich gerade die Landestheile, Welofae 
am unmittelbarsten vom longobardiscben Könige beherrscht worden, als ein- 
heitliches Gebiet anssondem.. 

Das Herzogt hum Spoleto steht allerdings nicht ausser Zusammen- 
hang mit jenem Gebiete; die oben besprochene Formel selbst, wie die Aende- 
nmgen derselben lassen sich auch hier nachweisen. Andererseits zeigen aber 
doch die Gierichtsarkunden aus dem ganzen Umfange des ölten .Berzogthoms 
so manches ihnen Gemeinsame, dagegen von den lombardischen Formidaren 
VIcker Fon«hiins«n- 2 
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Abweichende, dass sie sich sehr bestimmt als besondere Gruppe darstellen. 
In der longobardischcn Zelt tritt das weniger hen-or, obwohl schon hier die 
mehr gesonderte Stellung des Herzogth,ums djis erklärlich niachen würde; Und 
manche Eigenthümlichkeit mag doch bis dahin zmückreichen. Im allgemeinen 
scheint sich der Gegensatz, so weit die geringe Zähl lungobardischer Gerichts- 
urkunden aus Oberitalien das genauer erkennen lässt, erst später insbesondere 
dadurch bestimmter- ausgeprägt zu haben, dass man aus den im allgemeinen 
noch mannigfaltigem longobardischcn Formularen hier Fonnein beibehielt, 
welche man in Überitalien fallen liess, umgekehrt hier solclie beseitigte, welche 
dort herrschend wurden. Beginnen z. B. in OberiUlien die Gerichtsurkunden 
regelmässig mit Dum, hei.sst es bei der Datirung Imlktiotu', schreibt der 
Notar ex nmaione des Vorsitzenden, so beginnt man hier bis ins elfte Jahr- 
hundert mit Notitia iudicatua qualiter oder einer ähnlichen Wendung, heisst 
es gewöhnlich jw indirtionem, ex dieto. ' Die letztem Ausdrücke lassen sich 
in longobardischer Zeit aber auch zu Pavia und Lucca nachweisen der An- 
fang mit Notitia findet sich noch 890 yereinzelt zu Piacenza®; dagegen war 
umgekehrt auch im .Spolctinischen in der longobardischeu Zeit der Eingang mit 
Dwn noch der gebräuchlichere.^ 

Viel bedeutender erscheint später die Abweichung der Urkunden des 
Herzogthums Benevent oder nelmehr der daraus hen'orgegangenen lon- 
gobardischen Fürstenthümer. In longobardischer Zeit ist auch hier die 
Abweichung ni^ht so bedeutend, und manche allen longobardi.schen Gebieten 
gemein.same Wendung lässt sich auch später noch nachweisen. Dagegen 
scheinen hier doch Eigenthümlichkeiten der Fassung schon in frühester Zeit 
bestanden zu haben. .So finde ich den später in den unteritalischen Urkunden 
allgemein üblichen Brauch, die Beisitzenden als Itesidentes oder Adstantes 
erga nos, statt nobiacum, zu bezeichnen, auch in longobardischer Zeit nur zu 
Benevent. ® Andere Abweichungen ergaben sich dann auch hier daraus, dass 
man an altem Brauche festhielt, der in den andern Gebieten fortfiel; so ins- 
besondere an der Ausstelliuig der Gerichtsurkunden in erster Person, welche 
hier nie aufgehört hat und noch durch das zwölfte Jahrhundert bis in eine 
Zeit sich verfolgen lässt wo dieselbe Fassung^ ganz unabhängig von dem 
alten Brauche auch in anderen Gegenden wieder aufkommt. Endlich sind hier 
später selbstständige Aenderungen eingetreten; wohl zum Tlieil durch den 
Einfluss der römischen Küstenstädte. Während z. B. wie in allen longobar- 
dischen Gerichtsurkuiiden, so früher auch zu Benevent die Zeitangabe am 
Ende steht, findet im neunten Jahrhunderte, früher zu Salerno, später zu 
Benevent der römische Brauch Eingang, mit der Datirung zu beginnen, der 
später regelmässig eingehalten wird. ' 

Standen die drei longobardischcn Gruppen in einem engem Zusammen- 

3, — 1* Vgl. dio Urkk. für Faifa, S. Vicenzo und Cusuria bei Fattesebi und 
Script. lul. 1 b. 2 b. 2. Trnya 3, 222. 5, 105. 302. 8. Bosclli 1, 285. 4. Troya 

4. 240. 339. 371. 5. 108. 123. 6. Troya 4, Gl9. 6. GaUula Hist. 1, 142. 198. 

207. 7, Vgl. die Urkk. für S.' Vicenzo, Script It 1 b, 399 ff. Spangenberg 2, 374. 

Borgib Benerento 3, 23. Gattula Hut 1, 39 ff. 
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hange, scheinen sie insbesondere, wenn auch iin Laufe der Zeit stärkere Ab- 
weichungen eintraten, im wesentlichen auf dieselben Grundlagen zurückzugehen, 
so zeigen die Gerichtsurkunden der, Komagna eine durchaus verschiedene 
Passung. Ich will nicht gerade läugnen, dass auch in ihnen manche Wendung 
an die entsprechende longobardischer Urkunden erinnert; es mögen in früherer 
Zeit die Longobarden manche in römischen Urkunden gebräuchlichen Aus- 
drücke in ihre Formulare aufgenommen haben, es mag umgekehrt in der frän- 
kischen und deutschen Zeit bei der engem politischen Verbindung ein Einfluss 
von Lombardien oder Tuszien her sich geltend.gemacht haben. So finden wir 
beiderseits die Eingangsformel: Igitur dum rMulerct in iudicio et gene- 
rali placito — ad eingulorum hotninutn imtitias faciendaa ac alter- 
oationea deliberandae, reaidentibu« et adstantibua ckot co usw.; nur 
freilich mit dem Unterschiede, dass die hervorgehobenen Worte eben so regel- 
mässig in der Romagna Vorkommen, als sie in der Lombardei und Tuszien 
fehlen. Liesse das etwa auf selbstständige Weiterentwicklung auf gemeinsamer 
Grundlage schliessen, so ergibt sich doch bei weiterer Vergleichung leicht, 
dass das enge Zusamroentreten in jenem Falle als Ausnahme zu betrachten 
ist, dass es sich hier um Formulare handelt, welche wesentlich unabhängig 
von einander entstanden sind. Und zwar leidet es keinen Zweifel, dass viele 
Eigenthümlichkeiten, welche noch ini elften Jahrhunderte die Gerichtsurkunden 
der Romagna von denen des longobcirdischen Italien scheiden, in die Zeiten 
römischer Herrschaft zurückreichen. Die einer Verfügung Justinians^ genau 
entsprechende Datirung am Eingänge, die Wiederholung des Orts mit Zurück- 
beziehung auf die Zeitangaben am Schlüsse der Urkunden, die erst auf die 
Unterschriften der Zeugen folgende Fertigung des Notar mit complevi et ab- 
aoliri, wie sie sich in den spätem Gerichtsurkunden der Romagna^ abweichend 
von den longobardischen finden, finden sich ebenso schon in den ältesten bis 
in die Zeiten Odoakers zurttckrcichenden Urkunden von Ravenna unter 
denen sich leider keine auf eine Verhandlung der streitigen Gerichtsbarkeit 
bezieht. Die. Formulare der Romagna scheinen dann auch in Istrien vor- 
zugsweise die Fassung bestimmt zu haben. ^ ' 

Bedürfte es noch eines weitern Beleges, dass, während die Longobarden 
sich den römischen Formularen nicht näher anschlossen, diese in der Romagna 
die Grundlage blieben, so würde sich dieser daraus ergeben, dass auch die im 
alten Dukate von Rom entstandenen Gerichtsurkunden vielfach die auf- 
fallendste Uebereinstimmung mit denen der Romagna zeigen. So finden sich 
auch in ihnen gefiau jene vortiin hervorgehobenen, erweislich auf ältere Zeiten 
zurOckgehende Eigenthümlichkeiten.*^ Dagegen ist im übrigen die Fassung 
eine so vielfach verschiedene, dass die Weiterentwicklung auf wohl wesentlich 
gemeinsamer Grundlage in beiden Gebieten doch eine durchaus selbstständige 


8, Not. Jaat. 47. c. 1. 0. Vgl. insbesondere die Urkk. ..bei Fantuzzi, von welchen 

Yeti durchweg nnr chronologisch geordnete Abdrücke zu geben scheint. 10, Bei 
Merini I papiri diplomatici. 11, So 891; Cghelli 10, 313. 12. Vgl. die zn Rom 

and in der Sabloa ausgestellten Urkk. für Farfa; Seript. It. 2 b, 499 IT. Fatteicfai 809. 
314. 360. 
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gewesen zu sein scheint. Insbesondere findet sich hier der engere Zusanunen- 
hang mit der Ibngobardischen Fassung nicht, welcher sich in der Romagna 
wenigstens bei einzelnen Formeln nachsrei.sen lässt. 

4. — Das Ge.sagte legt die Frage nahe, ob jene örtlichen Unterschiede 
auch von Einfluss auf die P'assiing der Reichsgerichtsurkunden waren, 
oder ob för diese besondere überall angewandte Formulare bestanden? 

Die Fassung der sonstigen von den Königen selbst ausgestellten, von der 
Reichskanzlei gefertigten Urkunden ist im allgemeinen auch an verschiedenen 
Orten durchaus dieselbe; der Brauch der Reichskanzlei ist da entscheidend. 
Finden wir daher etwa in einer 833 zu Mantua ausgestellten Kaiserurkunde, 
in welcher Aber eine Gerichtssitzung von Königsboten berichtet wird, ent- 
schieden fränkische, den italienischen Formeln fremde Au.sdrücke, wie: Ci«wi 
tnitsi nostri — ad univi^gorum cauaas audiendaa ac recta iudicia termi- 
nanda reaediasent', so ist das eben auf jenen Umstand Zurückzufuhren. 

Dabei handelt es sich auch überhaupt nicht um Gerichtsurkunden im 
engem Sinne des Wortes. Die f'ertigung dieser ist auch bei den vom Könige 
oder seinen Stellvertretern gehaltenen Gerichtssitzungen nicht .Sache der 
Reichskanzlei, sondern der Notare, welche im Einzelfalle damit beauftragt 
wurden.^ Daraus erklärt sich denn auch, dass ein besonderes Formular für 
die Reichsgerichtsurkunden nicht bestand. In der Regel schliessen sich diese 
durchaus dem Brauche der Gegend an, in welcher das Gericht gehalten wurde ; 
so die Beurkundungen kaiserlicher Gerichtssitzungen zu Ravenna dem Brauche 
der Romagna. Doch ist das nicht immer der Fall ; wir finden zuweilen auch 
das Formular eines andern Gebietes angewandt. Der Grund ist dann wohl 
darin zu suchen, dass der schreibende NoUtr zwar in der Regel aus der Gegend 
selbst genommen wurde, zuweilen aber vom Könige oder seinen Stellvertretern 
mitgebracht war. .So zeigen zwei Urkunden über Gerichtssitzungen von Kö- 
nigsbaten 821 zu.Spoleto und 829 zu Rum ^ zumal im Eingänge eine auflallend 
übereinstimmende Fas.sung, die sich aber durchaus den oberitalischen Formu- 
laren anschliesst; beide sind denn auch von dem Königsnotar Paulus gefertigt, 
welcher, wie sich das häufig nachweisen lässt, die Königsboten auf ihrer Mis- 
sion, begleitet haben uird. .Sind die Gerichtssitzungen der Könige zu Rom in 
der Regel nach dem römischen Formular beurkundet*, so finden wir 901 eine 
durchaus oberitalische Fassung^; es ergibt sich aber auch, dass dort Scriniarien 
der römischen Kirche, hier ein Königsnotar die Schreiber waren. Die durchaus 
spoletanische Fassung einer 1022 im Gebiete von Benevent ausgestellten kö- 
niglichen Geriebtsurkunde ^ erklärt sich daraus, dass der Schreiber Azzo sich 
schon durch die Bezeichnung Notarim et acahinm als Spoletaner verräth, 
wie 6r denn in demselben Monate auch zu Penne bei Königsboten als Notar 
erscheint ■ Dagegen schliesst eine ebenfalls 1 022 und im Gebiete von Bene- 
vent von einem andern Notar gefertigte Reichsgerichtsurkunde ® sich insbe- 


4 . — !• Antiq. It. 1, 459. 2. Vgl. Sickel AcU Karolinoruin 1, 359. 8. Script. 

H. 2b, 373. 375. 4, Vgl. Script. It. 2b, 499 ff. 6« Mem. di Lacca 5c, 640. 

6. Script. It Ib, 497. 7. GattuU Hist. 1, 77. 8. Script. It. Ib, 500. 
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sondere durch die Abfassung in erster Person den Formularen der lungobar- 
discben Flirstenthünier an. Aehnliches lässt sich auch sonst nachweisen. 
Herrschte im Glebietc von Modena sonst die longobardische Fassung, so wird 
973 eine dort gehaltene Gerichtssitzung des Erzbischofs von Ravenna in der 
Weise der Romagna beurkundet. * 

Konnten ftir das Reichsgeridit wesentlich dieselben Fonnnlare in An- 
wendung kommen, welche filr andere Gerichte'- flblich waren, so dttrfen wir 
schon daraus schliessen, dass Verfassung und Verfahren beider nicht wesent- 
lich verschieden waren. Hingen weiter, n-orauf wir zurückkommen, die ört- 
lichen Unterschiede der Formulare vielfach mit Abweichungen im Gerichts- 
wesen selbst zusammen, so dürfen wir aus dem Gesagten folgern, dass das 
Reichsgericht sich in der Regel dem Brauche des betreffenden Landestbeiles 
anschlos.s. Bedeutendere Abweichungen finden dann wohl durch die Zuständig- 
keit des Einzcifalles ihre Erklärung; wie es sich denn z. B. bei jener 901 zu 
Rom gehaltenen, aber in oberitalischcr Fassung beurkundeten Gericfatssitzong 
am eine Klage des Bischofs von Lucca handelt, welche zu Pavia angebracht 
und für welche schon fniher zu Lucca ein Tag angesetzt war, 


U. N’ERFAHREX IM LONGOB^\RDISCHEN ITALIEN. 

6. — Für manche der folgenden Untersuchungen wird es von Nutzen 
sein, wenn wir wenigstens eine oberflächliche Uebersiclit des gerichtlichen 
Verfahrens geben, wie es sich nach den altern Gerichtsurkunden dar- 
stellt, dabei vorzüglich nur auf sulche Punkte eingehend, über welche diese 
uns Aufschluss geben und welche für unsere Zwecke zu beachten sind. ' 

Wir besclu-änken uns dabei zun.ächst auf das Verfahren im longobar- 
dischen Italien, da das der vorwiegend römischen Landestheile erhebliche Ab- 
weichungen zeigt. Und vorzüglich haben wir dabei nur das Verfahren nach 
jener Ilauptgruppe loinbardisch-tuszischer Gerichtsurkunden im Auge. Das 
Verfahren im llerzogthume .Spoleto schliesst sich dem im allgemeinen näher 
an, ist aber für unsere weiteren Zwecke von geringerer Bedeutung, so dass es 
genügen mag, hie und da auf dasselbe zu verweisen; die lungobardbehen 
Fürstenthümer können wir ganz aus.ser Acht lassen. Wir werden uns dabei 
auf die ältere, bis zum Anfänge des zwölften Jahrhunderts reichende Zeit be- 
schränken, für welche das Festhalten an den althergebrachten Formularen 
eine durchgreifende Aenderung des Gerichtsverfahrens unwahrscheinlich macht 

Gehen wir zunächst nur von den Gerichtsurkunden aus, so sind nebenbei 

9, Sanoli 1, 54. 

5. — 1. Ein Eingehen «uf da» gerichtliche Verfahren überhanpt lag nicht in 
meinar Absicht; bei meinen Vorarbeiten hatte ich daaaelbe lediglich to weit ini Ange 
gefaut, als es sieh um das Jedesmalige Eingreifen des Richters oder aber der Crtheiler 
bandelte, welches ich hier runSehst gant nnberUcktiebtigt lasse; die folgenden, erst bei 
einer letiten Ueberarbeitnng ingefOgten Bemerkungen stützen sich zunächst nur anf 
eine flüchtige Dnrehsiebt ron Quellenwerken, welche mir unmittelbar zur Hand waren, 
und einige zunSchst für andere Zwecke gemachte Notizen. 
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auch die demselben oberitalischen Rechtskreise angehörigen Prozess formein 
zu beachten.^ Sie stimmen im allgemeinen ziemlich genau mit den Grerichts* 
urkunden überein, und zwar durchweg, wie sich mehrfach ergeben wird, mit 
der spätem Gestaltung derselben, so dass sich schon daraus schliessen läset, 
wie das auch andere Gründe nahe legen, dass jene Formeln wahrscheinlich 
erst im elften Jahrhunderte, keinenfalls viel früher entstanden sind. Zuweilen 
erscheint die Uebereinstimmung beider Arten \’on Quellen grösser, als dass 
sie sich nur aus der Gleichheit des geschilderten Vorganges erklären Hesse. 
In solchen Fällen werden wir wohl sicher anzunehmen haben, dass ' die Dar- 
stellung des V erfahrene in den Fomieln in dieser bestimmten Fassung durch 
die später ^bräuchliche Fassung der Gerichtsurkunden bestimmt war, da das 
unmittelbare Heri’orgehen dieser in allen ihren Theilen aus der schon in älte- 
ster Zeit gebräuchlichen sich überall bestinmit nachweisen lässt 

Alle Gerichtsurkunden beginnen mit der Angabe des Ortes, der zu Ge- 
richte Sitzenden und der übrigen Anwesenden. Dann folgen die Angaben über 
das Verfahren, bei welchen sieh sogleich Abweichungen der' Darstellung je 
nach der Verschiedenheit des Falles ergeben. Der Gegenstand der Verhand- 
lung ist dafür nicht das zunächst massgebende. .So verschieden die Rechts- 
verhältnisse sind, welche zu gerichtlicher Entscheidung kommen können, so 
lässt doch schon der Umstand, dass gewisse Bestandtheile der Gerichtsur- 
kunden sich in allen gleichmässig finden, alle gleichsam auf ein einziges Grund- 
formular zurückgehen, darauf schliessen, dass der Gegenstand der Verhand- 
lung eine durchgreifende Verschiedenheit des Verfahrens nicht begründete. 
So werden denn auch insbesondere .Strafsachen wesentlich in denselten For- 
men behandelt, wie bürgerliche Streitigkeiten. Auffallender noch ist die Er- 
scheinung, dass überaus häufig unbestrittene Rechtsverhältnisse ganz in den- 
selben Formen, wie .Streitsachen, einer gerichtlichen Behandlung unterzogen 
werden. Da aber sichtlich die Formen des gerichtlichen Verfahrens ursprüng- 
Kch durchaus auf das Vorhandensein eines Streitverhältnisses berechnet sind, 
die Ausdehnung derselben auf die Behandlung unbestrittener Rechtsverhält- 
nisse demnach einer spätem Entwicklung angehören muss, so fassen wir zu- 
nächst den normalen Fall, das Verfahren bei Rechtsstreitigkeiten ins 
Auge, um damit später das Verfahren bei unbestrittenen Rechtsverhältnissen 
vergleichen zu können. 

Die durchgreifendste Abweichung des Verfahrens ist dadurch bedingt, 
ob beide Parteien sich dem Gerichte gestellt haben oder ob eine von ihnen 
nicht erschienen ist. In letzterm Falle kommt es zum Ungehorsamsverfahren, 
dem gegenüber wir das Verfahren in Anwesenheit beider Parteien als das 
ordentliche bezeichnen. 

6. — Beim ordentlichen Verfahren wird zunächst angegeben, dass 
genannte Parteien vor Gericht gekommen seien intentionem oder altercatio- 
nent haberUe». Dann bringt der Kläger seine Klage ein; er gibt das streitige 
Rechtsverhältniss an, legt zuweilen sogleich einen Beweis für seinen Rechts- 

6.-] 8. Vgl. §1. 
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anspruch vor, und fordert den Beklagten auf, denselben an;?uerkennen, ihm 
Recht zu gewähren oder die Beweise, dass der Anspruch des Klägers unbe- 
rechtigt sei, vorzulegen. Dabei wird häufig erwähnt, dass schon eine ausser- 
gerichtliohe Vorverhandlung stattfand, der Beklagte aufgefordert wurde. 
Recht zu gewähren, dieser das R(>eht bestritt und daher die’ Parteien sich 
Bürgschaft gaben, den Streit in der jetzigen (Jerichtssitzung zum Austrage zu 
bringen. Nicht selten übernimmt auch der ursprünglich AngegrifTcne die Rblle 
des Klägers, indem er angibt, dass der Gegner ihn Wegen eines Anspruches 
vor Gericht geladen habe, den er nicht anerkenne. ' Es scheint sich dabei 
weniger um einen wesentlichen Unterschied, als um eine Willkür bei der Fas- 
sung der Urkunden zu handeln, deren Formulare vorwiegend darauf berechnet 
gewesen zu sein scheinen, dass die klagende Partei auch die siegende sei; mit 
Rücksicht darauf wird man, wo das nicht zutraf, formell den Angegriffenen 
als Kläger dargestellt haben. ^ ■ 

Es folgt dann die Antwort des Beklagten. Diese kann sogleich eine 
Professio, eine Einräumung des .\nspruches des Klägers sein. Oder der Be- 
klagte läugnet denselben; dann kommt es zum Beweisverfahren, auf das 
wir nicht näher eingehen.“'* Als das Endziel erscheint dabei wenigstens nach 
den spätem (ierichtsurkunden immer die Professio oder Manifestatio, das 
Geständniss, die Einräumung der einen Partei, dass sie den Anspruch der 
andern nicht weiter lK*streite, indem sie denselben als im Rechte begründet 
und genüaend bewiesen anerkennt oder wenigstens zugibt, dass ihr Beweis- 
mittel, durch welche die Behauptuna oder der Beweis der Gegenpartei ent- 
kräftet werden könne, fehlen. Die Professio schliesst aber zugleich bestimmte 
Verpflichtungen ein; die unterliegende Partei verpflichtet sich zu ewigem .Still- 
schweigen bezüglich des v’on ihr zugegebenen Anspruches und ausserdem sehr 
gewöhnlich zur Zahlung des doppelten Werthes des .Streitgegenstandes oder 
einer bestimmt angeeebenen Geldsumme oder des einen und des andern fih’ 
den Fall, dass sie den Anspruch nochmals bestreiten würde. Damit stimmen 
die Prozessformeln durchaus überein; nur erfolgt hier die Professio in der 
Form einer Reihe von Fragen des (Jerichtes und zugestehender Antworten der 
Partei. 

Mit der Professio war der Zw-eck der gerichtlichen Verhandlung in so 
weit erreicht, als jetzt ein .Streitverhältniss gar nicht mehr vorlag, eine Ent- 
scheidung des (Jerichtes darüber, auf wessen .Seite das Recht sei, also an und 
für sich überflüssig war. Ebenso war eine weitere Thätigkeit des Gerichtes 
zur Sicherung des anerkannten R<>chtes gegen spätere Anfechtung nicht erfor- 


8 . — 1. z. B. 945: Antiq. It. I, 46.3. 2. Abgesehen davon, dass dieser ver- 

«ickeltste Tbeil des Verfahrens für die spätem Untersuchungen ohne Bedentung ist, 
oder da doch eine knrae Andeutung am betreffenden Orte (vgl. insbosendere das aber 
das Beveiiverfabren der Romagna unten tu Sagende) genügen kann, war mir für den 
Aoaschluss auch massgebend, dass die spStem Gerichtsurkunden fast gar niebta über 
das Beweisverfabren mehr enthalten, sieb hier die Entwicklung in den Urkunden selbst 
nielit genügend varfolgen liast. Dagegen bitten allerdings gerade hier die Protesafbrs 
mein reichhaltigen Aofsebloia. 
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derlich, da die Profestio eine befügliche Verpflichtung emsohloss, «-eiche jeder"' 
reit durch die Gerichtsurkihidc zu erw eisen var. Allerdings ergab sich,- wenn 
der anerkannte BechUzustand gestdrt war, aus dem.Ziigeständniss der unter- 
liegenden Partei eine Forderung der siegenden auf Wiederherstellung - oder 
Sflhnnng. Bestand aber über diese rechtliche Folge derProfessiö kein Wider- 
spruch unter den Parteien, so war auch darüber «ine Entscheidung des Ge- 
richtes nicht notliwendig; durch unmittelbare Erfüllung der Forderung oder 
Verbürgung derselben war dem Kochte allseitig Genüge geschehen. Es konnte 
so der ganze Streit unter den Parteien selbst ausgetragen werden, ohne dass 
es üherhanpt, wenn nicht etwa ein Beweisurtheil Vorhergegangen war, zn einer 
Entecheidung des Gerichtes kam, der Antheil dieses sich auf die Leituug des 
Verfthrcns und die Beurkundung des Vorganges beschränkte. 

In früherer Zeit scheint eine solche Austragung ohne Urtheil wirk- 
lich üblich gewesen zu sein. Bei Klagen wegen widcirechtlichen Besitzes eines 
Waldes 820 zu Verona, einer Kirche 844 zu Lucca ertheilt der Beklagte nach 
Ablegung seines Geständnisses sogleich die Reinvestitur, womit dasVeffahren 
geschlossen ist’ Zu .Spoleto 814 wird die Doppciklage -erhoben, dass der 
Beklagte Gmn(LstQcke widerrechtlich beanspruche, und d.-iss das der Fall sei, 
obwohl er sich schon früher unter einer Geldstrafe verpflichtet habe, keinen 
Anspruch auf diesellien zu erhoben. Während der Verhandlung gesteht er 
zunächst zu, dass er kein Keclit auf die Grundstücke habe; er muss weiter 
gestehen, dass er sie gegen seine Verpflichtung • beansprucht habe ; demnach 
muss er schliesslich auch gestehen, die bestimmte Geldstrafe verwirkt zu 
haben. Die .Sache wird dann dadurch verwickelter, dass ein .Schwager des 
Beklagten unter entsprechenden-Verhältnisscn auf einen Theil der Grundstücke 
Anspruch hat, was der Beklagte ebeiiialls zugesteht Ueberall erscheint das 
Gericht nur als leitend, ohne ein Urtheil zn sj)rcchen ; die Zahlung der einge- 
standenenuassen verwirkten Geldstrafen wird verbürgt ; dann von den Parteien 
selbst auf Grundkige der ■ Geständnisse der .Streitgegenstand getheilt ; das 
Verfahren schKes.st mit einem dem Gerichte abgelegten Geständnisse der Par- 
teien, dass- sie jetzt allseitig wegen dieser Sache keine An.sprüche mehr gegen- 
einander zu erheben haben. -• 

7. ‘ — Für dies«! frühere Zeit hat nun aber auch die Angabe, dass das 
Beweisverfahren immer mit einer Professio der einen Partei schliesse, noch 
keine Gültigkeit Die Fälle einer Professio sind die seltenem; es soheint 
kein hesbnfleres Gewitht auf dieselbe gelegt worden zu -sein; wo sie erwähnt 
wild, scheint sie weniger erstrebt, als von der Partei aus eigenem Antiiebe 
gegeben za sein. Ctewöbnlicher ist in der frühem Zeit dass auf das Beweis- 
verfifhren ein Urtheil des Gerichtes folgt, eine Entscheidung, welche \-on den 
eptgegenstehendon Behauptungen nach Massgabe des Beweises w-ahr und dem- 
oa«oh'B^tens seL Es tritt das sehr deutlich dadurch hervor, dass die Ur- 
tbdilslörmel selbst anmittelbar an den' erbrachten Beweis anknüpft und auf 

, ' - . * \ 
•»— ] 8, Amiq. It. 1, 461. Meis. Luoe» Sb. 356. Vgl such 823: Fattesahi 
4; Script. It. 2b. 361. _ 
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diesen Bezug nimmt; es heisst; Dato aie aacrantento uder relectum precep- 
tum et ipm cartola oder post hunc ßofratnentum factum etomnia veritate 
per ipaoa teatea inquiatta oder dum hec onmia ab ordine foftum fuiaaet et 
dictaa aofframentaa deductcu oder inqimilione facta paruit nobia et iudi- 
cavimua usw. ‘ 

Ijj der frühem Zeit erfolgt demnach in der Regel die Entscheidung des 
Rechtsstreites entweder durch Bekenntniss der einen Partei oder aber durch 
Urtheil des Gerichtes^ Doch kommt auch schon Geständniss und Urtheil 
bei der8ell>en Sache vor. Einmal machte die Professio an und für sich oft eine 
weitere Entscheidung des Gerichtes nicht entbehrlich. Gab sie auch die Wahr- 
heit der vom Gegner vergebrachten Bellauptung zu, .so ergab sich daraus 
keineswegs immer unmittelbar auch die rechtliche Folge eines solchen Zuge- 
ständnisses. Nur zuweilen enthält die Klagbitte in dieser Beziehung eine be- 
stimmte Forderung. So wenn 874 der Vertreter des Fi.skus behauptet, die 
Beklagte habe sich verheirathet, obwohl sie Nonne sei; unde aecundum legem 
peraona eiua aimul et aubatantia parti palatii pertinere dcbetJ^ Gewöhn- 
lich aber enthält die Klage wenigstens in ihrer urkundlichen Fassung entweder 
gar keine Klagbitte, sondern einfach die Behauptung eines bestrittenen Rechts- 
verhältnisses mit dem Erbieten, dasselbe zu erweisen, oder aber die Klagbitte 
beschränkt sich auf die allgemeine P'orderung an den Beklagten, Recht zu ge- 
währen, oder an das Gericht, Recht zu schaffen. Wurde die Behauptung zu- 
ge.standen, so konnte es .selbstverständlich sein, was nun Recht sei, uder 
wenigstens ein Einverständniss der Parteien darüber besttdien, wie das im 
Zugeständnisse schon wohl bestimmt ansgedrückt ist; es konnte dann, wie wir 
sahen, jede Entscheidung des Gerichtes fortfallen. War das nicht der Fall, so 
war auch nach der Professio noch ein Urtheil des Gerichtes darüber nöthig, 
was nun auf Grundlage derselben Recht sei. Es ist das in der Professio wohl 
ausdrücklich vorgesehen. Das Kloster Farfa klagt 798 gegen den Herzog von 
Spoleto wegen L'ebergriffe seiner Leute; der Herzog räumt diese schliesslich 
ein und fügt hinzu; Ego volo exindead partem vwnaaterü iiiatitiam facere 
aicut mihi iudicatia; worauf das Gericht auf Reinvestitur und Verbürgung 
der Busse erkennt. ® 

Aber man hat doch schon früh auch dann, wmm nach Be.seitigung des 
.StreitTCrhältnisses durch die Professio ein Zweifel über das, was daraufhin 
Rechtens .sei, nicht füglich be.stchCn konnte, Werth darauf gelegt, dass das 
durch ein Urtheil des Gerichtes ausdrücklich anerkannt werde. So schon 715; 
der Bischof von Siena gibt zu, auf Kirchen, welche er dem Bischöfe von Arezzo 
bestritt, gar kein Recht zu haben. Darauf erfolgt dann das Urtheil, dass der 
Bischof von Arezzo dieselben, wie bisher, besitzen und der Bischof von Siena 
sie ihm nicht mehr bestreiten .solle; wie sich das auch ohne Urtheil aus dem 
Geständnisse ergeben hätte.* Die Kirche von Pisa. nimmt 796 mehrere Per- 

7. — !• 840-884: Mem. di Lucc« 5b, ,337. 4c. (>4. 4b. 65. bnpps 1, 699. 
Antii). It 2 . 973. Ausflihrlirberc .XisKab« ^der Eotscbcidungiigründe 824; Tirabo.schi 
.N'ob. 3. 43. 8, Script. II. 2b, 943. 3, rstteichi 284. 4» Autiq. It. 6. 383. 
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sonen ak unfrei in Anspruch, welclie das schliesslich zugestehen, worauf durch 
Urtheil erklärt wird, dass sie Unfreie der Kirche bleiben sollen.* Ini folgenden 
Jahrhunderte werden dann sulche Urtheile, welche wesentlich nur den Inhalt 
der Professio wiederholen, hnmer häufiger, so dass schliesslich das Verfahren 
sich dahin feststellt, dass auf jede Professio noch ein Urtheil des Grerichtes 
folgen muss. ’ ^ 

Stützte sich aber andererseits in früherer Zeit das Urtheil sehr gewöhn- 
lich unmittelbar auf das Beweisverfahren, ohne dass eine Professio vorherge- 
gangen war, so wird es jetzt auch üblich, dass jedem Urtheil eine Professio 
vorhergehen muss. Schon in der zweiten Hällle des neunten Jahrhunderts 
findet sich nur noch selten ein Beispiel für ein Urtheil ohne Professio; das 
letzte ist mir 919 aufgefallen.* Dem entspricht, dass die Urtheilsfonnel statt 
wie früher auf die eingebrachten Beweise, so jetzt auf das Bekenntniss als 
Grundlage des Urtheils Bezug nimmt; es heisst: Cum ita «emel et bie pro- 
ßteretur oder cum ipse N. taliter aeseruisset oder cum taliter profesma et 
mani/eatua fuiaaet oder, we später die Formel fast ausnahmslos lautet, hia 
actia et manifeatatione ut aupra facta — iudicaverunt, ut iuccta eorum 
altercationem et eiuadem N. ptv/easionem acu mani/catationem das uüd 
das Recht sei. 

8, — Daraus ergibt sich nun eine gleichmässigc Behandlung von Fällen, 
bei welchen man früher in verschiedener Weise vorging; kam es bei dem 
frthem Verfahren gewöhnlich nur zum Bekenntniss oder zum Urtheile, so 
finden sich jetzt beide vereint. Es scheint das aber zusammenzuhängen mit 
einem im Laufe der Zeit sich mehr und mehr geltend machenden '.Streben nach 
Verallgemeinerung der Formulare, es scheint sich weniger um eine 
Aenderung des Verfahrens selbst, als der Darstellung desselben in den Ur- 
kunden zu bandeln. Eine nur oberflächliche Vergleichung zeigt, dass die Ge- 
richtsurkunden der iongobardischen und der fränkischen Zeit viel mannich- 
faltiger und in der Regel auch ausführlicher sind, als die des zehnten und 
elften Jahrhunderts, dass jene demnach unzweifelhaft die Besonderheiten des 
Einzelfalles viel getreuer darstellen, als diese, dass in dieser Richtung zweifel- 
los ein Rückschritt hervortritL Denn als solchen können wir es doch nur be- 
zeichnen, wenn die allmähligen Aendemngen der Fonnulare dahin gehen, die- 
selben so zu gestalten, dass sie einer möglichst grossen Anzahl von Fällen 
entsprechen, den Notar der Mühe überhoben, das Rlr den Einzelfall geeignetste 
auszusuchen, und das, was er selbstständig abfassen muss, auf ein möglichst 
geringes Mass beschränken. 

Das Hess sich einmal dadurch erreichen, dass man, so weit der Hergang 
das irgend gestattete, das was früher -in verschiedenen Formeln , getrennt vor- 
kam, in ein und derselben Formel zu vereinigen suchte. Wir gaben schon 
früher Beispiele, ttie das bezüglich einzelner Ausdrücke der Fall war. * Hier 
zeigt sich nun auch ein ähnliches Zusammenwerfen verschiedener Handlungen. 

7. — ] 6. Antiq. It. 3. J0I5. 6. Lupus 3. 114. 
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wie da« eben ohne wesentliche Aenderung des Vorganges selbst möglich war. 
Denn da zur Professio nicht gerade eine ausdrückliche Anerkennung des 
Rechtes des Gegners nöthig war, da das Bekenntniss genügte, dass man keine 
Mittel habe, den eigenen Anspruch der Behauptung oder dem eingebrachten 
Beweise des Gegners gegenüber weiter zu verthnidigen, so konnte ein solches 
Geständniss immer als wenigstens stillschweigend beim .Schlüsse des Beweis- 
verfahrens gegeben angenommen werden, es fand keine .Schwierigkeit, dasselbe 
immer einzufUgen; mag sich nun zuerst der thatsächliche Brauch dahin aus- 
gebildet haben, dass immer ein ausdrückliches Geständniss verlangt wurde, 
mögen, was eben so wahrscheinlich ist, es zuerst die Notare gewesen sein, 
welche dasselbe in jede Urkunde einfügten, was dann allmählig auch für den 
tbatsächlichen Hergang massgebend geworden sein mag. Konnte andererseits 
die Professio ein weiteres Urtheil allerdings überflüssig machen, so stand doch 
anch nichts im Wege, thatsächlich oder fonnell immer noch ein Urtheil darauf 
folgen zu lassen. Sobald beides durchgeführt, waren diese .Schlussformeln des 
Verfahrens für alle Fälle anwendbar. Auch die l’rozessformeln schliessen sich 
dieser spätem Fassung der Cferichtsurkunden durchaus an; auch in ihnen folgt 
immer auf die Professio das Judicium. 

Weiter suchte man dann die Anwendung der Formulare dadurch zu er- 
leichtern, dass man sie möglichst verallgemeinerte, möglichst aus ihnen fort- 
liess, was nur durch die Besonderheit des Einzelfalles bestimmt war, nur das 
beibehielt, was möglichst bei allen Fällen anwendbar war. Das tritt bei.spiels- 
weise in der Fassung der Endurtheile hervor. Iin achten und neunten 
Jahrhunderte .sind diese noch sehr mannichfaltig gestaltet und durch die Be- 
sonderheiten des Einzelfalles bestimmt. Ergibt sich aus der Verhandlung der 
bestehende Zustand als der im Rechte begründe^*, so kann es genügen, wenn 
das Urtheil das im Interesse des .Siegers anerkennt, erklärt, dass er auch 
ferner so fortbestehen solle. Wobei in der Regel dem Unterliegenden ewiges 
Stillschweigen auferlegt wird. Ist ein gestörter Rechts/.ustand wiederzustellen 
oder zu sühnen, so enthält das Urtheil einen bezüglichen Befehl an die unter- 
liegende Partei, etwa Vorenthaltcnes herauszugeben. Verweigertes zu leisten, 
die verwirkte Strafe zu zahlen oder Bürgsch.ift dafür zu bestellen; oder eine 
Erklämng, dass dieselbe etwas zu erleiden halx;, etwa den Verlust ihrer Frer- 
heit oder Schläge, wie dieselben 824 den Klägern wegen leichtsinniger An- 
klage zuerkannt werden.^ Dagegen beschränkt sich nun später der Inhalt des 
Endurtheils im Anschlüsse an die Professio darauf, dass es den Inhalt dieser, 
in welcher der Bekennende den Anspruch des Gegners zugesteht und sich ver- 
pfikbtet, denselben nicht mehr zu bestreiten, wesentlich nur wiederholt, erklärt, 
dass die siegende Partei das Angesprochene hdbeat et teneat oder habere et 
detinere deberet und dass der Unterliegende maneret exinde tacitus et con- 
tentus, ohne sich irgend weiter über das, was etwa sonst in Folge der Ent- 
scheidung zu geschehen hat, auszusprechen. Allerdings sind auch die Gegen- 
stände der uns erhaltenen Verhandlimgen weniger mannichfaltig, handelt es 

2 . Tinhesebi Spn. 2, 41. 
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fiich durchweg uui das Eigeiithuin oder sonstige Hechte an Sachen, während 
insbesondere L'rtheile in Strafsachen fehlen; aber trotzdem ist die Verschie- 
denheit der Fälle gross genug, dass auch das Urtheil sehr verschieden hätte 
gestaltet sein können, thatsächlich auch noch sehr verschieden gestaltet ge- 
wesen sein mag, während die Notare sich mit Wiederholung einer ganz allge- 
meinen Fonnel begqügten. Um sie anwenden zu können, musste der Streit- 
gegenstand ihr ofl künstlich angepasst werden. So niiimit 1 027 der Herzog 
von Kämthen das Fodrum und andere öffentliche Leistungen von den Höfen 
des Patriarchen von Aglei in .Anspruch, muss aber davon abstehen. Um die 
Formel anwenden zu können, fasst das Urtheil nicht zunächst den Streitgegen- 
stand ins Auge, sondern eine gar nicht bestrittene Hauptsache, jenen als Per- 
tinenz desselben behandelnd ; es wird entschieden, dass der Patriarch ipsa$ 
corte» — cum fodro et cum omni praescriplo habere et detinere debef, der 
Herzog darüber fi>rtan schweigen soll. ^ So .^heint auch bei einer allgemeinen 
Formel für einen Rechtsstreit um hVeiheit von vornherein nur desshalb Haupt- 
gewicht auf das Vermögen gelegt zu sein, damit das Urtheil sich der gebräuch- 
lichen Formel näher anschliessen kann: Uber Iwmo est de sua persona et 
abet et tenet ad proprium suum conquieitum et P. — permaneant inde 
tadti et contenpti.* Erst gegen Ende des eilften Jahrhunderts, wo die Ur- 
kunden wieder mannigfaltiger zu werden beginnen, findet sich denn auch wohl 
wieder eine bestimmtere Angabe, etwa, dass der Unterliegende zu refutiren 
oder zu reinvestiren habe. < 

Aehnlich verhält es sich mit den Angaben der Urkunden über die Aus- 
führung der Entscheidung. Enthält in den ältem sehr gewöhnlich das Urtheil 
einen bezüglichen Befehl an den Unterliegenden, so wird auch in den Urkunden 
selbst oft noch über die Ausführung berichtet, angegeben dass der Venurtheilte 
die Sache zurückgestellt oder die Zahlung verbürgt habe oder dass das Ge- 
richt ihn als Schuldknecht dem Sieger zugesprochen habe. Später fehlen alle 
solche Angaben. Nach dem den Anspruch des Siegers anerkennenden Urthöile 
wird in der Regel unmittelbar derScliluss des Verfahrens mit Finitaestcausa 
angegeben ; es folgt dann nur noch die Angabe, dass das Gericht pro securi- 
tate des Siegers die Fertigung der Urkunde befahl, dann die Fertigungs- 
formel des Notar und die Unterzeichnungen der Gerichtspersonen. In der Be- 
urkundung der ,' oft die A''erpflichtung zu einer Geldstrafe einschiiessenden 
Professio und des derselben entsprechenden Endurthcils liegt die einzige Bürg- 
schaft für den Sieger, auf welche in der Urkunde selbst regelmässig hinge- 
wiesen wird. Kommt dazu Sicherung durch den Bann, auf den wir zurück- 
kommen, so ist die Bannforroel gewöhnlich zwischen dem Urtheil und der 
Aufforderung zum Schreiben der Urkunde eingerückt. Zuweilen, aber wird die 
Verhängung des Bannes schon unmittelbar nach der Professio erwähnt ^ 
worauf dann das Endurtheil in derselben, sich nur auf die Professio beziehen- 


8.—] 8. Rubels Aqnil. 500. 4. Cartularinm Is>Dg. n. 18. Vgl. Rerichtsurk. ron 900, 

AUtlq. It I, 720, wo sich dieser enge Anschluss noch nicht Ondot. 5* 996. 1055 : 
Beilagen. Antiq. It. ’A, 645. So auch in der allgemeinen Formel Mon. Germ. L. 4, 601. 
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den Fassung folgt ; an dieser Stelle muss das Urtheil doppelt überflüssig nnd 
nur gewohnheitsmässig festgehalten erscheitoen, da, wenn dasselbe eine mass- 
gebende Bedeutung halben sollte, die Anerkennung des Rechtes durch das 
Urtheil doch der Sicherung desselben durch den Bann vorhergehen musste. 

Danach bot fast nur noch die Darstellung des Beweisverfahrens Gre- 
legenheit zu grösserer Mannigfaltigkeit. Aber die Urkunden des zehnten un i 
eilflen Jahrhunderts bieten auch dafür sehr wenig; hie und da finden sich einige 
ganz dürftige Angaben, die zudem oft in die Klage und die Professio einge- 
arbeitet sind, indem der Kläger sich etwa sogleich in der Klage auf eine Be- 
weisurkunde bezieht, der Angeklagte im Bekenntnisse die Beweiskraft der- 
selben zugibt Oft ist in den Urkunden von Beweisen gar nicht die Rede, auf 
die Klage folgt unmittelbar die Professio. Es ist möglich, dass in solchen 
Fällen ein Streitverfahren vor (Bericht gar nicht stattfand, worauf wir zurück- 
kommen. Es ist aber immerhin auch denkbar, da.«s dem Bekenntnisse ein sehr 
ausgedehntes Beweisverfahren vorherging, der Notar sich aber seine Aufgabe 
dadurch erleichterte, dass er die Professio als unmittelbar nach der Klage 
erfolgt darstellte, wie das für den Sieger, dem die Urkunde später als Beweis- 
mittel dienen sollte, an und für sich gleichgültig sein konnte, da das Wesent- 
liche für ihn nur im Zugeständnisse des Grcgners und im Urtheile lag. So be- 
schränken sich denn die meisten dieser spätem Gerichtsurkunden bei ihrer 
Darstellung des Vorganges wesentlich auf die Angabe der Klage, des Zuge- 
ständnisses und des Urtheils. In näherm Anschlüsse an die sonst gebräuch- 
lichen Formulare scheint es nur noch in der Mark Verona üblich gewesen zu 
sein, eine Darstellung des Beweisverfahrens in die Urkunde aufzunehmen.* 
Davon abgesehen haben vorzüglich nur'nocli die wenigen Urkunden, welche in 
ihrer Fassung von den ständigen Formularen überhaupt mehr abweichen,' diese 
und jene anderweitige ikngaben, die dann um so werthvoller sind, da bei ihnen 
von vornherein anzunelmien ist, da.ss sie in ihrer Fassung mehr durch den 
tbatsächlichen Vorgang im Einzelfalle^ bestimmt sind. 

9. — Eben so einförmig ist die Darstellung des Ungehorsams ver- 
fahren in den Gerichtsurkunden. Es kann aufiallen, dass sich Urkunden 
dieser Art überhaupt erst aus den spätem Zeiten des nennten Jahrhunderts 
finden. Der Grund ist vielleicht darin zu suchen, dass man, da es sich dabei 
nicht um endgültige Entscheidungen handelte, in früherer Zeit nicht gewohnt 
war, darüber Urkunden zu fertigen. Beim ersten mir bekannten Falle 871 
handelt es sich denn auch um ein ausnahms weises Vorgehen; der Beklagte ist 
nicht von vornherein ungehorsam, sondern weigert sich während der Verhand- 
lung Inquisition statt ZeugenbeweLs zuzulassen und verlässt das Gericht; das 
Beweisverfahren wird dann kraft des königlichen Inquisitionsmandates fort- 
gesetzt und auf Grund desselben endgültig für den Kläger entschieden. * Bei 
einem zweiten Falle 872 wird ein vorläufiges Vorgehen gegen ungehorsame 
Unfreie durch Investitur des Klägers erzählt; den Ilauptinhalt der Urkunde 


6. 994-1116: Antich. En. 1, 128. 85. 88. 315. Dondi 4. 41. 
9 . — 1. Mem. di Lucca 4 b, 52. 
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bildet aber doch da.« ordentliche Verfahren, durch welches nachträglich die 
Sache endgültig erledigt wird.^ Erst mit den hetzten Jahren des Jahrhunderts 
beginnen die später sehr häufigen besonderen Beurkundungen dieser Art 

Auch hier folgt auf die Angabe der (^ichtspersonen die Klage. Diese 
enthält eine doppelte Behauptung; einmal einer widerrechtlichen Handlung 
des Beklagten, am häufigsten, dass er Eigenthum des Klägers widerrechtlich 
besitze; dann dass derselbe vor (n‘richt geladen und nicht erschienen sei. 
Dgran knUpfl sich dann die Klagbitte um Sicherung des angesprochenen 
Rechts, in der Regel um die Investitur. 

Auf die Ladung wird beim ordentlichen Verfahren kein Grewicht gelegt; 
in der Regel wird sie gar nicht erwähnt. Beiläufig geschieht es zuweilen bei 
der Klage, indem der Kläger angibt, er habe den Beklagten desshalb vor 
Gericht geladen. Daun ist aber immer von einem Mallare durch den Kläger 
selbst, nie von einem Bannire durch den Richter die Rede, welches ja an und 
für sich nicht nüthig war, wenn der Beklagte der Aufforderung des Klägers folgte. 
Damit ist freilich nicht ausgeschlossen, dass es oft einer Ladung durch den 
Richter bedurfte, damit der Beklagte erschien; aber in den Urkunden kommt 
das nicht zum Ausdrucke; in Prozessformeln dagegen richtet der Kläger auch 
wohl beim ordentlichen ^^erfahren die Forderung an den Richter: faciU han- 
nire ad pladtam.^ 

Beim Ungehorsarosverfahren enthält die Klage immer genauere Angaben 
über die Ladung. Dabei wird nun, so weit ich sehe, ein Mallare nie erwähnt, 
was gerade nicht ausschliesst, dass das Verfahren dennoch mit einem solchen 
begonnen hatte; aber für die Feststellung des Ungehorsams scheint dasselbe 
nicht in Betracht zu kommen; der Kläger beruft sich lediglich darauf, dass er 
schon mehrmals Ober den Gegner klagte und der Richter denselben mehrfach 
vergeblich durch den Preco, oder durch einen Missus oder Nuntius, oder auch 
durch Epistolae ^ zum Placitum habe rufen lassen ; ausdrücklich als Bannire 
bezeichnet wird diese Ladung des Richters nur in einigen Spoletinischen Ur- 
kunden.^ Mehrmalige Klage und Ladung w'erden immer erwähnt, so dass 
anscheinend auf einmalige Ladung noch kein Ungehorsams verfahren eingeleitet 
wurde, .tuch nur einmal finde ich die Angabe, die Beklagten seien tarn alia 
vice geladen, was genau genommen nur zweimalige Ladung bezeichnen würde. 
Wo sich genauere Angaben finden, ist immer von dreimaliger Ladung die 
Rede. Aber es handelt sich dabei nicht um wiederholte Ladmigen nach län- 
geren Fristen, sondern während ein und desselben Placitum, welches hier. die 
ganze Zeit bezeichnet, während der der Richter am .bestimmten Orte zu Ge~ 
richte sass. So besonders deutlich, wenn es 897 heisst, es sei geklagt iam 
per multia pla^'ilia — ct mndo per tree vices^; wie denn auch sonst wohl 
nebenbei erwähnt wird, da.ss schon auf früheren Pladtis vergeblich geklagt 
sei. Die Regel scheint gewesen zu sein, dass es nöthig war per tre» dies, an 
drei auf einanderfolgenden Tagen zu klagen und jedesmal zu laden. ' Es ent- 

9 .—] 2. Script. It. Ib, 396. 8. Mon. Germ. L 4, 602. 4. Aff4 P. 2, 326. 

5. Ughelli 1, 888. Fattecrhi 307. 6. Mem di I.4icca 4e. 71. 7. I. B. Antiq. 
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spricht dein,' dass wenn jemand sich verbürgt hatte, sich in einem bestimmten 
Placitum zu stellen, eine weitere Ladung demnach nicht nöthig war, er am 
dritten Tage als ungehorsam betrachtet wurde; so sagt 935 bei einem ver- 
bürgtem Kampf der Erschienene: hodie est transacto die tertio, quod vo* 
placitum lenere inciphti», und lässt sich darauf bestätigen, dass er bereit 
gewesen sei.® Doch scheint es auch üblich gewesen' zu sein, bis gegen Ende 
des Placitum mit dem Vorgehen zu warten; es wird dann täglich geklagt, 
täglich durch den Gerichtsdiener geladen; f andern circa finem pladti oder 
die autem septima oder nachdem per oclo dies geklagt, kommt es dann zum 
Ungehorsamsverfehren.® Nur im .Spoletinischen heisst es wohl, dass ad tria 
placita oder ad tertium placitum geladen sei, was längere Fristen zulasssn 
würde. ' ° 

Gesetze fränkischer Könige, welche in das longobardische Gesetzbuch 
aufgenommen sind, kennen allerdings längere Fristen. So soll eine viermalige 
Mannitio nach sieben, vierzehn, ein und zwanzig und zwei und vierzig Tagen 
vorhergehen , ehe Bann gegen das Gut des Angeklagten verhängt wird. * ' 
Aber dieses Gesetz gehört auch zu' der bedeutenden Zahl derjenigen, welche 
von den spätem longobardischen Rechtskundigen in den Glossen und der Ex- 
positio zum Papienser Rechtsbuche als .sali sehe Kapitel in einer Weise 
bezeichnet werden, dass sich deutlich ergibt, man halte sie für Longobarden 
nicht für verbindlich; gab dazu zuweilen die ausdrückliche Beziehung zunächst 
auf Salier im Ge.setzestexte selbst den nächsten Anlass, so scheint doch mehr- 
fach auch der Umstand massgebend gewesen zu sein, dass man sich der that- 
sächlichen Nichtgeltung dieser Gesetze für Longobarden bewusst war. Da- 
gegen scheint ein Gesetz Lothars, wonach bei einem Streite um Freiheit drei 
Placita mit Zwi.schenräumen von vierzehn Tagen versäumt sein müssen, damit 
der Richter vorgehen kann, auch später als geltend betrachtet zu sein. Aber 
es handelt sich daliei um ein ausnahmsweises Verfahren, bei welchem nicht 
vorläufige Sicherung erfolgt, sondern endgültige Entscheidung auf Grundlage 
von Zeugenbeweis. ' ® In den Urkunden selbst ist mir ein Hinweis darauf, das.s 
längere Fristen eingehalten seien,' nie vorgekommen. 

Nach vorgebrachter Klage wird die Wahrheit der zweiten in ihr enthal- 
tenen Behauptung festgestellt; nämlich die mehrmalige Ladung durch ein 
Zeogniss des Gerichtes, dass man sich derselben erinnere; die Nichtanwesen- 
heit des Geladenen durch öffentlichen Aufruf am Gerichtsorte. 

Dagegen iiird über die WaJirheit der ersten Behauptung gar nicht ent- 

8. AffA P. L, 339. 9. .\ntich. E.t. 1, 190. Antiq. It. 3, 729. 1, 299. All» Fall» 

gehSren nach Arezzo, to dass sich um lokalen Brauch handeln kSnnte. 10. Script. 

It. Ib, 443. Fatteschi 307. 11. U Pap. Karol. M. 27. 12. Vgl. L. Pap. Gl. 

und Exp. zu Karol. M. 45. 76. 77. 100. 108. Plp. 41. Lud. P. 5. 17. 27. Es dUrft» 
auch lu beachten sein, dass in der Exp. tu den karolingischen Gesetzen weniges von 
den Meinungen der longobardischen Juristen die Rede ist, insbesondere die Antiqui 
indices erst mit Wido wieder häufiger erwähnt werden, man sich also in Paria woU 
weniger damit beschäftigte, als mit dem Edikt und den neuesten Gesetzen. 18- I- Pap. 
lA>th. 79. 8Ö. Das Gesetz scheint Oberdies nur Kontumaz des Klägers im Aug» zu 
haben; die Exp. dehnt dos auch auf den Beklagten au.s. 
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«chieden. Wegen der Abwesenheit des Beklagten könnte sidi eine solche 
Entscheidung ohnehin nicht auf. ein Gestündniss desselben stützen; es wird 
aber auch kein einseitiges Beweisverfahren darüber eingeleitet. Die Fest- 
«tellung des Ungehorsams bildet den einzigen Ansgangspunkt für das 
weitere Vorgehen des Gerichtes, welches darauf gerichtet ist, den sich zu 
rechtlichem Austrage erbietenden Kläger gegen den Naohtheil zu schützen, 
den ihm der fortgesetzte Ungehorsam jenes bringen könnte, ohne über den 
etwaigen Rechtsanspruch dieses endgültig zu entscheiden. 

10. — Wird, wie gewöhnlich, in der Klage widerrechtliche Entwerung 
behauptet, .so ge.schieht die .Sicherstellung des Klägers dadurch, dass 
nach Feststellung des Ungehorsams der Richter dem Kläger -per fitstem, 
quem in sua tenebat iminu, die Investitur der angesprochenen Sachen 
wieder ertheilt, wie er bisher damit investirt war. Aljer es geschieht das salva 
querela; der Beklagte kann sein etwaiges besseres Recht durch Anstellung 
einer Klage noch immer verfolgen. ^ Dabei findet sich in einer Spoletinischen 
Urkunde die vereinzelte Angatje, dass die Investitur erst nach fünfzehn Tagen 
wirksam wird, dass wenn der Beklagte sich nach Ablauf dieser dem Gerichte 
nicht gestellt haben und später den Kläger aussergerichtlich disvestiren würde, 
er eine angegebene Summe zu zahlen habe.^ Das Recht auf die Klage erioach 
dann wohl erst mit Ablauf der bezüglichen lungobardischen Veijährungsfrist 
von mindestens dreissig Jahren; es findet sich 915 der Fall, dass auf eine 
.Sache geklagt wird, über welche der 894 gestorbene Kaiser Wido die Inve- 
stitur unter Vorbehalt der Klage ertheilt hatte, und dass unmittelbar auf 
Rückgabe der Investitur erkannt wird. ^ 

Danach sollte man schliesscn, dass ohne Rücksicht auf die verflossene 


B,-r] 14. Von der oben n. 13 ongefOhrten gesettlichen fiutimmnng nbgeiehen Ut 
mir nur eine, übrigens auch in ihrer sonstigen Form sehr abweichende, leider lüoken- 
batte Urkunde von 1045 anfgefallen. in welcher es zwar nicht tum Beweise des Klagen 
kommt, der sich zu solchem durch .Schwur oder Kampf erbietet, aber zu einem Inqui- 
vitinnsrerfahren des richtenden Missus, der erst nach dem dem Kläger günstigen Er- 
gebnisse desselben denselben salra’ querela inresCirt. Menr. di Lucca 5c, 661. Da es 
sich um eine Klage gegen den. Bischof von Lucca handelte, so dürfte es sioh um ein 
auf die alten Inquisitionspririlegien der Kirchen, zurückgehendes Vorrecht handeln. OocK 
dürfte dos kaum dahin zn rerallgemeinern sein, dass Kirchen auch im Falle des Unge- 
horsams nicht ohne InquisitiC disrestirt werden dürfen; wenigstens geschieht das 8Ü6. 
915. 1082 ohne dass eine rorbergehende Inquisitio erwithnt würde. Giulini 2, 472. 
Mem. di Lucca Sc, 87. Lupus 2. 735. — Vgl. auch $ 10 n. 1. 

10. - 1. Ein^ Abweichung ist mir nur aufgefallen bei einem 1022 im Ben«> 
teBtanigchen gehaltenen Reichsgerichte : der Beklagte ist in einem sp&tem Termine 
angeborsam; adf Befehl des Kaisers wird nun der KlSger noch Laut seiner Urkanden« 
wonach also doch wühl der Beweis und nicht blos der Ungehorsam den Ausgang bilden 
wird, inrestirt ad $tmper habfndum «t possidendum et omntVi quod vaburwU exHUf# 
faeUndum Wna requmtione. Script. It. 1 b, 501. 2« Fatteschi 304. 

Würde sieb solches öfter nachweisen lassen, se würde ansonehmen seip, der herrorge* 
hobene Mangel einer längeren Frist für die Wiederholung der Ladung sei dadurch er« 
setzt, dass der riobterliche Spruch erst nach gewisser Zeit wirksam wurde; und da« 
würde wenigstens dem spätem Vorgehen bei> VerbäDguug des städtischen and Reichs« 
banoes durchaus ent.>precben. 2, Mem. di Lucca 5 c. 87. 
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Zeit der später sich dem Gerichte stellende Cöntumax einen Anspruch darauf 
hat, zunächst \neder in Investitur gesetzt zu werden. Auch nach einer allge- 
meinen ProzessformeH ertheilt der Jlichter dem sich zu Rechte erbietenden 
Contnma.\ die Reinvestitur, nachdem er vorher rechtlichen Austrag verbürgt 
hat; aber es heisst hier ausdrücklich, dass das nicht mehr geschehen könne, 
wenn ein Jahr verflossen sei, und zwar unter Berufung auf das römische 
Recht.® Ein bestimmteres Zeugniss ist mir in den Urkunden nicht aufgefallen; 
auch 896 erfolgt in einem Falle, wo seit der gerichtlichen Disvestitur wahr- 
scheinlich mehr als ein Jahr verflossen war, die Reinvestitur an den frühem 
Cöntumax, aber freilich erst nachdem festgestellt ist, dass der frühere Kläger 
jetzt ungehorsam sei.® 

Eine zweite Massregel ist dieBannung des Vermögens. Behauptet 
die' Klage ein Verbrechen des Ungehorsamen, so wird in genauer Ueberein- 
stimmung mit den Bestimmungen der Kapitularien nach den Gerichtsurkunden 
das ganze Vernfiögen desselben pe»' fiistetn et ■wantonem in Bann gelegt, ita 
ut si annum ac dii’m in bannum iacuigsent, ef a parfe publica renigentJ 
Stellt er sich vor Ablauf des Jahres dem Gerichte, so wird der Bann nach 
Verbürgung gerichtlichen Austrages durch Stab und Handschuh wieder auf- 
gehoben.® 

Nach einem Gesetze Ludwigs des Frommen hätte die Bannung des Ver- 
mögens, ausser bei Klagen um Freiheit und Erbe, immer eintreten sollen, 
wenn der Beklagte einer zweimaligen Ladung des Grafen nicht folgt. Danach 
wäre auch bei Klagen um Forderungen der Bann anzuwenden gewesen; aber 
die Expositio erklärt sich ausdrücklich dagegen, -n-ill den Bann auf Strafialle 
beschränkt wissen®; die Glosse bemerkt zwar, dass einige bei jeder Klage die 
Bannung des Vermögens fordern, scheint aber doch als Regel anzunehmen, 
dass nur bei Klagen um Missethat die Bannung, bei dinglichen Klagen aber 
die Investitur salva querela, bei Klagen um Schulden die Pfändung erfolgt.’® 
Die Pfändung finde ich nur in einer einzigen Urkunde erwähnt, wie sich 
daraus erklärt, dass eä sich in fast allen Gerichtsurkimden um dingliche Klagen 
handelt. Im Grafengerichte zu Piacenza wird 911 zunächst geklagt über ge- 
waltsame Entwerung durch den Ungehorsamen und, nachdem das Gericht 
erklärte, es habe ihn nicht Vorbringen können et etiam minime invenimus, 
ubi eiim pignorare potuiasemu«, der Kläger durch Investitur salva querela 
befriedigt. Ist das nicht blos eine ungenaue UeberflUssigkeit der Fassung, so 


♦, CsrtaUr. Lang. n. 21. 6, ül U^tur m viä. libro eodicis. E.s dürfte L. 8. $ 3. 

Cod. 7, 39 gemeint sein. Dem entspricht, worauf wir zurückkommen, durchaus daa 
spätere Verfahren; es erfolgt Miesio in possessionem , so dass nach Ablauf des JahrU 
der Ungehorsame nur 'noch sein Eigentbum rertheidigen , nicht aber nur den Besitz 
siirückTeriangen kann. 6. Giulini 2, 472. Derselbe Fail ist rorgesehen L Pap. Wido 6. 
Eip. § 7. 7> 1041. 43: Meichelbeck B. Fr. 1, 510. Mon. patr. Cb. 1, 552. Bach 

diesen Beurkundungen, den einzigen ifair bekannten dieser Art, scheint für Strafftlle 
ein besonderes Formular in Gebrauch gewesen zu sein, welches insbesondere dadurch 
abweicht, dass der Klüger nicht selbst auftritt, sondern der Richter über die geschehene 
Klage und vergebliche Ladung berichtet. 8. L. Pap. Lud. P. 16. Formel. 9. 1.- 
Pap. Lud. P. 17. Exp. Vgl. auch KaroL M. 27. 10, L. Pap. Lud. P. 16. Gl. 

Fieker Forechangea. 3 
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wäre die Pföndung auch bei dinglichen Klagen angewandt, etwa zur Sicher- 
stellung des Ersatzes von Schaden und Früchten. Dann aber heisst es weiter: 
et pro eo, quod alii« houiinibiis de ip»is II. reclamabant et ad placitum 
eum habere non potuhnii», nee de aua pignora hwenire non potuimua, 
tune ipae W. eomea j)«* fuale elevationem, quod in auia tenebat manibiia, 
omnibua caaia et rebm iurta ipaiua II. pro aingiilia locia in ßnibua Pla- 
centina in banninn miait, pro eo quod unqttam ad plaeituni ininime eum 
habere potuit et om7iibua eognitum fecit, quod in bannum miaaa ** 

Leider ist der Gegenstand der Klagen nicht näher- angegeben. Handelte es 
sich um Klagen wegen bürgerlicher Forderungen, so würde sich ergeben, dass 
doch auch bei diesen mit Bannung des ganz(>n Vermögens, also insbesondere 
auch der Immobilien vurgegangen wurde, aber erst dann, wenn eine Pfändung 
von Mobilien, welche eben das longobardische Recht als Pignoratio bezeichnet, 
nicht zu bewerkstelligen war. Und ein ähnlicher Fall ist auch in den Gesetzen 
erwähnt; wenn jemand seine Mobilien an einen andern übertrügt, damit der 
Kläger sie nicht pfänden kann, so soll sein Vermögen gebannt werden, rea 
eorum infiacentut, bis er sich dem Gerichte stellt; stellt er sich nicht in Jahr 
und Tag, so ist nach dem Gesetze Ludwigs vorzugehen, das Vermögen kommt 
nach Befriedigung der Gläubiger an den Fiscus. .Sollte es sich aber, was 
nicht gerade unwahrscheinlich, in jenem Falle um .Strafsachen gehandelt ha- 
ben, so wäre etwa anzunehmen, dass wegen geringerer Sachen, welche nicht 
an Hals und Hand gingen, zunächst mit Pfändung von Mobilien vorgegangen 
wurde. Für Sicherung von Forderungen durch Einweisung in liegehdes Gut 
des Ungehorsamen vermittelst- Investitur ist mir nur in der RomagQa ein ur- 
kundliches Zeugniss vorgekommen*^; doch wird gerichtliche Einweisung der 
Gläubiger io das ganze Vermögen schon in der älteren longobardischen Ge- 
setzgebung eru-ähut. ' ^ . 

Es muss auffallen, dass bei allen Beurkundungen von Ungehorsamsver- 
fahren bei dinglichen Klagen,' so weit dieselben sieh ' überhaupt an die ge- 
bräuchlichen Formulare halten, ein Urthell gar nicht erwähnt wird, der 
Richter nach Feststellung de.s Uogehorsaras unmittelbar die Klagbitte durch 
Investitur erfÜHt. Es liesse sich allerdings annehmen, d^s bei der Einfachheit 
des Falles der "Richter keines a.usdrücklichen ürtheiles des Gerichtes bedurfte. 
Erfolgte dieses aber immer m dem eben so einfachen Falle einer Professio, 
wird in den Urkunden der Rpmagna und des Spoletinischen beim Ungehor- 
samsverfahren die Investitur immer erst auf ein Urtheil ertheilt, wird dann 
ein solches Urtheil auch wohl m longobardischen Urkunden erwähnt, seit dies# 
ip den spätem Zeiten des eilften Jahrhunderts sich viplfach nicht mehr so eng 
an die alten F'ormulare anschliessen, so dürfte kaum zu bezweifeln sein, dass 
thatsächlich ein solches Urtheil auch früher immer erfolgte, dasselbe mehr 
zufällig in die Darstellung der Urkunden keinen Eingang gefunden hatte. Darauf 
deutet auch, dass von den beiden erwähnten, übrigens sichtlich noch nächst- 

W.-] 11. Boielli 1.-290. 12. L. Pap. Loth. 25. 18. Fantuwi 2, 72. 14. Ed. 

Uutpr. 57. 
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verwandten Formularen dargestellten StrafTallen, der von 1043 ein Urtheil 
enthält, nicht dervon 1041. Und dann würde sich daraus ein sehr bestimmter 
Beleg für die Abhängigkeit der Prozessfonnein von den Urkunden ergeben, 
da auch jene beim Ungehorsamsverfahren- kejn Urtheil erwähnen.'* 

11 , — .Aus der Investitur durch das Gericht ergab sich beim Ungehor- 
samsverfahren für den Be.sitz des Klägers dieselbe' .Sicherheit, wi^ beim ordent- 
lichen Verfahren aus der Investitur des .Siegers durch den Besiegten. Bei 
diesem ergab sich nun aber eine weitere .Sichening daraus, dass es später 
üblich wurde, dass der Zugestehende sich zur Zahlung einer .Strafe im Falle 
weiterer Anfechtung verpflichtete. Das .Strel)cn, eine entsprechende .Sicherung 
auch beim Ungehorsam des Beklagten zu gewinnen, .scheint auf die gerichtliche 
Anwendung des Königsbannes geführt zu haben. Denn bei den ersten 
■Fällen des Ungehorsamsverfahren ' noch nicht erwähnt, wird er zuerst 897 
bei einem solchen angewandt und findet sich dann ebenso regelmässig bei 
jedem ’Ungehorsamsverfahren^, wie er hei andern gerichth'chen Verhandlungen 
vor der ottonischen Zeit nie vorkoinmt. Die Verhängung des Bannes durch 
den Richter wird nach Ertheilung der Investitur etwa mit den Worten erwähnt : 
Intuper per fuittem — niieit haiuiim) d. repis super eirin et Super rem in 
maneiisos anreos duo tiuUia, ut uuii sit aliquis lu)mu, qui audeat eum de 
illa re (inquietare aut nwlestare vel) disuesHre sine legaU iudirio; et -si 
qtds aiisus fuerit -hoe fneere, eomp'Unat predietns duo miUia mancusos 
Oftreos, medietatem ratnere d. regis et medieteUem ipsi et suis heredibus. 

So weit dieser Königsbann, auf den'wir zurückkommen, zur .Sicherung 
des 'Klägers gegen den Beklagten bestimmt war, fehlte allerdings bei Anwe- 
senheit dieses die Veraulas.sung, ihn zu verhängen, da diese .Sicherung dann 
durch eine von ihm übernommene entsprechende Verpflichttmg gewährt werden 
konnte. Aber der Königsbann gab in so weit eine noch ausreichendere Bürg- 
schaft, als er immer ganz allgemein gehalten ist, gegen Besitzstörung nicht 
blos durch den Beklagten, sondern gegen jeden Dritten schützt*; als weiter 
die Bannstrafe in der Regel hoher gegriflen war, als die in der Professio über- 
nommenen .Strafen. .So wird er denn später, zuerst so weit ich sehe 964*, 
auch ausser Ungehorsamsfällen angewandt, um das durch Bekenntniss und 
Urtheil festgestellte Recht zu sichern. Dann fehlt gewöhnlich die auch sonst 
nicht immer erwähnte entsprechende Verpflichtung in der -Professio. Doch 
kommt später auch beides vor. .So verpflichtet sich 1045 der Unterliegende 
zum Duplum und hundert Pfund Silber und die Verhandlung schliesst mit den 
Urtheile; es wird dann alier nachträglich in demselben Gerichte und wohl noch 
an demselben Tag ein Bann von tausend Goldmancusen nachgesucht und er- 

15* Cftitul. Txmg. nr, 20. 21. 

11 . — 1. 8T1. 896; Mem. di Lucca 4b, 52. Giulini 2, 472. 2. 897-941: 

Mem.' di f^cea 4e, 71. 5c. 640. 183. 186. Lupus 2. 127. 8. Ausnahmsweis« vird 

1065 der allgemeioen Bannformel zür Siefaemug tod Klosterbesitiungeu noch eine 
Breite besondere hinzugefUgt, ▼eiche insbesondere Verleihung, Verpflnduug oder son- 
stige yeriusserung durch irgendwelchen Bischof oder Abt verbietet. Antiq. It. 2; 944. 
4. Antich. £at. 1, 143. 
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theilt und eine weitere Urkunde darüber gefertigt. ® Auch in ein und derselben 
Urkunde findet sich 1 046 eine Verpflichtung auf das Duplum und zwanzig 
Pfund Silber und ein Bann von zweitausend Mancusen^; 1055 aber auch 
Verpflichtung und Bann in demselben Betrage von hundert Pfund Gold. ' 

Der Bann gab nuu auch ein Mittel zum Schutze der bessern In- 
vestitur des Klägers, wenn dieser dem ungehorsamen Beklagten nicht die 
Investitur, den rechtmässigen Besitz überhaupt bestritt, sondern den Rechts- 
grund seiner Investitur. So wird 1014 gegen den Contumax behauptet, dass er 
gewisse Grundstücke nicht als Eigenthum, sondern nach Libell als Zinsgut 
eines Klosters besitze, mit dem Erbieten, darüber zu Rechte zu stehen. Da 
dem Beklagten die Investitur zu Zinsgut nicht bestritten ist, so ist seine In- 
vestitur nicht auf den Kläger zu übertragen, sondern die behauptete bessere 
Investitur dieses zu schützen, was denn unmittelbar durch Verhängung des 
Bannes gegen jeden, der das Kloster disvestiren \»ürde, geschieht.® 

Eine ähnliche Anwendung konnte der Bann finden bei Ungehorsam 
des Klägers. Hatte dieser den Vorwurf widerrechtlicher Entwerung erhoben 
und erschien nicht, so war an und für sich eine Tliätigkeit des Gerichtes zum 
Schutze des Beklagten nicht nüthig, dichter verblieb eben in seiner früheren 
Gewere. So wird es auch in Fällen von 935 und 971 gehalten; da der Klüger 
nicht zu finden ist, lässt das Gericht unmittelbar die Urkunde fertigen®, welche 
für den Beklagten nur desshalb Werth hat, weil sie erweist, dass er das ver- 
bürgte Placitum eingehalten hat und zum Beweis durch Zeugen oder Kampf 
bereit war. Da aber der Kläger doch die Absicht auf Bestreitung des' Rechtes 
des Beklagten ausgesprochen hatte, so könnte es nicht auifallen, wenn man in 
solchen Fällen die verbleibende Investitur ebenso stärker durch den Bann ge- 
schützt hätte, als sonst die gegen den ungehorsamen Beklagten ertheilte; es 
dürfte nur Zufall sein, dass mir kein Beispiel aufgcfalleu ist, zmnal wir eine 
ganz analoge Anwendung des Bannes beim Verfaliren bei unbestrittenen 
Rechtsverhältnissen finden werden. Näher noch musste das BedürfnLss beson- 
derer Sicherung liegen, wenn es sich nicht um Immobilien, sondern um persön- 
liche Klagen handelte, bei welchen die durch die Investitur gebotene Bürg- 
schaft entfiel. Genannte Va.sallen klagten 1043 gegen den Bischof von Como, 
dass er ohne Recht Abgaben von Schweinen, Schöpsen und Wein von ihnen 
erhebe. Da sie auf wiederholte Ladung im Gerichte nicht erschienen, ersuchte 


11 . — ] 5« Aätiq. It. 4, 9. — Es kommt anch sonst wohl vor, dass der Bann erst später 
auf Grand einer frühem gerichtlichen Entscheidung ertheilt und besonders beurkundet 
wird. .So lOdl ; Lupus 2, 774. 6. Tiraboschi Non. 2, 184; Vgl. noch Ughelli 3, 628. 

kflttarelii Xnn. 2. 277. Odorici 5, 37. 7, Antiq. It. 3, 645. .Änticb. Est. I, 167. 

Vgl. auch Antiq. It 2, 955. 8. Antiq. It. 3, 729. Eine abweichende Auffassung 

seigt sich 983 im Spoletinischen , Script. It. 2 b, 977. Ein Abt klagt auf Nichteinhal- 
tung einer Prekarie; es erfolgt ein Vergleich und der Abt gibt dem Beklagten die 
Prekarie zurück; dann aber schützt der Richter das Recht des Abtes nicht blot durch 
den Bann, sondern auch durch Investitur, obwohl eine Entwerung doch nicht vorzu- 
liegen scheint. — Dass übrigens auch die Gewere des blossen Nutzeigentbümers durch 
den Bann geschützt werden konnte, ergibt sehr deutlich die allgemeine Formel Mon. 
Germ. L 4, 604. ». AttV, P. 1, 339. Antich. Est. 1, 152. 
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der beklagte Bischof- das Gericht, zu verfahren, wie es recht sei. Die Siche- 
rung -seines .linspmches geschah dann dorch einen Bann, wonach jeder, der 
ihn an jenen l,eistungen beeinträchtige oder dieselben bestreite, in die Bann- 
strafe verfallen sein solle. 

Mit der Sicherung des Anspruches der gehorsamen Partei ist das Ver- 
fahren geschlossen; es folgt wie beim ordentlichen Verfahren die AuflForderung 
an den Notar zur h'ertigung der Urkunde. 

12. — Bei den bisher besprochenen Fällen handelte es sich um die Ent- 
scheidung' eines Rechtsstreites, der ja an und für sich vorliegen soll, damit 
von einer gerichtlichen Entscheidung überhaupt die Rede sein kann. Demnach 
muss es auffalien, dass es sich in den spätem Gerichtsnrkunden überaus häufig 
um eine Entscheidung über unbestrittene Rechtsverhältnisse handelt, dass ein 
Streitverhältniss gar nicht behauptet wird, dennoch beim ganzen Verfahren 
die Formen der Entscheidung eines Rechtsstreites beibehalten werden. Es 
handelt sich bei diesem Verfahren bei unbestrittenen Rechtsver- 
hältnissen zunächst nicht darum, dass gewisse Rechtsge.schäfte zu ihrer 
Gültigkeit eines Abschlusses oder einer Verlautbarung vor Gericht bedurften. 
Dafür wäre die Form eines Rechtsstreites überflüssig gewesen, wie denn auch 
manche Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit ohne diese Form im Ge- 
richte vorgenominen werden, deren in ihrer Fassung ganz abweichende Beur- 
kundungen wir den Gerichtsurkunden, wie wir den Ausdruck im engem Sinne 
gebrauchen, nicht zuzählen. Und handelt es sich oft um ein neu begrilndetes 
Rechtsgeschäft, wo der Zweck einer Verlaut baning vor Oericht mitwirken 
konnte, so hitndelt es sich eben so oft um längstbestehende Rechtsverhältnisse, 
für deren gerichtliche Behandlung von jenem Gesichtspunkte aus jede Veran- 
lassung rfeTilen würde. Das Gewicht wurde offenbar nicht auf die gerichtliche 
Behandlung überhaupt, sondern auf die besondere Form gelegt; der Zweck 
war offenbar der, auch für ein unbestrittenes Rechtsverhältniss die besondere 
Sicherstellung zu gewinnen, welche sich für ein bestrittenes aus der gericht- 
lichen Entscheidung ergab. 

Dieser Brauch, auch über unbestrittene Rechtsverhältnisse ein gericht- 
liches Verfahren einzuleiten, scheint sich allmählig entwickelt zu haben. 
In allen Gerichtsurkunden der longobardischen und frühem fränkischen Zeit 
handelt es sich, so weit ich sehe, immer um ein thatsächlich bestrittenes 
Rechtsverhältniss ; nicht blos tritt der Kläger mit der Behauptung, auf, dass 
der Beklagte sein Recht tjestreite oder verletzt habe, sondern es lässt der 
Vorgang auch durchweg deutlich erkennen, dass der Beklagte Willens ist, 
seinen entgegenstehenden Anspruch im Gerichte festzuhalten; es fehlen die 
später so häufigen Fälle, bei welchen auf die Klage unmittelbar die Professio 
des Beklagten erfolgt. Bei einigen der früheren Fälle, in welchen unbestrittene 
Rechtsverhältnisse vor Gericht gebracht -werden, fehlen denn auch noch die 
dem Verfahren bei Streitsachen entsprechenden Formen; es macht den Ein- 
druck, dass man nach einer grösseren Sicherung durch gerichtliche Anerken- 

10. üghelH 5, 287. 
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nuDg strebte, aber eine bestimmte Form dafür noch nicht gefunden «ar. Im 
Hofgerichte 903 wd den GrerichUpersonen eine ältere Schenkungsurkunde 
rorgelegt und diese wörtlich in die Gerichtsurkunde aufgenotnmen ; in .dic^eer 
ist dann aber von einem weitern Verfahren des Gerichtes gar nicht die Rede ; 
es folgt unmittelbar die ^Vugabe des Notar, dass er die Urkunde auf Befehl 
des Pfalzgrafen- und der Richter geschrieben habe, dann die Unterschriften 
dieser. ' Der Werth liegt also einfach in der durch das Gericht beglaubigten 
Transsomirung. Etwas weiter geht der Vorgang 898, wo nach Verlesung der 
Urkunden auf Frage des Grafen, wie sie sonst in den Gerichtsurkunden nicht 
erwähnt wird, zuerst die Gerichtsbeisitzer, dann alle Anwesenden erklären, 
dass die Urkunden gut und das Kloster rechtlicher Besitzer sei.^ Man hatte 
hier ofienbar denselben Zweck im Auge, wie bei den sjüiter so häufigen Fällen ; 
aber, manche formelle Abweichung der Urkunde von der Darstellung der ge- 
wöhnlichen Gerichtsurkunden lässt erkennen, dass man noch nicht überall ge- 
wöhnt war, 'eine solche Anerkennung in dieFormen eines Rechtsstreites zu kleiden. 

Wollen wir uns vergegenwärtigen, wie man dazu gelangte, so wird von 
wirklich bestrittenen Rechtsverhältnissen auszugehen sein. Diese führten zu- 
nächst, wie in den Urkunden oft angegeben wird, zu einer aussergerichtlichen 
Verhandlung unter den Parteien. Hielten beide an ihrem Ansprüche fest, so 
verbürgten sie sich die gerichtliche Austragung. Es konnte sich aber auch 
schon bei dieser Vorverhandlung eine der Parteien dazu verstehen, ihren An- 
spruch aufzugeben. Gab das an und für sich keinerlei Bürgscliaft gegen noch- 
maliges Erheben- derselben jVnsprüche, so scheint man sich dagegen früher 
gesichert zu haben durch eine aussergerichtJiche Urkunde, in welcher der 
Gegner sich verpflichtete, von seinem Ansprüche abzustehen und im Falle 
nachmaliger Geltendmachung desselben eine bestimmte .Strafsumme zu zahlen. ^ 
.\ber eine ausdrückliche gerichtliche Entscheidung konnte doch grössere Bürg- 
schaft bieten und es lag nahe, dass der Angegriffene auch bei aussergericht- 
lichem Abstehen des Gegners atif gerichtlicher Austragung bestand. Dann 
war freilich eine Simulirung nötlug, nicht des Rechtsstreites selbst, . sondern 
des Fortbestehens desselben; imd ich möchte kaum bezweifeln, • dass es sich 
in den meisten der so häufig vorkommenden Fälle, wo der Klage unmittelbar 
das Zugeständniss folgt, wenigstens in so weit nur um- die .Simulation eines 
Rechtsstreites handelt. Dann aber war es nur ein kleiner Schritt weiter, 
auch für ein überhaupt unbostrittenes Rechtsverliältniss einen .Streit zu simu- 
lirep, utn der Vortheile eines gerichtlichen Erkenntnisses theilhaftig zu werden. 

Dass es sich nur um eiüen angeblichen .Streit handalt, lässt sich natür- 

12 . — 1 . Antiq. It. I, 307. Eio entsprechender Fall 898 , im Grafengerichte in 
Piaeenta. Botelll 1. 286. Ebenda 1. 301 nocH 1034 Vorlegung einer Urkunde ohne 
folgendei Urtheil, vobei die ludices innlchst, wie gewShnlich, unteneichnen, dann, irie 
ich e.s nur hier gefunden habe,' nochmals einxeln die FUchtigkeit der -Miechrift bezeugen. 
2. Tiraboschi Non 2, 73. 8. Vgl. 814 : Script. It. 2 b, 361, wo in .solche Strafsummen 

rernrtheilt, auf Zahlung derselben dann aber nach Anerkennung des Rechts und Ent- 
richtung eines Lahnegild renichtet wird. Cartae conrenientiae überhaupt mH Verpflich- 
tung zu Geldstrafe werden schon in den iltern Gesetzen melirfach erwihnt. Vgl. Ed. 
Liutpr. 107. Azt. 7. 
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Kch unmittelbar aus der Fassung der Urkunde nicht erweisen; es lässt nur 
der Umstand, dass der Beklagte eine Vertheidigong gar nicht versncht, un- 
mittelbar nach der Klage ohne Beweise vom Kläger zu fordern eine Profossk) 
ablegt, wie sich schon 874 im Spoletinischen ein Beispiel findet^, daranf 
schliessen. In Einzelfällen lassen besondere Umstände das fast zweifellos er- 
scheinen. Ira Grafengerichte zu Mailand im August 892 legt der Abt von 
S. Ambrogiu die im Mai abgefasste Urkunde über einen Tausch mit der Kirche 
S. Johann zu Monza vor und knüpft daran die auffallend unbestimmt gehaltene 
Klage: Set modo pars ipsiits eccleaies. loannis in alieo de ipsi rebus parti 
iamdicti monasterii contradieent; unde qiierinuis abereiustitiam.^ Anssei' 
dem Umstande, dass unmittelbar nach Verlesung der Urkunde der Vogt von 
Monza erklärt, er habe gegen die Urkunde gar nichts einzuwenden und wolle 
und könne die daraus für den Kläger sich ergebenden Rechte nicht bestreiten, 
deutet noch anderes auf ein Einverständniss der Parteien. So ist es nicht sehr 
wahrscheinlich, dass so bald nach dem in formlichster Weise unter Zuziehung 
von Königsboten abgeschlossenen Tauschvertrage derselbe voh der einen Partei 
schon wieder sollte in Frage gestellt sein. Weiter war, da keine Reinvestitur 
erfolgt, der Kläger in Gewere der von ihm ertauschten Sachen, welche ihflt 
zudem durch die Tauschurkunde und die darin festgesetzte Strafe für jede 
Verletzung ausreichend verbürgt war; handelte es sich nicht lediglich um die 
weitere Bürgschaft einer gerichtlichen Anerkennung, lag auf Seiteu des Be- 
klagten wirklich die Absicht vor, den Tausch zu bestreiten, so wäre Grund 
zur Anstelhmg einer Klage wohl nur für diesen gegeben gewesen. Endlieh 
möchte noch zu l>eachten sein, dass iti der Urkunde selbst die Strafe des 
Duplum auf spätere Anfechtung desTau.schcs gesetzt ist, aber jede Andeutung 
fehlt, dass der Beklagte nun in diese verfallen sei. 

Wurde es aber einmal gebräuchlich, ein Rech tsverhältn iss gegen etwaige 
Ansprüche gewisser Personen durch gerichtliche Entscheidung eines simulirten 
Rechtsstreites zu sichern, so mochte man leicht unter sonstigem Festhalten 
am V^erfahren davon absehen, dass dieses ursprünglich nur zur Entscheidung 
streitiger Rechtsverhältnisse bestimmt war, und das Gericht keinen Anstand 
nehmen, auf die Behandlung des Falles einzugehen, auch ohne dass dem, der 
die Rolle des Beklagten zu übernehmen hatte, der Vorwurf gemacht wurde, 
das.s er den Anspruch unrechtmässig bestreite. Ein Uebergang zu der später 
gebräuchlichen Fonn findet sich da in der Weise, dass die Klage nicht mehr 
bestimmt behauptet, der Scheinbeklagte bestreite das Recht des Scheinklägera, 
aber doch ein gewisses .Streitverhältniss durch die Angabe festhält, man habe 
gehört, er wolle das thun. .So -schon 875 im »Spoletinischen: Audiinmus dicere, 
der Beklagte halje eine Urkunde, durch welche er eine .Schenkung an ein Klo- 
ster bestreiten köiuie; nescimiis, st est veritas aut non; iudieate nobis 
ejrinde iiistifiarn.^ .So 901 zu Pavia: Statt audtniimis, wollen der Bisdiof 
von Novara und sein Vogt behaupten, dass ein uns geschenktes Kloster ihrer 
Kirche gehöre; ideo eece jtos coniuneft, si ipsi exinde aliquid dicere veUent, 

4 . Script. U. 2 b, U44. ö. Giulini 2, 4C9. 6. Script. It. 2k, 946. 
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«w not parati cum eie in ratione atandumJ In beiden Fälleii folgt , dann 
unmittelbar die Professjo. Doch setzt der Grebraoch dieser Klagformel nicht 
gerade nothwendig ein schon bestehendes Emverständniss der Parteien voraus; 
sie wird auch 881 in einem Falle angewandt, wo zwar eine Läugnung des 
Beklagten nicht erwähnt wird, aber vor seiner Professio doch das Recht des 
Klägers durch eine Inquisitio erwiesen wird.® 

13. — Dann aber lässt man die Behauptung eines StreitverhältuisSes 
ganz fallen, hält aber übrigens an den Formen des ordentlichen Ver- 
fahrens fest, welches insbesondere das Vorhandensein zweier Parteien vor- 
aussetzt; der Scheinkläger behauptet einfach einen Rechtsanspruch und richtet 
an dea Seheingegner die Auifordening zu erklären, ob er denselben bestreiten 
wolle. So schon 877 im .Spoletinischen *, wo übi'rhaupt dieses Vorgehen fiöher 
üblich geworden zu sein scheint. In oberitalischen Gierichtsurkunden finde ich 
.«olche Fälle erst im zehnten Jahrhunderte^, wo nun ganz ständige Formeln 
rtir dieses. Verfahren ausgebildet werden, welches ganz entsprechend auch (b 
den Prozessfonnein vorgesehen ist. ® .Sie knüpfen sich wohl, zunächst an den 
am häufigsten vorkommenden Fall, dass es sich um .Sicherung einer Urkunde 
über ein Rechtsgeschäft handelt. Die sonst beim ordentlichen Verfahren üb- 
liche Erwähnung der Glegenwart beider Parteien Hess man wohl fallen,- weil 
die Angabe, sie seien gekommen altcrcaHonem inter ee habeiitee nicht mehr 
passte, f Das Verfahren beginnt damit, dass der Kläger die, in der Kegel 
wrörtlich in die Gerichtsurkunde eingerückte Ui'kunde vorlegt Das Gericht 
fragt dann, zu welchem Zwecke er die Urkunde vorlegt In der .i\ntwort wird 
nun allerdings zunächst als Zweck die öfientliche Verlautbarung angegeben: 
Ideo ietam cartidam in isto ostenei iiidicio, nt ne eilene appareat et nec 
qniepiam homo dicere poseit, quod ego eatn occulte aut conludioae luabuie- 
emt. Daran schliesst sichern der Regel die Erkläriuig, dass er das ihm Ver- 
briefte'zu Eigenthum besitze und bereit sei, gegen jedermann davon zu Rechte 
ZQ stehen: Omaiee ree,’ quae Icgimtur in Ikoc cartula, ad meam habeo 
et teneo proprietatem et paratue eum, ei idlue hoftw mihi exinde aliquid 
dicere vel agere aut caiteare rult, eum eo ad rationein etandum et legitime 
definiendum. Diese Angabe des allgemeineren Zweckes und diese allgemeine 
Aufibrderung finden sich nicht in den früheren Fällen, bei welchen es auf Ein- 
leitung ein Scheinstreites abgesehen war, kommen bei diesem erst 901 vpr® 
und sind für denselben in so weif ganz unwesentlich, als beim wnitem Ver- 
fahren keinerlei Beziehung darauf vorkommt. Sie werden daher unabhängig 
darvon für solche Fälle entstanden sein, wo el^n die itfienthehe Verlautbarung 


IX — ] 7. Mod. piitr. Ch. 1. 98. fJ»oi! entsprechende -Ausdrücke dnden sich 899-9iS sn 
Paris, Cremona und Verona, so dass diese Formel eine Zeitlang weiter rerbreitet ge- 
seeaen tu sein scheint. Vgl. Tirabosebi Non.'2, 78. 100. 102. Antiq. It. 2, 5. 8. Antiq. 

U. 2. 931. 

13. — J. Script. It. 2b, 948. 2. 906. 913. 918 usw.: AffJ P. 1. 340. Tiraboschi 

Nen. 2, 99. 97. S.'Csrtalar. Ix>ng. nr. 17. 18. 19. Vgl. auch die allgemeine Drkunden- 
formel Hon. Germ. L. 4, 604. 4« Doch findet sie sich ausnahmsweise und zwar nit 

dieser Angabe 967; Antieh. £sL 1, 145. 5» Hon. patr. Ch. 1, 98. ‘ 


Digitized by Googl 


Ordentlichu Verfabran bei Scbeiiiitreitigkeiten. 


41 


oder Transsuniiruiig der Urkunde der einzige Zweck war, wo dann, wenn keine 
Anfechtung erfolgte, keine Veranlassung zu einem weitem Eingreifen des 
Glericbtes geboten war, als’dass dieses den Vorgang beurkunden liess.^ 

Wollte man nun aber die weitere Sicherung des gerichtlichen Urtheils 
gewinnen, so mussten mit der Verlautbarung die Formen eines Kechtsstreites 
verbunden werden; und dazu bedurfte es eines bestimmten Gegners. Daher 
wendet sich der Kläger nach jenen allgemeinen Angaben an eine bestimmte 
Person etwa mit den Worten: Et quod plus est, qusro, ut dIcaC iste N., qui 
hic prtsens est, si cartula ista hona et veraas est, vel si res, que continen- 
tur in cartula, mihi contradicere aut subtrahere vult, aut si iuxta istam 
cartulam mihi proprie esse delent an non. Damit war nun Veranlassung 
zu einer Professio gegeben, welche, uie wir sahen", in dieser Zeit regelmässig 
den Ausgangspunkt für ein weiteres ^'orgehen des Gerichtes bildete. 

Dabei handelt es sich nun offenbar in den meisten Fällen gar nicht um 
irgend ein Streitverhältniss, wie ein solches ja auch nickt l>ebauptet wird. Es 
ergibt sich das schon daraus, dass sehr häufig derjenige, welcher die Urkunde, 
etwa über einen Verkauf oder eine .Schenkung an den Kläger, selbst ausstellen 
Hess, der Scheinbeklagte ist, in welchem P'alle auch die Klage gewöhnlich die 
Aufforderung enthält zu erklären, si istam cartulam ficri rogaiit. Und wäre 
es auch möglich, dassdie.ser später trotzdem Ansprüche erhoben hätte, welche 
das- Verfahren veranlassten, so erscheint auch das sehr häufig dadurch aus- 
geschlossen, dass dieses Verfahren oft fast unmittelbar auf die Fertigung der 
Urkunde folgt. So über Kaiserurkunden gegen den Vogt des Kaisers 962 und 
964 am dritten und zweiten Tage nach der Ausstellung®; bei einer .Schen- 
kungsurkunde des Markgrafen Hugo an das Bisthum Vercelli 996 erfolgt das 
Verfahren sogar- an demselben Tage und Orte und, in Gegenwart derselben 
Zeugen. * 

Handelt es sich in der Mehrzahl der Fälle um ein durch Ausstellung 
einer Urkunde gesichertes Recht, so ist das doch 'nicht regelmässig der Fall, 
es handelt sich auch um Sicherung von Erbe oder F'reiheit*®, ohne dass 
eine bemgliche Urkunde vorgelegt wurde, eine solche wohl gar nicht vorhanden 
war. Man bediente sich abe/ auch dann derselben, wohl zunächst mit Rück- 
sicht auf jenen häufigsten und früher vorkommenden P'all entstandenen Formel, 
indem man nur alles aus derselben fortliess, was sich unmittelbar auf die Ur- 
kunde bezieht. Der Kläger tritt unmittelbar mit der Behauptung auf, dass er 
die und die näher bczcichneten .Sachen zu Eigenthum besitze, dass er bereit 
sei, jedem davon zu Rechte zu stehen, dass aber insbesondere der und der 
erklären solle, ob er sie ihm bestreiten wolle, worauf dann die Professio erfolgt. 

Auch dabei handelt es sich in der Regel wohl nicht uni ein wirklich be- 
strittenes Recht. Richtet etwa der Abt von .S. Ambrogio 1018 wegen seines 

6. Vgl. s 12 n. 1. 7. Vgt s 6. 8. Mon. p»tr. fh. 1. 196. .kntich. Est.'l. 143. 9. Mon. 

p»tr. Ch. 1, 305. 307. 10. Für Freiheit ist mir eine Gerichtsurkunde dieser Art ohne 

Vorlegnng einet Diknnde nicht bekennt geworden; dagegen gehört dabin die Pruzess- 
femel o. 18. 
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Eigenthuin an einem (rnindstOcke am Cofnersee die Auffurderudg an den Erz- 
bischuf von Mailand, den Bischof von Como und den Abt von S. Calocero, so 
ist nicht wohl anzunehraen, dass diese gleichzeitig sein Recht bestritten haben 
sollten; namentlich aufgefordert sind gerade diese walirscheinUch als die be- 
nachbarten Grundbesitzer, von denen Anfechtung am nächsten zu erwarten 
war. * * Bestimmt ausgeschlossen erscheint das Bestehen eines Streites, wenn 
1081 im Gerichte des Königs vom.Bischofc von Parma ein Hof an das Ka- 
pitel zurückgegeben wird und dieses nun unmittelbar darauf ein weiteres Vor- 
gehen des Gerichtes veranlasst, durch die Frage an den Bischof, ob er ihnen 
den Hof bestreite. ** Wie denn in diesen Fällen schon die unmittelbar folgende 
Professio auf ein Einverständniss der Parteien schliessen lässt. 

Aber gerade der letzte Fall legt die .Annahme nahe, dass zwar ein Streit- 
verhältniss nicht bestand, aber doch bestanden hatte, welches der Bischof 
durch Zurückgabe des Hofs beendet hatte. Und das ist gewiss in vielen dieser 
FäHe anzunehmen; dass man sieh zur Sicherung des Eigenthnms gerade jetzt 
und gerade gegen diese Person an das Gericht wandte, ist -am leichtesten zu 
erklären, wenn diese dasselbe aussergerichtlich angefochten hatte oder solches 
befürchtet wurde. Und dasselbe ist oft auch da anzunehmen, wo die Vorlage 
einer Urkunde den Ausgang bildet. Wo diese unmittelbar nach der Ausstellnng 
unter Aufiforderung an den Ausstellenden selbst erfolgt, handelt es sich offen- 
bar nur darum, durch Veröffentlichung und gerichtliches Urtheü sogleich mög- 
lichste Sicherung zu gewinnen. Aber nothwendig zur Rechtsgültigkeit des in 
einer vom Könige selbst oder von einem Notar vor Zeugen ansgestellten Ur» 
künde bezeugten Rechtsgeschäftes War eine, solche Vorlage vor Gericht an 
und für sich nicht. Das ergibt sich wohl daraus, dass diese oft lange nach der 
Ausstellung erfolgt; so für Urkunden von 882 und 906 erst 910 und 93o**, 
wo also schon bald ohnehin der Schutz durch Verjährung hinzukam. Und 
dann ergeht die Aufforderung keineswegs immer an den Aussteller; hie und 
da wohl an dessen Erben oder sonstige Rechtsnachfolger; oft. aber, und auch 
in Fällen, wo e.s sich um kurz vorher ausgestellte Urkunden handelt, an Per- 
sonen, welche zu jenem in keiner nähern Beziehung stehen; so 901 bezüglich 
einer Schenkungsurkunde des Königs an den Bischof von Novara. Anch da 
wird es immer wahrscheinlich sein, dass Zeit luid Person durch eine ausser- 
gerichtliche Anfechtung bedingt waren. 

14. — Man wird aber wohl noch weitor gehen dürfen; es kam zu allge- 
meiner Anwendung des Formular auch bei Streitsachen. Wie man 
in früherer Zeit die Behandlung unbestrittener Rechtsverhältnisse in die Form 
eines Rechtsstreites zu bringen sachte, so scheinen später die Notare auch für 
die Gerichtsurknnden über einen wirklich im Gerichte aUsgetrageucn Rechts- 
streit vielfach das für jene üblich gewordene Formular benutzt zu haben. Es 
erklärt sich das dann wieder, wie bei früher besprochenen ähnlichen Fällen, 
aus der Bevorzugung der für die verschiedensten Fälle brauchbaren Formulare. 


13.-1 11. Anüq. It. 5, 931. Aehnlich 1001: Fantujsi 3. 13. 19. Affö P. 2. 335. 

13. Antiq. It. 2, 5. AfT5 P. 1, 340. 14. Mod. patr. Cb. 1, 9& 
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Nun passte allerdings die eigentliche Klagformel, in welcher dem Beklagten 
der Vorwurf unrechtmässigen Vurenthalteiis gemacht wurde, nicht auf die 
Behandlung unbestrittener Sachen. Wühl aber passte die bei ihr übliche For- 
mel der Behauptung und Auffortierung auch beim Vorhandensein eines wirk- 
lichen Rechtsstreites, da die Formel es eben ungewiss liess, ob ein solcher 
bestand oder nicht. Auch das Formular, welches zunächst auf .Sicherung einer 
Urkunde berechnet war, liess sich auf Kechtsstreitigkeiten anwenden; wurde, 
wie häufig der Fall war, ein wirklicher Rechtsstreit ira Gerichte auf Grund 
einer ürkundfe entschieden, .so liess .sich die Gerichtsurkunde recht wohl in die 
gebräuchliche Form bringen, indem man die siegende Partei mit Vorlage dieser 
Urkunde das Verfahren eröffnen liess. Denn der juristische AVerth der Ge- 
richtsurkunde bescliränk-te sich Ja wesentlich auf die Beurkundung des Be- 
kenntnisses und des Urtheils; ob die Umstände, weiche die Prof^ssio veran- 
lassten, mehr oder weniger genau angegeben waren, könnte da gleichgültig 
scheinen. 

Urkunden, welche sich wesentlich auf Angabe der die Klage ersetzenden 
Aufforderung, des Bekenntnisses und des Urtheils beschränken, gestatten da 
freilich keinen Beweis. Aber wie sehr die Notare gewöhnt waren, sich der 
zunäciist für unbestrittene Rechtsverhältnisse bestimmten Formulare zu be- 
dienen, insbe,sondere Professio und Urtheil an jene Formel der .Scheinlilage 
anzuknüpfen, zeigen einige Fälle, in welchen die Urknn'den wirklich mit Dar- 
stellung eines Rechtsstreites beginnen, dann aber die gebräuchliche Aufforde- 
rungsformel einschieben, mn sich weiter jenes Fonnulars bedienen zu können, 
obwohl es sich hier erweislich um einen Rechtsstreit handelte. .So klagt 1055 
der Bischof von Luna, ein Gaudnif habe ihn unrechtmässig einer Burg dis- 
vestirt und erbietet sich zum Beweise durch Kampf; aber der Beklagte steht 
ab und ertheilt die Reinvestitiu*. Nun erst gebt die Darstellung auf das be- 
sprochene Formular über, indem der Bischof mit der Behauptung auflritt, er 
besitze jene Burg zu Eigen und jeden und insbesondere den Gaudulf zur Er- 
klärung auffordert, ob er sie ihm bestreiten wolle.' Die Anwendbarkeit des 
Formulars war dann wohl durch eine A\>rtauschung der Rollen des Klägers 
und des Beklagten bedingt. .So wird 1013 der Beklagte nach Verwerfung 
einer falschen Urkunde und nach Ablegung des ihm durch Urtheil des Gerichts 
zugestandenen .Schwur mit Uelfern auf Urtheil des Gerichts investirt; dann 
tütt der frühere Beklagte gegen den frühem Kläger mit der Behauptung und 
Aufforderung auf.^ ln beiden Fällen war allerdings der Rechtsstreit schon 
vother erledigt, und Os liesse sich annehmen, dass, man thatsächlich nun zu 
grös.serer .Sicherheit noch -ein weiteres Verfahren über das nun unbestrittene 
RechtsverlMÜtniss einleitete. Aber eben so möglich ist es, dass eben nur die 
Darstellung des Notars diese b'orm wählte, weil er gewohnt' war, an diese die 
früher noch nicht ausdrücklich erwähnte Professio und das dieselbe wieder- 
holende Urtheil des Gerichtes anzuschliessen. Dafür spricht insbesondere ein 
Fall von 1027, wo ein solcher Uebergang erfolgt, Ohne dass schon ein Abstehen 

14. — 1, Antiq. It. 3. t>45. Aeholich 1013 ; Anticb. £>t. 1, 80. 2. Antieh. Eit 1, 8b. 
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der unterliegenden Partei erwähnt ^yäre. Der Heriog von Kämthen klagt 
gegen den Patriarchen von Aglei auf Leistungen von den Höfen der Kirche; 
der Patriarch verneint den Anspruch, was auf Urtheil durch Schwur des Vogts 
mit vier Helfern erhärtet wird. Nach dem sonst üblichen Vorgehen bei strei- 
tigen Sachen würde man nun auf den Beweis hin ein Bekenntniss des Klägers 
erwarten. Statt dessen werden die Rollen vertauscht, obwohl der Gegenstand 
des Streits sich nur gewaltsam in die gebräuchliche Formel einzwängen Hess, 
der Patriarch tritt mit der Behauptung auf, da.ss er für seine Kirche H8fe und 
anderes besitze, erklärt, dass er bereit sei, jedem davon zu Hechte zu stehen, 
und fordert insbesondere den Herzog auf, zu erklären, ob er jene Leistungen 
davon in Anspruch nehme. * In diesen Fällen könnten die der Aufforderung 
vorhergehenden Angaben über den Rechtsstreit ganz fortfallen, ohne dass der 
Werth der Gerichtsurkunde als Beweismittel für das Recht des Siegere ge- 
mindert wäre. Kam man al.so hier trotz ausdrücklicher Envähnung des Rechts- 
streits auf das gebräuchfiche Formular zurück, so wird um so eher anzunehmen 
sein, dass wo der Notar sich von vornherein auf dieses beschränkt, dennoch 
ein Rechtsstreit vorliegen mochte. Wenigstens in einem Falle ist das bestimmt 
nachzuweisen ; in einer sidi übrigens gar nicht von dem hergebrachten For- 
mular für unbestrittene Rechtsgeschäfte abweichenden Urkunde über eine 
1054 zu Zürich gehaltene llofgerichtssitzung erlaubt sich der Notar in der 
Professio ausnahmsweise einen bezüglichen Zusatz; der Beklagte bekennt, kein 
Recht auf das Xirundstück zu liaben, sind tiunr per pupnam difinita fuit.* 
Dass das Formular aber sehr häu&g so angewandt \»Tirde, werden wir schon 
daraus .schlicssen müssen, dass von den angeführten Ausnahmställen und vom 
Ungehorsamsverfabren abgesehen in den .sich den herkömmlichen Fonnularen 
anschlies.senden Urkunden des eilften Jahrhunderts kagm- noch eine eigentliche 
Klage mit Behauptung eines Streitverhältuisses vorkommt, sich eine solche 
nur noch in Urkunden findet, welche auch sonst in ihre*’ Fassung von der her- 
gebrachten abweichen. Das eine am allgemeinsten anwendbare Formular für 
unbestrittene Rechtsverhältnisse hat die andern verdrängt, wird min auch für 
.Streitsachen angewandt. ’ Ja es scheint vorzugsweise nur noch für diese an- 
gewandt zu sein, da sich, wie wir sehen werden, für die gerichtliche .Sicherung 
unbestrittener Rechte noch eine andere Form gefunden hatte. 

Der weitere Vorgang ist bei unbestrittenen Rechtsgeschäften dann ganz 


11 ~ I 3« Robeis Aqail. iHK). 4. Archiv tu Cremooa. 5« Darauf dürfte auch deuten. 
da»s gerade ein solcbe.s Formular in einer Hs. des liOngobardenrechu als Gericbtsnr* 
kuode. Xotitia pro securitate. schlechtweg gegeben wird. Auffallend ist freilich, dass 
die betüglicben Protessf<irmeln n. l7. 18. 19 gleichfalls nichts weiter enthalten als eine 
Umschreibung und Auflösung des Inhaltes des gebr&uchlicbon Formulars, wtthrend doch 
aniunehmen ist, dass sie gleichfalls, worauf auch die Überschrift 'Qua/iter tit Jtnis tn» 
t^Htionis terr^ su denten scheint, auch für Streitsachen berechnet sind, bei weteben 
sonst ein Formular nur für das Ungehorsamsverfabren vorliegen würde. Ist es auch 
möglich, dass wirklich thatsächlich nach Beendigung des Beweisverfahrens immer noch 
ein Scblussverfahren in dieser Form eingeleiCet wurde, so teigt sich doch jedenfalls auch 
hier eine so grosse Abhängigkeit der Prozessformeln von den Gerichtsurkunden, dass 
sich manche Bedenken erbeben, ob jene den wirklichen Hergang genau wiedargeben. 
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derselbe, wie wir ihn för die Entscheidong von Streitsachen angaben, seit es 
bei diesen üblich war, immer eine Professio als Ausgangspunkt des Schluss- 
verfahrens hinzustellen. Das Oeständniss folgt hier nun immer unmittelbar 
auf die Klagforderung; handelt es sich um eine Urkunde, so wird zunächst der 
Aufforderung gemäss erklärt, dass der .Scheinbeklagte sie selbst fertigen liess, 
oder, wenn das nicht behauptet wurde, dass er sie als echt und glaubwürdig 
anerkenne; dann oder unmittelbar, wenn eine Urkunde nicht vorgelegt wurde, 
dass die Behauptung des Klägers, er besitze das und das zu Eigenthufn, wahr 
sei, dass er, der Beklagte, ihm dasselbe nicht bestreiten könne und wolle und 
sich im Falle späterer Bestreitung zu angegebener Geldstrafe verpflichte. Es 
folgt dann das Urtheil ganz nach der früher angegebenen Formel^, dass der 
Kläger das von ihm als Eigenthum Behauptete, haben und besitzen, der Be- 
klagte aber darüber zu Stillschweigen verpflichwt sein solle. Da das im Ur- 
theile anerkannte Recht von voniherein unbestritten und ungestört war, so 
war mit dem Urtheile selbst das Verfahren beendet. Und wenn später auch 
bei Streitfällen die früher üblichen Angaben über einen Befehl des Gerichts 
zur Wiederherstellung des Rechtszustandes und über die Ausführung desselben 
fehlen', so ist der Grund wohl darin zu suchen, dass ebendie zunächst auf die 
Behandlung unbestrittener Sachen berechneten Formulare allmählich alle an- 
dern verdrängten. 

15. — Erst in der zweiten Uälfle des zehnten Jahrhunderts und auch 
dann zunächst keineswegs regelmässig folgt noch die Sicherung durch den 
Bann, t Das Streben nach Erlangung dieses kann also auf die Entstehung 
des Brauches, unbestrittene Rechtsverhältnisse zu gerichtlicher Behandlung zu 
bringen, nicht mitgewhkt haben; der Zweck des Verfahrens kann zunächst 
nur die Erwirkung von Geständniss und Urtheil gewesen sein. Was aber das 
Geständniss an und für sich betrifft, sb erlangte der Scheinkläger durch 
den Inhalt desselben oll keine weitere Sicherheit, als ihm ohnehin schon zu 
Gebote stand. Es tritt das deutlich hervor, wo es sich um die Anerkennung 
einer Urkunde durch denselben, der sie ausstellen liess, handelt; der ganze 
Inhalt der Professio einschliesslich der Verpflichtung zu einer Geldstrafe war 
dann oft m der Urkunde .selbst .schon gegeben. Auch kann der Werth dann 
nidit darin liegen, dass die Professio jetzt öffentlich vor Zeugen geschah; 
denn so war sie auch vorher schon erfolgt; wir sehen aus den Gerichtsformeln, 
dass der Beurkundung eines Rechtsgescliäftes eine entsprechende öffentliche 
Verhandlung vorausging, w'elche. die Professio einschloss, und bei der eben 
Werth auf das künftige Zeugniss gelegt wurde, da der in den Formeln* oft 
erwähnte Schluss der Verhandlung durch die Aufforderung: Toto« vos rogo, 
sicher nichts Anderes besagen soll, als die in den Gerichtsurkunden der Ro- 
magna oft vorkommende Formel: Vos onini's rogo pro futiiro testimonio ; 
während in den eigentlichen Gerichtsurkunden Oberitaliens, wie in den diesen 
entsprechenden Prozessforineln jede Andeutung fehlt, dass auf das durch die 

8. Vgl. S 8. 7. Vgl. S 8. 

16, — 1. Vgl. S 1 1 n. 4. 2. So C'artul. l.ong. n. :i. ö. 9. 13. 
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Oeffentlichkeit der Verhandlung cniiöglichte spätere Zeugniss Grcwicht gelegt 
wird. Bei der schun erwähnten gerichtlichen Behandlung einer an demselben 
Tage ausgestellten Urkunde von 996 sind alle Personen, welche beim Gerichte 
sind, auch schon Zeugen der .Schenkungsurkunde.^ 

Näher läge die Annahme, dass die nochmalige gerichtliche Behandlmig 
zunächst erfolgte, um das erworbene Recht nicht bloss gegen den Verachten- 
den, sondern auch gegen den Einspruch jedes Dritten zu sichern, worauf 
die allgemeine Aufforderung an .Tedennann zu deuten scheint, welche der be- 
sonderen an den Scheinbeklagten vorhergeht. Aber wenigstens den Haupt- 
zweck hat man darin nicht gesehen. (Jerade in den früheren Fällen solcher 
Scheinprozesse fehlt die allgemeine Aufforderung; auch später wird beim wei- 
tern Verfahren keine bestimmtere Rücksicht darauf genommen, es wird gar 
nicht erwähnt, dass Einspruch eines Dritten nicht erfolgt ist; wie nur der Be- 
klagte die Professio ablegt, so ist das Urtheil aucli nur gegen ihn gerichtet, 
verbietet nur ihm weitere Anfechtung. Erst durch das' spätere Hinzukommen 
des Bannes war zugleich eine .Sicherung gegen Dritte geboten. 

Der für alle Fälle massgebende Werth dieses Verfahrens ist wohl Zu- 
nächst zu suchen in der Erlangung gerade eines gerichtlichen (Jestähd- 
nisses, welches durch den vorhergegangenen .Scheinstreit provozirt wurde. 
Wie sonst, .schloss dieses auch nach longobardischem Rechte einen spätem 
Läugnungseid aus; .schon iin Edikte Rothars hei.sst es; nuUi Ueeat, pontquam 
priux manif^ataverit, poalm per aaerahufntutn nepare; und die Expositio 
stellt das einem Urtheile gleich, indem sie die Uebereinstimmung mit dem rö- 
mischen .Satze: Con/eaaoa in iure pro iiulieatia haberi placet, hervorhebt;^ 
Nach longobardischem Brauche erfolgte auf Grundlage des CJeständni.sses über- 
dies noch immer ein ausdrückliches gerichtliches Urtheil. Der Zweck war die 
Erlangung eines rechtskräftigen Urtheils, welches dem Gestehenden 
spätere gerichtliche Anfechtung abschnitt und unmittelbar bei etwaiger späterer 
Besitzstörung gegen ihn ausführbar war. 

Denselben Zweck hatte man im Auge bei den später in Italien üblichen 
sogenannten guarentigiirten Urkunden, bei welchen durch Simulining 
eines Rechtsstreites und dabei erfolgende Confessio in iure eine Vertragsver- 
bindlichkeit nach Beliebea executorisch gemacht werden sollte.® Ich möchte 
kaum bezweifeln, dass da ein unmittelbarer Anschluss an das geschilderte Ver- 
fahren der frühem Zeit besteht, welches nur in die im dreizehnten Jahrhun- 
derte üblichen Formen übertragen ist. Denn wenn es sich in den uns erhaltenen 
Urkunden der altem Zeit immer um die .Sicherung von Rechten an .Sachen, 
insbesondere neuerdings vertrugsmässig erworbenen handelt, so lag es wohj 
nodi näher, die Beitreibung vertragsmässig übernommener Leistungen in ähn- 
licher Weise zu sichern; waren sulche simulirte Rechtsssreite einmal bekannt, 
so wandte man sie doch höchst wahrsbeinlich auch etwa so an, dass nach 
Abschluss des Vertrags der eine Kontrahent den andern vor Gericht auffor- 

15. — ] 8. Vgl. S 1,3 n. 9. 4. I.. Pap. Roth. 36.i. Kip. S -■ 5. Vgl. Briegleb EiwutiT- 

proc. 1, 40. 65. 
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derte, za erklären, ob er die und die Leistung schulde, dieser dieselbe einge- 
stand und dann das Gericht urtheilte, dass er zu leisten habe. Dass sich Ge- 
richtsurkunden dieser Art nicht erhalten haben, ^ wird da kaum sehr ins Ge- 
wicht fallen; beim Fehlen eines dauernden Werthes fehlte die Veranlassung, 
sie auf spätere Zeiten aufzuliewahren, wie sicli ja auch einfache Schuldurkunden 
aus dieser Zeit kaum erhalten haben und auch unsere genauere Kenntniss der 
exekutorischen Urkunden der spätem Zeit sich mehr auf die Angaben der juristi- 
schen Schriftsteller und bezügliche Bestimmungen der Gesetze, als auf erhal- 
tene Urkunden selbst stützt Eher könnte es auffallen, dass sich keine bezüg- 
liche Prozessfurmel erhalten hat; nach der einzigen, bei der es sich um Sicherung 
einer Geldschuld handelte, wird diese erwirkt durch einen eventuell wirksamen 
Verkauf von liegendem Gut; der Schuldner stellt dem Gläubiger eine Ver- 
kaufsurkunde aus, wogegen dieser sich vor Gericht vei-pflichtet, bei Zahlung 
zur bestimmten Zeit die Urkunde zurückzugeben, während dieselbe andernfalls 
in Kraft bleiben soll. ^ Also auch da handelt es sich zunächst um ein sirau- 
lirtes Rechtsgeschäft. Jedenfalls war ein Vorgehen, wie es dem spätem Ver- 
fahren bei exekutorischen Urkunden entspricht, im allgemeinen schon dem 
ältem italienischen Rechte eigen; auch wenn dasselbe in älterer Zeit gerade 
zur Sicherung von Forderungen nicht angewandt sein sollte, war die besondere 
spätere Anwendung, für welche sich überdies im Verfahren der Romagna 
auch formell noch ein näherer Anschluss finden wird, gewiss dadurch vnrbe- 
reitet und veranlasst. 

16. — Das dargestellte Verfahren setzt die Anwesenheit eines Gegners 
voraus und es legt das die Frage nahe, ob eine Verpflichtung des .Schein- 
beklagten zum Geständnisse oder überhaupt nur zum Erscheinen im 
Gerichte bestand. Bei den sehr häufigen Fällen, wo es sich um die Anerken- 
nung eines Vertrages durch die eine der kontrahirenden Parteien handelt, 
konnte der Zwang in einer sogleich beim Abschlüsse übernommenen Verpflich- 
tung liegen, wie eine solche für die spätem exekutorischen Urkunden bestimmt 
nachweisbar ist. * Aber eine .solche Annahme reicht insbesondere da nicht.aus, 
wo es sich um Anerkennung althergebrachter Rechtsverhältnisse handelt. 
Auch da konnte allerdings eine Uebereinkunft unter den Parteien vorherge- 
gangen sein. -In aussergerichtlichen Urkunden, in sfelchen die eine Partei sich 
unter hoher Geldstrafe verpflichtet, die andere wegen einer bestimmten '.Sache 
nie gerichtlich, anzusprechen , wird wohl bemerkt, dass dieselbe dafür ein 
Launegild erhalten habe.* Auf Grund eines solchen Abkommens mochte 
man dann ein gerichtliches Geständniss verlangen. .So legen 1072 ein Bischof 
und ein Abt als Scheinbeklagtc ein Geständbiss ab und erklären zugleich, dass 
sie ad hanc transhactiojiem confit'mandam als Launegild einen goldenen 
Ring und dreissig Pfund .Silber erhalten haben.* Eine solche Leistung könnte 
allerdings darauf schliessen lassen, da.ss der Kläger an und für sich nicht be- 


6. Cartal. Long. n. 9. . 

16 . — 1. Vgl. Briegleb Executirpr. 66. 2. 1009. 1119: Tiraboschi Non. 2. 137. 

Antich. Ett. 1, 172.' 3. Antiq. It. 2, 955. 
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rechtigt war, ein gerichtliches Geständniss zu fordern. Aber abgesehen davon, 
dass ich das nur in diesem Falle erwähnt finde, wird vereinzelt nach gesche- 
henem Geständnisse und Verzichte ein Launegild auch bei wirklichen Rechts- 
streitigkeiten der ünterliegenden Partei gegeben, wo der Sieger unzweifelhaft 
auf jene an und für sich Anspruch hatte. ^ Es könnt» sich in den Wenigen 
Fällen, in welchen dem Gestehenden ein Launegild gezahlt wird, recht wohl 
darum gehandelt haben, dass derselbe doch einige Ansprüche hätte erheben 
können, die Leistung des Klägers weniger durch die Ablegung eines gericht- 
lichen Geständnisses überhaupt, als durch den darin enthaltenen unbedingten 
Verzicht veranlasst War. , 

Es ist möglich, dass immer eine aüssergerichtliche Uebereinkunfl vor- 
ausging; doch würde auch die Annahme einer allgemeinen Verpflichtung nicht 
fern liegen. In gewissen öffentlichen (Jerichtssitzungen war ohnehin jeder zu 
erscheinen verpflichtet, wurde er hier beklagt, so musste er sich auf die Klage 
einlassen. Und eben bei dem allmähligen l’ebergange von der wirklichen Klage 
zur Scheinklage, welcher zumal in den früheren Fällen gewiss immer eine 
Uebereinkunfl vorherging, war kaum Veranlassung geboten, die Verpflichtung 
zur Beantwortung einer .Scheinklage in Frage zu stellen. Stand dann das ganze 
Verfahren einmal fest, so mag immerhin eine Befngniss des Gerichtes 'anzu- 
nehmen sein, den Aufgeforderten ebenso zur Aeusserung zu zwingen, als sei 
er wirklich beklagt. • 

17. — Mochte nun aber die Verpflichtung eine allgemeine, oder nur durch 
besondere Uebereinkunfl begründete sein, so wäre doch in jedem Falle auch 
einUngehorsarasverfahren über unbestrittene Rechtsverhältnisse denkbar. 
Aber in den für dieses sonst üblichen Fonnen kommt das nicht vor; die Klage 
enthält da muner den bestimmten Vorwurf, dass der Beklagte etwas malo 
ordine et mne lege besitze oder gethan habe. ' Es ist das erklärlich, da we- 
nigstens in der frühem Zeit die Einleitung eines Ungehorsamsverfahrens über 
unbestrittene Rechte keinen Zweck gehabt hätte. In Abwesenheit des Beklagten 
konnte es zu keiner Professio und zu keinem endgültigen, das Eigenthum an- 
erkennenden und für imnK?r gegen den Beklagten sichernden Urtheile des Ge- 
richtes kommen ; und nur um dieses zu erlralten wurde ja das ganze Verfahren 
eingeleitet. Der Zweck des Ungehorsamsverfahrens ging nur auf Wiederer- 
langung der entrissenen Investitur; es hatte also keinen Zweck, wo eine Ent- 
werung nicht vorlag, eine Wiedereinsetzung also auch nicht verlangt werden 
konnte.* 

U. — ] 4« KM6. 1119: Tirabosebi Non. 1, 185. Giulini 5. 548. 

17. - 1. Nur in dem oben § II n. 8 besprochenen AusnAhnufall ist nicht ausdrück- 
lich gesa^. da.ss der Contumax das liecht des Klägers bestreite; doch ist das wenig- 
stens thats&chiich nicht zu bezweifeln. 2« Vereinzelt bittet der Bischof tou Trient 
mit seinem Vogte 1082 um die Inrestitur« welche ihnen auch ertheilt wird nctit kac-^ 
tenui inveftiii fufrunt^ obwohl keine Entwerung behauptet, überhaupt kein Klftger ge- 
nannt wird. Cud Wangian. 19. IjOg wirklich keine Entwerung Tor, so war es wohl nur 
auf den der Inrestitur folgenden KOnigsbann abge.seben, und der NoUr hat sich dann 
ungeschickt an die für das gewöhnliche Ungeborsamsrerfahren bestimmte Formel ge- 
halten. Auch 1055 findet sich eiu Beispiel^ dass die Bitte nur auf den Bann gerichtet 
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Das gestaltete sich nun aber anders, als es seit dem Ende des nennten 
Jahrhnnderts fiblich’ wurde, die beim Ungehorsam ertheiltc Investitur' durch 
den Kbnigsbann za schützen. ^ Es hatte nun einen Werth, unbestrittene Rechts- 
verhältnisse auch dann zür gerichtlichen Behandlung zu bringen, ,wenn ein 
Beklagter nicht anwesend und es desshalb zur Prufessiu und endgültigem Ur- 
theile nicht kommen konnte. Denn wenn der Bann auch gegen künftige ge- 
richtliche Anfechtung nicht schützte, da er eine solche nur ghie legali' iudicio 
verbot, .so gewährte er doch einen wirksamen .Schutz gegen jede etwaige 
aussergerichtliche Disvestitur, indem er dieselbe mit einer hohen Geldstrafe 
belegte. .Seit die Anwendung des Künigsbaunes sich ausdehnte, derselbe nun 
auch bei Anwesenheit des Beklagten zur weitem .Sicherung der Professio und 
des Urtheils über unbestrittene Rechtsverhältnisse verhängt wurde ■*, lag' ein 
Verfahren nahe, welches beim Fehlen eines Beklagten ledignch die Sicherung 
durch den Bann im- Auge hatte; seit dem Ende des zehnten Jahrhunderts* 
findet sich denn auch ein- solches sehr häufig. Es Hesse sich als Ungehorsams- 
verfahren über' unbestrittene Rechtsverhältnisse fassen, dürfte aber geeigneter 
nach dem einzigen Ziele der Klagbitte als Bannverfahren zu bezeichnen sein. 

Man konnte sich dabei ganz an die Form der .Scheinklage bei mibcstrit- 
tenen Rechtsverhältnissen halten. So in einem Falle 1038, wo auf Grund- 
einer Schenkungsurkunde Eigenthum .behauptet und zuerst jedermann, dann 
ein ausdrücklich Genannter aufgefordert wird, zu erklären, ob er das bestreiten' 
wolle. Da niemand auftritt, wird unlnittelbar der Bann ertbeilt®; es würde 
sich da zunächst um ein Ungehorsamsverfahren gegen den namrätlich Aufge- 
fdrderten handeln. 

Es wäre. möglich, dass vonsolchen Fällen das Verfahrerr seinen Ausgang 
genommen hätte. Aber jener ist der einzige mir bekannte Fall dieser Art. Bei 
der allgemein üblichen Form, weldhe sich schon in den frühesten Fällen -findet 
und die. auch in. die allgemeinen Formeln ganz übereinstimmend mit den Ur- 
kunden aufgenommen ist^, wird ein .Scheinbeklagter gar nicht genannt. Es ist '' 
das' erklärlich. Bei dem ordentlichen .Scheinprozesse wurde Sicherung gegen 
eine bestimmte Person durch Bekenntniss und Urtheil erstrebt; es musste also 
natürlich ein Scheinbeklagter vorhanden sein. ' Der Bann aber steht ausser 
aller Beziehung zu einer bestimmten Person, sichert ganz allgemein gegen 
jeden ; für ein Verfahren, welche.s nur auf den Bann gerichtet war, war die 
Bezeichnung eines einzelnen Beklagten überflüssig, wenn man vielleicht auch 
anfangs daran festhielt, weil man für ein gerichtliches Verfahren an das Vor- 
handensein bestimmter Parteien gewöhnt war, oder wenn man, wie in dem 
angeführten Falle, trotzdem etwa Werth darauf legte, die Person zü bezeich- 
nen, von der man Anfechtung zunächst befürchtete. 

Auch das regelmässige Formular' schliesst sich dem für unbeätritteoe 

. . V • 

und eine Entwening nicht behauptet Ut, dann' aber eine Inreatitur folgt, ohne Enrlh- 
nung des Bannes, aber mit der diesem eigenthümlidien Strafandrohung. Würdtvein 
N. S. 12 , 11 . 8. Vgl. oben $ 11 . 4* So schon 964: Antich. Est.'l, 146 . 5» 994- 

1004 usw. ; Antich. Est. 1 . 134 . Antiq. It. 2 . 965 . 6. Antiq. It. 2 . 983 . C'artul. 

Loug. n. 25 . 

Ficker FonohuDjr^n 4 
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RechtsfäHe gebräiiclilictien eng an. Mit 'densell)en Worten, wiedort, behauptet 
der Kläger, auch hier oft auf Grund einer vorgelegten Urkunde, sein Kigen- 
thuin an bezeichneten Sachen und erklärt sich bereit, jedem darüber zu Rechte 
zu stehen. Auch weiter geht die Formel in der Anknüpfung mit: Et qitod 
plus esl, quero, vt — noch in beiden Fällen wörtlich zusammen; aber während 
dann dort die Auffordenmg an den SclieinbekJagten zur Erklärung geriehtet 
wird," geht sie hier unmittelbar an den Richter, der um den Bann ersuclit wird, 
ähnlich wie beim sonstigen Ungehorsamsverfalu’en die Klagbitte auf Investitur 
gestellt wird. Dies« Bitte wird dann unmittelbar erfüllt; mit auch sonst ge- 
bräuchlicher Wendung hei.sst es sogleich: Et cum taliter rctulisset, tune 
ipsc fnussus) — misit bainium usw., worauf die gewöhnliche Bannforroel folgt. 

Das Fonnular lässt in dieser oberflächlichen Fassung, bei welcher an 
dem sonst gebräuchlichen nur die Aufforderung geändert und Professio und 
Unheil fortgelassen sind, gar nicht bestimmter hervortreten, was den Anspruch 
auf den Bann begründet. Es ist da von dem allgemeinen Erbieten des Klägers 
auszugehen, wie es sich auch in der frühem Formel ebenso fand, dort aber bei 
dem Weitem Vorgehen des Gerichtes nicht weiter beachtet wurde.® Hier ist 
öffenbar' dieses Vorgehen dadurch bedingt, dass auf jenes Erbieten hin niemand 
das Recht bastreitet, demnach der etwa Berechtigte als Contumax zu be- 
trachten ist. Im Laufe des eilften Jahrhunderts scheint man denn auch gefühlt 
zu haben, dass die Formel da einer Ergänzung bedürfe; vor Verhängimg des 
Bannes wird mehrfach ausdrücklich bemerkt, der Bann sei ertheilt, cum nemo 
se ibi apprescntasset, wohl mit dem Zusatze: ,qui exinde — aJfcivM ipsum 
— affcre aut causarc vohüsset.^ Noch näher stellt sich der Anschluss an 
das sonst übliche Ungehorsamsverfahren dar, wenn vereinzelt 1038 auch er- 
wähnt wird, daSs das Gericht vorher öffentlich ausrufen lässt, si-uüus homo 
fuisset, qui exiiide eis intentionem viitterc voluisset, ut ad placitum se 
presentaretd'' Und ist hier, wie auch wohl später in Urkunden mehr abwei- 
chender Fassung, h(?rvorgehobeu, dass der Bann vom Vorsitzenden nach Urtheil 
des Gerichtes ertheilt wird, so i.st dä.s wohl auch sonst anzunehmen, wemi die 
gewöhnliclie oberilächU'che Fassung der Urkunden das auch hier so wenig, wie 
^ito sons'tigen Ungehorsamsverfahren * *, bemerkt.« Das ganze Verfahren 
scheint hier ‘so sehr als blosse Form betrachtet zu sein, dass zuweilen auch 
das allgemeine Erbieten nicht erwähnt, einfach für bestimmte Sachen um den 
Bann gebeten wird. ** • . • . 

18. ^ Da auch in diesen Fällen Neubegründung eiuesRechtes oder 
gefürchtete Anfechtung desselben durch eine bestimmte Person wohl durchweg 
die Veranlassung bot, gerade ein bestimmtes Recht sichern zu lassen, so hätte 
sich das Verfahren auch immer bestimmt gegen, jene richten lassen und nur 
■die Kontumaz derselben inag anfangs veranlasst haben, sich jenes Banpver- 
fahrens als .Vushülfe zu bedienen. .Später scheint dasselbe dann aber überliaupt 
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die allgemein übliche Form für die Behandlung unbestrittener Rechtsver- 
hältnisse geworden zu sein, welche man auch dann vorzog, wenn die Person 
Zugegen war, gegen welche die Scheinklage zu richten gewesen wäre. So bei 
mehreren Fällen* aus dem Ende des eilften Jahrhunderts, wo erwähnt wird, 
dass das durch den Bann zu sichernde Recht vorher im Gerichte selbst erst 
übertragen ist*; so 1061, wo ein Streithandel durch Urtheil und Reinvestitur 
beendet wird, dann aber die siegende Partei nicht, wie wir das früher fanden, 
an die unterliegende die übliche Aufforderung richtet*, sondern nur an Jeder- 
mann, demnach auch nur der Bann ertheilt wird. * Dass man auch n.ach Pro- 
fessio und Urtheil noch besonderes Gewicht auf den Bann legte, sich denselben 
wohl noch nachträglich in besonderer Urkmide ertlieilen Hess*, erklärt sich 
allerdings schon daraus, dass ei* ganz allgemein schützte. Wenn man aber fiir 
unbestrittene Rechte auf Bekcnntniss und Urtheil jetzt keinen Werth mehr 
gelegt zu haben scheint, so muss der Bann auch gegen die einzelne Person 
einen entsprechenden Schutz gewährt haben. Er enthielt allerding.s dieser 
gegenüber kein endgültiges Urtheil über die Frage des Eigen thums; aber er 
erkannte die Investitur als eine unbestrittene an und schützte sie gegen jede 
Verletzung durch eine sehr hohe Geldstrafe, welche iiü h'a.lle der Entwerung 
wohl unmittelbar ausführbar war; in einer .Spoletinischen Urkunde wird 102^ 
nach Verhängung des Bannes noch ein ausdrücklicher Befehl des Herzogs an 
den Ortsgrafen erwähnt: id quiaanque de rebus ipsiiis monasterii tollere 
voluerit atd contra nostrinn banniim fecerit, facias tu B. comee ipsum 
banniim solvere, quonwdo gratiam dei et d. imperatoria et meam habere 
cupie.’^ 

.Scheint aber itn eilften Jahrhunderte zur .Sicherung unbestrittener Rechte 
das gegen jeden gerichtete Bannverfahren das üblichere geworden zu sein, so 
gewinnt die Annahme an Wahrscheinlichkeit, dass da, wo in dieser Zeit der 
Anspruch gegen eine bestimmte Person gesichert wird, auch in der Regel ein 
wirklicher Rechtsstreit Vorgelegen haben wird.^ Die regelmässige Anwendung 
des Bannes war gewiss die zum .Schütze einer Gewere, wenn auch nichts im 
Wege stand, die Beobachtung jedes richterlichen Befehls durch den Bann zu 
sichern und wir eine solche Anwendung auch wirklich bei persönlichen Forde- 
rungen im Ungehorsamsverfahren fanden.*’ Bei solchen musste aber doch 
offenbar die gegen jeden gerichtete Sicherung als eine unangemessene Form 
erscheinen, da d.as Recht zunächst nur vom .Schuldner selbst angefochten und 
verletzt werden konnte; war dieser im Gerichte zu haben, so wird man sich 
auch später durch eine Scheinklage gegen die Person gesichert haben, so dass 
das zu vermuthende Aufhören dieser Form bei dinglichen Rechten nicht gerade 
gegen den fniher angenommenen Zusammenhang desselben mit den exekuto- 
rischen Urkunden der spätem Zeit sprechen würde.® 

19. — Ln eilften Jahrhunderte gewann dann die Anwendung des Bann- 
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Verfahrens noch nach anderer Seite grössere Ausdehnung; es^ent zur Er- 
wirkung einer besonderen Sicherung für das gesaromte Gut, insbesondere 
von Kirchen. Der Bann wird früher nur verhängt zura Schutze des Besitzes 
an ganz bestimmt bezeichneten einzelnen Sachen, bei welchen gewöhnlich auch 
die Begründung der Gewere, etwa durch Schenkung oder Kauf, bestimmter 
angegeben wird. Es musste aber natürlich vielfach im Wunsche liegen, den 
Bann nicht blos für einen einzelnen, etwa besonders bedrohten Besitz, sondern 
für den Gesammtbesitz zu erhalten. Dazu scheint man sich wohl einer ganz 
allgemeinen Klage bedient zu haben. .So kommen 1059 die Domherren von 
Arezzo vor Gericht proclatnationetn facientcs Je (diquantis hominibus de 
bonis sw canonice, que mali et pervergi hornines toüebant et contendebant; 
so 1088 Priester von Bergamo conelamantes — de rebus illorum vel earuni 
ecclesiarum, que eotidie a predonibus prai'isque hominibus iniuste • depo- 
pulantur; der Bann kann da nichts Bestimmteres hervorheben, sondern wird 
verhängt super omnes res illorum. * Oder wenn man Veranlassung hatte, um 
den Bann für bestinmiten Besitz zu bitten, fügte man etwa die allgemeine 
Bitte hinzu: et ithlcumque iam dictum monasteriuui aliquidiusteetlegaJiter 
possidere dignoscitur.'^ Und weiter wurde das dann auch auf zukünftigen Besitz 
ausgedehnt; so erfolgt 1091, wo die Vorlegung einer Schenkungsurkunde den 
Anhalt bietet, der Bann super predictarn offersionis eartulam et super omues 
res mobiles et immobiles seit familiam et benefitia suprascripti monasterii, 
quas tune habebat et detinebat, aut in antea- iuste adquirere potuefit.^ 
Schliesslich fallt dann alles fort, was noch an die Formen eines Rechtsstreites 
gegen einen bestimmten Gegner und über eine bestimmte Sache erinnert; 1117 
beschränken sich die Angaben einer, sich übrigens den alten Formularen noch 
genau anschliessenden Gerichtsurkunde einfach auf die Bitte um den Bann 
über alle jetzige und zukünftige Besitzungen einer Kirche und die Gewährung 
derselben.'* 

Ul. \TRI'iyiREN’ IN DER ROMAGNA. 

20. — Wir haben bisher zunächst die lombardisch-tuszischen Gerichts- 
urkunden ins Auge gefasst, dabei hie und da zugleich den nächstverwandten 
'’spoletinischen Rechtskreis berücksichtigend. Es wird angemessen sein, mit dem 
Gesagten kurz das Verfahren nach den Gerichtsurkunden, der Roraagna 
zu vergleichen, da spätere Untersuchungen uns gijrade dieses besonders be- 
achtenswerth erscheinen lassen. Die Vergleichung ergibt auch hier ein' ähn- 
liches Resultat, wie wir es oben bezüglich der Aeusserlichkeiten der Fassung 
fanden. Das Verfahren der Romagna schliesst sich in manchem dem des lon- 
gobardischen ObWtalien aufs engste an; so beispielsweise in der gerichtlichen 
Anwendung des Königsbannes. Aber es zeigen sich auch ■wieder die bestimm- 

\ 
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testen ALweichungen; und dann ergibt sich auch hier, wie oben, oft ein zweifel- 
loser Anschluss an altrömische Einrichtungen. 

• • ■ Besonderes Gewicht wird in der Komagna auf die Litiscontestation 
gelegt. Der Ausdruck. Z/ia nird statt des lombardischen AUercatio hier über- 
haupt gebraucht; von der Streitbefestigung, heisst es 1029 insbesondere: 
Tractattim egt in hac Ute constituenda. * Ist durch Klage und Läugnnng 
derselben das Vorhandensein eines Streites festgestellt, so werden auf Befehl 
des Richters Von beiden Parteien für eine bestimmte Summe Bürgen gestellt. 
Es werden dann Klage und Läugpung wörtlich wiederholt; in den Urkunden 
wird das entweder tiur im allgemeinen angegeben, oder es werden wohl auch 
in ihnen nochmals beide wörtlich wiederholt. ^ . . 

Entsprechendes findet sich auch im longobardischen Verfahren; der Streit 
wird aussergerichtlich .fesfgestellt und dann das Placitüm, die gerichtliche 
Austragung, verbürgt ; oder er wird gerichtlich festgestellt und dann sehr, ge- 
wöhnlich ein späteres Placitüm verbürgt, um die Beweismittel inzwischen her- 
beizuschaffen. 'Aber dabei scheint immer der Zweck nur der zu sein, das 
spätere Erscheinen der Parteien im Gerichte zu sichern; wird der Streit durch 
Klage und Läugnung im Gerichte fcstgestellt und dann sogleich zum Beweis- 
verfahren übergegangen, so fehlt durchaus eine Angabe über Bestellung von 
Bürgschaft oder Wiederholung von- Klage imd Läugnung, während in der Ro- 
magna das Verfahren gerade in ein und derselben Gerichtssitzung dadurch in 
zwei scharfgetrennte Abschnitte zerfallt, welche sich nach den römischen Aus- 
drücken als Verfahren in Iure und in ludicio bezeichnen lassen. Weiter aber 
ist es nach den lombardischen Urkunden für das weitere Verfahren ganz gleich- 
gültig, ob ein Rechtsstreit festgestellt wrird oder sogleich durch Zugeständniss 
des Beklagten jedes Streitverhältniss beseitigt erscheint; die sogleich oder 
nach Ausfall des Beweisverfahrens gegebene Professio bildet immer den Aus- 
gang für das Urtheil des Gerichts. 

'Dagegeri ist in der Romagna das Verfahren verschieden, je nachdem es 
zur Liti.scdntestation kommt oder nicht. Ist ersteres der Fall, so -wird auf die 
Confessio, wie es hier im Anschlüsse an dep römischen Sprachgebrauch heisst, 
kein Werth mehr gelegt, dieselbe, wenn sie sich auch sachlich aus dem Her- 
gänge ergibt,’ nicht ausdrücklich erwähnt; insbesondere bildet dann nicht das 
(^ständniss den Ausgangspunkt für das Urtheil des Gerichtes, sondern .das 
Beweisverfahren. Aehnliches fanden wir auch in longobardischen Urkunden 
noch im neunten Jahrhunderte’, wo überhaupt die Unterschiede sich mehrfach' 
noch nicht so schaW heraussteilen. 

21 . — Kommt es aber-zu keiner Litiscontestation, weil auf die Klage 
sogleich eine Confessiö (in iure) folgt, so kommt es auch zu keinem ür- 
theiie. Aehnlich- folgt allerdings auch in longobardischen Urkunden in früherer 
Zeit auf die Professio oft überhaupt kein Urtheil mehr. * Aber einmal scheint 

20. — I. Rubeu» H»t. 2Ö9. S. Vgl. 974-1025; Morbio 1. 116. MittareÜi Ann. 
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es dafür gar nicht ins Gewicht zu fallen, ob der Streit vorher festgestellt ist, 
oder niclit. Dann geschieht es in solchen Fällen, wo überhaupt irgendwelcher 
weiterer Ausspruch des Gerichtes, welcher sonst durchweg in Form eines Ur- 
theils gegeben wird, nicht mehr erfolgt ln der Komagna handelt es sich da- 
gegen um ein sichtlich durch genaue Beachtung des Satzes: Confeasus in iure 
pro iudicata habetur, bestimmtes Verfahren. Bei einer Confessio vor der 
Litiscontestation gilt der Zugestehende als durch sein eigenes Geständniss ver- 
urtheilt, es folgt daher kein L’rtheil mehr. Aber das schliesst nicht nothwendig 
eine weitere ThäCigkeit des Richters aus. Die dem Uriheile gleichstehende 
Confessio berechtigt diesen zu Befehlen ^ur Wiederherstellung oder Sicherung 
des anerkannten Rechtes. So wendet sich 1029 der Richter nach der Con- 
fessio an' den Beklagten- mit den Worten: Video qiiia tu estia confeaaua, 
statt. des bei Ürtlieilen gebräuchlichen: ludico ego, und befiehlt ilim, die an- 
gesprochene Sache zurückzugeben und im Falle nochmaliger Anfechtung zehn 
Pfund Denare zu zahlen.^ Auch dieses Auferlegen einer Geldstrafe durch den 
Richter ist insofern eine Eigenthümlichkeit der Romagna, als sich in longo- 
bardischen Urkunden Entsprechendes nur in der Form des nicht ausschliesslich 
gegen den Beklagten, sondern gegen Jedermann gerichteten Künigsbannes findet 
Da die Confessio in iure die Wirkung eines richterlichen Urtheils hat, so 
bot sie in der Romagna die natürliche Form, um auch für unbestrittene 
Rec.htsverhältnisse die durch ein solches Unheil gebotene Sicherung zu 
erlangen. Im Gerichte des Pabstes und Kaisers zu. Ravenna 1001 legt der 
, Vogt der Kirche von Ravenna eine Urkunde Uber die Klöster Pomposia und 
S. Vitale vor und fragt den Abt von .S. Salvator zu -Pavia; ob er dieselbe an- 
fechten wolle oder nicht. Dieser erklärt die Urkunde für gut, verzichtet durch 
Uebergabe eines .Stabes anf jene Klöster zu Gunsten der Kirche von Ravenna 
und verpflichtet sich für den Fall späterer Anfechtung zu einer .Strafe von 
zehn Pfund Gold. Weiter erklären auf, dieselbe- Frage die Bischöfe von Co- 
macchio und von Adria die Urkunde für gut und verpflichten sich zu derselben 
Strafe. Auch hier ist von einem Urtheil nicht die Rede. Aber es folgt auch 
kein entsprechender Befehl des Richters, der hier keinen Zweck mehr hatte, 
da Refutation und Ver|)flichtung zu einer Geldstrafe schon unmittelbar bei der 
Confessio von. der Partei selbst vollzogen waren. Es- gilt nur den Hergang 
festcustellen; geschieht das einerseits durch die von den Richtern unterfertigte 
Gerichtenrkunde, so wird andererseits auf das Zeugniss der Anwesenden Werth 
gelegt^ jndeui- nach dem Geständniss der .Scheinkläger sich an diese wendet 
mit den^Worten: Deprecor vos otnncs, qui hoc auditis et videtia^ pro fu- 
turotteatiinonioi^ In einem andern Falle wird die Einleitung durch .Schejn- 
klage oder Aufforderung gar nicht erwähnt; zu Imola 998 wird von den Be- 
kennenden unmittelbar diirch Uebergabe des .Stabs auf Gnmdstücke zu Gunsten 
eines Klo.sters verzichtet unter Verpflichtung zu einer .Strafe von dreissig Pfund 
Silber; dann erst treten -die Vertreter des Klo.sters auf mit der Erklärung: Et 
noa eam aic reeipimua et deprccamua vos omnea, qui hoc videtia, ad ]>ro- 
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ftUuritm testimonium. ürtheil und Befehl des Richters finden sich auch hie» 
nicht; dagegen erfolgt noch schliesslich die Sicherung des Rechtes gegen Jeder- 
iQann durch den Königsbann. ^ ' r 

Erfolgt ' die gerichtliche Anwendung des Künigsbannes in der Romagna 
im allgemeinen eben .so häufig, als im longobardischen Italien, so wäre damit 
auch hier das Bannverfahren ermöglicht gewe.sen, welches wir oben schil- 
derten eine gerichtliche Behandlung eines unbestrittenen Rechtes nur zum 
Zwecke allgemeiner Sicherung.- Aberdch habe kein Beispiel dafür gefunden. 
Bei der verliältnissmässig geringeren Zahl von Gerichtsurkunden kann das 
immerhin Zufall sein. Aber es ist auch möglich, dass man in der Romagna 
immer daran fest hielt, dass zu einer gerichtlichen Verhandlung eine nament- 
lich bezeichnete Gegenpartei nöthig sei; und darauf dürfte auch deuten, dass 
später, als seit dem Ende des eilrten Jahrhunderts das Verfahren deir Ro- 
magna Einfluss auch auf das übrige Italien gewann, sich eine dem Bannver- 
fabren entsprechende Form' nicht mehr findet. 

' Dagegen wird um so mehr hervorzuheben sein, dass das Verfahren, 
welches den spätem guarentigiirten^Urkunden zu Grunde liegt und wel^ 
ches wir schon früher überhaupt an den Brauch gerichtlicher Behandlung un- 
bestrittener Rechtsverhältnisse anznknüpfen suchten®, sich in der besondem 
Fomi genau an jenes Verfahren der Romagna anknüpft. Die Kontrahenten 
gehen vor den Richter, der Schuldner gesteht die Forderung des Klägers zu; 
da so eine Confessio -in iure vorliegt, erfolgt kein Urtheil, sondern ein Befehl 
des Richters zu zahlen, wodurch die Verbindlichkeit exekutorisch wird. \ Und 
lässt sich dieser Brauch erst seit dem Beginne des dreizehnten .Jahrhunderts 
und zunächst in. Tuszien nachweisen, so ist es doch keineswegs nöthig, bei 
dieser Form an eine Neuerung zu denken, welche sich erst nach dem Wieder- 
aufleben des Studium des römischen Rechts auf Grund der Lehren dieses" über 
die Confiessio in iure gebildet hätte; denn in der Romagna war nach dem Ge- 
sagten" eine diesen Lehren genau entsprechende Form schon viel früher in 
thatsächlicher üebung; nichts liegt näher, als die Annahme, dass diese be- 
sondere Form von dort . aus in andern Theilen Italiens Eingang gefunden hat, 
zumal da wir später auf weitere Beweise für eine solche Rückwirkung derEin- 
richtungen der Romagna stossen werden. 

- '22. — Kommt es statt der Confessio zur Litiscontestation, so folgt das 
Beweisverfahren, welches vom longobardischen vielfach" abweicht. Als 
Beweismittel werden bei beiden übereinstimmend ausser den) Gerichtszeugniss 
erwähnt Urkunden, Zeugen, Eid der Parteien und Kampf; eine Abweichung 
zeigt sich da insbesondere nur darin, dass die longobardische Partei init Eides- 
helfem schwört, welche in der Romagna onbekannt zu sein scheinen; und der 
Kampf dürfte in der Romagna erst dncch das Ottonisebe Gesetz von 967, etn- 
geführt sein, -welclxes ausdrücklich auch für die nach römischem Rechte Le- 
benden bestimmt war. Ilü longobardischen Verfahren gebührt der in efster 
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Reihe nicht durch den Eid, siindem durch Zeugen oder Urkunden zu erbringende 
Beweis zunächst dem Beklagten zur Vertheidigung*; kann dieser Beweismittel 
nicht Vorbringen oder sind dieselben ungenügend, so mag der Kläger seinen 
Anspruch erweisen. Ist aber ein Beweis durch Urkunden oder Zepgen von 
keiner Seite zu erbringen, so wird regelmässig dem Angegriffenen der Beweis 
durch seinen Eid mit Helfern zugestanden. ^ 

Dagegen wird in der Romagna entsprechend dem römischen Verfahren 
zunächst der Kläger aufgefurdert zu beweisen*; kann er das nicht durch Ur- 
kunden oder Zeugen, so wird er aufgefordert, die Wahrheit seiner Klage zu 
besehwören, ohne dass etwa der Beklagte vorher um Beweismittel gefragt 
wäre. Es dürfte das zu erklären sein aus einer engen Verbindung des Ka- 
lumnieneides mit dem sonstigen Beweisverfahren. 

Dem longobardischen Rechte ist ein Kalumnieneid durchaus fremd, der 
von beiden Parteien nach der Streitbefestigung zur Erhärtung .des guten 
Glaubens bei Erhebung und Zurückweisung der Klage abzulegen war. Dagegen 
kennt es einen Voreid des Klägers, womit derselbe nicht für die Wahrheit 
der erhobenen Be.schuldigung selbst einsteht, sondern nur dafür, dass er die- 
selbe seines Wissens,' ae acienU, nicht grundlos erhoben habe; was also 
durchaus der Bedeutung des Kalumnieneides entspricht. Dieser Voreid scheint 
von Liutprand eingefiihrt zu sein und zwar zunäclist lediglich für den Fall, 
wo es sich um eine An.sprache auf Kampf handelt.'' In eingm CSiesetze Wido’s 
wird er auch gefordert, w;enn bei Behauptung der Unechtheit einer^Jrkunde 
die Echtheit derselben vom Notar und der Partei mit vollem Eide beschworen 
werden soll.® Dann aber heisst es in einem Kapitel, welches fälschlich' Karl 
dem Gro.ssen zugeschrieben sein dürfte, aber doch dem ältesten Texte des 
Papienser Rechtsbuches schon angehürt, ganz allgemein, dass der Beklagte 
sich durch seinen Eid reinigen soll: Afcuaator vero priaa inret, quod non 
(um ae acie>ido iniuale inferpeüqrlt. Die Glosse sagt' dazu, dass das durch 
Gewohnheit dem römischen -Rechte entnommen sei; auch die Expositio fasst 
den Voreid bei jeder Klage danach als geltendes Reckt und verweist auf die 
Uebereinstimmung mit dem römischen Rechte.* Im spätem Lombardakom- 
mentare des Albert wird dieser Voreid dann zwar ausdrücklich als Kalnmüieneid 
bezeichnet, aber zugleich auf den Unterschied von dem von beiden Parteien 
zu leistenden sehr bestimmt hinge'wiesen; der Ilaupteid ist vom Beklagten 
abzulegen: ab aciore prhia hireiiirando valxmnie preatito et non areo; 

22 , — 1, Vgl. Näheres bei Brunner Inquisitionsbeweis 14. 29. .wo insbesondere 
euch die Ansicht widerlegt ist. dass lunSchst der KiSger za erweisen habe; bezügliche 
Stellen, so L. Pap. Extrav. .30 (Cap. Hloth.' 835) und ein Zusatz zu Roth. 9 scheinen 
;piten Ursprunges Und entsprechen den Urkunden nicht: es dürfte darauf schon der 
rjiniiscbe Brauch, wie er sich in der Kompgna erhalten hatte, eingewfrkt haben. 
2. 84a 994. 1013. 1027: Mem. di Ijicca 5b, 337. Antich. Est. 1, 128. 85. 86. Rnbeis 
Aqdil. 500. 8. Nur bei einem Placituin zu Ferrara 970, welches sich überhaupt den 
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non enim coffitur reu« soycramenittm ealutnnie pretitare lege Longobarda, 
quia quod maim est facH; precise enim iurat sic non esseJ In Prozcss- 
formeln ■ -wird dieser X'breid des Klägers wohl erwähnt®; in den Gerichtsur- 
konden habe ich nie eine Andeutung gefunden, was freilich bei dem engen 
Anschlüsse derselben an die Formulare einer frühem Zeit, als der Voreid noch 
beschränkt war auf den Kampf und damit insbesondere auf Straffälle, welche 
selten beurkundet wurden, kaum befremden kann. Grösseres Gewicht aber 
.scheint man überhaupt wohl auf diesen Voreid nicht gelegt zu haben. 

' £s kann demnach auffallen, dass in die longobardische Gesetzsammlung - 
.eine KonstituHon K. Heinrichs III aufgenoftimen ist, in welcher aufs bestimm- 
teste, und zwar im engsten Anschlüsse an das römische Recht von dem, nicht 
blqs vom Kläger, sondern von allen Parteien zu leistenden Kalumnieneide 
die Rede ist. Es heisst, es sei Streit unter den Rechtskundigen darüber ent- 
standen, ob Geistliche den Kalumnieneid zu schwören hätten ; denn nach den 
Geset^n solle einerseits kein Geistlicher schwören, während anderweitig be- 
stimmt sei, iit omnes principales personae in prhno litis e.rordio subeant 
imitirandum cahimnide; der Kaiser entscheidet dann, dass Geistliche über- 
haupt vor Gericht nicht schwören sollen, sondern statt ihrer- ilirVo^.® Dabei 
, -wird nun folgendes zu beachten sein. Nach der durch das Itinerar unterstützten 
Datirung einiger Texte wurde das Gesetz in der Romagna zu Riinini erlas.sen. 
Nach einer kurz vorher ausgestellten Gerichtsurkunde,“ waren damals nicht 
blos Rechtsgelehrte der Romagna beim Kaiser, sondern auch Bonusfilius, einer 
der bekanntesten. Rechtskundigen von Pavia. Es liegt nahe, an einen Streit 
zwischen Romagnolen und Longobarden zu denken; und das erhält dadurch 
grössere Wahrscheinlichkeit, dass sowohl nach einem Gesetze Astulfs**, als 
nach den frühem longobardischen Gerichtsiirkunden Geistliche schwuren'®, 
während in denen der Romagna immer nur von einem Schwure ihres Vogtes 
die Rede ist" Die Aufnahme dieser Konstitution in das longobardische Ge- 
setzbuch erklärt sich genügend,' airch wenn der eigentliche Kalumnieneid dem 


7« AnschütE L. C. 179. N^ach diesem Conim«ntare 181 und nach den Statuten ron Mai- 
land Tor 1183 (Ginlini 7* 318) scheint allerdin^ beim Kampf auch Tom BekUgten ein 
Voreid ab|telegt zn sein, was nnterstütet scheint durch da.n Kapitel Karol. M. 65 unbe- 
stimmter Kntstehnngszeit (vgl. Borctius ('ap. 178), das sich aber doch nicht darauf zu 
beziehen scheint, dass vor dem Kampfe von beiden zu bchw<)ren i^t,*sondem dass, wenn 
Toranszuseben ist, dass Kläger .oder Beklagter einen Meineid schweren würden, man sie 
lieber kämpfen laasen solle; was der AufTassung* insbesondere der Ottonischen Gesetz- 
geboog ganz entsprechen würde. Aber anch nach Albert würde jener Eid des Beklagten 
kein* Kalumnieneid sein; nur der Kläger schwört non astu, der Beklagte tie non 
tut. — Auch in Deutschland wird der nur vom Kläger zu leistende Voreid schon 1187 
als Kalumnieneid bezeichnet. Mon. Germ. 4, 184. 8* So in den Formeln zu L. Pap. 

Lod. P. 23. Wido 6 . 9 . L. Pap. Heinr. U. 1 . 10 . Vgl. Mon. Germ. 4, 41. 11 . ügjielli 

1, 450. 12 . Ed. Ast. 10. 18 . VgL oben n. 2; ans der Zeit nach 1047 ist mir zu- 

nächst kein Beispiel mehr aufgefallen. Doch scheint noch viel später die Anerkennung 
der Befreiung der Geistlichen vom Kalumnieneide in den weltlichen Gerichten der Lom- 
bardei nicht allgemein anerkannt: vgl. 1172: Vignati 238. 269; worauf auch deutet, dass 
dieselbe später häufig einzelnen Klöstern durch besondere Privilegien zugesichert wird. 
J4. 1013 . 1015 : Mittarelli Ann. l, 211. .Ttraboscbi Mod. 2, a 
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longobatdischcn \’erfahren fremd vrar; denn es handelt sich nicht blos um ein 
Verbot dieses, sondern des Eides überhaupt für Geistliche, wie denn auch die 
spätem longobardischen Juristen das Gesetz Astulfs erst als durch diese Kon- 
stitution beseitigt betrachten.*^ Ist dieselbe dagegen wohl zweifellos zunächst 
durch die Verhältnisse der Romagna bestimnit gewesen, so dürfen wir schon 
daraus schliesseil, dass sich hier der Kaluuinicneid in römischer Form erhal- 
ten hatte. 

In der Romagna lässt sich denn auch sonst der Kahimnieneid bestimmt 
nachweisen. Einmal, so weit ich sehe, ausdrücklich mit dieser Bezeichnung; 
zu Ravenna 1029 wird der Vertreter des Klägers aufgefordert, nt pro domino 
suo cahimnia^ sacramfntum, praestaretj^ ln andern Fällen zeigt sich we- 
nigstens der Charakter des Kalumnieneides .darin, dass von einem Eide beider 
Parteien die Rede ist. So wird 1013 im Gerichte ^Ravenna nach Ablehnung 
des Eides durch den Kläger noch der Beklagte befragt, ob er den Eid leisten 
wolle. Bestimmter tritt jener Cliarakter noch hen’or 1015 im Gerichte zu 
Ferrara. Der Kläger behauptet, zu Eigen investirt gewesen und vom Beklagten 
inalo ordine disvestirt zu sein; der Beklagte läugnet die Investitur und un- 
rechtmässige Disvestitur. Es liegt einer der Falle vor, bei welchen nach dem 
Gesetze K. Otto’s nicht' durch Eid, sondern durch Kampf bewiesen werden 
sollte. '* Auf Kampf wird denn auch hier erkannt, aber nicht unmittelbar. 
Nachdem der Streit befestigt und Klage und Läugnung wiederholt sind, urtheilt 
das Gericht, dass zunächst sowohl die liti» appeüatio, als die negatio zu be- 
schwören sei, et sic postea. Cliristiu per ditelli piignam veritatem declara- 
ret. ' * Dieser von beiden Parteien zu leistende Eid kann bei keiner als zn- 
erkanntes Beweismittel betrachtet werden, wie er als solches hier überdies 
gesetzlich ausge.schlossen war. 

Tritt der Charakter des Kalumnieneides hier besonders scharf dadurch 
hervor, dass er von beiden Parteien, und sogleich behn Beginn des Streites 
verlangt wird, so ist das nicht immer der Fall; gewöhnlich ist der Charakter ‘ 
mehr verwischt. Beim Beweisverfahren wird immer das Iiirare und Probar« 
auseinandergehalten; und beim lurare handelt es sich allerdings durchweg nm 
einen Eid, der zweifellos ursprünglich Kalumnieneid ist, aber mit dem Beweis- 
verfahren vermengt zugleich den einer Partei beim Mangel anderer Beweis- 
mittel zuerkaniiten Eid zu ersetzen scheint. Einmal ist nur in den angeführten 
beiden Fällen von einem Eide beider Parteien die Rede; in den andern wird 
zunächst nur der Kläger zum .Schwure atifgefordert. Und weiter erfolgt die 
Aufforderung an den Kläger, abgesehen von jenem Falle von 1015, nur einmal 
unmittelbar nach derLitiscontestation.*® Da der Kläger hier abichnt, so sollte 
man erwarten, dass damit, wenn nicht etwa noch der Beklagte aufgefordert 
werden sollte, das Verfahren beendet sei; dagegen wird der Kläger noch weiter 
überflüssigerweise gefragt, ob er beweisen könne. Nach den andern Urkunden 


32. — 1 r.. Pap. Ast. 10. Gl. und Eip. Ifl, Rubeua Rar. 269. 17. Mittarelli 

Ann. 1, 211. 18. Mon, Germ. 4. 33. 19. Timboachi Mod. 2. 3; auch Script. It. 1 b. 12. 

Rena e Camici 1 b. 32. ^ Rnbeui Raa. 269. 
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dürfte hier eine Umdrehung des gebräuchlichen Vorgehens vorliegen. In den 
andern Fällen wird nämlich zunächst der Kläger gefragt, ob er durch Urkunden 
oder Zeugen beweisen könne; erst wenn er das verneint, wird er weiter anf- 
gefordert seine Klage zu beschwören, wenn er das wage; lehnt er das ab, so 
wird nach dem angeführten Falle von lül3 noch der Beklagte gefragt, ob er 
zu schwüren bereit sei. .In andern Fällen scheint das füs überflüssig nicht ge- 
schehen oder doch in den Urkunden nicht hervorgehoben zu sein. Das Urtheil 
stützt sich dann ausdrOckli'ch auf Nichtleistung des Beweises und des Schwurs : 
Poatquam ipse A: hoc qiiod dirit prohapc non potcM nequc per carta» 
neque per teetes — et inrare non maiet, iudieo ego, qUod iüe A. perdat 
inde per ■omnia siuim actionem et eit hide tacitna et contentne — et ipte 
B. sit inde seciirKO et quietue."^^ 

Der Eid gewinnt hier allerdings den .tVnschein eines dem Kläger in Er- 
mangelung anderer gestatteten Beweismittels. Aber doch wohl nur dadurch, 
dass in allen diesen Fällen gerade der Kläger absteht. Hätte er geschworen, 
so würde die Frage zweifellos noch nicht als entschieden betrachtet sein; es 
würde wohl der Beklagte gleichfalls zum .Schwure aufgefordert und im Falle 
der Annahme zu einem weitern Beweisverfahren geschritten sein. Es liegt kein 
Fall vor, bei weichem der Eid von beiden Parteien oder auch nur von einer 
.wirklich geleistet wäre. Doch scheint die schon besprochene Urkunde i'on 
1015, die einzige, in welcher der Kläger bei einem Verfahren inludicio durch- 
dringt, erkennen zu lassen, wie sich in solchem Falle das Verfahren gestalten 
würde. Von der sonst gewöhnlichen vorherigen Frage nach Beweisen ist hier 
nicht die Rede, da nach der Litiscontestation sogleich das Urtheil auf Kampf 
nach vorhergegangenem Eide beider Parteien erfolgt Dennoch müssen Be- 
weismittel hier schon vbrgelegt sein. Denn es wird nun erzählt, dass der Be- 
klagte nicht schwören mochte, weil er fürchtete, sein Kämpfer möge meineidig 
im Kampfe' fallen, und er mü.sse dann dem Kläger den doppelten Werth der 
Streitsache und dem versitzenden Markgrafen die in der Urkunde bestimmte 
.Strafe zahlen. Von dieser Urkunde ist vorher nicht die Rede. Aber der voll- 
.ständige llergang wird sich kaum verkennen lassen. Nach der wiederholten 
Klage und Längnung wird der Kläger nacli dem Beweise gefragt sein, dieser 
die Urkunde vorgelegt, der. Beklagte sie für falsch erklärt haben ; dann war 
nach dem Gesetze K. ütto’s von '967 durch den Kampf, nicht durch Eid des 
die. Urkunde Vorlegenden zu entscheiden; - aber vor dem Beginne des endgül- 
tigen Beweisverfahrens ist nun nach dem Brauche der Romagna das luramen- 
tnm calumniae von beiden Parteien zu leisten. 

Die' uns hier zu Gebote .stehenden Zeiigni.sse sind wenige und sehr ein- 
förmige. Soweit sie ein Urtheil gestatten, dürfte sich etwa Folgendes ergeben. 
Der Kalunmieneid hat sich, zweifellos von altrömischer, Zeit her, in der Ro- 
raagna erhalten und flndet hier eine Anwendung, welche ihn als den Mittel- 
punkt des ganzen Verfahrens erscheinen lässt. Wie das spätere longobardische 

ai. BB6. 960.4174. 1013. 1035: Fwtuzzi 2. 13. 4. 176. Morkio I. 116. .Mittzrelli Ann.. 1. 
211. Futuzzi 4, 195. 
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Verfahren vor allem eine Professio, ein Zugestündnbs des Aiispruuhs der einen 
Partei durch die andere, als Gnindlage für das Urtheil im Ange hat, su er- 
strebt das Verfahren der Romagna die Ablehnung des Kaluranieneides 
durch eine der Parteien, um darauf das Urtheil stützen zu können. Um das 
zu erreichen, scheint man vor der AnflForderung zum Eide ein vorläufiges Be- 
weisverfahren eingeleitet zu haben, indem man zur Vorlage oder Bezeichnung 
der Beweismittel aufforderte, jede Partei demnach übersehen konnte, in wie 
weit eine Vertheidignng ihres Anspruches durchführbar sein würde, der Eid 
demnach einen bestimmteren Inhalt dadurch gewann, dass» er nicht blos die 
üeberzeugung von der Gerechtigkeit des Anspruchs im allgemeinen, sondern 
auch die Behauptung bekräftigte, trotz der vom Gegner vorgebrachten Be- 
weismittel oder trotz des Fehlens oder Ungeriügens der eigenen Beweismittel 
den Anspruch mit gutem Gewissen aufrecht erhalten zu können.** Der Ka- 
lumnieneid gewann dadurch wesentlich die Bedeutung eines Haupteides; es ist 
erklärlich, wenn der erstrebte Zweck in der Regel erreicht wurde; in allen uns 
bekannten Fällen kommt es nicht zur Ablegung. Doch zeigt sich seine ur- 
sprüngliche Bedeutung noch darin, dass ein Gegenüberstehen der Eide beider 
Parteien wenigstens vorgesehen bleibt. Ueber das in solchem Falle nöthige 
weitere BeweLsverfahren geben uns die Quellen keinen genügenden ^Vufschläss. 
In dem einzigen einschlagenden Falle wäre es dann zum- Beweis! durch den 
Kampf gekommen; aber doch wohl nur, weil dieser gerade für den Einzelfall 
vom Gesetze bestimmt gefordert' war, nicht weil etw'a der anscheinend der 
Romagna früher fremde Kampf immer eingetreten wäre, wenn beide Parteien 
den Kalutnniencid leisteten. Es dürfte dann zu einer endgültigen Dnrclifühnmg 
des Beweisverfahrens, wie etwa durch Entscheidung über die Echtheit der 
Urkunden, Vereidung und Vernehmung der Zeugen gekommen sein.. Und dann 
war das UrthejI wohl mit nachtheiligem Folgen für die unterliegende Partei 
verbunden. In der Regel wird in den Urkunden als Grund für die Ablehnung 
des Eides allerdings nur der religiöse Gesichtspunkt heivorgehoben ; Qüia 
Hm4^o, ine periurare, ne amina mea incurrat periridum. Aber aus dem 
Falle von 1015 wenigstens erpbt sich, dass vor Ablegung des Eides noch 
eine Beendigmig des Streites durch einfache Erfüllung des Anspruches des 
Gregners gestattet war, erst nach derselben der Unterliegende zugleich in die 
Strafen verfallen wäre, durch welche das Recht des Gegners gegen ungerechten 
Eingriff gesichert war. Damit würde dann ein weiteres Mittel geboten gewesen 
sein, di(! erstrebte Ablehnung des Eides durch' eine der Parteien zu erreichen. 

22.—] 22. Eine Nacliwit-kung dieses Brtuebes dürfte darin tu sehen sein, dass Pillius 
P. 3. S 3 (S. 52) ausdrücklich sagt, dass an einzelnen ürten der Kalnninieneid erst nach 
Verhör der' Zeugen und Vorlage der üoastigen Beweismittel ror dem Endartbeilo abge- 
legt werde; nach einer Bemerkung des Job. Andreae dazu (ebenda n. 14)war das noch zu 
dessen Zeit in Mailand so der Brauch, dass der £Ttd erst ror dem Urtheile und nur Tom 
Sieger abgelegt wurde; das Fortbestehen nur su Mailand schliesst die Herkunft aus der 
Romagna keineswegs aus, da wir mehrfach Anden werden, dass Briuche der Romagna in 
der ersten Zeit der Einflussnahme Bologna’s in andern Theüen Italiens Eingang fanden und 
sich dort hielten, wlbrend dann in Bologna selbst bald ein engerer Anschluss an altrfl* 
misches Recht sie rerdrüngte. 
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23. — Eben so regelmässig, wie bei der Confessio in- iure ein Crtheil 

fehlt, erfolgt dasselbe bei einem Verfahren in iudiclu; und zwar auch dann, 
wenn, wde in dem Falle von 1015 schon vorher durch Kefutatio und Sponsin 
des Unterliegenden das Recht des Siegers wiederhergestellt und gesichert ist. 
Während die longobardische Urtheilsformel zuerst das Recht des Siegers an- 
erkennt, wendet sich die der Romagna umgekehrt immer zunächst gegen den 
Unterliegenden, mag dieser Kläger oder, wie 1015, 'Beklagter sein, ihm ewiges 
Stillschweigen auferlegepd; dann wird das Recht des Siegers ausdrücklich 
anerkannt . 

Sobald das Urtheil gesprochen ist, ist die Sachlage dieselbe, wie bei der 
Confessio; es erübrigt nur die Ausführung. Diese besteht in unsern Fällen, 
bei denen es sich immer um dingliche Klagen handelt, in der Refutatio und 
Sponsio. Erstere greift nur Platz, wenn der Sieger disvestirt war; der Unter- 
liegende verzichtet auf die Sache durch Uebergabe des .Stabes. Dasselbe 
Symbol der Uebergabe der Virga, wie es hier durchweg statt Fustis hei.sst, 
wird aber auch angewandt wenn nur die Sponsio nöthig ist, die Verpflichtung 
des Unterliegenden zu einer Geldstrafe im Falle nochmaliger Anfechtung. 
Beides geschieht nach der Darstellung der Urkunden in der Regel nach dem 
Urtheile durch den Unterliegenden'; die Erwähnung eines Befehls des Rich- 
ters zur Ausführung ist dann überflüssig. Doch kommt auch hier, wieiwir as 
bei einem P'alle der Confessio fanden^, statt der .Sponsio des Beklagten ein 
Befehl des Richters vor, bei nochmaliger Anfechtung eine Compositio zu zahlen. ’ 

Eine Refutatio - ohne .Sponsio oder .Strafbefehl des Richters konnte Vor- 
kommen, wenn die Eigenthurosfrage unerledigt blieb, nur über den Besitz ent- 
schieden W'urde. .So 1047 bei einem in der Gegend von Fermo, aber wesent- 
lich in den Fonnen der Romagna gehaltenem kaiserlichen Placitum. Die 
Beklagte behauptet ihr Recht durch Gewährsmann und Zeugen erweisen, die- 
selben aber nicht vor Gericht bringen zu können; es wird eutscliieden, die 
Beklagte solle die Investitur salva querela refutiren. Dabei fehlt die Sponsio ; 
dagegen ertheilt dann noch der Kaiser dem Beklagten die Investitur und schützt 
dieselbe durch den Bann.' 

• ln den früher besprochenen Fällen kommt eine weitere Sicherung durch 
den Bann nicht vor,, obwohl wir denselben doch oben in dem entsprechenden 
Falle einer Confessio fanden. ® Der Grund wird darin liegen, dass es sich hier 
überall um Ortsgerichte handelt; in der Romagna wird der Bann in der Regel 
nur in Reichsgerichten erwähnt.^ Dagi>geu kommt auch hier mehrfach die 
schliessliche Aufforderung des Siegers an die Anwesenden mu das künftige 
Zeugniss vor. . 

24. — Viel geringer- sind die Abweichungen, welche sich in der Romagna 
beim Ungehorsamsverfahren zeigen, obwohl sich über dieses eine sehr 


23. — 1. 1013. 1025; Mittarelli Ana- 1, 21 1. Fantuiii 4, 195. 2. Vgl. § 21 n. 2. 

8. 974; I^orbio 1, 116. 4. Ugbelli 1, 451. 5. Vgt S 21 Q- 4. 6. So auch 921 oacb 

awoiieitigem Verfahren in einem Mis.satgerichte zu Masaa Fiscalia, welches aber eine von 
der gewöhnlichen abweichende Form zeigt. Antiq. It. 2, 969. 
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grosse Anzahl von Urkunden erhalten hat>; doch mag das damit Zusammen- 
hängen, dass dieselben fast ausnahmslos Reichsgerichten angehSren. Aach 
hier wird die an drei verschiedenen Tagen erfolgte Ladung, dann durch öfient- 
lichen Aufruf die Abwesenheit des Beklagten konstatirt. Es folgt nuh auch 
hier kein einseitiges Beweisverfahren, wenigstens nicht bei den gewöhnlichen 
Klagen um Eigen. Bei Klagen aus Porderunt'eti war dagegen wohl das Vor- 
handensein und der Betrag der Forderung vom Kläger zu envoiseii; in einem 
solchen Falle werden 1037 vom Kläger auf Verlangen des Gerichts die Ur- 
kunden vorgelegt, quibiis ])Tobat, eos debitoTiv iUi emf dtvfnt libi-ariimauri-"^ 

•Ein endgültiges Urtheil erfolgt nicht, sondern das hier immer ausdrück- 
lich erwähnte Urtheil lantet auf , Sicherung, des Anspruclu’s d(‘S Klägers durch 
Investitur salva querela, entweder über die .ingesprochene Sache oder bei 
Forderungen über einen entsprechenden Theil de.s Vcrinögen.s des Ungehor- 
samen; so wird ln dem Falle von 1037 der Kläger mit Genanntem Investirt 
pro inpensis et ca/rtwrum penis ibi leetarinn et pro eortnn contunuu'ia. 

Eine Abweichung vom longobardischen \'ertähren zeigt der einzige mir 
bekannt gewordene StraOall. Während dort da.s Gut mit Beschlag belegt 
wird, um nach einem Jahre confiszirt zu werden ^ wird hier 967 der Erzbischof 
von Ravenna als Kläger mit dem gesammten Gute des auf dreimalige Ladung 
nicht erschienenen Beklagten, der Gewaltthaten gegen Gut und Person des 
Erzbischofs verübt hatte, investirt.'* 

Es wird weiter nur in den Urkunden der Romagna nach der symbolischen 
Investitur regelmässig noch die körperliche Investitur erwähnt. Der 
Richter ergreift einen Boten des Gerichts, am häufigsten einen Cancellarius, 
bei der Hand und legt dieselbe in die Hand des Klägers, ut cum iüo ad eat 
res pergeret et corporaliter illum exinde investiret. Ueber den Volbnig des 
Auftrags wird dann wohl eine besondere Urkunde aufgenommeOi ^ 

Weiter wird dann ausnahmslos die ertheilte Investitur durch denKönigs- 
bann gesichert Wie bemerkt, handelt es sieh durchweg um Reichsgerichts- 
sitzungeu; in einem einzigen Falle, 1032 zu Ferrara, ertheilt der Markgraf 
Bonifaz als Ortsrichter den Bann. ® Ob nun auch weniger hochgestellte Orts- 
richter das Recht des Bannes hatten, möchte zu bezweifeln sein, da wir den- 
selben sonst in Ortsgerichten nie angewandt finden. Hatte aber in der Ro- 
magna, wie wir sahen der Ortsrichter die Befugniss, der unterliegenden Partei 
unter Geldstrafe ewiges Stillschweigen aufzuerlegen, so dürfte es ihm auch 
wohl zugestanden sein, die ertheilte Investitur wenigstens gegen den ungehor- 
samen Beklagten durch Androhung einer Geldstrafe zu sichern. 

IV. .UELTERER KOENIGSBANN. 

26. — Wir haben den Königsbann kennen gelernt als ein Mittel, welches 
anfangs nur beim Ungehorsamsverfahren, dann auch beim ordentlichen Ver- 

24. — 1. 967-1055: Fantuzzi I, 212. 218. 227. 263. 263. 284. 2, 27. 67. 72. 4, 
l9e. 5. 262. Sarioli 1, 81, 8 . Fantnzzi 2. 73. 8. Vgl. S 10 n. 7. 4. Fanlnzzi 2, 28. 

6. 1037: Fantuzzi 1, 274. 6. SavioU 1, 81. 7. VgL $ 21 n. 2. $ 23 o.'3. 
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fahren angewandt xmde, nm ein vom Gerichte anerkanntes Recht gegen 
aussergerichtlichen Eingriff jedes Dritten zu schützen; es wird die Verletzung 
mit einer Geldstrafe bedroht, welche zm' Hälfte dem Könige, zor Hälfte dem 
Verletzten zufallen soll. ' 

Der Königsbann in dieser Gestaltung scheint mir eine Eigenthüinlichkeit 
des italienischen Rechtes zu sein, welche dann später insbesondere auch auf 
Deutschland Einfluss gewonnen hat Den Ausgangspunkt haben wir allerdings ' 
wohl nicht in ältern longobardischen Einrichtungen zu suchen, welchen Sache 
und Ausdruck fremd sind, sondern in dem fränkischen Königsbanne, in 
dem Rechte des fränkischen Königs, seinen Verfügungen durch Androhung 
einer Geldstrafe Nachdruck zu geben. ^ Es handelt sich dabei um die fest- 
stehende Summe von sachszig Solidi, die der König allerdings auch erhöhen 
konnte ; der König setzt sie als Strafe auf bestimmte Vergehen oder die Ueber- 
tretung gesetzlicher Vorschriften im allgemeinen; es ist nicht gebräuchlich, sie 
bei Einzelverfügungen anzudrohen. Das fand auch auf Italien Anwendung; 
selbst in den für Italien insbesondere erlassenen karolingischen Ge.setzen wird 
häufig die Zahlung jenes Königsbannes von scchszig .Solidi verfügt Aber 
thatsächlich scheint der Bann io dieser bestimmten Form in Italien nicht festen 
Fuss gefasst zu haben. Nur ein einziger Fall ist mir bekannt geworden, wo 
davon die Rede ist; vom Grafen von Valva heisst es urkundlich 1024, dass 
er den Bann verhängte und dass der Uebertreter zu zahlen habe bandum, id 
est aolidos sexMjinta, iMdiftatem reffi et iMdietatem praedicto monasteiüo. ^ 
Auch abgesehen davon, dass die Vertheilung dem fränkischen Königsbanne 
fremd ist, steht diese ikngabe so durchaus vereinzelt da, dass ich nur annehmen 
kann, sie sei ohne Zusammenhang mit dem sonstigen Landesbrauch selbst- 
ständig einem Kapitnjare entnommen. , 

26. — Den nächsten Ausgangspunkt, für die spätere Gestaltung des ' 
Königsbannes in Italien bilden unzweifelhaft die Geldstrafen der Königs- 
urkunden, der Brauch der italienischen Herr.scher, in ihren einzelnen Ur- 
kunden eine bestimmte Geldstrafe auf die Ücbertretung ihrer darin enthaltenen 
Verfügungen zu setzen. Unter den früheren Karolingern ist das auch in Italieti 
noch nicht üblich. Vereinzelt vielleicht schon unter Kaiser Lothar vorkom- 
mend, wird es allgemeiner Brauch unter Kaiser Ludwig U. Und auch dann 
bleibt der Brauch lange auf Italien beschränkt; während auch die fremden 
Herrscher sich ihm io ihren tilr Italien ausgestellten Urkunden anschliesseb, 
finden wir ihn in Frankreich erst nach der Mitte, in Burgund und Deutschland 
vereinzelt seit dem Ende des zehnten Jahrhunderts. ^ 

Von der fränkischen Bannstrafe unterscheiden sich diese .Strafandrohun- 
gen der italienischen Herrscher nun einmal durch die ganz abweichende B e- 
s t i m m u n g d e r ,S t r a f s u m m e n. Weder sind dieselben in Solidi angesetzt, 


26 . — 1 . Vgl. oben S II. 17. 2. Vgl. Waitz V. G. 2, 536. 3. 272. 8, Script. 

It. 2 b, 968. 

26 .^ 1 . Genaue Belege, auch für das weiter über denselben Gegenstand Getagte, 
bei Sickel in den SiUuiigsber. 137; iSickel Acta 1, 201^ Stumpf Heichskaoaler 1, 117 
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noch ist die Zahl Sechszig oder eine auf sie zurückzufiihrende irgend mass- 
gebend. Normalsätze lassen sich wohl erkennen; doch sind dieselben häufig 
nicht blos vervielfacht, wie das auch beim fränkischen Königsbann geschehen 
konnte, sondern anscheinend ganz willkürlich höher oder niederer gefasst. Alle 
Ansätze sind in Goldwährung gemacht, entweder in Goldinankusen oder in 
Goldpfunden. ^ 

Bei Goldmankusen finden wir in der Regel die .Sätze von 2000 und 
1000, beide ziemlich gleich häufig; nur vereinzelt die höheren vo 10000 und 
, sogar 30000, und niedere von 300, 100 und 50.^ 

Im zehnten Jahrhunderte verschwinden die Mankusen'aus den könig- 
lichen Urkunden und räumen den Goldpfunden, welche aber auch im neunten 
Jahrhunderte schon häufig neben ihneu Vorkommen, völlig den Platz. Dabei 
finden sich nun die verschiedensten Sätze von drei Pfund bis zu der gewaltigen 
Summe von 2000 Pfund in einer für die Kaiserin ausgestellten Urkunde. Aber 
als den normalen Satz haben wir hier ganz unzweifelhaft den von 100 Pfund 
zu betrachten; zumal in späterer Zeit kommt er häufiger. vor,- als alle andern 
zusammen. Wir können sagen, das Ausmass der Strafsumme, welches der 
König auf die Verletzung seiner Verfügung setzen wollte, hing in jedem Einzel- 
falle von seinem Belieben ab; herkömmlich stellte sich aber der Satz von 
100 Pfund Gold als Strafe für’ die Nichtachtung eines königlichen Befehles 
fest, welche wohl immer angewandt wmrde, wenn nicht besondere Gründe für 
eine Ermässigung oder Erhöhnng sprachen. Bei letzterer finden wir später 
ziemlich regelmässig den Satz von 1000 Pfund angewandt. Es handelte sich 
hier also um Summen, denen gegenüber die fränkische Bannstrafe von drei 
Pfund Silber eine verschwindend kleine war. Und es blieb das nicht immer 
eine leere Drohung; so verurtheilt der Kaiser 1 186 den Grafen von Genf zu 
Gunsten des Bischofs zu bedeutendem Schadensersatz: Ad hec eidem &pi- 
scopo plenam damuB auctorltatem ab eodem comite et bonis eins exipendi 
miüe libra« auri propter pi'evaricationeni pritdlepii noetri, sicut in eo 
continetur.* 

Weiter aber ist nun diesen italienischen Strafandrohungen eigenthUmlich 


26 . -] 2 . Nicht hiehcr gehört es. veun hZafig Verletzern der Immunität mit der Strafe von 
30 Pfund Silber gedroht wird. Es handelt sich dabei um eine an und Tiir sich feststehende 
(rgl. Waitz V. G. 4, 256), nur für den Einzelfall noch besonders herrorgehobene Strafe, 
welche sich ron jener insbesondere auch dadurch unterscheidet, dass sie nicht zur Hüfte an 
den König, sondern nur an die rerletzte Kirche zu zahlen ist. Doch mag immerhin der rer ' 
einzelt schon unter Karl dem Grossen rorkommende Brauch (Sickel Acta 1, 201), die Im- 
munitStsstrafe besonders anzudrohen, auf die Aufnahme von Geldstrafen in die Urkunden 
überhaupt eingewirkt haben. Nur wird das nicht als Uebertragung der ImmuniUltsstrafe 
auch auf andere Fälle zu betrachten sein; Ansatz und Verwendung sind wesentlich rer- 
schieden. Sind 892 ausnahmsweise 30 Pf. Silber und überdies 5 Pf. Gold angedroht (Antiq. 
It. 2, 870), so wird es sich um Verbindung jener feststehenden mit einer besonders ver- 
fügten Strafe handeln. 8. Stumpf Reichskanzler I, 117; dazu Antiq. It. 1, 930. 2, 198. 
470. 4. Spon 2, 43. Vgl. auch 1114. 1232; Herrgott Gene.il. 2, 134. Huillard 4, 336. 

Von Verunheilung in die urkundlich, wenn auch nicht gerade vom Könige, bestimmten 
Strafen ist in Italien mehrfach die Rede. Vgl, § 6 n. 4. $ 22 nach n. 21. $ 24 nach n. 2. 
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eine Theilung der Strafeamme, vonaeH regelitiAssig die Hä^ an- die 
köaigliuHe Kainnler, Camerae noalrae oder Ptdatio noetro, zu z«^en ist, die 
andere HäJfle an den YerJetzten, wSlirend die fränkische Bannstrafe unge- 
tbeilt dem Könige zukoinmt. .Damit sehen wir uns nun ganz unzweifelhaft auf 
eine Eigenthümlichkeit des .iongobardisohen Rechtes ziirnckgewnesen, welches 
die Busse im engeren Sinne und das Friedensgeld in eine einzige Summe zu- 
sammenfasst, welche zur Hälfte dem Könige, zur andern Hälfte dem Verletz- 
ten zukoinmt, Ctynvponat—medietatem regi et medktatem ei, etti crimen 
iniecerit, und entspreeliende Ausdrficke finden sich Überaus häufig in den 
Edikten der longobardiscben Könige. 

Wir werden etwa schfiesscn dürfen : Der fränkische Köm'gsbann bestand 
in Italien zwar zu Rechte; alior für die Zwecke, wehdien er soast dienen sollte, 
war er hier ziemlieh wertjilos. Stillte er einerseits der Erhaltung des könig- 
lichen Ansehens dienen, so wurde er wcdtcr gewiss verzugsweise desshalb auf 
viele Verbrechen gesetzt, weil das geringere Friedensgeld nicht mehr genügend 
schien, von ihnen abzuhalten, man auf diesem Wege eine Strafschärfung öin- 
treten lassen Wollte. In Itaheii nun, wo ja die longobardische Gesetzgebung in 
Kraft blieb, hatte der Königsbann in dieser Richtung keine Bedeutung; denn 
m vielen Fällen war das Friedensgeld schon an tmd für sich liöher; wo die 
Gesammtbusse bis 900 Solidi stieg, konnte das Hinznkonimen des Bannes 
vo« 60 Solidi keinen nenneaswerthon Pünflnss üben, während doch gewiss in 
Italien das Bedürfniss nach Strafschär&mg nicht geringer war, als in andern 
Ländern. Es hätte sich dos etwa erreichen lassen durch Vervielfachungen der 
fränkischen Bannstrafe. - Aber diese, selbst wenn wir niclit annehmen, dass sie 
au die Stelle des Friedensgeldes treten sollte, war überhaupt mit dem longo- 
bardischen Bnsssysteme niolit wohl iti Einklang zu biingen. Sic kam daher 
thatsächlich wohl ganz ausser Gtibrauch. Dagegen machten die italienischen 
Herrscher von ihrem Rechte des Bannes nun die Anwendung, dass sin Ge- 
waltthaten, welche nicht allein überhaupt strafbar waren, sondern insbeson- 
dere noch die Missachtimg eines ausdrücklichen königlichen Gebotes in sich 
schhissen, in jedem Einzelfiillo'mit eim'r bedeutend höheren Strafe bedrohten, 
als darüT im Volkarechte vocgeselieii war; und dabei schlossen sie sich dann 
aHgeniein an das emheimische System einer zwischen dem Könige und dem 
Verletzten zu theilendcn Summe an. Dasselbe System finden wir denn auch 
später wieder in allgemeinen Strafgesetzen italienischer Könige angewandt.® 

27. — Diese Strafe oder zunächst der Befehl, für den sie zu zahlen ist, 
wird allerdings in den bezüglichen P'ormeln der italienischen Königsurktrnden 
in der Regel nicht mit dem Ausdrucke Bann bezeichnet; es heisst hier ein- 
fach etwa: Si qiüe vero himut pratrciUi nostri riol»lor extiterit, ^adat ae 
compoaiturum ceiitam liltraa mvri. Dass der Au-sdruck in diese Formeln 
keinen Eingang fand, mag Zufall sein, vielleicht aber auch darin seinen Grund 
haben, da.ss zur Zeit des Aafkommens der Formel der Ausdruck noch zu eng 
mit der besondern fränkischen GesjtaJtung des Königsbaniics verbunden war. 


5. 1. Pap. Wido f). t onr. Henr. II. 3. 5. 

Fkker FurKluiiiKeii. 5 
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Dass aber schon früh der Befehl oder aaoh die Strafe als Bann bezeichnet 
wurde, ergeben manche, vereinzelte Zeugnisse. Ist in Gesetzen Wido’s einfach 
gesagt, dass der Uebertreter Jiannum nostrinn zahlen solle ', so mag man da 
noch an den fränkischen Künigsbann gedacht haben. Ausgeschlossen ist das 
durch den Betrag der Summe, wenn um 928 K. Hugo Besitzungen schützt 
durch bannnm wstrton in ^nancusos anri dm milliti^; 102.1 heisst es vom 
liebertreti-r: tarnqnam iminvialis btinni Iraiuffressor ci-nhim librtig auri 
camponat; 1083 werden die Bischöfe von V\-rcelli bevollmächtigt, entfrem- 
detes Kigen ihrer Kirche in Besitz zu nehmen ninc timore b(umi regalis et 
sine pena legalis eoinpositionls^; 1097 gewährt K. Konrad dem Markgrafen 
von Este die .Gunst, ut si sno tempore leges oß'endeixt, reginin bannum non 
cogalnr exsolveiv.* Geht im letzten Falle der Ausdruck zunächst auf die 
Strafe, so geht er besonders bestimmt auf den Befehl in Nutariatsurkundc von 
1118: imperatm' — preeeptiiin (jiiod appellant bnnniim einisit super — 
ospitali, dass keiner dasselbe belästigen solle bei .Strafe von hundert Pftind 
Gold. ® Das bestimintcste Zeugniss aber, dass der Ausdruck in Italien schon 
gegen Ende des neunten .lahrhundeits gerade für diese .Strafliefehle durchaus 
üblich war, gibt uns der regelmässige Gebrauch in den Gerichtsurkünden. 

28. — Beim gerichtlichen Künigsbann nämlich handelt es sich 
offenbar ganz unj d*tss*e»lbe, um Erlassung eines königlichen Befehls, dort das 
in der Urkunde Enthaltene, hier die gerichtliche Entscheidung oder die hi Folge 
derselben ertheilte Investitur zu achten, dessen Missai'htung mit einer höheren, 
ini Bannbefehlc bezeichneten Geldstrafe bedroht ist. Nur mit dem Unterschiede, 
dass im Gerichte nicht, blus die Könige selbst, sondern auch andere Richter 
den Königsbann anwenden. Die.se Anwendung der Bannstrafe zur Sicherung 
gerichtlicher Entscheidiniigen sclieint später üblich geworden zu sein, als die 
zur .Sicherung einzelner königlicher Verfügungen. Aber doch mich nicht viel 
sjiäU-r, da wir seit 897 Erwähnungen fiuiden ’, welche dann freilich erst in der 
zweiten Uälfte des zehnten Jahrhundeits häufig wurden. > 

Dass es sich in beiden Fällen um dieselbe .Strafe handelt, ergibt sich 
zweifellos aus näiierer VergleichuBg. Nicht . blos; dass wir auch hier jene 
Theilung der Strafsummc zwischen dem Könige und den V\‘rletzten wie- 
derfinden. Sogar die Androhungsfurinel selbst i.stiuden gerichllidien Urkunden 
sichtlich aus den königlichen aufgenoinmeu. lliess es hier: MedieUilenk ea- 
nurae noslrae, so war das nun in den in dritter Person gefassten Geriehts- 
urkunden, mochte es sich um eine Entscheidung des Königs oder eines andern 
Richters handeln, in eunurae d. regis zu ändern, wie wir es denn auch inei- 
stentheils finden. Aber in einer Reihe wn Beurkundungen von Gerichtssitzun- 
gen des Königs'^, wie anderer Richter^, welche sogar in das zwölfte Jahrhundert 


27. — 1. K Pap. Wido 1. 5. 2. Antiq. It. 1, 271. 3. Mon. patr. Cb. 1, 438. 

007. 4. Aiitich. Est 1, 275. 6. .'^avioli I. IC3. 

28. — 1. Vgl. § 1 1 II. 2. 2. 996-1116: Faiituzii 5, 202. Ügl.elli I. 450. Cod. 

Wangian. 19. Tiraboschi Mod. 2, 80. 3. 911-1122: Meiii. di I.ucca 5c, 183. 180. Antiq. 

It. 1, 493. Totti 2. 851. Uciia e Caniici 4 c, 70. * 
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hiiicinrcicht, hat sich das zur übrigen Fassung gar nicht passende Camerae 
nostrae der königliclien Urkunden erhalten. 

Weiter zeigt .sich die grösste Uebereinstiiumung bei Bestimmung der 
Strafsiitze. Finden wir auch in den Gerichtsurkunden nicht gerade immer 
dieselb<m .Sittzz;, so zeigt sich doch weniger Schwanken, als in den königlichen 
Urkunden; und gerade die .Sätze, welche wr in diesen als die normalen be- 
zeichnen konnten, finden sich in den Gcrichtsurkunden wieder. 

Zunächst sind auch hier mit wenigen Ausnahmen die .Strafen entweder 
nach Goldmankusen oder nach Goldpfunden bestimmt.. 

Ganz übens-iegend zumal in der friihem Zeit erscheint der .Satz von 2000 
Mankusen. Bei der Zähigkeit, mit welcher die Notare an ihren Vorlagen fest- 
hielten, kann es niclit auffallen, dass dieser Satz, obwohl er, wie überhaupt 
die Hechm'ing nach Mankasen, im zehnten Jahrhunderte aus den königlichen 
Urknnden verschwindet, sich in den gerichtlichen noch im eilften Jahrhunderte 
vorherrschend erhält, sich sogar nach 1115 und 1117 Beispiele finden.^ Als 
normaler Satz erscheinen die 2000 Mankusen auch in den Prozessforineln, wo 
zweimal die Bannsträfe so bestimmt ist; in einem andern Falle beträgt sie 
1000 Mankusen.** Und dieser .Satz* wie wir ihn auch in den Königsurkunden 
neb^n jenem fanden, kommt auch in den Gerichtsurkunden nicht selten vor, 
aber doch bei weitem nicht so häufig, wie jener. 

Im Ilerzogthume .Spöleto 995®, dann häufiger in Toscana zu Ende des 
zwölften .Tahrhunderts ' finden wir die Sätze von 1000, häufiger 2000 Gold- 
byzantinem, wobei es sich wohl nur um eine andere Bezeichnung der Münze 
handelte; ebenso weim von 2000 Aurei die Rede ist.® 

Von diesen .Sätzen scheint man sehr selten abgewichen zu sein. Nur 
einnml 1014 im Ilofgerichte zu Pavia finde ich den höhern .Satz von 4000 
Mankusen. ® In der Romngna aber macht eine offenbar lokale Abweichung sich 
geltend. Nur vereinzelt in königlichen Gerichtssitzungen erscheinen hier 2000 
oder lOOO Mankusen*®,' dagegen iu der Regel eine viel geringere Bannstrafc 


4 * Antich. Est. 1« 315. 284. — Es würde da.s noch erkl&rlichor .sein, wenn wir anncfanien 
dürften,.die 2000 Mank. 5ieien gleichen Werthes mit 100 Pf. Gold, wie da.s doch nahe liegt, 
da hier wie in den kuniglicfaen Urkk. beide Sfttze sich zu ersetzen und miteinander zu wech- 
seln scheinen.. Aber die sonst bekannten freilich sehr ungenügenden Angaben über den 
Werth der Maukusen scheinen jdos kaum bestimmter zu unterstützen. Vgl Ducange Glos- 
sarium ad T. Moncus. Antiq. IL 2, 702. Kumagalli 320. Woitz Ueber die Münzverfa^tnine 
in den Rechtsbüchern des fränkischen Reichs 26. Mehrfach scheint Mancusus gleichbedeu- 
tend mit Goldsolidos gebraucht; so 804 in Istrien: Antich. fx»ng. 4. 7. Dagegen werden 
1014 in Italien 20 Mankasen gleich 50 Solidi gesetzt; Autiq. It. 2, 800. Nach dem Ver- 
trage mit Venedig 967 scheinen sechs Mankusen auf ein Venetianer Pfund gerechnet; 
Stumpf Acta 14. Scheint sich weiter aus den folgenden Angaben zu ergeben, dass Man* 
kusen und Byzantiner gleichen Wertbes waren; so ist mir wieder für den Werth des Byzan- 
tiners iu dieser Zeit eine genauere Angabe nicht bekannt. Sachrerstftndige dürften immer* 
hin in diesen wech;selnden AiisStzen derStrafbe.stimmungen ergiebige Anhaltspunkte ündeii. 
5« Cartular. Long. u. 20. 2-1. 2&. 6» Fatteschi 307. 7. Autiq. It. 1, 312. MittareIH 

Ann. 2, 271. Rena e Camici 2b, 117. 3a, 60. Gl. 66. 77. S. MittareIH Ann. 3, 198. 
9. .\mich E>t. 1, 111. ,10* Fautuzzi 2, 27. 5, 262. 
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von 100 Byzantinern" oder, wahrscheinlich wieder gleichen Werthes, einmal 
von 100 Mankusen. 

Der Ansatz der .Strafe in Groldpfunden findet in den (Jerichtsurkunden 
viel später Eingang, als in den königlichen. Bedeutend früher, als in Ober- 
italien, erscheint er im Ilerzogthume Spoleto, wo sich' von 970 ab zahlreiche 
Beispiele finden"; erst 1037", so weit ich sehe, kommt er auch in Tuszien 
und dann inmier häufiger in den oberitalischen Urkunden vor. 

Der regehnässige Satz sind 100 Goldpfunde; Abweichungen kommen 
auch hier viel seltener vor, als in den königlichen Urkunden. Wie in diesen 
findet sich einigemal die bedeutende Erhöhung auf 1 000 Pfmid Gold. ' * Kommt 
1036. 1037 zulniola, 1067 bei Ferrara, 1134 zu Faiio, eiue geringere Bann- 
strafc von 10 Pfund vor", so dürfte das mit dem in der Ihmiagna üblichen 
Satze von 1 00 Byzantinern Zusammenhängen. Die Ennässigung auf 100 Pfund 
Silber finde ich in früherer Zeit nur vereinzelt in Mittelitalien." Gegen Ende 
des Jalirhunderts werden die alten Sätze nicht so regelmässig mehr einge- 
halten; insbesondere in den Gericlitssitzungen der Miirkgräfinnen Beatrix und 
Mathilde finden sich daneben auch 300, 200, üO Pfund Silber", auch 200 
Mankusen", später dann auch im Reichsgerichte wohl 100 Pfund Silber*“ 
oder 50 Pfund Gold*’; durchweg handelt es sich jetzt also um Ermässignngen 
des Normalsatzes. 

Einzelne Abweiclmngen waren auch in früherer Zeit wohl dureh besondere 
Umstände veranlasst. Grundstücke eines Klosters wurden 970 durch den Bann 
von 100 Wund Gold geschützt; in Folge erlittener Anfeclrtungen werden 981 
Investitur und Bann wiederholt und ^ar so, dass der schon festgestellten 
Bannstrafe noch eine neue von 20 Pfund zugefügt wird.** Zu Imola 1036 
wird zunächst der dort anscheinend normale Bann von 10 Pfand. Gold ver- 
hängt, dann wegen eines andern Streitgegenstandes noch ein geringerer Bann 
von 30 Byzantinern.** Bei einer päbstlichen Gerichtssitzung zu Teranio 1056 
heisst es vom Pabste: fecit mittere hanihan de parle retjis Enrici et de 
eua parle, und zwar so, dass der Verletzer der küniglidien Kammer 50 Pfund 
Gold, eben .so viel der päbstlichen und eben so viel dem Verletzten zahlen soll** ; 

--T - - - - 

28. — ] 11. Fantuui 1, 212. 2G3. 2G5. 284. Antiq. Ic. 1, 4Ü3. Ausserhalb der BoiuagOA 
finde ich die 100 Byznntioer als Danfistrafe nur einmal 981 zu Marsica. Script. It. 1 b, 465. 
Als Str.nfsatx überhaupt, zu dem »ich jem^d selbst Terpfliehtet oder den der Richter auf 
Verletzung Meiner Kntscheidung setzt, erscheinen die 100 Byzantiner oder Honianatl sehr 
hAufig auch in den loug($bardischen Fürstonthümeru. 12* Fantuzzi 1, 218. 18 » 970 

bis 1028; Scripu It. 2b, 962. 973. 978. 989. 992. 1 b, 497. 499. GaUuU HUt. 1,77. 
14. Antiq. It. 2, 963. 15. Script. It. 1 b, 497. 2 b, 989. Antiq. It. 2, 983. TaUi 2. 851. 

Fintuazi 2, 67. 72. Morbio 1, 73. Amiani 2, 5. ,Es mag damit noch zusainmenbängen, 
wenn üi kai&erlichen Fririlegien für KaTonna 1177, 1186 und 1209 (Fantuzzi 4, 276. 5, 
308. Mittareili 4, 125) der verletzenden Stadt nur eine Strafe ron zehn Pfund Gold gedroht 
izU wAlirend zieh sonst regelmftzsig hundert Pfund finden. 17* Kieti 982, Amlterno 1023, 
Chiuzi 1058: Fattesohi 304. 321. UgUelli 3, 628. 18* Renn n Camici 3a, 52. 3c, 83. 

4a, 56. Ughelli 1, 817. 19. Antiq. It. 1, 917. 90. 1091. 1117: Lupos 2, 771. Ughelli 

2, 287- 21. Antiq. U. 1, 613. 22. Script. Tt. 2 b, 963. 974. ,23. Fantuzzi 2. 67. 

24 « Ughelli 1, 352. Hei.sst es xchiie.sslicli richtig 150 Pfund, aber mfdUtatem tl we- 
dieMtn\ so ist das ein durch die gewohnte Fonnel reranlasster Missgriff. 
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lu tleni gewöhnlichen Satze kommt also hier ein dem königlichen gleicher 
pähstlicher Antheil. ' t 

Derselbe Satz von 100 Pfund Gold oder auch Silber erscheint in den 
Gerichtsurkunden auch häufig als Poena, zu welcher sich die abstehende oder 
unterliegende Partei ausser dem doppelten Ersätze der siegenden im Falle 
späterer Verletzung ihres Rechtes verpflichtet. Doch stehen beide Strafen 
sonst in keinem engem Zusammenhänge; wir sahen insbesondere, da.ss die 
eine die andere keineswegs immer ausschliesst^® 

Im zwölften Jahrhunderte verschwindet allmählig der Brauch, die gericht^ 
liehen Entscheidungen durch Stellung unter Königsbann zu sichern, ln den 
Gerichtssitzungen K. Heinrichs 1116 wird noch durchweg die alte Bannfonnel 
angewandt; auch später finden sich noch einige Erwähnungen, dass die sie- 
gende Partei oder die zugesprochene Sache unter Königsbann gestellt werden, 
dessen Verletzung mit einer Poena bedroht wird*®; ganz vereinzelt heisst es 
sogar noch 1191 in der Mark Ancona vom Markgrafen ; postät bandum super 
eos.^'^ In der Regel wird jetzt aber in den Gcrichtsurkunden, wenn das Ur- 
theil noch durch Androhung einer Strafe gesichert wird, diese einfach als vom 
Richter bestimmte Poena ohne Erwähnung des Bannes bezeichnet, 

29. — Die Befugniss zur Verhängung des Königsbannes im 
Gerichte war nicht auf den König beschränkt, auch nicht auf seine unmittel- 
baren Vertreter itn Ilofgerichte oder Reichsgerichte, die Königin, den Pfalz- 
grafen, den Kanzler, die Königsboten der verschiedensten Art. Er wird ebenso 
verhängt von den ordentlichen Richtern, welchen die Befugnisse der gräflichen 
Gerichtsl)arkeit zustanden, von Herzogen und Markgrafen, Grafen und Bi- 
schöfen, welche gräfliche Gerechtsame hatten; mit dem Bischöfe von Parma 
verhängt 1069 auch sein Vicecomes- den Bann’, welcher freilich. nach kaiser- 
lichen Privilegien die Gewalt eines Königsbaten hatte.* In Gerichten, wo wir 
die gräfliche Gerichtsgcwalt nicht voraussetzen dürfen, wird dgr Königsbann 
nicht erwähnt Dagegen wird nicht zu bezweifeln sein, dass derselbe ein Recht 
aller Grafen als solcher war, nicht bloss einzelner Grafen, welchen er beson- 
ders verliehen war. Grafen verhängen den Bann nicht blos gemeinsam mit 
hohem Richtern, sondern auch wenn sie allein Vorsitzen* und nirgends finde 
ich eine jVndentang, dass ein Graf die Gewalt des Bannes nicht hatte, dieser 
etwa für eine gräfliche Entscheidung beim höhera Richter nachzusuchen war. 
Beweisend dürfte insbesondere sein, dass in den longobardischen Formeln 
wiederholt der Graf im allgemeinen um den Bann ersucht, dieser also doch 
wohl bei jedem Grafen vorausgesetzt wird.* ‘ 

Auch ist es für die Höhe des Strafsatzes ganz gleichgültig, von wem der 
Bann verhängt wird. Nicht allein, dass wir in den verschiedensten Gerichten 
dieselben Nonnalsätze wiederfinden; auch die Abweichungen sind ganz unab- 
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hängig von der Person dos Uiclitendcn. Den höhern Satz von 15000 Mankusen 
verhängt der Graf, wie der König den uiedern von IQOO Mankusen®; und 
auch den liöchsten Satz von 1000 Pfund Gold fiiiden wir nicht bles vom 
Könige, sondern auch vom Markgrafen und geiueinsaiu mit einem Köuigsboten 
vom Grafen verhängt. ® Es ist das dem Wesen der Sache durchaus angemessen, 
da es sich nicht um die Missachtung des gräflichen, sondern des königlichen 
Befeldes handelt, welche nicht geringer zu ahnden ist, wenn dieser Befehl nicht 
unmittelbar vom Könige, sondern von dem d;izu bevollmächtigten Grafen er- 
gelit. Das findet denn auch in der Bezeichnung seinen Ausdruck; ist oll nur 
vom Banne schlechtweg die Rede, so heisst es eben so oll in den verschieden- 
sten Gerichten mitlcre hanman regium oder bannum d. rt'gi« oder bannitm 
de parte regte. 

Zeigt sich die Befugniss der höheren Richter, für ihre gerichtlichen Be- 
fehle die Achtung, welche dem Worte des Königs selbst gebührt, in Anspruch 
zu nehmen, häufiger nur bei jener Sicherung des Urtheils gegen spätere Ver- 
letzung, so wird, wie das auch sonst der Fall^ist^, auch in Italien wohl nocli 
anderweitige Anwendung erwähnt. Nachdem 927 der anwesende Angeklagte 
es verweigert liat, auf die Klage zu antworten, heisst es: Tune ipseG.come« 
palatii iitseit eidem G. et banninn d. regle co vüsit, ut exinde iueiieiatn 
feciaset.^ Nachdem 998 in der Sabina der Königsbote den Abt von Farfa 
investirt hat, befiehlt er dem Guido, welcher Adj-ocdt«« de ipao pleieiio heisst, 
tU voci/eraret ac bannum mitteret ad maiorea et minorea, qui in ipao 
placito erant, ut lieentiam et poteatatem fuiberent adiuvaiuli ipaiim tibba- 
tein — de ipaia rebua in qmeianque ordine idem ahbaa voluiaact sine uüa 
eompoaicione aut ealumnia; etquihoc facere noluiaaet, eompoaiturua eaaet 
unuaquiaque in ipao monaateriu de auro libram 

Die Ausdehnung des königlichen Bannrechtes insbesondere auf ricliter- 
liche Beamte in der Bedeutung, dass ihr Befehl gleich dem unmittelbar vom 
Könige ergangenen geaclitct und geahndet werden soll, wird schon in karolin- 
gischer Zeit mehrfach erwähnt.*" Aber er scheint anfangs nicht bestimmten 
Klassen von Beamten allgemein zugesprochen, sondern durch besondere Voll- 
macht in Einzeliallen ertheijt worden zu sein. .So bestimmt der König 864 bei 
Bestellung von Königsboten ausdrücklich, wenn sich jemand weigere, ilu-er 
Ladung zu folgen oder eidlich auszusagen, sollten sie bannum noalrum in. 
rebua illiua rwVim'. * * Es handelt sich dabei um ein Inquisitionsmandat, und 
cs wäre möglich, dass die Eigenthümlichkeiten des Inquisitionsverfälirens ins- 
besondere auf die Ausdehnung des Königsbannes auf andere Richter cingewirk t 
hätten. *^ Jedenfalls muss mit der Zeit das Recht allen höhern Richtern zu- 
gestanden sein. Treffen die frühem Fälle auch vorzüglich Plälzgrafen und 
Königsboten , ist mir vor 962 ' ® kein Beispiel für die Bannbefugniss eines 
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Grafen, der nicht zugleich Missns war, vorgokonnnen, so sind die Falle nicht 
allein zu vereinzeltT als dass sich sichere Schlüsse daraus ziehen Hessen, son- 
dern auch geriide bei der efsten gerichtlichen Anwendung des Königsbannes 
897 verheängt ihn nicht blos der Pfalzgraf als Missus, sondern mit ihm der 
Markgraf, der nur als ständiger Ortsrichtcr mit ihm zu (ferichte sitzt. Ob 
das nun später für eine mit dem höheren Riehtcramte an und für sich ver- 
bundene Uefugniss galt, ob ähnlich, wie in DeuLschland, auch in Italien durch 
eine besondere nicht in den' Kreis des Lehenrechtes fallende Verleihung dos 
Bannes die Anschauung der Uebertragung eines persönlichen Rechtes des 
Königs aufrecht erhalten wurde, muss ich dahingestellt lassen, da mir Anhalts- 
punkte fiir eine Entscheidung nicht aufgefallen sind. 

30. — Anfangs gilt der Bann sichtlich als ein ausschliessliches Recht 
des Königs, welches von andern nur im Namen dos Königs und audi nur bei 
gerichtlichen Entscheidungen geübt wirj. Dagegen findet sich später mehrfach 
eine Anwendung, bei welcher diese Auffassung verwischt erscheint, eine 
selbstständige Banngewalt der Grossen hervortrilf, da nicht allein die 
Bezeichnung als Königsbann fehlt, sondern auch , die Hälfte der Bannstrafe 
nicht dem Könige, sondern dem bannenden Grossen zugesprochen wird. Nicht 
auffallen kann es allerdings, wenn Herrscher, welche ihre Gewalt überhaupt 
nicht vom Kaiser ableiteten, sich eine entsprechende selbstständige Gewalt 
zuschrietx'n. So droht wohl der Pabst in ganz entsprechender Weise eine 
zur Hälfte an seinen Palast zu zahlende Strafe an*; wir fanden ja auch, dass 
ein Pabst den Bann da pfrrfe et i/e '««« partc verhängen liess.^ Die- 
selbe Gewalt scheinen sieli auch die longobardischen Fürsten Untcritaliens 
zugeschrieben zu haben; wenigstens hie und da finden sich in ihren Urkunden 
.Strafen angedroht, deren Betrag sehr wechselt, welche aber insbesondere durch 
die Bestimmung der Hälfte nostra palatio sidi der königlichen Bann- 

strafe eng anschliessend, während in andern Urkunden häufig nur eine an den 
Verletzten zu zahlende Busse bestimmt wird. Damit dürfte es dann Zusam- 
menhängen, wenn Fürst Pandulf 970 im Ilofgcrichte den Bann verhängt « 
partc d. imperntoris et de aua parle.* 

• Boi den Grossen des Reichs scheint die Befugniss zur Verhängung 
des Königsbannes ausschliesslicli auf ihre richterlichen Funktionen beschränkt 
gewesen zu sein; wir finden kein Beispiel, dass sie denselben auch zur Siche- 
rung ihrer anderweitigen Verfügungen angewandt hätten. Dabei ist freilich 
von den Legaten äbzusehen, welche, wie wir sehen werden, ganz in die Stelle 
des Königs eintraten, und zumal in der staufischen Zeit in ihren Urkunden 
ganz dieselben .Strafandrohungen anwandten, uie sie in den königlichen ge- 
bräuchlich waren. Erst in späterer Zeit finde ich ein vereinzeltes BeispieJ, dass 
eine solche .Strafandrohung einem Grossen ausdrücklich gestattet wurde; der 
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König bewilligt 1219 dem Uiscliote von Turin und dusi>en Nacht'ulgem: ut 
auctoritatc noetra et impcrii per bamia pemniaria, quorum medieta» 
nostre et impcrii ramere appUcetur, residitu parte lest, et Überteuern ec- 
clesie ac iura ecclesiastiea tueantur per totam diocesitn Taurinenscm.^ 
Die Bestimmung der einen Hälfte zeigt, däss es sich hier um Drohung könig- 
licher Bannstraibn handelt. 

Dagegen finden sich schon früher einige Beispiele, dass Grosse auch die 
Verletzung äussergerichtlicher Verfügungen mit einer Geldstrafe be- 
drohen, welche übrigens ganz den königlichen Bannstrafen entsprechend, doch 
nicht als Königsbann ^u betrachten sind, da die Hälfte nidit dein Könige »- 
gesprochen wird, vielfach auoh die SUmmc eine wesentlich geringere ist. So 
1032 der Bischof von Piacenza: Si qteis leitius nostre iussionia transffressor 
extiteril, centum liln^ argenti optimi componat, medietatem episcopaü 
eamere et medietatem canomeis; und derselbe 1125 als Bischof und Graf: 
componat miilcfam, que. est penam auri uncida decem wrgenti pondera 
riginti, umdietatem eamere eiusdem comitisß Aber diese Fälle stehen über- 
aus vereinzelt. Um so anfiallender ist es, dass die Markgrafen vouTuszien 
iin eilften und zwölften Jahrhunderte in einer Reihe von Urkunden dem Ver- 
letzer eine Bannstrafe drohen, mehrfach nur von hmideit Pfund Silber, aber 
fast eben so oft doch auch in dem beim Königsbanne üblichen Ausmasse von 
hundert Pfund Grold.“' Und dabei handelt es sich zweifellos lun eine vom Kö- 
nigsbanne unabhängige eigene Banngewalt, da einerseits auch hier die. Hälfte 
der Summe der markgräHichen Kammer zugesprochen winl, weiter aber die 
Strafe vom Markgrafen wohl ausdrücklich als Pena nostri bannt bezeichnet 
wird.® Mag sieh das auf ausdrückliche Verleilnmg, oder anfangs nur auf An- 
massung gründen, diese Banngewalt erscheint liier als lierkümmiiches Recht, 
das dann auch auf die spätern vom Könige abhängigen Markgrafen überging. 

Wo man sich eine solche Banngewalt zuschrieb, konnte dieselbe daun 
auch zu gerichtlicher Anwendung kommen, der Richter seine Ent- 
scheidung durch den eigenen, statt durch den Künigsbann schützen. Das ist 
denn auch bei den Markgrafen von Tuszien der Fall, aber freilich so, dass 
beides vielfach mit einander vermengt «'scheint Schon 1067 verhängt der 
Graf von Ferrara als Bote Herzog Gottfrieds bamium ex parte domini mei 
im Betrage von zehn Pfund Gold, litedietas domitw >«eo.® Die Markgräfinnen 
Beatrix und Mathilde verhängen dann allerdings noch sehr häufig ganz in alter 
Weise einen zur Hälfte an die königliche Kammer zu zahlenden Bann, . wobei 
es freilich häufig nun allgemeiner medietatem parti publieae statt camerae 
domini regle heisst, was allerdings zunächst gleihbedeutend sein sollte, da es 
selbst bei königlichen Gerichtssitzungen gebraucht wird*®, hier aber doch kaum 
unabsichtlicli bevorzugt wurde. Fehlt aber durchweg die Bezeichnung, als Kö- 
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nigsbanii, so heisst es schon 1072 von Beutrix und Matliilde hmulum auum 
müerimf, obwohl auch hier noch die Strafe dem Könige zugesjirochen wird. ' ' 
Unter Mathilde kehrt dann aber nicht allein das bamlunt giitim häufiger wie- 
der, sondern auch bezüglich der Zalilung heisst es< nun nicht allein zuweilen 
medietatem camerac d. repU et tarn diele d. Matilde^'^, sondern mehrfach 
geradezu camere cotmtUse.'^ 

Doch kommen einige derartige Fälle auch sonst vor. ' ' Ira llerzogthumc 
S[K)leto heisst es 995 im Gerichte eines Boten des Herzogs und eines Grafen: 
batmum exinde miaerunt a pnrte d. Jlne/nnia ducia et marchionia — auri 
optimi hizafitna mille, medietatetn eatttn'oe d. HugnniaA^ Es mag sich um 
eine Ausnahmsstellung des Herzogs handeln; doch kommen in jener Gegend 
auch sonst Unregelmä.ssigkeiten vor; so heisst es 1022 von einem Königsboten 
und dem Grafen von Valva: miaerunt handum eorun». Die Markgrafen 
von Este verhängen 1044 einen Bann von liundert Pfund Silber, nhedietatem 
eoriim nMrchiontim.^^ Grafen von Marciano sagen 1097: bannum twatruin 
ntl petiam aolvet, und verfügen eine Bannstrafe von hundert Byzantinern, zur 
liälllc ihrer Kammer.’® Zu Este hei.sst es 1117: nmlietatem kamere Jlein- 
rici dueia^^, bei Markgraf Friedrich von .(Vncona 1134: ratnerae imperiali 
et mai'cJUonia.^^ In ganz eigeiithümlicher Weise heisst es noch 1203 bei 
einer gerichtlichen Entscheidung dos Patri,arclien von .iVglei für den Bischof 
von Parenzo: Et qui contra/ecerit aubiaeeat btinno nonoffinta biaaantio- 
ritm patrieurehe et marchioHi — et epiacopo Parentino penam mille libr. 
den. Aquileiensium."^^ 

Alle diese, im allgemeinen doch nur vereinzelten Fälle werden sich kaum 
auf einen massgebenden Gesichtspunkt zurückfuhren lassen. Es ki'mnten hie 
und da besondere Verleihungen stattgefunden haben. Eben so sehr mag ge- 
wirkt haben, dass die ursprüngliche Bedeutung des Baiuies mehr in Vergessen- 
heit gerieth; und das lag dann besonders nahe, wenn, wie wohl anzimehincn 
ist, die Bannstrafen selbst oft vom Könige den Grossen überlassen waren 
oder die.se sich dieselben anmassten. Und auch das kann eingegrilfen haben, 
dass sich ein, wenigstens im zwölften Jahrhunderte bestimmt hervortretender 
Sprachgebrauch bildete, welcher wohl' jede an die öffentliche Gewalt zu zah- 
lende Geldstrafe als Bannum bezeichnete. 

V. BANN UND ACHT. 

31 . Die Anwendung des Königsbannes in den Gerichten in der bisher 
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bpsprodiiMici) Weise fiiidet sieh im zwiilften Jahrlmiiderte nur noch kaiiz ver- 
oinzflt. Dagfgpii ist nun auch in der staufischon Pfriode häufig von einem 
Jiannnm d. impcratoris oder Bannum imprrii die llede. Dieser Reichs- 
bann hat aber eine wesentlich andere Bedeutung. Der Königsbann wird über 
eine Person verhängt zum Schutze ihres Rechtes gegen Jeden etwaigen Ein- 
griff Dritter. Der Reichsbann erscheint auch wohl allgemein gedroht gegen 
jeden etwaigen Verletzer, erscheint aber häufiger ausgesproclien gegen eine 
bestimmte Person, bei welcher die Verletzung eines königlichen Gebotes bereits 
vorliegt; als Zweck tritt mehr die Zuriickfiihrung zum Gehorsam, als die Ein- 
haltung des Gehorsams in den Vordergrund. Insbesondere zeigt sich aber ein 
Unterschied in den -Wirkungen. Als rechtliche Wirkung des Königsbannes 
ergibt sich nach dem Gesagten nur, dass der Verletzer die Bannstrafe ver- 
wirkt. Eine solche Bannstrafe kann allerdings auch beim Reichsbanne eiri- 
treten ; aW die wesentlichste Wirkung desselben haben wir zu sehen in Fried- 
losigkeit der Person, in Entziehung des Rechtsschutzes bis zur Erfüllung be- 
stimmter Bedingungen oder auch für immer. 

Versuche, die spätere Gestaltung des Reichsbannes in Italien lediglich 
aus einer Weiterentwicklung älterer italienischer Einrichtungen zu erklären, 
stossen, wie wir sehen werden, auf Schwierigkeiten. Es ist möglich, dass ein 
solches Verhältniss dennoch stattfand« dass sich dasselbe nur wegen des Man<- 
gels Kecigneter Quellenzeugnisse nicht bestimmter nachweisen lässt. Es wäre 
aber immerhin auch möglich, dass fremder Einfluss sich l)ei der späteren Ge- 
staltung des Reichsbannes geltend gemacht hätte. Dann liegt allerdings der 
Gedanke au die deutsche Reichsacht sehr nahe. Der Vergleich des italie- 
nischen Rcichsbannes mit der deutschen Reichsacht ergibt allerdings, worauf 
wir ^ zurückkommen, eine ganze Reihe der wesentlichsten Verschiedenheiten ; 
von einfacher Uel>ertragung einer deutschen Einrichtung auf Italien kann da. 
in keiner Weise die Rede sein. Andererseits zeigt sich dann alier eine so grosse 
Venvandtschafl zwischen Bann und Acht und zwar gerade in solchen Punkten, 
welche dem älteren italienischen Recht anscheinend fremd sind, dass darin 
Aufforderung genug liegt, zu untersuchen, ob sich nicht bestimmtere Ilalt- 
punkte für die Annahme eines Einflusses deutscher Anschauungen auffinden 
las.sen. 

Ein solcher scheint sich zu ergeben aus Beachtung der Strafandro- 
hungen in deutschen Königsurkunden. Es stellt sich dabei heraus, dass 
einmal die Geldstrafen des altem Königsbannes von Italien her Eingang in 
Deutschland fanden. Andererseits aber auch, dass die Androhung des Reichs- 
bannes, wie sie in der staufisehen Zeit in Italien in den Urkunilcn der Könige 
und Legaten gebräuchlich ist, aus den deutschen Urkunden entnommen ist, 
Wml nun auch die gegenseitige Beeinflussung der Formeln eine sachliche 
Wechselwirkung noch keineswegs erweisen, so ist sie doch immerhin beachtens- 
werth; und sollte sich für den nächsten Zweck ein festerer Anhalt nicht er- 
geben, so scheint mir jenes Verhältniss doch auch fiir andere Zwecke beach- 
tenswerth genug, um eine genauere Feststellung nicht überflüssig crsclicincn 
zu lassen. . .■ ' . 
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32. — In cl(ui für Deutschland aiisficstclltcn Kaiseriirkiuiden werden 
früher in der liegel für die Uebertretung keine besoiuhTeii .Strafen angedroht. 
Die Falle, wo es geschieht, sind bis Zum eilften Jahrhunderte noch vereinzelte; 
erst hu zwöltlen Jahrhunderte werden sie häufiger. Di« angedrohten Strafen 
sind verseliiedeuer Art und gehen auf, verschiedenen Urspnuig zurück. 

Handelt cs sich um Geldstrafen, so gehen diese in Einzelfallen noch 
auf die karolingische Reichsgesetzgehung zurück. Der fränkische Königs- 
bann von sechszig Solidi oder Schillingen hat sich in Deutschland lange ge- 
halten. Er erscheint im Sachsenspiegel einmal noch als Gewette jedes mit 
dem Königsbann beliehenen Richters*; weiter noch als Strafe desjenigen, der 
in einem königlichen Bannforste jagt.^ Als eine auf die Uebertretung irgend 
eines königlichen Befehls beliebigen Inhalts für den Einzelfall angedrohte,.Strafe 
kommt dieser Königsbami in den ürkundeii nicht vor. * Er erscheint vielmehr 
als eine im bestimmten Ausmasse von vornherein feststehende Strafe, insbe- 
sondere für Verletzung solcher (Gegenstände, welche im besondem Königsfrieden 
standen, imd welche nun auch in den meisten Fällen nicht an den König selbst, 
sondern an den zu zahlen ist, zu dessen Nutzen der König den Gegenstand in 
seinen besondem Schutz nahm und dem wohl überhaupt die Bannbussen in 
einem Gebiete überlassen waren. So heisst es bei Verleihung von Bannforsten 
an den Erzbischof von Trier 973 und 1023, dass derjenige, welcher hoc nos- 
truiii bannum verletzt, dem Erzbischöfe sechszig .Solidi zahlen soll.^ Als eine 
in demselben Ausmasse feststehende Strafe erscheint der Bann auch 1 090, 
wo bestimmt wird, dass der Verletzer von Rechten der Juden zu Speier ban- 
niim, hoc est librtu trc8 Orgenti, dem Ricjiter zahlen soll.®, Es wird danach 
nicht zu bezweifeln sein, dass eben diese Summe gemeint ist, wenn es, und 
zwar durchweg nur bei Verleihungen vonForstrediten und Marktrechten, ein- 
fach heisst, dass der Verletzv-r dem Beliehenen summa»* noslri banni oder 
regiion bannam zahlen solle.® Heisst es 1030 bei Verleihung von Markt- 
rechten für Donaum-rth vom Verletzer; tale bannum sciat sc coinjiosituriim, 
quäle componeret, ac si iüud mcrcaiiim liatispone aut Auguste inquie- 
tan't^, .so könnte es sich allerdings um eine besonders bestimmte .Sununc han- 
deln; aber in einem entsprechenden Falle bei Verleihung von Marktrechten an 
St. Ma.vimin 992 heisst es allgemeiner: sciat sc componcre nostrum bannum 
ita sicut Ule, qui mcrcato Mogom-ie, Colonie ct Trcrcris confracto et con- 


32 . — 1 . Sachs. 'Landr. III 04$ 4. So werden auch 1061 als Gewette des Grafen au 
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Summe von 60 Solidi zu denken ist. 4 . Beyer U.B. 1, 294. 347. 5. Moii. Boica 31, 370. 
«. 973-10T3: Mon. Boica 31, 217. 29. 30. 164. Beyer U.B. 1, 332. Cod. Westf. I. 01.. 
Stumpf Acts 77. 7, Mon. Boica 31, 310. 
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ImniimU) /iiorit^; die Glciehstellung diirfte doch weniger auf die 

Höhe der .Siiniiiie, als auf die Zahlung des Hannes überhaupt zu beziehen sein. 

Bei einigen anderen Strafandrohungen handelt es sich sichtlich noch um 
die fränkische Immanitätsstrafe, wonach der Verietzer der Immunität 
sechshundert Solidi oder dreissig Pfund Silber zu Zahlen hat So 898 für 
Matsee; der Verletzer soll zahlen ddritam. poenam inolentie eiedem recto- 
rihus, id est lihras !cxx. argetiti probatwuimi.^ Nach Imraunitätsprivileg 
lürKamerich 1003 ist der Verletzer solidls de. culpahiU«, wovon zwei Drittel 
der Kirche, ein Drittel dem Fisous zufallen.*® Für Speier heisst es 1101, 
dass bei Verletzung der Wohnungen der Domherrn dem Bischöfe seaindum 
legem immunitatis sech.shuudert Solidi zu zahlen sind. ’ * 

Es handelt sich in diesen Fällen nicht darum, den vorliegenden Einzelbefehl 
des Königs durch eine besondere .Strafandrohung zu sichern, sondern nur um 
eine Erwähnung der allgemein auf Verletzung des Bannforstes oder der Im- 
munität gesetzten .Strafen, in welche der Verletzer auch dann verfallen wäre, 
wenn hier gar nicht auf dieselben hingewiesen wäre. Die Erwähnmigen sind 
daher auch nur vereinzelte, mehr zufällige, welche seit dem Ende des eilften 
Jahrhunderts ganz verschwinden, da die jetzt üblich werdenden ungleich em- 
pBndlicheren .Strafandrohungen für die Verletzung des Einzelbefchls eine viel 
grössere Bürgschaft gewährten, als die Hinweisung auf die alten, verliältuiss- 
tnä,ssig unbedeutenden Bannstrafen. 

33. — Dagegen handelte es sich bei dem für Italien nachgewiesenen 
Brauch um die .Sichenmg des einzelnen königlichen Befehls durch eine für den 
Einzcifall besonders bestimmte Geldstrafe. In für Deutschland ausgestellten 
Kaiserurkunden finden sich .solche Geldstrafen für den Einzelfall erst 
in den letzten Jahren des zehnten Jahrhunderts’; wo es flrüher vorkommt, 
ergeben sich die Urkunden bald als Fälschungen.^ Doch hat dieser Brauch in 
Deutschland sehr langsam festere Wurzel gefasst. Noch im ganzen eilften 
Jahrhunderten handelt es sich wesentlich nur um vereinzelte Fälle. Hat eine 
solche Bestimmung cinm.al in ein Privileg für eine bestimmte Kirche, zunächst 
vielleicht sehr zufällig, Eingang gefunden, so finden wir dieselbe dann freilich 
aus naheliegenden Gründen gewöhnlich auch in allen spätem Privilegien für 


32.— 1 8. Beyer U.B. 1. 320. 405. 0. Man. Boica 31, 151. 10. Bshmei AcU 32. 

II. Wirtemb. U.B. 1, 326. 

33. — !• Ich habe mich für den Zweck der folgenden Untersuchnngen anf die 
Durchsicht weniger Urkundenwerko beschränkt, wie sie für ein TorlftnÜgcs Ergebniss ge- 
nügen mügen; so lange die Kaiserurkundon nicht in zusaimnenhlngender Reihe Torliegen, 
ist e.s ohne ganz nnrerhältnissro&ssigen Aufwand von Zeit und Mühe nicht wohl möglich, 
für die Untersuchung solcher einzelnen Punkte das Material auch nur annähernd zu er- 
schöpfen. — In den mir Torlicgenden echten Urkunden finde ich kein Beispiel ror Otto III. 
-\nch hier möchte ich in Ürk. 992 für FVeising (Mon. Boica 31, 251) die Androhungsformel 
noch für Interpolation halten, da sie in ungewöhnlicher Weise auf die Siogelformel folgt. 
Oie ersten mir bekannten Fälle sind dann 994 für Schwarzach, 999 für Metz und Sewa, 
1012 für Wirzburg, 1014 für I’aderbom; Dümge 93. Beyer 1, 330. Mon. Boica 31, 267. 
28, 438. Cod. Westf. 1, 63. 2. So 817 für Murhard, 903 für S. Emmerini. 884. 888. 

908 für Reichenau; Mon. Boica 31, 38. 28, 133. Dümge 76. 79. 95. 
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dieselbe Kirche^; wo das nicht der Fall war, ergeben reiche Keilien von Kai- 
serurkunden für das eilite Jalirhfindert oft noch nicht ein einziges Beispiel.^ 
Erst im zwölften Jahrhunderte gewinnt der Brauch weitere Ausdehnung; aber 
während in Italien diese Drohung einer Geldstrafe fast in keiner Urkunde 
fehlt, bleibt sie in Deutschland doch auch jetzt noch auf die Minderzahl der 
Urkunden beschränkt.* 

Weist schon diese überaus langsame Einbürgerung des Brauchs darauf 
hin, dass derselbe in keiner näheren Verbindung mit deutschen Einrichtungen 
stand, so ist überhaupt nicht zu bezweifeln, dass derselbe einfach aus Italien 
übernommen wurde. Dafür Hesse sich schon geltend machen, dass es sich 
bei einigen der frühesten- Fälle um Urkunden handelt, welche in Italien für 
Deutschland ausgestellt wurden.*' Bestimmter spricht dafür, dass wir gerade 
die Eigeuthümlichkeiten des itaüenischen Künigsbannes hier wiederfinden. 

So vor allem die Theilung der Strafe um me zwischen dem Fiskus 
und dem Verletzten, welche den deutschen Uechtseini\chtungen sonst fremd 
ist, bei welchen die Busse für den Verletzten, und die Wette für den Rich- 
ter geschieden erscheinen, wohl allgemein bestimmt ist, dass die letztere ge- 
ringer sein soll, als die erstere. In dem erstangefülu'ten Falle von 994, der 
überhaupt in seiner Fassung melu* vereinzelt steht, heisst es allerdings, dass 
hundert Pfund ad camerarn nostram zu zahlen sind. ‘ Bei allen folgenden 
Fällen ist dagegen durchweg jene charakteristische Theilung der .Sunuue er- 
wäiint. Erst später findet ’ sich dann wohl wieder eine Anzahl Fälle, in wel- 
chen die ganze >Smnme der kaiserlichen Kammer bestimmt wird.'^ Sie bilden 
allerdings die grosse Minderzahl, dürften aber doch immerhin dafür zeugen, 
dass jene Theilung den deutschen Einrichtungen nicht recht entspracli, dass 
man da, wo pian sich nicht einfach durch die übernommene Formel leiten Hess, 
zunächst die Verletzung des Königs durch Missachtung seines Gebotes ins 
Auge fasste und ihm die ganze .Summe zusprach. ^ 

Weiter zeigt sich die grösste Uebereinstimmung bezüglich des Betrages 
^der Strafsumnie. Wie in Italien, so finden wir auch hier gleich von den 
ersten Erwähnungen an ganz überwiegend den .Satz von hundert Pfmid Gold ; 
zuweilen auch hier, wie in {taUen, höhere oder niedrigere Sätze, aber doch so, 
dass jener eine Satz häufiger vorkommt, als alle andern zusammen. *** Von 

3. So für Winburg 1012-33: Mon. Buica 28, 438. 29, 15. 33. 40. 31, 298; für Tader- 
born 1014-39: Cod. Westf. 1, 63. 71. 72. 73. 84. 98. 10.3. 4, 3o haben Dronke und 

I^ocomblet keinen Fall; £od. Westf. lediglich die angeführten für Paderborn; Remling U.B. 
1, 28 einen Fall; das Wirtemb. U.B. 1, 262. 271 zwei Falle für Winburg und Basel 
6. So finden sich z. B. im Wirtemb. U.B. 1123-1197 auf 52 Kaiserurkunden nur 18 Falle. 

0. Die beiden Ton 999 zu Kom, die von 1014 zu Paria. 7, Dümge 93. 8, So 1069 

bis 1193: .Mon. Boica 29, 210. 245. 342. 31, 417, Ucomblet 1, 259. 260. 284. 295. Cbd. 
Westf. 1, 152. Dronke 382. Beyer 1, 489. Kernling 1, 123. Wirtemb. U.B. 2, 297. Ebenda 

1, 288 findet sich ein Beispiel für ungleiche Theilung, 100 Mark an den Kaiser, 50 an den 

Verletzten. 9, Gerade in solchen Fallen wird denn auch wohl die Befriedigung des Ver- 
letzten besonders ins Auge gefasst; diesem soll neben der Strafe für den Kaiser der er- 
littene Schaden 1130 doppelt, 1163 vierfach ersetzt werden. Dronke 382. Motz Boica 31, 
417. 10. So werden im Wirteiuh. U.B. 1123-1197 zehnmal 100, zweimal 50, je einm.sl 

1000, 40, 30, 20, 10 Pfund GuKl genannt und einmal lüO Mark Silber, 
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andern Sätzeft dürfte nur der von zehn Pfund in .so weit beaehtenswerth sein, 
als er gerade in der früheren Zeit unter der an inid für sicli geringen Anzahl 
dieser ISestimmungen doch’ so häufig vorkomnit'^, dass wir in ihm wohl einen 
regelinä-ssigen niedern .Satz erblicken dürfen, wie sich umgekehrt auch wohl 
die entsprechende Erhöhung auf tausend Pfund findet'*, während sich eine 
grössere Willkür in den Bestimmungen vorzüglich er.st im zwölften Jahrluin- 
derte zeigt. 

34. — Auf diesem Wege dürfte sich mm überhaupt die Anschauung 
festgestellt haben, dass die dem Könige gebührende Bannstrafe, wenn sie im 
Einzelfalle nicht anders bestimmt ist, hundert Pfund Gold Imtrage; es scheint 
eine von der alten fränkischen ganz unabhängige neue königliche Bannbusse, 
ibis Gewette des Königs, im Anscldu.sse an die italienischen Bestim- 
mungen sich eingebürgert zu haben. Es scheint das ausgedrückt, wenn der 
König 1106 verbietet siib poena nosli'i bann! centum libi'arum aiiri^; und 
heisst es 1179 einfacli banniim imperialem componat'^, so' ist dabei gewiss 
nicht mehr an die alte Bannstrafe von sechSzig »Schillingen zu denken, welche 
als an den König selbst zu zalilende Strafe nicht mehr erwähnt wird, sondern 
an den neuen aus Italien eingeführten .Satz. Wie die althergebrachten Str&f- 
sätze duroh die neuem verdrängt wurden, zeigt insbesondere die Vergleichung 
zweier bnmunitätsprivilegien für Kamerich von 1003 und 1145; fanden wir 
dort die alte immunitätsstrafe von sechshundert .Solidi, so heisst es nun hier 
Ixji .sonst wörtlicher Wiederholung der Formel mille Ultras aitri purisshm 
eomponat^; trotz der Neigung der Kanzlei, bei Erneuerungen sidi den Vor- 
lagen möglichst anzuschliessen, bemerkte man doch, dass es sich da um emen 
veralteten Strafsatz handelte. 

Insbesondere ist aber zu beachten, dass wir seit dem zwölften Jahrlmn- 
derte dem .Satze von hundert Pfund nicht blos in den Strafformeln der Ur- 
kunden begegnen; er hat überhaiq)t in das deutsche Recht Eingang gefunden. 
.So sagt Otto von Freising: Jüst enim lex niriae, quod qiäsquis de. ordine 
jtriveipttm print-ipis sui iram incureens compositionem persolvere ccipatur^ 
eeiifumlibvarumdebititre,rist<it;eaeleri mlnoris ordivis’idri, sive hipenui, 
sive. liberi rel mluistri ileeem.^ Nach den Gesetzen K. Heinrichs von 1234 
zahlt der .schiddige Fürst dem Könige hundert Pfund Gold, der Graf oder 
Edle hundert Mark .Silber.® Ebenso finden wir in den sächsischen Re.chts- 
büchern® das Gewette des Königs vom Fürsten auf hundert, von andern lam- 
ten auf zehn Pfund bestimmt, während der Schwabenspiegel unter Beibehal- 
tung die.ser .Sätze noch Zwischenstufen macht. * Allerdings stimmt hier überall 
nur d.xs höchste, vom Fürsten zu zahlende Gewette mit dem .Satze der Ur- 
kunden; wurden aber in diesen in der Regel keine Abstufungen nach dem 

33.— 1 11. 1023-48; Mon. Hoioa 31. 208. 29, 33. Römling 1, 28. Wirtemb. Ü.B. I, 271. 
18. 1018-33; Mon. Hoica 28. 481. Bnbmor Acta 41. Cod. We.stf. 1. 98. 

34. — 1« H"ilitupr Acta 41. 2. JKiniKP 140. 8. Brihmer Acta 32. 82. 4. Ge.sttf 

Krid. !. 2 c. 28. i 5, Mon. (Jcrin. 4, 301. 8 * VHu.s aiirtor dp hpnpf. 2 § 53. Sachs. 

l..audr. 3, 04 § 2, l>‘iiur. U8§8. Kiclitiitcig Lebnr. G. 4 , Seliw&b Landr. cd. IjUshberg 1.38. 
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Stande des Uebcrtreters gemacht*, war überdies eine Verletzung durch die 
Mächtigsten, die Fürsten, wohl zunächst ins Auge zu fassen, so wird das der 
Annahme eines Zusammenhangs beider Bestimmungen kaum widersprechen. 
Erscheint der Satz von zehn Pfimd al.s daS normale Gewette des Königs, so 
kann das wieder recht wohl mit den Strafbestimmungen der Urkunden Zu- 
sammenhängen, die sich auch im eilften Jahrhunderte mehrfach in derselben 
Enuässigung fmiden. Gerade der Umstand, d;tss wir .sonst die Nachwirkungen 
alter fränkischer Strafsätze, insbesondere des Köuigsbannes, in Deutschland 
bis ins dreizehnte Jahrhundert verfolgen können®, während sich für die 
Sätze von hundert und zehn Pfund keinerlei Anhalt in den fränkischen Be- 
stimmungen über Friedensgelder findet, muss es doch im höchsten Grade 
wahrscheinlich machen, dass hier auf die italienische Bännstrafe zurückzugehen 
ist, zumal das wenigstens bei den Strafandrohungen der Utkunden gar keinem 
Zweifel unterliegen kann. Nur dass man die gewaltige Summe von hundert 
Pfund Gold nur für das höchste -Gewette beibehielt und die dem deutschen 
Rechte unbekannte Theilung der Summe fallen liess, sie nur als Gewette, nicht 
zugleich als Busse fasste, wie das ja mehrfach sogar in den dem italienischen 
Brauche sich enger anschliessenden Urkunden hervortritt.'“ 

So. — Dagegen ist nun umgekehrt der Ur.sprung eines andern hieher 
gehörigen Brauchs in Deutschland zu suchen, von wo er erst später auch iii 
Italien Eingang fand. Es handelt .sich dabei um die Androhung anderel- 
Strafen, als einer Geldstrafe, für die Verletzung des königlichen Befehls. 
Sehr liäufig wird diese, zumal wo es sich um Privilegien für Kirchen Itandelt, 
zunächst vom Gesichtspunkte der Sünde aus aufgefasst, es wird in den ver- 
schiedensten Wendungen mit göttlichen Strafen, mit dem Zorne Gottes 
und seiner Heiligen, mit dem jüngsten Gerichte, mit den Strafen der Hölle 
gedroht; oder aber es wird auch wohl in königlichen Urkunden mit kirch- 
lichen Strafen gedroht, darauf hingewiesen, dass der Uebertreter vom 
Pabste oder von Bischöfen mit dem Kirchenbanne bedroht sei. ' 

Seit dem Ende des zehnten Jalu-hunderts, auch im eilften nur noch ver- 
einzelt, häufiger erst im zwölften wird nun, in den .Schlussformeln der Urkun- 
den die Beleidigung des Königs durch Uebertretimg seines Gebotes ins Auge 
gefasst und dem Uebertreter mit der Ungnade des Königs gedroht. Es 
geschieht das in den verschiedensU-n Wendungen und Ausdrücken ; bei näherer 
Vergleichung ergibt sich aber bald, dass man übc-all wesentlich dasselbe im 
Auge luitte und dass es sich dabei nicht blos um eine allgemeine Redensart 
handelte, sondern dass diese königliche Ungnade mit ganz bestimmten Nach- 
theilen verbunden war. Die erste mir bekannte derartige Drohui^ finde ich 


8. Ein «plUeren Beispiel bietet eine Urk. K. I.udvige 133.3, wonach der Fürst hundert Mark 
Guld. andere Tünftig, zehn und sechs .Mark zahlen. Mon. Buica 5, 5U2. 9. Doch treten 

die neuen Strafen nun aucli wohl da an Stelle der alten, wo diese sonst noch beibehallen 
effsebeinen; so 1172 bei Verleihung eines Wildbaiins an Wirzburg statt des alten Konigs- 
bannes eine znr llAlfte an den König zu zahlende .Strafe von zehn Pfund. Man. Buica 2U. 
dö7. 10. Vgl. oben § 33 u. !). 

35 .- 1 . Vgl. Sickel Acta 1. 202. 
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980 in 4er Form, dass niemand den Befehl überschreiten solle, «t regiae vel 
imperiali» gratiae particepi esse velit.^ Sp&ter wird dann sehr oft Verlast 
der Gnade oder Zuziehung der Ungnade des Königs in Aussicht gestellt; der 
König befiehlt »iib ohtentu nostrae imperüiHa dignitati« gratiae oder atib 
jtetia gratiae; er droht dem Verletzer: a gr'atia noatra eonatituatur aiienua 
oder imperntoriae maieatatia gratia eareai; oder auch noatram oßenaio- 
7ietn, indignatioiiem regiam, iram et indignaiionem noatre maieatatia ae 
noverit ineinvitrum; später auch wohl indignationem imperii Romani et 
noatram^; oder mit bestimmterem llinweis auf eine Strafe: indignationia 
noatre penam aentiet, oder indignationem regiam eum pena debiia ae no- 
7'erit itieuraurimi.* 

Dem schliessen sich andere Wendungen an, wonach dem Verletzer ge- 
droht wird,, dass er der Beleidigung der Majestät schuldig sein solle. 
So schon mn 990: reum ae eorant regia noatra nuiiealate eentiat^; ähnlich 
1131: reum ae eaae aeiat regie maieatatia ; 1172: reua maieatatia itafice- 
tur; 1210: indignationem noatram et laeaae maieatatia pericidum ae no- 
verit incuraurum.^ Li einer Umschreibung heisst es um 1177: noverit ae 
noatram ita gratiam offendere, ae ai idem noatre eorone vel rebua imperü 
inhiriam deprehendei'etw irrogaaaej Bestimmter wird dann auch wohl auf 
die Bestrafung als Majestätsverbrecher hingewiesen; so schon 993t aeiat ae 
qwtai tranagreaaorem regiae maieatatia et gratiae iure redargui et detri- 
tnentiim pati; 1168: imperatoriae maieatatia reaa aeveriaaimae animad- 
vereimna paenae eeraolvat; 1193: penam tuet aibi debitam tamqtMm cri- 
minator et offenaor leae maieatatia^; und wohl gleichbedeutend um 1153: 
impei'iidi nuiieatate percuaaua, condigne aue pravitati habeat aubiaeere 
aententie.^ Oder aucli wohl mit gleiclizeitiger Betonung der Ungnade 1215: 
laeaae maieatatia reua a gratia noatra ae aentiat alientim et gravi aninv- 
lulveraione pleetendum.^'^ 

Während oft nur mit dieser Ungnade, oft nur mit den besprochenen 
Geldstrafen gedroht wird, findet sicli häufig auch Drohung von Ungnade 
und Geldstrafe verbunden. So schon 1003 im linmunitätsprivileg für 
Kainerich; eauaia regalibua ait obno.viua et inauper aolidia de. eulpabiUa 
iiuKeetur, wo cs sich noch um die alte Imniunitätsstrafe handelte; dann bei 
Wiederholung jener Formel 1145: iti eauaia regalibua ait obnoxiua et in- 
auper mille liltraa auri puriaaimi eotnponat.^^ Weiter 1048: reua impe- 
rialia poteatatia ijuinque libraa auri ad eiuneram regia vel imperatoria et 
totidem fratribiia peraolvat; 1113: noatram aucceaaorutnque noatroruan 
offenaionenh incurrat, — inauper etiam ad partea regiaa aex lUtraa auri 
integre peraolvat . Im zwölften Jidirhunderte wird dann die Verbindung 
immer häufiger; heisst es in Privileg für Korvei 1123 nur imlignatümia 

35. -I S. Dronke 33C. Ebenso 993: Beyer 1, 323. 8. 1226: Mon. Boi» 30, 141. 

4. 1123. 1206; Coä. We.«tf I. 152. Mon. Boica 29. 530. 5. Dümge 92. 6, T.ae«mblet 

I. 2ii5. jMon. Boi» 29. 405. llrilimer Actn 223. 7, Mon. Hoi» 31. 418-. 8, Mofl. 

Boica 28. 252. 29. 387. Wirtemb. U.H. 2. 287. ». Wh-terob. U.B. 2, 75. 1«. Mon. 

Boica 30, 35. 11. Böhmer AcU 32. 82. 12. Wirtemb. U.B. 1, 271. Beyer 1, 489. 
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no»tre penam sentiet, so wird 1162 bei sonst wörtlicher Wiederholung hinzu- 
gefugt cenftcm l. a. compogitura.'^ Es lieisst nun sehr häufig etwa nostra 
graüa careat et centum l. a. pergolvat oder in unmittelbarer Verbindung a 
gratia nostra exclusug oder Uinquam nostrae nuiiestatis reus centum l. a. 
componat. Ursprünglich steht offenbar beides in keiner näbern Verbindung; 
es sind die ursprünglich deutsche und die ursprünglich italienische Art der 
Drohung zusammengeworfen. 

36. — Sichtlich ganz gleichbedeutend mit der Drohung der. Ungnade 
oder der Strafe der beleidigten Majestät »ird nun im zwölften Jahrhunderte 
sehr häufig gesa^, da.«s der Verletzer dem Banne des Königs unterliegen 
soll. In allen Fällen, wo früher in Deutschland von der .Strafe des Königs- 
bannes urkundlich die Rede ist, scheint es sich durchaus nur um die Zahlung 
der alten fränkischen Bannstrafe zu handeln. Vereinzelt wird auch jetzt die 
Geldstrafe selb-stwohl als Bann bezeichnet; so 1174: banno ccc. librarirm a. 
subiaeeat'; oder als Zahlung des Bannes 1157: septuaginta Ubris imperia- 
lem bannum componat"^ ; oder bei der finihesten mir in Deutschland aufge- 
fallenen Erwähnung dieser ^Vrt als .Strafe des Bannes 1 106 : sub jioeiia nostri 
barmi c. librarum auri.^ Aber in der Regel wird er ganz in der oben be- 
.sprochenen Weise neben der Geldstrafe gedroht; es heisst periculo regalia 
barmi* oder regali banno subiaceat et centnrn l. a. componat^; oder auch 
regalis banni reus aildietus^ oder banno imperiali innodatua oder per- 
eusaus cention l. a. componat.' Die Drohung des Bannes ersetzt hier offen- 
bar die Drohung der Ungnade; und er wird denn vereinzelt auch wohl, wie 
diese, ohne Erwähnung einer Geldstrafe gedroht; so 1147: banno regali sub- 
iaceat findet sich das nicht öfter, so erklärt sich das daraus, dass iin zwölf- 
ten Jahrhunderte die Verbhidnng beider Drohungen überhaupt gewöhnlicher 
Ist Ebenso wird seit dem Beginne des Jahrhunderts in einer andern Wendung 
der Königsltann ohne ausdrückliche Beziehung zu einer Geldstrafe eniähnt; 
der König befielüt oder bestätigt regalia banni auctoritale, regia nostra 
aiu'toritate et banno, banni nostri promulgatione, regni poaito banno oder 
eub noatro banno.'* Bezeichnet der Ausdruck hier zunächst den schützenden 
Befehl des Königs, so dürfte man bei Verletzung desselben wohl auch hier 
eher die königliche Ungnade, als eine Geldstrafe zunächst ins Auge gefasst 
haben, da letztere in diesen Formeln nie erwähnt wird. 

Sehr wahrscheinlich, hat diese Anwendung des Ausdruckes Bann von 
Italien her in Deutschland ^Eingang, gefunden, wo derselbe in der besondern 
Bedeutung des fränkischen Königsbaunes in dieser Zeit wenigstens aus den 
Königsurkunden verschwunden war, der Aufnahme in anderer, wenn auch 
vei-wandter Bedeutung demnach nichts im Wege stand. In Italien^ bezeichnete 

18. Cod. Westf. 1, 152. 2. 96. 

36. — 1. I..w:ouiblet 1, 316. 2. Oesterr. Notizenbl. 1, 87. 8. Bnbmer Acta 68. 

4. 1141 ; I..acoinblet 1, 232. ö. 1151 usv. : Mon. Bnica 29. 306. Bühmer Acta 89. 95. 
129. Wirtemb. U.B. 1. 98. I.acomblet 1. 266. 284. 295. 6. 1149: Ucomblet I, 251. 

7. 1156.82: Bahmcr Acta 91. 1:14. S, 1108. 12.40 usw.: Bflbmcr Acta 69. Beyr-r J.482. 
Mon. Buica 29, 27U. 293. Wirieiub. U.B. 2, :19. 135. Lacumblet I, 245. 9. \'gl. § 27. 
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dor Au.sdnick schon lange zunächst den schützenden Befehl des Königs;, so 
scheint auch in Deutschland die entsprechende zuletzt erwähnte Anwendung 
die ursprünglichere zu sein. Der Aiusdruck bezujichnet dann in Italien auch 
wohl die »Strafe, welche die Verletzung des Ifefehls zur Folge hat; dasselbe ist 
auch in Deutschland der Fall» Aber während das dort immer eine Geld.strafe 
ist, fasst man in Deutschland vor allem als regcdinitssige Folge- die Ungnade 
des Königs ins Auge, bezeichnet insbesondere diese in verscliiedenen Wen- 
dungen als Bann, während man die Geldstrafe als eine auf besondere Bestim- 
mung beruhende Folge daneben erwähnt 

37. — Es läge nun allerdings die Annahme nahe, dass eine fas.sbare 
Wirkung der Ungnade oder des Bannes doch nur durch die so oft 
hinzugefügte Geldstrafe eintrete, dass auch da, wo das nicht der Fall ist, an- 
zunelunen sei, die Drohmig des Baunes sei gleiclibedeutend mit der Drohung 
einer Bannbusse, durch welche die königliche Gnadi- W)edererkauft werde; 
daun würde sich allerdings keiii Unterschied gegenüber Italien ergeben, wo, 
so weit die Urkunden das erkennen lassen, die Missachtung des königlichen 
Befehls lediglich die Geldstrafe,, nicht aber andere nachtheilige Wii-kungen 
nach sich zieht. Aber eine Keihc von Urkunden, in welchen statt der Ungnade 
bestimmU’re Strafen gedroht oder ausnalunswei.se neben Erwähnung der Un- 
gnade oder des Bannes U'irkungen derselben erwähut werdenj lassen keinen 
Zweifel, dass liier unter Ungnade mid Bann die Reich sacht zu verstehen 
ist, welche in den .spätem deutschen Rechtsquellen allerdings in der Regel 
nicht mit Bannus, sondern mit Proscriptio übersetzt wird. * Zunächst heisst es 
denn auch 1157 ausdrücklich; peuaiii c. lihrnruia a. — coinpotiai et impe- 
ratoriae prostviptioni subiaccat^, und hl weniger genauem Anschlüsse an die 
gebräuchlichen Formeln 1182 in Urkunde fTir Trient: hupn'iaUs bauni peri- 
tulo giibiaceat et proscriptorum poetiain sitbeat und impenUm'iae ]>i'osci'ip- 
tioiiia poemun rebii^ et ein'pore luant.^ Aber wenn auch der bestimmte 
Ausdruck sonst fehlt, so werden aufs bestimmteste gerade die mit rler .\cht 
verbundenen Nachtheile in Aussicht gestellt. »So heisst es am ausführlichsten 
1193 vom Verletzer eines .Schutzbiiefes für Kloster MarchthaU.oä iiiatiibuM 
Iwniiiiibiifl projitur putrie et eommunis ptteis v'wbitor et trinwijreseor iu- 
dieetur, mülaque pax xiln müeqiie relntn ab aliipiti eomereetin', jienaim/iie 
tuet tfihi ilelrittiin tuinquam eriminator et offevenr lese maiestaiis; er .soll 
hundert Mark an den Fiskus, fünfzig au das Kloster zahlen ; und am .Schlüsse 
der Urkunde heisst es nochinals: libertutis peivilepio ae officio dipnitatis, 
si qiu)d luibet, penitus deniuletw, pena pcenotn/ainoodiibtui perdonvde.* 
Es wird weiter gedroht 1133 und ebenso 1146: omni iure secul(iri — pri- 
veUtr coinposUurHs e. Ultras aiiri^; 1140: super euvt, <pti temerator huius 
donationis extitcrit, ira-m dei omnipoteiitis invoeamus, iüunujue nostrae 


37. - 1. Doch heisst es audi 1 187 hanm jn'oicrtptionü^ Mon. Germ. 4» 184; «/ra— 
tiam dtnuini nmitter^ ixt iiii Freiburger Stadtrechto run 1120 der Auitdruck für geAclitei 
xeiU. Dütnge 123. 2. Muu. liuica 20, ,^12. «t. UghelH 5, GlH). 4. M'irteinb. U.H 

2, 287. 5. Mon. Bniea 2!*, 201. 205. 
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■poteitatie reum et Romani regni Imsteni pronnnrütmiis^ ; 1147: atlindi- 
eatns hmefidis suis eitpolit'tur, et in ohstinatus fneriti etiam maiestalis 
reu« habeatur’’; 1156: potestutis honorieque «ui diffnitaie careat, i'eamque 
se divino imlieio existere, impei'atorie regieque maiestatie offensmn gra- 
niten' ineurriese eognoerat^ ; 1164: offenmm voetram inrurret graidmime 
et persona et possessumc hanni imperkdii pe»e suhiaeebit'^ ; 1182; sieiil 
reus nuiiestatis honoris sui pericuto suhiaceat et l. a. pro pena compo- 
nat‘^; 1199: gratis riostre eoqien'tem sese tum duhitet et tarn in pet'sona 
quam in rebus distrieta punienda seven'itate^^y 1226: indignniionem iin- 
perii Romani et nostram se novcrit incurrisse et violate pneis reus e,tn- 
stat^"^; 1349, wo auch die Proscriptio ausdrücklich erwähnt wird: post poenas 
indignationis, destitutionis et ptvscriptionis nostrax et amissionis inrium 
sHornm, honoris, conditionisi Status et gradus, quibiis eundein in casii 
praedicto declaramus evidenter fore privatum, in poenani centum marca- 
rum puri auri se noverit irremissibiliter incurrisse. 

In allen diesen Fällen handelt es sich sichtlich nicht nni etwas von der 
Unpiade und dem Banne des Königs Verschiedenos, noch ausser diesen An- 
gedrohtes, sondern uin eine mehr zufiillige genauere Betonung einzelner Folgen 
derselben, insbesondere Friedlosigkeit, Entziehung des Uechtsschutzes für 
Personen und Sachen, Rechtlosigkeit, Verlust von Lehen und Amt, überhaupt 
die Strafen der Beleidigung der Majestät, des Hochverratlis, wie sie bei Ver- 
nrtheihing in die Reidisoberacht verhängt wurden. 

38. — Es ist nun wohl selbstverständlich, dass nicht schon die einfache 
Uebertretung des königlichen Gebotes diese Folgen nach sich zieht, dass es 
sich dabei nur um eine bedingte Drohung handelt. Scheint das auch ntich 
der gewöhnlichen Fassung der Urkunden nicht der Fall zu sein, so ist doch in 
einzelnen ausdrücklicli gesagt, dass sie erst bei fortgesetztem Ungehor- 
sam Platz greifen. Die Drohung ist geknüpft an die Bedingung: nisi resi- 
piscat, oder nisi commonitus statim trsipuerit. • Auch mit ausdrücklicher 
Bestimmung einer Frist: nisi infra quadraginta dies resipuerit et congrtia 
satisfactione enuoubtverit oder si non reatum sutim infra quadraginta 
dies congma satisfactione corre.tcrit.'^ Und auch diese Frist läuft wohl erst 
von der erhaltenen Aufforderung zur Genugthuung: monicione tarnen ib; fuis 
Omnibus per mensem^prius prehaiAta competenti; que monicio si non pro- 
fecerit et f rat res placati non fucrint, onuiis pena memorata transgresso- 
rem cruciabit.^ Oder es wird auch die dreimalige .Vufforderung als Vorbe- 
dingung gestellt: si seemulo terciove comnmnita presumptionem suam non 
cot'rcxcrii oder secundo tei'ciove commonita si non sntisfeu tione congnia 
emeiidaverit.* Diese Bedingungen werden wir unbedenklich verallgemeinern. 


e. Mon. Boica 29, 272. 7. Mon. Boica 29, 298. 8. Wirtemb. Ü.B. 2, 101 . 9. Btlhmer 

Acta 154s Urk. für Italien. 10. Mon. Boica 29, 445. 11, Mon. Boica 29, 492. 

12. Mon. Boica 30, 141. 18. Bßhmer Acta 569. 

38. — 1. 1133. 46. 47; Mon. Boica 29. 201. 295. 298. 2. 1151. 56: Mon. Boica 

29, 306. Bflhmer Acta 91. 8. 1193: Wirtcnil. U.B. 2, 287. 4. 1123. 56; Cud. AVestf. 

I, 152. Wirlcnib. tl.U. 2, IUI. 
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sie auch da voranssetzen ■'dürfen, wo sie in den Urkunden nicht ausdrücklich 
erwähnt werden. Wegen Verletzung des in der Urkunde enthaltenen Gebots 
wandte nian sich überhaupt wohl in den meisten Fällen zunächst an den or- 
dentlichen Richter; erst wenn der Verletzer sich diesem nach wiederholter 
Ladung zur Genugthuung nicht stellte, trat die Ungnade, der Bann, die Acht 
des Königs ein; und es wäre möglich, dass die in der Urkunde aiisges[>rochene 
Drohiing dann die Wirkung haben sollte, dass es nicht nöthig war, sich an 
den König uni eine ausdrückliche Achtserklärung zu wenden, sondeni dass es 
dem ordentlichen Richter selbst zustand, den Verletzer als der Acht des 
Königs verfallen zu erklären.® 

Der Geächtete war nun aUerdings in der Ungnade, im Banne des Königs, 
der Rechtsschutz war ihm entzogen, als einen Feind der Rechtsordnung durfte 
niemand ihn beherbergen oder sonst unterstützen. Aber die in den Urkunden 
gedrohte' Echt- und Rechtlosigkeit, die Strafen des llochverraths waren nach 
den sonstigen Zeugnissen noch nicht an die Acht geknüpft; sie waren erst 
Folge des Verharrens in der Acht; so bei.sst es 1187 im Ge.setze gegen 
die Brandstifter in den Formeln der Urkunden sich näliernden Ausdrücken: 
Sl qtna autem a in'oacriftione — in/fa a»num et Jierii non fnerit abso- 
lutus, tmivei'go iure et hoiiorc et legalitate atin i>rivatua habeatur — ; 07iini 
quoque feodalc iure perju'tuo earelrit.^ Der Aechter konnte sich noch aus 
der Acht lösen, die Entziehung des Rechtsschutzes soll ihn dazu veranlassen. 
Vorbedingung ist jedenfalls, dass-er .sich zur Genugthuung an den Verletzten 
stellt, seinen Ungehorsam aufgibt, den aiigerichteüMi Schaden einfiich oder 
mehrfach vergütet. Aber auch dem Könige gebührt nun eine Genugtliuung 
wegen Missachtung seines Befehls; nach dem Sachsenspiegel hat der Aechter, 
der sich löst, dem Hofe’ .sechs Wochen zu folgen*; für jenen Einzelfall der 
Aeohtung wegen Brand.stiftung muss er Jahr und Tag das Reich meiden. 
Jedenfalls war aber bei der Lösung aus der Acht die dem Richter gebührende 
Wette zu zahlen®; und war das Gewette des Königs das höchste, so war 
schon damit i>ine grössere Wirksamkeit der Reichsacht gegenüber der Acht 
anderer Richter verbürgt. 

Und ebenso sind gewiss auch die Drohungen der Urkunden atif/.ulassen. 
Wie nur mehr zufällig in einzelnen Urkunden erwähnt wird, dass die Ungnade 
erst nach vergeblicher Aufforderung zur Genugthuung eintritt, so wird in ein- 
zelnen auch wolil die Lösbarkeit der Ungnade betont. So 1184: acitif ac 

38 . 5 « Ist die Erklärung in die Keichsacht in der Regel dem ICOmge selbst rorbehalten, 

so dass sie nach dem Mainzer Recht 1235 nicht einmal dem nofjustitiar zosteht, so scheint 
es doch, dass in Fällen, wo die Reichsaebt al.s unmittelbare Folge bestimmter Verbrechen 
rerfügt war, eine bezügliche Erklärung de.s ordentlichen Richters genügte. Wenigsteii.s 
hei.sst es 1187, da.s.s der lucendiarius dt sent^itia et ütditio iinperioJi protcripiiöni 
habeaUn' fnbiectut ; dann aber dass der Herzog, oder auch der Markgraf, Pfalzgraf. I.#and- 
graf oder (iraf pro$criptmn emn prouundet ac ddnde iuitittae suae auctoritata 

tHui prt^fcribat \ — ncc «i/ict/i earmn iieeai ta/eni itib.<olvere, nisi domtno .Moii. 

(Jenn. 4. 184. ll« Mon. <ienn.4. 184; vgl. 2(»8. 3H». Süchs. I^undr. III. 34 3. 7, Sfldis, 

J<audr. III, 34 § 1. 2. 8. 1235: Mun. Germ. 4. 3H>. 
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fft'ntinni nostrnm ih’iueruissii <‘t iiwte ai'vcvitntiii noslt’e indiffnatiouem iw- 
que ad condif/naiih gaHs/actioiiem inemvisae.^ Uabei wird denn wohl die 
Zahlung der Geldstrafe als Bedingung der Lösung hingestellt; so 1153 in zwei 
gleieiizeitigen Urkunden: regie maiestatis offenaam ae noacal incurriaae, 
quouaquea aua prcaumtioJie nuinwm rctrahat et pro viandati regii (ram- 
greaaione x.v. Ubraa auri in camera noatra peraolvat und donec rcaipiaeens 
a aua i»'eaumtione deaiata t et pro mandaU noatri ohstinatu tranagreaaione 
XJ'. Ubraa auri gazia regiia aecuinulet^**; und 1189: imperiali hanno 
noatro auhiaceat, quouaque quatimr lilyraa auri piv poena, duaa catnerae 
noatrae et duaa iniuriam paaaia, peraolvat.^ ^ 

39, — Wie das hier ausdrücklich gesagt ist, so haben wir gewiss auch 
in andern Fällen die gedrohte Ungnade oder Acht zunächst nur als eine Mass- 
regel zur Erzwingung des Gehorsams zu betrachten, als eine vorläufige Ent- 
ziehung des Rechtsschutzes, welche aufliört, sobald der Verletzer die Tür die 
I,ösung gestellten Bedingungen erfüllt. Zugleich aber müssen diese Stellen uns 
darauf hinführen, die Geldstrafe, welche oft neben der Acht gedroht wird, mit 
dersell)cn in der Weise in Verbindung zu bringen, dass die Zahlung der 
Geldstraf e als Bedingung der Lösung aufznfassen ist An und für 
sich ergibt sich eine solche Verbindung aus der Fassung der Urkunden in der 
Regel nicht. Wie lieide Drohungen unabhängig von einander aufgekommen 
sind, die eine in Deutschland, die andere in Italien, wie auch später bald nur 
die eine, bald nur die andere angewandt wird, so erscheinen sic auch da, wo 
von beiden die Rede ist, raeistentheils ohne innern Zu.sammenhang nelwnein- 
andergestellt; cs wird einfach Bann und Geldstrafe gedroht, oder noch schärfer 
geschieden etwa noa/ram offenaam incurrat et inauper — peisolrat oder 
praeter indignationem noatram — componatA Einzeln gedroht, konnte es 
sich dabei allerdings um wesentlich verschiedene Wirkungen handeln; bei der 
deutschen Acht kommt allerdings auch immer eine Geldstrafe, das bei der 
Lösimg zu zahlende Gewette, in Betriicht, aber das Hauptgetticht fallt doch 
auf die Entziehung des Rechtsschutzes, für die Person, welche sich bei fort- 
gesetzter Hartnäckigkeit zur Rechtlosigkeit und zur Verurtheilung als Hoch- 
verräther steigert; in Italien dagegen handelt es sich in erster Reihe um eine 
hohe Geldstrafe, während uns nichts nötliigt anzunehmen, dass iiuEalle des 
fortgesetzten Ungehorsams dieser andere Folgen hatte, als Sicherung der ver- 
weigerten Zahlung durch Beschlagnahme des Vermögens. Wird dagegen beides 
zusammen gedroht, so kann es sich offenbar zunächst gar nicht um zwei un- 
abhängig von einander gedrohte und nebeneinander bestehende Strafen han- 
deln, sondern nur um die alternative Drohung, entweder geächtet zu sein, oder 
die Geldstrafe zu zJihlen; die Acht kann nicht gelöst werden, ohne Gehorsam 
des Aechters, welcher Zahlung oder Nachlass '■* der Geldstrafe voraussetzt; 


9. Lacomblet I, 346. 10. Lacombict 1, 259. 260. II. Bsbmer Acta 151. 

39. — 1. Beyer 1. 489. Bftbmer Acu 82. Mon. Boica 30, 208. 230. 240. 2. 1193 
vinl eine etvaige Mildemng der Geldstrafe auf Fürbitte der Vorletzten ausdrücklich ror- 
gesehen. Wirtemb. U.B. 2, 287. 
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(lur Afcliter liiitte keine Veraiilas.--ung zur /aliluiig der Geldstrafe, wenn er 
trotzdem in der Acht bleiben würde, während etwaige zwangsweise Eintrei- 
bung der verfallenen Geldstrafe erst mit der überacht nach versäumter Losung 
eingetreten sein dürfte. Die neben der Ungnade gedrohte Geld.strafe kann uns 
daher wohl nur die Suimne bezeichnen, mit deren Zahlung nebst Erfüllung 
der andern IJedingungen sich jemand binnen Jahr und Tag aus der Acht 
ziehen konnte. Und l«ji diesem engen Zusammenhänge ist es daun um so er- 
klärlicher, wenn die Geldstrafe als Strafe der Ungnade oder des Bannes, oder 
wohl geradezu als Bann bezeichnet wird. ^ 

Die Drohung der Giidstrafe neben der iVeht hat zunächst den Charakter 
einer Verschärfung der Massregel, da die ans Italien übernommenen Sätze 
ungleich höher sind, als es das dem deutschen Könige bei Lösung aus der 
Acht gebührende Gewette gewesen sein wird; denn selbst im zwölften Jahr- 
hunderte, wo sich nach unserer Annahme unter dem Einflüsse der italienischen 
Sätze schon an und für sich ein höheres Gewette des Königs festgestellt hat, 
erreicht die.ses doch nur in seinem höch.sten Satze die am gewöhnliclisten in 
den Urkunden gedrohte; Strafe.* War nur die Ungnade gedroht, so fiel die 
darin liegende VersclWirfung fort. Wird nur die Geldstrafe gedroht, so wird 
darin kaum eine Milderung zu sehen seht, insofern hartnäckige Verw'eigermig 
einer dem Könige gebührenden Zahlung wohl zweifellos zur Aechtung führen 
koimte, auch wo das nicht ausdrücklich ausgesprochen ist 

40. — Fanden wir nun aber weiter oben .Strafen gedroht, welche sonst 
nur hl. Folge der Oberacht eintraten, so ist das auch hier zweifellos nur so 
zu verstehen, dass .<ie erst eintraten, wenn der Verletzer es versäumte, sich 
binnen Jahr und Tag aus der Acht zu ziehen. Eine solche Abstufung finde 
ich in den Urkunden .selbst mu' einmal angedeutet, wenn es 1147 heisst: ui«i 
cointiwnitus slatirn resipiierit, luUiniicatua btnt'ju'iis suis sxpulU'tur,. et si 
ohstinatua fuerit, etiam iiuiicatatia reua Jtubcutur^; und auch das würde 
insofern den .Stufen der Acht und Oberacht nicht genau entsprechen, als we- 
nigstens nach den spätem Quellen auch der Verlust der Lehen erst mit der 
Oboracht eintrat. Aber. die-Gesammtheit derlh'kunden wird da keinen Zweifel 
lassen. Aus der ganzen Reihe der sich steigernden uachtheiligen Folgen der 
Verachtung des königlichen Befehls, von der einfachen Aufforderung zur Ge- 
nugthuung bis zur überacht, wird in den Urkunden bald dieses, bald jenes 
Moment betont; die in der einzelnen feldenden Glieder sind nach dem fest- 
stehenden Gange des Achti-erfahrens zu ergänzen. Fmiden wir oben .Stellen-, 
wonach die Acht als schlechtwt.‘g durch eine bestimmte .Summe löslich er- 
scheinen müsste, so ist doch gewdss auch da zu ergänzen, dass die Lösung au 
eine bestimmte Frist gebunden ist, dass es bei hartnäckigem Ungehorsam doch 
auch da zur Oberacht kommen kann. Wird andererseits dem Verletzer in den 
Ifrkunden unmittelbar mit den Folgen der Oberacht, mit den .Strafen des 
llochverraths gedroht, so hat man gewiss auch da oben nur auf die äussersten 

39.-] 3. Vgl, § 30 n. 1. 4. Vgl. § ai. 

4C. - 1. Mon. Boica 29, 298. 3. Vgl $ ;J8 n. 10. 
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MaÄsruj'flii liinwoiseii, nicht etwa misiialiinsweise die •'ewiiluilinhun Vorstufen 
aiisscliliesscn wollen. ■ 

Nach allem Gesacten tritt in den deutschen Urkunden die Anschauung 
in den Vordergrund, dass die Nichtachtung des königlichen Befelils zuhächst 
Entziehung der Gnade des Königs und damit des Rechts.schutzes zur Folge 
Iiat, welolie schlies.slich zur \^erurtheilmig in Echt- und Rechtlosigkeit und in 
die .Strafen des Hochverräthers führen kann. Daneben folgt man aucli wohl 
dem aus Italien fibcrnominenen Brauche, nur eine hohe Geldstrafe anzudrohon; 
beides erscheint dann s])üter in der Weise vereinigt, dass die Geldstrafe zur 
Lösiuig ans der Acht zu zahlen ist. 

41. ! — Kommen in Deutsöhland in den Kaiserurkunden .Strafformeln nur 
ausnahmsweise vor, so finden wir sie in Italien fast in jeder Urkunde. .Aber 
da handelt es sich früher durchweg mu" um Drohung von Geldstrafen ; D r o- 
hüngdör Ungnade in Italien weiss ich in frühern Zeiten gar nicht 
uaclizuweisen ; fiir das- eiltle Jahrhundert ergab eine grosse An»ihl von Ur- 
kunden nur w’enige vereinzelte Fälle. Nämhdi um 1030 in Deutschland fiir 
Vercelli: noalrae maieatatia n-iia erit, inaiijxr tn. l. a. — ae compoaititrion 
noverit; 1047 zuJVIantua fiir Titfin: aciat ae'l. a. er. compoaiiKrum — rwa- 
triu’que inauper incidiaae maieatatia offmaam’, 1081 zu Lucca fiir Aglei: 
aciat ae noalre nuiieaUitia indipnacionrm inciirriTC et ae coiihposititrum in. 
l.a.^ Die Uebereinstimnmng mit entsprechenden ^Airmeln deutscher Urkunden 
ist so gross, dass beide nicht wohl unabhängig von eirrander aufgekoininen 
sein können. Und dann ist zweifellos mu' an ein vereinzeltes .Vnschliessen der 
italienischen Kanzlei an den deutschen Brauch zu denken, nicht an das Um- 
gekehrte. Denn nicht allein, dass sich Drohungen dieser Art in Deutschland 
früher und insliesondere auch, obwohl hier Drohungen überhaupt nur selten 
Vorkommen, häufiger finden; dass sie in Italien auch in der ersten Hälfte des 
zwölften Jahrlumderts vereinzelt bleiben, während sie nun in Deutschland 
gerade in den Zeiten K. Lothars und Konrads 111, wo ein Einfluss von Italien 
her am wenigsten anzunehmen ist, immer häufiger werden. Es wird insbeson- 
ilero zu beachten sein, dass nur in Deutschland diese Drohnngen der Ungnade 
selbstständig Vorkommen, hier an nnd fiir sich als genügende .Sicherung des 
Gelwts aufgefasst werden, während sic in den vereiiuelten Fällen aus Italien 
nur der Geldstrafe angehängt sind. 

Wie in Deutschland finden wir dann auch in lUlien in diesen Formeln 
niit dem Banne gedroht, und zwar in den mir bekannten Fällen hier schon 
l’rüher, wie das unserer ^Vnnahme, dass diese Anwendung des Ausdnicks aus 
Italien übernommen sei*, entsprechen würde. Die früher angeführten Erwäh- 
nungen des Bannes in Königsurkunden des eilften Jahrhunderts lassen sich 
wohl anstandslos auf die ältere Bedeutung beziehen, auf den durch Geldstrafe 
gesohntzten Befehl oder die Geldstrafe selbst. * Eine andere Auffassung scheint 


41 , — 1 « Mon. patr. (*h. 1, 524. 565. Stumpf Acta 70. IIei.si;t cs 1070: Rens n*^tre 
eurit n$4ieetur et c. l.a.tolvere ctnuUur (Antiq. It. 2,949), 80 ist die Beziehung sweifolbaru 
2. Vgl S 36 p. 9. 3. Vgl. § 27. 
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aber doch uiitcrzulie);<'n, wimui es lü95 und sjenau ebenso in zwei Urkunden 
von llll heis.st: »i/W«’ l. a. compoDitiirtm hrnitio nostro auhiaeebit.^ Denn 
einmal schliesst sich dasselbe schon genau an die später häufig vorkoramenden 
Korineln an, in welchen siditlich ganz gleichbedeutend bald mit der Ungnade, 
bald mit dem Banne gedroht wird. Dann aber kann nach der Fassung an und 
für sich der ,\usdnick hier nicht mehr den schützenden Befehl bezeichnen, 
auch nur gezwungen auf die (ieldstrafe bezogen werden; hanrw aubiacere 
wird doch zunächst einen Zustand bezeichnen, das im Banne .Sein, das .Sein 
in der Ungnade des Königs, welches die Verletzung des Bann befehles zur Folge 
hatte. Dem entspricht es, wenn es 1116 bei einem Verzichte zu Günsten 
Nonantula’s in die Hand eines Buten des Kaisers heisst; Etat aitpraacriptatn 
traimii'iionem non obacrvaomnf, incidant in penam et baunutn impeixt- 
loi'ia^; der vou der Geldstrafe geschiedene, aber als .Strafe der Uebertretung 
gedrohte Bann kann hier wohl nur eine der Acht entsprechende Bedeutung 
haben. 

Erst unter den .Staufern finden wir dann häufiger auch in Italien: repio 
hanno aiibiaceat et c. l. a. peraolvat oder reiia eriminia nmieatatia et c. l. a. 
eomponat und andere den deutschen entsprechende Formeln. Und hier in 
Italien drohen nun nicht allein die Könige, sondern auch die Legaten in ihren 
Urkunden ganz in derselben Weise; der Verletzer soll gratiam d. imperato- 
ria et noalrain anuttere^ oder aub banno d. imperatoria poaitna^ oder im- 
peratoriae maieatatia retia^ sein und eine, den Sätzen in den kaiserlichen 
Urkunden entsprechende Geldstrafe zahlen, während in dem einzigen mir aus 
früherer Zeit bekannten Falle, dass ein Königsltote aussergerichtlich mit einer 
Geldstrafe droht, eben auch nur von dieser die Rede ist. ® Und zeigt sich der 
nähere Anschluss an den tniheren italienischen Brauch wohl noch immer in 
dem hier regehnässigeren Zutügen der Geldstrafe, so finden sich nun doch 
auch einzelne Fälle der blossen Drohung des Bannes; so sagt 1164 der Kaiser: 
offenaam noatram ineni'ret et peraotui et poaaeaaione banni imperialia pene 
aiibiiwebit, oder 1194 der Legat: imperkde-m ae noverit indignalionem in- 
enrrere et banno knperkdi aiibiaeered*^ 

Diese Ausdehnung der Befugniss zur Drohung des Reichsbanns auf die 
Reichsl)oten, die luimittelbaren Vertreter des Königs, aber auch nur auf diese, 
scheint mir besonders deutlich hervortreten zu las.sen, dass liier ein engerer 
Zusammenhang mit dein älteren Königsbanne nicht mein’ besteht, obwohl beide 
in ihrer urkundlichen .\nwendung an die .Straflbrinel der Künigsurkunden sich 
eng anknüpfen, hier sich weniger ein bestimmter Gegensatz, als ein langsamer 
Uebergang ergibt. Der ält«>re Königsbann war wenigstens in seiner gericht- 
lichen Anwendung zu einer Befugniss aller höhern Richter geworden; sie durf- 
ten im Namen des Königs einen Befehl erlassen und dabei Geldstrafen in der- 


41 . — ] 4# Böhmer Acta 6t>. Mon. patr. Ch. l, 737. Stumpf Heg. nr. 3055. 5« Tiraboschi 

Non. 2, 227. 6« 1159. 53. 93: Sarioli 1, 255. Zacharia Anecd, 234, Ugliclli 1. 461. 

7* 1164. 65. 74: Mcm. di Lucca 4b. 181. Miltarelli .\nn. 4. 24. 46. 8« 1172. 75: Busui 

398. Satioli 2, 48. 9. 1043; Autiq. It. 6, 53. 10, Böbmer Acu 154. GiuUni 7, 561. 
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seihen Ilölie, wie sie der König vertilgte, andrulien. Uei stiitiger.Eiitwieklimg 
wäre anzuncinnen, dass nun auch die Hefiigniss zurDmliimgdes Köiiigslianiies 
in seiner jetzt hervortretenden Bedeutung der Ungnade des Königs auf sic 
übergegangen wäre. Aber dafür findet sich kein Beispiel. In ganz einzelnen 
Fällen ahmen einheimische Gewalten wohl die .Straflörmeln der Künigsiu-kun- 
den nach; aber dann ist es eigene Ungnade, eigener Bann, was sie androhen. 
.So 1114 Mathilde: nostram imlam volunlatem hu'nrral et l. Ubras L. 
eomp&nat^^; so 1224 der Podesta von Pavia nostram iruUpnationem et 
bannuni comniunis Papie se norerit inciirsitrtonJ'^ Damit .stimmt früher 
Gesagtes. Gegen Ende des eilften Jahrhunderts verwischt sich vielfach der 
Charakter des ältern Königsbannes, dessen fiilher gebräuchliche Anwendung 
dann ulierhaupt aufhört; uni so leichter konnte um dieselbe Zeit der Ausdnick 
in einer auf wesentlich anderer Grundlage beruhenden Bedeutung Platz greifen, 
der sich zunächst nur beim Könige selbst an die frühere Anwendung enger 
anschliesst, während der abgeleitete Königsbann anderer Richter nicht in 
diesen Keichsbann übergeht. 

42. — Dürfte uns die angegebene Entwicklung der .Stralformeln für die 
Sache selbst massgebend sein, so würde sich etwa folgendes ergelicn. Wäh- 
rend in Deutschland von jeher dem Verächter des königlichen Befehls zunächst 
mit der Ungnade oder Acht des Königs gedroht wird, trifft ihn in Italien nur 
eine Geldstrafe. Vereinzelte Drohungen der Ungnade im eilften Jahrhunderte 
in Italien werden eine geänderte Auffassung noch nicht nothweiidig em'eisen, 
da die .Vnnahme eines mehr zufälligen Aufnehmens der deutschen Formel ge- 
nügt. Gegen Ende des Jahrhunderts muss dann aber auch in Italien die der 
deutschen entsprechende Auffassung schon Eingang gefunden haben, da sie 
auch in einer die Ungnade als Bann bezeichnenden Fonnel auftritt, welche in 
Italien selbst aufgekommen zu sein scheint. Im zwölften Jahrhunderte sind 
dann die Erwähnungen des Bannes in einer der deutschen Acht wesentlich 
entsprechenden Bedeutung überaus häufig. Das würde dann auf Einfluss von 
Deutschland her schlicssen lassen, aie er sonst in glcicii6m Masse sich kaum 
irgendwo geltend macht, aber doch auch hier bei der engen Beziehung der 
Massregel auf die Person des gemeinsamen Herrschers weniger auffallen würde, 
als bei andern Rechtsinstituten. 

Ist aber die Beeinflussung der bezüglichen Formeln von Deutschland her 
kaum zu bezweifeln, so ist damit das frühere Nichtvorkommen der Acht 
in Italien selbst noch nicht erwiesen; die Sache konnte immerhin von jeher 
vorhanden sein, ohne dass das in den bezüglichen Fonnein nothwendig hätte 
zum .\iisdrucke gelangen müssen, so auffallend das Fehlen jeder Andeutung 
auch sein mag. Aber es sclieint mir jene Annalune doch sehr dadurch miter- 
stützt zu werden, dass auch anderweitige Andeutungen zu fehlen scheinen, 
selbst da, wo man dieselben bestimmt erwarten sollte, wenn die .Sache selbst 
bekannt war. ' 


11 . Tirnbusdii Non. g, 2'i4. 12. Beilagen. 

42. — 1. Auf das NichtTorkommen solcher Andcnlungeii habe ich erst in letzter 
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Vor allem wiril da zu beachten ^eill, dajs.s der longobardischen (»c- 
setzgebung die Friedlosigkeit als öffentliche .Strafe durclians fremd ist. Nur 
die Fehde, das Recht des Vdrletzten oder seiner Verwandten auf Rache, ist 
anerkannt, wenn auch überall das .Streben hervortritt, sie möglichst zu be- 
schränken. Aber die Fehde begründet nur eine Friedlosigkeit bestüumten 
Personen gegenüber, der Staat mischt sich da nicht ein, hält sich nicht Tür 
Itefugt, die Verletzten in ilirem .Streben nach Raclie zu hindern, trifft aber 
auch keine Vuikehrungen, sie tlabei zu unterstützen; es findet sich keine An- 
deutung, dass dem Faidosus der Rechtsschutz überhaupt entzogen sei, um ihn 
durch eine solche Verschlimmerung seines Zustandes um so mehr zu Ver- 
suchen, die .Sühne des Verletzten zu erlangen, auzutreiben. 

Das fränkische Recht kennt von jeher die Friedlosigkeit und wir finden 
sie denn auch in den Theilen der fränkischen Gesetzgebung, welche in 
die longobardische Gesetzsammlung aufgenommen wurden. Aber doch nur in 
be>chränkler Weise. Jene Friedlosigkeit einzelnen Personen gegenüber, wi(? 
sie sich aus der Fehde ergab, suchen die f Jesetze zu beseitigen; bei Ver- 
letzungen Einzelner soll die Fehde möglichst durch die Busse ersetzt werden; 
d.is mehrfach vom Könige verfügte E.xilium hängt nicht näher mit der Fried- 
losigkeit zusammen, erscheint wesentlich nur als Mittel, .Störungen des öffent- 
lichen Friedens durch das Streben der Verletzten nach Itache zu verhüten.^ 
Die Forbannitio im .Sinne der Entziehung des Rechtsschutzes kommt nicht vor 
bei Verletzungen nur der einzelnen Person, sondern da, wo die allgemeine 
.Sicherheit durch Menschen bedroht ist, welche sich ohne Eigen im Lande 
horumtreiben, kein Vermögen haben, mit dem sic büssen könnten, sich dem 
Gerichte nicht stellen und sich Jede Missethat erlauben*; es ist insbesondere 
der Latro, welchem die P'orbaimitio gedroht ist, worunter wohl überhaupt alle 
Leute zu verstehen sind, welche sich in dauernden Gegensatz zur rechtlichen 
Ordnung gesetzt haben, von denen Bereitwilligkeit zu rechtlichem Austrag 
überhaupt nicht zu erwarten ist. jVIs Folge dieser Forbannitio erscheint ins- 
K'sondere das Verbot, sie irgendwie zu unterstützen; es ist darauf eine Geld- 
strafe gesetzt*, oder es heisst wolil, dass der, welcher sie nicht ausliefert, für 
' den von ihnen fingerichteten .Schaden verantwortlich .sein soll.® Und es kann 
fraglich sein, ob da völlige Friedlosigkeit eintrat, jeder sie ungestraft an Per- 
son und .Sachen schädigen durfte; bestimmt ausgesprochen ist es nicht; heisst 
es, dass wenn ein Räuber, der nicht genugthun will, beim Versuche, ihn ge- 
limgeii zu nehmen, erschhigen wird, das weder Fehde noch Busse nach sich 
ziehen, also straflos sein soll, so würde die Beschränkung auf den bestimmten 
Fall eher gegen allgemeine Friedlosigkeit sprechen.® 

üb die fränkische Forbannitio bedeutendere Nachwirkung auf Italien ge- 
habt hat, kann fraglich erscheinen; den Ausdruck selbst scheint niauimeilften 

42.-1 Zeit geachtet; mehr (jewiebt mochte ich auf eine freundliche Mittheiluug Wü«teD< 
fcldfi legen, wonach auch diesem troU ausgedehntester Kenntniss der Quellen Erwfthnungen 
der Friedlosigkeit in Italien vor dem zwölften Jabrliunderte nicht bekannt sind. L. Pap. 
Karol 19. Lud. 12. 14. 18. 3 , L. Pap. Karol. 127. 4 , L. Pap. Karol. 47. 48. Pip. 41. 

o* L. Pap. Karol. 127. 6« Pap. ExtraT. 2. 32. 
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JalirhunderUi nicht verstanden zu haben.* ln der .spiitmi italieiiiKclien 
Gesetzfjebung fehlen denn auch bestiiiuiitere Zeugnisse über 'die Aeehtiing. 
Es scheint mir insbesondero bezeichnend, dass nach einem Gesetze K. Wido’s 
der Räuber vom Bischöfe und Grafen zur Genugthuung aiigehalteu werden 
soll; weigert er sich, so soll nun nicht etwa Forbaanitio durch den Grafen, 
sondern Excommunicatio durch den Bischof gegen ihn ausgesprochen werden; 
es ist dann Sache des Grafen, sich seiner zu bemächtigen, und wird er dabei 
erschlagen, so ist das im Anschlüsse an die erwähnte fränkische Bestimmung 
als straflos bezeichnet. * Gerade das Hinweisen auf die entsprechende kirch- 
liche Massregel scheint mir sehr dafür zu sprechen, dass die Aüsschliessung 
aus der weltlichen Rechtsordnung in Italien kein geläufiger Begriff war; jene 
Entziehung jederllnterstützung, welche bei der Forbannitio betont wird, wurde 
auch durch die Exeommunreation bewirkt, welche mehrfach als Zwangsmass- 
regel benutzt sein mag, auch wo es sich nicht zunächst um Verletzungen der 
Kirche handelte.* 

In andern Gesetzen ist mehrfach von der Bestrafung der Verbrecher die 
Rede; aber es finden sich keine der Aechtung entsprechende Massregeln gegen 
die Person gedroht für den Fall, dass man ihrer nicht habhatl wird. Nur in 
dem 1054 zu Zürich erlassenen longobardisclien Gesetze gegen die Giftmischer 
ist darauf Rücksicht genommen. Es ist zunächst Tod imd Gütereinziehung 
gedroht; dann aber wird bestimmt, ut quicumgite hominibus praedicti reatu« 
noxiis refaffivm aut aubsidium aliqnod praebiuTit, omnia eiua poaaeaaio 
in pubUcum veniat: ipae vero noatram omniumque noatrorum indipnoi- 
tionem Es findet sich hier also nicht allein das Verbot der Unter- 

stützung, sondern die dem flüchtigen Verbrecher ' ' gedrohte Indignatio kann 
nach dem früher Gesagten wohl nur die sich in Friedlosigkeit äussernde Un- 
gnade des Königs sein. Dann aber dürfte doch zu beachten sein, dass sich 
die Bestimmung damit der Ausdrucksweise der deutschen Urkunden eng an- 
schliesst, während der später zunächst in Italien gebrauchte Ausdruck Bann 
doch ganz nahe gelegen hätte, wenn er damals in diesem .Sinne schon geläufig 
gewesen wäre. Sollten sich nicht anderweitige Zeugnisse finden, so möchte ich 
in' dieser .Stelle weniger einen Beleg dafür sehen, dass die Aechtung auch dem 
frühem italienischen Rechte nicht fremd war, als vielmehr ein erstes Zeugniss 
für den Einfluss der deutscheil Anschauung. 

Auch in den Urkunden finde ich nie eine Andeutung, dass gegen den 
Ungehorsamen initEntziehmig des Rechtsschutzes für die Person vorgegangen 
wurde. Wie alle Drohungen sich auf Zahlmig hoher Geldstrafen beschränken, 
so sind alle- gerichtlichen Zwangsmassregeln gegen d.as Vehnögen des Unge- 

7. Vgl. I.. Pap. Karol. 47. Gl. und Exp. Später kommt der Ausdruck auch in Italien wohl 
wieder yor. 8. b. Pap. Wido 1. 9. Vgl. hei Proxana 334 ff. die überaus genauen 

Formeln für die. zunSekst um Ü98 gegen .\rduin ycrliSngte Excoinmunication, wo es insbe- 
sondere in der LSseformel heisst, dass die Verletzten zugegen seien und ihnen vor der 
l.Aanug Genugthuung nach gitttlichem und weltlichem liecht geleistet werden soll. 10« L. 
Pap. Heinr. II. 3. 11, Auf diesen wird sich doch ipie beziehen, nicht auf den Uelfer. 

12. Vgl. $ 35 n. 3. 
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hürsameii Keriditet. Bei dinglidicii Klagen verliert der Ungehorsame vorläufig 
den Be.sitz der .streitigen 8aelie. Bei Klagen aus hürgerlicheu Forderungen 
scheint nur mit Pfändung und Besitzeinweisung vorgegangen zu sein. Bei den 
hier zunächst zu beachtenden .Straftallm ergel>en atier die L'i konden und Pro- 
aisstonneln als Zwangsmassregel gegen den Ungehorsamen gleichlälls nur eine 
Bannung des Gutes, nicht der Person'^; da.s Gut wird mit Beschlag be- 
legt, nach einem .lahre conti.scirt. Aber nirgends findet sich eine Andeutung, 
tias» der uugelior.samc^ Verbrechei' Iriedliw sein soll oder, wa.s bei dl*m s|)ätern 
italicni-sehen Bann besonders betont wird, dass er wegen seines Ungdiorsanis 
als überwiesen und verurtheilt gelten soll. Es steht nichts im Wege, an/.ii- 
nehiueu, das.s wvmi er sich auch nach Ablauf <les Jahre.s .stellt, sein Gut zwar 
verwirkt ist, nicht alair dies Ki'clit auf Vertlieidigung. ' ' Und diese Annahme 
findet jedeubdis eine gewichtige Unter.stiilzuiig dariig das.s aucli das sizilische 
Recht, worauf wir zurückkommen, vor hricdrii'h II bei .Stratfällen nur Ihin- 
ining des Vermögens und Confi.scation desselben nach .Vblanf de,s Jahres 
kannte, dem Beklagten aljer uu.sdrücklich auch dariiber hinaus das Verthei- 
digungsrechl ziige.staiid, während die Fritxllosigkeit erst durch Fricdricli II 
eiiigetiihrt erscheint; urs[<rünglich gomein.same longobardische Reclitseinrich- 
tmigen sclieinen da doch nmssgebend gewesen zu sein. Bracluen die Bamiung 
lies (»Utes verbimden mit der Uiimöglidikeit Itir den Ungehorsmnen, sich in 
dem Gerichtsbezirke, wo er beklagt war, unfiehelligt aufzubalteii, ihn ancli 
vielfacli in eine Stellmig, welche that.sächlich sich der des Geächü'len näherte, 
so ist die ivchtliche Auffassung doch eine durchaus verschiedene; die Bannung 
des Wrmögens, welche in Ueutschland nur nebenbei in Betracht kommt, 
.scheint im äJtem italienischen Ueciit die einzige Zwaiigsmas.sregel gegen den 
ungehorsamen Verbreclier, die .Vechtuug der Person demselben unbekannt 
zu sein. 

VJ. .STAEDTLSCÜER BANN. 

43. — Gegen die Annahme, dass ein der Aechtung entsprechender Bann 
dem altem italienischen Hechte fremd war, ein solcher erst um den Beginn des 
zwölften Jahrhunderts zunächst als Reichsbann unter deutschem Einflüsse 
Eingang fand, erheben sich nun dadurch Bedenken, dass wir in der staufischeii 
Zeit auch in den städtischen Gemeinden einen sulchen Bann in ausgedehntester 
Anwendung finden. Bei blosser Berücksichtigung der Zeitmuniente würde aller- 
dings nichts im Wege stehen, den erst gegen die Mitte des Jahrhunderts be- 
stimmter nachweisbaren städtischen Bann als Nachalmiung des Rcichsbannes 
zu fassen. Aber er zeigt doch, nicht blos der deutschen Acht, sondern auch 
dem italienischen Reiclisbaune gegenüber so viel Eigciitbümliches, es stehen 
Reichsbann und städtischer so unvermittelt neben einander, dass es bedenklich 


42. — 1 18. Vgl. § 10 n. 7. 14. AutdrUcklich genagt üt du in einer Glonse zu L. Pap. 

Lud. 16, die sich aber zniii Tbeil big auf den Wortlaut an die entaprecliende Bettimmung 
des rtimiscbcu Kecbla (I.. I. ‘ 2 . Cod. 9, 40) ansebliosst. 
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scheinen muss, dort den Ausgangspunkt für ihn zu suchen, dass .an und für 
sich die Annahme doch näher liegt, es handle sich einfacli um eine Anfnalime 
oder Weiterbildung schon friiher in lt.alien üblichen Rechtes. Wäre das aber 
zuzugeben, so würde dann auch für den italienischen Reiclisbann jener Zu- 
sammenhang sehr in Frage gestellt sein; denn trotz mancher Abweichuntren 
stimmt er auch wieder gegenüber der deutschen Acht so vielfach mit den 
Eigenthüralichkeiten des städtischen Hannes überein, dass dann doch auch für 
ihn die Grundlagen tnelfach zunächst im italienischen Rechte zu suclien sein 
würden. Wir beginnen mit den Untersuchmigen über den städtischen Bann, 
da wir annehmen müssen, dass die besondere Ciestaltung der Aeclitung in 
Italien, mag auf diese nun fremder Einfluss eingewrkt haben oder nicht, hier 
am bestimmtesten hervortreten wird. 

Ueber den Bann, wie er in der stauflschen Zeit in den italienischen Orts- 
gerichten in Anwendung kam, liegen uns in den städtischen .Statuten eine 
Menge von Nachrichten vor. * Allerdings reichen von diesen in den uns vor- 
liegenden Aufzeichnungen mir wenige ins zwölfte .J.ilirhundert zurück ; und es 
ist nicht zu läugnen, dass gerade in den ältesten, wie deium von Genua und 
Pistoja, noch manches der spätem Gestaltung Eigentliümliche fehlt, ein- 
zelnes überhaupt nicht mit ihr in ücbereinstimmung zu bringen ist. Für die 
Gestaltung in der spätem staufischen Zeit aber werden unbedenklich auch 
noch Aufzeichnungen aus den spätem Zeiten des dreizehnten und aus dem 


43 .- 1 . Für die folgenden Angaben wurden benatzt : Statuten ron Genua ron 
1143« Aotta Ton 1188 in Erneuerung Ton 1253« Nizza« Moncaliori um 1295, Irrea 
1313« i'asale« Turin 13G0« .«>3mnUlich in Man. patr. I^eges niunicipale.s. — Verona 
Ton 1228 ed. Cainpagnola nach Handschrift und mit ZusAtzen von 1228: die Hauptmasse 
i»t jedenfalls Alter als 1218, und für einzelne Kapitel würde sich noch früheres Vorhanden- 
sein bestimmt erweisen laasen. — Brescia aus rerschiedenen Zeiten des 13. Jahrh. ron 
1225 ab bei Odorici 7« 105 if. und 8, 1 ff. — Modena erneuert 1327 in Mon. Modenesi. 
Statut! 1. — Parma ron 1255, riele Altere enthaltend, dann spAtere ron 1266 bU 1347; 
PlacenzaTon 1391 mit vielem Altern in Mou. Parm. I. — Statut! della cittü di Riva 
1274 ed. Gar In der Biblinteca Trentina, disp. XVI. — Aelte.ste Statuten der Stadt und des 
Bistbnms Trie^nt ed. Tomaschek im Oestenr. Archiv 26, 69 ff.: die Altem entstanden vor 
1307« die neuem vor 1348: die vorliegende deutsche Hs. von 1363 wird doch Uebersetzuug 
sein. — Bologna 1203 bis 1220 bei Savioli 2, 462. — Ravenna um 1250 bei Fontuzzi 
4, 1 ff. — Pisa vou 1286 bei Bonaini Statut! 1, 199 ff. — Pistoja aus der Zeit von 
1116 bi.s 1220 in Antiq. It 4, 525. — Statute della Val d’Ambra del 1208 ed. Bonaini. 
— Ueber das Verfahren bei Klagen um Forderungen hat Briegleb Executivpr. 2, 189 ff. 
aus vielen Statuten das Betreffende wörtlich mitgetheilt ; ich habe davon nur die Altern be- 
rücksichtigt, die ron Pad u a von 1236 und 1 257« die von Ancona von 1357. — Daneben 
habe ich mehrfach die ein.schlageuden Bestimmungen in den Vertrngsurkunden der StAdte 
benutzt. Nicht benutzt sind die Oescbichtschreiber. obwohl diese zweifellos noch manche 
AufklArung gowAhren würden: da ich den stAdti^chen Bann erst ganz zuletzt in die Unter- 
suchung einbezog, mochte ich den Abschluss der Arbeit durch eine Dnrehsicht der Ge- 
schichtschreiber nur für diesen Zweck nicht aufhnlteu, zumal es für die nlchsteu Zwecke 
SU genügen schien. da.s Institut so darzu.steUen, wie cs in den stAdtiseben Rechtsquellen 
zum Ausdrucke gelangt ist. — Die Statut! Seiiesi ed. Polidori und die Consuetudines Me- 
(Uolaui von 1216 ed. Berlan 1865 habe ich weder au.s Bibliotheken« noch durch den Buch- 
handel erlangen kuutieu; uacii den vou Giulini 7« 314 gegebenen Auszügen dürften letztere 
kaum viel über den Bann enthalten. 
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viorzehnton Jahrhnndofte ergänzend zn benützen sein. Denn einmal sind bei 
den späteren Zus.ainmenstellnngen d«T .Statuten die ältem Restimimingen sehr 
häiiti!; in wörtlicher Fassung wieder aufgenoinincn. l'nd auch davon abgesehen, 
zeigt sich ini allgemeinen in den bezüglichen Hestimmungen ans verschiedenen 
Zeiten eine .so grosse Uebereinstiinmung, dass durchgreifende Aendeningen 
später kaum stattgefumien zu haben scheinen. Kine ähnliche Uebereinstiin- 
iming zeigt sieh bei Vergleichung der einschlagenden Hestiininungen an ver- 
schiedenen Orten; in Einzelheiten tritt wohl manche .\bweichiing heiror; al>er 
die Grundauffassung ist iloch im wesentlichen die.sellw». Und dass es sich da 
nicht um eim- mehr zufiillige Uebereinstimmung handelt, wie sie sich auch bei 
selbststäniliger Entwii-klung an verschiedenen ( )rten aus der Gleichheit des zu 
iK-friedigeiideu Hedürfnis.ses ergeben konnte, tritt deutlich hervor bei einem 
Vi-rgleiche mit den entsprechenden Einrichtungen anderer Länder, insbe.son- 
di>re Ueutscblands, bei welchen sich die wesentlichsten Abweichungen zeigen.* 
Diese Uebereinstimmung kann sich vielfach daraus ergelien haben, dass es 
sic:h lediglich um eine Weiterbildung von Einrichtungen des ältem italienischen 
Hechtes handelt. Für manches freilich .scheint da, so weit die dürftigen Qnellen 
d.as erkennen lassen, der .Vnknüpfungspimkt diirchaus zu fehlen, scheinen erst 
die Iwsondem Redürfnisse der Zeit städti.scher Unabhängigkeit mas.sgebend 
gewesen zu sein ; aber es fehlt ja auch nicht an sonstigen Reispielen, dass trotz 
der grössten Selbstständigkeit der Weiterentwicklung des Rechts auf dem 
Wege städti.scher .Autonomie bei dem regen Wechselverkehr manche zunächst 
in einzelnen .Städten ganz neu auftretendo Einrichtung in kurzer Zeit sich über 
das ganze Rechtsgebiet au.sdelmt; cs mag genügen, an Konsuln und Pmlestaten 
zu erinnern. Die blo.sse Gleichheit der Restimmungen in den verschiedensten 
Theileu Italiens nöthigt uns daher an und für sich noch keineswegs, einen ge- 
meinsamen .Ausgangspunkt in den ältem Rechtseinrichtungen zu .suchen, wa.s 
doch insbesondere da zu beachten sein dürfte, wo es sich um Einrichtungen 
handelt, welche wir in den Quellen mit einiger .Sicherheit Ober die Zeiten 
städtischer .Selbstständigkeit kaum zurückverfulgeu können. Allerdings zeigt 
sich diu Uebereinstimmung nicht blos in den durchaus selbstständigen .Städten, 
somlem auch in .Städten und Orten, welche noch später einen Grafen oder 
Rischuf als Gerichtsherrn hatten; aber das Fortbestehen eines solchen Herr- 
si-haft>iverhältnisses .schloss auch in andern Richtungen einen engeren An- 
schluss an die allgemeine städtische Entwicklung nicht aus; insbesondere 
macht sich da im Gerichtswe.sen kiuim ein Unterschied geltend, als der, da.ss 
gewisse Einkünfte? nicht der Gemeinde, sondern dem Herrn zukamen, dieser 
einzelne Refugnisse übte, welche sonst den städtischen Rehörden zustauden. 

44. — Der Ausdruck Rannum wird in den städtischen Rechtsquelleu, 
von mehr vereinzc'lteii Anwendungen abgesehen, vorzüglich in doppelter Re- 
ziehnng gebraucht. Einmal bezeichnet er jede an die Gemeinde zu zahlende 


43 . -I 2. Nur die Statuten ton Trient untor.scheiden sich wesentlich ton allen anderen, 
und zwar in nliliemi Anschlu.s.s an deutsche Einrichtungen; wir beruck.sichtigen i^ie daher 
torzüglich nur zu dem /wecke, um da.s an ciuzelncMi runkieil herturzuhebeu. 
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Geldstrafp, gleichbedeutend mit dem häufiger vorkommenden Peiia peeu- 
niaria oder Pena schlechtweg; während zuweilen auch die öfieiitliehe (rcld- 
busse als Conipositio bezeichnet wird. So beispielsweise 1168 iin .Schwure der 
Konsuln von Piacenza: Et omttia banna — toüani nec aHeid iillo iitpenio 
remittam.^ Es handelt sich da wohl mm um eine allgemeinere Anwendung 
des ursprünglich nur für die wegen ^'erletzullg eines königlichen (lelots ver- 
hängte Geldstrafe gebrauchten Ausdruckes, wie sie schon früher Platz ge- 
griffen hatte''*; auch in der Reohtsliteratur des eilflen .Jahrhunderts wird dem 
entsprechend das Frednm der Kapitularien durch Bannuin wiedergegeb»m. ^ 
Insbesondere wird der Ausdruck dann auch gebraucht für die Geldstrafe, 
welche der Gebannte bei .seiner Lösung vom Banne zu zahlen hat. 

Am häufigsten aber wird der Ausdruck in den verschiedensten Wen- 
dungen angewandt zur Bezeichnung eines bestiiniuten Zustandes einer 
Person, in welchen dieselbe durch das Gericht versetzt wird und dessen .sie 
durcli das Gericht wieder enthoben werden kann. Die begründende Handlung 
des Gerichts heisst in hanno ponrt-e, hanno SHfponere, in hanninn milttw, 
baunire, /orbannire, e.rbannire, bandicare aliqwm, bannina darr alirnt; 
während des Zustandes heisst es vom Gerichte in banno Irnnv aliiiarm, vom 
Gebannten rgse in banno, bannitus, bandizatas; bei der Beendigung heis.st 
es von diesem dr banno eo'ire, von jenem aliqiirin dr banno e.rlraJirrr, rr- 
hannire. Abweichend kennen die .Statuten von Verona allerditigs den Aus- 
druck Bannitus, gehen übrigens in ihrem Sprachge brauche iiicht von dem Zu- 
stande aus, in dem sich der Gebannte befindet, sondern von einem Zustande, 
der ilmi entzogen ist; es heisst demnach hier umgekehrt für die Begründung 
de tria'a extrahere, e.rinu'rr, für das Andauern etare extra trrvani, non 
eser in treva, für die Beendigung ponere, mitterr, eagriperr in trrvain. 

Personen und Sachen sind in Troiiga, ini Frieden, wenn sie den vollen 
Rechtsschutz geniessen, wie sich das durchweg aus der sonstigen Anwendung 
des Ausdrucks in den .Statuten ergibt. Danach würde der entgegengesetzte 
Zustand des Bannuin der der Friedlosigkeit, der Entziehung des Rechtsschutzes 
sein. Das trifft auch zu, in so weit wir es auf die Entziehung des vollen Rechts- 
schutzes beschränken; der Zustand des Gebannten ist immer der einer .Schmä- 
lerung des Rechtes, aber freilich in sehr verschiedener Abstufung. Den an 
und für sich sehr verschiedenen Arten des städtischen Bannes scheint nur eins 
geineinsam zu sein, nämlich eine Entziehung des Rechtes, sich in der .Stadt 
und deren Bezirke aufhalten zu dürfen. Dann wäirde der Ausdnick zunächst 
zu beziehen sein auf das bezügliche Gebot des Gerichtes. Wie der alte Konigs- 
l>ann nicht blos die auf Verletzung eines Gebots gesetzte .Strafe, sondern das 
Gebot selbst bezeichnet, so läs.st sich eine solche Anwendung des Ausdrucks 
auch wohl in städtischen Rechtsquellen noch nachwei.sen ; so wenn es in den 
.Statuten von Pistoja von den Konsuln heisst, miltant bannion gab poeiia 
duoderim dmariorum, dass kein Arbeiter über einen bestinunten Lohn neh- 
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men soll.* Der Ausdruck könnte dann mehr und mehr eingeschränkt sein auf 
das Gebot, die Stadt zu meiden, beziehungsweise das Verbot, sie zu betreten; 
der Gebannte würde derjenige sein, dem die .Stadt verboten ist. 

Diese engere Bedeutung des Ausdruckes scheint sich erst in der zweiten 
Hälfte des zwölften Jahrhunderts bestimmter festgestellt zu haben. Denn der 
Ansdruck wird noch vielfach nicht angewandt, wo es sich ganz um dieselbe 
.Sache handelt, um eine Ver\\'eisnng aus der .Stidt und zwar ganz unter den- 
selben Verhältnissen, wie sie sich später bei der Verbannung finden. Man 
gebraucht die .Ausdrücke expdlere dt- nvilate, eiicere extra civitatem, «ci- 
liare, foreMaxe, terram interdieere, indem man andere .Strafen, welche 
s[>äter mit der Verbanmmg an und für sieh verl)unden sind, wie Einziehung 
oder A'erwüstung des Guts, daneben hervorhebt. .So scheint den Statuten von 
Genua und Pistpja der Ausdruck Bann in diesem .Sinne noch fremd zu sein; 
so vermissen wir den Ausdnick in manchen Urkunden aus den frühem Zeiten 
K. Friedrichs I an .Stellen, wo er gewiss der Kürze wegen gebraucht wäre, 
wäre er schon allgemein üblich gewesen. ^ In der zweiten Hälfte des Jahrhun- 
derts wird er dann aber immer häufiger angewandt. ® Ist von einer Bannung 
durch das Reich in wenigstens ähnlicher Bedeutung schon früher die Rede, so 
kann der Gebrauch des Ansdnicks in dieser besondem Anwendung von daher 
in die städtischen Gerichte Eingang gefunden haben. 

45. — Die Anwendung des städtischen Bannes war eine überaus aus- 
gedehnte und verschiedenartige, und wenn auch in den Quellen selbst vielfiuh 
die Arten des Bannes auseinandergehalten und besonders bezeichnet wer- 
den, .so ist eine durchgreifende .Scheidung doch nicht ohne Schwierigkeiten. 
Eine Ueb(»rsicht dürfte sich am leichtesten gewinnen lassen durch eine Ver- 
gleichung mit der Acht Es ergibt sich da im allgemeinen, dass der ita- 
lienische Bann ül>erall eintritt, wo man in Deutschland die Acht anwandte, der 
Bann aber darüber hinaus in sehr vielen Fällen Platz griff, wo die Acht nicht 
zulässig war. 

Die Acht ist ausschliesslich ein prozessualisches Zwangsmittel; man will 
den ungehorsamen Beklagten durch Entziehung des Rechtsschutzes zum Ge- 
horsam nöthigen; sie setzt daher immer voraus, dass das (Jericht des Be- 
klagten nicht habhaft ist. In derselben Weise wird der Bann auch in Italien 
angewandt und dann wohl ansdiiicklich als Bannum contumaciae. Ungehor- 
samsbann, bezeichnet. .Sein Zweck ist zunäch.st der, den ungehorsamen Be- 
klagten zum Gehorsam zu zwingen, sei es, dass er schon vor Eintritt des nur 
angedrohten Bannes sich aus i'urcht vor demselben unterwirft, sei es, dass ihn 
später die mit dem Banne verbundenen Nachtheile zum Gehorsam bestimmen. 
Zn diesen gehört auch das Verbot des Aufenthalts im Gerichtsbezirke vor 
geleistetem Gehorsam. Doch fallt darauf hier wenige)' Gericht, da derjenige, 

4. 8 18. Anliq. It. 4. Ü37. 5. 1162-73: Boselli 1, 313. 321. Vignati 115. 189. Antiq. 

It. 4. 3tü). 267. 271, 6. Icli habe auf das erste Vorkommen niclit bestimmter geaebtet; 

in Urkunden, welclie mir ger.ide zur Hand sind, Ijnden sieb zuerst 1168 die Ausdrücke 
btiintituf und de ttitniio traetm vom stüdtisclieu Banne gebrauebt, Viguuti 169. 177. 
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der im Ungehorsam verharren will, ohnehin genöthigt ist, sich dein Bereiche 
des Gerichtes za entziehen, wie ja auch die deutsche Acht den Nichtaufenthalt 
im Gerichtsbezirke weniger befahl, als zur thatsächlichen Folge hatte. Es 
handelt sich beim Ungehorsamsbann in dieser Richtung nicht um ein Gebot, 
die Stadt zu verlassen, sondern um ein Verbot, dahin vor Erfüllung gewisser 
Bedingungen zurttckzukehren. 

Ganz abweichend vom Achtsverfahren wird nun der Bann häufig ^uoh 
dann verhängt, wenn der zu Bannende in der Gewalt des Gerichtes ist. Dann 
handelt es sich allerdings in erster Reihe um einen Befehl, die Stadt zu ver>- 
las.sen, wie er auch bei den Ausdrücken de civitate «Heere, expeUere, exiliare 
zunächst ias Auge gefasst ist. In den Quellen ist mir ein besonderer Ausdruck’ 
nicht vorgekommen; man könnte ihn kn Anschlüsse an jene Ausdrücke als 
Ausweisungsbann bezeichnen. Dem Befelil zum .\uswandem hatte, dann 
noch das Verbot der Rückkehr zu folgen; und die.ses beiden Arten des Bannes 
gemeinsame Verbot dürfte zunächst unter dem Bannum zu verstehen sein, da 
in Fällen des Ausweisungsbannes wohl beides aüseinaudergehalten scheint, 
wenn es zuweilen heisst de civitate expelUre et in hanno ponere oder foxe- 
stare et in banno ponere^ Auch der Ausweisungsbann kaum zunächst ein 
gerichtliches Zwangsmittel sein, darauf gerichtet, die Ausführung eines ge- 
richtlichen Urtheils zu erwirken in Fällen, wo der Beklagte sich zwar dem 
Gerichte stellte, aber eine Leistung, zu der er verurtheilt wurde, also etwa 
eine Geldstrafe, nicht zaiilen will oder kann ; er kann dann durch Zahlung deu 
Bann vermeiden oder beenden. Dann aber kann dieser Bann auch als selbst- 
ständige Strafe verhängt werden, so dass Vermeidung oder Beendigung des 
Bannes gar nicht in der Macht des Verbreidiers liegt. > 

Beide Fälle des Bannes lassen sich wohl theoretisch auseinanderhallen, 
erscheinen aber in den Quellen nicht immer scharf geschieden. Insbesondere 
ist das der Fall, wo es sich um schwere Verbrechen handelt, bei welchen als 
Regel angenommen wird, dass der schuldbewusste Beklagte sich dem Gerichte 
nicht stellt. Der Gedanke an Erzwingmig eines Gehorsams, der unmittelbar 
die härtesten Strafen zur Folge haben müsste, tritt dann ganz zurück; der 
Gesichtspunkt ist mehr der, den Zustand des Bannes so empfindlich zu machen, 
dass er die verwirkte Strafe niöglidist ersetzt. Dadurch gewinnt dann auch 
der Ungehorsamäbann den Cliarakter einer selbstständigen Strafe, ist von dem 
bezüglichen Ausweisungsbanne nicht scharf zu scheiden. Aehnliches findet sich 
ja auch beim deutsclien Achts verfahren; erscheint hier in einzelnen Fällen die 
Oberacht weniger als Zwangsmittel, denn als selbstständige Strafe, so liegt 
auch da dem Sprachgebrauche der Quellen wolil nur die Anschauung zu 
Grunde, dass' mau eben in solchen Fällen des Verbrechers nicht habhaft 
sein wird. 

4S. - I. Der nähere Anschliiss Triente an du deutsche Verfahren zeigt sich ins- 
besondere darin, dass hier nur der Ungehorsamshann gebrSuehlich gewesen au sein scheint, 
ein sicherer Fall des Ausweisungtbannes sich in den Statuten nicht findet und derselbe in 
Tiden Fallen, wo er sonst eintrat, au.sdrüclclich ausgeschlossen ist. In Rira findet sich da- 
gegen weh der Ausweisungsbann. - 
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Für die Wirkungen des Bannes ist iiberliaupt weniger der besproeheae 
Unterschied nmssgebend, als die Veranlassung des Bannes. Und auch in 
dieser KiciituDg zeigt sich ein grosser UnU'rscliied vom Aehtsverfabren. Di^es 
sollte nur stattdnden, wenn der ungehorsame Beklagte eines Verbrechens an- 
gesctuildigt war, welehes an llals oder Hand ging, bei dem die Strafe in Hin- 
richtung oder Verstüinmlung bestand. * Diesen Gesichtspunkt werden wir auch 
in Italien in so weit ma.ssgebend finden, als es sich in solchen Fällen um einen 
scfaärfemi Bann handelt Aber das Baimverfahren ist nicht darauf beschränkt. 
Fs findet statt bei jeder Klage um Missethat, auch wenn auf dieselbe nur 
Geldbussen standen. Aber nicht das allein ; der Bann konnte auch verhängt 
werden bei einer Klage, auf Erfüllung jeder Verbindlichkeit, insbesondere auf 
Zahlung von Schulden. ’ Aber freilich waren die Wirkungen des Bannes daun 
wnsentlich wrschieden. Es tritt denn auch keine .Scheidung in den Quellen 
häufiger und bestiuuuter hervor, als die zwischen dem Bann um Schulden and 
deniBmia um Missetliaten; es wird daher am geeignetsten sein, im Anschluss 
an diese Uatq^tsulieklung die verschiedaien Arten des Bannes bestimmter ins 
Auge zu fassen. 

46. — Der Baun um Schulden wird iu den Quellen in der Regel als 
SatmntH pro debitis bezeichnet; es finden sich auch die Ausdrücke B. eso 
eivili ohligatione, ex tnasa peeuniaria, ad eondietionem pecuniae. Es kann 
sich dabei um die verschiedensten Forderungen handeln, wie auch wohl ange- 
deutet ist, weim es heisst B. pro debito peetniUirw vel aUquo avere mobili 
vel pro aliquo caou et non jtro maleßeio • ; oder B. pro datis vel prettan- 
tim — vei aUa quarumfuo oceasione vel causa, exeepto pro mtdefitio.'^ ln 
beiden Fällen bezeidmet der Zu.satz das massgebende Moment; es darf die 
Forderung uiclit durch eine Mi.ssethat begründet sein; der Bann um Schulden 
und was dem gleiulisteht wird auch sonst nicht selten in den Quellen durch 
dieses negative Moment als B. non pro tnaleßeio bezeichnet. 

Nach den Statuten von Hsa wäre der Balm um Schulden immer nur ein 
Ungehorsamsbann.rDenu als Mittel, einen Schuldner, dessen man habhaft 
ist, zur ilWilung zu zwingen, ersclieint hier die persünliche Haft, während zu- 

4&,— ] 9. Sadu- I.andis I, G8 $ I. II, 45. III, 9 § ö, Nach Sohvab. I^andr. 102. 107 kt 
venigstens bei Klagen uu Schuld die Acchtung ausdrücklich ausgesdilosseo. Vgl. Maurer 
Gesch. des altgenn. Gericbtsrerfohrens 216; kommt danach spUet in Deutschland aut- 
nahmsvreite die Acehtnng aucli bei Cirilsachen Tor, so dürfte das doch wahrscheinlich aut 
Italien her Eingang gefunden hibeo.' 8. Auch in dieser Richtung aebliessen sich die 
Trienter Statuten durcl>a\u dem deutschen Verfahren au. Nach $ 148 acfaeint die Verban- 
nung nur eiuzutreien bei Sachen, die an den J^eib geben, womit stinuBt, dass nach S XXV'l 
niemand um Geld.schuld, sei es aus bürgerlichen oder Strafsachen, gebannt werden darf. 
Bann niii Schulden wird § XXIV sogar dann verboten (wie ich die Steild rerstehe), wenn 
der Schuldber sich rorher rar Uebemahme rerpfliebtet hotte, ausser wenn es sich um einen 
auswZrtigen Schuldner bandelt. Vgl. auch S 138. LXXL Die wiederholten ausdrücklichen 
Verbete des Bannes scheinen so xoigen, dass man sich des Gegensatzes gegen diaitalie- 
iincheD Einrichtungen bewusst war and diese fern holten wollte. Nur $ XXVII findet sieh 
ein dem Italienisoben eiitsprecliender Bann gegen den, der ein bewegliches Pfand ans der 
.Stadt bringt. 

46 . — 1 . Parma 1233: Mou. Panu. I a, 314. 2 , Bonaini Slot. 1, 392. > 
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^eich zur Sicherheit des Gläubigers seine Güter in Beschlag gelegt werden. 
Nur dann, »i haberi non poterit, ponenma eittn in banno uaque ad debitam 
mtisfactionami et nichilominus possint bona sita capi in teuere. Aber 
auch dann hat man noch in erster Reihe die Durchführung der Schuldhaft im 
Auge; auf Verlangen des Gläubigers sind demselben Gerichtsdiener zuzuwei- 
sen, um den Gebannten einzufangen und zur Haft zu bringen. ^ Entsprechende 
Bestimmungen finden sich auch im Statute von Val d’ Ambra-*; in den Statuten 
von Ancona ist dem Gläubiger die Wahl zwischen ETaft und Pfändung gestellt. * 

Aber diese Anwendung der Schuldhaft in erster Reihe scheint nur aus- 
nahmsweise üblich gewesen zu sein. Der Bann um Schulden kommt nicht blos 
als Ungehorsamsbann vor, sondern scheint ganz gewöhnlich auch umnittelbar 
als Ausweisungsbann über den zahlungsunfähigen Schuldner, dessen man 
habhaft war, verhängt zu sein. So heisst es 1166 bei einem Bündniss zwischen 
Bologna und Modena: Et si qiiia de nostria civibttavel de noatro epiacopatn 
vel comitatu, debitor eat ex quaxumque causa, solvere facienvua, si habeat 
nnde aob’at; aivero non habeat imde aolvat, de ciuitate et noshH) diatrietn 
expeUetmia bonia ablatia et deatructia^; 1 188 bei einem Bündniss zwischen 
Panna und Cremona: Et ai iUe, qui de predictia condemtiatua fuerit, non 
hedmerit nnde solvere valeat, in banmtm eum ponam nee eum extraham 
de banno in tofo meo conaulatu, et de mea cMtate et diatrictu eum ex- 
peüam, niai venerit ad aolutionem faciendam, vel niai remanserit para- 
bola lamentatoria ; ähnlich auch 1202 bei einem Bündnisse zwischen Verona 
und Cremona. ^ Und auch in den spätem Statuten ist der Schuldbann vielfach 
zunächst als Answeisungsbann erwähnt. Ein Ungehorsam des Schuldners 
durch freiwilliges Entweichen aus dem Bereiche des Gerichtes hätte in der 
Regel auch nur einen Sinn gehabt, wenn ihn beim Verbleiben ein empfindliches 
Uebel getroffen hätte. Das hätte ausser der nie erwähnten Schuldknechtschaft 
nur die Schuldhaft sein können, welche aber nach den mir vorliegenden Quellen 
nur ausnahmsweise gebräuchlich war. 

Die Verbannung des zahlungsunfähigen Schuldners könnte man als eine 
im öflentlichen Interesse getroffene Massregel auffassen, ausgehend von der 
Anschauung, dass derjenige, welcher übernommenen Verpflichtungen nicht 
nachkommert kann, ein untaugliches Genieindemitglied sei. Aber sie erscheint 
nirgends als nothwendig eintreteiide Massregel, sondern als eine solche, welche 
nur im Interesse und auf Verlangen des Gläubigers getroffen wird ; es wird 
mehrfach erwähnt, dass der Bann, verhängt werde ad voluntatem creditoria. 
Dieser konnte Pfändung oder Bannung, wohl auch beides verlangen. In einem 
Statut von Padua von 1236 heisst es:’ qui non solverit infra tenninum aibi 
datum, poaait termiuo tranaacto forbanniri et pignorari; nach späterem 
Statut von 1258 bei Ungehorsam des Schuldners: fiat cedtda ad accipien- 
dum per vhn termtam de bonia talia citati — aeuad forbaniendum ipaum, 
ai actor viam forbanitlonis cllegerit; ähnlich ist beides in die Wahl des 


3. Vgl. Bonaini St-at, 1, 200. 224, 226. 4. S 13. S. 54. 5. Briegleb Executivpr, 2, 212. 
B, Antiq. It. 4, 3:19. Bübmer Acta 60B. Archiv zu Cremona. 
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Gläubigers gestellt nach Statuten von Ancona von 1357.® Zu Verona heisst 
es: Debitorein — qui non solvent vel solvere non potuerit, extraham de 
trem omnibus, vel — bona eins destruam vel vendam — ad vohintatem cre- 
ditorum prioriim tempore vel maioris partis ]>ro rata dSiti et non pro 
niiinero personarum; nach späterem Zusatze soll aber auch der, dem die 
Mehrzald der Gläubiger Aufschub bewilligt, auf Verlangen des nicht Zustim- 
menden gebannt werden können. ® Nach den Statuten von Modena wird dem 
.Schuldner, wenn der Tennin des richterlichen Zahlungsbefelds abgelaufen ist, 
Ijefohlen, sich binnen drei Tagen mit dem Gläubiger zu einigen; quo tenmno 
deniineie transaeto detiir ei fereditorij temita vel in baimo communis 
Alutine ponatur ad arhitrium et voluntatem iredittHds; et unum per alinm 
non toUatur.'^ In "der Regel wird der Bann nur angewiuidt sein, wenn der 
Schuldtier überhaupt kein aiLsreichendes Vennögen besass, um den Gläubiger 
durch Einwei.sung in den Besitz sichern zu können, da die früher angefuluteii 
Stellen Vennögenslosigkeit überhaupt vorauszusetzen scheinen J ist beides auch 
gleichzeitig gestattet, so ist wohl nicht blos an unzureichendes Vermögen zu 
denken, sondern auch bei Zureichen desselben konnte der Bann noch immer 
im Interesse des Gläubigers liegen, wenn zu hoffen war, dass sich dadurch eine 
Zahlung erzeugen liess, welche der lästigen Befriedigung aus dem Vermögen 
überhob. Doch .scheint der Gläubiger nicht überall das Hecht gehabt zu haben, 
unmittelbar Bannung des nicht zahlenden Schuldners zu verlangen ; nach einem 
Vertrage zwischen Parma und Cremona von 1219 wird dem Gläubiger zu- 
nächst nur temita de bonis condemnati gegeben; erst dann, wenn der Schuld- 
ner die Tenuta bricht, soll er in den Bann kommen. ' ' £s war das ein Fall, 
wo das ältere Recht mit Geföngniss drohte'^, an dessen Steile sjiäter wold 
durchweg der Bann getreten sein wird. 

Insbesondere wird der Schuldbann die ältere Schuldknechtschaft 
ersetzt haben, welche in dem longobardischen Gesetzbuche mehrfach auch da 
erwähnt wird, wo es sich nicht um Schuld aus einer Missethat handelt ' ® Seit 
wann die in den städtischen RechLs(]uelleu nicht mehr erwähnte Schuldknecht- 
.schaft abkam, dürfte sich schwer genauer bestimmen lassen. In Urkunden des 
eilften Jahrhunderts finde ich sie nicht melir erwähnt; aber es handelt sich da 
auch fast nie um Fälle, wo ihre Erwähnung zu erwarten wäre. Ist anzunehmeu, 
dass die Expositio zum Papienser Rechtsbuche sich nicht lediglich durch den 
Wortlaut der Gesetze, sondern auch durch die thatsächliche Uebung leiten 
liess, .so wäre sie gegen Ende des eilften Jahrhunderts noch angewandt; denn 
nicht allein, dass jene die .Schuldknechtschaft bei Verbrechen als furtbestehend 
annimmt, bemerkt sie ausdrücklich, dass dieselbe nach dem Gesetze Lothars 
modemo tempore sicut jern crimine ita pro debito in Anwendung koimnt.''* 
Der .Schuldknechtscliaft gegenüber ist der Bann als Milderung zu betrachten, 
welche wohl auf städtische Rechtsentwicklung zurückzuttihreu sein dürfte. Der 
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Gläubigi-r war dadurch ungünstiger gestellt, insofern ihm nun die .Vrbeit dos 
Schuldners nicht unmittelbar zu Gute kam. Der .Schuldhaft aber war der 
Bann wohl auch im Interesse des Gläubigers vielfach vorzuziehen, da die Ko- 
sten der Gefangenhaltung enthelen und dem Verbannten die Möglichkeit ge- 
boten war, durch auswärtigen Erwerb oder auch durch die Gaben von Wohl- 
thätern*® sich zahlungsfähig zu machen, während doch der Bann für ihn 
empfindlich genug war, um ihn zur Zahlung anzutreiben, wenn dieselbe ihm 
möglich war. 

Der .Schuldbanii wurde aufgehoben nach Befriedigung des Gläubigers, sei 
es durch Zahlung der Summe; sei es durch ein anderweitiges Abkommen, und 
nach Zahlung der Bannstrafe. 

47. — Wesentlich gleichgestellt erscheint dem .Sdiuldbann ein Bann, 
welchen wir als einfachen Ungehorsamsbann bezeichnen können. Er 
kann verhängt «'erden, wenn jemand bei Civilklagen, reqtUsitua in aliqua 
quaeatione civili, sich auf gehörige Ladung dem Gerichte nicht stellt; er ist 
gleichfalls nicht nothwendig zu verhängen, sondern ad voluntatem aetoris vel 
creditorU. * Bezüglich der Bannbusse werden in den Statuten von Modena 
wiederholt die Fälle gleichgestellt, si aliquia yoaitm fuerit in banno pro 
precepto (solvendi) non obaervatovel qidaad rationem non venerit.^ Den 
Gegensatz zum einfachen Ungehorsam bildet denn auch hier entsprechend der 
Ungehorsam bei Krimiualklagen, und demnach wird der Bann vom Bann um 
Missethat scharf geschieden; so zu Pisa: Si quia vero contunuix fnerit in 
veniendo <ul prtcepla noatra vel noatri iiuUcia — et ob id aiinpliviter in 
banno poaitua fnerit, alia causa in banno non ea'presaa, eee causa maleßcii 
rel quasi non intclligatur in banno esse poaitua.^ 

Dieser Bann wurde übrigens nicht blos im Interesse eines Privatklägers, 
sondern ebenso im allgemeinen Interesse verhängt, wenn ein Bürger einer La- 
dung öder einem Befehle der städtitchen Obrigkeiten nicht folgt, ne ex con- 
tunuieia requiaitorum in'o f actis communis — et eins occasiene commune 
— lesioncm incuivat^; so wird 1243 zu Vercelli jemand gebannt, weil er 
ekle von der .Stadt aufgetragene Ciesandtschafl verzögert, dann verweigert. * 
Dabei konnten nun freilich Interessen der Gemeinde von sehr verschiedener 
Bedeutung durch den Ungehorsam gefährdet werden ; aber es konnte das zu 
genügender Geltung kommen durch Bestimmung einer geringem oder grössern 
Bannbusse, ohne dass der Charakter des Bannes sich übrigens geändert hätte, 
die Wirkungen eines Bannes um Missethat eingetreten wären. 

Die Lösung vom Banne ist inuner bedingt durch Zahlung der Bannbusse 
und Rückkehr zum Gehorsam durch Unterwerfung unter den bezüglichen Be- 
fehl der städtischen Gewalten; so wird in dem angeführten Falle von Vercelli 
bestimmt, dass der Gebannte nach Zahlung der Banubusse nichtsdestoweniger 
die aufgetragene Gesandtschaft auszuführen habe. 

lä. Vgl. Brief des Bischofs tod CremoDa 121D Juli 24, Beilagen, wo es sich zuniebst um 
Bann um Missethat bandelt. 
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Dü’ scharte Scheidung des Bannuin pro contumacia von dem Bannum 
pro lualefitio ist von Wichtigkeit, insofern sich daraus zu ergeben scheint, 
dass der Ungehorsiun gegen die städtischen Obrigkeiten an und tiir sich nie 
als Missethat aufgefasst wurde. Nach einer Bestimmung des besonders stren- 
gen .Schuldrechtes von Pisa könnte es allerdings scheinen, als sei fortgesetzter 
Ungehorsam selbst bei bürgerlichen Klagen schon als Missethat behandelt. 
Der ungehorsame .Schuldner wird zunächst gebannt; dann heisst es: £( Udem 
et taU’s sic exhannitos ad voluntatem creditoris, ul coram nohis vel asses- 
sore nostrv veniant, ctUiri facinnus pro satisfaciendo creditori de debito 
sii'e rebus, pro quibus sunt in barmo; quod si non venerint, possimus nos 
et assessor nostcr e.rbannire et condempnare cum vel eos non parentes us- 
que in libris quinquapinta tamqiiam de maleficio.^ Aber diese letzte Be- 
merkung scheint sich doch lediglich auf die Höhe der Btuinbusse zu beziehen, 
welche hier so hoch gegriffen werden sollte, wie bei einer Missethat, nicht aber 
den fortgesetzten Ungehorsam selbst als Missethat zu tezeichnen. 

Allerdings finden wir anscheinend einfachen Ungehorsam wohl mit dem 
allerschärfsten Banne bestraft; so etwa bei einem Verlassen der Stadt, welches 
an und für sich noch gar nicht einmal nothwendig Ungehorsam voraussetzt, 
erst dazu wird, wenn einem Gebote zur Rückkehr nicht gefolgt wird. Aber in 
solchen Fällen ist offenbar nicht das Entscheidende das Ausziehen und das 
Verweigern der Rückkehr, sondern das Motiv des Ausziehens, bei welchem 
man Befehdung der Stadt und Verbindung mit ihren Feinden im Auge iiatte; 
es handelt sich da um den Ungehorsam eines des llochverraths Angeschul- 
digten oder Verdächtigen. So heisst es 1252 zu Brescia: statuit — potestas 
— voliintalc consilii, qiiod illi, qui nuper tempore sue potestarie eiciverimt 
ciritatem Brixie facti sunt inimici et prodilores civitatis; es wird dann 
unsühnbarer Bann mit den schärfsten Folgen über sie verhängt, so dass, wenn 
sie gefangen werden, der Podesta verpflichtet sein soll eos destruere in per- 
sonis ita quod morianturJ Doch konnte das Ausziehen aus der .Stadt, um 
an andenii Orte zu wohnen, an und Tür sich verboten sein; so zu Riva, wo 
das nur mit Zustimmung des Podesta und des Raths gestattet war; aber als 
Missethat wurde das schwerlich betrachtet; die Folge ist nur, dass derUeber- 
treter vor Zahlung einer Geldstrafe nicht wieder in die Stadt kommen darf.** 

48. — Der Bann um Missethat, Bannmn pro m^efitio, wird als 
schwererer Bann dem Schuldbann oder einfachen Ungehorsamsbann so oft 
schlechtweg entgegengesetzt, dass von vornherein anzunehmen ist, dass alle 
Banne um Missethaten gewisse Eigenthümlichkeiten mit einander gemein hatten. 
Andererseits ist nicht zu verkennen, dass unter ihnen selbst weitere Unter- 
scheidungen gemacht werden. Dt das für alle Gemeinsame die Veranlassung 
des Bannes durch eine Missetliat, so ergibt sich doch bald, dass je nachdem 
die Missethat selbst eine schwerere oder leichtere war, auch der Bann ver- 
schiedene Wirkungen hatte. Aber es fehlt der italienischen Rechtssprache an 
besondem Ausdrücken für die schwerem und leichtern Missethaten; alle wer- 
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den als M^letitia zusmnmciigetaast Um die Bcsunderheit des Bannes licrvnr- 
zuhelten, wird derselbe daher wühl nach der bef^ündenden MisseÜiat hezeiobaet; > 
es ist Rede von einem ßannum hoinicidii, <U‘ jiacv rnpln oder da fnrto et 
falsitate. Oder er wird bezeichnet nach der .Strafe, welche auf die Misaethat 
gesetzt ist; so ist in den .Statuten von Casale mehrfadi die Rede von dem 
Bannitua de tali maleficio, pro qao debcret pardt^e idtam. In dieser Rich- 
tung ist nun leicht zu erkennen, dass ein Hauptnuterschicd dadurch begründet 
war, ob eine Mlssethat nur eine Geldbusse nach sich zog oder aber eine kör- 
perliche .Strafe. Wie sich das im einzelnen ans den bezüglichen Bestimmungen 
ableiten lässt, so wird auch wohl in den Quellen unmittelbar darauf hinge- 
wiesen. 8o ist in den .Statuten von Ivrea die Rede von dem MaUficium prop- 
ter quod ileöeret aolum in pecunia coudempnari^ ; dagegen in denen von 
Modena von dem Bannitua pro nudejicio, ex qiio ex foniut atafiUoram 
comtnunia vel popuU vel ex forma iuria comunia deberet pati penam mor- 
tis rel membri abaciaaionem vel deberet fuatibua ctutipari.^ Es ist das 
derselbe Gesichtspunkt, welcher in Deutschland für die Scheidung zwischen 
Frevel und Ungerichtc massgebend war; wir könnten daher unter Aufnahm« 
der deutschen Ausdrücke scheiden zwischen dem Bami mn Frevel und um 
Ungerichte. i . 

Dann aber macht sich damit zusammenhängend noch e|n anderer Unter- 
schied geltend, der auch in der .Sprache der Quollen einen l>estininiteren Aus- 
druck gewonnen hat Von jedem andern Banne wird überaus häufig das 
Banniim perjtetuum gescliieden, der beständige Bann, der als ein schwererer 
Bann um Missethat erscheint; die Unterscheidung von dem Banne um Mis.se- 
that schlechtweg tritt besonders deutlich zu Brescia hervor, wo verschiedene 
Bannbücher für die Bannt ti perpetiuilea und pro modeßeio geführt wurden.^ 
Vorbehaltlich genauerer Erörterung wird dieser Bann im allgemeiuen als b<— 
ständiger, unlösbarer liezeichnet, niclit weil dabei immer jede läisiing ausge- 
schlossen gewesen wäre, sondern nur in so weit, als es nicht in der Macht des 
Gebannten lag, den Bann durch Geldzahlungen zu beenden. Daniit sind wir 
im -Wesentlichen auf dasselbe .Scheidungsiuoineut hingewiesen; der beständige 
Bann entspricht im wesentlichen dem Bann uro Ungerichte. Doch licht ganz 
genau; miifässt der beständige Bann aucli Fälle, welche sich kamn als Ungc- 
richte bezeichnen lassen, so kann wenigstens ausnalunsweise auch der Bona 
um Ungerichte lösbar sein. Dagegen ist der Bann mu Frevel, ebenso wie der 
um ^Schulden und einfachen Ungehorsam, immer lösbar. Uebrigens kann es 
sich da nur uin 8clieidungen im ganzen und grossen handeln, welche im allgc- . 
meinen zutrefTen und in der Regel als Ilaltpunkte dieimn können; im einzehien 
zeigt sich oft die Gränze zwischen dem unlösbaren Banne und dero Banne um 
Frevel als eine sehr schwankende, zumal desshalb, weil num den Begriff der 
Unlösbarkeit vielfach nach verschiedenen Gesichtspunkten bestimmt hat 

49 . — Der Bann um Frevel tritt ein bei allen Sachen, wegen deren 
der Missethäter nur in eine Geldstrafe, nicht aber in eine Körperstrafe ver- 
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urtheilt werden konnte, sei es iininittelbar, sei es dass die Körperstrafe even- 
tuell bei Nicliteahlung der (Jeldstrafe eintreten sollte. 

Der Bann um Frevel kann zunächst Ausweisungsbann sein, wenn 
man des Beklagten mächtig ist. Der Bann wird verhängt statt der Geldbusse, 
wenn diese nicht einzubringen ist; nicht etwa nach freier Wahl des Vorur- 
theilten. Denn zunächst wird versucht, die Busse nebst dem etwaigen Scha- 
densersatz ans seinem Vermögen in Geld einzubringen. Zeigt sich das un- 
möglich, so wird als weitere Massregel häufig erwähnt eine Beschädigung des 
Verurtheilten an seinem Gute um den doppelten Betrag. So häufig in den 
Statuten von Pistoja: Et si praedictam poenam habere netjuivero, de stets 
boräs ettm peiorabo in duplutn, oder in denen von Val d’ Ambra: Quai» 
penam si auferre non poterit, teneatur potestas contra/actentem damni- 
ficare in duplutii; abweichend in denen von Parma penam ei toüam vel tan- 
tum eum peiorabo.^ Erst dann, wenn wegen Vermögenslosigkeit die Strafe 
in der einen oder andern Weise nicht eingebracht werden kann, folgt nicht 
etwa, wie in den ältem Gesetzen, Knechtschaft oder Haft oder körperliche 
Bestrafung, sondern der Bann; so in den Statuten von Pisa: Et si tantum 
non habuerit, qttod pena predicta possit ei toüi vel damnifica/rt, eum ex- 
bantüemus — et pro exbannito tenehimus usque ad satisfactionem'^ ; und 
entsprechende Bestimmungen finden sich häufig. Nur in den Statuten von 
Aosta scheint die Zahlungsunfähigkeit nicht als nöthige Vorbedingung; e® 
heisst si solvere non potuerit vel noluerit vel damnunt vel iniuriam passo 
non emendaverit — , d. comes — ipsum possit bampnire et terram inter~ 
dicere.^ 

Wird durchweg angegeben, dass der Bann bis zur Zahlung der Geld- 
strafe dauern soll, so ist derselbe zunächst als Zwangsmittel, nicht als Ersatz 
der Geldbusse zu fassen. So heisst es häufig in den Statuten von Verona: si 
non potest solvere, extrakatur de treva Verone et amplius non revertatur, 
donec praedietam poenam solvat. Aber gerade in einzelnen altern Statuten 
fehlt jene Bestimmung, während von vornherein der Bann aufbestimmte 
Zeit begränzt erscheint; dann würde es sich also um eine selbstständige 
Strafe handeln, welche die Geldbusse ersetzt So heisst es in den Statuten 
von Genua von dem, der verbotene Waffen trägt: sol. XX. ei toüemus, si in- 
venerimus; si aiitem non invenorimtts et pereonain eins habere potcrimus, 
inra/re faciemus iUum, quod non habitet in nostro episcopatu per totunt 
nostrum cortsidatam.* Und mehrfach in den Statuten von Pistoja: Et si 
praedictae personae non habuerint, unile praedietam poenam solvere vor- 
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leant, f.vpeUanliir de cnitate et in toto eonsidntu illiiiii aniii in civitate 
nostra, nec in burgU, nee infra tria milliaria [Mropc civitatem hnlntnre 
permittantur.^ Man könnte annehiuen, die Beschränkung auf das Konsulats- 
jahr beziehe sich nur darauf, dass die Gewalt der jedesmaligen Konsuln nicht 
weiter reicht, es könne trotzdem bei jedem Wechsel des Konsulats der Bann 
wieder bestätigt sein, wie es denn einmal allerdings in solchem Falle vom 
Podesta heisst: Et «V faeiat iiirare suoe eueceseores.^ Aber in den Sta- 
tuten von Pistoja ist überhaupt der Gesichtspunkt herrschend, dass jede Ver- 
bannung nur eine bestimmte Zeit zu dauern habe; selbst für Fälle, wo andere 
Statuten unlösbaren Bann verhängen, ist hier nur von Vcrbaimung auf fünf 
bis zwanzig Jahre die Rede nur in einem Einzelfalle, wo ein Konsul er- 
schlagen war, ergibt sich immerwährende Verbannung, indem es heisst: Et 
hoc faciam iurare meos proximoe eucceesorea conaulea vel poteatatea, et 
quod ipai facient iurare aiioa et iUi aiioa, et aic uaque ad extremum vitae 
tUim.'^ Die ganze Auffassung der Verbannung scheint hier noch eine wesent- 
lich andere zu sein, indem dieselbe nicht als Zwangsmittel erscheint, sondern, 
auf bestimmte Zeit beschränkt, als eine eigentliche Strafe, welche mit oder 
statt einer andern verhängt wird. 

Den spätem Statuten ist, so weit ich sehe, ein Bann auf bestimmte Zeit 
ganz fremd. Aber es scheint, dass man da, wo es sich um blos.sen Bann um 
Frevel handelt, wohl nach Ablauf einer gewissen Zeit auch ohne Zahlung der 
Geldstrafe die Lösung ennöglichte. Ho heisst es zu Parma in einem Statut 
von 1242: Poteataa teneatur, quod omnea hanniti in anno preterito, qui 
non aunt in hanno pro offenaione facta alicui in peraona neque pro furto 
neque pro damno dato neque pro incendio neque pro offetiaione facta in 
platea, volentea venire ad praecepta poteatatia, extrahantur de banno aol- 
vendo aolummodo v. aol. Partnenaea.^ Diese Summe ist nur die für jede 
Lösung zu zahlende geringste Bannbusse*®; die Geldstrafe für den Frevel 
scheint man als durch die zeitweise Verbannung ersetzt betrachtet zu haben. 
Und wenn es zu Pisa heisst, nachdem vorher von den um Missethat überhaupt 
Gebannten die wegen einer Reihe schwerer Missethaten (Jebannten unter- 
schieden sind: Et precipue aupraacriptoa excepfatoa aeu nominatoa non 
reconciliabimua — , niei bannum in quod incurrerint et miaai fuerint — 
aolverint^^, so scheint sich daraus mittelbar zu ergeben, dass es im Ermessen 
des Podesta stand, den Bann um Frevel auch ohne Zahlung anfzulieben. 

War man des eines Frevels Angeklagten nicht mächtig, so mag man 
sich auch zuweilen zunächst nur an sein Gut gehalten haben. Der Podesta 
von Verona verspricht 1 202 für Emendation jeder einem Cremoneser zuge- 
fügten Verletzung zu sorgen: Et ai — peraonaa, que Itoc fecerint, invenire 
non potero, ego bona fide bona eoruin intromittam et poaseaaionein pasao 
violentiam dabo et in poaeeaaione ipeum defendam, aalvia privilegiia cre- 
ditorian. Dann erst: El ai bona non habucrint, unde poaait eompierenti 
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sathfiu'ere, in biinno Vervne eum pmiam, lu'c de httnno Ktfor«* eum e,v- 
traham, iiini priue mlifi/eci'ril ci, pro quo in hanno fneiüt.*^ Gewölmlich 
ist von unniittclOarer Verhängung des Uiigehorsarasbaiines die Hede; 
und da dieser, worauf wir zurüekkommen, Verurtheilung in die bezügliche 
Geldstrafe zur Folge hatte, so wird seine Lage wesentlich dieselbe; kehrt er 
zum Gehorsam zurück, indem er sich den städtischen Gewalten stellt, so wird 
der Bann gelüst, wenn er die Geldstrafe zahlt oder diosellie ihm nachgesehen 
wird. 

50. — Hin lösbarer Bann um Ungerichte kommt nur ganz aus- 

nahmsweise vor, da derselbe regelmässig dadurch unlösbar wird, dass ent- 
weder eine Körperstrafe unbedingt verhängt oder doch ausser der Zahlung 
noch eine Sühne verlangt wird. Eiu Beispiel geben insbesondere nur die Sta- 
tuten von V'al d' Ambra. In diesen ist eine Körperstrafe nie unbedingt gedroht, 
sondern alle Missethaten sind zunäclist mit Geld zu büsscn; ist aber die Strafe 
binnen zehn Tagen nach Ergreifung des Verbrechers nicht gezalilt, so erfolgt 
bei dem mit lOÜ Pfund zu büs.senden Todschlag llinrichtung, bei Bussen bis 
zu 25 Pfund herab Verstümmelung, während bei niedern Bussen in der Regel 
ein Ersatz durch Körperstrafe nicht eintritt Weiter aber wird nur in den 
drei Fällen des Todschlags, des Friedensbruchs und blutiger Wunde der Bann 
durch Forderung einer Sühne zu einem unlösbaren. ’ Dagegen ergibt sich hier 
für viele Ungerichte, wie Brandstittmig, Raub und grossen Diebstahl über- 
haupt kein beständiger Bann, da der Verbrecher, wenn er wegen Ungehorsam 
gebannt war, sich immer durch Zahlung lösen konnte. Vom Bartn mn Frevel 
unterscheidet sich dieser Bann, abgesehen von den grösseren .Strafsummen 
nur dadurch, das.s er immer Ungehorsainsbänn ist, dass der zahlungsunfähige 
Verbrecher, wenn man seiner habhaft war, nicht ausgewiesen, sondern durch 
Verstttininelung gestraft "wurde. ^ 

51. — Derbe ständige Bann, Bannum perpetuum oder perpetuale 
nach dem ganz feststehenden Sprachgebranche der Quellen, ist jeder Bann, 
welcher nicht nach Belieben des Gebannten durch blosse Zahlung von Geld- 
strafen beendet werden kann. Der Ausdruck ist aber insoweit nicht scharf 
l>ezeichnend, als hi vielen Fällen doch eine Beendung des Bannes voji vorn- 
herein vorgesehen ist, ui andern freilich dieselbe schlechtweg ausgeschlossen 
erscheint. So bestimmt der Unterschied in den Quellen hervortritt, so fehlt 
doch ein bestimmter Ausdruck ; da als unterscheidendes Merkmal meistens der 
Umstand betont wird, ob der Bann durch .Sühne mit dem Verletzten beendet 
werden kann oder nicht, so dürften sich die beiden Arten des beständigen 
Bannes als sühnbnr und unsühnbar bezeichnen lassen. 

Der sühnbare Bann wird desshalb als beständiger bezeichnet, weil 
der Bann weder durch Zahlung noch durch Nach.sicht einer .Strafe beendet 
werden kann, wenn nicht die Zustimmung des Verletzten oder semer Erben 
hinzukommt, dieselben dem Gebannten Frieden oder .Sühne, P<uc, Finis, 
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auch Compositioy. zDgestohen, in deren Hand es donmarh liegt, den Bann zu 
einem iminerwährenden zu inai;hcn. In den Statuten von Parma wird geradezu 
als Kennzeichen des damit dem sonstigen Spraehgebrauche nach zu eng ge- 
fassten Bannum perpetuum angeführt: qtwd lum poaait exire de banno, ni«i 
pacem habueritabiüo, qid rtuUiim reeeperit — velab illia, qui proximiorea 
aunt ad vindicandam.^ Der Grund ist da schon angedeutet; wenn die Ge- 
meinde auch im öfFentlichen Interesse eine körperliche Strafe nicht verlangt, 
so erkennt sie doch das Recht des Verletzten anf Rache an ; so wird in den 
Statuten von Pistoja von der Bestrafung ausdrücklich ausgenommen, qui iu- 
terfecerit interfeelorem parenlum aut filii vel fratria aut a^hati vel eo- 
gnati aeti generi aui, undc ßnia non ait facta; etillttm, qui vrndictam jrro 
auo donüno fecerit.'^ Da aber die Uebung der Rache den Frieden dör Ge- 
meinde selbst bedrohen würde, so verbietet sie dem Schuldigen den Aufent- 
halt, bis er sich zur Versöhnung verstellt oder dieselbe erlangt hat; die für 
ihn mit dem Banne verbundenen Nachtheile sollen ihn bestimmen, die Sühne 
baldmöglichst auch unter harten Bedingungen zu suchen. So in einem Schwure 
der Mailänder 1167: Et illaperaona, que luinc finem faeere nolueril, ego 
expellam eum de mea civitate et cormtatu, ncc eum permittam ibi habitare, 
donec hanc finein non fecerit.^ Auf welche Bedingungen er Sühne gewäjiren 
wollte, scheint ganz beim Verletzten gestanden zu haben. Verlangt die karo- 
lingische Gesetzgebung-*, dass der Verletzte gegen Empfang der bestimmten 
Busse auf die Fehde verzichten müsse, widrigenfalls er selbst verbannt wird, 
so tritt ein solcher Zwang in den städtischen Rechtsquellen nirgends mehr her- 
vor, wenn die Gemeinde auch die Sühne zu fördern sucht. So wurde nach den 
Statuten von Pistoja derjenige, welcher de cetero corpoi-aliter ad aancta dei 
evangelia iuraxerit, ae non faeere finem nee rationem de aliqua offenaa 
aibi facta ab aliqua peraona, mit hoher Geldstrafe und füntjähriger Ver- 
bannung -bestrafl. ® Nur ist freilich gerade hier auffallend, dass auch der sonst 
eine Söhne erfordernde Bann auf bestimmte Zeit verhängt wird ; so einmal auf 
fünf Jahre, niai pacifieatua fuerit eum eo, cum quo litem habuerit^; da 
würde doch anzunehmen sein, dass nach Ablauf dieser Zeit ihm Frieden ge- 
währt werden müsse. In Fällen, wo die Verletzung, von der man Rache be- 
fürchtete, eine solche war, dass die Gemeinde sie billigte, bestand sie aller- 
dings auf Gewährung der Sühne f nach den Statuten von Bologna muss der 
Verurtheilte dem Ankläger Frieden geloben; verweigert er das, so wird er 
gebannt, um den Frieden zu erzwingen.^ Andererseits finden sich auch wieder 
Massregeln, durch welche das Recht auf Sühne noch besonders geschützt ist; 
nach den Statuten von Pisa genügt es allerdings im allgemeinen, dass der 
Verletzte selbst, die Persona principalis, Frieden gewährt; geschieht das aber 
in articolo mortis, wo wohl Gewissenszwang vorausgesetzt wird, so ist sie für 
Söhne und Blutsverwandte nicht gültig, wenn diese nicht zustimmen. ^ 

In einzelnen Fällen kann der sühnbarc Bann einzige Strafe einer 
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Missothat sein. So lieisst es in einem .Statute von Bologna, dass derjenige, 
weldier jemandem Infamie vorMirtt, weil er zu Bologna studirt, sellist infam 
und unter Besclilagnahme seiner Güter im Banne sein soll, bona recu- 
pH'ft, nec de banno extraluitur, nisi per voluniatem ehis, cui hoc obitiat. ® 
Die anderweitig angedrohten Nachtheile liängen mit dem Banne aufs engste 
zusammen, sind durch da.s Fortbestehen desselben bedingt, so dass anzunehmen 
ist, dass eine Strafe überhaupt nicht eintritt, wenn der Beleidigte etwa von 
vornherein darauf verzichtet. Dahin lassen sich auch wolü die Bestimmungen 
der .Statuten von Verona und Ferrara ül>er die Ketzer ziehen, welche ausge- 
wiesen werden sollen, 7iisi venerint ml voluntatem episcopi; da ihnen andere 
.Strafe nicht gedroht ist, so hört der Bann wohl auf, wenn sie die der Sühne 
zu vergleichende Zustimmung des Bischofs erhalten, von dessen Willen über- 
haupt ihre Ausweisung abhängig gemacht wird. *** 

Die regelmässige Anwendung des sühnbaren Bannes ist die, dass er 
neben einer Geldstrafe verhängt wird für Ungerichte, für Missethaten, 
welche nach manchen Statuten unbedingt oder eventuell mit einer Körper- 
strafe bedroht sind; kennen da andere Statuten nur Geldstrafen, so zeigt sich, 
abgesehen von der grossem .Strafsumme, der Unterschied vom Banne um 
Frevel doch auch hier in der Forderung einer .Sühne mit den Verletzten. So 
liüsst zu Nizza ein Edler, der einen andern Edlen erschlägt, zwar mit dem 
Tode; erschlägt er aber einen Unedlen, so zahlt er hundert Pfund, et pro ho~ 
mixidio ipsiim in perpetuun^ forestabo, quoiisque ad pacem cum heredibua 
defuncli cener/f. " Nach den .Statuten von Moncaiieri wird jeder Todtschlag 
mit zweihundert Pfund gebüsst mid einem Banne, de quo non exeat, nw» cum 
nndeis vel heredibu« inter/ecti prius ad co7icordiam pervenerit. Bestehen 
die Verwandten nicht auf dem Banne, so kaim er überhaupt unterbleiben; zu 
Verona heisst es bei Mord, Verstümmelung und Friedensbruch, wenn dafür 
keine Körperstrafe verhängt wird: ewii— de treva, niai compositio facta, 
fuerit, eximam^^; zu Ivrea wird der Mord immer mit dem Tode bestraft, 
aber der Todtschläger zatilt zweihundert Pfund und kann in der Stadt bleiben, 
wenn die drei nächsten Verwandten des Erschlagenen einwilligen. 

ln diesen Fällen ist der Bann zunächst als ein nach Zahlung der Strafe 
zu verhängender Ausweisungsbann gefasst. Aber es ist sehr erklärlich, 
wenn die Quellen den sühnbaren Bann durchweg von vornherein als Unge- 
horsamsbann fassen, voraussetzen, dass der Thäter sich dem Gerichte 
nicht stellt; es heisst gewöhnlich, der Thäter soll in beständigem Banne sein, 
bis er die Sühne der Verletzten erlangt und die Pena zahlt. Konnte durch 
blosse Zahlung der Strafe der Bann nicht abgewandt werden, so war auch für 
den zahlungsfähigen Thäter, der entweichen konnte, keine Veranlassung, die 
Strafe zu zahlen, ehe er nach erlangter .Sühne die Gewissheit hatte, sich damit 
vom Banne befreien zu können. Es wird das thatsächlich so sehr die Regel 
gewesen sein, dass sich daraus wohl vielfach als Herkommen ergeben mochte. 
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dass man in solchen Fällen auch von dem Thäter, dessen man etwa habhaft 
war, zunächst nicht die Zalilung verlangte, sondern ihn unmittelbar bannte, da 
jene ohnehin durch die mit dem Banne verbundene Beschlagnahme des Guts 
gedeckt schien. ' ^ Den Zalilungsunfähigen konnte freilich ohnehin in dieser 
Richtung, auch wenn er sich dem Gerichte stellte, nichts anderes treffen, als 
die Verbannung; abw auch er wird es doch in der Regel vorgezogen haben, 
die.ser durch die Flucht zuvorzukommeu, um der Rache der Verletzten zu ent- 
gehen. 

Für ihn insbesondere konnte aber ein weiterer Anlass zum Ungehorsam 
noch darin liegen, dass Missethaten, welche Sühne erforderten, zwar vielfach 
aus.schliesslich mit Geld gestraft wurden, vielfach aber auch eventuell bei Zah- 
lungsunfähigkeit mit schweren Körperstrafen. Bei .schwerer Verwundung 
büsst zu Turin der Thäter mit 115 Pfund und bei Zahlungsunfähigkeit mit Ab- 
hauen eines Fus.sea oder einer liand; ist man seiner nicht habhaft, so wird er 
gebannt bis zur Zahlung und Sühne.’® Nach den bereits besprochenen Be- 
stimmungen der Statuten von Val d^Vmbra erfordern Todtschlag und Friedens- 
bruch ausser der Zalilung der hohen Geldstrafe auch dieSühue; der Zahlungs- 
unfähige aber wird hingerichtet oder verstümmelt. Bei blutiger Verwundung 
wird gleichfalls Sühne verlangt, während eine eventuelle Körperstrafe nicht 
gedroht ist, wir sie also nach diesem Gesichtspunkte nur als Frevel zu be- 
trachten hätten;, der beständige Bann ist da weniger durch die Schwere der 
Missethat, als dadurch bedingt, das dieselbe als unmittelbar gegen die Person 
gerichtet Sühne erforderte, während sehr schwere Missethaten hier unbedingt 
lösbar erscheinen. * ’ 

Endlich scheint doch auch wohl bei sulchen Ungerichten, bei welchen den 
gehorsamen Thäter Körperstrafe getroffen hätte, gegen den ungehorsamen nur 
ein sühnbarer Bann verhängt zu sein, welcher durch Zahlung einer Geldbu.sso 
nach erlangter Sühne ohne Erleidung einer Körperstrafe zu lösen war. So 
setzen die Statuten von Modena auf Verstümmelung beständigen Bann; doch 
kann der Thäter dem entgehen, wenn er sich binnen vier Tagen dem Podesta 
stellt, der ihn dann freilich personaliter et realiter bestrafen kann. Lässt, er 
sich aber als ungehorsam bannen, so kann der Bann nach erlangter Sühne 
vom Ritter mit hundert, vom Fussgänger mit fünfzig Pfund gelüst werden. 
Solches würde vielleicht öfter erwähnt sein, wenn man nicht in diesen Fällen 
überhaupt als Regel nur den Ungehorsam im Auge gehabt hätte. Der Ge- 
sichtspunkt war dann wohl der, dass man einen solchen Bann doch nicht zu 
einem unsühnbaren machen wollte, insofern bei einem Verharren auf der Kör- 


15a Nach L. Pap. Karol. 125 soll Überhaupt Tor der Compositio das Friedensgeld nicht 
Dommeo werden, was die Exp. als geltend xn betrachten scheint und die Erklärung darin 
sucht, dass es sonst wegen ZahlungsunfAhigkeit oft nicht mehr xur Sühne kommen würde. 
Aber in den Statuten finde ich das nie als allgemeine Regel ausgesprochen; bestimmt da- 
gegen scheinen die sogleich zu enr&hncnden Fülle de.s sühnbaren Bannes zu sprechen, bei 
welchem man, wenn man des Verbrechers habhaft war, alsbald die Zahlung der ofTentlichen 
Geldstrafe forderte, wenn nicht Kürperstrafe eintreten sollte. 16* Leg. munic. 710. 
17, Vgl, S 50. 18. Mon. Moden. Slat. I, 385. 380. 
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perstrafe der Thäter voraussichtlich nie zum Glehorsam zurQckgekehrt sein 
würde. Diese Auffassung liesse sich noch stützen durch die noch weiter grei- 
fende Bedeutung der Sühne in den sich freilich dem italienischen Brauche we- 
niger bestimmt anschliessenden Statuten von Trient; auch der schwerste Ver- 
brecher wird nur hingerichtet, wenn er binnen einem Monate die Sühne nicht 
erlangt; erlangt er diese, so tritt auch für den, dessen man habhaft ist, nur 
Geldstrafe ein..*® ' 

Beim Bestehen eines Ilerrschaflsverhältnis.ses wird auch noch wohl die 
Gewährung einer Sühne durch den Herrn verlangt. Zu Turin ist für den 
Todtschlag Sühne mit dem Grafen und mit den Erben des Erschlagenen nö- 
thig.**** Der Erzbischof von Genua verbannt 1216 mehrere wegen Todtschlag 
und anderer Missethat aus seinem Gebiete, donec per ijmim vel euum nun- 
tiiim fiierint restituti und erklärt ihre Güter für konfiszirt, nisi quantum d. 
ureläepiscopHS eis dimiltere 7'ellet- per misericordiam pace interveniente."^ * 
Es ist das wohl dahin zu verstehen, dass hier ein Recht auf Lösung durch 
eine bestimmte Summe nicht bestand, die Lösmig demnach nur durch be.son- 
deres Abkommen mit dem Herrn zu erlangen war. In Statuten, von Städten 
ohne Herren finden sich älmliche Vorbehalte zu Gunsten der städti.schen Obrig- 
keiten nicht, wie das die verschiedene Stellung derselben leicht erklärt; ist der 
Bann überhaupt sühnbar, so ist nach erlangter Sühne von den Verletzten die 
Lösnng nicht mehr Gnadensache, sondeni muss gegen die bestimmte Straf- 
summe erfolgen. 

52. — Der unsüfanbare Baun kann überhaupt nicht gelöst werden, 
ln einzelnen Fällen kann auch dieser als Ausweisungsbann gegen jeman- 
den, dessen man habhaft ist, verhängt werden; der nächste Gesichtspunkt ist 
der, Personen, von welchen man Schädigung des Interesses der Gemeinde 
fürchtet, auf immer von ihr fern zu halten. In den Urkunden des Lombarden- 
bundes wird mehrfach den Anhängern des Kaisers mit Austreibung und Güter- 
einziehung gedroht*; doch wird die Verbannung nicht als eine beständige be- 
zeichnet, mit Zustimmung der Rectoren des Bundes kann sie aufgehoben 
werden. Bestimmter schon heisst es nach einem Statut von Bologna von 1203 
von demjenigen, welcher Schüler verführt, an andern Orten zu studiren: in 
antea nec ipse nec siti Uheri sint habitatores hiiiiis eiritatis et ipso iure 
sint piiblicata in commmii bona eornm et etiam persone eorum sint in 
banno comnmms Jiouonic; ebenso wird 1220 beständiger Bann demjenigen 
gedroht, der das Studium von Bologna zu verlegen sucht.* Als Fenura 1208 
den Markgrafen von Este zum beständigen Herrn annahm, wurde bezüglich 
aller, die etwas dagegen initernehnK-n, bestimmt: sieut violatöres ipsius civi- 
tatis ipso iure pcrpetno sint in banno, et omnia sua bona conwami Fet'- 
rarie applieentur; et in eieitate Feirarie neque districtu non halitent 
neque morniiiir, sed setnper ab hae aiUa sint e.vides et deiecti.^ Besonders 

51 .— 1 lÜ. § *■-• !+• 141. 20. I.eg. niunic. 710. 21. Mb. inr. Gen. 1, 579. 
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scharf wird danu die Unlösbarkeit eines solchen Bannes betont in einem istatut 
von Panna von 1316, wonach deijenige, der die Stadt unter einen Hen ii zu 
bringen sucht, hingerichtet werden soll, und weiter filii et h«redes et fiUi filw- 
rum banniantur perpetuo pro mallexardia et proditione, et tamquam 
hanniti et rebellea perpetxio haheantur et teneantur, etem'um bona ut supra 
puhUeari debeantet devaatari, de qno banno e.tire non posaint nee eccträhi 
per aliquam paeem, qirae fieret, per aliquod alatiitiim aeii reforxnaeionem 
vel aUo quogno modo.* 

Auch scheint dann, wenn bei todeswürdigen Verbrechen doch ausnahms- 
weise Ersatz der Hinrichtung dui'ch Geldstrafe zugelassen war, auch nach 
Ausführung der Strafe der Bann als unlösbarer fortgedauert zu haben. So 
nach den Statuten vön Turin: Si qtiia freperit atratam. perpetiialiter ait 
bampnitua, nee lilterhta inThaurino debeat habilare et eixia bona d.eomiti 
applieentxxr -unix’eraa; et ei in fortiank ixxdieia vel rectoria perx'enet'it oeei- 
datxxr, niai aolx'erit Ixbraa centum pro baxnpno.^ 

Am häufigsten kommt der un.sühnbare Bann vor als Ungehorsams- 
bann bei Verbrechen, welche mit Hinrichtung o<ler auch Vorstnmmelung be- 
straft wurden. War man des Verbrechers habhaft, so wurde die Strafe voll- 
zogen. War man seiner nicht mächtig, so war auch von vornherein gar nicht 
*zu erwarten, dass er je zuin Gehorsam zurückkehren werde, wenn man ihm 
jene Strafe nicht nach.sehen würde; das aber sollte in solchen Fällen nie der 
Fall sein, sie sollte weder durch eine Geldstrafe ersetzt, noch nach erhaltener 
Sühne der Verletzten erlassen werden können. Daher wird die Unlösbarkeit 
in diesen Fällen aufs schätfste betont; und dass man des Verbrechers nicht 
halthaft sein werde, wird so .sehr als die Kegel angenommen, das.s die in erster 
Reihe zu verhängende Todesstrafe oft gar nicht erwähnt wrd, dass der un- 
sühnbare Bann, . der eigentlich nur eventüell als Ersatz jener eiutreten sollte, 
in den Quellen als. die unmittelbarauf das Verbrechen gesetzte Strafe genannt, 
daneben dann freilich audi oft erwähnt wird, dass er hingerichtet werden soll, 
wenn er in die Gewalt des Richters kommt. ^ 

Da der Ausdruck Bannum perpetuum auch den sUhnbareu Banu begreift, 
ein besonderer Ausdruck für den unsühnbaren den Quellen aber fremd ist, so 
finden sich gewöhnlich weitere Angaben, welche den beständigen Bann als 
unsühnbaren schärfer kennzeichnen. Nicht selten eben durch die Angabe, dass 
er auch nach erlangter SUlme der Verletzten fortdauert. So heisst es zu Ve- 
rona bei Todtschlag oder Verstüiliinelung, die im Stadthause begangen: pxr- 
peltio ea'trahatnr de treten et nxxrxquam poaait paeem Itabex’e, nee anxplxxxa 
ait Ikabitator Veroxxae^; zu Modena vom Mörder: äx baxxixo pei-petxxali po- 
natur et de civitate et diatrxetxi Alxithxe pex'petuo debeat fox'aatari — ita 
qxioxl exire non debeat — etiam ai paceni hahxxex'it ab luretle hxtxrfeeti i’el 
a propittquia.^ Noch den Statuten von Parma soll jeder Banu um Missethot 
nach erlangter Sühne gelöst werden; e.xreptis de haxxxxitia jxro xnorte furtix’a 

4 . Mon. Hirnj, I c, 210. &, l.eg. munic. 708. tt. ('ampagnnla 51. 7, Moii. Mud 
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vel pro pace rupta vel pro falsiiate seu offensione facta in platea nova -r-, 
<]ui de bnnno extraJii non posmnt eciam pacem habentea; nocli schärfer 
heisst cs io Statut von 1239 von diesen Verbrechern: quod nnnquam moffis 
possit extrahi de banno, etfam ei ad pacem pervenerit vel habuerit, nec 
parabola conecilii vel concionie, nec aliqua fidancia «eit eecuritaa etandi 
vel lutbitandi in civitate vel epiecopatu Parmae poeeit luiheri a^liquo modo 
vel ingenio nec a eoiwione nec a conecilio.^ Aehnlich zu Pisa mit Rücksicht 
auf eine Reihe früher erwähnter Verbrechen: Salvo tarnen quod predicti 
eupra nominati nnnquam reconeiliari possint neque per coneilium qua- 
dringentm'inn de populo vel per aliquod consilium vel ordinamentum Pi- 
sani eornmunis vel populi.^ Nach den Statuten von Brescia wird Bruch des 
beschwomen Friedens mit dem Tode bestraft: Si autem persona frangenti» 
pacem haJ>eri non poterit, in banno perpetiudi ponatur, de quo nuUo modo 
possit eaV»v. Gewiss ist auch trotz geringerer Scliärfe des Ausdrucks un- 
sühnbarer Bann gemeint, wenn nach den Statuten von Modena der Gebannte 
pro homieidio, vel robaria, incendio, assassinio, faleitate, proditione aive 
strata robata, fiUa vel uxore aliniius rapta vel corrupta non possit per- 
petuo exire de banno. ^ 

Wie hier, werden in den einzelnen Quellen mehrfach^die Verbrechen auf- 
gczäldt,.auf welche nnsühnbarer Bann stellt. Aber allgemeingültig werden sich' 
dieselben nicht angeben lassen, da eben die Best''afung desselben Verbrechens 
an verschiedenen Orten verschieden war; aus der Vergleichung ergibt sich als 
massgebend nur, dass unsähnbarer Bann immer da eintritt, wo auf ein Ver- 
brechen eine schwere Körperstrafe gesetzt ist welche durch Geldzahlung nicht 
abgewandt werden kann. Wo jedes Verbrechen durch Geld gesühnt werden 
kann, nur eventuell Hinrichtung oder Verstümmelung, eintritt, wie in den Sta- 
tuten von Val d’Ainbra'*, da gibt es eigentlich keinen unsühnbaren Bann ; nur 
dass thatsächlich bei der den meisten unerschwinglichen Höhe der Strafsnmme 
bei schweren Verbrechen der Bann wesentlich denselben Erfolg hat Wird in 
den Statuten von Casale als schwerster, nach seinen Wirkungen dem nnsühn- 
baren gleichstehender Bann nur hervorgelioben das Bannum de tali maleßNo, 
pro quo deberet perdere vitam^\ so ist eben anzunehmen, dass jede andere 
.Strafe, auch die Verstümmelung, durch Geld abgelöst werden kann. In andern 
ist er keineswegs auf todeswürdige Verbrechen beschränkt; konnte die Ver- 
stümmelung niclit durch Geld gelöst werden, so geht man offenbar davon aus, 
dass jeder lieber den Baun ertragen wird, als die Lösung durch Verlust von 
Hand oder Fuss erkaufen; in den .Statuten von Pisa tritt denn auch derselbe 
unsühnbare Bann Rir Hinrichtung oder Verstümmelung ein**; und jene zu 
Modena mit unsUhnbarem Banne bedrohten Verbrechen sind gewiss nicht 
sämmtlich todeswürdige; denn werden die Verbrecher gefangen, so soll der 
Podesta sie mich dem Gesetze bestrafen, während es sonst gewöhnlich einfach 
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heisst, dass sie hingerichtet werden .sollen, da e.s sich allerding.-. ineistentlieils 
um Verbrechen handelt, auf die der Tod .steht 

63. — Bei allen Arten des Bannes ist von der Verhängung des Bannes 
zu unterscheiden das Wirksamwerden oder die Fälligkeit des Bannes, die 
Decursio banni. Nur in den wenigen Fällen, wo ein unsiihnbarer Bann als 
Ausweisungsbann verhängt wird, Hesse sich annehmen, dass sogleich nach der 
Verurtheilung der Bann gesprochen und auch wrksam wirde, weil er hier 
unbedingt eintritt, gai- nicht abznwenden ist, für einen Aufschub der Zweck 
fehlen würde. Bestimmtere Angaben darüber sind mir nicht aufgefallen; da 
aber der Zweck nur war, den Venirtheilten vom .Stadtgebiete feni zu halten, 
so werden, wenn die Aiusweisung auch sogleich erfolgte, solche Wirkungen des 
Bannes, welche darauf berechnet waren, dem Gebannten den ungefährdeten 
Aufenthalt unmöglich zu machen, erst nach einer gewissen Frist eingetreteii 
sein, welche genügte, dass er das Gebiet ungefährdet verlassen konnte. So 
wird wohl fiir jeden Bann angegeben, dass das Verbot der Unterstützung des 
Gebannten erst nach drei Tagen wirk.sam werde ', wol>ei freilich zugleich der 
Gesichtspunkt massgebend sein konnte, dass der Bann nicht sogleich allen 
Bewohnern des Gebiets bekannt wurde. 

Bei jedem andern Bann konnte es einen Zweck haben, die Wirkungen 
des Bannes nicht sogleich eintreten zu las.sen. Bei jedem Ungehorsamsbann 
mochte man abwarten, ob der Beklagte nicht zum Gehorsam zurückkehre; 
bei jedem andern Ausweisungsbann, ob er denselben nicht unnöthig mache, da 
derselbe durch gewisse Zahlungen allein oder mit Erlangung der .Sühne von 
den Verletzten abzuwenden war. Das findet sich denn auch durchweg beachtet; 
das italienische Bannverfahren hat Fristen; aber wenige und kurze; von den 
wiederholten und ausgedehnten Fristen des deutschen Rechtes ist da nicht die 
Rede. Als Regel finden wir zwei Fristen; von der Ladung vor Gericht oder 
dem Befehle, genugzuthun, bis zur Verhängung des Bannes; dann von der 
Verhängung des Bannes bis zur FälUgkeit desselben. 

Was die Ladung vor dem Banne betriflft, so verlangte das ältere 
Ungehorsamsverfahren wiederholte, wo sich eine bestimmtere Angabe findet, 
dreimalige Ladung, ehe der Beklagte als ungehorsam zu behandeln war; frei- 
lich ohne längere Fristen, da mehrfach erwähnt wird, dass die Ladung an drei 
auf einander folgenden Tagen geschali.^ Eine solche dreimalige Ladung finde 
ich später nur in den .Statuten von Ivrea erwähnt; wenn der einer mit Geld 
zu sühnenden Missethat Angeklagte flieht, so ist er zunächst an seinem Hause 
zu laden, dann aber ter de tribus in tribm diebus öffentlich durch die .Stadt 
zur Stellung aufznfordeni ; von einem von der Ladung verschiedenen Bannge- 
ltote ist nicht die Rede; stellt er sich auf die letzte Ladung nicht, so treten 
unmittelltar die Wirkungen des fälligen Bannes ein. Und auch das scheint auf 
Frevel beschränkt; denn vom .Mörder heisst es ausdriicklich, dass er, wenn er 
flieht, ;)»v) ipsa fuga hundert Pfund zahlen soll, abgesehen von etwaiger spä- 
terer Verurtheilung, so dass hier ohne W'eitere Fristen der Ungehorsam wenig- 
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stens schun eiae Ungeliorsamsstrafe nach sich zog.^ Eine duppelta Ladung 
mit jedesmaliger Frist von drei Tagen wird zu Padua beim Schuldverfaliren 
erwähnt; doch scheint hier die zweite Ladung gleichfalls schon dem Bannge- 
bote gleiohzustehen.'* 

In der Regel ist nur von einmaliger Ladung vor dem Banne die Rede. 
Stellt der gehörig Geladene sich nicht binnen bestimmter Frist, zu Pisa von 
zwei Tagen, so wird der Bann verhängt. ° Beim Banne um Schuld entspricht 
der Ladung ein Befehl, den Gläubiger zu befriedigen ; Wird er nicht befolgt, so 
erfolgt zu Modena der Bann am dritten Tage.^ Doch findet sich da nicht 
überall eine Frist bestimmt; zu Parma heisst es einfheh, wenn der Gleladene 
nicht kommt, wird er gebannt. ' 

' 1 Die Verhängung des Bannes selbst ist nun aber zunächst nm* ein 
strengerer Befehl®, binnen bestinunter Zeit sich zu stellen oder genugzuthun, 
mit der Drohung, dass wenn der let'miniu in hanno assignatus verstinclien 
Ist oder post banni d^cursionem unmittelbar die Wirkungen des Bannes ein- 
treten, bannum sit cursnm oder elapsum. Eine weitere Erklärung des Ge- 
richtes, dass der Bann fällig geworden sei, hat dann nicht mehr nothwendig 
Zu erfolgen. Nur ausnahmsweise scheint eine bezügliche gerichtliche Handhrng 
üblich gewe.sen zu sein. Ueberall gab es besondere Bannbücher, wo die Namen 
der Gebannten eingetragen und nach der Lösung gestrichen wurden. Für ver- 
schiedene Arten des Bannes mögen auch verschiedene Bücher bestanden ha- 
ben, wie wir das für Brescia schon bemerkten®; zu Verona wurde 1228 be- 
stimmt, dass die mn Missethat Gebannten in ein besonderes Buch geschrieben 
würden.'“ Zu Modena nun unterschied man ein erstes und zweites Bannbuch; 
bei Verhängung des Bannes wurde der Name in das erste eingetragen; erst 
wenn der Gebannte den Dann fällig werden Hess, auch in das zweite." 

, Die Banufrist ist verschieden bestimmt, erreicht aber in ilmer Au.s- 
dehnung fast nie die Länge der deutschen Fristen.*^ Im allgemeinen ersclieiiit 
sie in den ältern Statuten etwas ausgedehnter, es scheint sich eine Tendenz 
auf immer grössere Kürzung zu ergeben. Nach dem .Statut von Val d’Ambra 
treten die Wirkungen des Bannes mn .Missethat für den Ungehorsamen erst 


53.—] 8. f.eg- munic. 1199. 1200. 4, Briegleb Executivpr. 2. 195. 6. Bouaini .Sut. 

I, 3.91. B. Mod. Mod. ,Stat. 1, 291. 7> Mon Partn. I c, 157. 8» Es wSre mSglich, 

dass der Ausdruck Bannum ron dieser strengeren Ijidiing xunlchst ansgegangen wlm, 
nicht Ton dem in ihr erst erentuell enthaltenen Gebote, die Stadt zu maiden, wie wir oben 
$ 44 annahmen. Der Ableitung ron diesem strengeren Befehle in gehorchen würde 
es allerdings ent.sprechen, dass nach dem Sprachgebrauche der Quellen das in tainw ette 
vielfach schon mit diesem Befehl eintritL nicht erst mit der Fülligkeit des Bannes; aber für 
den durch diese begründeten Zustand fehlt ein besonderer Ausdruck, und wo schlechtweg 
von einem Bannitus die Rede ist, hat man durchweg schon den Zustand im Auge, den der 
Befehl zunächst nur erentuell androht. 9, Vgl. S 48 n. 3. 10, Campagnola 199. 

II. Mon. Mod. Stat. 1, 291. 374. 12. In dieser Richtung schliessen auch die Statuten 

ron Trient sich dem italienischen Verfahren näher an; nach § 92 ist der Räuber zu laden, 
nach acht Tagen zu haniicn. nach weitem acht Tagen wird der Bann wirksam. --- Der 
Hannfrist würde zu vergleichen sein die vereinzelt erwähnte Frist von vierra>hn Tagen, nach 
welcher die ertheilte Investitur salra querela wirksam wird Vgl. S lOn 2. 
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.nach zehn Tagen ein.'* In den altern Statuten von Parma ist Rede von einer 
Frist von acht Tagen; nach späterm Statut wird der einfache Ungehorsanis- 
bann für den in der Stadt wohnenden in drei, für den ausserhalb wohnenden 
in fünf Tagen füllig.''' Zu Modena folgt beim Banne um Schuld die Eintra- 
gung in das zweite Buch nach vier Tagen.'® Zu Pisa soll beim Banne um 
Missethat dem in der Stadt Anwesenden eine Frist von mindestens drei Tagen 
gewährt werden ; für Auswärti''e steigern sich die Fristen je nach dem Auf- 
enthalte diesseits der Cecina auf .sechs, jenseits auf zehn Tage, in Sizilien aüf 
vier, über Meer auf sechs Monate.'* Zu Ancona ist der Bann um .Schulden 
für den Einheimischen nach tlrei, für den Auswärtigen nach acht Tagen 
füllig.'* 

Beim Bann um Missethat erscheint dann oft ein überaus rasches Ver- 
fahren. Einmal scheint hier vielfach eine einfache Ladung gar nicht vofher- 
gegangen, sondern sogleich nach geschehener That gegen den in der Reget 
flflchtigen Thäter der Bann verhängt zu sein. Denn anders dürfte es sich kaum 
erklären lassen, wenn das Fälligw'erden des Bannes an eine vom Tage der 
That selbst ab laufende Frist geknüpft erscheint. .So treten zu Modena bei 
Verstümmelung die Wirkungen des Bannes ein, n’m ipse malefaclor vmerit 
ad prereptnm poteetatifi in fm quartum dient post maleficium cotnmissmn; 
ist später zugefügt et postquma ftterit ritatns, so kann sich das nur auf die 
Bannladung selbst heziehen, scheint nur eine Verpflichtung des Thäters aus- 
zu.schliessen, sich auch unaufgefordert zu stellen.'* Aehnlich zu Parma bei 
sühnbarem Bann, wo die Banhstrafe nicht eintritt, si Ule, qui offensionem 
fecerit, paeeni infm viii. dies nel viiü. hahuisset , ete qito offensio de- 
venisset . ' * 

Weiter aber scheint bei Missethaten die Bannfrist oft eine überaus kurze 
gewesen zu sein. .So wird 1226 zu Crcinona wegen Diebstahl ein Bann ver- 
hängt, der mit Ablauf desselben Tages fällig werden soll.^® Und zu Parma 
wird liestimrat: eum bannu haetenns dieantiir esse data oceasiorie malefi- 
eiorum velocins, quam dari dehuerint, et eondempnaeiones dicanlur esse 
faetae ab hinc retro eadem die in dampnnm illorum, contra quos ]»’oee- 
ditur, quod in omni banno dando de cete^'o occasione maleficiorum pona- 
tiM'etdetur saltim teinninus iinius diei et hoc non habent locum inbannis 
dandis potetttihmP-^ Auch da dürfte sieh ergeben, dass der Bannladung 
keine andere vorherging, da eine solche sonst hier gewiss envähnt wäre. 

Nur ausnalunsweise werden beim BannverfahrcTi Inngin-e Fristen erwähnt. 
Wer angerichteten .Schaden nicht ersetzen kann, soll zu Panna in längstens 
vierzig Tagen gebannt werden.** Ein überhau|)t .•insnahmsweises V’'erfahren 
liegt wohl vor, wenn zu Brescia alle des Verraths an der .Stadt verdächtigen 
Kleriker aus der .Stadt vertrieben werden, die mit dem Banne verbundene Ent- 

!$• $ I3S. 34. 14 « Mon. Parin. 1 a, 306. 1 c, 137. 13. Mon. Mod. .Stat. 1.2.01. 

!((. Bonaim Stot. 1. 392. 17. Brie|;Irb EierutiTpr. 2, 211. 18, Mou. Mod. Sut. 

1. 385. IB, Afnn. Parin. 1 :i. 31 1. 20. Vpl. die Beilagen. 21. Mon. Parin. 1 c. 203. 
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ciehung des Kechtsschutzes für die Person aber erst eintreten soll, wenn sie 
sich im ersten Amtsmonate des künftigen Podesta nicht gerechtfertigt haben.** 
Das Mlligwerdeii des Bannes kann regelmässig mir dadurch verhütet 
werden, dass der Ungehorsame sich vor Ablauf der Frist stellt, der Verur- 
theilte das leistet, wozu er verurtheilt ist. Eine .\usnahme zeigt .sich beim 
Banne um Schulden, welcher durchweg auf Grund executorischer Urkunden 
erfolgt. Hier liegt allerdings ein der Verurtheilung gleichstehendes Geständniss 
vor; aber der .Schuldner kann das Fälligwerdeit des Bannes durch Einreden 
verhindern, insbesondere die, dass er gezahlt habe oder dass die Urkunde 
falsch sei, worauf dann ein uns nicht weiter berührendes Verfahren folgt.** 
Einer Verlängerung der Frist finde ich nur in den .Statuten von Pisa, und 
auch hier nur als Ausnahme gedacht; der Podesta verpflichtet sich im allge- 
meinen, die einmal gestellte Frist nicht zu verlängern; und ausnahm.sweise 
sollen die, wie vorhin angegelien, nach dem Wohnorte auf mindestens drei, 
sechs und zehn Tage bestimmten Fristen höchstens auf zehn, fünfzehn und 
zwanzig Tage verlängert werden.** ' 

54. — Mit dem Fälligwerden treten alle Wirkungen des Bannes ein, 
ohne dass von einer spätem weiteren .Steigerung, etwa wegen längeren Ver- 
bleibens im Ungehorsam, die Rede wäre. Strafen, durch welche der Gehorsam 
erzwungen werden sollte, werden allerdings wohl gesteigert; so findet sich zu 
Riva für den, welcher denf Podesta nicht schwören will, 'zunächst eine in fünf 
Sätzen von zwanzig .Solidi bis zwanzig Pfund steigende Cieldstrafe, zuletzt mit 
Pfändung verknüpft, dann als letztes Mittel Zerstiirang des Hauses und Ge- 
fangenhalten der Person; ist man aber des Ungehorsamen nicht habhaft, so 
ist nur schlechtweg von einem durch Gehorsam und Genugthuung lösbaren 
Banne die Rede, ohne eine ^Vndeutung, dass der Charakter des Bannes mit 
der Zeit ein anderer, etwa von einem lö.sb.aren zu einem unlösbaren weixleii 
solle. ' Traten aber mit dem Fälligwerden alle Wirkungen sogleich ein, welche 
der bestimmte Bann zur Folge hatte, so waren freilich diese Wirkungen selbst 
.sehr verschieden, je nachdem es sich um eine leichtere oder schwerere Veran- 
lassung des Bannes handelte. Und da konnte natürlich auch gegen den bereits 
Gebannten später auf anderer Grundlage ein schwererer Bann verhängt wer- 
den. Zu Vercelli wird 1243 über Peter Bicchieri ein einfacher Ungehorsams- 
baun verhängt mit .Strafe von fünfhundert Pfund; da sieh dann verrätheiische 
Umtriebe herausstellen, kommt er in lösbaren Bann um Mi.ssethat mit .Strafe 
von zehntausend Pfund, der sich dann weiter durch Verurtheilung zum Tode 
noch zu unsühnbaretn Bann steigert.* .Steigerungen nach bestimmter Frist, 
wie das deutsche Recht bei Verfestung und Reichsacht, bei Acht \md überacht 
zeigt, sind dem städtischen Bann in Italien durchaus fremd. 

Liegt lieim Ausweisungsbann schon eine Verurtheilung vor, so liat der 
fällige Ungehorsamsbann in der Regel zunächst zur Folge die Verurtheilung 
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des Uiigehni sameii, indpiii sein üngeliurs.un als (ieständniss der .Sduild 
betrachtet wird. 

Häufiger erwähnt wird diese Cundeinnatiu des Uugeliursainen allerdings 
nur beim Bann um Mis.scthateu. Beim Bann utn Scliuldcn scheint sie nach 
dem .Statut von Val d' Ambra sogar überhaupt nicht einzutreten; es wird be- 
stimmt, quod persona exbanuita pro debi/o, sed nondnmiU debdto convicta 
fei nondiitn preceptinn ei factum furrit, defineatur ad petitionem credi- 
toris, donec concordareiiir seit concordaverit cum creditore rel satis de- 
derit iudicio sisti et de iudicato solrendo, wonach doch noch immer, die 
Möglichkeit eines freUprechenden Urtheils bleibt; während es imter gleichen 
Verhältnissen von dem Schuldner, der das Preceptum erhalten hat, allerdin^ 
nur hei.sst, dass er dein Gläubiger genugthun oder sich mit ihm abfinden soll’, 
ein freisprechendes Urtheil also von vornherein beseitigt erscheint. Wenn in 
andern .Statuten, so weit ich sehe, ein .solcher Unter.schied nicht betont, weiter 
auch eine Kondemnation des ungehorsamen .Schuldners meistens nicht erwähnt 
wird, so ist der Grund wohl darin zu suchen, dass als Regel ein Verfahren 
auf Grund e.xecutori.scher Urkunden angenommen wird, bei welchem Geständ- 
niss und richterlicher Zahlungsbefehl schon Vorlagen, bei dem es sich nur noch 
mn gewisse Einreden handelte; verwirkte der Ungehorsame das Recht auf 
diese, indem er die Bannfrist ohne Einbringung verstreichen Kess^, so galt er 
allerdings als verurtheilt, aber nicht, weil sein Ungehorsam als Geständniss 
betrachtet wird, sondern weil ein Geständniss in der Urkunde, welche der 
Kläger dem Richter zu produzii'en hat, schon vorliegt. Es wäre daher inuner- 
hin möglich, dass jene Bestimmung des .Statuts von Val d’Ainbra allgemeiner 
geltend gewesen wäre, dass bei einer Forderung, welche sich nicht auf eine 
executorische Urkunde stützte, zwar der Kläger durch Pfandmig und Bann 
gegen den Ungehorsiim des Beklagten geschützt wurde, dieser aber das Recht 
auf gerichtliclie Läugimng der .Schuld nicht verlor. 

Bei einfachem Ungehorsams bann, wo an den Gebannten weder 
eine Forderung gestellt noch ihm eine Mi.ssethat zur Last gelegt wird, kann 
von einer Verurtheilung auf Gnmd des einem Geständnisse gleichzustellenden 
Ungehorsams nicht die Rede sein; nur der durch das Zeugniss des Gerichts 
fpstgestellte Ungehorsam .selbst wird durch die Baimbusse gestraft 

Beim Banne um Missethat gilt ganz allgemein mit der Fälligkeit der 
Beklagte für geständig oder die Missethat für erwiesen. Im .StaUit von Val 
d’Ambra heisst es von der wegen Missethat gebannten Person, qite infra 
decem dies proximos a die banni ad mandatuin non venerit, haheatur pro 
confessa ac si de ipso nudeficio confessa esset rel coneicta^; und in den 
.Statuten von Pisa: JEl contra quemlibet exbaimitum pro maleßcio et quasi, 
postquam in bannitm decurrerit, intelligatur esse iirobatuin nudeßetum, 
de quo sive jnro quo in banno esset posilus.^ Es hat das zur Folge, dass an 
dem Gebannten, wenn er in die Gewalt des Richters kommt, die Vollziehung 
der Strafe ohne weiteres Verfahren erfolgt. .So heis.st es zu Modena vom 
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ergriffenen Mörder; rl habiitlur fnn conf-t'Jieo fl {aiiOpimn ronffesn» ft 
time fonvidiui peiia lu)iiücidü juiiuatur^, und zu l’isa ganz.allgemeiii: £x- 
bannitos 07i»ie» — mpiemus vel capi farifituis — et eotiira eoa ad tdudiilam 
prvce(U)nua — ae si »uiießeium probatum esset, cuitu oceasiotie sunt ex-r 
baiiniti; — ita qnod allquis eirhannilus in aliqua peetmie qwmtitate pro 
aliquo nudefiHo, de quo sive pro quo, si venisset ad mandata et itrobatian 
/lasset maleficiüm, contni eum pena corporalis erat in/erentUt, ittatn pe- 
namei hnpunemus etinferanus, aesi maleßciutn esset coinmisrum et /tro- 
batiitn contra eiim nostro fem/wre.^ 

Dabei scheint nach Ablauf der Bannfrist wohl eilte ausdrückliche 
Verurt Heilung erfolgt zu sein. So zu Ivrea-: Qui si non venerit sattem 
ad ultimum terminum, undecumque sit, habeatm' ]iro con/esso et eon- 
dempm’tiir, sicut eondempnaretur , si p'esens et eon/essiis esset mialeß^ 
e!iim\ oder zu Modena: potestas teneatur et possit eum comieihpnare pro 
con/essod^ Die gewöhnliche Form, wie sie bei Verhängung blosser Geld- 
strafen immer liervortritt, wie wir sie auch .beim Keichsbann finden werde», 
wird aber die gewesen sein, dass schon der Baimbefehl eine eventuelle Ver- 
urtheilung ausspracli, welche mit der Fälligkeit des Bannes unmittelbar 
rechtskräftig wurde. Zu Pi.sa heisst es ausdrücklich: Et quotiens in bannp 
aliquem pom'mus eel poni fademus oceasiotie alicidus malejicii vel quasi, 
de quo fuerit incidpatus sive contra eum /uerit inquisitum, et dictum 
malefieium tote fuerit, propter quod hu'ulpatus deheret perdere vitam vel 
membrum, adiciemus in ipso banno et poni fmiemus, quod si dictus tna- 
lefactorinbannum incurrerit et post banni decursionem devenerit in for- 
tiam Pisani communis, imponatur ei ilLu pena corporatis, que debebcU 
iinponi, si ante quam in banniun im'uri'crit ad mundtUa venisset et pro- 
batuni fuisset malejieium contra Cqm . ' ' 

Um einen unsühnbaren Bann gegen l*ersonen, welche man für besonders 
gemeingefährlich hielt, zu schäifen, sje vom Betreten des Gebiets möglichst 
abzuschrecken, scheint man wohl zur Fingiruiig eines Verbrechens 
gegriffen zu haben; auch ohne dass ihnen ein Verbrechen wirklich zur Last 
gelegt werden konnte, sprach man aus, dass dieselben als überwiesene Ver- 
brecher zu betrachten und demgemäss bei ilirer Ergreifung zu bestrafen seien. 
So heisst es 1288 zu Brescia von Ausgezogenen, welche , sich der Festen in 
Val Camonica bemächtigt hatten: quod omnes et sinpuli infrascripti et de- 
seendentes ex eis et de ipsorum dotmbus tnasculi maiores xiiii. amtis, qui 
sunt vel ei'unf, habentur et teneanlur et tractentur — pro bannUis perpe- 
tualibus de tnaleßdo, proditione, roharia, onüeidio, iniuria, assesindtu'et 
de omtd gravi delictu et tamquam infamali'et vere cön/essi de predietis 
delictis; — et si qnn tempore pet'venerint — in foreiam reetorum commu- 
nis — puninntur — inti'o ,v. dies ultimo suplicio tanquam ronvinefi — 
nulla data tlefensione et exceptione aliqiM non obstante.'^ Abgesehen da- 
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von, düsk auch jedem der jetzt iiameiiLlicii Gebannten nicht jegliches 

schwere Verbrechen zum Vorwurfe gemacht werden konnte, ergibt sich die 
Fiktion aufs bestimmteste aus der Ausdehnung auf die unmündigen, selbst 
ungebornen männlichen Nachkoimnen, sobald sic das vierzehnte Jahr erreichen. 
Ebenso wird es au&üfassen sein, wemi 1316 zu Parma bezüglich Verraths 
bestimmt wird: qitod ßlii et hetviles et ßüi ßliorum banniantur ■perpetuo 
pro malUwardln et prodicione^^; ergriffen, würden sie als überwiesene Ver- 
räther zu be.strafen sein, auch wenn ihnen persönlich keinerlei Verrath zum 
Vorwurfe gemacht werden könnte. Die Ausdehnung der Verurthei- 
I ung auf die Kinder, wenigstens auf die Söhne, während den fVanen nur 
die .Stadt verboten wird, bildet sich auch ausgesprochen 1 252 gegen Brescia- 
ner, welche wegen Verlassen der .Stadt als inimici et proditores civitatis in 
unsülmban*!! Bann kommen. Es handelt sich dabei überall sichtlich um die 
auch die Kinder treffenden .Strafen des Crimen laesae inaicstatis; konnte dieses 
streng genommen gegen die städtische Gemeinde oder die städtischen Behör- 
den nicht begangen werden, so mochte das dazu mitwirken, in solchen Fällen 
eine Verurtheilung w-egen schwerster Verbrechen zu bngiren. 

Von Einhaltung des Grundsatzes, dass der Üngehorsam an und für sich 
dem Geständniss oder der Ueherführung gleich zu achten ist und' zur Verur- 
theilung genügt, bilde ich nur wenige Ausnahmen. Einmal muss zu Panna 
bei Verhängung eines besonders schweren Bannes die .Schuld vorher erwiesen 
werden; cs ist liestimmt, qmd potestas — non possit nee deheat aliquem 
ponere inbanno i>rn jmee rupta fet morte fnrtiva) nisiei liqniditm fuerit 
instriitnentis ptiblieis rel testibus pdoneis, qiiod iUe, qiii aeeiisntus fuerit, 
paeevi feeisset et riipisset.*^ Das mag auch sonst gefordert sein, ohne dass 
es ausdriicklich gesagt wird, tia auch beim Bann um Schulden der Kläger die 
Schuld durch Vorlage der Urkunden zu erweisen hat; der Ungehorsam hat 
aber dann doch immer noch die Folge, dass der Gebannte weiterhin nicht 
mehr zur Vertlieidigung gelassen wird. Nur in einem Falle scheint auch das 
nicht ausgeschlossen. Zu Ivrea heisst es ausdrücklich, dass bei jeder mit Geld . 
sühnbafen Missethat der Ungehorsame als geständig zu veriirtheilen ist; aber 
von dem mit dem Tode bedrohten Mörder heisst es abweichend: si fitpam 
fecerit, ita qnod lutheri non possit, solvat /m» ipsa fiipa librase., etniehi- 
lomimis ipse oecisor, si eulpaidlis reperiretiir, in eondempnatione mortis 
remaiieat piimendiisJ^ Die .Strafe des Ungehorsams ist hier ganz von der 
für die That geschieden; und bezüglich der letztem scheint der ergriffene Un- 
gehorsame njclit ungünstiger gestellt zu sein, als der gehorsame Verklagte. 

Treten im deutschen Achtsverfahren ähnliche Wirkungen nur ein, 
wenn der Geächtete, aber noch nicht der Oberaclit Verfallene, gefangen ein- 
gebracht wird, während bei freiwilliger .Steihmg ihm das ungeschmälerte Recht 


18« Muq. Farm. 1 c. 210. 14. Odorici 7, 124. Aunser den Sahnen wird das auch auf die 

Filia* non nuptae auagedebnu während es dann widersprechend heissL Knuen und unrer* 
heira^to Töchter sollen nur ausgewiesen werden. Doch wird wohl in keinem Falle an vef* 
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fkr V’t^rth«idigimg lili'Hd, so kfiiiit das iuilieuische Verlahrpti einen entspre- 
chenden Unterschied nickt; vor Fälligkeit des Banne.s kann der Grebannte sich 
mit ungeschmälertem Rechte freiwillig stellen, kann aber überhaupt noch nicht 
zwangsweise vor Gtcricht gebracht werden ; nach .der Fälligkeit ist aber über- 
haupt nur noch von letzterm die Hede, freiwillige Stellung wird da nie mehr 
erwähnt, offenbar desshalb, weil sie jetzt keinerlei Vortheil mehr gewährte 
und demnach auch nicht mehr auf die.selbe zu rechnen war. 

5ö. — Wenn in den Fällen, wo eine Missethat mit Geld gestrall wird, 
gewöhnlich ui(dit erwähnt wird, dass der Ungehorsame als geständig und ver- 
urtheilt zu betrachten sei, so ist der Grund wohl darin zu suchen, dass mit der 
Fälligkeit des Bannes ohnehin dieVerurtheilung in die Bannbusse 
eintrat und diese in der Regel die Geldstrafe für die Missethat in sich auf- 
iralnn oder mit ihr zusammeniiel. 

Als Bannbusse iin engem Shnie hätten wir nur die Geklstrafe zu be- 
zeichnen, welche der Gebannte durch seinen Ungehorsam veiwirkte, welche er 
nicht zu zahlen gehabt hätte, wenn er der Ladung oder dem sonstigen Befehle 
des Richters nacligekomnjen wäre; im weiteren Sinne können wir damit über- 
haupt die .Siunme bezeichnen, welche bei der Lösung vom Banne gezählt wer- 
den musste; diese aber kann nicht allein Sträfe für den Ungehorsam, sondern 
auch .Strafe für die Missethat sein. 

Beim Bann um Schulden und beim einfachen Uagehorsaius- 
banne scheint regehnässig bei der Lösung eine Ungehorsamsstrafe gezahlt zu 
sein. Zu Modena war eine solche im Betrage von zwei Solidi schon verwirkt, 
wenn der Bann jtro preeepio non obaervato ivl t/uia ad rationem non venii 
durch Einschreibung in das erste Buch nur erst verhängt, nicht schon fällig 
ist, da es ausdrücklich weiter heisst, dass der Gebannte drei Solidi zahlt, wenn 
der Bann durch Eintragung in das zweite Buch tallig geworden ist.' Nach den 
Statuten von Pai’Hia hatte der Gebannte bei Gehorsam vor Ablauf der Bann- 
Frist nur die Gerichtskosten für Ladung wjd Bann zu entrichten ; die eigent- 
liche Bannbusse, welche hier regelmässig fünf Solidi beträgt, hatte er, wie 
ausdrücklich gesagt ist, erst nach Ablauf der Frist zu zahlen.^ LiVald’Ambra 
erhält der Notar für die Löschung eines Bannes um Schulden sechs Denare.^ 
Zu Ravenna zahlte der Gebannte, wenn er sich mit dem Gegner «bfand, der 
Gemeinde vierzig .Solidi l>ei einem, Betrage, anscheinend der Forderung, von 
tausend Pfiind und melir; bei geringerem Betrage nach Verhältniss.ä Diese 
kleinen feststehenden Bannbassen tragen wohl überhattpt melg' den Charakter 
einer Entschädigung für die dem Gerichte aus dein Ungehorsam erwachsene 
Bemühung, als dass ilu" Hauptzweck gewesen wäre, durch Furcht vor der 
Busse zuin Gehorsam vor Eintreten der hMst anzutreiben; handelte es sich 
meistentheils um zahlungsunfähige Schuldner, .so war davon wenig zu erwarten. 

Eine Ausnahme macht das strenge .Schuldrecht von Pisa, wo der unge- 
liorsame Schuldner zu einer Ungehorsamsstrafe bis fünfzig Pfund vemrtheilt 
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werden konnte.* Und elieiiso konnte insbesondunf du, wo iiihii vor allem im 
Interesse der Gemeinde (lelior.sam erzwintren wollte, das Mittel dazu in hohen 
Ungehorsamsbussen, welche gesetzlich testgestellt oder tiir den Einzelfall be- 
stimmt wurden, suchen.® 

Wir Anden nun aber weiter eine Lingehorsamsstrafe aucli beim Bann 
um Missethat erwähnt. .So besonders deutlich zu Ivrea beim Morde, wo 
ganz abgesehen von sonstiger .Strafe j>ro ipsa fana hundert Pfund zu zahlen 
sind.’’ Zn Pisa soll der wegen Missethat geladene Ungehorsame gebannt wer- 
den in ea (fuantitate, qua convenim» f nerit pro qualUate crarnni* et per- 
sone; quod banninn non exeedat- doplum eiuJt, in qiio eondempnaretnr 
prabato nutleßcio eecvndnm formam beeide.^ Es handelt sich hier bestimmt 
um Bestrafung nicht blos derThat, sondeni auch des Ungehorsams; aber doch 
auch nicht etwa des Ungehorsams allein ; die Bannbusse vereinigt beides. 

Auffallend sind einige Fälle, wo eine Bannbusse auch bei anscheinend 
nnsühnbarem Banne verhängt wird. Zu Pisa wird über den einer Misse- 
that Beschuldigten, die an Hals oder Hand geht, eine Bannbusse verhängt; 
wird man seiner habhaft, so wird er hingerichtet oder verstümmelt und zwar: 
ita quod exeeutione farta rorporrdi, penn peeuniuria ceeset.^ Was soll nun 
aber diese Geldbusse, welche mit der Leibesstrafe entfallt, wenn die Leibes- 
strafe ausgeführt werden soll, sobald man des Gebannten habhaft ist, wäh- 
rend dieser, so lange man seiner nicht habliaft ist, mich die Geldbusse nicht 
zahlen wird? Ich denke, man hat dabei doch einen sühnbaren Bann vor Augen 
gehabt, da sich schon oben zu ergeben schien, dass eine in erster Reihe mit 
Körperstrafe bedrohte Missethat doch zuweilen nach erlangter .Sühne mit Geld 
gebflsst werden konnte.’® Der Unterschied würde dann darin liegen, dass der 
Gebannte ergriffen zwar die Körperstrafe zu erleklen hat, nivch erlangter .Sühne 
sich aber durch Zahlung der Bannbusse lösen kann. 

' Auch diese Erklärung würde nicht anwendbar sein bei einer .Stelle der 
.Statuten von Modena, wo auf absichtlichen Mord beständiger Bann gesetzt 
wird, mit der ausdrücklichen Bemerkung, dass auch erlangte .Sühne den Bann 
nicht lösbar macht; das ganze Vermögen wird unter die Erben des Ermor- 
deten und die Gemeinde getheilf, so dass auch von etwaiger weiterer Beitrei- 
bung einer Geldbusse aus dem Vermögen nicht die Rede sein kann. Dennoch 
heisst PS weiter mit Einschiehung eines Zusatzes: Et imuper in miüe libras 
Mutinensee condempnetur, et hoc ei eonfumax fiierit, (et habeatnr pro 
eonfesso et tanvquam confemus et lepitime convietus pena homindii pn- 
niatur); s! au fern venerit ad raflonem et probatum fiierit slve repertum 
ipgumhomiridium perjietrasee, eapite puniatur.^^ Ich weiss da keine andere. 
Erklärung, als die, dass dem .Statut ursprünglich dieselbe Auffassung zu 
Grunde lag, wie der erwähnten B<*sfimmung der .Statuten von Ivrea; für seinen 
Ungehorsam hat der des Mordes Beschuldigte jedenfalls die sehr hohe Busse 
verwirkt; aber später ergriffen oder sich stellend hat er noch nicht das Recht 
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dnr Vt.'itlit'idiguiif' verwirkt, wird nur hingerichtet, wenu er überwiesen wird. 
Der Zusatz .schlicsst das freilluh bestiiuiut aus; ist diu'in aber eine sjiätere 
Schärfung zu sehen, su kann es kaum auffallen, wenn man eine frühere, da- 
durch unpraktisch gewordene Bestimmmig dennoch im Texte beliess. 

Die angeführten Fälle sind die einzigen, in welchen bei Bann um Misse- 
that bestimmt von emer Geldstrafe nur für den Ungehorsam die Rede ist; sie 
werden als Ausnahme zu betrachten sein. Bei unsühnbarem Baim hat eine 
Geldstrafe überhaupt keine Bedeutung, da Lösung nicht gestattet, auf Gehor- 
.sam nicht gereclmet wird. Bei lösbarer oder sähnbarer Missethat 
beschränkte man sich zweifellos in der Regel darauf, den Bann unter Bestipi- 
mung der Strafsumme zu verhängen, zu welcher der gehorsame Angeklagte 
im Falle der Schuld zu verurtheilen war; mit der Fälligkeit des Bannes war 
dann diese Summe verwirkt, mochte er schuldig sein oder nicht Es ergibt 
sich das aufs bestimmteste aus vielen .Stellen, in welchen es heisst, der Misse- 
thäter habe so mid soviel zu zahlen; sei man seiner nicht lusbhail, so solle er 
gebannt werden, bis er jene Summe zahle. Der ungehorsame Angeklagte steht 
da dem zahlung.sunfahigen Verurtheilten ganz gleich; beide Fälle wt^rden daher 
gewöhnlich auch gar nicht bestimmter unterschieden; es heisst solvat aut in 
banno ponatiir, de quo non exeul, donec eolverit. Der Nachtheil des Unge- 
horsams liegt dann nur dann, dass der Ungehorsame als Confessus verurtheilt 
wird, da.s,s ihm die Veitheidigung abgeschnitten ist. ^ 

Nirgends treten zwei Geldbussen, die eine für die Tliat, die andere für 
den Ungehorsam hervor; auch in jenen Ausnalmisfallen handelt es sich nur 
um eine Geldstrafe, neben eventueller Körperstrafe, zu Pisa um eine ausnahms- 
weise Erhölmng der .Smume. Zu widersprechen scheint, dass es zu Parma 
heisst, jeder Ungehorsame solle vor der Lösung fünf .Solidi zahleü, msi esset 
pro maleßcio, de quo plus possil auferri.^'^ Aber es ist da gewiss nicht 
eine besondere Ungehorsainsbusse gemeint, sondern eben die dui'chweg viel 
höhere .Summe, welche der behaupteten Missethat entsprach, und beim Unge- 
horsamen wohl zunäclist als Ungehorsamsbusse aufgefasst wurde. Die Stelle 
wird eher erweisen, dass bei Missethat die eine grössere .Strafsumine auch die 
kleine Uogehorsamsbusse in sich schloss, welche sonst für jede Lösung vom 
Banne zu zahlen war; wie diese denn auch in den .Statuten von Val d' Ambra 
dem löschenden Notar nur l>ei Bann nm Schulden zugesproeben wird. Nur 
dann, wenn bei Bann um Frevel die eigentliche .Strafe nachgesehen wurde, 
scheint dafür die geringere regelmässige Bannbusse eingetreten zu sein. 
Was sonst noch etwa von Zahlungen als Bedingung der Lösung erwähnt wird, 
wie Ersatz des angerichteten Schadens, oder der dem Kläger erwachsenen 
Gerichtskosten, steht in keiner nähern Beziehung zum Ungehorsam. 

Beim s ti h n b a r e n B a n n schliesst durchweg die Erlangung der Sühne 
die Zahlung der Bannbusse nicht aus. Nur scheint es, dass dieselbe bei ge- 
ringeren Missethaten gegen die Person nachgesehen werden sollte, wenn die 
Sühne bald erlangt wird; wer dieselbe zu Parma innerhalb acht oder neun 
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Tagen keit der Thal erlangt, sull ohne Zahlung der 13anuliuk!>e aus dem Banne 
gt'huit » erden. ' * 

Bei allen Bannbussen erfolgt die Zahlung an die Gemeinde oder 
den Gerichtsherrn. Oft ist das ausdiücklich gesagt und zwar auch bei 
sühnbarem Bann; so zu Modena bei Verstümmelung, wo nach erlangtem Frie- 
den ein Ritter hundert, ein Fussgänger fünfzig Pfund an die Gemeinde zu 
zalilen hat, um gelöst zu werden. ' * Auch wo es nicht ausdrücklich gesagt ist, - 
lässt es sich daraus folgern, dass von der im äliem italieni.schen Rechte so 
regelmäs.sig erwähnten Theilung der .Strafsumme zwischen dem Verletzten und 
l|der öffentlichen Gewalt nicht die Rede ist. Es kann das auftällen bei Miss.e- 
thaten gegen die Person, bei welchen doch eine Verwendung wenigstens eines 
Theiles der Strafsuinnie als Busse für den Verletzten unzunehmen wäre. Die 
Erklärung ist wohl darin zu suchen, dass die Missothaten gegen die Person 
durchweg einer Sühne bedurften, es demnach in der Hand des Verletzten lag, 
dieselbe nur nach einer ihn befriedigenden Genugthuung zu gewähren. Zu 
Verona wird ausdrücklich erw^ähnt, dass wenn jemand einen Frieden bricht, 
a qiio tnendmi acceperit, er das .Mendum zurückzahlen muss; aber gerade 
hier zeigt sich auch besonders bestimmt, dass die in bestimmtem Betrage fest- 
gesetzten Geldbussen der Gemeinde zukoinmen; nach jVii gäbe der .Strafen für 
Todtschlag und Verstümmelung heisst es: Kt imiedirtat l■ompogitiones de- 
reniant commtmi l'mmac; et sempee fiat meudantht Iteredibue inteffeeti 
aiU ininriam pa«»o de reUqiUs bonia male/acloris.^^ Die Bu.sse an den 
Verletzten scheint durchweg eine unbestimmte, für den Einzelfall dem Privat- 
abkoramen der Parteien oder dem Ermes.sen des Richters überlassene gewesen 
zu sein. Damit stimmt durchaus, da.ss wir nur bei unsühnbarom Banne, wo 
eine Befriedigung des Verletzten durch den Gebannten .selbst nicht melir er- 
folgen kann, bestimmtere Angaben über die ihm ans dem Vennögen des Ge- 
bannteu gebührende Genugthuung finden. Es dürfte weiter damit zirsammen- 
hängen, dass im Statute von Val d’Ambra für den einzigen Fall derNothzucht 
Theilung der Bannbusse zwischen der Verletzten und der gräflichen Kurie be- 
stimmt wird das Verbrechen wird hier nicht unter denen aufgezählt, welche 
.Sühne bedurften **, so dass die Verletzte aid' diesem Wege zu einer Gemig- 
thuung nicift hätte gelangen können. Nur von einer Genugthuung für den 
Verletzten ist Hede in einem Vertrage zwi.schen Verona und Creinona von 
1202*'*; aber e.s handelte sich dabei wohl zunächst nur um Sicherung des Er- 
satzes des ira fremden Gebiete insbesondere durch Raub erlittenen .Schadens; 
ob die (iemeinde .selbst weitere .Strafe eintreten lassen wollte, war kein Ge- 
genstand vertragsmässiger Ee.ststelhmg. ' 

56 . — Nach dem Gesagten war der Gebannte immer verurtheilt, etnra.« 
zu leisten oder zu erleiden. Es entspricht dem, wenn wir Massregeln zur 
Ausführung des Urtheils erwähnt finden. Dahin gehört imsbesondere die 
oft emähntc Verpfliclitimg dos Podesta und der sonstigen städtischen Beamten, 
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für dif (jBl'aiigiMuiiihine aller (jrbamiti'n Sorge /.».tragen; zu Ravoiind 
.«ioll der Podesta niuiiatlieh zu dioM'in Zweck den Bezirk berei'-eii, während in 
den einzelnen Orten Leute in PfTicht genoiumen sind, welche die Gebannten 
ausfindig zu machen haben, wie letzteres auch zu Pisa bemerkt wird ' ; auch 
die Bewohner dürfen sich der Gebannten bemächtigen und haben sie dann als- 
bald auszuliefem.* 

Lautete die Vcrurtheilung auf Hinrichtung oder sonstige Körperstrafe, 
so war diese dann alsbald zu vollziehen. Auf Einbringung oder Anzeige solcher 
besonders schwer Gebannter waren denn auch wohl Preise gesetzt. Wer zu 
Casale die Gefangennahme eines wegen todeswürdigen Verbrechens Gebannten ^ 
bewirkt, erhält fünfzig Pfund von der Gemeinde.^ Zu Brescia werden 1288 
eine Anzahl von Personen in unsühnbaren Bann gethan und ergriflfen zur Hin- 
richtung vernrtheilt; wer eine von ihnen lebendig einliefert, erhält fünfhundert 
bis zweihundert, wer-todt dreihundert bis hundert Pfund; ausserdem wird er 
selbst aus jedem Bann, wenn es nicht ein unsühnbarer ist, gelöst.^ Auf die 
Einfangung solcher Gebannten soll zu Pisa der Podesta besondere Sorge ver- 
wenden. ’ 

.\ndere Gebannte, welche sich lösen können, verbleiben in Haft bis 
zur Lösung. Der Podesta von Parma soll onmee bannitoe capere et cap- 
tos detineat, iisqne qm de banno et'ierint, etsi exire potuerint; auch sonst 
ist schlechtweg von Einfangung aller Gebannten die Rede. Insbesondere kann 
das auch die um Schulden Gebannten treffen; zu Parma soll der eingefangene 
bannitiis eic causa pecuniaria im Palaste der Gemeinde oder in der Woh- 
nung des Podesta oder Kapitäns gefangen gehalten werden®, was w'ohl eine 
Milderung gegenüber den in strengerer Haft zu haltenden Missethätem be- 
zeichnet. .-Vber beim Banne um Schuld dürfte doch die Gefangennahme nicht 
von vornherein in der Verpflichtung der städtischen Behörden gelegen, son- 
dern nur auf besonderes Verlangen der Gläubiger geschehen sein. Zu Modena 
ist von jener Verpflichtung nur mit Beziehimg auf die um Missethat Gebann- 
ten die Rede^; zu Pisa soll der um Schuld Gebannte .nur auf Verlangen mid 
auf Kosten des Gläubiger.^ aufgesucht werden®; zu Verona; J*otestas — te- 
neatur onmes bannitos capece ad voliinlatem creditoris vel eins, pro quo 
fuerit banrdtus, et eos detinere in vinculis, donec crediton /uerit eatis- 
f actum vel cum eo se conconUiverint.^ 

< Wo nun, wie zu Pisa, gegen Schuldner in erster Reihe mit Haft vorge- 
gangen werden sollte ' kimnen wir in diesem Glefangenhalten allerdings eine 
Ausführung des Urthcils sehen. Aber das war Ausnahme. Wo es sieh weiter 
um Ungehorsamsbann handelt, lässt sich die Gefangenhaltung immerhin noch 
als eine Massregel fassen, mn die Ausführung des Urtheils durch Zahlung zu 
erzwingen. Aber diese Auffassung ist doch kaum zulässig in den zahlreichen 

96 . — 1 « Fantozii 4, 23. Bouaini Stst. 1, 3U5. 2. Mon. Mod. Seat. 1, 27. 8, Leg. 
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Fällen des Au.swemnngsbanues, wo man des zalilungsunfähigen Verurtheilten 
habhaft war, wo also gai' nicht abzusehen wäre, wesshalb man ihn niclit gleich 
in Haft hielt, wenn man glaubte, die Zahlung dadurclt erzwingen zu können. 
In sehr vielen Fällen wird die Bestimmung der Geßingenhaltung ergriffener 
Gebannter als eine Massregel zur Aufrechthaltung des Bannes zu betrachten 
sein, als eine Drohung, welche den Gebannten vom Betreten des Gebietes ab- 
schrecken, im Falle des Bruches aber die Uebel des Bannes ersetzen und 
schärten sollte. Und eine .solche AIa.ssregel mocliti' nin so iiotliwendiger er- 
scheinen, als bei leichterem Bann die .«oitstigen Folgen eines Betretens des 
jebietes nicht so einptindlich waren, um Bürgs(duift für die genügende Be- 
aehtnne des Gekrtes zu gewähren. 

57. — Die bisher besprochenen Wirkungen des f7illigen Bannes sind 
solche, welche zu tlmtsäclilicher Geltung erst gelaiigi-n bei der Beendigung 
des ßanne.s; es handelt sich um eine Vcnirtheiluilg, welche durch Zahlung, 
Uebereinkommen oder A'erhängung der Leibesstrafe ausgerührt wird;. es han- 
delt sich um .Strafen, welche, wenn wir von der wenig hoiTüi tretcnden Unge- 
lioi'samsbg.s.se absehen, dem Bannverfaliren nicht eigeiithnmlicb sind, mit dem 
Hianne überhaupt nicht näher zvisammenhäugeii, als dadurch, d;i.ss der Unge- 
horsame in Folge der Fälligkeit des Bannes als .Schuldiger betrachtet und 
venirlheilt wird, während beim Au-sweisungsbanne überhaupt die Verurthei- 
luni> nicht Wirkung des Bannes, .sondern der Bann Folge der Venirtheilung i.st. 

Jn beiden Fällen liegt rin Urtheil vor, welches wegen Zahlungsunfähigkeit, 
wegen nicht erlangter .Sühne oder wegen Uiigelior.sam nicht ausgeführt werden 
kann. * Theils um den GebannUm an/.utreiben, die llinderni.s.se der Ausführung 
zu beseitigen, tiieils um da, wo ihm das nicht möglich oder auf seine Geneigt- 
heit dazu iibt‘rliaupt nicht zu lechnon ist, einen Ersatz tur da.s nicht auszu- 
fühii ndc Uitheil zu schaffen, werden über den Gel>annten gewisse Nachtheile 
verhängt, welche ausschliessUche Wirktingen des Baiuie.s .sind, welche 
ohne den Bann ihn auch im Falle der Venirtheilung nicht getroffen hätten 
lind welche mit der Ausführung des Urtheils aufliüieii. E.s handelt sich dabei 
theils um Massregeln gegen dii? Person, theil.s gegen das Gut. 

Die Massregeln gegen die Person sind wohl durchweg auf die Auf- 
fassung zurückziifliliren, dass derjenige, welcher einer ihm obliegenden Rechls- 
verbindlichkeit nicht gerecht werden kann oder will, damit auch deu Anspruch 
auf den vollen .Schutz seines eigenen Rechte.s verliert. Aljcr je nachdem der 
Eingriff in die fremde Keclitssphäre, welchen er nicht sühnen kann oder will, 
ein leichterer oder schwererer i.st, wird auch sein Beeilt mehr oder weniger 
beschränkt; der Zustand des Gebannten kann der einer blossen Minderung der 
Kechtstäliigkeit, aber aacli der einer völligen Hechtlosigkeit sein. ■ . 


57. - 1. Wir lassen da die wenigen Fülle uubeaclitet, wo un>iühnbarer Bann aJs selbst- 
'Utodige Strafe verhängt scheint. Vgl. § 52 n. 1. Auch dabei lag gewiss immer insofern 
gleichsam ein Urtheil vor, als bei Brncli des dem ergriffenen Gebannten wohl mit 

Hinriebtung oder .«on-itiger Strafe gedroht war. Vgl ^ 52 n. 4. In den spätem Statuten' 
voll Hiva cop, rfS (Bihl. I’reiitina, Hi<p. Uk S. I GJ) lieivst es >«*hlechtveg. danji der perpetuo 
banuitUA hingerichtei werde« H<dl. wenn er ergriffen wird. 
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Allen Arten des Bannes gemeinsam ist das Verbot der Stadt und 
ihres Gebietes, der Verlust des Rechtes, sich in der Heimath anfhalten 
zu dürfen. Wenn in den .Statuten von Modena die Nachthelle, welche den 
Bannitus pro civili obligatione treffen, aufgezühlt werden und dabei wohl nebst 
anderm von der Ausstossung aus dem Stadtratlie die Rede ist, nicht aber von 
der Ausweisung*, so konnte es scheinen, als habe der nur tun .Schulden Ge- 
bannte sich in der .Stadt aufhalten dürfen. Aber es ist doch so oft von einem 
Expellere des .Schuldners die Rede \ es werden so oft Massregeln, welche, wie 
die Gefangenhaltung des Ergriffenen, ein Verbot des Aufenthaltes voraussetzen, 
auch auf .Schuldner ausgedehnt^, dass wohl nur desshalb in jener und einigen ^ 
ähnlichen .Stellen von einem solchen Verbote nicht ausdrücklich die Rede ist, 
weil der Ausdruck Bannitus selbst genugsam darauf hinwies. Doch ist es 
wahrscheinlich, dass thatsächlich hie und da eine mildere Behandlung eintrat. 
Der Bann um .Schulden wird so ausschliesslich iin Interesse und nach Belieben 
des Gläubigers verhängt, divss wohl anzunehmen ist, dass wenn dieser den 
•\ufenthalt auch vor getroffenem Abkominen stillschweigend zuliess, sich mit 
den andern Folgen des Bannes begnügb*, aucli von .Seiten der städtischen 
Behörden kein Eingreifen erfolgte. Zu Verona wenigstens wird bestimmt vor- 
ausgesetzt, dass gebannte .Schuldner sieb offenkundig in der Stadt oder dem 
Gebiete aufhalten können; der Gläubiger hat das Recht, sie gefan^n setzen 
zu lassen; eed Juleimsor bannitus non dobeat oapi, nnJequam dshitor, qtU 
manet palam in civitate seu in eins dislrictii in loeo, nh! poteetas Veronas 
habeat eirtutem, capiatnr.^ -\uf eine mildere Ilandhabmig lassen auch sonst 
vielfach die Massregeln zur Erwirkung der Einhaltung des Verbotes schliesseii. 

Dahin gehört einmal die schon erwähnte W-rpHicbtung der städtischen 
Obrigkeiten zur Gefangennahme der im Gebiete angetroffenen Gebannten, 
um sie zu bestrafen odw gefiingen zu halten. Und da, wie wir sahen, diese 
mehrfach nur auf Verlangen des Gläubigers stattfand, so scheint sich schon 
daraus zu ergeben, dass der iiin .Schulden Gebannte sich im Gebiete unange- 
fochten auflialten konnte, wenn er sicher war, dass der Gläubiger das zuliess. 

Eine zweite Massregel ist das Verbot der Unterstützung; in allen 
.Statuten finden sich Strafen ausgesprochen ftlr diejenigen, welche Gebannten 
Obdach oder Lebensmittel oder sonstige Unterstützung gewähren. Dabei wird 
nun aber unterschieden nach der Veranlassung des Bannes. In den .Statuten 
von Turin und A’al d'Ainbra wird nur bei Unterstützung eines um Missethat, 
von Casale eines um todesw’ürdigC Missethat Gebannten eine .Strafe ausge- 
sprochen.® Zu Verona ist bei Beherbergung eines um .Missethat Gebannten 
eine doppelte .Strafe aiisgesju-ochen, hundert Pfund für die Gemeinde, und 
eben so viel an den Verletzten; Gemeitideii, welche, obwohl sie die Macht 
dazu haben, die Gebaimten nicht vertreiben, zahlen die Busse derselben und 
haften für den von ilmen angericliteten .Schaden; ebenso haben die Ileiren 
solcher Gemeinden .Strafe zu zalden.* Mehrfach findet sicli eine weitere Unter- 
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»oheidung. Zo Pisa zalilt der Helfer bei Bann tun Missetliat überhaupt bis 
zwanzig, um genannte schwere Missethaten bis hundert Pfund ; wenn aber bei 
diesem letztem der Gebannte von dem Hause aus, in das er aufgenoinmen 
war, einen Bürger verletzte, soll der Helfer so gestrail werden, wie der Ge- 
bannte im Falle der Ergreifung.® Zu Ivrea zahlt der Helfer eines um todes- 
wttrdige Missethat Gebannten hundert Pfund; zehn, wenn auf die Missethat 
Verstümmelung stand ; wenn Geldstrafe, zahlt er diese. ® Damit jeder die Ge- 
bannten kennt, rvird der Bann wohl wiederholt veröffentlicht; zu Verona hat 
der Podesta zweimal im Jahre die Namen aller um Missethat Giebannten in 
der Stadt und in allen Orten des Gebiets ausrufen zu lassen. 

ist in allen diesen Fällen nur vom Banne um Missethat die Rede, so 
könnte sich daraus schhessen lassen, dass bei Bann um .Schulden die Unter- 
stützung nicht verboten war. Zu Pisa ist das sogar ausgesprochen ; im Gegen- 
sätze zum Gebannten um Missethat wird dem Exbaunitus pro debitis das 
Vertheidigungsrecht znge.sprochen und hinzugefugt: Et nuttu« conmictat in 
penam pro eo, quodtali «xbannito prestet consilium vel iurmnen.^^ An 
andern Orten tritt solche Unterscheidung nicht hervor. Zu Parma wird sdilecht- 
weg die Unterstützung jedes Gebannten bei drei I*fund untersagt; nur dass 
bei unsDhnbarer Missethat die höhere Strafe von zwanzig Pfund eintritt. 
Nach den Statuten von Aosta scheint .sogar bei Bann um Schulden eine Strafe 
bestimmt ausgesprochen ; der Helfer solvat pro hampno (onv. lihras, si pro 
•MalefiHo fuerit bampnitug; »i vero ex eaa«a pecuniaria solvat ettndem 
bampnutn, quemadnwdum bampnitus.^^ Doch könnte der Vergleich mit der 
erwähnten entsprechenden Bestimmung der .Statuten des benachbarten Ivrea 
und die Höhe der bei Missethat schlechtweg .ausgesprochenen .Strafe die Ver- 
innthung nahe legen, dass der .\usdruck Maletitiuin hier ausnahmsweise in der 
Beschränkung auf unsühnbare Missethaten gebniucht ist, unterschieden von 
den nur nüt Geld bestraften Missethaten. Ganz bestimmt ist Unterstützung 
auch bei Bann um .Schulden zu Verona verboten ; weist der Helfer nicht nach, 
dass er den Bann nicht kannte oder die Unterstützung mit Willen oder im 
Interesse des Gläubigers gewährte, so ist er die.sem zur Zahlung der Schuld 
verpflichtet *'• 

Ansgenouimen vom Verbote der Unterstützung ist nach den Pisaijer 
Statuten die Frau des Gebannten ; geht sie zu ihm oder er zu ihr, so soll sie 
desshalb nicht gestraft werden *®;'zu Verona steht bei Schuldbann eine Strafe 
gegen Kinder, Eltern, Mann oder Fran im Ermessen de.S Podesta. Wie 
denn überhaupt der bei der deutschen Oberacht so scharf betonte V'erlnst der 
Familienrechte in Italien auch bei dem schärfsten Banne nie betont wird. ' ^ 
Dafür scheint aber, zumal beim Bann aus poliüsclien Motiven, mn sich gegen 
die Unterhaltung von verrätherischen Verbindungen in der Stadt zu schützen, 
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wohl die Ausweisung der Frau und anderer Angehöriger veidügt 
zu sein, ohne dass diese selbst im Banne sein sollten. Letzteres traf, wie wir 
sahen, bei Bann wegen Hoohverrath die erwachsenen Söhne ; dagegen heisst 
es 1252 zu Brescia von den Frauen und unverbeiratheten Töchtern nur, dass 
sie aus Stadt und Bezirk vertrieben werden und dort iiiclit nvehr wohnen sollen; 
es wird bei hoher Strafe verboten, sie zu beherbergen.'® Bei einer vertrags- 
luässigen Milderiuig der .Stellung der Cremoneser Verbannten 1 257 lieisst es, dass 
ilire Frauen, Töchter, Söhne unter zwölf Jalu'en und ihre Gastalden auf den 
Gütern im Gebiete wohnen dürfen®®, w'as doch voraussetzt, dass sie bis dahin 
ausgewiesen waren; nach Erwähnung der Gastalden wurden solche Massregehi 
also wohl auch auf Beamte der Gebannten ausgedehnt. Zu Ravenna mussten 
die V’^erwandten des Gebannten, um in der .Stadt bleiben zu dürfen, Bürgschaft 
dafür bestellen, dass sie selbst niemanden an Person und Gütern schädigen 
und jeden vom Gebannten angerichteten Schaden ersetzen würden.®' Eine 
durch die besondere Natur der Missethat begründete Massregel gegen die 
Verwandten findet sich zu Pisa; ist man eines Frauenräubers nicht gewaltig, 
so werden die nächsten Verwandten in Eisen und Kerker gehalten, bis der 
Gebannte die Frau ausliefert.®® 

58. — Jeder Bann hat weiter zur Folge eine Minderung der Rechts- 
fähigkeit, ähnlich der deutscheu Rechtlosigkeit, insofern auch diese die 
Rechtsfähigkeit keineswegs vollständig aufliebt; in andern Beziehungen würde 
freilich der Vergleich nicht zutrefien. Insbesondere handelt es sich in Italien 
nicht um einen feststehenden Begrifi', der zu einem genau entsprechenden tech- 
nischen Ausdrucke gelangt wäre. Es ist m der Regel nur von einzelnen be- 
stimmten Rechten, welche dem Gebannten fehlen, die Rede, und nicht bei 
jeder jVrt des Bannes sind das dieselben. 

Jeden Gebannten trifft der Verlust der wichtigsten politischen Rechte, 
insbesondere der Fälligkeit zur Bekleidung irgend eines öffentlichen Amtes. 
Ausdrücklich auch auf den Bann um .Schulden und jeden andern, nicht durch 
.Missethat veranlassten Bann w’ird das ausgedehnt io den .Statuten von Pisa ' ; 
ebenso zu Modena; der Baiinitus pro civili obligatione wird aus dem Stadt- 
rathe gestos.sen und jede etwaige Wahl zu öffentlichen Aemtern ist nichtig.® 
Wenn das nicht häufiger erwälmt wird, so erklärt sich das natürlich daraus, 
dass das Verbot des Aufenthaltes ohnehin eme Ausübung der politischen 
Rechte unmöglich machte. Wird es bei leichterem Bann ausdrücklich ausge- 
sprochen, so scheint doch auch das dafür zu sprechen, dass dem Gebannten 
niclit unbedingt die Stadt verboten war, dass er sich, etwa mit Zustimmung 
des Gläubigers, dort auflialten konnte, aber den sonstigen Nachtheilen des 
Bannes unterlug. Mit der Lösimg vom Banne trat unzweifelhafl die volle po- 
litische Rechtsfälügkeit im allgemeinen wieder ein ; es heisst zu Pisa ausdrück- 
lich: quousque steleril in ipso banno. Besonders deutlich ergibt sich das zu 
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Verop», wo nicht die WahlHlhigkeit verloren wird, sondern nur die Fähigkeit 
zur Ausübung ; Si qiüs fuerit electu* in ofßcio cotnmum« Veronae, qui 
»it bannitug, et ei denuneiatum fuerit, tU faeiat se poni in trevam in/ra 
XV. dies, et non fecerit, e.rinde non debeat exercere nec habere publicum 
officittm, donec batinitns extiterit; 1218 wird die Frist auf acht Tage be- 
schränkt; der Podesta soll untersuchen, ob der Gewählte iin Banne ist; et si 
postquam aliquis fuerit eleciiis in officio comtnunis Veronac et iuraverif 
iüud offioUim, permiserit se banniri, careat feudo pro rata temporis, qtio 
steterit e.xfra trevam et interim cesset ab officio.^ Nur das Recht von Mo- 
dena scheint eine Ausnahme m bieten aliquis qui nnquam fuerit ban- 
nitus vel eondempnatus de aiiqua falsitate vel furto — non possit nec 
debeat officiare, procurare vel advocare, nec egseinaliquo offitio comunis 
vel mercatorum* ; aber.es handelt sich dabei offenbar nicht um eine Wirkung 
des Bannes, sondent der Verurthellung wegen eines entelirenden Verbrechens. 

Weiter handelt es sich immer um einen Verlust prozessualischer 
Rechte. Aber dabei zeigt sich ein durchgreifender Unterschied nach der Art 
des Bannes; jeder Gebannte verliert die Befugniss, sein Recht durch Klage 
zu verfolgen; aber nur der um Missethat Gebannte auch das Recht der Ver- 
theid ignng. 

Dass auch der nur um Schulden oder was dem gleichsteht Gebannte sein 
Klagrecht verliert, leidet keinen ZweifeL So zu Pisa: notf possit nec debeat 
audiri ad rationem in apendo.^ Nach den Statuten von Modena werden 
Orte des Gebiets, wenn sie Abgaben nicht zahlen, gebannt; et quod ottmes 
persone dictorum communiwn — non enuliantur in iure eoruminciviUbus 
tue etiam de datnpno dato eis vel alteri ipsorum. Dpnadi scheint eine 
Ausnahme bei Verletzungen der Person zugelassen, und das ist anderweitig 
ausdrücklich gesagt: Pena quidem banmti ]>ro civili obligatione vel quasi 
taJis est, videUcet quod itUerim nuüam consequatur rationetn, nisi de eo 
pro quo bannitus est, neque de uüo suo nepotio vel alieno apendo vel e.v- 
cipiemlo in comuni audiatur, nisi in persona sua vel suorum percussio- 
netn v.el iniuriam susti/ieret.^ Zu Verona werden einige Ausnahmen gemacht 
für den Tutor, Curator und Vpter, der für Mündel oder Sohn klagt, imd für 
den Büi'gen bei Klage gegen den Schuldner, wegen dessen Schuld er in den 
Bann gekommen ist. ^ 

Dagegen bt bezüglich des Vertheidigungsrechtes zu Pisa ausdrücklich 
bestiimnt, quod pro — exbanmtis pro debito vel eins occasione vel ex qua- 
cunqtu alia ratione, excepto quam pro tnaleficio et quasi, quilibet in de- 
fendendo possit audiri ml rationetn et eis — favorem jucestare. Aber auch 
eigene Vertheidigung wurde gestattet und ermöglicht; Kt si aliquis pro de- 
bito e.rbannitus requisitus fuerit — , «/ veniat facturus alicui rationetn, 
potestates — debeant ei dare fidanUam, ut veniat ad respondendum super 
eo, super quo funnt requisitus. 
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Bezüglich des Bannes Uni Missethat heisst es aber ausdrücklich; Si 
vero «eboAnnitns egf • — mragione alictüu« nudeficii — , non audiatur ad 
rationem tarn in a/jcndo, quam in df/einimdo; nur mit der Ausnahme, 
quod « talis exbannilug dftineretnr in fortia Pigani communit per pro- 
mratorem tantum poggitin def endende ad rationem atidiri.^ Eine andere 
Ausnahme findet sich ziemlich entsprechend in den Statuten von Parma und 
Modena; ist der Gebannte wegen einer Missethat angeklagt, so soll ihm 
sicheres Geleit gegeben werden, um zur Vertheidigung zu kommen; dass es 
sich dabei auch um Gebannte um Missethat handelte, ergibt sich aus dem Zu- 
satze, dass während dieser Zeit ihn niemand ungestraft verletzen dürfe, was 
bei Bann um Schulden überhaupt nicht gestattet war; auch darf während dieser 
Zeit die frühere Vefurtheilung nicht vollzogen werden, Wohl alier die jetzt 
etwa erfolgende.® Es war das wichtig, da der nur um Frevel Gebannte sonst 
hätte in unsühnbaren Bann fallen können ohne die Möglichkeit einer Ver- 
theidigung. 

Eine noch weitergreifende Rechtsschmälerung findet sich beim Gebannten 
nm unsühnbare Missethat: ipgo iure ab omni lepitinw aetu penilu« sit e,r- 
rluana.l® Dass bei unsühubarer Missethat Unfähigkeit zu allen Rechts- 
handlungen eintritt, dürfte allgemein anzunebmen sein, wenn es auch son.st, 
so weit ich sehe, nicht ausgesprochen ist Auch einzelne Wirkungen dieser 
Art finde ich sonst nicht genannt; nur dass 1347 zu Parma .sich ergibt das.s 
der Mörder, der hingerichtet wird, testiren kann, nicht der gebannte Mörder, 
wonach die l’nfähigkeit zu testiren also Wirkung des Bannes ist. Wird ver- 
einzelt bei unsühnbarem Banne die Infamie erwähnt“, so ist diesellie nicht als 
\\1rkimg des Bannes, sondern der Verurtheilnng zu fassen. 

Im allgemeinen kann es auffallen, dass so manche »Statuten keinerlei Be- 
stimmungen ütier diese .Schmälerungen der Rechtsfähigkeit enthalten ; in den 
ältesten .Statuten ist nirgends davon die Rede. Das früheste mir aufgefallene 
Zeugniss bieten die .Statuten von Verona, wo die Rede von einem, qui fuerit 
ahgolutug, quia adrergarlug eilig non git in trei'a.^^ 

59. — Der Bann kann aber die Rechtsfähigkeit nicht blos mindern, 
sondern völlig vernichten, und damit Friedlosigkeit zur Folge haben; 
jeder darf dann den Gebannten ungestraft an .seiner Pei'son und seinem Gute 
verletzen, ihn selbst tödbm. Dabei zeigt sich aljer ein durchgreifender Gegen- 
satz zwischen dem Bann um .Schulden und dem um Afi^sethat. 

Dass beim Banne um .Schulden oder was dem gleichsteht Gebann- 
ten der Rechtschntz für die Person nicht entzogen ist, ergibt sich schon 
daraus, dass bei Ei-wähnung der persönlichen Friedlosigkeit durchweg bemerkt 
ist, dass sie nur bei um Missethat flebannten eintritt. Es ist überdies mehr- 
fach ausdrücklich gesagt. .So zu ^Vrona, obwohl hier auch der um Schulden 
Gebannte als eo'tra tnuiain, friedlos, Ijezeichnet wird: <2uod gi aliquis fuerit 
baniiitiig propter dehiluni et offeiidetliir ei in pergona ab aliquo vel ab ali- 
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qitibiu, ßat inde raüo, ae «i egset in trei>a^; zu Panna nach Statut von 
1233; Quod si aliqiäs bnrmitiu pro debito peamiario vtl aUquo <were 
rmbiU vel pro aliquo caou et non pro modeficio, de cetera interfeetu» vel 
mapaqnatu» vel vulneratii» fuerit, quod bannum non del>eat ei nocere, 
quominua potait et debeat facere inde vindictam, perinde ac »i non »»»et 
in banno^; auch zu. Pisa, dass jeder nicht um Missethat Ciebannte non potait 
nec debeat ofendi propterea in peraona.^ Dem entspricht denn, dass solchen 
Gebannten bei Verletzungen der Person die Klage gestattet ist.* In einem 
Bündnisse zwischen Parma und Cremona 1219 ist allerdings auch für den 
gebaimten Schuldner Priedlasigkeit der Person bestimmt; aber der Bann soll 
hier überhaupt nur eintreten, wenn der »Schuldner den -dem Glfiubiger zuge- 
wiesenen Besitz verletzt, und ist dann wohl als Bann um Missethat zu be- 
trachten. * / 

Aber überall ist ausdrücklich nur vom Kcchtsschutze der Person und 
nicht des Vermögens die Rede. Bei Verletzungen an seinem Gute »t auch 
der nur um Schulden <iebannte nicht ge.schützt, hat da kein Klagrecht; zu 
Verona soll der Podesta keine Klagen aimehmen peraoneu vel rea la- 

tronum — vel aine oßenaione peraonaruan euper rea debitorutn.^ ■ 

Zu Pisa wird von der Friedlosigkeit der Person noch eine weitere AniM- 
nähme gemacht; wo diese für den pro ntalefieio Gebannten ausgesprochen 
wird, heisst es: Ita tarnen, quod ex quasi maleßcio exhannitu» per hoo non 
inteüigatur, quod impune posait offendi.’’ Es ist das auffallend, da sonst 
dasQuasitnalefitium, fUr welches zunächst der römische Begiiff des Quasi- 
delikt massgebend gewesen sein wird, dem Malefitiom durchweg gleiehge.steUt 
erscheint; so bei den Bestimmungen über Bestrafung der Unterstfitzer, über 
Verurtheihmg des Ungehorsamen, über Verlust des gerichtlichen Vertheidi- 
googsrecktes.^ Möglich wäre es, dass man, da nach einer andern Stelle der 
hartnäckig uogehorsame Schuldner mit einer hohen Geldbusse tanquam pro 
ntaleßcio belegt werden solP, hier solche Fälle im Ange hatte, doch wMe 
das dem sonstigen Sprachgehraucfae kaum entsprechen, ln andern Quellen wird 
übrigens ein Bann um Quasimal^tium gar nicht erwähnt. 

Beim Banne um Missethat Wird die hViedlosigkeit tür Person und 
(xut mehrfach ausdrücklich ausgesprochen. 8o zu Brescia: <iuicumtque fuerit 
hattnätu» pro nudeßeio poasH a quocumque offendi in pereona etrehtw, 
ganz ähnhoh za Pisa, Es ergab sich das an und für sich aus dem Verhüte 
des Klagrechtes und wird auch wohl in den Qaellm zunächst so aufgefasst; 
so zu Turin: quod de nuUa iniuria banspnito de malefcio iUata rationem 
habeat bampnitua^ nec de eo, qm hampnito de maleßcio akquod ntalum 
feeerif, ulhfot dampnum eapieUurJ* Wäre mit der Ausschliessung des 
Klagrechtes (uid damit des Anspruches auf persönliche Genugthuung noch 
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etwa vereinbar gewesen, dass man Verletzungen des Gebannten als Eingriff, 
wenn nicht in den persönlichen, doch in den öffentlichen Frieden betrachtet 
und bestraft hätte, so sollte auch das ausgeschlossen sein; in mehreren Sta- 
tuten wird die Friedlosigkeit ausgesprochen in Form eines Verbotes für die 
städtischen Behörden, solche Verletzungen zu rächen. So hat derPodesta von 
Parma zu geloben: De Itovücidii» — vindictam faciain, ^xeeptis iüi«, qui 
erunt in banno nnitatis pro nudeßeio, de quihtnt vitidktam non faeiain, 
nee facere poesiin^'^; ähnlich zu Pisa bei Mord und Verwundung: Saivo in 
predictis, qttod si offensue fnrrit in banno Pixanae connnunis pro aliqno 
nwleßeio a se cotnmixao vel alieuiux malefieii oecaaione, contra ofenaorem 
procedere non teneanmr nec debeamua.'^ 

Doch ist durcliweg dabei nur der Gesichtspunkt eines Zulassens mass- 
gebend; es ist nicht, wie wir das beim Keichsbann finden werden, Sorge ge- 
tragen, dass die Gebannten möglichst verletzt werden; auch die städtischen 
Behörden sind nur zur Sorge verpflichtet, dass sie bei Betreten des Gebietes 
gefangen genommen werden. Nur bei dem 1288 zu Brescia gegen Rebellen 
verhängten besonders schweren Bannspruch werden nicht allein Preise auf 
Einlieferung lebendig oder todt gesetzt, sondern es wird auch dem Podesta 
ausdrücklich zur Pfliclit gemacht, darauf zu denken, wie jene (iebannten mapia 
et meliua poaaint devaatari et deatriii et uutpia et plettins offemli in per- 
aonia et rebiia.^* 

Da in den Quellen durchweg vom Banne uni'Missethat schlechtweg die 
Rede ist, nur für den Bann um Schulden eine Ausnalime gemacht wird, so ist 
im allgemeinen anzunehmen, dass auch der Bann um Frevel Friedlosigkeit 
der Person bewirkte. Doch finden sich weitergehende Einschränkungen. Zu 
Modena ist Friedlosigkeit der Persou nur ausgesprochen bei beständigem 
Banne, der wegen bestimmter einzelner Verbrechen oder wegen mit Körper- 
strafe bedrohter Verbrechen verhäirgt wird. Auch zu Casale ist straflose 
Verwundung und Tödtung nur gestattet bei Bann um einzelne besonders 
schwere, nach einer andern Stelle um todes würdige Missethaten. '* Die weit- 
greifendste Beschränkung findet sich zu Ivrea; es heisst, dass man wegen an- 
gegebener schwerer Missethaten Gebannte gefangen hehmen s(dl: Si qiiia 
autem aKquem de- predietia bannitia fngientem vel ae de/endentem ne ra- 
peretnr, qui tarnen eaaet puniendus ad mortetn, ai eaperettur, oßemieret 
modo aliqno in peraona, aed etiam ipaum oeeiderit, non poaait inde in ali^ 
quo eondetapnaty nee aliqimm pet}o>n patiJ‘ 

Andere Ausnahmen betont das Recht von Verona. Wemi jeinantl 
einem Gebannten Frieden gewährt hatte, so hörte ihm gegenüber dessen Fried- 
losigkeit auf, wenn diese auch sonst fortbestehen mochte, etwa weil der Bann 

60k— J IS. Mod. Psmi. 1 a, 280. 18. Bonsini Stat. ), 368. 14. Odorici 8, 41. Vgl. 
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nnsiihnbar, oder die Strale an diefiemeinde nieht gezahlt oder er noch wegen 
anderer .Sachen ini Bann war. Wer den dem Grebannten gewährten Frieden 
durch Tödtung oder Verwundung bricht, hat die Busse, welche er fiir den 
F'rieden erhielt, an den Verletzten, dessen Erben oder in Ermanglung solcher 
an die Gemeinde zurückzuzahien; er wird zugleich im allgemeinen so bestraft, 
als wenn jener nicht im Banne wäre, aber doch nicht mitl^eibesstrafen: eo(Um 
mnilo teneatur tnnendare, griUcet pecunialitet', <u' gi fgset in treva. Ebenso 
ist der Gebannte gegen denjenigen geschützt, auf dessen Veranlassung er zu 
einer Verhandlung kommt. '* 

Eine weitere Ausnahme wird gemacht tVir den, welcher nicht wegen 
eigener Schuld, sondern seiner Gemeinde wegen im Banne ist; wer einen sol- 
chen tikltet oder verwundet, bflsst, als wäre derselbe im Frieden. .Solche 
Bannungen ganzer Gemeinden des Gebietes werden auch in den .Sta- 
tuten von Modena erwähnt; jedes einzelne Gemeindeglied gilt dann als ge- 
liannt: qiind omneg jn^gone tUctnrnm cmumunium gie bannitorum intelU- 
(tamtur egge in hanno ronimunig Miitine perinde ac gi gpeddUter gcripte 
eggent in banno. Aiier wir l»eraerkten schon, dass ihnen damit das Klagre<;ht 
um persönliche Verletzungen nicht entzogen werden sollte.*® Hier zn .Modena 
ist allerdings als Veranlassung des Bannes zunächst nur Nichtzahlung von 
Abgaben oder Geldstrafen ins Auge gefasst, so dass die auch sonst für den 
Bann um .Schulden geltenden Bestimmungen massgebend gewesen sein könnten; 
nach, den .Statuten Von Verona scheint die Ausnahme aber ganz unabhängig 
von der Veranlassung des Bannes zu sein. 

.\uch nauh dei- Lösung vom Banne konnte wegen erlittener Verletzungen 
an Person und Gut keine Genugthmmg, und nur l>ei Immobilien die Zurück- 
stellung verlangt werden; zu Verona heisst es au.sdrücklich ; Kt gi in treva 
qiiig pogitiig apat de rebug mobilihiig rel immobilibng ablatig gibi, vel de 
danino in illig rel hl giid pergona dato, dum egget extra treram, non att- 
dietur, de hnmobilibiig, de quibug ei fiet regtitutio gine poena, et /ruc- 
tibug ar damno.^ • 

Es dürfte noch zu beachbm sein, dass in den ältesten .Statuten, so denen 
von Genua, AoSta, Val d’Ainbra, Bologna die Friedlosigkeit des Gebannten 
nicht erwähnt wird. Eine .Stelle der' .Statuten v(m Pistoja scheint .sogar die 
Friedlosigkeit gegenüber jedermann aiiszuschliessen ; es heisst nur, dass von 
den Strafen des Mörders der ausgenommen sein soll, der vor gemachter Sühne 
den Mörder eines Verwandten erschlägt oder für seinen Herrn zur Rache 
schreitet.** Es scheint hier wie in ältester Zeit nur das Recht der Verletzten 
auf Rache anerkannt, nicht aber dem Verbrecher darüber hinaus der Rechts- 
äeliutz überhaupt entzogen' zai .sein; war das der Fall, so konnte es' hier kaum 
unerwähnt bleiben. Den frühesten Beleg würden danach auch hier wieder um 
den Beginn des dreizehnten -Jahrhunderts die .Statuten von Verona geben, wo 
zwar nicht unmittelbar ausgesprochen ist, dass der Gebannte ungestraft ver- 
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|pt 2 t werden k(>nne, sich das aber zweitellus aas den aufgestellten Ausnatunen 
und der Nichtgestattung einer Klage ergibt. .• > 

60. — Als M assregeln gegen dag Gut finden wir, abgesehen da- 
Tun, dass schon die Friedlosigkeit auch das Gut traf, wenigstens bei jedem 
schärferen Banne Wüstlegung und Ernziehiing des Gutes orwähnt; gewöhnlich 
beides, zuweilen nur das eine oder das andere. • 

Die Wüstlegung des Gutes, die Devastatio oder destructio bono- 
rum, hatte wohl zunächst den Zweck, es dem Gebannten unmöglich zu machen, 
von seinem Gute die Früchte und andern Nutzen zu ziehen, sie musste als 
empfindliche Zwangsmassregel erscheinen, am ihn zum GehorBam zu’ bringen, 
und, da die Wiederherstellung mit grossen Kosten verbunden war, als Ab- 
schreckungsmittel vor Fälligkeit des Bannes. Die Massregel hat nichts Auf- 
tallendes, wenn über dag Gut nicht anderweitig verfügt wird. Nun wird aber 
das Gut oft endgültig der Gemeinde oder dem Verletzten zugesprocken, und 
dennoch dasselbe vorher wüst gelegt. Und selbst wo es sieh nur um zeitweise 
Beschlagnahme handelte, kann es doch aufialien, dass man das Gut wüst hielt, 
statt zum Besten der Gemeinde den Nutzen daraus zu zieben. Allerdings wird 
das nur häufig, nicht immer erwähnt; oft uird wohl das eine oder das andere 
gefordert. So geloben um 1169 die Konsuln von Piacenza : Et ontne« fructus 
reddituBqu« posBessioniim illoriitn, qui Placentiam e.vierimt el ex peurfe 
imperalcrig sunt, coüipere Jaciatn et in comnuim mittam rel eas guastae 
manere faciam. ' Als massgebender Gesichtspunkt Hesse sid) da etwa/un- 
nehmen, dass in vielen Fällen die Macht der städtischen Behörden, 'zumal in 
entfernteren Gegenden, wohl dazu ausreichte, das Gut wüst zu legen, nicht 
aber ungestört die Frilchte daraus zu zieben; was eintreteii sollte, war dann 
im Einzelfalle zu ermes.sen. s w.. 

8u mag es in manchen Eällcn gehalten sein; aber den massgebenden 
Gesichtspunkt werden wir darin nicht finden dürfen. Denn neben der Ver- 
wüstung der Güter im allgemeinen wird insbesondere wohl noch die Zerstö- 
rung des Hauses erwähnt. Zu Pistoja, wo weder Beschlagnahme, noch 
Verwüstong des Guts im allgemeinen erwähnt wird, erfolgt doch die Zerstö- 
rung des Thomies und Hauses bei Mord^; in den Urkinden des Lombarden- 
bundes wird für Anhänger des Kaisers lieben der Verwüstung des Gutes über- 
haupt noch insbesondere die Zerstörung des Hauses verfügt^; zu V'erona und 
Ferrara findet sich Zerstörung des Hauses bei Ausweisung der Ketzer*; bei 
Bannung eines Verrälhers zu Vercelli 1243 wird das Gut im allgemeinen con- 
fiszirt, aber Thflrme und Häuser in- der Stadt sollen zerstört werden zu 
Brescia heisst es, dass binnen zwei Monaten alle Häuser der Gebannten in der 
Stadt von Grund aus zerstört werden sollen; 1254 wird dann bestimmt, dass 
die Zerstörung unterbleiben soll, wenn jemand sich zum Kaufe erbietet; 1263 
ist wieder davon die Rede, dass jedes Haus, -in dem ein (irebannter gefunden 
wird, zerstört werden soll. * Da ^la.s Haus der Theil des unbeweglichen Vei - 
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mö’ienS' ist, dessen man am sit-liersUm mäulitig w»r, so ktmnen da solche 
Zweckmässigkeitsftrüude nicht massgebend ge«'esen sein und wir werden das 
denn auch für die Wiistlegung des Gutes überhaupt nicht anzuuehmeu haben. 
Sie ist in der Zeit, mit der wir uns beschäftigen, wohl als eine althergebrachte 
Massregcl zu fassen, welche in manchen Fällen noch an und für sich zweck- 
mässig sein mochte, an die man sich aber vielfach auch da hielt, wo sie nicht 
allein zwecklos, sondern gegen das Interesse der Gemeinde mid des Verletzten 
war, was denn auch bewirkt haben wird, dass man sie \ielfach ganz thlleo 
liess oder die Ausfiibrung dem Ermessen des Richters oder des Verletzten 
überliess. 

61.— Die Einziehung des Gutes, gewöhnlich als i^blicatio bo- 
norum bezeichnet, diente einem doppelten Zwecke. Einmal entzog sie dem 
Gebannten; wie die Devastatio den (Genuss des Gutes, war demnach eia 
Zwangsmittel zum Gehorsam oder eine sehr empfindliche Schärfung des die 
nicht auszußihrende .Strafe ersetzenden Zustandes des Gebannten. Dann aber 
diente sie zur .Sicherstellung o<Ier Befriedigung der Ansprüche, welche die Ge- 
meinde oder der Verletzte gegen den ungehorsamen Gebannten hatten, mochte 
das Gut nur zeitweise mit Beschlag belegt, oder dem Gebannten endgültig 
abgesprochen und anderweitig darüber verfügt sein. Und dabei zeigt sich auch 
hier keine längere Frist, nach der der Bann erst zu voller Wirkung gelaugt 
wäre; das eims wie das andere tritt unmittelbar mit derFälligkeit des Bannes 
ein, während im ältern Verfahren hier eine .Steigerung ganz bestimmt hervor- 
tritt, indem das Gut des ungehorsamen Verbrechers zunächst nur mit Beschlag 
belegt, erst nach Ablauf eines Jahres cunfiszirt wird. 

Die Behandlung des Gutes war natürlich verscliieden nach den Arten 
des Bannes. Bei einfachem Ungehorsainsbann werden Maesregeln gegen da» 
Gut gar nicht erwähnt. Wohl aber beim Bann um .Schulden. Doch ist 
auch hier lediglich die Rücksicht auf das lutcresse des Gläubigers wirksam, 
die Massregeln werden nur nach seinem Willen verhängt. Zu diesen kennte 
nach einigen Bestimmungen auch die Verwüstung des Gutes gehören. Nach 
einem Vertrage zwischen Modena und Bologna von 1166 soll der Zahhmgsr 
unfähige aus der Stadt vertrieben werden bonis aJblatie et deetructU^; auch 
zu Verona hat der Gläubiger das Recht, die Destruetk) bonorum zu verlangen.* 
Aber es ist erklärlich, wenn das später nicht mehr erwähnt wird; es war ein 
Zwangsmittel, welches das Interesse des Gläubigers in der Regel mehr be- 
uai';ht]ieiligen, als fördern musste. Allerdings wird noch in den .Statuten von 
Modena erwähnt, dass gegen alle Mitglieder solcher Gemeinden, welche wegen 
Nichtzahlung von Abgaben gebannt wurden, vorgegmigen werden kann de- 
viulando et etiani vendendo bona ipsorum^; dabei handelt es sich aber um 
wesentlich andere Verhältnisse. Die sonst erwähnten Massregeln bezwecken 
überall nur, die Fordemng des Gläubigers sicher zu stellen; am häufigsten 
wird erwähnt, dass der Gläubiger in Besitz des Gutes gesetzt, ihm Tenuta 
gegeben wiril*; zu Verona erscheint in erster Reihe die Venditio bonorum au 
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den Meislhietenden, um aus dem Erliis die .Schulden zu decken; in Ermang- 
lung eines Käufers können sie den Gläubigern an Zaiilungsstatt oder als Pfand 
übergeben werden.* 

Beim Banne um Missethat wird immer das Gut verwüstet oder ein- 
gezogen, nicht bloss zur .Sicherstellnng der Ansprüche auf Geldbussen, sondern 
vorzugsweise als Zwangsmittel oder .‘ijtrafmittel. War es ein lösbarer Bann, 
so wurde das Gut wüst gelegt bis zur Zahlung und Lösung. So zu Bologna 
bei Bann um iYevel: el ineuper bona eiu» — devaMentur et devastata te- 
neantnr tanullu, quamdiii in btinno fuerit^; nach Vertrag zwischen Parma 
und Cremona 1219 soll der Podesta drei Tage nach Eälligkeit des Bannes 
anfangen die Güter des wegen Bruchs der Tenuta Gebannten zu verwüsten, 
das in vierzehn Tagen beendigen und sie nnist halten, bis er genugthut.^ Doch 
mochte inan denselben Zweck auch durch Beschlagnahme des Gutes erreichen; 
im Statut von Val d’ Ambra ist nur beim Homicidium Rede von der Deva- 
statio, sonst heisst es: bona- stia curie (comitis) pnbUcenfur et ipaa habeat, 
donec condennpnatu« eolverit dictam penarn. 

Auch bei beständigem Banne konnten vielfach diese Massregehi genügen. 
So wird 1230 zu Parma bestimmt: qtiod id totiini, quod fnit vel fu^it de~ 
vaetatum alicui intue vel extra, qui eit in banne perpeUtaU pro maleficio, 
deheat etm'e guaetnm perpetuo, quoueque iüe, qui fecit vel feeerit tnale- 
ßeium, pro qiu> lUctwin guastian factum fuerit, in bamio fueritß Es ist 
dabei an sUhnbaren Baun zu denken; so heisst es auch zu Bologna beim 
ungerechten Vorwuife der Infamie: eit in banno et omnia bona pnblicentur 
— nec bona reciipnrt, nee de banno retrahatur, niei per voluntatem eine, 
ciii hoc obiciat.^ Doch mochten bei schwererem Banne, wenn er auch nicht 
unsUhnbar war, wohl schon gleich weitere Verfügungen hinzukommen. Bei 
Verstümmelung wird das Vennögen des Gebannten zu Modena zwischen der 
Gemeinde und dem Verletzten gctheilt; kommt er aber mit Zusthnmung des 
Verletzten aus dem Banne, so erhält er die Immobilien zurück.**’ 
j Von den Mobilipn ist in allen diesen Fällen nicht die Rede; der letzter- 
wähnte lässt .schliessen, dass der Gebannte auch nach der Lösung keinen An- 
.spruch auf Zuiückgabe oder Erstattung hatte; es stimmt damit, dass ihm auch 
zu Verona nach der Lösung nur eine Klage auf einfache Zurückstellung der 
Immobilien zustand. ■ > 

62. — Bei nnsühnbarem Bann verliert der Gebannte endgültig 
jedes Rocht auf sein Gut; er hat dasselbe für immer verwirkt und es wird 
sogleich anderweitig' darüber verfügt. Bei dieser Verfügung über das 
Gut. können in Betracht kommen die Gemeinde,, der Verletzte selbst oder 
dessen Erben und die Erben des Verletzers; bei Lehengat auch noch Herren 
oder Vasallen. 

Handelt es .sich um Verbrechen gegen die Sicherheit der Gemeinde selbst, 

I 
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entsprechend dem Hochverrath, so «ird alles (iut tlir die (iemeinde ein- 
jiezogen und zunäciist wüst- gelejjt. Bemächtigt sich ein Veroneser einer Bimg 
der Gemeinde: eximatnr de tret'a Verona-e perpeluo et eius bona- deslrium- 
lur et pidiUcentur in rouanuni Vi^onae. * Zu Brescia wird 1.252 bezüglich 
der in verrätherischer Absicht Ausgezogonen bestimmt: qiiod bona eoi'um et 
cuiuelibet eorum jmblicentnt' et devemnnt in coimnnne.- Damit wären denn 
auch alle Ansprüche der Erben beseitigt; und es ist das um so weniger zu 
bezweifeln, da ja in solchen Fällen auch wohl der Bann auf dieselben ausge- 
dehnt erscheint.^ Ausdrücklich ausgeschlossen werden alle Ansprüche der 
Verwandten 1316 zu Parma; wer die Stadt luiter einen Herren bringen will, 
soll hingerichtet werden, et nihilomiitii» onmUi eins bona devaMentiir et 
piMiceiiliir et deeasta-ta et pnblieata perpetuo remaneant in eomnuini, ita, 
qiwd dox KXorie vel aüqua alia ratio mm prosit «, et quod filii et iteredes 
et filii filioruiii banniantnr perpetuo — et eorum borut, ul supra, pubUcari 
debeant et deeastari* ; auch in den Statuten von Riva ist der Verlust des 
Erbrechtes für die Kinder bei Hochverrath ausdrücklich ausgesprochen.® Da- 
liei wird dann wolil über einen Theil des Gutes zu Gunsten des Anklägers 
verfügt; will jemand das Studium von Bologna verlegen, so wird er für immer 
gebannt, sein Gut konfiszirt und die Hälfte dem Ankläger gegeben.® 

War der luisiihnbare Bann veranlasst durch Verbrechen gegen die Per- 
son, so zeigt sich eine verschiedene Behandlung des Guts. .Vueh dann ist wohl 
einfach von Konfiskation die Rede. So zu Pisa: Exbannitorum — bona et 
poseessiones et res ad commwie Pisarum redueemus et reiluei facieimis, 
— euipie pro ivmmuni publice bona fide vendere, et tradere possimus et 
deheamus — eel ea destrurre et destrui faeere et fruetus et redditus et 
ohfentiones eorum.' Bi^sondcrs wird das mehrfach envälmt, wo die Gemeinde 
noch einen Gerichtsherm hat; nach den .Statuten von Val d’ Ambra kommen 
die Güter des Mörders®, nach denen von Turin die des .Strassenräubers an 
den Grafen®; der Erzbischof von Genua zieht 1216 alle Güter wegen Mord 
und anderer Missethaten Gebannter ein. 

Dabei mag stillschweigend angenommen sein , dass der Richter nach 
seinem Ermessen einen, Theil des Guts für die Verletzten verwendet. .\us- 
gesprochen ist das zu Verona bei Todtschlag und Verwundung im .Stadthause 
selbst; der Thäter kommt in unsühnbaren Bann et omnia bona sua perdat; 
de bis bonis exeipintur eompositio, quae uidebitur rertori competens dure 
het'edibiis mortui, t’id passo dainiium rel (Wort'«»»." Mehrfach aber hat 
der Verletzte einen Anspnich auf einen bestimmten Theil des Gutes, wie das 
dem altern longobardischcn Rechte entspricht.’ Nach dem Edikte Liutprands, 
und ebenso noch in einem Gesetze K. Heinrichs III, verliert der Mörder sein ^ 
ganzes Vermögen ; daraus erhalten die. Verwandten des Ermordeten das 
Wehrgeld voi'wpg, während der Rest zwischen den Verwandten und dem Könige 
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gethpüt wird.'* Dem grgeniibpr erscheinen in den städtischen .Stataten bald 
die (Gemeinde, bald die Verletzten mehr bevorzugt 8u lieisst es za Parma : 
quod homi ipswum frangem'him pacem omnia demfiUmtur, puhlicenUtr e( 
confischentur et peri'enire deheaut in eomininii; ein Drittheil aber $oll an 
den komiqen, an dem der Frieden gebrochen ist, oder an dessen Erben. Zu 
Modena kommt bei unsühnbarem Bann wegen Mord oder Verstümmelnng die 
eine tnedietas omnium mvo/i mobilitim et se morcntiinn, iurium, aetionum 
et rationum an die Gemeinde, die andere an die Verletzten; die Immobilien 
werden verwüstet, dann die eine Hälfte an die Verletzten gegeben, während 
die andere immer wüst bleiben s»)ll. Aehnlich werden zu Brescia bei Mord 
und Bruch bosehwornen Friedens Iimnobilien und Mobilien zadsuhen Gemeinde 
und Verletzten gleich getheilt..- 

Nach einigen altern Statuten kommt aber das gesainmte Gut an den 
Verletzten, nachdem nur l>esondere Ansprüche der Gemeinde daraus befriedigt 
sind. Zu Verona fanden wir allerdings bei im Stadthau.se begangenen Ver- 
brechen den Verletzten nur in zweiter Reihe bedacht; aber- es »t dabei aus- 
nalunswei.se der Ort ins .\nge gefasst, welcher die That \ orzug.sweise als Ver- 
letzung der Gemeinde erscheinen lässt Sonst soll bei Mord oder Verstümmelung 
mit Vorbedacht oder bei Friedensbruch der Podeste alle Mobilien an den 
Verletzten oder dessen Erben geben, in me retenlo eo, qnod pro iure meo et 
iure communis ordinafiim est rel fuit, scilicet x. libras i>ro hanno homi'- 
cidii; die Immubilien soll er verwüsten und dann gleichfalls an die Verletzten 
geben.'* Aehnlich zu Genua; alle Güter des Mörders sollen verwüstet und 
dann an die nächsten Erben des Erschlagenen gegeben werden; doch, dürfen 
die Konsuln daraus vorher die Kosten der Wüstleguug decken.** 

Nach allen diesen Stellen würden die Erben des Thäters, wenn es 
sich um Mord oder Friedensbruch bandelt, ihre Erbrechte verlieren. Zu Genua 
wird das .sogar ausdrücklich betont; wollen die Erben des Erschlagenen das 
Gut nicht, so kommt es an die Kirche .S. I.orenzo: et laudabimus et opera- 
bimits, si homicida ille hahimdt filios rel ßlias, lU non »int ein» heredi- 
farii, exerpto si miilier feert'it homicidiitm in viro siw aut vir in lixore 
eua, tune ßlii de/uncti vel defunete non sint propter hoc minus heredi- 
tari! eins. In einigen spätem Statuten dagegen ist bei Mord von den Erben 
des Erschlagenen gar nicht die Rede, während die Erben des Thäters bedacht 
sind. So zu Casale und Piacenza mit dem Pfliclittheil; das Gut des Mörders 
kommt an die Gemeinde salro iure ereditorum et salra debita iure nature 
descendentium talis bannili.''^ Viel ausgedehnter noeb zu Tiuin: bonu mo- 
bilia eins pro tertia parle publicentur et applieenlur thmuno, et pro aliie 
duobtis partibus cum bonis immobilihus appUceutur heredibus seit sw:ces- 
sorihus eiusiiem ixreussoris, scilieet qui ab inteslafo eidem peixitssori 
essent siieeessiiri. '* 
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Wo es sich nicht um Verirrechen handelte, bei welchen zunächst die 
Genugthuuiig für den Verletzten ins Auge gefasst oder bei welchen der Bann 
auf die Kinder ausgedehnt wurde, werden die Ansprüche der Gemeinde und 
der Erben berücksichtigt. Zu Modena erhalten die Kirlder-eines Gebannten 
um Missethat, pro qtio bona ein« deheanl devuttari, die eine Hälfte, die 
Gemeinde die andere Hälfte; ist der Gebannte in väterlicher Gewalt, so wird 
eine Hälfte des väterlichen Vermögens für den Vater ausgeschieden, von der 
andern erhält die Gemeinde einen Kindstheil; es finden sich dann hier, wie zu 
Panna, noch weitere genauere Bestimmungen über die Ausscheidung des Ver- 
mögens des Gebannten. * ® Es ist das allerdings nicht ausdrücklich auf un- 
sühnharen Bann beschränkt und es wäre möglich, dass auch bei lösbarem 
Bann die zeitweise Beschlagnahme oder Verwüstung einen den Erben zukom- 
menden Theil unberührt liess. Aber ausdrUckhch finde ich das nicht gesagt, 
und gerade wenn Lösung noch vorgesehen war, konnte es nahe liegen, zur 
Verstärkung des Zwanges sich an das Ganze zu halten. 

Die Befriedigung der Ansprüche der .Schuldner wird mehrfach aus- 
drücklich Vorbehalten. Auch das eingebrachte Gut der Frau dürfte in der 
Kegel für diese ausgeschieden sein. So heisst es 1208 zu Ferrara von unsühn- 
bar Gebannten : etinhonis lalinin solammodo dotes uxoribus conaerventur, 
qua« ipse vel alii pro ei« inonstranerint ae «olviaae.^^ Nach einer erwähnten 
besonders strengen Bestimmung aus Panna scheint aber auch dieses einge- 
zogen zu sein.** 

Was die Behandlung des Lehngutes betrifft, so konnte zu Verona bei 
.Schuldbann des Vasallen der Gläubiger in den Besitz des Lebngutes gesetzt 
werden; auch durfte dasselbe zu seiner Befriedigung verkauft werden; doch 
erhiek dann der Herr, wenn für das Lehen Dienst zu leisten war, zwei, sonst 
ein Drittheil des Kaufpreises. Bei unsühnbarem Bann sollte bezüglich des 
Zinsgutes und Lehngutes beobachtet werden, quod obaervaretur eo natura- 
liter mortuo, aber so, dass bei Lebzeiten des Gebannten weder er noch seine 
Erben das Gut inne haben dürfen, welches vielmehr dem Herrn übergeben 
wird; mortuo autem malefactore ad eoa p&rveniat, qtdbua de iure perve-' 
nire debetJ^ Zu Parma kommt bei Konfiskation des Gutes das Lehen an den 
Herrn ; gibt dieser es aber dem Gebannten zurück, so fallt cs an die Gemeinde.*® 
Die Vasallen des unsühnbar Gebannten werden 1252 zu Brescia vom Treu- 
eide gelöst, und sollen ihre Lehen als Eigen haben, so lange sie der .Stadt ti'e« 
bleiben; unter derselben Bedingung werden seine Knechte für frei erklärt.** 
Aebnliche Bestimmungen finden sich 1243 zu Vercelli.*® 

63. — Alle besprochenen Massregeln sind in ihrer Wirksamkeit auf das 
.Stadtgebiet selbst beschränkt; nur aus diesem war der Gebannt« ausgewiesen, 
nur hier war er durch Entziehung des Klagrechtes friedlos, nur sein hier be- 


1». Mon. Mod. ,Sut. 1, 382. .Mon. Parm. 1 a. 316. 20. Antich. Est. 1. 390. 21. Vgl. 
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Ieg(‘n«'s Gut küiintp pingp/.ogiui wprdpii. War d;i.N allps splir hart, so kutintp 
doch troUdpm dpr Zu.stand dp-s Gplianntpn, zumal wpim pr aui-h auswürta he- 
götprt war, ein ganz leidlioher sein, wenn erdarauf' rechnen durl'te, iin nächst- 
gelegenen Gebiete sicli unbehelligt aufhalten zu können. War dag möglich, so 
war in vielen Fällen der Zweck des Bannes nur sehr unvollkommen zu er- 
reichen; und es fragt sich daher, ob der Bann nicht auch Wirkungen für 
fremde Gerichtsbezirke hatte. 

Das war nur in beschränkter Weise der Fall. Das deutsche Achtsver- 
falireii mit seinen langen Fristen war allerdings ein sehr schwerfälliges; aber 
schliesslich war seine volle Wirksamkeit doch dadurch verbürgt, da.ss bei jeder 
durch den Richter zunächst nur für seinen Bezirk ausgesprochenen Verfestung 
nach bestimmter Zeit die .Steigerung zur Reichsacht nicht verweigert werden 
kann. Es ist bezeichnend, dass 1209 gerade ein Gränzfurst, der Bischof von 
Trient, das als sein Recht durch Rechtsspruch des Reiches ausdrUckliidi fest- 
stellen lässt. ' Denn in Italien ist mir nicht die geringste Andeutung vorge- 
kommen, da.ss die städtiscljen Behörden oder sonstigen lokalen Richter einen 
Anspruch darauf gehabt hätten, dass ihrem Bann nach bestimmter Zeit der 
Reichs bann zu folgen habe. .Städtischer und Reichsbann stehen ausser 
jeder regelmässigen Verbindung. 

Allerdings konnte man durch eine Klage bei den Reichsgerichten de» 
Reichsbann erwirken ; aber das geschah doch durchweg nur bei Sachen, welche 
von vornherein vor das Reichsgericht gehörten oder bei welchen von einer 
Klage vor dem ordentlichen Gerichte ein Erfolg nicht zu erwarten war. Jeden- 
falls war es allgemeiner nicht üblich, sich desshalb an die Reiolisgerichte zu 
wenden, weil der hier zu erlangende Reichsbann wirksamer war, als der ört- 
liche Baiin, wenn man in Einzelfallen auch Werth darauf legte. Verhängt K. 
Otto 1210 über die Ketzer zu Feirara den Reichsbann mit der Bestimmung, 
dass ihr Gut eingezogen, ihre Häuser zerstört werden sollen, so scheint es 
sich allerdings nur darum zu handeln, den ohnehin über die Ketzer verhängten 
städtischen Bann durch Erweiterung zum Reichsbann wirksamer zu machen.* 
Zuweilen zeigt es sich darin, dass man sieh vom Kaiser wohl von vornherein 
versprechen Hess, für gewisse Fälle den Reichsbann zu verhängen. So ver- 
spricht der Kaiser 1 1 76, jeden Verletzer eines Cremona gegebenen Privilegs 
bannen und ohne Zustimmung der Konsuln nicht lösen zu wollen^; nach den 
Verhandlungen über den Konstanzer Frieden .soll der Kaiser jede .Stadt, die 
nicht schwören oder ihren Antheil an der dem Kaiser zu zahlenden Summe 
nicht zahlen will, binnen zwei .Monaten bannen^; 1192 verspricht er den Cre- 
monesern, Gegner derselben, welche sich dem kaiserlichen Gerichte nicht 
stellen wollen, binnen drei Monaten in Bann zu legen.* .\ber in allen diesen 
Fällen handelt es .sich doch vorwigsweise um solche, deren die Stadt selbst 
überhaupt nicht mächtig war, nicht um den Gesichtspunkt einer grössern 
Wirksamkeit des städtischen Bannes. Gerade dass solche Versprechungen 

83. - 1. Mon. Germ. 4. -10; be&bcr Cod. Wangian. 170. 2« Antiq. It. 5. 80. 
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Vorkommen, macht es nur um so auffallender, dass einzelne Städte, welchen 
der Kaiser offenbar zu gewissen Zeiten alles zu gewähren, bereit war, sich nie 
von Ihm das Recht geben Hessen, dass alle von der Stadt Geltannten binnen 
gewisser 2^it auch im Reichsbann sein sollten; es scheint eine solche Auffas- 
sung den italienischen Anschauungen ganz fremd geblieben zu sein; soweit ich 
sehe, ist in städtischen Statuten nirgends vom Reichsbanne aucl) nur die Rede'. 

Wo man sich an das Reichsgericht nicht wenden wollte oder konnte oder 
selbst im Reichsbanne war, wandte man freilicli auch wold den städtischen 
Bann gegen Auswärtige an^und dehnte dann, da man kaum darauf rech- 
nen durfte, die auswärtigen ^'erbrecher selbst treffen zu können, den Bann auf 
die ganze Stadtgemeinde aus ; was sich auch in so weit rechtfertigte, als in 
solchen Fällen -die gebannte .Stadt sich iii der Regel geweigert haben wird, 
gegen die Verbrecher, obwohl sie derselben mächtig war, einzu.schreiten. So 
hei.sst es 1228 zu Verona wegen Rrmordung eines Veronesischen Konsuls zu 
Faenza, der Podesta soll sich Mühe geben, dass die Maleffictore.s bestraft 
werden: Et in baitno romtnnnis Vi‘rona<‘ porii fai-iam ijmo» et »nmes in- 
folas Feu’entlae et eius dixtriclns et eorum bouu ; es wird dann insbc.soudere 
allen Veronesern der Verkehr mit ihnen untersagt®; und Hessen .sie sich im 
\'eroneser Gebiete betreten, so wurde dann wohl gegen Personen und Gut 
einge.scliritten. Auf diesem Wege gelangte man dann zu der ausgedehnten 
Anwendmig der Repressalien. In solchen Fällen konnte von entsprecliender 
Wirksamkeit des Bannes noch weniger die Rede sein, wenn derselbe nicht 
auch ausserhalb des Stadtgebietes wirksam zu machen war.. 

#4. — Bot da der Reichsbann nicht die nöthige Ergäiunng, theils weil 
es an einem bestimmten Ansprndie auf denselben fehlte, theils weil auch der 
wirklicli verhängte Reichsbann sich oft als unwirksam erwies, so blieb der 
Weg, eine Anerkennung des Bannes durch andere Städte zu er- 
wirken. Das geschah denn auch nicht selten durch gegenseitiges Ueberein- 
kommen; die Verträge unter den Städten enthalten häutig einschlagende Be- 
stimmnngen. Diese waren einmal darauf gerichtet, Forderungen an Angehörige 
einer fremden Stadt dadurch zu sichern, dass diese sich verpflichtete, eventuell 
mit Bann gegen dieselben vorzugehen; solche Bestimmungen haben wir mehr- 
fach erwähnt Weiter aber verpflichtete man sich nicht selten. Gebannte der 
fremden Stadt im eigenen Gelüete nicht dulden zu wollen, .‘km wichtigsten war 
in dieser Richtung wohl, da.ss der Lombardenbund dazu seine Mitglieder von 
vornherein verpflichtet zu halien scheint, lil den frültem Bundesnrkunden wird 
das noch nicht erwähnt; zuerst 1168 beim Schwure vou Como, aber nur als 
gegenseitige Verpflichtung von t'orao und Mailand. ' .Später handelt es sich 
um Wirksamkeit für den ganzen Bund. Zunäclist wird das wohl nur auf Bann 
um Bundesangelegenheiteu bezogen; JVec de uUtjiui rmtnte — jnv /hor faeto 
ea'puLmm vel a sua civitate eeparatum velci mm eivitate pue^i'raia poMium 
reeiplani j;t de tuen dietrirtn, ei venerit, e.rpelhim'^ ; aber andere Stellen 
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lassen keinen Zweifel, dass es sich dabei auch Uber die nächsten fiundeszwecke 
hinaus um Sicherung des gesammten Rechtszustandes durch Wirksamkeit der 
von der einzelnen Stadt verhängten Banne für das ganze Bundesgebiet han- 
delte. Im Vertrage der Bundesstädte mit dem Markgrafen Malaspina 1168 
hei.sst es ausdrücklich: Item deereverunt, ut ntdla eivitas vel euprascripti» 
marchlo aliquem a suis consulibus hannitum reeipiat; et si receperit vel 
in suam virtutem veneriti in/ra quindecim dies, postqtMm a eonsulihua 
vel mare/dane, a qtäbus bannitus fuerit, eis requisitum fuerit, desua po- 
testate et virtute eum eiieient, nee de cetera eum recipient, nisi de banno 
traetus fuerit a suis consiihbus; und 1170 in dem Schwure von Pavia: El 
ndlites et pedites bandizatos a sua civitaie non recipiam in mea civitate, 
nec in iUis locis, in quibns virtutem hahuero, postquam requisitum fuerit 
a constdibus vel a siqillo publica sue civitatis.^ Doch dürften diese Bfestim- 
mungen für den ganzen Umfang des Bundes später kaum sehr beachtet sein. 
Dagegen finden wir dieselbe Bestimmung, die gegenseitigen Verbannten nicht 
aufzunehmen oder doch auf Verlangen der andern Stadt in bestimmter Zeit 
'auszuweisen, oft in spätem Verträgen benaclibarter Städte; so in Verträgen 
Modena's 1177 mit Bologna, 1188 mitPanna'*, in Verträgen Creraona’s 1188 
mit Parma, 1 257 mit Mantua. * Das fand denn auch wohl in die Statuten 
Aufnahme; so dürfen sich nach denen von Brescia Grobannte von Mantua und 
Verona gemäss den Verträgen dra Gebiete nicht aufhalten.® Aber über die 
Ausweisung gehen die eingegangenen Verpflichtungen durchweg nicht hinan.«; 
nur wird 1177 im BUndnisse zmschen Modena und Bologna bestimmt, dass 
der Strassenräul)er im Banne seiner Stadt sein und der Podesta der andern 
helfen soll, seine Bestrafung zu erwirken. Insbesondere scheint man sich selbst 
unter engstverbundenen Städten nicht leicht ziu* Kinfangung und Auslieferung 
der fremden Gebannten ver.standen zu haben. Allerdings findet sich 1290 ein 
Befehl, dass alle gebannten Cremoneser binnen einem Tage Crema verlas.sen 
sollten, widrigenfalls sie an Cremona ansgeliefert werden würden^; aber .schon 
der eventuelle Charakter der Ma,ssregel spricht gegen eine übernommene Ver- 
pflichtung, es handelt sich wohl nur um eine Drohung, um dem Befelrle Go- 
liorsain zu verschaflen. Viel liess sich freilich auf solchem Wege nicht errei- 
chen, zumal gewöhnlich mit ein oder anderer nächstbenachbarten .Stadt ein 
Bundesverhältniss nicht bestand, der Gebannte demnach doch in der Nähe 
eine Zuflucht fand. 

->r Bei der überaus ausgedeimten Anwendung des Bannes in Italien 
mussten freilich die fremden Gebannten oft zu einer unerträglichen Last wer- 
den, zumal viele von ihnen aller Unterhaltsmittel entblösst waren, es .sich 
weiter oft um Verbrecher handelte, bei denen man Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit b(‘Türcliten musste. Daher finden wir nicht selten, dass Städte in 
ihrem eigenen lnteres.se Massregel n gegen die fremden Gebnnnten 
trafen. Zu Ravenna wird kein Bandizatus foresterins geduldet, wenn er 
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nibht genügende Bürgschaft stellt, dass er keinen {Schaden an Personen und 
Sachen anrichten wird. * Zu Riva darf sich ein fremder Gebannter nur mit 
Erlaubniss des Bischofs und der Gemeinde auflialten.^ Oft sind sulche Be- 
stimmungen auf schwere Verbrecher beschränkt, gegen welche dann aber mit 
derselben Strenge vorgegangen wird, wie gegen Einheimische, und damit vor- 
gegangen werden konnte, da die eigene Stadt den Gebannten natürlich nicht 
dagegen schützt. Zu Casale soll sidi kein wegen Mord und Strassenraub Ge- 
bannter aufhalten bei .Strafe an Person nnd Vermögen; auf die Gefangennahme 
ist ein Preis gesetzt; einen fremden, wegen todeswürdigen \'erbrechens Ge- 
liannten darf jeder straflos verletzen, selbst tödten.* Aeluiliche Bestimmungen 
finden sich zulvrea; folgt der fremde Gebannte dem Ausweisung.sbefehle nicht, 
so Iiiisst er mit zehn Pfund oder Abhauen der Hand.'* 

Das Ungenügende des städtischen Bann Verfahrens in Italien 
i.st zweifellos zumeist darin begründet, dass dem von einer Stadt verhängten 
Banne eine durchgreifende Wirk.samkeit ausserhalb des eigenen Gebietes ab- 
ging. Thatsäehlich war der Erfolg vorwiegend der, dass die eine .Stadt der 
andern ihre Zahlungsunfähigen, Verbrecher und Rebellen zuschickte, die dann 
für dieselben sorgen oder sich ihrer erwelmen mochte; die Gebannten mussten 
sich überall massenweise, grossentheils ohne genügende Subsistenzmittel he- 
rumtreibeu ; was das für Folgen hatte, liegt auf der Hand, es mag genügen, 
an die spätere Bedeutung des Wortes Banuitus zu erinnern. In Deutschland, 
l<ei an und für sich viel eingeschränkterer Anwendung der Acht, konnte es 
dazu wenigstens so lange nicht kommen, als die Reichsgewalt noch in der 
Lage war, ihren Achtssprüchen .Vchtung zu verschaffen. In Italien wird man 
die.se Verliältiii.ssc nicht lediglich der ungenügeuden Maclit der Reichsgewalt 
zurLa.st legen dürfen, sondern einer .Mangelhatligkeit der Einrichtungen .sellist, 
welche das nüthige Ineinandergreifen der hühern nnd niedern .Staatsgewalten 
vermissen Hessen. Denn wenigstens zeitweise oder in einzelnen Landestheilen 
hätte es dem Reiche keineswegs an der Macht gefehlt, ergänzend ehizuschrei- 
ten; alier auch dann scheint es in die Strafgerichtsbarkeit der städtischen 
Gemcindpn gar nicht eingegriffen, es nicht für seine Pflicht gehaltim zu halten, 
die Ausführung der Strafurtheile zu ermügliciien. Es ist kaum anzunehmen, 
dass städtischer Bann und Reiclisbann so unvermittelt neben einander gestan- 
den hätten, falls ihre EnLstehimg in- die frühem Zeiten eines geordneteren In- 
einandergreifens der Reichsgewalt nnd der örtlichen Gewalten zurückreiclite ; 
wenigstens von die.sem Gesichtspunkte ans wird die Vemmthung drtfür spre- 
clien, dass der städtische Bann in seiner bestimmteren Gestaltung .sich erst 
im zwölften Jalirhunderte in engerin Anschluss an die städtische Entwicklung 
überhaupt ausbildete. 

ü(i. — Im allgemeinen- Idieben (Ue Wirkungen des Bannes ungeäiiderl 
bis zur Lösung oder, wo .solche nicht gestattet war, bis zum Tode. Doch linden 
sich Husnalim.sweise auch Milderungen des ui)sHhnbaren Bannes. Kulclie 
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kunnteii veranlasst sein durch Erlangung der Sühne der Verletzten oder moch- 
ten, allgemein in Aussicht gestellt, dazu dienen, die Gebannten zum Nach- 
suchen der Sühne zu bewegen, wozu sonst bei unsUhnbarem Banne die Ver- 
anlassung fehlte. So werden zu Parma ausnahmsweise Milderungen für die um 
Mord und Friedensbruch Gebannten bestimmt, welche .Sühne erlangt haben ; 
einmal dürfen sie durch einen . Procurator ihre Güter verkaufen lassen; weiter 
bleiben sie im Bezirke von Panna allerdings friedlos; werden sie aber ausser- 
halb dessell>en verletzt, so soll der Podesta verhalten sein, das eben so zu 
strafen, als wenn sie nicht im Banne wären. ' Es konnten solche Erleidite- 
rungen auch vertragsmässig von einer Stadt, welcher sich Gebannte einer 
feindlichen Stadt ange.schlossen hatten, ausbedungen werden. Bei einer Sühne 
zwischen Creniona mid Mantua 1257 wird bestimmt, dass die seit dem Be- 
ginne des Krieges anscheinend wegen Verbindung mit der feindlichen Stadt 
Gebannten von ihren Gütern die Einkünfte und Früchte ziehen, auch ihre Fa- 
milien und Verwalter darauf wohnen lassen dürfen; dass sie weiter durch 
Vertreter ihr Recht verfolgen können ohne Rücksicht auf den Bann; kommt 
aber ein solcher in das flebiet, so sind alle Milderungen verwirkt, er .tritt in 
den frühem ungünstigen Stand wieder ein.* ln beiden Fällen hält man wesent- 
lich nur noch an den Massregeln fest, welche den Gebaimten vom Gebiete fern 
halten sollen, verzichtet aber darauf, ihm auch ausserhalb desselben das Leben 
möglichst zu erschweren. Oder es wird wenigstens die Möglichkeit geboten, 
durch eine Leistung für die Stadt einzelnen der schwersten Folgen zu ent- 
gehen ; nach einem Bannurtheil von Brescia 1 288 gegen Ausgezogene , welche 
sich mehrerer Burgen der Stadt bemächtigten, soll der ergriffene Gebannte 
nicht hingerichtet werden, wenn er hinnen zehn Tagen eine dieser Burgen in 
die Gewalt der Stadt zu bringen weiss. * 

Eine wenigstens später aascheinend ziemlich regelmässig vorkominende 
Milderung des Bannes ist die Eingränzung, die Confinatio. Die Confinati 
werden mehrfach neben den Banditi genannt; nähere Angaben über ihre Stel- 
lung haben die Statitlen von Modena*, insbesondere aber die von Brescia.^ 
Sie scheint insbesondere angewandt • bei solchen, welche aus politischen Mo- 
tiven die Stadt verlas.sen und desshalb gebannt waren. Vorbedingung ist die 
Rückkehr zum Gehorsam, Untenverfung unter die Befehle des Podesta. Dieser 
weist dann dem Gebannten seinen Aufenthaltsort an, an welchen er sich binnen 
bestimmter Zeit zu begeben hat. Zuweilen scheinen das Orte des Gebiets ge- 
wesen zu sein; zu Brescia wird eine lombardische .Stadt, welche derselben 
guelfischen Partei angehört, bestimmt; 1292 wird den Confinati die Wahl ge- 
stellt, entweder zu Lodi oder zu Crema zu wohnen. Von 'diesem Oi'te dürfen 
sie sich ohne Erlaubniss nicht entfernen und sind dort uuter .strenge Aufsicht 
gestellt. Von Brescia werden nach Crema und Lodi l>esondere Beamte, Ca~ 
pUanei co^jhiatorinih, geschickt; vor die.sen haben die Confinati sich unaufge- 
fordert alle drei Tage, auf Verlangen aber zu jeder .Stunde zu Stellen. Insbe- 
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sondere dürteii sie die Stadt iiieht lietieteii; wer in Brescia ergriffen wird, 
wird sogleicit hingerichtet ; m Modena durften sie mit besonderer Erlaubniss 
in die Stadt kommen; aber diese Erlaubniss sollte nur auf längstens drei Tage 
und höchstens an drei Konfinirte gleichzeitig gegeben werden. Die Familien 
durften im Gebiete wohnen, aber mindestens zehn Miglien von der Stadt. Der 
Vortheil dieses Verhältnisses lag abgesehen von dem wiedererlangten Rechts- 
sehutze insbesondere darin, dass der Konfinirte wieder in den vollen Genuss 
seiner Güter eintrat. Uelirigens scheint die Confinatio auch wohl ohne vor- 
hergehenden Ungehorsamsbann verhängt zu sein; sie trifft insbesondere zu 
Brescia auch alle .Söhne der Konfinirten, sobald sie das vierzehnte Jahr er- 
reichen, und die .Söhne von Hochverräthern. Doch dürfte in so weit immer ein 
engerer Zusammenhang bestanden halaui, als Bruch der Eingränzung wohl 
unsühnbaren Bann zur Folge hatte. 

67. — Eine Aufhebung des unsühnbaren Bannes sollte an inld 
für sich nie gestattet sein; der Podesta oder die sonstigen städtischen Be- 
hörden hatten kein Begnadigungsrecht, mussten sich verjjflichten, einen .sol- 
chen Bann nie zu lösen; wir fanden sogar ausdrücklich ausgesprochen, dass 
selbst ein Beschluss der .Stadtgemeinde den Bann nicht solle anfheben können. ^ 
Wenn wir aber bedenken, dass die schwersten Banne meistens aus politischen 
Ursachen erfolgten, .so Lst es erklärlicli, wenn thatsächlich sehr häufig eine 
Lösung erfolgte. Es mochte eine gütliche Einigung erfolgen. In die Statuten 
von Modena ist eine Restitution der Grasidfi aufgenommen; sie sollen in ihre 
Rechte ganz und gar so wieder eintreten, als wenn sie niemals im Banne ge- 
wesen wären.* Vorzugsweise handelte es sich da aber mehr um Machtfragen, 
als um Rechtsfragen; eine innere Umwälzung, ein Umschwung in den allge- 
meineren Machtverhältnissen konnte die heute für immer gebannte Partei 
morgen zur bannenden machen. 

Wo ein Gerichtsherr war, konnte Begnadigung eintreten, wie eine 
solche in bezüglichen Statuten wohl vorgesehen ist. * Rückkehr zürn Gehorsam 
und unbedingte Unterwerfung unter die Gebote di>s Herrn sind die Vorbedin- 
gung. So 1210 zu Trient, wo dann der Bischof bestimmt, unter welchen Be- 
dingungen er den Bann nachsieht.'' Ein näheres Eingehen auf dieses Verhält- 
niss wird überflüssig sein, da es für Italien geringe Bedeutung hat und 
wesentlich mit de näher zu ljes]uechenden Lösung des beständigen Reichs- 
bannes zusammenfiillt. 

Dass der König sich für befugt hielt, einen von einer Stadt wegen 
Zahlungsunfähigkeit oder gemeiner Verbrechen verhängten Bann anfzuheben, 
dafür sind mir aus friiherer Zeit keine Beispiele vorgekommen. Anders wohl, 
wenn es sich nm politische Parteiungen handelte. War jemand gebannt, 'weil 
er gegen seine .Stadt zum Reiche hielt, so war es eine Machtfrage, ob da.s 
Reich die Aufhebung solcher Banne von der dann gewöhnlich ihrerseits vom 
Reiche gebannten .Stadt erzwingen konnte. Es wurde auch wohl zwischen der 

•7. — 1. VrI. S n. 4. 8. 2. Moll. Mod. .Sut. 1, 20. 8. Vgl § 51 11 . 20. 

4, t'od. WangisD. 195. 
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Imienpartci und den Gebannten von Reichsvregen eine den Baun beseitigende 
Sühne vennittelt, so dureh den Reiclislegaten 1209 zu Brescia.* Und dabei 
handelt es sich dann keineswegs immer um freiwillige Unterwerfung beider 
Parteien unter den Schiedsspruch des Reichs. Wie von streitenden Städten, 
so verlangte das Reich auch von streitenden Parteien derselben Stadt, dass 
sie sich zur Herstellung des Friedens seinem Spruche unterwürfen. .\ls die 
Volkspartei zu Piacenza sich 1 220 weigerte, bezüglichen Befehlen des Legaten 
zu gehorchen, wurde von jhm uiid dem Kaiser der Reiehsbann über sie ver- 
hängt, dagegen die Adelspartei in alle ihre R(>chte wieder eingesetzt.® Aber 
in solchen Fällen handelte es sich doch vorwiegend um einen Misslirauch der 
städtischen Strafgerichtsbarkeit zu politischen Parteizwecken; in die regel- 
mässige Ausübung derselben scheint sich das Reich durch Aufliebung von 
Bannsentenzen so wenig eingeinischt zu haben, als es andererseits keine Sorge 
trug, denselben in weiterm Kreise Geltung zu verschallen. 

Ganz bestimmt hat dann aber K. Heinriidi ^'[I die .\ufhebimg jedes 
städtischen Bannes als sein Recht in Anspruch genommen. Er verlangte be- 
kanntlich von allen Städten, dass sie sich den von ihm verfügten Bestimmungen 
bezüglich des Friedens unter den städtischen Parteien unterwürfen; und in 
allen diesen Friedensurkunden werden die Gebannten einfach restituirt; weiter- 
hin vemicht(‘te er ganz allgemein alle Banne in den .Städten der Lombardei, 
welche gehorsam waren.' Und dabei handelt es .sich nicht blos um die poli- 
tischen Parteiungen; krall der ortheilten allgemeinen Begnadigung befiehlt er 
der .Stadt Yii^enza, Genannte, qid propter liomiddiiaii — hanniti'fore di~ 
rimfiir, in ihre Rechte und Eliren wieder einziisetzen, aus dem Bannbuche zu 
streichen und ihnen aus jener Veranlassung keinerlei Nachtheil mehr erwachsen 
zu lassen.® Das .Schwierigste war dann die Restitution der Güter, welche in 
den Friedensurkunden immer verfügt wird. Aber die Güter waren oll in fremde 
Hände durch Verkauf von Seiten der Gemeinde gekommen) dann .soll zu Lodi 
die Gemeinde den Kauf|ireis zurückzahlen; zu Asti, wo schön frühere .Ab- 
kommen Vorlagen, die Hälfte die Gemeinde, die Hälfte der Restituiite. \Var 
ein Haus auf seinem Grunde gebaut, .so hatte nach der Urkunde furCremujia, 
wo sich noch andere einsehlagende Bestimmungen linden, der Restituirte die 
Wahl, ob er das Haus kaufen oder sich für den Grund entschädigen lassen 
wollte.® Oft war cs auch schwer, den frühem Besitz zu erweisen; zuLodl ver- 
ordnete der König d.aher, da.ss für den Restituirten auch sonst ungenUgeiide- 
Beweismittel hinreichen sollen, wenn der jetzige Besitzer keinengültigeiiBe-- 
sitztitel ilachweisen kann. 

Entsprechende Verfügungen mögen auch dium gctroflen sein, wenn ein 
unsühnbarer Bann durch' die Stadt selbst aufgehoben wurde; da aber eine 
solche Aufhebung nie vorgesehen wird, .so ist es erklärlich^ wenn in den Sta- 
tuten bezügliche Bestimmungen durehaus fehlen. 


«7.-1 ü. Oilorici 7, 51. Ö. Ilnbinpr Act:). Reich.*;«: <• Acta Hpnr. VII. 1» 3fl 8^ Wrei 

Marra 5, I4i. Acta Hcnr. VII. 1, 13, 34. 43. 10# (.’ommunalregistpr^ von fjodi 

nach Wüstenfeld. 


Digilized by Google 


LTisbar^r Reichsban n. 


147 


Vereinzelt scheint auch die Kirche sich zu einem Eingreifen in solche 
Verhältnisse Wohl hefiigt gehalten zu haben. Zu Cremona befahlen wenigstens 
1267 zwei päbstliche Nuntien auctnritati' domini pupe, qua fungimuv in 
haf parte, dass alle wegen politischer Parteiung Konfinirten zurQckkehren 
durften, die Gebannten zwar nur mit liesonderer Erlaubniss und gegen Bürg- 
schaft, während im übrigen der gegen sie verhängte Bann veniichtet werden 
sollte. Da aber die Zustimmung des Parlaments der Stadt erwähnt wird, so 
mag trotz der Form des Befehls es sich nur um ein Vorgehen nach vorherigem 
Einverständnisse mit der Stadt handeln. ' * 


VII. LüESBAREtt KEICHSBANN. 

68. — Wir wiesen früher nacli, dass seit dem Ende des eilften Jahr- 
hm)derts zuerst vereinzelt, dann häutig in den Urkunden der Kaiser und ihrer 
Legaten mit einem von dem altern Königsbaiuu! verschiedenen Bannum d. 
regis oder imperatoris, imperiidis oder impmi gedroht wird.' Die An- 
wendung des Ausdruckes Bann zeigt sieh der ganz entsprechend, welche 
wir für den städtischen Bann nachwiesen^; die Wendungen in banno ponerr, 
hanno subiai'fi'e, de banno e.rtralu-^v und ähnliche zeigen, dass der Ausdruck 
auch hier den ZiLstand bezeichnet, in welchem der Bannitus sich befand, wäh- 
rend er ursprünglich zunächst den Befehl bezeichnet haben wird, der diesen 
Zustand veranlasste. .Schon die Vergleichung entsprechender Formeln ergab, 
dass dieser Zu>tand des Gebannten der der königlichen Ungnade in der be- 
stimmteren Bedeutung der Acht ist. ® Das bestätigen denn auch die Zeugnisse, 
welche sich aus der staufischen Zeit für die Einwendung des Reichsbannes er- 
halten haben. Allerdings fehlen uns hier allgemeinere gesetzliche Bestimmungen, 
wie sie für den städtischen Bann die .Statuten boten. Ergibt sich dadurch wohl 
für einzelne Punkte eine geringere .Sicherheit, so gestatten doch die in nicht 
unbedeutender Einzahl vorliegenden Nachrichten der Urkunden und Ge.schicht- 
schreiber über die Anwendung in Einzelfällen einen ziemlich sichern Schluss 
auf die Gestaltung des Reichbaunes im allgemeinen. 

Bezüglich der Arten d 6s Reich sbannes zeigt sich .sogleich ein we- 
sentlicher Unterschied gegenüber dem städtischen Bann. Der Reichsbann ist 
immer, ein Ungehorsamsbann, wird nur gegen den Ungehorsamen ver- 
hängt, um ihn entweder zum Gehorsam zurückzuführeti oder, wo auf solchen 
nicht mehr gerechnet wird, die wegen des Ungehorsams nicht auszuführende 
.Strafe durch, andere Uebel zu ersetzen. Eine Verhängung des Reichsbaimes 
gegen jemanden, dessen man habhaft ist, entsprechend dem städtischen Aus- 
weisungsbann, w'ird nie erwähnt. Es hängt das damit zusammen, dass die 
Ausweisung aus dem Gebiete, die Verbannuug im engem Sinne, auf welche 
beim städtischen Banne ein Flaliptgewicht fallt, dem Reichsbanne überhaupt 
fehlt; in der staufi.schen Zeit wenig.stt-ns findet sich nie eine Eindeutung, dass 

11; trehir j!ii rremnna. 
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dem Gebannten der Aufenthalt im Reiche untersagt sei oder inan auch nur 
erwartete, dass die gegen ihn verhängten Massregeln wenigstens thatsächlich 
seine Entfernung aus dem Reiche zur Folge haben würden. 

Wir fanden weiter, dass beim städtischen Bann auf den Ungehorsam im 
allgemeinen wenig Gewicht gelegt wurde, dass die Wirkungen des Bannes we- 
sentlich dieselben waren, mochte derselbe gegen einen Gehorsamen verhängt 
Werden, der vernrtheilt und ausgewiesen wurde, oder gegen einen Ungehor- 
samen, der wegen seines Ungehorsams als vernrtheilt galt. Die Verschieden- 
heit des Bannes war vielmehr vorzugsweise Ijedingt durch die Veranlassung 
des Bannes ; es ergab sich da insbesondere ein scliarfer (iegensatz, jenachdem 
der Bann um .Schlilden oder um Missethaten verhängt war. 

Dagegen fallt beim Reichsbann das ganze Gewicht auf den Ungehorsam; 
dieser ist das, w’as den Bann zunächst begründet; die besondern Utnstände 
des Ungehorsams sind auch mas.sgebend für seine Wirkungen. Dabei kann nun 
allerdings berücksichtigt werden, ob die Wranlassung des Ungehorsahis eine 
bedeutendere oder unbedeub’ndere war; aber irgend durchgreifend maclit sieh 
das nicht geltend; .Vrten des Reichsbamies , welche dem Unterschiede des 
Bannes um .Schulden und um Missethat ents])rächen, lassen sich nicht be- 
stimmter nachweisen. Wir finden beim Reichsbann nur einen durchgreifenden 
Unterschied; er ist entweder ein lösbarer, wenn der Gebannte bei der Rück- 
kehr zum Gehorsam einen Anspruch auf Lösung hat; oder aber er ist ein un- 
lösbarer, beständiger, wenn der Gebannte überhaupt keinen Anspruch auf 
Lösung mehr liat. Das entspricht mm dem l'nter.schiede zwischen dem lös- 
baren und dem unsnhnbaren städtischen Banne. Der letztere ist, wenn es sich 
überhaupt um Ungehorsanisbann handelt, desshalb ein beständiger, weil der 
Ungehorsame wegen Verbrechen zu .scliweren .Strafen vernrtheilt ist, welche 
er durch Rückkehr zum Gelmrsam nicht mehr abwenden kann, so dass Ober- 
haupt auf Gehorsam nicht gerechnet wird. Dem entsprechend wird der Reichs- 
bann dadimch zu einem beständigen, dass' der ^’erbrecher in die .Strafen des 
Hochverrathes vernrtheilt wird, nach der .Strenge des Gesetzes auch bei Rück- 
kehr zum Gehorsam diese zu erleiden hätte, wesshalb auch hier auf Gehorsam 
nicht gerechnet wirä. Darnach w’ürde allerdings hier nicht zunächst der Unge- 
horsam, sondern das den Ungehorsam veranlassende Verbrechen für den 
schärferen Bann massgeliend sein. Aber wir werden sehen, dass doch auch da 
der Ungehorsam ganz in den Vordergnind tritt, dass in solchen J''ällen für die 
Verurtheilung weniger die etwa liehauptete hochverrätherische ilandlmig ins 
Gewicht fällt, dass vielmehr der Ungehorsam selbst als Uochverrath aufgefasst 
und bestraft wird. Daraus erklärt sich denn aber auch, dass die Gränze im 
Einzelfalle nicht so bestimmt hervortritt, w ie behn städti.schen Bann. Hier .sind 
lösbarer und unsühnbai’er Bann durchaus geschieden; es wird von vornherein 
entweder der eine, oder der andere verhängt, und der lösbare Bann kann nicht 
etwa später in einen unsiihnbaren übergehen, weil eben beide auf ganz ver- 
schiedenen Veranlassungen beruhen. Der Reichsbann kann nun allerdings so- 
gleich als unlfisbarer verhängt werden ; da alier für die \’crhängung beider Arten 
der Ungehorsam das Massgebende ist, so kann der zunächst als lösbarer ver- 
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hängte Bann in einen beÄl-andigeii dadurch übergehen, dass der Gebannbi bei 
Verharren ini Ungeliursain nachträglich als Hochverräther verurtheilt wird; es 
erscheint zudem auch der lösbare Baim zuweilen durch Massregeln geschärft, 
welche in der Regel nur beim beständigen erwähnt werden, so dass iin Einzel- 
lalle oft kaum mit Sicherheit zu entscheiden ist, welche Art des Bannes vorliegt. 

Hatten wir beim städtischen Bann vom lösbaren insbesondere noch den 
sühubaren zu unterscheiden, so findet sich allerdings auch beim Reichsbann 
Wühl Ents]jrecheiid(>s, indem, wüiuut' wir /.uiiie.kkomiiieu, in Kin/.elfslh n die 
Lösung eine /jiislinmumg dritter Persimf-ii ertiirdcrtf. Dnch erscheint das hier 
als ein so untergeordnetes Moment , dass » ir bestinimtcrf Rücksidit nicht 
darauf /.n iiehnien luil>eti; als IIau|itarten haben wir nur den lösbaren und be- 
ständigen oder unlösbaren Reiohsbann auf» einander zu halbm. 

69. — Der 1 0 s ba re Rei ch 8 ba n n wird verhäuirt vom Könige oder 
seinem .Stellvertreter, um die .Nichtachtung eines Befehls zu bestrafen und Ge- 
horsam gegen denselben zu erzwingen. Die X'eranlassung ist immer der 
Ungehorsam; und zwar kann der Bann verhängt wenieii wegen jeden Unge- 
horsams ohne Rücksicht auf die grössere oder geringere Bedeutung des miss- 
achteten Befehls, dessen Inhalt, mag cs sieh mm um eine Lailung vor f Jericht, 
um Unterwerfung unter ein Urtheil, um eine Leistung an das Reich oder irgend 
anderes handeln, zunächst g;u' nicht in Betracht kommt. 

Insbesondere ist zu beachten, dass ents[>recliend dein städtisehen Banne, 
aber abweichend von der deutschen Acht, der Reichshann im Gerichte keines- 
wegs nur liei Ntratiällen, sondern auch bei bürgerlichen .Streitsachen zur 
Anwendung kommt, mul z\var anscheineiid noch weitergreifend, als in den 
städtischen Gerichten. AVir fanden ihn hier insbesondere angewandt zur Er- 
zwingung der Erfüllung von Forderungen; so wird auch 1221 gegen Asti 
ein Reichsbaim verhängt, um die .Stadt zur Zahlung an einen Gläubiger zü 
zwingen. * Bei dinglichen Klagen wird dagegen in dim städti.schen .Statuten 
auf den Bann wenigstens kein Gew icht gelegt; es scheint wohl, das.s der Un- 
gehorsam gegen jede Ladung einen Bann zur Folge haben konnte^; dass es 
sich dabei auch um dingliche Klagen handelte, ist aber doch'nirgends bestimm- 
ter betont, cs i.st durchweg nur vom Bann um Schulden und um Missethat die 
Rede. Beim Ungehorsam wegen dinglicher Klagen konnte die .Stadt sich wohl 
durchweg mit der Einweisung in den Besitz begnügen; .sie war in der Lage, 
Besitzstöning hintanziiliallen; erfolgte .solche dennocli, so war das dann wohl 
als Missetliat z.ii behandeln.^ -Anders war das vielfach beim Reichsrichter, der 
der Unterstützung der örtlichen (iewalten keineswegs sicher war, zumal wenn 
es sich um Klagen gegen .Stadtgemeinden oder Grosse handelb*, der oft nicht 
einmal in der I.age war, die Besitzeinweisung \-ollziehen zu la.ssen, mich we- 
niger den Besitz, dauernd zu schützen. 

Wir finden daher in dieser Riclitung den Reichsbami migewandt einmal 
zur Erzwingung d e r .\ ii s f ü h r u n g e i n e .s U r t h e i 1 .s. In einem .Streite 
des Bischofs von A^ercelli über Hoheitsrechte mit den Leuten von Casale wird 
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1196 voluHol’vikar als A|)pellationsrichter gegen die letztem entschieden; der 
Kaiser befiehlt unter Verwerfung von Apjiellation und Supplikation Ausfüh- 
rung des Ürtheils und lässt zunächst durch einen Boten den Bischof in Besitz 
setzen; da die von Casale unter Hinweis auf die Apjwllation an den Kaiser 
Anerkennung des ürtheils verweigern, befiehlt der Kaiser, dieselben, wenn sie 
sich nicht fügen, in den Bann zu thun, was dann durch einen Boten des Kai- 
sers gescliiehtA Der König sagt 1219, dass von ihru delegirte Richter die 
Stadt Alba bannten, weil sie ihrer Ladung nicht folgte, H eo quod ponscunio- 
netn a praedictis nostria indii'ibua traditain etdera 0. de re petita quiete 
teuere non permiait, et eo quod aimiliter poaaeaaionem ex aeeuudo deereto 
a peraedietia iudieihua dlcto O. traditam modia omnibua perturbavit.^ Der 
Püdesta von Mailand appellirt 1221 an den Kaiser gegen Ausführung einer 
Entscheidung, wonach der ^Markgraf von Montferrat in den Besitz einiger Orte 
gesetzt werden soll, und lässt sich vom Legaten versprechen, dass Mailand bis 
auf weitern Befehl des Kaisers wegen der Nichtausführung in keinen Baun 
verfallen soll.® 

Auflallender ist es , dass auch bei dinglichen Klugen der Reichsbann 
schon zur Erz wingung des Gehorsams gegen die Ladung ange- 
wandt wird. Beim ältern Verfähren fanden wir da keinerlei unmittelbare \ er- 
anstaltung, Gehorsam zu erzwingen; man beschränkte sich darauf, den Kläger 
durch die Investitura salva querela vorläufig gegen die Niichtheile zu schützen» 
welche ihm aus deiu Ungehorsam des Beklagten erwachsen konnten.' Das 
geschieht auch jetzt noch durch die entsprechende Missio in possessionem des 
rümisclien Rechts, die insbesondere auch in den Rciclisgerichten regelmässig 
angewandt wird.® Ein Zwang zum Gehorsam liegt darin nur in so weit, als 
dem Ungehorsamen inzwischen die Früchte entgehen, i?r den Besitz nur gegen 
Erstattung der Kosten und nach Ablauf eines Jahres übcrhau[it nicht mehr 
wiedererlangen, sondern nur noch sein Eigenthumsreclit verfolgen kann. Das 
findet sich oft bestimmter angegeben; so heisst es 1164 vom Legaten in 
Tuszien: eiua contumaeiam per miaaionem poaaeaeionia punieit; mittendo 
electiim — corporaliter in predictaa poaaeaaionea — tali tenore, ul ai pre- 
dictua £j. feilet Menire infra annum ad iuatitiain faciemlam et cautionem 
exponendam, predicta poaaeaaio in euinrevertatur; ita tarnen, iit tpiaeoptia 
inierittr otnnee fruclua liieret ur; ain autem poat annum venei'it, epiaeopua 
frualur cornodo poaaeaaoria, iüe rero gravetur Iwnere petitO'i'ia^; oder die 
Beklagten sollen restituirt werden, ai iii/ra annum cenerint preatita idonea 
cautione, quod ad iudiciuin atabunt et expenaaa — reetituerintd^ Ver- 
einzelt wird dabei wohl noch, entsprecliend der frühorn .Sicherung durch den 
Königsbann", dem Störer des gegebenen Besitzes mit einer Geldstrafe" und 
überdies wohl mit dem Banne * * gedroht. 

88.— 1 4. De Conti 379 ff. 5. Böhmer .\cta 242. 6. Mandelli 1, 96. 7. Vgl. § 10. 
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So zahlreii'lip Zeugnisse uns ulier aus dein zwoltten Jahrhunderte über 
das rngehorsamsvertahren iiei Klagen iim Eigen vnrliegeji, nie Hude ich eine 
Andeutung, dass man zunächst dimeh den Bann (iehorsam gegen die Ladung 
zu erzwangen suelite/ Dagegen tinden wir später die bestinmitesteii Zeugnisse. 
K. Otto überträgt*! 210 Delegirten eine Streitsache sogleich mit der Weisung: 
et si qua purllinn (nite vog reiiire reenenverit, noeirn banno nuctoritate 
nostra siipponatis. Die Beklagten, zweimal und dann nochmals zweimal pe- 
remtüriseh geladen, verweigern schliesslich die Einlassung auf die Klage, worauf 
an einem Donnerstage die Delegirten tertuiniim dedeeant, ul uuque ad diein 
douiiuieum — fimire debcrent, alioqitin imperiali auctoritate — praeliba- 
tos G. et F. in banno potueiviut lalih-r, qiwd «i ad terminum ianidietnut 
non l•enel•int, deinde aint in banno d. iinperaloria; erst naclidem dieser 
Bann am Sonntage tSIlig geworden war, wurde am Dinstage der Kläger in 
Besitz gesetzt.'* Der Gcnerallegat Albert von Magdeburg delegirt I22.'l Juni 
25 dem Bischöfe vonTortona eine Sache zwischen dem Erzbischöfe von Genua 
und der Gemeinde S- Roinolo mit der Weisung, farimtva, quod deavueritia 
imperiali auctoa’itate, per bannum etiam et penain imperiabnn firmiter 
obaerrari; .Sept. 1 heisst es dann: qid ho uiinea s. Fomuli reeilaaaru nt ve- 
nire, immo etiam’ reeipere litteraa eontempaerunt ; unde d. epiaeopiia aue- 
toritale aibi eoneeaaa auppoauit jn-edietoa Iwudnea — imperiali banno, 
m'tendena rebelionem et eontumaviam dietorum Iwminum; — citiua bannt 
aententiain auapendirnua uaquead proxhnum feätmna. Miehaelia, ai naque 
tiine auh e.ramine noatro iuri paVuerint, alioquin esc tune aortiatur effee- 
lum. Erst 1224 Juni .5 setzt dann der Delegirte, weil die von S. llomolo in 
banno eontumaeiae verharren, den Erzbisi-hof in Besitz; hier, wie in dem 
frühem Falle, mit <ler gewöhnlichen Bestimmung, dass die Gebannten nur noch 
binnen .lahresfrist gegen Erstattung der Kosten den Besitz wiedererlangen 
können.'* Und so finden sich aus dieser Zeit noch mehrere Beispiele, dass bei 
Civilstreitigkeiten die delegirten Reiehsrichter angewiesen werden, ihren Be- 
fehlen durch den Bann Nachdruck zu geben,’ oder dass sie denselben wegen 
Nichtachtung ihrer Ladung wirklich verhängen. '* Es wird jetzt in erster Reihe 
versucht, durch den Bann den gerichtlichen Austrag zu erzwingen; erst even- 
tuell schreitet man zur Besitzeinweisung; und in dem neben dieser fortbeste- 
henden Banne lag dann auch später noch immer ein stärkerer .Vntrieb zum 
Gehörsam.- 

Kehlt lör solches Vorgehen früher jede Andeutung, so dürfen wir schlies- 
sen, dass der Reii’hsbänn erst in sjiäterer staufischer Zeit für Verhältnisse 
Anwendung fand, für die er bis dahin nicht in Uebung war; es würde demnach 
wenigstens nach dieser .Seite hin das Institut im zwölften Jahrhunderte noch 
nicht zur vollsten Entwicklung gelangt sein, was immerhin unsere Annahme 
unterstützen dürfte, es sei in seiner spätem Bedeutung dem altern italienischen 
Rechte fremd gewesen. Eine solche Anwendung musste übrigens gerade im 


14 . Beiliigen von 12W Aug. ru. 15. Ub. iur. Gen. f, 697. 722. 16 . 1214 asw.: 
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Ili'ichsgerichte naher liegen, als in den staiKligeii OrUgerichteii, wojiem Kläger 
die Besitzeinweisung zunächst, durchaus genügen mochte; im Reichsgerichte 
musste ihm mehr daran liegen, ein sein Eigenthiun endgültig anerkennendes 
Urtheil baldmöglichst zu erlangen, da es fraglich sein konnte, ob nach längerer 
Zeit wegen Aenderungen der politischen Verhältnisse noch ein Reichsurtheil 
zu erlangen war; sollten sich keine früheren Beispiele, als die angerührten 
finden, so möchte die lange Unterbrechung der ReichsgericliLsbarkeit nach dem 
Tode K. Heinrichs VI nächste ^'eranlassu^g gewesen sein, durch diese An- 
wendung des Bannes eine Beschleunigung <ies ^'erfahrcns in den Reichsge- 
richten zu erstreben. 

70. — Ganz entsprechend dem städtischen Banne ' ist auch beim Reichs- 
baime von der Verliängung die Fälligkeit des Bannes zu scheiden; die 
Verhängung des Bannes ist auch hier vielfach zunächst nur eine Auffoixlerung 
zmn Gehorsam, welche durch die Drohung geschärft wird, dass der verliängte 
Bann an einem bestimmten Tage wirksam wird, wenn bis dahin die Rückkehr 
zum Gehorsam nicht erfolgte; in andern Fällen mrd der Reichsbann freilich 
als unmittelbar wirksamer verhängt. Und w ie licim städtischen Banne ist auch 
hier in dem einen, wie in dem andern Falle ehie mehrmals uach längeren Fri- 
sten wiederholte Aufforderung zum Gehorsam nicht nöthig, um den Bann ver- 
hängen zu können. 

' Bei der zuletzt besprochenen Anwendung des Bannes bei Civilstreitig- 
keiten fanden, wir allerdings wiederholte Ladungen vor Verhängung 
des Bannes. Aber wir haben es da nicht mit dem Bannverfahren als solchem 
zu thmi. Bei dinglichen Klagen galt schon in älterer Zeit der Ungehorsam erst 
nach der dritten J.aduug für festgestellt.^ Es mag das darauf eingewirkt ha- 
ben, dass man sich in Italien an die .Stellen des römischen Rechtes hielt, welche 
die dritte Ladung selbst als die pereiutorische betrachten, ihr nicht eine vierte 
peremtorische folgen lassen.* .Scheint es insbesondere in den städtischen Ge- 
richten üblich geworden zu sein, sogleich statt aller ein peremtorisches Edikt 
zu erlassen*, so hat man iin Reichsgerichte wohl in der Regel an den drei 
Ladungen festgehalteii. Wird oft. nm‘ erwähnt, dass der Beklagte legitime et 
peretnlofie geladen sei, so heisst es wohl ausdrücklich, dass erst post tertium 
edietum oder nachdem er «emeZ, bis et ter geladen sei®, gegen ihn vorgegangen 
wurde; die dritte Ladung wird dann als peremtorische bezeichnet®; damit 
stimmt, wenn es heis.st, dass bis — et postea bis peremtoric geladen sei ', wo 
ausnalnnsweise noch eine vierte Ladung hinzukommt. Aber auch die j)erem- 
torisohe Ladung steht in keiner Beziehung zum Bannverfahren ; der aus ihrer 
Nichtbeachtung sich ergebende Rechtsnachtheil ist die Besitzeinweisung für 
den Kläger, auf die man sich ja früher überhaupt beschränkte. .\ls man dann 
später auch hier das Bannverfahren anwandte, wurde dieses ohne engere Ver- 

70. - L Vgl. S 53. 2. Vgl, § 9 n. 6. 8. Vgl. Pilliuis P. 2. § 19. Tancred 

P. 2. t. 3. $ 1. 4. PilHus I. c. S. 42. Damit würde stimmen, dass in den städtischen 

Statuten dorobweg nur Tun einer I.adang die Rede ist; rgl. oben $ 53 n. 5. 6. 1184. 
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bhidmie in da» Verfahren de» ordentlichen l’ro/e.s»e» einge.'choben;- er»t nach 
der perenitorischen Ladung tbigt noch die dein römischen liechte fremde Baiin- 
ladung. , 

Fassen wir hier nur das ins Auge, was sich unmittelbar auf den Bann 
bezieht, so finden wir unmitbdbare Verhängung des Bannes, einen Be- 
fehl, binnen bestimmter Zeit zu geliorchen, widrigenfalls der Bann wirksam 
werden soll. Dass hier dem Bannbefehle dreimalige Ladung vorausging, ist 
zweifellos nur dadurch bedingt, dass man sich hier in erster Ueihe an die Re- 
geln des ordentlichen Civilverfahrens band. Wo sonst das Bannverlähren ein- 
tritt, ist nie Rede davon, dass eine bestimmte Zahl von Aufforderungen zum 
Gehorsam vorhergegangen sein müsse, um einen Bannbefehl erlassen zu können. 
Allerdings wird wohl erwähnt, dass der Bann wegen hartnäckigen Ungehor- 
sams oder nach mehrmaliger vergeblicher Ladung verhängt sei; aber es ge- 
schieht das dann in sehr allgemeinen Ausdrücken. So wird über eine .iknzahl 
lombardischer »Städte, welche «epe cf zum Gehorsam aufgefordert waren, 

1213- Mai 2, am Donnerstage, im Namen des Legaten der Bann verhängt, 
nigi mqtie ud diem lang jiroximinH sfare et ntteudere omnibug 

siii» •prece'ptis.^ In andern Fällen werden frühere .\ufforderungen überhaupt 
gar nicht erwähnt. So bei der Aechtung der .Stadt Imola 1222 durch Gottfrid 
von Blandrate, Grafen und Legaten der Romagna; Pro eo qtwd Ymolennes 
Cfutrum Ymole — destroere j>resitntpgeriint t—, idem d. come« auctoritate 
impei'otorie lepationig, qua fungitnr, poauit ipaos Ymolenses in peraonia 
et rebiia et eaae iiiaait in banno d. imperatoria et auo, niai hine ad aex dies 
proxiinoa mandatia onmibua ipaiiia-d. cotnitia rencrint paritvri et parae- 
rint eum eßectn, ifa ridelieet, quod ai pt’edielum ternümim permiaerinf 
pertreinaire, ex ipao banno exire nequeant, niai aolrerint ipai comiti no- 
mine banni deeeni millia marchaa ärgenti boni et niai Omnibus mandatia 
d. imperatot'ia et eiuadem eomitia paruerint et ea effieaeiter diixerinl ad- 
implenda.^ Von fortgesetztem Ungehorsam ist gar nicht die Rede; die Ver- 
hängung des Bannes gründet sich unmittelbar auf die begangene' Missethat ; 
es erfolgt anscheinend sogleich die erste AuRorderung zum Gehorsam als 
Banribefehl. r 

Auch bei vielen andern P'ällen ergibt sich entweder bestimmt, dass der 
Bann nach mir einmaliger .Aufforderung zum Gehorsam eintrat, oder wenig- 
stens das ganze Verfahren in so kurzer Zeit beendet erscheint, dass, wenn 
auch mehrmalige Aoffijrderungen vorhergegangen sein sollten, dabei wenigstens 
von Einhaltung längerer Fristen, wie sie in Deutschland üblich waren, nicht 
die Rede sein kann. Christian von .Mainz gewährte 1172 den Pisanem eine 
Frist von zwanzig Tagen Zur üeberlegung, ob sie von ihm' gestellte Forde- 
rungen erfüllen wollten'®; dabei war wohl sogleich eventuell mit dem Banne 
gedroht; denn März 6 zeigt er offenbar mit Rücksicht auf jene Frist den Ge- 
niiesem an, dass er im Falle des Nichtgehorsams die Pisaner März 26 bannen 


8, Bshmer AcU, Reich». 9. .SaTioli 3, 'ü. 10, Ann. Pissni. Mon. Germ. 19, 262. 
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werde"; März 28 erfolgte dann der Bann, und zwar als unmittelbar wirk- 
samer, ohne irgend weitere Frist. .\nt' Klage der Behörden von-Coiiio, dass 
Bewohner de.s Gebiets ihnen den Eid weigern, gestattet 1176 der Kaiser, den- 
selben e,T parte noa/ra zu verlangen ; et si iistjue ad oetavae pa^duic aliquie 
eorutn — iam dictum iuramentum fewere — recusaverit, eum in bannum 
noatrum ponimua.^^ ln dem sclwn erwähnten Prozesse gegen Casale befiehlt 
der in Unteritalien weilende Kaiser 1197 Jan. 31 dem Guido de Rodobiu fiir 
den Fall, dass die von Casale sich dem ürtheile nicht fügen, ut eoa aine ntora 
imperiali bantio noatro supponaa, während Guido schon Febr. 6 zu VejcelH 
den Bann ohne weitere Frist ausspricht; bei Berücksiclttigung der Entfernung 
muss da fast unmittelbarer Gehorsam gefordert sein, wobei freilich zu berück- 
sichtigen sein wird, dass der Kaiser schon früher eine Appellation gegen das 
Urtheil zurückgewiesen hatte." Der Pabst beklagt sich 1209 beim Könige 
darüber, dass dessen Legat auf die Weigerung der Florentiner, ihm Reichs- 
besitzimgen herauszugeben, eoa in continenti deceni miUiuin marcarwm baniio 
aubiecif, nolenaeia induciaa itvlulgei'e aaltem itaqueail reditum nuntiorum 
aiwrum, quoa ad tuam pi'acaentiam dealiuarant. * ® Die .Stadt Bologna gab 
1219 Mai 7 dem Reichsvikar eine ablehnende Antwort auf des.sen Forderong 
der Herausgabe der Grafschaft linola; schon Mai 16 wurde gegen den darauf 
verhängten Bann appellirt. " Der Kaiser befielilt 1220 dem Markgrafen von 
C’arretto, die von V'entiraiglia aiib pena triion miliuin mairarum arqenti et 
banno imperiali zum Geliorsam gegen Genua aufzufordern; quod ai forte 
neplexerint adimplere infra xv.diea poat tuam anmwnitionem, eoa — tm- 
peritiH banno de noatra auetoritate aubieiaa; der Markgraf spricht dann 
später den Bann, ohne noch eine hVist zu gestatten. • ~ Den Erzbischöfen von 
Arles und Ai.x befiehlt 1225 der Kaiser, die von Marseille zu Genugthuung 
lür den Bischof anzuhalten ; quod ai eoa invenirent in aua pertinaein /»e»*- 
aistentea, tnonitione premiaaa totain univerailatem — noatre celaitudinia 
banno aupponerent et bannitoa iiuperii publiearentJ^ 

Aus allem werden wir folgern • müssen : Das Bannverfahren selbst kennt 
nur eine einzige Aufforderung, iii' angegebener Frist zu gehorchen. Diese 
Bannfrist ist keine herköinralich feststehende, sondern nach Lage des Ein- 
zelfalls bestimmte; scheint einmal derGehonsam fast uuniittelbar gefordert, so 
handelt es sich in andern Fällen um drei*®, fünf, sechs Tage, aber auch wohl 
um einige Wochen. Die regelmässigereForm, welche wir auch l>eim städtischen 
Bann fanden, scheint die gewesen zu sein, dass bei der Aufforderung sogleich 
der Bann verhängt wurde, der daun nach Ablauf der Frist unmittelbar lallig 
wurde, ln andern Fällen wird bei der Aufforderung der Bann nur- gedroht; 
er ist dann nach Ablauf der Bannfrist noi-h ausdnicklich zu verhängen, ln 
diesen Fällen scheinen dann aber Verhängung und Fälligkeit durchaus zu.sain- 

7#. — ] II« Mon. patr. t'od, Sardin. 1. 242. 12. Ann. GenufD.-ses. Mun. Germ. 18. 93. 

18. V'ignati 272. 14. De Conti 1, 382. 15. Innoc. Epp. 1. 12. ep. 78. 18. Savioli 

2, 405 406. 17. Lib. iur. Gen. I, 652. 657. 18. Huillard 2, 484. Die in Italien gegen 
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wenzutknen ; der Baun ist sogleioh wirksam, es wird keine Frist mehr genannt, 
während der duruh Rückkehr zum Gehorsam die Wirkungen des Bannes noch 
abgewandt werden komien. Diese zweite Fonn erscheint allerdings in so weit 
als die weniger scharfe, als es hier auch nach Ablauf der Frist wenigstens 
noch im Ermessen des Bannenden lag, ob er mit der Verhängung noch zügern 
wollte. Aber in beiden Fällen linden wir nur eine einzige Aufforderung zmn 
Gehorsam miter Androhung des Bannes, das Bannverfahren selbst kennt nur 
eine Frist. Dagegen lag es im Ermessen des Richters, ob er sogleich zum 
Banuverfahren greifen wollte oder nicht. War keine Gefahr im Verzüge, so 
mochte er wiederholt einfach zum Gehorsam auffordern, ehe er einen Bann- 
betehl erliess. .Andererseits scheint ihn auch nichts gehindert zu haben, schon 
bei der ersten .kuffordenmg sogleich einen nacli bestünmter Frist tälligen Bann 
zu. verhänge!). Zur Verhängung eines unmittelbar wirksamen Bannes werden 
aber auch wiederholte Aufforderungen nicht .genügt haben, wenn bei keiner der 
Bann gedroht war; wo uns irgend bestimmtere Nachrichten vorliegen, ergibt 
sich, dass dem Eintritte der Wirksamkeit des Bannes die Drohung in der einen 
oder andern Fonn vorherging. 

71. — Die Wirkungen des lösbaren Reichsbannes zeigen 
manche Verschiedeiiheit von denen des städtischen Bannes, welche vielfach 
darauf zurückzuführen sind, dass beim Reichsbaun vor allem der Ungehorsam 
als .solcher ins Auge gefasst wird, beim städtischen auch da, wo derselbe Un- 
gehorsamsbann ist, mehr Gewicht auf die den Ungehorsam veranlassende 
That-sache gelegt \rird. 

Beim städtischen Banne fanden wir als näch.ste Folge die Verurthei- 
lung des Ungehorsamen wegen der ihm zur Last gelegten That, indem der 
Ungehorsam als Geständuiss der .Schuld aufgelasst wird. Beim lösbaren Reichs- 
banne finde ich darauf nirgends bestimmter Gewicht gelegt. 

Was die .Anwendung kn Civilprozesse betrifft, so kommen die F'älle 
hier von vornherein nicht in Betracht, wo es sich um Ungehorsam gegen ein 
sclion gesprochenes Urtheil handelt. * So ist es auch bei dem einzigen mir be- 
kannten F'alle, wo der Reichsbann bei einer Klage um Schuld angewandt wird; 
die Forderung wird ci-wiesen, es erfolgt ein dem Urthgile gleiclizuhaltender 
Befehl zur Zahlung und der Baim wird verhängt, um die Zahlung in bestimmter 
Zeit zu erzwingen.^ Bei dinglichen Klagen fanden wir dann allertlings, aber 
ei'st in späterer Zeit, den Bann zur Erzanngung des Gehorsams gegen die La- 
dung angewandt. Aber es ändert das nichts am sonstigen A'orgehen; auch die 
Missachtung des Bannes macht den Beklagten nicht etwa sachfallig, sondern 
cs folgt, wie früher, nur .Sicherung des Klägers durch Besitzeinweisung.^ 

.Was Strafsachen augeht, bei welchen nicht dos Reich, sondern ein 
Einzelner verletzt war, .so sind mir nur zwei nahe verwandte Fälle des Unge- 
horsamsverfahrens bekannt geworden. Der Bischof Von Turin klagt 1185 
gegen den Grafen von .Savoien auf genannte Burgen mit Zubehör, auf eine 
bestimmte .Summe pro ditmno fhilo und endlich tfou’iiUiter, ut dimittat »ibi 
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oiiuif feudum, (jiiod nh lYi^lr'eiti: Tanrinensi lernt, a-mmvnii »e [»'ohntnriim 
t’oinilem conimisifge offen*a» mh'tTsiui ecclesiaiii Taiirhiensem, /eropter 
qnfut feodiim iure amitl4re debebat. Auf den Ungehorsam des Grafen erfolgt 
kein Bann, aber auch keine endgültige Verurtheilung, sondern Einweisung in 
den Besitz der genannten Burgen, aller Turiner Kirchenlehen des Grafen und 
weiteren Eigens desselben bis zum Belaufe des angesprucfaenen Schadenser- 
satzes; es folgt dann noch körperliche Einweisung durch einrn Buten des Kö- 
nigs.^ Auch bei den Lehen handelt es sich hier zweifellos nicht um endgültigen 
Verlust; denn nach longobardischem Lehenrecht erfolgt bei Ungehorsam des 
Vasallen auf die dritte Ladung zunächst pur Besitzeinweisung des Herren; 
binnen Jahresfrist erhält der Vasall, wenn er sich stellt, den Besitz zurück, 
während er nach Jahresfrist allerdings nicht blos den Besitz, sondern auch das 
Lehen endgültig verliert,® ' 

Um SU auffallender ist es, dass wir im folgenden Jahre einen entspre- 
chenden Fall anders behandelt 6nden. Auf Klage des Bischofs von Genf hatte 
der Graf von Genf sich dem Kaiser gestellt und iiirivit etare ttuttulalis noa- 
Iris super iniiiriis et e,veessibits et dampnis, welche er jenem zugefügt, hatte 
sich dann aber durch beimlidie Flucht dem Gerichte entzogen. Habito igitur 
princtpum prudentumque nostrorum consiUo, co)isultisque curie riostre 
iiidicibus, iiidiclali sententia ipsum comitein bantto imperiaU subieeimus, 
ligali iudicio condeinpnatjim ad omninwdam restilutioimn dampnorutn; 
der Bischof solle daher von den Gutem des Grafen bis zum Werthe von 
zwanzigtausend Solidi für den nachgewiesenen Schaden erhalten; er sei ferner 
berechtigt, vom Grafen mid dessen Gütern tausend Pfund Gold‘ zu nehmen, 
wegen Verletzung des kaiserlichen Privilegs; iiuliciurio quoqae ordine data 
est in ipsum coiniiem sententia, ut oinnia feoda et heneficia, qUe habuil 
<tb episeopo et eeclesia Gebeiinensi, ad ipswn episeopum et ad ecclesiam 
Ubere rerertantiir, quibiis conu’s per culpam et contumaciam suam iusto 
privatus est iudicio, et ad sepe dictum episeopum et ecclesiam suam iudi- 
ciali sententia redierunt. Hier handelt es sich nun zweifellos um einen end- 
gültigen Verlast der Lehen, zuiiial der Kaiser weiter die Vasallen des Grafen 
von der Treue löst und den Bischof ermächtigt, die eingezogenen Lehen ander- 
weitig zu verleihen.® Um beständigen Reichsbann handelt es sieh hier noch 
kaum; von den Eigentlrümlichkeiten desselben wird keine genannt, insbesondere 
nicht dem Grafen das gcsammte Eigen und Lehen abgespruchen. So wird hier 
allerdings anzunehmen sein, dass der Ungehorsam als Geständniss der Schuld 
betrachtet und daraufhin ein endgültiges Kontumazialurtheil gesprochen wurde. 
Aber der Vergleich mit dem fiiihem entsprechenden Fall legt es doch nahe, 
hier an eine Ausnahme zu denken ; und diese dürfte dann dadurch begründet 
.sein, dass es sich nicht um einfachen Ungehorsam, sondern um einen durcli 
Bruch des eidlichen Gelöbnisses sehr erschwerten Ungehorsam handelte. Und 
eben darin \tird der Grund zu suchen sein, da.ss nur hier der Bann verhängt 
wird, (1er wohl weniger die Sicherung des Interesses des Klägers, als die Er- 
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zwuigung einer (^lugüinung für die schwere Missachtung des Kaisers ziiin 
Zwecke hatte. Bei einfachem Ungehorsam dürfte man hier kaum anders vor- 
gegangen sein, als beim Grafen von .Savoien.' 

Wir werden danacli anzunehmen haben, dass man Forderungen aus 
Missethaten bei Ungehorsam des Beklagten auch zunächst ohne .\nwendung 
des Bannes durch Besitzeinweisung sicher stellte, welche die spätere Verthei- 
digvng noch nicht ausschloss. Andere Beispiele, dass es wegen Verletzungen 
Ehneelner zu einem Ungehorsamsverfahren vor dem Reiche kam, sind mir nicht 
bekannt. Ueber blosse Frevel kam es gewiss selten zu einer Klage beim Reiche; 
wurde aber wegen solcher ein Reichsbann verhängt, .so waren die Geldstrafen 
ftir den Ungehorsam wohl an und für sich ungleisli höher, als die ftir dieThat, 
es konnte da ganz ausser Betracht bleiben, ob der (Jebaimte auch als verur- 
theilt wegen der That galt. Wurde aber etwa ein Reichsbann wegen unsUhn- 
l»arer Mis.sethat verhängt, .so wird allerdings der Gebannte als vemrtheilt 
betrachtet sein; dann aber handelte es sich auch überhaupt nicht mehr um 
lösbaren Bann. 

In den meisten Fällen wird der lösbare Reichsbann verhängt wegen l'n- 
gehorsams gegen einen im Inten>sse des Reidis erlassenen Befehl. Dieser 
Befehl kann allerdings veranlasst sein durch eine das Reich verletzende Misse- 
that ; so bei der erwähnten Bannung von Imola durch die Zerstörung der Burg. ‘ ' 
Al>er auch bei diesem und älmlichen Fällen wird nicht eine Venirtheilung zur 
Genugthuung für die That .selbst im Falle des Ungehorsams in Aussicht ge- 
.stellt; der Bann soll die .Stellung zur Verantwortung erzwitigen; es ist kaum 
anzunehuien, dass auch dann, wenn der Bann fällig, aber später gelöst wurde, 
dem Gelösten ein Recht zur A'ertheidigung wegen der That selbst nicht mehr 
Zustand. Mochte auch zuweilen beim lösbaren Reichsbanne ein Kontumazialur- 
theil erfolgen, so Ist das als'Wirkung des Ungehorsams doch nirgends be- 
stimmter betont; der Reichsbann fa.sst nicht, wie der städtisclie, in erster Reihe 
die Bestrafung dessen, was den Ungehorsam veranlassb*, ins .\uge, .sondern 
den Ungehorsam selbst. , 

72. — Dieser Unterschied macht sich insbe.sondere auch geltend bei der 
Verurtheilung in die Bannbu.Sse. Beim städti.schen Bann fällt dieselbe 
wenig ins Gewicht. Wo sie bei leichterem Banne allerdings zunächst als Strafe 
fUr prozessualischen Ungehorsam erscheint, ist sie gering. Beim Banne um 
Missethaten verliert sie al)er, von einigen Ausnahmen abgc.sehen, überhaupt 
den Charakter einer yngehorsamsstrafe; s(e fällt zusammen mit der Geldstrafe 
für dieThat selbst; den gehorsamen und den ungehorsamen V^erurtheilten trifft 
die.selbe Strafe; die nachtheilige Folge des Bannes lag für den letztem in dieser 
Richtung mir darin, dass er wegen seines Ungehorsams als verurtheilt galt. 
Nur in einigen Fällen nussergerichtliclien Ungehorsams, wo eben das ganze 
Gewicht auf Erzwingung des Gehorsams fiel, finden wir grosse Ungehorsams- 
strafen.- ' ' , , 
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Beim Reichsbaime ist die Bannbus.se eine UngeTiorsains.strare. 
Ihre Androlmng dient bis zur r'älligkek des Bannes als Mittel zur Erzwingung 
des Gehoisams; mit der Fälligkeit ist sie ven»'irkt als Strafe für den Unge- 
horsam, so dass der Bann vor Zahlung derselben nicht geliVst werden kann. 
Das fanden wir bei der Bannung von Iniola ausdrücklich gesagt^; so werden 
1213 die dem K. Friedrich ungehorsamen Städte in den Bann gelegt, ln fall 
vfro hannn, qund de ipso nioujitam exire possint, nisi prius mille marea« 
aiiri reffte eurie svlverint^; und so wird häufig die Zahlung als Bedingung 
der Lösung hingestellt. 

Der Betrag der Bannbus.se ist sehr ver.schieden je nach der 'Veranlas- 
sung des Bannes und der Zahlungsfähigkeit des Ungehorsamen. Durchweg ist 
derselbe ausserordentlich hoch gegriffen, wol>ei freilich zu beachten ist, da.ss 
es sich meistentheils um Bannung ganzer Gemeinden handelt. Wegen blos.ser 
Nichtbefolgung der richterlichen Ladung in Civilsachen verfällt eine kleine 
Gemehide 1223 in einen Bann von zweihundert Mark.'* Zur Erzwingung der 
Zahlung einer Schuld von zweihundert Mark wird 1221 über die .Stadt Asti 
ein Bann von fünfliundei t Mark .Silber verhängt.® Meistens handelt es sich 
um bedeutendere Summen; die Bannstrafe für Gemeinden beträgt jetzt ge- 
wöhnlich mehrere tausend , auch zehntausend , selbst hunderttausend Mark 
.Sillu'r.*’ Bei fortgesetztem Ungehorsam trat wohl eine Erhöhung der Bann- 
bnsse ein. Die Stadt Alba verfiel 1219 in einen Bann von hundert Pfund 
Gold ; da sie Zahlung und Gehorsam weigerte, wurde ihr dafür eine letzte Frist 
gestellt, und zwar jetzt unter' Androhung von zweihundert Pfund"; Piacenz.a 
wurde vom Legaten 1220 mit zweitausend, 1221 wegen derselben Angelegen- 
heit mit dreitausend Mark gebannt.® 

Der engere .\nscliluss an den älteren Königsbann tritt beim Reich.sbann 
noch wohl darin hervor,- dass dann, wenn derselbe zunächst im Interesse von 
Privaten verhängt wurde, in der früheren Wei.se T h e i 1 u n g der Bannbusse 
zwischen dem Fiskus und dem Verletzten eintreten soll®, während dem städti- 
schen Bann eine solche Theilung fremd ist. Aber diesi' Theilnng, wenn sie 
auch in den Strafformidn der kaiserlichen Privilegien noch r(>gelmässig erwähnt 
wird, kommt doch bei der Verhängung des Reichsbannes in Einzelfällen nur 
noch .selten vor. ln den meisten Fällen erklärt sich die Zahlung der ungetheilten 
.Summe an den Fiskus schon daraus, d.ass cs sich überhaupt nur um ^'er- 
letzung der Interessen des Reichs handelte. Aber es 'wird doch auch da, wo 
die Verletzung eines Privatinteresses den .\usgang bildet, die Theilung keines- 
wegs immer erwähnt. So \’erfallen 1220 die Leute von Ventimiglia wegen 
Nichterfüllung ihrer Verpflichtungen gegen Genua dem Banne; die ganze Bann- 
busse von dreitausend Mark ist dem Fiskus bestimmt, während ausserdem für 
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die Lösung nur Gehorsam gegen die Befehle von Genua zur Bedingung ge- 
macht wird. I 0 . 

Nicht selten ist nun aber einfach von Verhängung des Bannes unter 
N i c h t e r w ä li n u n g e i n e r B a n n b u s s e die Rede. Die Fälle sind durch- 
weg solche, bei welchen es sich um einen ersten oder leichteren Ungehorsam 
• handelt; es läge demnach die Annahme nahe, das.s der Bann nicht nothwendig 
mit einer Bannbusse verbunden war, dass man die Entziehung des Rechts- 
schutzes für genügend zur Erzwingung des Gehorsams hielt, die Bestimmung 
einer Bannbusse demnach eine .Schärfung des Bannes war. Es scheint das 
durch Fälle unterstützt zu werden, bei welchen zunächst einfach der Bann ver- 
hängt, erst .später eine Bannbusse bestitnmt wird. Die .Stadt Alba wird 1214 
von Delegirten des Königs gebannt, ihr dann erst vom Könige eine Bannbusse 
von hundert Pfund Gold auferlegt. Ein Bann gegen Vercelli wird 1218 vom 
Könige zunächst bestätigt ; Inauper ailiicimn-t poeunm väüe rnat'carum ar- 
fienti, wenn sie nicht bis zu bestimmter Frist gehorsam sind. " Der Vikar des 
Legaten Für Tuszien bannt 1229 im Mai die I.ieiite von Montepulciano ohne 
Erwähnung einer Geldstrafe; da sie Gehorsam gelobten, aber nicht hielten, 
verhängt er im Juni einen Bann von zweitausend .Mark Silber. 

Dennoch ist es mir unwahrscheinlich, dass in solchen Fällen eine Bann- 
busso ganz fehlte. Wir wissen, dass in Deutschland bei jeder Lösung aus der 
Acht die dem Richter gebührende Wette zu zahlen war, welche doch als ein 
wesentliches Abschreckungsmittel betrachtet wurde’’, wenn auch im allge- 
meinen bei dem deutschen Achtverfahren die Geldstrafe wenig betont wird, die 
ausserordentlii.-hen .Steigerimgen derselben, wie wir sie in Italien und, von dort- 
her übernommen, wohl auch in den Drohungen der deutschen Kaiscrurkunden 
finden, jenem fremd sind. Wie wir beun städtischen Banne feststehende Un- 
gehbr.samsbussen mehrfach erwähnt fanden ’ so wird auch bei der Lösung 
vom Reichsbanne wohl immer eine Wette, eine feststehende Bannbusse, 
zu zahlen gewesen sein, deren Betrag, wenn er auch nach der .Stellung di’s 
Gebannten verscliieden war, doch von vornherein feststand, also bei derBaim- 
sentenz als selbstx-erständlich niclit ausdrücklich zu erwähnen war. Wo in 
kaiserlichen Verfügungen für Italien allgemein .Strafen gedroht werden, welche 
nach dem Stande der Person abgestuft sind, finden wir als höchsten .Satz den 
von hundert Pfund Gold oder tausend Mark .Silber, welchen dort die Stadt- 
gemeinde, entsprechend dem .Satze des Fürsten in Deutschland, zu zahlen hat, 
während die .Sätze für andere Orte und einzelne Personen Itedeutend niedriger 
sind.” Ziehen wir weiter • in Betrimht, da.ss .sulche bei besondern Veranlas- 
sungen ausdrücklich festgestellte .Strafen doch wohl meistens höher gegrifien 
wurden, als die ohnehin für jeden Ungehorsam feststehendeti .Strafsätze, so ist 
nicht zu bezweifeln, dass, wenn in Italien bei jeder Lösung eine Wette zu zahlen 
war, <ler Betrag dieser weit hinter den ausdrücklich verhängten Bannbusseii 

10. r.ib. W. Oen. I, 052. II. BiUimer Acta o.KI. 240. 12. HuillarJ .3, 199, 18. Mon. 
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zurflckblieb. Wir würden demnacli allerdiiig.s die ausdrückliche VerliÄugung 
einer Bannbusse als eine Schärfung des Bannes zu betrachten haben, ohne 
dass das ausschliesst, dass bei jeder Lösung eine geringere Summe zu zah- 
len war. 

Bei- minder mächtigen Orten oder einzelnen Personen mochte allerilings 
tlie Entziehung des Keohtsschiitzes auch ohne Hinzukummen bedeutenderer 
Geldstrafen als hinreichendes Zwangsmittel erscheinen. Für mächtige Stadt- 
gemeimlen war jene, wenn nicht etwa ein Reichsheer zur Hand war, ziemlich 
bedeutungslos; das Hauptgewicht fiel auf die Geldstrafe; und in solchen Fällen 
wird denn wohl dieBannbusse al s H au pt i n halt des Bannes vor- 
zugsweise oder misschliesslich betont, oluie dass wir Grund zur Annahme 
hätten, der Bann habe nicht zugleich Friedlosigkeit zur Folge gehabt. .So heisst 
es 1223 vom Legaten uur: hannum in Bononimise» qiihujiie milUa mar- 
carmn argenti tt trium miUe in Farmtinos aeqiiaciis «ms «olItmipuittT 
jtromnlgavit.^^ .-Vber freilich war es dann auch schw-er, die Zahlung ohne 
Gewaltanwendung zu erzwingen; die Geldstrafe W'urde eher zu einem Hinder- 
nisse, als zu einer Förderung der Rückkehr zum Gehorsam, wenn man voraius- 
setzen musste, dass durch diese ohne Zahlung jener eine Lösung doch nicht 
zu erreichen war. War daher einerseits die Reichsgewalt augenblicklich nicht 
in der Lage, die Gebannten mit Nachdruck zu befehden, während doch auch 
manche Beispiele gezeigt hatten, dass la*i einer etwaigen Wendung der Ange- 
legenheiten, welche der Reichsgewalt freiere Hand liess, das Verharren im 
Banne die härtesten Folgen nach sich ziehen konnte, so war häufig auf beiden 
.Seiten (ieneigtheit zu einem .\bkommen vorhanden, wonach einer,seits die 
Rückkehr zum Gehorsam erfolgte, während man sich andererseits zum Nach- 
lass der verwirkten Bannbusse verstand. Bologna war im Mai 1219 wegen 
Veiweigerung der Herausgabe der Grafsch.aft Imola vom Hofvikar gel>annt. 
Das mochte unbeilenklich erscheinen, bis der König im folgenden Jahre den 
Rönuirziig antrat; jetzt verstand sicli die Stadt im August zur Herausgabe, 
wurde dafür aber Sept. 1 nicht allein vom Banne gelöst, sondern ihr auch die 
Zahlung der .Strafe nachgel.assen. * ‘ Verharrte eine Stadt längere Zeit in der 
Ungnade des Kaisers, so konnten sich Bannstrafen der verschiedensten Art 
häufen ; und bei der Rückkehr zum Gehorsam wird dann wohl ein allgemeiner 
Nachlass gewährt. .So sagt der Kaiser 1226, dass er die von .\sti, naclidem 
sie zum Gehorsam zurückgekehrt und Genugthuung geleistet hätten, in seine 
Gnade wieder aufgenommen habe: onmesqM pt’iuui et 7>anna, qnae pro c.r- 
ressH retnuu-ti tempurl« «ui a nobis per liUei’a« et nuneio« noatro» seii a 
nostri« legatis, tiiM j>ro faeto imperii, tiim oeeiurione alimitts private 
peraone vet pro quaeunqM re alia,. eidem commiwi fiierunt imposita, qite 
nohia et imperio rel alieiii private peivone proimle debereutur, — c.r eerta 
«eieatia rehuramu«, abaolvente« idem eommune ah eiadem Omnibus peni« et 
batinj« et ll>•nulu■ialltes penilii« ahaoluto«.^^ 

73. — Als Strafe tiir den Ungehorstun erscheint beim lösbaren Reichs- 
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banne regelmässig nur die Bannbusse, deren Zahlung der GebaimU» auch durch 
Rückkehr zum Gehorsam nicht mehr abwenden kann. Niu" in einzelnen Fällen 
scheint als weitere Massregel die Entziehung der Privilegien hinzu- 
gekommen zu sein, und zwar nicht als vorübergehende Massregel zur Erzwin- 
gung des Gehorsams, sondern als schärfere .Strafe des Ungehorsams, so dass 
auch die Rückkehr zum Gehorsam an und für sich keinen Anspruch auf Re- 
stitution gab. Bleibt der Bann selbst auch noch lösbar, so nähert er sich doch 
dem Charakter des unlösbaren dadurch, dass empfindliche N'achtheile auch 
nach der Lösung bestehen bleiben; zuweilen sogleich bei der Verhängmig des 
Bannes ausgesprochen, mag in andern Fällen erst das hartnäckige Verharren 
im Ungehorsam diese .Scliärfung veranlasst hala-n, wenn man noch Bedenken 
trug, den unlösbaren Bann au.szusprechcn. Freilich ist es bei diesen Fällen 
vielfach zweifelhaft, ob es siidi nicht schon ötierlmnpt um unlösbaren Bann 
handelte. 

Ein sicheres Beispiel, dass neben einem lösbaren Banne zur .Strafe dos 
Ungehorsams dauernde Nachtheile verhängt wurden, gibt uns das Vorgehen 
des Reichskanzlers als Generallegaten 1 220 gegen die Volkspartei zu Piacenza. 
Er verlangte von dieser, dass sie sich bezüglich ihrer .Streitigkeiten mit der 
Adelspartei seiner Entscheidung unten^erfe; da sie sich hartnäckig weigerte, 
erklärte er, rolmn — eorum contiinüidam pnnirf, alle Genossenschaften der 
Plebejer für aufgelöst, verbieU'ud, sie jemals wieder zu errichten, und ver- 
hängte zugleich gegen sie einen Bann von zweitausend Mark, während er die 
Geno.ssenschaft der gehorsamen Adelspartei bestätigt und verschiedene Ver- 
fügungen zu ihren Gunsten trifft. Alles das bestätigt dann der Kaiser und 
zwar mit der ausdrücklichen Bemerkung: Et qitando ipsi pleheii de hnnno 
nostro e.Tierint, nichilonunM ea omnia, qu-c statiiimm et qne ipse enncel- 
lariiis feeit, — vohonm rata et firma perpetiw tuiheri et Ikahere pro- 
fnittimiis.' 

Ist hier die Lösbarkeit aufs bestimmteste ausgesprochen, so werden auch 
in andern Fällen endgültige Entscheidungen zum Nachtheile der Gebannten 
nicht gerade erweisen müssen, dass es- sich um - unlösbaren Bann handelte. 
Von der ersten Banming Maijands in Veranlassung der Zerstörung von Como 
undLodi Sagt der Kaiser 1155: enm snepiu-tr solemnibua edietis ad nostram 
praexentiam citati de iuetitia difßdentex xe absentare praemm%erent, pro 
tantis iweesmbas dietante iaxtitia ex sententia prineipam nostrorum üih- 
periali banno «ubiecimue. Üas war zweifellos zunächst nur ein lösbarer 
Bann; denn der Kaiser fahrt fort: Quia ve^'o cletnentia noetra Mediola- 
nenxes, ut ad cor redirent, diu »uxtimtiU citm tiuipis eoriim in dies ini~ 
quitax et malicia creseeret et eontwtnacitix noxtra abiUerentur pacievtia, 
in celebri curia tarn ab Italiae, quam a Theotonici repni principibux super 
praedietix exeexsibux xent<uitiam requixirimux. ludieatum ext ipitur a jerin- 
cipibus noxtrix et tota curia, Medinlanenxex moneta, tltelonco et oumi di- 
xfricto ac potextate xeculari et omnibux repalibux noxtra auctoritate esse 
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■privaudo», ita ut luoneta, lluioueiim et onuiia pivdJcta ad nostram pole- 
atatem i'edeani et noairo atatuantm' nrbitria.'^ Dass es sich dabei nicht um 
eine vorübergehende Zwangsmassregel handelt, tritt noch besonders deutlich 
dadurch hervor, dass über einen Theil der enty-ogenen liechte sogleich ander- 
weitig verfügt wird : ina facievdae tmnefae, qiw Mediolanenaea privai’imiia, 
Creitwneaaibiia donavimna. Zweifelhafter kann es sein, ob es sich hier über- 
haupt noch um lösbaren Bann handelt, zumal der Kaiser im Eingänge erklärt: 
MedioJanenata oh hnmania eoriou acelera a noatra gratia penitua reied- 
mua. Ab<‘r die Möglichkeit einer Wiedererlangung der Gnade scheint damit 
doch nicht unbedingt ausgeschlossen; und wenn, wie- wir sehen werden, der 
unlösbare Reie.hsliann eine Verurtheilung in die Strafen des llochverraths, 
insbesondere auch zur Konfiskation des Guts voraussetzt, so fehlt dafür hier 
noch jede Andeutiuig. Es wird ein schrittweises Voigehen anzunehmen sein; 
nachdem die Sbidt eine Zeitlang im lösbaren Banne verharrte, wird derselbe 
zunächst durch Entziehung der Regalien geschürft, bis dann später der nnlös- 
bare Bann erfolgt. 

Bei der Bannung von Pisa 1172 durch Christian von Mainz wird die 
Privilegienentziehung sogleich mit dem Banne verhängt: omnia privHegia 
Piaanoriun, quecunujtte a aereniaainw d. iioatro F. iiiiperalore — et ah 
omnibva predeeeaaorihua avia ohtinuerunt, caaaavhnna, et nominatim ea, 
que de Sardiiiea et (!<■ ripa 1 /an'ia et iL< lihrrtate ue foihro eivitatia eue ac 
terve, et de eomitatii eonutie l^gueiini et eomitisse Matilde (ohtinuerunt), 
et inaiiper de nwneta, quam irritam 'ferimna, et dafi aive reeipi auh pena 
rerum aique peraonarum pitikihuimua; et preterea quieqiädde honore al- 
que utilitate ipaorum potiiimua exrogitare, eia imperiali auctoritate ah- 
atidimua; deigde ebütatem ipaorum et hurgum atque peraonaa et penmiam 
in bannum d. hnperatoria auetoritate imperiali et noatra et miaimua et 
puhlieavimua.^ Hier fehlt jede Andeutung unlösbaren Bannes, der insbeson- 
dere auch dadurch ausgeschlossen scheint, dass nur vom Gclde, nicht von 
Konfiskation des liegenden Guts die Hede ist. Es könnte hier allerdings schei- 
nen, als sei l>ei der Privilegienentziehung nur eine voiübergehende Zwangs- 
massregel l>ealisichtigt gewesen; denn wenigstens thatsächlich wurde sie zwtü 
Mouatc später, als die Pisaner gehoroliten, mit der Lösung vom Banne rück- 
gängig gemacht: Pisanoa in generali parlamento a hanno ahaolvit et in 
omnem plenitudinem jtrioria atatua, et nomimitim monete et totiua Sar- 
dinee et nmnium privilegioruni Piaane eivitatia et eomitatua — reatitint 
et in auant gratiam et henivolentiani eoa reconciliavit.* Aber die thaLsäch- 
liche Restitution beweist nicht, dass die Rückkehr zum Gehorsam an und für 
sich einen An.spruch darauf gab; es war hier wohl um so sicherer eine dauernde 
Strafe beabsichtigt gewesen, als sich Christian sclion früher Genua gegenüber 
zu dieser Privilegienentziehung ausdrücklich veipflichtet und versprochen hatte, 
zu erwirken, dass die Hälfte von Sardinien dann an Genua komme.® 
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Da sich im Februar 1311 Creniona, Crema und audere Städte empbrt 
hatten, entzo» der Kfinig März :i denselben nmnf/r frrfttiwt, honorex, f>r!vl- 
li'ifiii, huhihjenliitit et fetuhu welclh; ihnen von ihm mid seinen Vorgnngeni 
ertheilt waren. Eine Verbindmig mit dein Ikmie tritt nicht hesfimmipr hervor, 
die M.as.trcgel erscheint als aftnz. seltwtstündigeStraJe; alter sie wird .inoh hier 
als 'V'orslnfe des unlösb,-rren Bannes zu betrachten sein, da wtniig.steivs gegmi 
Cremona <j;cmri.s.s de.ssen Bi handtung ln>i iler l'nterwerfiing" ein solchin' mich 
gpfnlgt Sein dürfte; gegen einzelne Fremone, «er wurde er iin Mai verhäiigt.^^ 

Ich möchte in die.sen Fälle« weniger an vereinzelte willkürliche ,Sdiär- 
liingen des Bannes denken, alsaii einen bestimmteren, auf das ältere deutsche 
Achtsverfahren ziiriickgehemleu Brauch, wonach man bei Ungehorsam 
gegen das Reich zimiielist mir mit I'mtziehmig der Regalien nnd I.ehen vor- 
ging, erst wenn das nicht wirkte, mit der Oberacht. Nach den spiilern Quellen 
wnrdeii allerdings erst durch di(*se die Lelien verwirkt. Akier 1065 wird dem 
Abte von .Stablo .schon bei einer zsveiten I.adung an den Hof de.« Künigs ge- 
droht, nt m w}}> ’in'npemivt ml mrium indieto die vel tempore, pmeiiuli- 
tiiim pciti lurhetvt. tofinx honi, qnod fenelutf. eir reqe^, uml 1147 wird dem 
Verletzer einer koniglidien l'rkimde aiisdriieklich gedroht, nixi eomumnitirx 
xtatim rexipnerit, ndiudimtux hetießeiix xidx eypoUetur, et xi ohxthintitx 
fnerit, etioni nuiiextafix renx hofirnfiir.'” Es wiivi da die .\nsehammg zu 
(ininde liegen, dass so lange noch Gdiorsain zn erwarten ist, der Ungehorsame 
zwar noch nicht als Hochverräther zu Verlust von lieben und Eigen verurt heilt 
werden, widil nl>er seines Ungeltorsanis wegen sehmi das endgrdfig verlieren 
soll, wa.s er mir der Gnade des Künigs verdankt, wegen dt*s.sen er ihm zu Iw- 
sondemi (Jehorsam verpflichtet wäre. 

74 . Eine weitere Folge auch des Üwlmreii Reich.sluiimps ist Ent- 
ziehung des Recht.s.schntze.s für Person und Gut. .So heisst es 
1229 vom Rcichsvikar tÜrTnszieii! puhUee exhimmieit hnnhux Mnnfix l‘o- 
litinm eomiinifer et dirixim in nvere et perxoiio pro en, qnod reqidxiti oh 
eo, nt pxxent ad »tniidotnnh xnom de dixrordia, que erat hiter emnone et 
popuhnn dicti mxiri e,r nno porte, et ndlitex eiuxdem terrc «r altern, et 
eommune mondoth eiux pro hüx exxe vel pnrerf nolummt; et qineiimqne 
ijixnx offenderit in nvere vel perxomi, nuetm'itate imperlnli, qnti fonqe- 
hotnr, xtotoit eox, xeiliect qui ofenderint homiiiex dielt eaxtri, exxe impnnex . ' 

Die.se Gestattung strafloser Vorketzung wird oft erwähnt. Beim städli- 
•sehen Bann fanden wir sie iHcschräiikt auf den Baun nm Missethat. Beim 
Reicli.shann tritt eine solche Beschränkung nicht hervor, wie das der Auffas- 
sung ent.spricht, wotmcli heim Bann innner zimächsl mir der Uiiaehorsam gegen 
da.s Reich, nicht die Veranlassung desselben ins Auge gefasst wird. ,So kann 
Entziehung des Rti’ht.ssehntzes selb.st da aasge.sprochen werden, wo der Bann 
als prozessualiscltes /•waiigsmittel bei (avilsachi'ii angewandt wird; wegen 
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Nichtachtung der Ladung des Reichsrichters werden 1223 die Leute ron S. 
Roinulo gebannt, ita qitod ubique res el persone ipsorirm (lethisautiir et M- 
iiemlne deffenilantur, et si quid eis in damniim j>n'sonarum vel rerinn 
illatimi /iierit a qnociimqiie, id eommilaliir hnpnue.'^ 

Erfolgt nun der Bann auch häufig unter Nichterwähnung der Ent* 
Ziehung des Reclitsschutzes, ist nur von der Geldstrafe die Rede, so 
werden wir jene doch wohl als regelmässige Wirkung jedes Reichsbannes zn 
fassen haben, zumal sehr häufig, w'ie in den Drohformeln der Urkunden^, auch 
bei wirklicher Verhängung des Bannes neben dem Banne die zu zahlende 
Poena ausdrücklich genannt wird, der Ausdruck Bann demnach sich zunächst 
nur auf jene Entziehung des Rechtsschutzes tieziehen kann. Dagegen wird 
allerdings auch jetzt wohl noch zunächst die Geldstrafe ganz gleichbedeutend 
mit Poena als Baun hezeiclmet. Es ergibt sich das besonders deutlich ans 
einer Gerichtsurkunde von 1232, wo es heisst, dass der Kaiser den Floren- 
tinern jede Befehdung .Siena's sitb pena eentnm miUinm marenrnm unter- 
sagt, sie weiter snb banno decem miliitm nimrtiriim \or sein Gericlit geladen 
habe; dagegen ist später bei Erwähnung derselben Summen im Urtheile die 
Rede von dem tan nnni centum und der }>etia deeein millium »uirearttm.* 
Die Verhängung eines Bannes durch das Reich kann demnach allerdings 
noch immer nur die B<>deatnng der Verhängung einer blossen Geldstrafe haben. 
Aber im allgemeinen .scheint es doch nicht, dass der Ausdruck häufiger da 
angewandt wmrde, W'O nur eine solche eintreten sollte. Heisst cs allerdings 
häufig nur, über eine Stadt sei ein Bann von so und so viel Mark verhängt®, 
so mag eben nur die in diesem Falle empfindlichste Wirkung des Bannes her- 
vorgehoben sein. Nur ein Fall ist mir bekannt geworden, bei welchem die 
allgemeine Entziehung des Rechtsschutzes ausgeschlossen scheint. Der Gene- 
rallegat gestattet 1221 dem Wilhelm von Piisterl.a, .Sachen der Gemeinde und 
der einzelnen Bewohner von Asti an sich zu nehmen bis zum Betrage der 
zweihundert Mark, welche die .Stadt ihm schuldete; item vsqtie ad solutioneni 
et sntisfaetionem marekaeum quinaentarutn arpeuti pro banno, »ub ciniis 
banni pena eiusdem Astensibus per d. hnpPratorem et 7ios ineminimns 
fuisse ininitetum, die Zahlung zu leisten; er befiehlt weiter allefi Reich.sge- 
treuen, ihn dabei zu unterstützen, snb obtentu itnperialis ijratie et nostre et 
banno mille mni’cluirum arpenti, euiits banni medietas vanwe rmperii — 
perveniat.^' Auch hier ist, zumal in dom .Schlussatze, zunächst die Geldstrafe 
als Bann bezeichnet. Weiter aber soll nicht im allgemeinen .Schädigung von 
Personen und .Sachen erlaubt sein; die Massregeln gegen das Gut haben we- 
niger Erzwingung des Gehorsams, als zwangsweise Befriedigung der Forde- 
rungen an die Stadt im Auge. Ob ein solches Vorgehen in den Reichsgerichten 
etwa gerade nui; für den Bann um .Schulden üblich war, wird kaum zu ent- 
scheiden sein, da mir kein weiterer entsprechender Fall bekannt geworden ist. 
Es wäre auch denkbar, dass es überhaupt im Ermessen des Reichsrichters 

t 
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.stand, ob er von der EnUielning des Keolits.scluitzes absehen, nur mit Geld- 
banu vorgelion wolltoj der freilich nur dann von Erfolg sein koimte, wenn 
Massregeln getroffen waren, die Geldstrafe zwangsweise einbringen zu können. 

Was die Tragweite der Entzielmng des Rechtsschutzes betrifft, .so 
steigerte sich dieselbe nach den städtischen Einrichtungen nur beim Banne um 
Missethat, oder auch nur um schwere Missethat bis zu völliger Friedlosigkeit. 
Beim Reichsbanne tritt da eine schärfere Gränze nirgends hervor. Wo einfach 
von strafloser Verletzung die Rede ist, würde das an und für sich selbst straf- 
lose Tüdtung einschliesseu. Aber nirgends ist doch auch ausdrücklich gesagt, 
dass der Gebannte straflos getödtet oder verwundet werden dürfe; und da es 
sich beim Reichsbann keineswegs immer um Missethat handelte, da dersellie 
zudem die einzelne Person gewöhnlich nicht wegen persönlicher .Schuld, son- 
dern als Mitglied ihrer Gemeinde traf, 'so waren so weitgehende Verletzungen 
schwerlich unmittelbar beabsichtigt. Wiis man in erster Reihe beabsichtigte, 
war jedenfalls nur Gefangennahme der Person und Beschlagmüuue des Gutes. 
Wie in dem erwähnten Falle von 1223 ist auch sonst wohl ausdrücklich darauf 
hingewiesen. Bei Bestätigung von Bannsentenzen befiehlt der König 1218, ut 
iibicumqui Vci'ci‘U4‘iiseael i'i's eortoit liherc capianturet ilelineantur; 1220 
gegen die von Piacenza: ut eos eapioint et eorum bona.^ Weitergehenden 
j)ersönlichen Verletzungen dürfte der Grenannte wohl mu" dann ausgeselzt ge- 
wesen sein, wenn er sich der Gefangennahme widorsetzte. Bei der Wegnahme 
des Gutes liatte man wohl zunächst nur die bewegliche Habe im Auge; in dem 
letzterwähnten Falle von 1220 verbietet der Kaiser noch ausdrücklich, denen 
von Piacenza .Schulden zu zahlen. Die Okkupation auch des liegenden Gutes 
mag gestattet gewesen sein; doch handelte es shdi dann nach Analogie des 
städtischen Bannes wohl mir um die Aneignung der Früchte, während das 
Gut selbst nach Lösung des Bannes zurUckzugeben war.® 

75; — Wie beim städtischen Bann finden wir auch beim Reichsbanne 
das Verbot der Unterstützung wohl au.sdrücklich ausgesprochen; es 
sollte den Gebannten jede Hülfe verweigert, jeder. Verkehr mit ihnen abge- 
brochen werden. Der Legat befiehlt 1194 den lombardischen .Städten, dass 
sie den gebannten Parmensern non auxilienlur, nee conmüum eia prebeant. ’ 
Ein Delegirter des Kaisers bannt 1 220 die von Ventimiglia und zugleich om- 
nea iUua, qui eia eel eorum eoinmuni darcut eomilium vel iuvamen vel qui 
eia mereea tiliquua eel eietualiu minialrareiU; er zeigt das zugleich den 
Nachbarorten durch besondere .Schreiben an, jede Unterstützung unter Drohung 
des Bannes und einer .Slrale von fünfhundert .Mark .Silber verbietend.* Ge- 
wöhnlich wird das V'erbot der Unterstützung bei Verhängungen des Reichs- 
banncs nicht besonders erwähnt, aber doch wohl nur als selbstverständlich; 
wird sehr gewöhnlich allen Reichsgetrenen einfach geboten, die Betreffendeu 
pro bannUia zu halten, so war darin jenes Verbot zweifellos einbegriffen. 

Galt die Entziehung des Rechtsschutzes für den ganzen Umfang des 
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Reicht'», da» Verbot der UHteretiitzung für jeden lieidiseiiigesciiseiieii, so würde 
der gegen einzelne Personen verhängte Reichsbaun, wenn er allseitig streng 
eingehaltcn wurde, zur Verbannung aus dem Reiche geluhrt haben. 
Aber nie findet sich eine Andeutung, dass ein solcher Erfolg auch nur erwartet 
wurde. Zunächst war natürlich die Wirksamkeit der Massregeln bedingt durcli 
Anerkennung des Bannes durch die Stadtgenieinde des Gebann- 
ten. War das Reich der Stadt mächtig, so wurde ihr das wohl ausdrücklich 
auferlegt; bei der Unterwerfung vonPiacenza 1162 heisst es, Genannte, wenn 
sie sich dem Gerichte des Kaisers nicht stellcu wollen, er«nt in banno d. im- 
petxkteria, et PUieentini eos eicient extra ciritaiem et epiaoopatiim eoritm 
et perecquentur eos tumqiiam hostes et omnia bona eorutn mobiUa et Inw- 
bilia fisco appUcabuntur.^ Durfte inan auf Verhängung und Einhaltung durch 
die Stadt rechnen, so mochte man überhaupt auch bei Verletzungen des Reichs 
nur auf den städtischen Bann als die empfindlichere und leichter durchzuftih- 
rende Massregel Gewicht legen. Von andern Personen- heisst es bei jener 
Unterwerfung olme alle Erwähnung des Reichsbannes nur, dass die Placen- 
tiuer sie unter Einziehung ihres Gutes aus dem Gebiete vertreiben sollen, nec 
eos deineeps recipient sine parabola d. hnperatoris. 'Bei dem 1194 den 
lombardischen Städten vom Legaten auferlegten Frieden droht derselbe ein- 
zelnen Friedensbrechem nicht mit dem Rcichsbanne, sondern verpflichtet die 
-Stadt, welcher er angehürt, ihn zu bannen. ^ Aber wenn auch ein Roichsbann 
durch die betreffende .Stadt geachtet wurde, so fand der Gebannte doch leicht 
auswärts eine Zuflucht bei inneni Gegnern des Reichs; eine Nöthigung zum 
Verlassen des Reiches selbst mochte kaum jemal-s vorliegen. 

ln der grossen Mehrzahl der Fälle wurde aber der Roichsbann gewiss 
verhängt gegen einzelne Personen, bei deren .Stadt auf Einhaltung nicht zu 
rechnen war, oder gegen ganze Gemeinden. Dann hatte der Reichsbann, wenn 
er auswärts genügend In'achtet wurde, die umgek(-hrte Wirkung des städtischen 
Bannes; wie jener zur Ausschliessung, so führte die-ser zur Eingränzung 
auf das .Stadtgebiet. Die Bewohner kleinerer Orte mag das allerdings 
oft empfindlich genug getrofieu haben. Weniger Bedeutung hatte das an und 
für sich für grössere Gemeinden. Und zudem war wohl in den wenigsten 
Fällen darauf zu rechnen, da-ss der Bann auswärts allseitig anerkannt wurde. 

76. — Diese Verhältnisse machen es erklärlich, dass das Reich sich in 
vielen Fällen auch bei lösbarem Banne nicht mit den jmssiven Massregeln der 
Entziehung des Rechtsschutzes und des Verbotes der Unterstützung begnügte, 
wie das beim städtischen Bamie leichter geschehen konnte, wo die Wirkungen 
des Bannes in dieser Richtung viel empfindlichere wai’en. Beim Reichsbanne 
kommt häufig noch ein Befehl zur Befehdung von Reichswegen hinzu; 
die -Schädigung an Person und (iut wird nicht hlos gestattet, sondern befohlen 
oder von den Reiclislieainten -selli.st ausgeführf. Der Legat Christian ver- 
sfiricht 1172 den Genue.scTn, die Pisaner zu lianncn und sie dann zunächst 
durch den Grafen von .S- Miniato und bestimmte .Städte, später aber selbst 
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zu bekriegen. ' Bei der Aeelitiuig deü (irateii von (ieid' 1186 sagt der Kai.serr 
fobie — pracipimuK, qualenu« »ephis diciiiin coiiditin lanquam 
hannilum et puhlicum hoatcm hnperii hcä>eatU et — in rcfnig et pertotut 
comiletn perseqni non desistatie, aeiluri i>rofecto, qnod qni inpcraona eiua 
lepuetHnt, irarn iiulipiuUionia noatrae ae noverinl piwiler inenrriaae.'^ 
Nachdem der Graf und Legat der Roinagna 1222 den Bann Uber Imola ver- 
hängt hatte, wandte er sicli an die anwesenden Bolognesen: Audiviafia ban- 
num a tne datum Ymolenaibua; ai venerint Ynaolenaea ante ttTminmn da- 
tum eia, mihi plueebit et feuinm erpa eoa, qiiotl lul homrem d. imperatoria 
i'redidero pertinere; ai autem non i'ciuTint, rogo voa ex parte d. impera- 
toria et preelpio robia dialriele aub debito fidelitatia, quatenua dietoa Imo- 
leneea tum in peraonia quam in rebua eoa et onmea de imiadietione «eetra, 
pro bannitia teneatia et habeatia et in omnibua eoa tamquam bannitoa 
fractetia, guerrizando eoa elapao termiiw baiuii et totia viribus offendendoA 
Der Vikar von Tuszien bannt 1229 die von Moutepulciano wegen Ungehorsam, 
woI)ei nur von strafloser Verletzung die Rede ist; .nachdem sie dann den ge- 
lobten Gehorsam nicht einhielten und die Boten des Vikars misshandelten, 
bannt er sie nochmals, jetzt unter Zufügung einer holien Bannbussc; aus.serdem 
aber befiehlt er dem Podesta von »Siena ad penatn duorum miUinm nrnrca- 
riim argenfi, ut hominea et eomxne eaatri Montia Pulciani de eetero habeat 
et teneal pro exbannitia et inimicia imperii et eoa cominuniter et dieiaim 
offendaA et offendi faciat i »'0 poaae aiioet comunia Senenaia in peraonia et 
ivbua, et guerram faeiat, et devaatet et capiat tanquam inlmicoa et ex- 
bunnitoa imperii et rebeüea.* War der Bann zunächst veranlasst durch In- 
teressen bestimmter Personen, so wurde wohl diesen zunächst die Befehdung 
überlas.sen und anderen befohlen, sie zu unterstützen; so befiehlt der Kaiser. 
1220 bei Bannung der \'olkspiartei von Piacenza zunächst allen Reichsgetreuen, 
aub debito iurameiiti fidelitatia, sich der Personen und des Guts der Placen- 
tiner zu bemächtigen; precipimua etiani aub eodem debito iurametiti neinia 
eivitatibua PUfcentie, ut dent auxiliumet eidiutorimn pro parte aua mili- 
fibua Plaeentie et aoeietati eorum ad inipugnandoa plebeioa ipeiua civitatis.^ 

Li allen diesen Fällen handelt es sich nicht schon um den der Oberacht 
entsprechenden unlösbaren Reichsbann. Und es kann kaum befremden, wenn 
auch Itei lösbarem Baun der Richter die ohnehin gestattete Beschädigung aus- 
drücklich befehlen konnte. Thatsächlich lag darin unzweifelhaft eine sehr em- 
pfindliclie Versdiärfüng des Bannes. Es scheinen denn auch keineswegs bei 
jedem Bann solche Befehle gegeben worden zu sein, da wir scjnst häufigere 
Audeutungen finden würden, während diese insbesondere überall da fehlen, 
wo der Bann um geringfügigere Veranlassungen verhängt wurde, wie das ins- 
besondere bei der wiederholten Bannung Von Moutepulciano hervortritt. Das 
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Verhältuis» wird so aurzuCasscn sein, dass jeder Bann die Reichsgewalt zu 
einem Befehle der Befehdung des Gebannten berechtigte, ein solcher aber nur 
bei schwererer Veraidassung oder dann erfolgte, wenn hartnäckiger Ungehor- 
sam zu strengeren Massregeln aufforderte. 

77. — Es wäre möglich, dass sich auf eine solche Vai schärfnng die aus- 
drückliche Erklärung zum Reichs fein de bezieht, dass ein Unterschied 
zu machen wäre zwischen dem, der lum zum Bannitus, und dem, der zugleich 
zum Hostie oder Tnimiaw impi'rii erklärt wird. Wie gerade bei jenen Auf- 
forderungen zur Verfolgung wird auch wohl sonst beides betont; so droht der 
Kaiser 1177 den Verletzern der .Sicherheit gewisser .Sti'assen; in banno coa 
poneiniia et iiiimicoa imporü itidirabimiia . ' 

Der Ausdruck findet sich vereinzelt in Italien auch schon früher, ln an- 
scheinend entsprechender Bedeutung heisst es schon in einem in das longt)- 
bardische Gesetzbuch aufgenommenen Kapitular unbekannter Entstehung, ilass 
derjenige, welcher wegen Tödtung eines sich widersetzenden Räubers Fehde 
erhebt, noble et populo noatro htimkna anotetiir.'^ Arnulf von Mailand sagt 
zu 1036: Cliitonrnilita — eniOH et rei pnblieae palum Ileribertum denun- 
ciat IniinlctonJ Häufiger wird in Deutschland im eilften Jalwhundertc bei 
.Schriftstellern und in Urkunden der Ausdruck gebraucht, und zwar immer in 
Fällen, wo es sich um Verurtheilung wegen Hochverraths, also um überacht 
handelt. < Ganz entsprechend denn auch beider ersten mir bekannten urkund- 
lichen Anwendung in Italien, bei der .Sentenz gegen den Gegenpabst und dessen 
Anhänger 1138: tamqnam fallaeea et perßdi et tarn divinae quam regiae 
nmieetatia rei — damnati eunt et hoetee a prhieipibiie noetrae euria-e iu- 
dieati.^ Der Ausdruck scheint nur den endgültig verurtheilten Hochverräther 
zu Ijezeichnen; sollte er sich auch in Italien früher etwa noch häutiger finden, 
so möchte ich darin keinen Beweis finden, dass ein zunächst auf Erzwingung 
des Gehorsams gerichtetes Bannverfahren gegen die Person dort in ältere 
Zeiten zurüekreicht. 

In der staufischen Zeit wird der Ausdruck in Italien aber nicht blos beim 
unlösbaren, wogen Hochverraths verhängten Banne, sondern auch, wie in allen 
angeführten Beispielen, beim lösbaren angewandt. Es wäre allerdmgs denkbar, 
dass jeder Gebannte als Verächter der Reichsgewalt auch als Reichsfeind be- 
trjichtet wurde. Aber ich finde den Ausdruck doch nie angewandt, wo es sich 
um geringfügigere Veranlassungen des Bannes handelt, wälirend zugleich die 
häufige Nebeneinandererwähnung des Bannitus und IIo.stis imperii darauf zu 
deuten scheint, dass beide Ausdrücke nicht gleichbedeutende waren. Und dann 
ist Wohl der Unterschied darin zu suchen, dass nur derjenige Gebannte auch 
als Reichsfeind betrachtet wurde, dessen Beschädigung nicht blos gestattet, 
sondern allen Reichsgetreuen zur Pflicht gemacht wurde. Doch finden wir 
freilich nicht immer, wo das der Fall ist, die ausdrückliche Erklärung zum 
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RiMehsIpiiide ; bfiili Baiiiu» «uyen liuola fühlt sie hei dein ge^en .Vlonte- 

puleiano findet sie sieh nur erwäliut in dem hezüglielieu Befulil, nicht in der 
BannscnU'nz selbst. 

78. — Die Lösung v u in B a n n e erscheint immer an zwei Bedingungen 
geknüpft, Riickkelir zum Gehorsam gegen die Befehle des Reichs und Zahlmig 
der Bannbussc. War der Reichsbann im Interesse Dritter verhängt, so bezog 
sich eben der liezügliche Befehl auf die Befriedigung der Ansprüche derselben; 
diese Befriedigung fiel dann mit dem Gehorsam gegen das Reich zusammen. 
.So beauftragt der Kaiser 1220 einen Delegirten, die von N'entimiglia wegen 
Ungehorsam gegen Genua in Baun zu legen, de qtio exire non posainl, doiur 
venerint mandatis et ordinationihu« lannensis eomunitalis in »mnibim vl 
per omnia parilitriy et penam a te iinpositam fiaco nostro peraoli'anl.^ 
Bei Einhaltmig jener'Vorbedingimgen der Lösung erscheint demnach auch das 
Interesse Dritter genügend gewahrt. 

Anders konnte das sein, wenn die Gnade des Kaisei's eiugriff. Dass die 
Bamibusse häufig nachgelassen «urde, bemerkten wir bereits.^ Gehorsam 
gegen das Reich' war freilich immer Vorbedingung der Lösung; aber der Kaiser 
konnte die Rückkehr zum Gehorsam dadurch erleichtern, dass er die Forde- 
rung, welche den Bami veranlasste, ermässigte oder nachliess. Dadurch konn- 
ten freilich Interessen Dritter verletzt werden. Eine Andeutung, dass in sulchen 
Fällen überhaupt die Zustimmung d e s V e r 1 e t z t e n oder doch Interes.sir- 
ton Vorbedingung der Lösung vom Keichsbanne war, finde ich nicht. Wie 
man aber in Einzelfiillen sieh vom Kaiser von vornherein versprechen liess, 
den Reichsbann in gewissen Fällen zu verhängen*, so suchte man sich auch 
Wühl zu sichern durch Erwirkung eines .ausdrücklichen kaiserlichen Vers|ire- 
chens, einen Bann ohne Zustiipmung der Gegenpartei oder vor Erfüllung be- 
stimmter Bedingungen nicht losen zu Wollen. ,So verspricht der Kai.ser 1162 
den Cremonesen, die gebannten Cremenser nicht lösen zu wollen, wenn sie 
nicht vorher beschwören, sich in einem bestimmten Bezirke nicht niederlasseu 
zu wollen; 1176 verspricht er, Verletzer eines Cremona gegebenen Privilegs 
bannen zu wollen, nee eoa abaolvemna sine parahohl conaidain Cremone 
data in credentia vel in concione.* X;ich den Verhandlungen über den Kon- 
stanzer Frieden 1183 soll der Kaiser jede .Stadt bannen, die nicht schworen 
will, nee extrahel eam de hanuo, nisi comph’rerit hoe, pro quo in banno 
poaita foerit; ebenso denjenigen, der seinen Antheil an der dem Kaiser zu 
entrichtenden .Summe nicht zahlen will, ncqite extrahet enm de banno, donee 
daplum aoleei’it eiaa, qaod parare debuit.^ Der Cremoneser Bundesgenossen- 
schatl verspricht der Kai.ser 1 1 92, ungehorsame Gegner derselben zu bannen, 
nee extrahenuia a banno, niai aatiafeeerint ad pi'eeeptam noatruni factnni 
eam eonailio maioria partia huiaa aoeietatia.^ Dem ist es gleichzustellen, 
wenn der Kaiser sich der Kirche verpflichtet, dass der im Kircheubanne Ver- 
harrende in re imperial! banno aabiiu-eat, aquo nnllatenua extrahatur, 
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«/'«(' iiriii» iili eirh’süt bfneßfin ilhmiliitionis oblenlo.“ In stiloheii Fallen ent- 
spricht dann der Keiclisbann wesentlifli dein silhnbnren städtischen Bann. 

vm. BE.STAENDIGER REICII.SBANN. 

79. — Für den bc.ständi«en Reichsbanii findet sich in den Quellen <ill 
nur schlechtweg die Bezeichnung Bann gebraucht, so dass der Unterschied 
vom lösbaren sich lediglich aus den etwaigen näheren Angaben Uber die Be- 
deutung dos Bannes ergibt. Mehrfach finden wir ihn aber auch ausdrücklich 
als Bmmum jii'rpetiiiim bezeichnet*, also mit dem Ausdrucke, der auch für 
den beständigen städtischen Bann regelmässig in Uehung war. Diesem, oder 
genauer der .\rt desselben, welche wir als unsühnbar bezeichnetmi, schliesst 
er sich denn auch aufs genaueste an, wie er andererseits der deutschen Ober- 
acht entspriclit. 

.Auch der beständige Reichsbann ist, wie die Oberacht, immer ein Unge- 
horsamsbann, wird nie als selbstständige Strafe gegen einen Verbrecher, 
der gehorsam oder dessen man habhaft ist, angewandt, wie das beim unsühn- 
baren städtischen Bann wohl der Fall war. Aber sein Zweck ist nicht mehr 
zunächst Erawingung des Gehorsams, wie beim lösbaren Reichsbanne. Auch 
liei diesem fand schon eine Verurtheilung des Gebannten statt; zur Bestrafung 
.seines Ungehorsams wurde er zur Zahlung der Bannbusse, zuweilen zum Ver- 
lust der Privilegien veiiirtheilt. Dabei wurde auf Gehorsam gerechnet; man 
setzte voraus, dass Entziehung des Rechtsschutze.s oder auch Befehdung den 
Gebannten bestiimneii würden, sicli diesem Urtheile, wie den sonstigen For- 
derungen des Reichs zu uiäcrwerfen, um deii Rechtsschutz wiederzuerlangen. 
Beständig wird nun der Reichsbann, entsprechend dem städtischen Banne, 
dadurch, dass der Gebannte zu so schweren .Strafen verurtheilt wird, dass von 
vornherein gar nicht mehr darauf gerechnet wird, er werde gehorsam sein und 
sich diesem Urtheile unterwi'rfen. Zweck des Bannes ist nun, die Ausführung 
des Urtheils auch gegen den Ungehorsamen ganz oder theilweise zu ennög- 
lichen, oder, so weit das nicht durclizuführen war, ihn wenigstens als Ersatz 
für die nicht auszulülirende .Strafe die Uebel des Bannes lebenslang erdulden 
zu lassen. 

Beim städtischen Bann handelt cs sich da immer um die .Strafe für das 
Verbrechen, dessen der Geljumnte beschuldigt ist; der Ungehorsam kömmt nur 
in so weit in Betracht, als er al.“- Bekenntniss der .Schuld gclasst wird, auf das 
hin die Verurtheilung erfolgt. .Auch beim Reichsbann handelt es sich wc.'ient- 
lich um die Strafe für ein Verbrechen; aber als dieses wird durchweg der 
Ilochverrath bezeicJinet; beim unlösbaren Reichsbanne liegt immer eine Ver- 
urtheilung wegen Hochverrathes im weiteren .Sinne, wegen Maje- 

78.— 1 7. ¥on. nerm. 4, 24;?. 

79, — 1. 1189. 1220. 39: Wurstemberger 4, 13. Huillnnl 1, 85b'. 5, 319. ln crc- 
monesischer Urkunde ron 1220 .Sept. (Bölimer .kcU. Keichs.s.) i«t ton einer ptna mayni 
iiiHHi die Rede, bei der. der Kei.tr clwa^ befehlen soll; doch lie.se sich das auch auf einen 
lösbaren Bann mit grosser Bannbasse belieben. 
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stäLsverbredieno oder Ileidisverrathes vor. . Der Verbruditr wird gebannt als 
inaniffuliis Imntig als rebtUia, in^vdilm' el hoslia liujH'rü, als jiro- 

ditor coroiie, als reffte puiiestatia rvua oder reua eriiuinia leae iiuiiestatia 
oder ob prodittoueui et leae maiealatia erimen ; fast in keiner der bezüglichen 
Urkunden^ fehlen entsprechende Ausdrücke, wie wir ja audi schon in den 
.Straffunuehi der Kaiserurkunden Bann und Verurtheilung wegen llochverraths 
gleidigestellt fanden.^ 

Sehr häußg finden wir denn auch, dass bei der Verhiingung des bestän- 
digen Reidwbannes der Ungehorsame hodiverrätherisdier Handlungen be- 
schuldigt war. So werden 1191 die Markgrafen von Incisa gebannt, wiul sie 
sich des .Strassenraubes schuldig machten, nee ae venerunt def andere in eu- 
ria nualra, tjiuim eua inarehio liouifueitia aeeitaaret de proditionia erinüne. 
Oder wo es sich nm andere Verbrechen handelt, sucht man wohl diese wenig- 
stens unter den Gesichtspunkt des llochverraths zu bringen. .Sollen die Ketzer 
in beständigem Banne des Reiches sein, so wird das in den betreflfenden Edikten 
dadurch begründet, dass die Beleidigung der göttlichen Majestät mit der Be- 
leidigung der weltlichen Majestät in Parallele gebracht wird; ist jene noch 
ungleich strafbarer, so raus.s sich die weltliche Gerechtigkeit begnügen, sie wie 
das eriinen perditelionia zu bestrafen.^ 

80. — .So weit wir nun aber auch den Begriff hochverrätherischer Hand- 
lungen ausdehnen wollen, es würde sich doch ergeben, dass in vielen Fällen 
des beständigen Keichsbannes das Vorfahren keineswegs von der Beschuldigung 
einer hpcliverrätherischen Handlung seinen Ausgang nahm. Ist trotzdem durch- 
weg von Vt'rurtlieLLuug wegen llochverraths die Rede, so legt das die Annalunc 
nalie, dass eine Bestrafung des Ungehorsams als Hochverrath 
erfolgte, dass wohl überhaupt, wie beim lösbaren lleii.-hsbaun, so auch beim 
beständigen es zunächst immer der Ungehorsam war, welcher bestraft wurde. 

Wurde das Verfallen wirklich diu'ch Beschuldigung einer hochverräthe- 
rischen Handlung veraidasst, war es diese, welche bestraft werden sollte, nicht 
zunächst der Ungehorsam, so fragt sich, auf welchen Rechtsgrund hin die 
Verurtheilung des Ungehorsamen erfolgte. Beim städtischen Bann erhalten 
wir darauf die bestimmte .Viitwort, dass der Ungehorsam als Geständniss auf- 


2, Von Urkunden, in welchen der beständige Keich>baun ausgesprochen oder doch be- 
stimmter enrtihot wird, sind mir bekannt geworden: gegen den Gegenpabst Anacict 1133: 
Mon. Germ. 4. 81 ; gegen Crema 1159: Biihnver Acta lUO; gegen den Grafen von Baroyeu 
1189: Wurstemberger 4. 13; gegen die Markgrafen Ton Incisa 1191 : Moriondi 1,94; gegen 
die Grafen von Ca...aIoIdi 1220: Hiiillard 1. 856. auch Mon. Germ. 4. 239; gegen die lom- 
bardischen Städte 1226: Huillard 2. 645. auch Bdhmer Acta 254; gegen den Markgrafen 
Ton Este 1239: ttuiilard 5. 319. — Dazu kommen dann noch die Bannsentenzen K. Hein- 
richs VH gegen Florenz 1311, gegen Lucca, .Siena. Parma und Keggio 1312, gegen Pistojn 
und andere tu.szischa Städte, gegen K. Robert von Neapel 1313: Mon. Germ. 4, 521. 526. 
537. 545; gegen genannte fremoneser 1311, gegen Padua 1313: Acta Henr. VIT 2. 148. 
202. Diese gehbren allcrdiugs einer spätem Zeit an und zeigen hie und da eine abweichende 
Auffassung; andererseits gehen sie doch so vielfach ganz von denselben Gesichtspunkten 
ans, dass es sich empfiehlt, sie neben den ältem dürftigem Zeugnissen zu beachten. 
9. Vgt $ 35. 36. 4. 1220. bestimmter 1238; Mon. Germ. 4. 244. 328. 
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>>ela.s.st wurde. Aehnliehes fiiuloii wir heim Ueidi.sli;ume wohl in d(*n .Sentenzen 
K. Heinrielis VII. .So Imisst es meliiraeli von den Uescluihlioten, da>.'< sie ein 
letztesinal zur Verantwortung vorgeladen seien: idioquin pro conftKsU et 
comHuctia habercnlur de prcdielis ointiihits et shiguUa predietorum, et 
tniupiaith eon/eeai et lege eonvineti condemnurentiir, oder es wird beim 
Urtheile darauf hingewiesen, diiss die hochverrätlierischen Handlungen noto- 
riscli, oder aber durch eine ln<iuisition rceeptia et e.vaminaJis testdma fest- 
ge.vtcllt seien. Wie denn der Unterschied der Auffassung in den Bannsentenzen 
K. Heinrichs VII vorzüglich darin zu sehen sein dürfte, dass hier auf den Un- 
gehorsam, wie beim städtischen Bann, wenig Gewicht gelegt wird, es sich in 
erster Reihe durchaus um die Bestrafung der einzeln aufgczählten hochver- 
rätherischen Handlungen handelt. 

Dagegen finde ich in der stauhschen Zeit nie die geringste Andeutmig 
dafür, dass man den Ungehorsamen, als der That geständig, in die .Strafen 
dieser vcrurtheilte oder ein Beweisvorfahren bezüglich der That selbst, wie es 
sich beim städtischen Bann wenigstens vereinzelt findet*, einleitete. Und wer- 
den als Veranlassung des Bannes wohl diu hochverrätherischen Handlungen 
mit hervorgehoben, so wird doch durchweg der Ungehorsam besonders betont. 
.So 1239 bei der Bannung des Markgrafen von Este und seiner Genossen: 
(^tioniam omnea predieti reniiernnt preeeptia iuiperialibtia obedirc, et eon- 
apirmitea eontra houoi-em imperii eidem invieem et contrurii pluriea ex- 
titerunt, eilati eoramiduadem preaentia coniparere eontumaeitiT reciiaantea, 
perpetuo bmvw imperii UmqKain prnditorea corone pi'ecipimua auhiacere. 
Es fehlt jede genauere Angabe über die ihnen zur Last gelegten hochverräthe- 
rischen Handlungen trotz der sonstigen Ausführlichkeit der .Sentenz, was doch 
nur dann nicht auffallen kann, wenn dieselbe durch den Ungehorsam an mid 
für sich genügend begründet war. Auch sonst finden wir wohl angedeutet, dass 
als das .Strafb.arere weniger die einen Befehl des Kaisers veranlassende Missc- 
that, als der Ungehorsam gegen den Befehl des Kaisers galt. .So gibt Otto 
von Freising als Grund für das Vorgehen gegen die .Spoletiner 1155 eimual 
Geldunb-rsclilagungen an, ferner die Gefängennahnio des Grafen Guido Guerra, 
als dieser Bote des Kaisers war; dann aber: quodque Jda peiua erat, prae- 
eeptiim principia, eitm rclaxari iid>eniia, eonlempaerimt.'^ 

ln andern Fällen aber würden hochverrätherische Handlungen gar nicht 
vorliegen, wenm nicht der Ungehorsam selbst als .solche betrachtet wurde. 
Graf 11 imibert von .Sayoien wurde 1186 gebannt propltr auoram midtitu- 
dineiih e,reeaa>tiim et precipue, qiiod allodia et bona epiaeupo et epiaeopio 
a. Johunnia itt Taiirino — violenter abatulerat, et ad frequentem aerenh- 
aimi pafria noatri F. Jioinanoritm imperatoria aemper anguati ex/torta- 
tionem et noalram hu'orrigibiliaeteontiimax exiateret, tandem de plurimia 
etetiam pereintoriia citationibua eontnmueiter abaena, venire contempaerit. 
Dabei ging .allerdings das Vorfahren von einer Klage wegen Missethat aus; 
aber bei dieser handelte es sich weder um Ilochverrath, noch hätte dieselbe 

n. — 1. Vgl. $ &4 D. 15. 2. GesU Frid. 1. 2 c. 23. 
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so schwere Strafen, als welche hier Konhskatioii aller Güter niid beständiger 
Bann ausdrücklich genannt werden, an und für sich zur Folge gehabt; wir er- 
wähnten bereits diis erste Kontuinazialurtheil gegen den Grafen von 1185, 
welches auf Zurückstellung, Schadensersatz und \'erlust der Turiner Kirchen- 
lehen lautete und durch Besitzeinweisung des Bischofs ausgeführt wurde.* Für 
die spätere Verhängung des Bannes kann nur Widersetzlichkeit gegen das 
Urtheil, welche nun umnittelljar gegen das Reich gerichtet war, und der be- 
sonders hervorgehobene Ungehorsam gegen wiederholte Ladungen des Kaisers 
massgebend gewesen sein. 

Endlich aber kann beständiger Ueichsbann selbst da eintreteii, wo ausser 
dem Ungehorsam eine .straflmre Handlung gar nicht vorliegt, bei anRinglicbem 
Gehorsam von einer Strafe gar nädit die Rede gewesen sein würde. Der König 
erlässt 1220 einen Befehl zur Herausgabe der matbildischen Güter bei Strafe 
von tausend Mark Silber. Der Generallegat fordert darauf gestützt die Grafen 
von Casaloldi zur Herausgabe der Burg Gonzaiga auf;- diese weigern sich ail 
vini modit'am iniuriam re/jie maiestafis, wor.auf jener Bann und Geld.strafe 
über sie verhängt. Dann fu'dert der König selbst sie nochmals zum Gehorsam 
auf unter Anerbieten der Nachsicht der vewirkten Strafe; da sie in Unge- 
horsam verharren, wird der beständige Reichsbann gegen sie ausgesprochen 
und zwar lediglich auf den Grund hin, qnia noulmm cDntimiimerbtt neutcn- 
tiam. et mandatum. ^ 

Es ergibt sich, dass der blosse. Ungehorsam, auch wenn di'rselbe nicht 
schon durch eine an und für sich strafbare Handlung veranlasst war, zum be- 
ständigen Reii-hsbanne führen konnte. Wird aber bei diesem durchweg der 
Gebannte in dieser oder jener Wendung als IIochveiTäther bezeichnet, sind, 
wie wir .sehen werden,, die .Strafen, welche über ihn ausgesprochen werden, 
genau diejenigen, welche schon das ältere italienische Recht auf den Ilochver- 
rath setzte, so ergibt sich wohl zweifeljos die Auflassung, dass der blo.sse Un- 
gehorsam gegen das Reich als Uochverrath bestraft werden konnte. Und das 
lüuss schon nach älterem italienischen Rechte der Fall gewesen sein. Denn in 
einem Gesetze K. Heinrichs III, welches mehrRwjh den Titel JJc spreta maie- 
ftate fiihrt, heisst es: IJeeet imperirdem solei'iiam, contentorem sune priie- 
nentiae capitali damnare mifenfia. * Es handelt sich doch wohl nur um ein- 
fachen Ungehorsam gegen eine Iwidiing des Kaisers; .soll die.ser mit dem Tode 
bestraft werden, so ist das gewiss nur daraus zu erklären, dass man ihn als 
Ifochverrath auITasste. Bei dem geringen Gewichte, welches in der staufischen, 
Zelt auf die sonstigen Beschuldigungen gegen den Gebannten gelegt wnirde, 
bei dem Umstande, dass auch beim lösbaren Reichsbann die Verurtheilung in 
die Bamdiusse abweichend vom .städtischen Bann nur wegen des Ungehorsams, 
nicht wegen der denselben etwa veranlassenden Jlissethat erfolgt*, werden wir 
kaum fehl gehen, wenn wir dieselbe .Auflassung .irieh auf den beständigen 
Riichsbann au.sdelmeU, annehinen, da.ss auch bei diesem der Ungehorsam nicht 
:dlein die Grundlage für den Bann im engem .Sinne, für die Entziehung des 


H. Vgt S 71 ti 1. 4. I- Pap. Henr. II. (! Vgl. Mon. Germ. I.. 4, («U 5. Vgl. S 72 n. 2. 
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Rechtsschutzes bietet, sondeni auch tür die damit vertniudene Verurtlieilunß 
in die Strafen des Hocliverrathes. Damit ist natflriich nicht ausgeschlnssen, 
dass die olinelun vorliegenden schwereren Bescluildigungen dazu inhwirken 
konnten, dass inan gerade in diesem Falle glaubte, den Ihigehorsam als Hoch- 
veiTath bestrafen zu sollen. Denn bei jedem Ungehorsam gegen da.s Reich 
gi'schah das keineswegs, und es fragt sich demnach, was dazu gehfirte, damit 
der blosse Ungi'horsam zu beständigem R(*ichsbanne führen konnte. - 

81. — Heim deutschen Aclitverfahren sind inis die Hedingungen genauer 
bekannt, unter denen die Oberacht als Strafe des Ungehorsams 
eintreten kann. Auch die Reiclrsol »eracht ist ein Ungehorsamsbann, nicht 
selbstständige .Strafe bestimmter Verbrechen. ' Der Ungehorsam soll aber in 
der Regel ein hartnäckig fortgesetzter sein ; die Oberacht wird nicht unmittelbar 
verhängt, .sondern zunächst die Acht; erst Wrliarren in der Reidisacht durch 
.Jahr und Tag führt zur Ober.icht*; diese hat also ziinäclnt nur den Unge- 
horsam zur Grundlage. Daraus folgt nun freilich nicht unmittelbar, dass jeder 
fortgesetzte Ungehorsam zur Oberacht führen konnte; es wTirde sich das nur 
dann ergeben, wenn jeder Ungehorsam die Reichsacht ztir Folge haben konnte. 
Dem .scheinen die bestimmten Angaben der Rechtsbücher zu widersprechen, 
wonach die zur Reichsacht führende Veife.stimg vom Richter nur dann ^•er- 
hängt werden durfte, wenn der Ungehorsame wegen Ungeridrtc verklagt war.® 
Aber die Verfestung war nicht einzige Veranlassung der ,\cht; und wenn nicht 
jeder Ungehor.sam gegen den ordentlichen Richter zur Acht führen kann, so 
schliesst das noch nidit aus, dass das bei jedem Ungehorsam gegen den 
König der Fall sein kann. Und das scheint sich mir selbst aus den Angaben 
der Rechtsbücher zu ergeben. Nach dem Sachsenspiegel soll derjenige, welcher 
durch Verfestung, also auf Grundlage einer peinlidien Klage, in die Reichsacht 
gekommen ist, sich dadurch lösen, dass er dem königlichen Hofe sechs Wofchen 
folgt, dann aber schwört, vor seinem Richter sich zur Verantwortung zu stellen. 
Jenes ist offenbar eine Genugthuung für den Ungehorsam gegen den König. 
Weiter heisst es dann ausdrücklich, wer ohne Verfestung in die Acht gekommen 


81 , -r- 1 . Denn es durfte nicht hieherznziehen sein, wenn das Mainzer Reolit $ 3. 
5. 11 (Mon. Germ 4, 314. 316) die der Oberacht gleichstehende Ecbtlosigkeit als Strafe 
auf bestiininte Verbrechen setzt. Hier erfolgt die Verurtheilung nicht auf Grundlage des 
Ungehor.sani.s, sondern des vom Klilger zu erbringenden Beweises. Ks handelt sich auch 
nicht um ein Verfahren vor dem Reiche: sondern eoritm tiio »ttfief; es bedarf keiner -\ech- 
tung durch das Reich, die Kchtlosigkeit tritt nach § 11 für den üeberwiesenen ipto turf 
ein, was doch nur einen bezüglichen Spruch des Landrichters vnraussetzt, wie wir ähnlich 
schon oben S 3S n. 5 einen Kall anfülirten, wo die Reichsacht vom ordentlichen Ricjiter 
erklärt werden konnte. Es handelt sich dabei wohl nur um die Gestattung eines ausnahms- 
weisen summarischen Verfahrens, welches besonders schwere Verbrecher .sogleich den Nadi- 
theilen der Reichsoberacht unterwarf, wenn sie überwiesen waren; wenn statt der Tode«- 
strafe die Ungehorsam roraussetzende Kchtlosigkeit bestimmt wird, so hat das wohl nur 
darin seinen Grund, dass in diesen Fällen auf Gehorsam nicht gerechnet wird. In einem 
entsprechenden Falle in der Treuga llenrici rogis § 20 (Xfon. Germ. 4. 268) tritt das noch 
deutlicher hervor durch Hinzufügmig der eventuellen .Strafe; der überwiesene Brandstifter 
CJ’/ee iufticijhilur et i/eprehenef*e re/,r /enueftir. 2, Vgl § 38 40 3, Vgl 15 n, 2, 
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sei, soll dem Hufe sechs Wochen folj;en und damit ledig sein.^ Das kann sieh 
doch nur auf eine Acht beziehen, bei welcher der Ungehorsam durch keine 
Klage wegen einer strafbaren Handlung veranlasst war; Gnind der Acht kann 
da wohl nur der Ungelioisam gegen den König an und für sich sein, fiir den 
Genugthuiing zu leisten ist. Bestimmter noch gibt der Schwabens|iiegel einen 
Fall an, wo der blosse Ungehonsam gegen den König ohne Vorliegen einer 
peinlichen Klage zur Acht führt; wit der Ladung des Königs ziim Hoftage 
nicht folgt, vei-uirkt das erste- und zweitemal das Gewette, das (h'ittemal 
wird er geächtet.® Vor allem aber werden wir an das früher üher die Straf- 
formeln in den deutschen Königsurknnden Gesagte erinnein müssen'’; jede 
Verletzung des bezüglichen königlichen Gebotes wird da mit der.\cht bedroht; 
und mag man da eine mit Gewaltthat verbundene Verletzung zunächst im Auge 
gehabt halten, so ist das Massgebende dixdi sichtlich die persönliche Verletzunu 
des Königs durch Nichtachtung seines Befehls. Dan.ach konnte, wie in Italien, 
so auch in Deutschland jeder Ungehorsam gegen den König zur Acht und 
schliesslich zur ülieracht führen; nur wird sich dem thatsächlich nicht leicht 
jemand ausge.setzt haben, wenn es sidi nicht entweder mii Ladung wegen eines 
schweren Verbrechens handelte, oder aber der Ungehorsame überliaupt Auf- 
lehnung gegen den König beabsichtigte und sich die Macht zntrnute, der 
Reit;hsgewalt Widerstand leisten zu können; und letzteres musste wenigstens 
in unserer Zeit der ganzen .Sachlage nach viel häufiger iu Italien der Fall sein. 

Jene StraffonnGln wiesea zugleich darauf hin, dass man in Deutschland, 
ebenso wie in Italien, den hartnäckigen Ungehorsam gegen das Gebot des 
Königs als H och verrat h auffasste und bestrafte; in ganz entsprechender 
Wendung wird bald mit der Ungnade oder der Acht des Königs, bald mit den 
Strafen der beleidigtoi Majestät gedroht. Dann aber konnte man auch beim 
deutschen Verfahren von der veranlassenden Missethat beim Urtheile ganz 
absehen, ohne erbrachten Beweis des Klägers oder auch ohne zu betonen, dass 
der Ungehorsam als Geständniss der That aufzufassen sei', auf den blossen 
Ungehorsam hin wegen Hochverrathes venirtheilen. .So dürft*? insbesondere 
auch 1 1 80 gegen Heinrich den Löwen vorgegangen sein ; war er nach der 
Vorleihnngsnrkunde des Herzxjgthums Westfalen geächtet f>ro eridmti ri’atu 
waiestntis, so scheint da eben nur der Ungehorsam gegon die wiederholte 
Ladung als Majestätsverbrechen, gefasst zu sein; und bestimmter noch heisst 
es in den wohlunterrichteten l’egauer Annalen und fast gleichbedeutend in der 
wahrscheinlich daraus abgeleiteten Stelle der Lauterberger Chronik: vovatim 

4 , Such.*. Landr. III $ 1. 2. 5, .Scliw. Laudr. 138. tt. Vgl. $ 37. 7, Nach I.Ainbprt 

wurde dem Utto t. Nardheira gedroht, dass er, wenn er sich nicht stelle, /iro eomieto eoii- 
fmoqiif gelten solle (rgl. Kranklin Keichshofg. 1, 32); doch mag darin zunächst nur die 
.\uffusung des Schriftstellers ausgesprochen sein. Im allgemeinen scheint die.se .\nlTassUDg 
dem deutschen Achtsrerfahren fremd au sein; der ergriffene Aecliter wird erst hingeriehtet, 
nachdem nicht blas die Verfestung. sondern auch die That ersriesen ist; der Nachtheil liegt 
nicht, wie beim sUdtischen Bann in Italien darin, dass er schon als Ungehorsamer für 
überwiesen betrachtet wird, sondern dass der Vortlieil des Beweises jetzt dem Kllger zu- 
steht, insbesondere dem .Aechter der Keinignngseid nicht eest-ittet ist. Vgl. 8äclis. I.andr. I 
ü8 S 5. III 88 § 2. 3. 
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non ven!t ef uleo fqnani oh ri'm) ex sentt'ntia jerinnpnm reiiB maiestatin 
adiiulicatiiv.^ 

In diesem Falle IiaiiJelt es sich allerdings nicht um ein vorheriges Ver- 
haiTen in der Acht durch Jahr und Tag. Ein solches ist denn auch nicht immer 
erforderlich; aiisnalmiswi“ise kann die Oln'racht wegen Ungehoi'sams auch 
schon früher verhängt werden. ® Das .soll inslie.soiulere der Fall sein, wenn der 

81. -1 8. Weiland, der xuletzt in den Forschungen 7. 175 If. sehr umsichtig über den 
Prozes-s handelte, Ut hier allerding.s anderer Ansicht, rersteht unter dem Maje.stÄtsTer- 
brechen eine be.stimmte hochverrStheri.sche Handlung, zunflchst die Venreigerung des 
Znzugs nach Italien 117G. Ob Heinrich zu diesem rerpflichtet war, bleibt mir auch 
nach den gründlichen Untersuchungen Weilauds noch immer zweifelhaft, ohne da.ss ich 
hier nüher darauf eingehen könnte: meiner Ansicht nach dürfte insbesondere noch 
zu untersuchen .<sein, ob nicht die VerpBichtungen der Reichskirchen, tthnlich wie die 
der’ Heichsministerialen, da strengere waren, als die der Laienfürsten. Doch kann da^ 
hier ausser Betracht bleiben, da auch daron abgesehen gegen Heinrich manches ror* 
liegen mochte, wOvS .sich unter den dehnbaren BegrilT des MajestHUyerbrechens bringen 
lies*. Was nun die Stelle der Urkunde qualiter Ihinric^ts — cfm/finwo* iudicah** fft 
betrÜTt, so zeichnet sich dieselbe keineswegs durch Einfachheit und Deutlichkeit aus; 
es dürfte sich kaum eine Erkl&rung geben las.sen, gegen welche sich aus deni Wortlaute 
nicht Einwendungen erheben Hessen. Icli möchte sie dahin fassen, dass als die das 
ganze Verfahren yeranlassendo Missetbat lediglich die Vergewaltigung der Kirchen und 
Grossen, nicht irgendwelche Verletzung des Kaisers hiuge.stellt wird, die Verurtheilung 
selbst aber, in erster Reihe wegen des durch hartnäckigen Ungehorsam begangenen 
MajestStsverbrechens erfolgt, wobei dann zugleich auf die veranlassende Mis.sethat Bezug 
genommen wird, wie .sich das in italienischen Bannsentenzen ganz ähnlich findet. Die 
Stelle würde dann etwa dahin kurz, zu fassen sein, da.ss der Kaiker verkündet, wie 
Heinrich, angeklagt wegen Vergewaltigung der Fürsten, weil er wegen Ungehorsam 
gegen die Ladung des Kaisers geächtet wurde, weil er weiter die Gewaltthaten fort- 
setzte, nun sowohl wegen dieser Gewaltthaten, als auch wegen mehrfacher Verachtung 
des Kaisers, insbesondere aber wegen des durch Ungehorsam gegen die Ladung begrün- 
deten offenbaren Majestätsverbrechens abwesend verurtheilt sei. Die Wortstellung würde 
diese Auffassung näher legen, wenn es hie.sse pro evidfnii rfotu maitttatu eo guod — 
citotHf — »e ahtfnUifut. Aber es scheint sich da nm eine der Fassung der Urkunde 
eigeuthUinliche Wortstellung zu handeln, da vorher das (x inntanti — qttfrimonia — 
quia — vocafus doch auch wohl nur der üblichem Wortstellung qpiüi fx inttanti ywen- 
monin voc(i/ui entsprechen kann. Auch möchte ich darauf Gewicht legen, dass gerade 
nur das Majestätsverbrechen als rvideiit bezeichnet Ist, wie es der prozessualische Un- 
gehorsam allerdings war, w.Hhrend vom vorhergegangenen Erweise irgend eines andern 
Verbrechens nirgends die Rede ist. Konnte, wie nach dem Gesagten doch kaum zu 
bezweifeln ist, der Ungehorsam selbst als Hochverrath be.straft werden, so lag es doch 
überaus nahe, auch bei Hochverrnthsprozessen die Vernrtheilung formell zunächst auf 
den Ungehorsam zu gründen, der durch das Gerichtszeugniss in einer jeden Gegenbeweis 
ausschliessenden Weise festgestellt werden konnte. E.s lag das jedenfalls eben so nahe, 
als die Fiktion, dass der Ungehorsam als Geständniss aufzufassjpii ^ei; und wäre die 
Verurtheilung darauflün erfolgt, So würde man das Verbrechen doch kaum als evidrns 
habe bezeichnen können. 9, Einen besondem Fall sofortiger Obefacht, der sich aber 
doch wohl den n: 1 emilhnten Fällen näher anschliesst, erwähnt Sächs. Landr. III 34 
§ 3; den gelösten Aechter. der seinen Eid, sich zu Rechte zu stellen, niclit hälL thut 
man in Oberacht, als .sei er iaiir und Tag in Acht gewesen. — Ich bemerke, dass, so' 
weit ich sehe, in älterb liechtsquellen uur an dieser Stelle (nnd der entsprechenden 
Dnutschensp. 2C1) der Ausdruck Oberacjit gebrauclu, wird, der dem Schwabenspiegel und 
den äUeni Ueirhsgesetzen fremd zu sein sclieiiit; es ist sonst die Rede von einer Ver- 
urtheiluug zur Echtlosigkeit oder Ehr- und Rechllosigkoit. 
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Ungehorsame im Gerichte des Kilnigs wegtm Hocliverraths kämpflioli aiige- 
sproeheii wurde; es heisst 123.'» im Mainzer Rechte: Item qitii'iiniqite inpe- 
titiir ab alio provocatiu ad ditellnm pro erhnine lese maiestatls, tamqiiam 
congilio vcl auxiUo contra nos anl iinpcrimn aliqitnl attemptavn'if fac- 
tiosuin, »i Icpttimh gihi inditciig in'cjh'is non comparnerii snam innoren- 
tiam piirpatiiriis, per gcntmciam nostrarn crenlos et rehtlos indicetord^ 
Eben dieser Fall lag auch bei Heinrich dem Löwen vor, welchen Markgraf 
Dietrich von Landsberg unter Erbieten zum Kampfe des ReichsveiTaths be- 
schuldigte ' ' ; und es Hessen sich eine Reihe Beispiele auffiihren, bei welchen 
gerade die des Hocliverraths Beschuldigten ohne Vorhergehen der Acht so- 
gleich mit den Wirkungen der Oberacht geächtet wurden. Die Erschwerung 
des Ungehorsams ist also hier zunächst nicht durch dessen Hartnäckigkeit, 
sondern durch die Höhe der erliobenen Beschuldigung bedingt. Verläuft dabei 
anscheinend das Verfahren zuweilen so rasch, d;uss längere Fristen nicht ein- 
gehalten zu sein scheinen*^, so werden wir das doch als eine Regellosigkeit 
zu betrachten haben ; wie im Mainzer Rechte dia gesetzlichen Fristen ausdrück- 
lich betont sind, so geschieht das auch wohl in den Xachrichten über Einzel- 
falle. Es handelt sich da um dieselben Fristen, wie sie auch bei der einfachen 
Acht einzuhalten sind, um die \'ersäumung von drei Ladungen mit jedesma- 
liger Frist von mindestens vierzehn Tagen, die sich für bevorzugte Personen 
auf sechs Wochen ausdehnt. 

Es würde sich also aus dem Gesagten ergeben, dass in Deutschland der 
Ungehorsam gegen den König nur zur Oberacht führen konnte, wenn er ent- 
weder ohne Rücksicht auf seine Veranlassung nach verhängter Acht noch 
durch Jahr und Tag hartnäckig fortgesetzt wurde, oder alier bei Beschuldigung 
des Hochverraths schon nach Versäumung der gesetzlichen Ladungsfristen. 

82. — Vergleichen wir mm damit das Reichsbannverfahren in Italien, 
so ergibt sich, dass diese Vorbedingungen keineswegs nöthig waren, damit der 
Ungehorsam zu beständigem Banne, zu einer Veinirtheilung wegen Hochver- 
raths führen konnte. Was das Verharren in lösbarem Banne durch 
Jahresfrist betrifft, so finde ich das lediglich betont in den 1220 zn Gun- 
sten der Kirche erlassenen Gesetzen. Es heisst einmal, die Urheber von Sta- 
tuten gegen die kirchlichen Frciheitim sollen sogleich ipso iure infames sein; 
qiii si per annnm hnius nostre ronstitntionis invenli fiio’int roriteniptores, 
bona eornm pei’ toliim itostrnm impcriiim nntndamiis impnne al> Omnibus 
oeenpari, sab'is nichilominus aliis penis contra tales in pcncrali eoncilio 
promulffatis ; dann mit bestimmterer Beziehung auf den Bann, dass die der 
Ketzerei Verdächtigen, wenn sie nicht auf Befehl der Kirche ihre Un.sclndd 
erweisen, tamquam infames et hanniti ab omnibus luibewntur, ita qnoJ, 
si sie pi-r annum permaiiserint. e.rtune cos sieut hcreticos condempnamus ; 
den Ketzern selbst aber sind gerade vorher die Strafen dos Ilochverrathes 
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gedroht. ' Aber man wird sicji lu'er, wie das schon die besondere Natur des 
Gegenstandes nahe logt, an die FVist des röiniscli-kanonischen .Strafverfahrens 
gehalten haljen ; der peinlicli beklagte Ungehorsame soll, gemäss dem römischen 
Recht, nach Jahresfrist seines mit Beschlag belegten Gutes verlustig sein; 
secundum canonea excoimniinicaliir — et ai intra animm venerit, ahgol- 
idtur et auditur super crimiue ilh; post apninn vero nequaquam.'^ 

■ Nun war allerdings die Jahresfrist auch in den weltlichen Gerichten 
Italiens für das Ungehorsanisverfahren von Bedeutung. Iin Kriminalprozess 
fanden wir in der altern Zeit gleichfalls den Verlust des Gutes nach Jahr und 
Tag; im Civilprozesse war früher, wie' jetzt, nach einem Jahre für dep Ünge- 
Iwrsainen das Recht auf Wiedereinsetznng in den Besitz verloren. ^ Aber so 
wenig, wie beim städtischen Banne, zeigt sich beim Reichsbannverfahren irgend- 
welches Gewicht auf diese Frist gelegt. Allerdings geht der lösbwe Reichs- 
bann dem beständigen nicht 'selten voraus. Aber auch dann findet sich weder 
eine Andeutung, dass nach Ablauf einer bestimmten f’rist diese Steigerung 
eintreten solle, noch' andererseits, dass sie erst nach Ablauf einer solchen ein- 
treten dürfe; höchstens wird ganz im allgemeinen auf das V'erharren im Banne 
als Erschwerungsgrund Gewicht gelegt 

So kann 1 220 gegen die Grafen von Casatoldi der lösbare Bann frühe- 
stens Ende Juli, wo der Generallegat nach Italien kam, verliängt .sein; schon 
im September verhängte dann der König den beständigen Bann. Und dieser 
Fall fällt um so mehr ins' Gem'cht, als hier ausser dem Ungehorsam selbst 
keine Beschuldigung einer strafbaren Handlung vorlag.'* Die .Söhne des Guido 
della Torre waren in hanno eontunmeiter eivistentes vom A'ikar zu Mailand 
verurtheilt; der König bestätigte das 1311 Mai 10 und verurtlieilte sie als 
Hochverräther^; der dieses ganze Verfahren veranlassende Aufstand zu Mai- 
land hatte aber erst 1311 Februar 12 stattgeftmden. Beim Verfahren gegen 
König Robert von.Sicilien 1313 lautet das erste Urtheil Februar 12 nur dahin, 
contra -dietum Jt. tanquatn putdicum imperii hostem procednidnm fore; 
und wie dieser Ausdruck an und für sich noch nicht auf bestindigen Bann 
schliessen lässt®, so ergil}t sich das hier insbesondiwe daraus, dass später, 
aber doch schon .April 26, eine endgültige Verurtheilung als Uocliveri'äther 
mit beständigem Banne folgt. ^ 

83. — Treten in späterer Zeit die beiden Stufen des Bannes bestimmter 
hervor, indem der Bann sogleich ausdrücklich als beständiger bezeichnet, oder 
beim Vorhergehen des lösbaren durch eine nochmalige ausdrückliche Bann- 
sentenz verhängt wird, .oder, wo' zunächst die Verurtheilung wegen Hochvor- 
raths ins Auge gefasst wird, wie in den Sentenzen K. Heinrichs VB, diese 
doch auch ausdrücklich die besonderen Wirkungen des Bannes hervorheben 
und verfugen, .so scheint beim Banne der früheren staufischen Zeit 
die Anschauung zweier Stufen des Bunnes an und für sich noch zu fehlen. Es 
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handelt sich da nicht um eine nochinalip;e ausdriickliclie Verhängung eines 
strengeren Bannes, sondern um ein stillschweigendes U ebergehen 
des lösbaren in den b e s t ä n d i g e n B a n n durch nachfolgende Verur- 
theilung wegen Hochverraths. Der früher verhängte Bann bleibt l>estehen, 
seine Wirkungen dauern fort, auch ohne dass die spätere Sentenz den Bann 
nochmals ausdrücklich verhängte; nur das Ilinzukommen eines so strengen 
Urtheils, dass freiwillige Unterwerfung unter dasselbe nicht mehr erwartet 
wird, macht ihn zum beständigen. 

Das erste Verfahren K. Friedrichs 1 gegen Mailand erwähnten wir bereits. 
Auf dem ersten Zuge 1155 wurde die .Stadt zunächst gebannt. Gegen Ende 
des Zuges erging dann ein l’rtheil, welches, wenn unsere Auffassung richtig 
war, allerdings noch keine Verurtheilung zu den .Strafen des Hochverraths 
enthielt, aber durch endgültige Entziehung der Regalien den Ungehorsam em- 
pfindlicher str.afte. ' Bis zur Rückkehr des Kaisers nach Italien 1158 wurde 
jener Bann nicht gelöst, aber anscheinend auch noch kein strengeres Urtheil 
gefallt. .Vllerdings wurden die deutschen Fürsten .ausdnicklich zur Heerfahrt 
gegen Mailand aufgeboten*, und schon vor der Ankunft des Kaisers wurden 
die Placentiiier von den Reiehslegaten verpflichtet, die Mailänder zu bekriegen 
und Personen und .Sachen festzuhalten .aber das waren Massregeln, welche 
schon der einfache Bann reclitfertigte. ^ Erst nach dem Eintritte des Kaisers 
in Italien wird nun ein weiteres Verfahren gegen die Mailänder eiTigeleitet. Sie 
werden in aller Form Rechtens vorgeladen, zweifellos, um sich gegen die Be- 
sclnddigung des HochveiTaths zu vertheidigen. .Sie schicken auch Gesandte, 
aber olfenbai: nicht, um sich auf das gerichtliche Verfahren einzulassen, son- 
dern um dasselbe durch Erwirkung der Gnade des Kaisers vermittelst Geld- 
zahlungen abzuwenden: <2'’-' et utrkti iuris aetiomhus 

eonreniri vidivent, neqiie prhuiptm paetione midtae peeimiae posse de- 
tiniri, suffrapio optinuiticm frustra qnaesito paeisque in/ecto negotio ad 
ams'revertuntar. Man-wird auch hier nicht gerade annehmen müssen, dass 
sie wegen des langen Verh.arrens im Banne an und für sich das Recht auf 
Lösung verwirkt hatten. Denn was sie jetzt anboten, hätte offenbar nur auf 
der ersten .Stufe des Bannes genügt. Unbedingter Gehorsam, der allein einen 
rechtlichen Anspruch auf die Lösung geben konnte, hätte jetzt erfordert Unter- 
werfung unter das frühere Urtheil, also Verzicht auf die Regalien, gnd Unter- 
werfung unter das bevorstehende Urtheil, welches unzweifelhaft, nachdem der 
dauernde Ungehorsam der .Stadt den ganzen Heereszug zunächst veranlasst 
hatte, auch bei Gehorsam kein leichtes geworden sein dürfte. So erfolgt denn 
das Urtheil : /»rpcmto)' astipidaiilihiw itidieihits et jndniis de Italia- contra 
Mediolaiirmes eoudeinnationie ]>rnferens sententiain, Itostes eos iudieal, 
nmnique apparatii ail ahsidionetn civitatis necingitnr.^ .Sind auch die Aus- 
drücke Ragewins wenig bestimmt, so handelt es sich hier doch offenbar nicht 
mehr um eine einfache Bannsentenz, sondern um eine endgültige Kondemna- 
tion wegen Hochverraths. ■ , 

Ü. — 1« V'gl. § 73 II. 2. 2. Ott. Frising. Ce.i!ta I. 2 e. 3(J. S> Bnielli 1, 310: 
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Bestimmter ergibt sich bei dem Verfahren gegen Creraa 1159, dass 
die Jahresfrist für endgültige Venirtheilimg nicht in Betracht kommt. Etwa 
im Juni, jedenfalls nicht viel friiher, wird Crema wegen Abfalls zn Mai- 
land von Cremona verklagt. Super hoc schimnatc conventa coram pnncipe, 
nee eitatione legitima, nee vadibu», quos dudiim dederat, rogi poterat, ut 
advermiin se e.rperientibus indieio sisti eurarent ; qua de re pro absentiae 
eoniunmeia ae eontumae! absentia contra ee eententiam tristem ea’cipiunt 
hnstesque iudienntur.^ Die Ausdrücke sind nicht wesentlich verschieden von 
den oben gebrauchten, man könnte darin eine endgültige Vemrtheiinng sehen. 
Dagegen scheint nun freilich zu sprechen, dass erst nachdem die Belagerung 
einige Zeit gedauert hatte, im .September, ein endgültiges Urtheil erfolgt, ins- 
besondere auf die für den Hochverrath charakteristische Konfiskation alles 
Gutes erkannt und das dann alsbald durch kaiserliche Vergabungen des ver- 
wirkten Gutes ausgefühit nird." Danach würde wenigstens nach der dem 
späteren Verfahren entsprechenden Auffassung der Bann anfangs nur ein lös- 
barer gewesen sein. 

84. — Es scheint mir da aber überhaupt für den Bann der früheren 
staüfischen Zeit vielfach eine andere Auffassung massgebend gewesen zu sein, 
insofern mit der Verurtheilung als Hochverrat her die Verurtheilung 
in die einzelnen Strafen des Hochverraths nicht nothwendig zusammenfiel. 
Der spätere Reichsbann spricht in der Regel, vielleicht durch das Vorgehen 
beim städtischen Banne veranlasst, sogleich eine bestimmte Strafe aus, beim 
lösbaren eine Geldstrafe, Iteim beständigen die angegebenen Strafen des Iloch- 
verraths. In der frühem Zeit scheint das wenigstens in den uns bekannten 
Fällen nicht üblich gewesen zu sein; die Bannsentenz besagt zunächst wohl 
nur, dass der Imgehorsame der Gnade des Kaisers und damit des Rechts- 
schutzes verlustig ist; ausdrücklich zu bestimmen, unter welchen Bedingungen 
er die kaiserliche Gnade wiedererhalten, gelöst werden kann, ist unnöthig; 
denn Vorbedingung ist jedenfalls unbedingte Unterwerfung unter den Willen 
des Kaisers, der nun erst die Strafen bostimmen mag, welchen der Gebannte 
sieh zu unterweifen hat. Ebenso scheint nun in Fällen schwereren Ungehor- 
sams das Urtheil gegen den l'ngehors.amen zunächst nur erklärt zu haben, 
dass er Hochverräther sei, nicht aber schon ausgesprochen, dass er demiiac-h 
die.sen und jenen Strafen verfallen sei; als nächste Wirkung erscheint nur, 
dass die gebannte Person oder .Stadt vom Reiche bekriegt wird zu dem Zwecke 
ihrer gewaltig zu werden; ist da.s erreicht, so ist es früh genigj, nun darül>er 
zu urtheilen, welche Strafe über sie zu verhängen ist. Diese Strafe hätu- ganz 
dieselbe sein können, wenn ein Unheil tioch gar nicht vorhergegangen wäre; 
scheint cs in früherer Zeit immer üblich gewesen zu sein, der Befehdung durch 
das Reich ein Ungehorsamsverfahren vorhergehen zu l.ossen, so scheint 1 .'{ 1 1 
bei Brescia ein Bann oder sonstiges l'rtheil gar nicht vorhergegangen zu sein, 
da das bei dem nach bedingungsloser Uebergabe erfolgenden Urtheil gar nicht 
lictont vird ; alier alle Strafen, welche sonst den wegen Uochvemaths be- 

83. — 1 #• Radevie. I. ‘1. e. 39. 7. Balimer Acta UM). 


Digitized by Google 


V'erfabrco der frübem suuli&cben Zeit. 


181 


ständig Gebannten treffen, werden hier entweder verhcängt oder ausdrücklich 
Dachgesehen. ' 

Das Schluss nun aber nicht au.s, das.s auch eine Verurtheilung in 
einzelne Strafen des Hoch verrat hs oder, bei lösbarem Banne, doch 
des Ungehorsams erfolgen und ausgefiihrt werden konnte, che die Befehdung 
durch das Reich ihren nächsten Zweck, des Ungehorsamen gewaltig zu werden, 
erfüllt hatte. Auf dos frühere allgemeine Urtheil liin, dass der Ungehorsame 
ein Feind des Reichs oder ein Uochverräther sei, konnten nun später jederzeit 
weitere Einzelurtheilc erfolgen, welche wegen des Ungehorsams oder llochver- 
raths bestimmte Strafen über ihn verhängten; doch scheint man dazu gewöhn- 
lich nur dann gegriffen zu haben, wenn eine bestimmte Veranlassung vorlag, 
sich insbesondere die Möglichkeit zeigte, die .Strafe sogleich auszuführen. .So 
bei dem erwähnten Urtheile, welches den .Maik'indern die Regalien abspfach^; 
nächste Veranlassung war wohl die Absicht des Kaisers, das MUuzrecht auf 
Cremona zu übertragen ; und wenigstens in diesem Punkte liess sich der .Spruch 
ausführen, auch ohne dass Mailand miterworfen war. Deutlicher tritt da.s noch 
bei dem Vorgehen gegen Crema 1159 hervor. Nachdem die allgemeine Ver- 
urtheilung früher erfolgt war und die Belagerung schon eine Zeitlang gedauert 
hatte, erfolgte das Urtheil: i^uoniam Crema et omnee Oremenses sub nostro 
sunt banno positi, statuimus — , iit omries — persone, que in tempore hoo 
in Crenui sunt, tarn feudum quam etiam allodium totum amittant. Die 
Motivirung weist ausdrücklich auf den frühem Bannspruch als dasjenige hin, 
was das jetzige V'orgehen rechtfertigt. Es tritt hier weiter- auch die nähere 
V'eranlassung bestimmt hervor; der Kaiser wollte schon jetzt über das Gut zu 
Gunsten seiner Anhänger verfügen. Auf jenen Urtheilsspruch gestützt, dessen 
.Vufbewahrnng im bischöflichen Archive von Cremona sich daraus erklärt, 
vergällte er zwei Monate später einen Theil des den Cremensern abgespro- 
chenen Eigen an die Kirche von Cremona. An dieselbe, dann an Tinto Mussa 
von Cremona gab er auch Eigen und Lehen von Mailändern, gegen welche ein 
ganz entsprechendes Urtheil gelallt sein muss; die Rücksicht auf den nächsten 
Zweck tritt da besonders deutlich darin hervor, dass der Kaiser sagt: lieet 
qeneraUtcr omnium illorum fMediolanensium) bona publicavissemus, qtto- 
rundam tarnen bona speci(Uiter piiblieamus, nämlich derjenigen, deren Cre- 
moneser Kirchenlehen er dann dem Bischöfe als heinigefallen zusprach. ^ 
Weiter ist nun aber jenes Verlust von Eigen und Lehen aussprechende Urtheil 
keineswegs in so weit als ein endgültig abschliessendes zu betrachten, da^s 
damit die .Strafen überhaupt erschöpft gewesen wären, welchen die Gebannten 
verfallen konnten. Es wurden nur .Strafen bezüglich des Guts ausgesprochen, 
welche schon ausführbar waren; .Strafen gegen die Person zu verhängen, war 
keine Veranlassung geboten, ehe man derselben habhaft war. Als nun aber 
während der Belagerung zwei Cremenser gafiuigen wurden, Hess der Kaiser sie 
vorführen und richtete an seine Kurie die Frage, »i ipsi, tum quia in banno 
positi sunt, tum quia contra euni pupnantes periuri fuerant eßccti, mori 
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di’heri'iU, an non; nach gflialtwicr üeratluing urtheileii dann die Fürsten, 
eos iurt: aupra diclo mori ddiere.* So wird auch hier neben dein bewaffneten 
Widerstande gegen das Reich als Grundlage des Todesurtheils der frühere 
Bannspruch hervorgehoben. 

Uebrigens sind wir über die Fassung der Urtheile, durch welche Unge- 
horsame zu Hüchverräthem erklärt wurden, für das zwölfte Jahrhundert nur 
ungenau unterrichtet. Die einzige erhaltene Beurkundung eines solchen ist die 
Sentenz gegen den Gegeupabst Anaclet und dessen Anhänger 1133, wo es 
einfach heisst, dass sie tarn dirlmu; quam regiae maieatatis rei — dainnati 
sunt et Jtoatea a prindpibna ciiriae noatrae iiidicati, was unserer Annahme 
insofern entspricht, als bcstiumite Strafen des Hochverraths nicht ausgesprochen 
sind. Doch würde das nach dem Berichte Ragewins über die Verurtheilung 
Mailands 1159 allerdings sogleich geschehen sein. Dor Kaiser klagte über die 
Stadt wegen des Crimen perduellionia imd des Sceliia Uicaae maicalalia. 
Die Mailänder werden dann mehrmals geladen: Com autcin nemo compa- 
reret, qtd ahacntiac iüorom cauaam ralionabiletn ederel, tanqoam contu- 
nuicea, reiellea et imperii desertotva aeveritatia aenlentiam exeipion/, hoalea 
pronutu'iantur, rea eoriim direplioni, pcraonac aervituti ffdindieantor. 
Es Hesse sich das zur Noth noch nur auf die nächsten Wirkungen des Bannes 
selbst für Personen und Sachen beziehen; aber die unlnittelbar folgende Be- 
merkung: Eiuaque rei oecaaione in audientia j>rincipia aatia diapotatom 
eat loculenterqiie exi>reaaum, quae poena excipere debeat, qoi defectionia 
aut laeaae maieatatia rei forent deprehenai, scheint doch bestimmt darauf 
zu deuten, dass man dabei schon eine Verurtheilung in bestimmte Strafen des 
Hochverrathes ins Auge fasste.® Es handelt sich da übrigens nur um einen 
formellen Unterschied, und es ist möglich, dass man auch sonst die .Strafen, 
welche der verurtheilte Hochverräther verwirkt hatte, sogleich aussprach ; aber 
weder war das nöthig, um diese Strafen später eiiitreten zu lassen, noch 
schUesst das aus, dass man dennoch bei der thatsächlichen Ausführung ein- 
zelner Jjtrafeu sich nicht mit, der allgemeinen Verurtheilung begnügte, sondern 
dieser immer noch ein besondej'es Eiiizelurtheil vorhergehen Hess. 

85. — Diese Gestaltung des Bannverfahrens der frühem staufischen 
Zeit .scheint sich dem d e iit s c h e n A c h t s v e r fa h r e n näher anzuschliessen. 
Auch bei diesem handelt es sich eigentlich nicht um zwei Achtssenteuzen ; der 
Ausdruck überacht konunt in älteren Quellen nur ganz vereinzelt vor'; cs 
fehlt insbesondere den älteren Rei.chsgcsetzen ein (nitsprechcnder Ausdmek. 
Die vom Reiche verhängte Acht oder Proscriptio dauert, wenn sie nicht gelöst 
wird, einfach fort; sie wird zur unlöslichen, zur Oberacht, nur durch das llin- 
zukommen einer Verurtheilung in Echtlosigkcit oder Ehr- und Rechtlosigkeit, 
welche, wie die Verurtheilung des Gebannten als Ilochvcrräther eine Reihe 
von .Strafen zur Folge hat, wenn diese ausgfefuhrt werden können, während 
liir die nicht ausführbaren die durch die fortbestchende Acht bedingte Fried- 

84.—] 4. Otto Morciu. Mon. Germ. 18, 815. ö. Hsdevic. 1. - c. 23. 30. 

86. - 1. Vgl. S S1 u. 0. 
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losigkeit L'iiistwi'iligeti ErtdiU bietet. .Sollt»' diese Eclitlosigkeit immer eiiitreteii 
bei Verharren in der Aclit duroli Jahr und Tag, .so s(Jieint doeli jedesmal noeh 
eine ausdriiekliehe Venirtlicilung durch den Kaiser nöthig gewesen zu sein; sie 
ist nach dem Mainzer liecht 1235 zu verhängen per senteiUiain noetram'^; 
tnid man wird diese .Sentenz immerhin |ia.ssend als Überacht bezeichnen können. 

Wir sahen aber weiter, dass wenn die Klage auf llochverrath ging, der 
Ungehorsame sogleich zur Echtlosigkeit verurtheilt werden konnte; er verfiel 
nicht blos der .\clit, . sondern wurde auch als llochverräther verurtheilt. Das 
war der Fall bei Heinrich dem Löwen und ich denke, es dürfte sich manches 
in dem Vorgehen gegen ihn leichter erklären, wenti wir annehnien, das Ver- 
fahren sei damals in Deutschlmid dem in Italien entsprechend gewesen. Nach 
dreimal versäumter Ladung wird der Herzog, wahrscheinlich 1 1 79 August zu 
Kayna*, geächtet und zwar sogleich wegen Hochverraths in der Bedeutung der 
überaclit.* Auf Grundlage dieser allgemeinen Verurtheilung hätte nun Hein- 
rich sogleich auch in die einzelnen .Strafen der Echtlosigkeit verurtheilt werden 
können ; aber es war nicht nöthig das zu thun, so lauge eine bestimmtere Ver- 
anlassung fehlte. Hier scheint sogar eine bestimmtere Veranlassung Vorgelegen 
zu haben, es vorläufig bei dem allgemeinen Urtheile zu belassen. Auf Bitten 
der Fürsten wurde ihm nämlich als besondere Vergünstigung noch ein vierter 
Tag gesetzt. Wohl nicht zu dem Zwecke, sich zu rechtfertigen; denn er war 
endgültig verurtheilt; sondern zu dem Zwecke, um durch Unterwerfung unter 
den Willen des Kaisers Begnadigung zu erhalten, ehe auf Grundlage der frü- 
heren .Sentenz nun weitere Einzelurtlteile gefällt und ausgeführt waren, welche 
man eben zu diesem Zwecke noch , hinausgeschoben haben wird. Dagegen zeigt 
schon die allgemeine .Sentenz sogleich dieselbe Wirkung, welche wir auch in 

2, Mon. Germ. 4, 317. Nach der Const. contra incendiarioi. 1187, Mon. Germ. 4, 184, 
knnntc es allerdings .scheinen, als .sei die Echtlosigkeit nach .\blauf der Frist ipso iure ein- 
getreten. 3. Vgl. die gründliche Untersuchung ron Weiland, Forschungen 7, 175. welche 
mich einer Anfühntng der Belege überhebt, wenn ich auch glaube, einiges anders aufiassen 
lu müssen. Was die Folge der Rechtslage betrifft, so habe ich gegen den sonst güt be- 
zeugten au Nürnberg entschiedene Bedenken wegen des Itinerar; die Daten Juli 1 Magde- 
burg, Juli 29 Erfurt mit zahlreichen Zeugen (Rein Thüringia sacra 1, 5f>), .Vug. 1$ Kayna 
machen einen dazwischenliegenden Aufenthalt zu Nürnberg durchaus unwahrscheinlich. 
Entweder dürften die Pegaucr Annalen Erfurt und Nürnberg TCrwechselt haben, oder es 
war doch zu Magdeburg schon der zweite, nnd dann wohl zu Worms im Januar der erste 
Rechtslag, wodurch auch die Bedenken wegen Nichteinhaltung der Fristen entfallen. 
4« Vgl. § 81 n. 8. Weiland 177 fasst die Proscriptio als durch Jahr und Tag noch lOsbare 
Acht. Dann wären aber .luch erst nach derselben Frist die R<jichslehen verwirkt gewesen; 
ein Bedenken, welches Weiland allerdings dadurch zu beseitigen sucht, dass er von der 
Aechtung eine spätere Verurtheilung wegen Sachfälligkeit unterscheidet. Eine solche Schei- 
dung scheint mir aber dem Achtsrerfahren ganz fremd zu sein. Bei der einfachen Acht 
erfolgt überhaupt kein endgültiges Urtheil in Abwesenheit des Beklagten, sondern nur, 
wenn er sich freiwillig stellt oder gefangen eingebracht wird. Bei der Oberacht aber scheint 
die Verurtheilung zunächst nur wegen des als Hochrerrath betrachteten Ungehorsams za 
erfolgen. Wenn die Repgowisebe Chronik bei Heinrich ein Uebergehen der Acht nach Jahr 
nnd Tag in Oberaebt annimmt, so scheint mir das nur ein Beweis mehr, dass die Stelle 
nach der bezüglichen Bestimmung des .Sachsenspiegels so gefasst wurde. V'gl. Ficker Ent- 
stehungszeit des Saebsensp. 71. 
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Italien tonden; der uiiKcliorsanre Verurtheiltc wird zunächst als Reichsteind 
bekriegt, imi seiner gewaltig zu werden. Als dann einerseits der Herzog auch 
die Gnadenfrist verstreichen Hess, andererseits der Kaiser wünschen mochte, 
über das ihm Abzusprechende anderweitig verfügen zu können, ging man auf 
Grundlage ^jener Oberachtserklärung mit Einzelurtheilen vor. Zu Wirzburg 
1180 Januar wurden ihm nach der Urkunde über die Verleihung des Ilerzog- 
thums Westfalen zunächst die Ilerzogthümer Uaiem und Sachsen und über- 
haupt alle Reichslehen abgesprochen; was nicht ausschliesst, da.ss dort zu- 
gleich, wie Geschichtschreiber angeben, Urtheile erfolgten, welche iluii auch 
Erbe und Kirchenlehen absprachen, da für die Urkunde eben nur das auf die 
Rcichslehen bezügliche Urtheil von Bedeutung war. Da Wiiv.burg der Ort 
war, wo herkömmlidi sächsische Angelegenheiten erledigt wurden, wenn das 
nicht im Lande selbst geschah®, zunächst dann auch nur über Sachsen ver- 
fügt wird, so sollte das Urtheil wohl nur zunächst dazu dienen, dem Kaiser 
.Sachsen zur Verfügung zu stellen, wenn es auch ganz allgemein gefasst war. 
Als der Kaiser dann später Baiern ins Auge fasste, begnügte man sich weder 
mit der Achtssentenz, noch mit dem doch auch Baiern treffenden Wirzburger 
Urtheile; es wurde im Juni zuRegensburg abermals ein Einzelurthcil gegeben, 
welches Heinrich zunächst Baiern, weiter aber auch wieder, wenigstens nach 
den Pegauer Annalen, ganz allgemein Erbe und Lehen absprach. Es handelt 
sich dabei überall nicht so sehr um nochmalige, etwa in jedem Lande® zu 
wiederholende Verurtheilungen des Herzogs, sondern tun Einzelurtheile der 
Fürsten darüber, was die frühere Verurtheilung für rechtliche Folgen habe 
und zwar mit nächster Bezugnahme gerade auf das, was unmittelbar ausge- 
fülirt werden sollte; ganz so, wie auch jenes Urtheil gegen Crema zunächst 
nur Eigen und Lehen ins Auge fasste oder wie trotz der früheren allgemeinen 
Verurtheilung der Mailänder in den Verlust ihres Gutes dasselbe einzelnen 
nochmals besonders abgeurtheilt wurde, weil man gerade über dieses unmittel- 
bar verfügen wollte. ' Von der Person Heinrichs ist nirgends tlie Rede, da 
keine Veranlassung war, sich darüber auszusprechen, was die Verurtheilung 
in dieser Richtung zur Folge habe; wäre er etwa gefangen eingebracht, so 
würde dann zft-eifcllos auch darüber ein Urtheil erfolgt sein. .Sollte da Ein- 
zelnes auch eine andere .Vuffassung zulassen, so ergibt sich doch im allge- 
meinen eine auffallende Uebereinstimmung dieses am genauesten bekannten 
Falles deutschen Veifahreus mit dem Vorgehen In Italien in früherer stau- 
fi sehet Zeit. 

86, — Es ergab sich, dass in Italien ein Uebergehen des lösbaren 
Bannes in beständigen wegen Verharren im Ungehorsam durch Jahr und Tag 
unbekannt ist; der Bann kann einfach ein lösbarer bleiben, wenn zu schärferem 
Vorgehen eine besondere Veranlassung fehlt; es kann aljcr auch jederzeit eine 

85.-15. Wie baierische Angelegenheiten auch zu Nürnberg und Augsburg erledigt wurden. 
Belege werde ich im zweiten Bande des Ileichsfürstcnstandes bringen. 6« Obwohl doch 
gegen Weiland zu bemerken ist. dass sich bestimmte Zeugnisse Hnden« dass jeder nur in 
meinem Lande ge&chict werden nullte. Vgl. Moo. Boica 3L 510. (irimm Kccbtsaltcrth 300. 
7. Vgl. § 84 n. 3. 
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Venirtheilung zu bei^tiiiidigi'iii Banne folgen. Es i.st aljcr weiter das Vorher- 
gehen des lösbaren Bannes keineswegs iiütlüg, damit ein beständiger 
verhängt werden könne. Für die früliere .staufische Zeit ergibt sieh das schon 
aus dem Gesagten, .so insbesondere l>ei der Venirtheilung Mailands 1159'; 
s|)äter wird 1226 gegen die Lombarden, 1239 gegen den Markgrafen von 
Este sogleich beständiger Bann verhängt. M'ir sahen, da,ss ebenso in Beukseh- 
land in gewissen Fällen sogleich die überacht verhängt werden konnte; aber 
doch erst nach drehnaliger Ladung unter Einhaltung bestimmter Fristen.^ 

ln Italien war das beim lösbaren Banne nicht erforderlich; einmalige 
Aufforderung zum Gehorsam genügte.* Was nun die Noth Wendigkeit der 
Einhaltung g e .s e t z I i c h e r L a d u n g c n u n d F r i s t e n für Verhängui)g 
des beständigen Bannes Oiler, wo es sich um ein Uebergehen des lösbaren in 
den beständigen handelt, für ein Kontumazialurtheil wegen Ilochverrath be- 
trifft, so finden wir allerdings mehrfach betont, dass die gesetzlichen drei La- 
dungen vorhergegangen seien, zumal in der früheren staufi scheu Zeit. 
Aber auch dann wurden jedenfalls nicht die langen Fristen des deutschen 
Rechtes von mindestens vierzehn Tagen eingelialten ; auch nicht die des rö- 
mischen von mindestens zehn Tagen, obwohl man sich übrigens sichtlich zu- 
nächst durch die Bestimmungen des römischen Rechts leiten liess.^ Es dürfte 
vielmehr die Bestiimming der Fristen dem Ermessen des Richters nach der 
be.sondern I^age des Einzelfalles überlassen gewesen sein, wie das auch im 
kanonischen Prozesse die Regel wurde. * Fasste man dann zugleich den Satz 
auf, dass eine [leremtorisclie für alle Ladmigeh ergehen könne, so war schon 
auf diesem Wege ein sehr rasches Vorgehen ermöglicht. 

In den einzelnen Fällen sind wir zwar nur selten genauer über die La- 
dungen unterrichtet; aber es lässt sich wenigstens mehrfach nachweisen, dass 
es sich nur um kurze Fristen gehandelt haben kann. Der Gegenpabst 
Anaclet und seine Anhänger wurden 1133 saepe commoniti jedenfalls vor 
■luni 4, als dem Tage der Kaiserkrönung, verurtheilt. Der König war aber 
erst April 30 nach Rom gekommen ; es folgten daun noch luannichfache Ver- 
handlungen, bis es zu der das ganze Verfahren veranlassenden Wortbrüchig- 
keit kam, so dass für dieses Verfalireu selbst nur ein sehr kiu'zer Zeitraum 
erübrigt 

Auf K. Friedrichs I Römerzuge wurden Chieri und Asti Anfang Dezember 
1154 zu Ronoalia verklagt. Im Januar, da sie den bezüglichen Befehlen des 
Kaisers nicht gehorchen, ianijuatu rebellionia rei hostea indkati proacri- 
bimtitr; durch Verwüstung beider Städte wird das Urtheil alsbald ausgeführt. 
Erst nachher oder doch nicht viel früher wird nach dem Berichte Otto's von 
Freising überTortona geklagt und der .Stadt vom Kaiser befohlen, das Bünd- 
niss mit Mailaiul aufzngeben. Da sie nicht gehorcht, tanquam maifstatia rea 
et ipaa inter hoatea hnperii (uliiiiiw’rata proacrihitur. Es vergeht daim 
noch einige Zeit mit den Vorbereitungen zur Belagerung; dennoch wird diese 

M. - 1. Vgl, s 84 D, 3. 2. Vgl. § 81 n. Ü. 3. Vgl. § 70. 4. Vgl. auch 

S 70 n. 3. 5. Vgl. Tancred P. 2. t. 3. § 1. 
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schon Fchniai' 14 l(o>'oimeu.'’ Lassen sich <lic Zoil|iunkto auch nicht j;enau 
testslellen, so ergibt sieh doeli, dass von längeren Fristen nicht die Hede 
sein kann. 

Etwas genauer sind wir über das Verfahren gegen die Mailänder 1158 
unterrichtet. Kai-ser und Heer scheinen der Ansicht, dass es gegen sie als 
Kehellen eines weitern Verfahrens nicht bedürfe; wie .sie denn allerdings schon 
lange im Banne waren. Al mipientca et lefjuin periti pcrsiMdeut, Medio- 
lanenseg, lieet improhoe et inftuiws, iudieis tameti officio per legitimus 
inducias cituudos esse, ne riolentia eis illnla vel contra ins in (d)sentes 
grolata sentenlia rideretur. Glaubt Uagewin ausdrücklich hinz’ufügen zu 
müssen; Legitimus vero inducias dicunt iudieis edielum unum, mo,c alte- 
rum et tertium, seit unum pro omuibus, ijuod peremjitorium nomiriaiur, 
quod et factum cstd ; So ist klar, dass es .sich hier nicht um die den Deutschen 
geläufigen Fristen handelt, sondern um diu von den italienischen Rechtskun- 
digen geltend gemachten Bestimmungen des römischen Rechtes. Mag nun nur 
eine percmtorische Ladung, mögen mehrere erlassen sein, die Frist war jeden- 
falls eine ganz kurze. Juli 6 kommt der Kaiser nach Verona**, ist noch Juli lü 
im Veronesischen® und zieht dann gegen Brescia; hier erst, nach Vereinigung 
des ganzen Heeres, erfolgt das Vorfahren gegen Mailand. Nach der Verur- 
theilung aber wartet der Kaiser noch einige Tage, um Zeit zur Unterwerftmg 
zu la.ssen'®; dann erst rückt er an die Adda, welche das Heer dennoch schon 
Juli 23 * ' en'eicht. Nach diesen feststehenden Zeitangaben dürften kaum viel 
mehr als acht Tage für das ganze Verfahren erübrigen. ' ’ 

Weniger rasch war das Verfahren gegen Mailand 1159, zumeist wohl 
desshalb, weil der Kaiser nicht .sogleich in der Lage war, einem Urtheile 
Nachdruck zu geben. Die verajdassende Missethat, die Vertreibung derReich-s- 
Isitcn, geschah Anfang Januar; April 16 zu Bologna erfolgte die Bannsentenz, 
licet eos non requisierit, wie die Mailänder Annalen sagen. Andere Quellen 
wissen aber auch hier von Ladungen. Nach Vincenz von Prag werden die 
Mailänder geladen, erscheinen und versprechen Genugthuung, wozu ihnen ein 
Tertnin in der Ostcroktave gesetzt wird*’; über das weitere Vorgehen erfahren 
wir nichts; die Verurtheilung würde danach bei Versäummig jenes Termins 
erfolgt sein. Nach Ragewin klagt der Kaiser Anfang Februar vor den Fürsten 
Mailand des Hochverraths an, wobei er sich wieder anscheinend für berechtigt 
hält, unmittelbar gegen die Stadt vorzugehen; es erfolgt aber ein Spruch der 
Fürsten, dass zunäeiist auf dem Rechtswege, dann erst mit den Walfcn vor- 
zugehen sei. Itaque proponuntsir edietu, Herumque Mcdiolanenses in ins 
per legitimus cilanlur inducias. Sic stellen sich dann auch zu Marengo, wo 
der Kaiser den grössten Theil des Februat- verweilte, geben aber eine heraus- 

66. — I #• Ott. Frising. Gesta 1. 2. c. 12. 15. 16. Ann. Mecliol. Mon. Germ. 18,360. 7, Ile- 

dcTicus 1. 1. c. 27, 8, Ann. Mediol. Mon. Germ. 18, 365. !), Bflhmer Acta 06. 07. 

10. Itadericns I. I. c. 20. H, Vincent, l’rag. Mon. Germ. 17, 669. 670, woraus sich 
der r.weite Tag ror Jacubi ergibt. Oumit stimmt genau Kadevicus I. 1. c. 32, und im allge- 
meinen Moreua, Mon. Germ. 18, 603. der wotil etwas zu lang den Aufenthalt im Brescia- 
nischen auf fünfzehn Tage augibt. 12. Mon. Germ. 18, 367. IB. Mon. Geim. 17, 676. 
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fordernde Antwort; ctmuitu' hiwcft oMd nwlta i'ilio jtroC(U'i(Hlts i'erhu pro-^ 
liilisseii/, iufeclö n/’t/olio tliaieiliinf , aliiwijiw Uli« ilifs pi't’ßpiUit:. 

Dann heisst es von der V^erurtlicilung zu Bologna: Jam dtf« aUetat, qua« 
Mediolannmibus tertio r«l quarlo praefitVa f ttfral. Tum impi'rator con- 
rociilis iudicibus ttlepisjH'riiis, quiineacii’itale frequcule« ttileranl, dtni'i 
iubet JUediolanensea. Cum, autem nemo compaeerel, qui (disentiae illorum 
eaiiaam Yalionabilem ederet, — aeveritatis seuienüam twcipiuntj^ Es 
selieinen demnach nicht allein die gesetzlichen Ladungen eingchaltcn, sondern 
auch die Fristen nicht sehr kurz- bemessen gewesen zu sein. 

Auch von. dei- V^erurtheilung des Grafen von .Savoien 118Ö heisst es, er 
sei für immer gebannt de plurimia et eliam peremloriia eilationibna eonta- 
maeiter iibsena. Es scheint doch überall Gewicht darauf gelegt zu werden, 
dass die gesetzliclicn Ladungen eingehalten sind; man hatte dabei wohl weniger 
den Bann, als die eigentliche Verurtheilung als Endziel des Verfahrens im 
Auge und hielt sich an die allgeinehien Bestimmungen über die Vorbedingungen 
eines Kontumazialurtheils, ohne sich freilich an längere Fristen gebunden zu 
halten, wodurch das Verfahren dennoch mehrfach ein überaus rasches werden 
konnte. 

87. — Daneben fanden wir fröilich eine Aulfassung hervoitreten, wonach 
der Kaiser sich’ zu unmittelbarem Einschreiten berechtigt hielt; tuan scheint 
geltend gemacht zu haben, dass bei Ungehorsam gegen das Reich die Nicht- 
einhaltung der gesetzlichen Ladungen und f'risten gestattet sei. 
Und ich mochte glauben, dass das dem altern italienischen Rechte 
entspricht. Heisst es in schon besprochener .Stelle, dass Ungehorsam gegen 
die I..adung des Königs mit dem Tode zu bestrafen sei ', so ist freilich nicht 
au.sdrücklich gesagt, dass es sich nur um einmalige I..adung handelt. Ent- 
scheidend aber erscheint mir die Angabe in einem kaiserlichen Gunstbriefe 
für die von Ferrara 1055: Seeundum etiam quod lex iubet, in plaeito in- 
dueie Ulis eoneedantur, niai cum noa-aut uoeter misaua in regnam Ylali- 
citm eena'imua.'^ Es handelt sich da zweifellos flicht um einen Vorbehalt 
nur für den Einzelfall, sondern um ausdrücklichen Vorbehalt eines allgemein- 
gültigen Rechtssatzes, wonach der König und sein Bote an Einhaltung son- 
stiger gesetzlicher Fristen nicht gebunden waren. Die grö.sste Beschleunigung 
des Verfahrens, wie das Belegen schon des blossen Ungehorsams gegen ein 
Gebot des Königs mit den härtesten .Strafen finden denn auch in den beson- 
dem Verhältnissen des italienischen Königthunis ihre uächstliegende Erklärung. 
In Deutschland war .•Vnwesenheit des Königs im Lande die Regel, die Länge 
der Fristen demnach weniger hemmend. In Italien war Anwesenheit die Au.s- 
nahme. Kam der König in das Land, so musste das, was er durchfiiliren 
wollte, rasch durchgetührt werden, sollte es überhaupt zur Dm-chfifhrung ge- 
langen; nur jetzt hatte der König die Mittel zur Hand, den verweigerten Ge- 
horsam zu erzwingen; er musste auf imvcrweiltom Gehorsam gegen jedes Gebot 

14 . lUdeTic. t i. c, ‘J3. 24. 23. 3ü. 

87 . — 1 . Vgl. S 80 n. 4 2. Anti-i. It. 3, 753. 
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bcstelieu, gegen den Ungchorsiuiien sugleich mit den strengsten Stnilen vor- 
gelieii können; sollte er daliei an die Einlialtung wie<lerhulter Ladungen, län- 
gerer Fristen gebunden sein, so würde das ganze Verfaliren seinen Zweck in 
den meisten Fällen verfehlt haben. Und dasselbe traf natürlich auch zu bei 
den Boten, welche der König von Zeit zu Zeit in das Land schickte, um die 
Zustände desselben zu ordnen. 

88. — Wenn in der frühem staulischen Zeit ein solches Vorrecht des 
Königs nicht bestimmter betont wird, sich ein .Streben nach Einhaltung der 
ges(‘tzlichen Fonnen zeigt, so wird der gerade unter K. Friedrich I sich sehr 
bestimmt geltend machende Einfluss der gelehrten Jmisteii, für welche zu- 
nächst die Bestiiumungcn des römischen Rechts die massgebenden waren, ent- 
scheidend gewesen sein; doch mag auch das alte Herkommen wenigstens auf 
die Nichteiidialtung längerer Fristen noch immer cingewirkt haben, ln s p ä- 
terer staufischer Zeit hat man sich aber oftenbar, wie beim lös- 
baren, auch beim liesbändigen Banne an die gesetzlichen Ladungen nicht 
gebunden gehalten. Der. alte Brauch mag da nachgewirkt haben. Es wird 
ater weiter zu beachten sein, dass sich nun auch in den .Städten ein selir 
summarisches Bannverfahren ausgebildet hatte, bei dem wiederholte Ladungen 
imd Fristen ganz ausgeschlossen waren*; mid gingen, wde wir .sehen werden, 
die Beisitzer in den Reichsgerichten aus dem Kreise der städtisclicn Rechts- 
gelehrten hervor, so ist es sehr erklärlich, wenn man nun auch beim Reichs- 
baunverfahren dom .städtischen sich näher anschloss. 

.Schon bei der Verurtheilung der Markgrafen von Incisa zu Bologna 1191 
Februar 1 1 ** scheint der Ungehorsam umnittelbar ohne Wiederholung der 
Ladung mit beständigem Bann bestraft zu sein; als flrmid wird angegeben, 
dass sie .Strassenräuber seieig nee sc venertnü dc/endere in curia iwstra, 
qnnm cos nuinddo li. accusarcl de prodilionis criiaine; eine etwaige mehr- 
läche Ladung würde gewiss betont sein ; auch war der König erst einen Monat 
im Lande, für ein längeres V'erfahren gegen die entfernt wohnenden Beklagten 
wäre kein Ramn. 

Der Köllig sagt 1 220, dass sein Legat unter Drohung einer Bannstrafo 
die Grafen von Casaloldi zur llerau.sgabc von Gonzaga aufforderte, diese aber 
sein Gebot ad non nwdicam ininriaia rcffic maiestatis verachteten, proplcr 
quod sine nlia citnlionein inclum nlioriini prefer penam prcdictam tinim- 
adrcrlcndiim ei'ul in cos; aus Gnade habe er sie nochmals aufgefordert uiid 
da sie auch jetzt nicht gefolgt, verhänge er den beständigen Reichsbann gegen 
sie. Dieser ist doch zweifellos unter der Animadversio zu verstehen, zu der 
der König sich auf den blossen Ungehorsmn hin ohne alle weitere Ladung 
berechtigt gehalten hätte. 

Beim Vorgehen gegen die lombardischen .Städte 1226 ist allerdings von 
mehreren vergeblichen Versuchen die Rede, sie von ilrer Widersetzlichkeit 
abzubringen. .Vber bei dem dium eingcleiteten .Strafverfahren heisst es .so- 
gleich, sie seien vom Kaiser geladen, pcrcinptorinm terminuin indiccnles 
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ehdem, sicli vor ihm zu rerhtferligon. Da sie sich nicht stellten, erklärten 
Pürsten und Hofrichter, dass es dem Kaiser unmittelbar zustehe, iworfdere 
contra eo« tanqnam contra reo» crimlnis lese nuiiesfatis in ret>iis et per- 
sonis. Nur aus Gnade lässt der Kaiser noch einen Vermittlungsversuch zu 
und nimmt die vermittelten Bedingungen an; erst als die Lombarden die Er- 
füllung dersidben verweigern, spricht er unmittelbar den beständigen Bann. 

Am auffallendsten in dieser Richtung ist das Vorgehen gegen den Mark- 
grafen von Este 12.'{9. Bis ,Iuni 10 ist dieser in der Begleitung des Kaisers; 
gewarnt, bringt er sich an diesem Tage in Sicherheit; der Kaiser fordert ihn 
dann durch Peter von Vinea zur Rückkehr auf, was er verweigert.® .St-lwn 
.luni 13 wird dann gegen ihn und seine Genossen als citati coram cinsdem 
fimperntoris) presentia comparct'e contumaciter recusantes beständiger 
Reichsbann verhängt, also wohl zweifellos sogleich auf eine einzige Aufforde- 
rung zum Gehorsam. 

89. — In den Sentenzen K. Heinrichs VII, bei welchen über- 
haupt der Bann weniger in den Vordergrund tritt, nicht der Ungehorsam selbst 
als Hochverrath bestraft, sondern der Ungehorsame wegen bestimmter hocli- 
verrätherischer Handlungen vernrtheilt ward, machen sich wieder die Bestim- 
mungen des römisch-kanonischen Prozesses bestimmter geltend. Doch ergibt 
sich auch hier vielfach ein Strelien nach möglichster Beschleunigung und ^'er- 
einfachnng des Verfahrens, wie solche überhaupt vom Könige für Hochver- 
rathsprozesse gesetzlich vorgeschrieben wurde. ' Nur bei dem Verfahren gegen 
Lucca und Genossen gelU der jieremtorischen eine erste Ladung vorher; nach 
Ablauf des Termins heisst es dann: i terato eosdem cilar! fechnas, certis et 
lepitimis eis tcrniinis pro secundn, tertio et peremtorio assipnatis. .Sollte 
die erste Ladung nur ausnahmsweise sogleich die peromtorische einschliessen^, 
so wird das denn auch bei der Ladung K. Roberts 1312 ausdriicklich gerecht- 
fertigt; er wird geladen vsque ad tres menses pm.rinir ventnros, qaetn ttr- 
minnm eidetn pro j>rinw, secii7uIo et tertio perhemptorie assipnamas ex 
plnrihns iiistis et rationahilihus causis, et j)recipue propter viarnm dis- 
i'riiirina, qitia ad rum se.cnrus non polest haheri acccssus,^ Aber auch bei 
der ersten Ladung der Florentiner heisst es : veniant rcsponsut'i coram 
dictis iudicibus de iure in/ra quindechn dies proxiiiws ventnros, quem 
temnisium priino, secundo et tertio et rdtimo et peremptoi'io dicti iudiccs 
adsipnant eisdem, alioquin adiecto termino in antea dicti iudices — qtro- 
cedent contra cos iustitia mediante die jiredlcta. Doch wurden sie nach 
Ablauf der Frist nochmals geladen .auf einen Termin, bei dessen Niebtbenutzung 
sie .als überwiesen vernrtheilt werden sollten, so dass ihnen ein weiterer Ter- 
min nur noch zu dem Zwecke. l>e7oichnet wurde, einen .Sindicus zur Anhörung 
der .Sentenz zu schicken, wie das auch in andern Fällen erwähnt wird. 

In spätem .Sentenzen, und zwar nur in solchen, welche nach der Kaiser- 
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krüiiung gesprochen sind, spricht sich dann aber die Anschauung äii«, dass es 
einer Ladung zur ^'^erantwortung bei notorischen Missethaten wenigstens im 
(ierichte des Kaisers nicht bedürfe; freilicli mit Beziehung auf den römischeu 
.Satz, dass der Kaiser niclit an die Gesetze gebunden sei, wodurch sich jede 
Regellosigkeit rechtfertigen Hess. Bei dem Vorgehen gegen Pistnja und andere 
Städte, dann genau entsprecliend beim letzten Verfahren gegen K. Rotiert 
erfolgte allerdings eine Ladung, welche sogleich mehrere Termine benannte, 
nach deren Ablauf und fruchtlosem Warten über den Termin hinaus die ^’er- 
urtheilung wrklich erfolgt. Aber ein Recht auf diese Ladung gesteht der Kaiwr 
nicht zu; nur aus Gnade habe er den Robert zur Verantwortung geladen, ob- 
wohl seine aufgezählteu A^erbrechen so notorisch seien, giiod nuUa ponsent 
h^rffivfirsatione celari et nos, qui leqibus suhierti non sumns, contra riictiim 
Jtohci’tiim propter prcmissa ipso inrequisitn potiiisseniiis proceilcre. Und 
gegen die Paduaner wird dann wirklich .so vorgegangen; ohne Ladung werden 
übel' die ihnen zur Last gelegten hochverrätherischen Handlungen Zeugen ver- 
nommen und erklärt, dass sie auf Grundlage dieser Inquisition als nobirische 
HochveiTäther zu verurtheilen seien; sie werden dann zwar goladen, aber nicht 
um sieh zu verantworten, sondern nur zu dem Zwecke, nt certo termino »am 
elapso corani nohis ubicnnqne essemits et nostra curia re^drret ad haue 
nostram diffinitivani sndoitiam audiendam comparei'c curarent. 

90. Die Verhängung auch des lieständigen Reichshanne.s nach nur 
einmaliger Ladung, im letzterwähnten Falle sogar ohne Ladung, mildert sich 
nun freilich dadurch, dass auch hier vielfach von der Verhängung noch die 
Fälligkeit des Bannes zu unterscheiden ist, die Verurtheilung zwar so- 
gleich ausgesprochen, aber bei dersellien noch eine Frist zur Rückkehr zum 
Gehorsam gestattet wird, nach deren Ablauf dann freilich das Urtheil unmit- 
telbar wirksam wird. 

Aus der frühem stau fischen Zeit sind mir dafür allerdings Bei- 
spiele nicht bekannt; freilich fehlen uns da auch, abgesehen von der Venir- 
theilung des Gegenjiabstes 11.33, wo von einer Bannfrist nicht die Rede ist, 
Beurkundungen über Verhängung des Bannes; die urkundlichen Zeugni.s.se be- 
trefieii A'erurtheilungen solcher, welche schon im Banne verharrbui. Doch 
dürfte eine Bannfrist filierhaiqit kaum ülilich gewesen seiii. Denn es müsste 
auffallen, dass dieselbe in den oft ziemlich genauen Angaben der Gescliicht- 
schreiber gleichfalls nicht erwähnt wird. Dann legte das damalige N'erfahren 
sie weniger nahe. Einmal scheinen doch durchweg wiederholte Ladungen vor- 
hergegangen zu sein, ehe man zur Verurtheilung schritt. War dann aber diese 
Verurtheilung auch eine endgültige, so scheint sie in der Regel nur eine allge- 
mein gehaltene gewesen zu sein, die erst durch nachfolgende Einzelurtheile 
l>estimmteren Inhalt gewann ' ; bis solche erfolgten und ausgeführt wurden, 
hatte di(* kaiserliche Gnade noch freieren .Spii'lraiim ; es wird daher auch ajis- 
drücklich angegeben, dass der Kaiser 1 1 58 nach dor Verurtheilung Mailands 
noch einige Tage wartete, oli jetzt etwa Unterwerfung erfolge.''* Dagegen war 
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e.t später üblieh, mit der Verhäiigimg des beständigen Batines sogleieli in die 
einzelnen Strafen de.s Hoehverraths zu verurtlieilen; und wie das dem ^'ür- 
gehen der stiidtisehen Gerichte sich näher anschlies.st , su dürfte auch der 
Brauch der Bestimmung einer Bannfrist dem städtLsehen Vertahren entnoin- 
men sein.^ 

Vereinzelt finden sich allerding.s auch in späterer Zeit Fülle, wo eine 
Bannfrist fehlt; aber dann sind es auch eben solche, bei welchen der laige- 
horsam bereits als hartnäckiger sich erwiesen hat, eine weitere Uücksicht- 
nahine nicht mehr geboUm scheint. So bei Bannung der Lombarden 1 226, 
welchen schon vorher ein anssergewölmlicher Aufschub bewilligt war und 
welche ihr Versprechen, sich zu stellen, gebrochen hatten. Bestimmter noch 
tritt das hervor dureh den Gegensatz gegen die andern .Sentenzen K. Hein- 
richs VH bei der. Verurtheilung genannter Cnnnoneser und der della Torre 
1311,. wo der Grand zweifellos der ist, dass die.selbeii .schon früher vom Vikar 
des Königs gebannt waren. 

In der Regel scheint später noch eine Bann fr ist gegeben zu sein. Die 
Grafen von Ca.saloldi werden 1220 für immer gebannt, wenn .sie die Burg 
Gonz.aga ujfqne ad d/.i/i domimcum ]>ro,riiiM i'i<ntitriim — lym rfsiijua- 
verint; die Kürza; der Frist von nur vier Tagen wird auch hier damit zusam- 
meuhängen, dass sit* liereits vom Legaten gebannt waren. Doch waren auch 
sonst die Fristen ziemlich kurze; der Markgraf von Este und seine Genossen 
werden 1239 nach einmaliger .\ufForderung zum Gehor.sam für immer gebannt: 
nin hhic ad ocio dies jtt'o.rimos vniiant prenytis impn'ialibus et suorum 
niintinriou obedire parati, iddeiiiiupie imperialis utaiestas vel eins nniitii 
adtfunt in tota Marchia* vel eliain fvimhardia . .\ehnliche Bestimimmgen 
finden sich in den .Sentenzei) K. lleinriclis VII. Für Florenz wird eine Frist 
von zw:anzig, für Fistoja. von vierzehn Tagen bestimmt. Für das Ausiiiass war 
sichtlich die grössere oder geringere Entfernung der (iebannten vom Iloflager 
mas.sgebend ; zu Pi.sa wird 1312 der .Stadt Lucca eine Frist von zehn, .Siena 
von fünfzehn, l’arnia und Reggio von zwanzig Tagen gestellt. Die.se Fristen 
galten für die die .Stadtgemeinde als solche treffenden .Strafen; den einzelnen 
Bürgern derselben war die längere Frist von einem Monate, bei der Verur- 
tlieilung Padua's von zwei Monaten gestellt, während der .sie durch Rückkehr 
zum Gehorsam sich den Strafen entziehen konnten. 

91. — Der letzterwähnte Unterschied legt die Frage nahe, wer lieini 
Banne Subjekt der Verurtheilung sei; es ergeben sich hier Unter- 
schiede, welche insbesondere auch für die Wirkungen des beständigen Bannes 
•sehr massgebend sind. 

Bei derBanniing nnnientlich aufgeführter physischer Per- 
sonen besteht darülier kein Zweifel. Und die schwersten Wirkungen des 


3« Tiu deuUclien Verfahren, wo bei den langen gesetzlichen FVisten ein Bedürfniss kaum 
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Bannes setzen namentliche Bannunß ausdriicklich voraus, wie das auch ini 
deutschen Verfahren betont wird; naidi sächsischem Landrecht hat nur der 
namentlicli Geächtete seinen Leib verwirkt. ' 

Häufig finden wir nun aber auch Bannuiig moralisclier Personen. 
Die kirchliclie Excomnumikation sollte solclie überhaupt nicht treflen, sondern 
nur die einzelnen schuldigen Mitglieder, während freilich in dem Interdikt zu- 
gleich eine Zwangsmassregel gegen die Oesammtheit gegeben war. Beim 
Keichsbanne macht sich ein solcher Unterschied nicht gelUnid; .Subjekt der 
Venirtheilung sind einmal alle einzelnen Mitglieder, dann aber auch 
die Gemeinde als solche, sowohl beim libsbaren, als beim beständigen 
Reichsbanne. Wird das nicht bestimmter hervorgehoben, so ist allerdüigs 
liänfig zunächst nur von den Mitgliedern die Rede; gebannt werden die Me- 
diolanenses oder Imolenses*, was selbstverständlich nicht aus.schliesst, dass die 
Wirkungen des Bannes auch die Gemeinschaft als solche treffen können, etwa 
das Gut der Gemeinde ebenso friedlos ist, wie das der Einzelnen. Aber nicht 
selten wird ausdrücklich gesagt, dass auch die Gemeinde als solche im Banne 
ist. .So 1159; Crema et owuea Crememea sith noatro aimt hanno poaiti^; 
von Pisa 1172: cit^itatein ipaoriim ef’hiiriiitm atque peraonaa et peccuniam 
in baiminn tl. imperat<>ria — iniaimna*; bei Bannung der lombardischen 
.Städte 1226 befiehlt der Kaiser: quatenna onmea civitatea predictaa et civea 
et luxititiitores earitm tanqnam noatroa et lionmni imperii hannitoa et 
hoatea hnheatia^, 1229 heisst es: exhannivit publice lumünea et romune 
Montla Politiani.^ 

Beim lösbaren Banne fallt darauf wenig Genicht; die Entziehung des 
Rechtsschutzes für Person und Gut trifft jedes Mitglied der gebannten Ge- 
meinde; die .Strafen aber, in welche venirtheilt wird, die Bannbusse und die 
etwaige Entziehung der Privilegien, trifft zunächst die Gemeinde .als solche; 
die Wirkungen des Bannes sind da nicht wesentlich verschieden, mag es sich 
um eine ganze Gemeinde, oder um eine einzeln»“ Person handeln. Anders ist 
das l)eim beständigen Banne, insofern damit eine Verurtheilung in die .Strafen 
des llochverraths verbunden ist. Abgesehen davon, dass der Natur der .Sache 
nach die Art der Bestrafung einer Gemeinde vielfach eine andere .sein muss, 
als der einzelnen Person, erhebt sich iiisljesondere die Frage, ob nun auch 
jedes Mitglied der verurthi'ilten Genu'inde als wegen llochverraths venir- 
theilt gilt. 

In den älteni Urkunden wird da ein Unterschieil nicht bestimmter lietont. 
Der Bann tiifft die Gemeinde und ihre einzidiu»n Mitglieder; und auch diese 
werden wohl geradezu als Hochverräther Ix'zeichnet; so 1226 bei Bannung 
der lombardischen .Städte; omnea civea et habihitin'ea — in hanno imperii 
poaiiimita et noatroa et impmi hanitoael hoatea (It’nunciavimua et tanquaiu 
reoa criminia lese niaieatatia tarn univiTsoa quam aimiuloa prh'avimus 
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omn« iuri»€Uftione usw. Aber wir werden finden, dass wenigstens die schwer- 
sten .Strafen des Hochverrathes nie ausdrücklich gegen alle einzelnen Mit- 
glieder ausgesprochen werden. 

ln den .Sentenzen K. Heinrichs V'II zeigt sich da eine scharfe Unterschei- 
dung. Wegen Hochverraths verurtheilt werden einmal die Glemeinden selbst, 
dann aber die oft in sehr grosser AnzahU imUrtheile namentlich aufgeftihrten 
Mitglieder der Gemeinden; der König erklärt, predieta eommunia et pet'to-^ 
nax predirtag et tjuelihet et quaudibet eoTutn et eariim felloniam, prodi- 
tlonem et lese inaiestatis crimen — iuein'risse ; die dann aufgefUhrten 
schweren .Strafen werden denn auch nur ansü(»prochen entweder für die Ge- 
meinden als solche, oder fiir die genannten Personen, oder, wo das die Natur . 
der .Strafe zulässt, für beide; nicht aber fiir alle einzelnen Mitglieder der Ge- 
meinde. Do(!h werden auch diese in die Venirtheilung einbezogen, nicht weil 
sie selbst hochverrätherische Handlungen begangen, sondern weil sie den Hoch- 
verrath der Gemeinde und der namentlich gcl>annten Geineindemitglieder zu- 
liessen. Es heisst: Item quia ilietariim eiritatum conununia indicte rehel- 
limiis et tarn deteataldlium scelerum nbsthiatione publica tanto tempore 
nullateniis perdurassent sine ipsoriim eivium et incolarum patientia vel 
assensu, et ut pene metii eoaeti se et dieUi eoriim eommunia a predictis 
nefandis erroribiis rehmbant et ad debitam reverentiam nostram et üo- 
mmii imperii reducantur, iniiversos et sinpidos dirtarum eiritatum earum- 
qiie districtuimi rires et itwolast tamqiiam nostros et Romani imperii ' 
(proditores et) rebelles de toto Ronuino imyerio e,rba7inimus.’^ Es werden 
dann die einzelnen gegen sie verhängten .Strafen näher angegeben; dabei aber 
handelt es sich, wie das ausdrücklich angedeutet ist, weniger um endgültige 
Bestrafung, als um Massregeln zur Erzwingung des Gehorsams; es sind vor- 
wiegend die Entziehung des Rechtsschutzes und damit zusammenhängende 
Nachtheile, welche ihnen gedroht werden, damit sie dahin wirken, dass die 
Gemeinde sich während der Banofrist fügt oder damit sie wenigstens sich 
selbst während der den einzelnen Mitgliedern gewährten längeren Bannfrist 
unterwerfen. 

Diesen Unterschied zwisdicn dem nur .als Mitglied einer Gemeinde und- 
dem namentlich Gebannten fanden wir schon beim städtischen Bann wohl be- 
achtet^; und ward er beim Ueichsbann früher nicht bestimmter betont, so < 
scheint doch bezüglich der Wirkungen des beständigmi Bannes sich manches 
nur zu erklären, wenn wir ilm auch für frühere Zeiten beachten. 

92. — Die Wirkungen des beständigen Reichsbannes sind 
zu fassen theils .als .Strafen des Hochverrathes, welche insofern dem Bannver- 
fahren nicht eigenthOmlich sind, als sie den Hochverräther, dessen man habhaft 
war, auch ohne vorhergehenden Bann getroffen haben würden. Theils sind es 
Strafen, welche dem Banne als Kontumazialurtheil eigenthümlich, dazu lie- 

7, Vgl. Mon. Germ. 4. 540. Acta Uenr. VII. 2, 207. 8. Mon. Germ. 4, 527 mit einigen . 
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.stiluuwt sind, jeno Strafmi dt« Hodhv«mthee, tnso&rn und so iMire sie räefat 
aaefiihrbar and, »i ersetzen.* In del* frühem Zeit tritt das dentKcher da~ 
tlurch hen-nr, dass der Bitiin bhne nochmalige Bannseotenz erst später d(U*ch 
Hirttukouiinen ehiur Veractheilung wtgeh Hudhvenraths zinn beständigen trird, 
oder dass gegen den imgehoreamen Haßhverräthnr zunäciist nur die eigent- 
lichen Baanatralpn verhängt wnxkii, lin die einzelnen' .Strafen des Horlrrer- 
i-atlies selhnt erst dann venirtheilt viril,' wenn dienellien zor Ausflihrung konunen 
sollen.* In späterer staiifischer Zeit tritteine selche .Soliaidang äosser- 
licli weniger hervor; der Oesiehta|amkt, dass man des Hochvenäthers nicht 
Iwlthaft ist nnd wahrscheinlich ntciit* habhaft sein wild, tritt in den Vorder- 
griuol; die sogleich ausdrücklich verhängten .Strafen; welobe ursprflifilich 
Strafen des Hochverratliea sind, etzoheinen zsnächst glakdifalls als Wirkungen 
desBanm-s; aber es sinddas aacb dtaTchweg nur dieienigeB; a-slche auch gegen 
einen Ilochverräthei^ dessen nfaa nioht habhaltwar, ganz oder theila'ciae aua- 
ftthriar waren; Wurde man seiner habhaft, so konnte dann immer noch äne 
Vemctheilung anah in andere Strafen < auf Grundlage eines neuen Verfohieni 
erfolgen, iln den .Sentenzen K. Heinrichs VII handelt es sich dagegen 
in erster Reihe uip die Vemrtheilimg’ wegen Hoehverrath; der Uiigehorsaii} gilt 
wegen seines Ungehorsams und auf Grundlage der eingeleiteten Unterenchimg 
für überwiesen; er wird uninittelbBr 'in alle .Strafen rerortheilt, a'elch« den 
Uuuhverriither, dessen «an gewaltig'war, treffen würden ; Ua diese ansftihrbar 
sind) «iixi er zagleioh den eigentlielien Bannstrafen unterworfen. • -• 

1 . 93 . r— Die .Strafen des Hoch verraths .sind schon nach altlongo* 
Itardischem Recht Ilini'iahtung nnd Konfiskation der Güter. Das wurde auch 
spater als massgeliend lietrachtet. Hei dm* Vernrtheihing der Otliertiner 1014 
lienift sich K. Heinrich ausdrUaldich darauf: congiU* er^o <'mn amiei» dei 
/uihito seriitata et iufenta est lex jAmtfobardonim. quae ita iubet: Sigtü* 
contra aninwm reffisf i-tf/itaTierit ml eontilialM fu&rif, atutntie suae fw- 
cm'Titt periailvm ei rer ilüitfi infiiceniur, wk* er in einer - »idern Urkunde 
sagt, dass die Güter voll HodiverriithM'n Uffe Italien oder hi/e LonqolMr* 
ilorinn iii seine Geä*att gekommen Seieii. * Dieselbe .Strafe finden wirj wenn 
K. Konrad tun 103 .') .schreibt, ei* habe, gehört, wie die von Gremona ansser 
audgm Guwalttliatan' «man ei»iUUem reterem a /undamtnits abruiuenl et 
akuf/tn mcäorttnt nmtro enostri hanarir HattnA edißenstent, ut nolis reni- 
»fertnt, evm twn tolutfi tiivmw, mid ttiam mitndfme leqes ita eofuttraatee 
et eoiMpiranto» damirtunt, qtiatmue non tantnm • Krterioribus üokm, aed 
rtiain ijna vifa wo pripari hibeanlß Da.ss derRafi«’ 19.54 dem nantem}>- 
tor tuae prete/tentiae die UtnrichtuOg andruht, mit der' die GOtercinzieining 
wolil regehnässig n-rfouuden war, wurde b**reita eraähnjL ^ i i : . 

‘ . 94; — Dieaelben Äitrafen findun wird denn «luich -später in Verbindung 
mit dem beständigen Reiehsiianne.';Waa di<> Veriirtheihing zuniTade 
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betrifft, ao wird dieselbe allerdings in den uns erluiltenen Bannsentennni der 
Stau fischen Zeit nie ausdrücklich ausgesprochen; es sei denn, man wollte 
bei der Vemrtheilung der Cremenser 1159 die Worte: Nok etrim H •pfruonan 
eorum H bona ■publicarimtig, darauf beziehen, bei welchen es sich doch wohl 
zunüchst nur nra die straflose Verletzung der Person handelt. Das sohliesst 
afier nicht ans, dass der gebannte Hochverräther, wenn imin seiner gewaltig 
wurde, dennoch sein Leben verwirkt hatte. Wo es sich um die Bannung ganzer 
Geineinden handelte, sollte wohl überhaupt nicht schon von vornherein jedes 
einzelne Mitglied sein Leben verwirkt hal)en. Aber auch da finden wir die 
Todesstrafe nicht erwähnt, wo es sich um die Bannung einzelner Personen 
handelt, wie 1220 der Grafen von Casaloldi, 1239 des Markgrafen von Este 
und seiner Genossen. Der Grund wird aber wohl nur darin zu suchen sein, 
dass man solche ürtheile nicht aussprach, elie die Möglichkeit der .AusRihmng 
vorhanden war. Denn wir finden andererseits die bestimmtesten Zeugnisse, 
dass man wenigstens dann, wenn nach der Bannnng noch dem Reiche bewaff- 
neter Widerstand geleistet war, das Leben sogar aller einzelner Mitglie<ler der 
gebannten .Stadt als verwirkt betrachtete, da nun auch die Einzelnen wegen 
ihrer Theilnahme am Widerstande sich persönKd» des Hochven-aths schuldig 
gemacht hatten. Wir erwähnten bereits, dass 1 1 59 zwei gefangene Cremenser 
auf Verlangen des Kaisers zum Tode verurtheilt wurden, tum quia in hanno 
pofdti sunt, tum quia contra cum pii/fnantcs periuri /urraiit efecti.^ 
Nach der Uebergahe der .Stadt hatten alle Personen das Leben verwirkt; der 
Kai.ser schreibt, er habe die Stadt zerstört, ita tarnen, quod hahitatoribuk 
tnds latnm tantum suppliciter a rwbis postuiantibus in propria personn 
pepsrnmus und rifam conressimus.'^ Darauf ist gewiss zu beziehen, wenn 
die dem Kaiser sich Ergebenden blosse .Schwerter tragen, wie oft erwähnt 
wird. Die Mailänder nahen sich 1162 dem Kaiser nudos gladios in eerviei~ 
bus stiis defenentesetmaiestatU nostrae reos se esse profitentes^ ; sie haben 
nach der Strenge des Gesetzes den Tod verdient; der Kaiser häh ihnen vor: 
et iustitiae iudieiis esset agendmn, omnes eos vita d^ebere jmvari; — HU 
vem hoc rerWn esse ece legibus a/ßrmatumt.* Für die spätere stanfische 
Zeit ergibt «ch dieselbe Auffassung aus den leider unvollständigen Formeln 
für die Uuterwerfung einer gebannten Stadt im Ooulos pastoralis; da.s Gesuch 
um Gnade wird abgewiesen, den Einwohnern im Aufträge des Kaisers geant- 
wortet, sic seien offenkundig in (Timine Uiesne nuiiestatis betroffen: nnde, 
sicut scire debetis, estis morte digni et bona euiusque sunt pübUcanda fisco 1 
sie sollen sich bedingungslos stellen, um nach dem Gesetze gerichtet zu werden. ‘ 
Und wird 1239 bei Bannung des Markgrafen von Este gegen diesen eine per- 
sönliche Strafe nicht ausdrücklich verhängt, so wird doch demjenigen, welcher 
ihn unterstützt, gedroht: perqtehta imperii hanno sutdoceat, eiusquehonie — 

8^ — 1> Vgl. $ 84 D. 4. Die haalig errahnt« Hindchtnng der im Knmpre gtlkir 
genen Einwohner gebannter Stttdte wird auch wohl in andern FSlIen auf ein i^olclies Urtbeit 
hin erfolgt Kein, ebeni^o das Abhauen der Hand, welches, auch sonst in Italien durchaus 
gebriochUebs ftb Milderung der Tode.sstrafe zu fassen .sein würde. 3» Mon. Oerm. 4. 120. 
Ha Mon. Genu. 4, 132. 4. Ep. Burrliardi. 8cript. It. 6, Ö18. ik Antiq. It. 4. 114. 
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puhlicaiia, tanquam proditor corow personaliter puniatitTy also doch wohl 
mit dem Tode; bei der blossen Drohung entfiel der Grund, welcher bei den 
Urtheilen davon abgehalten zu haben scheint, Strafen auszusprechen, welche 
noch nicht ausführbar waren. Danach würde sich für die staufische Zeit er- 
geben, dass der beständig Gebannte zw’ar nicht zum Tode verurtheilt ist, wohl 
aber, wenn er in die Gewalt des Kaisers kommt, ein Todesurtheil zu enk’arten 
hat, wenn er nicht begnadigt wird. 

Bei den Sentenzen K. Heinrichs VII erfolgt dagegen, deren ab- 
weichender Auffassung gemä.ss, sogleich eine ausdrückliche Verurtheilung der 
Gebannten zum Tode. So bei der Bannnng vieler genannter Ctemoneser: Kt 
si continpat eos rel aliquem seit aliqttos ipsortnn —r eapi vel venire in 
fortiam vel virtntem nostram seu offirialium nostrorum, e.-rmmc eos vl- 
timo supplieio comlempnamus. In den meisten Fällen ist sogar schon die 
Art der Hinrichtung bestimmt. Bei der Verurtheilung K. Roberts heisst es; 
rifa per eapitis mutilationem privnndiim in his srriptis sententinliter con- 
Jeninnmiis ; bei der Padua’s: ipsos homines infrascriptos et qttemUhet 
eorundetn, ul pote mniestatis erimine madefactos, extpitaU pena plectendos, 
iit si qno tempore ipsi vel aliqiti ex eis in nostram et Homam imperii 
fortiam pervenerint, furea suspendantur, ita qiiod ibidem penitus nw- 
riantur, in hiis seriptis sentejitialiter eondempnamtts; ebenso wird bei den 
.Sentenzen gegen Lucca und Pistoja auf Tod am Galgen erkannt. 

Ueberall aber bezieht sich das nur auf die namentlich Vemrtheilten, deren 
freilich oft eine sehr grosse Zahl war; die übrigen einzelnen Mitglieder der 
gebannbm Gemeinden trifft das nicht, wie denn auch in der Sentenz gegen 
Florenz, in welcher nur die Gemeinde verurtheilt wird, nicht auch einzelne 
Genannte, von Todesstrafe nicht die Rede ist. Das schliesst aber auch jetzt 
nicht aus, dass nach längerem bewaffneten Widerstande einer Stadt das Leben 
aller Bewohner als verwirkt betrachtet wurde; so bei der Uel>ergabe von 
Brescia 1311, wo eine Bannung nicht vorhergegangen zu sein scheint; der 
König entscheidet, quod dicti Brixienses eines et districtuales eittsditn 
propter predieta iam connnissa facinora non inoriantur, sed de henipni- 
tate regia infam retineant sine, careerihus et niutilatione membromm.'“ 

95. — Als mildernder Ersatz der Todesstrafe, welche man nicht gegen 
alle Mitglieder einer hochverrätherischen Gemeinde von vornherein verhängen 
mochte, dürfte die vereinzelt erwähnte Verurtheilung zur Knechtschaft 
zu betrachten sein. Von der Bannung der Mailänder 1159 heisst es: hostes 
jironuncianfur, res eoruni direptioni , personae senntuH adiudieantur, 
wobei zugleich bemerkt wird, dass damals im Hofgerichte erörtert sei, welche 
•Strafen über Hochverräther zu verhängen seien. ' Es dürfte darin eine Schär- 
fung des gewöhnlichen Vorgehens zu sehen sein, dadurch veranlasst, dass die 
Mailänder sich aufgelehnt hatten, nachdem sie erst kurz vorher von langem 
Banne gelöst waren. Nach der Ibiterwerfting betrachtete inan dann, wie ge- 

94 .- I #. Böhmer Acta 444. 
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sagt, da» Lfbvii aller Einzelnen als verwirkt^, da zu dein, wegen dessen jene 
Verurtheilung erfulgte, nun nuch der lange Widerstand hinzugekomnien war. 
Als ihnen dann aber das Leben geselienkt wurde, scheint man auf jenes frühere 
Urtheil zurückgegriften zu haben; denn die Angaben der Geschichtselireiber, 
insbesondere der Annales Mediolanenses, über die rechtliche .Stellung der Mai- 
länder in den folgenden Jahren lassen sich doch wohl nur dahin erklären, dass 
sie ihre persönliche Freiheit verloren und Hörige des Heichs wurden, welche 
ihr früheres Eigen als Keichsland gegen ungemessene Dienste und Abgaben 
zu bebauen hatten. Wird bei der Unterwerfung von Turtuna 1155 erwähnt, 
dass der König den Einwohnern das Leben und die Freiheit beliess^, so dürtlo 
auch das darauf schliessen lassen, dass sie nach Belassung des Lebens nach 
der .Strenge des Rechtes wenigstens ihre Freiheit verwirkt hatten. 

Aehnliches finde ich nur noch erwähnt in dem besonders sti'engeii Urtheile 
K. Heinrichs \'ll gegen Padua. Während die namentlich gebannten Einwohner 
zum Galgen verurtheilt wurden, heisst es von den andern: quod realiter et 
pertimaUter qnelibet persona ipsius fonmiunitatis Heile, Ubere et imptine 
possit ofeudi et capi et eaplentiiun serei fiwit. Doch handelt es sich dabei 
weniger um eine ausdrückliche ^'erurtheilung zur Kueclitschaft, als um eine 
mir sonst nicht vorgekommene .Schärfung der Entziehung des Rechtsschutzes, 
welche die Knechtung gestattet 

96. — In Deutschland erscheint die Verweisung aus dem Reiche, 
entweder für immer, oder auf bestimmte Zeit, selm häufig als selbstständige 
.Strafe, welche insbesondere auch gegen Hochverräther angewandt wurde, 
welchen man das Leben schenkte. ' Ebenso fanden wir beim städtischen Banne 
in Italien die Ausschliessung aus dem Gebiete nicht blos als thatsächliches 
Ergebnis» der Friedloslegung des ungehorsamen Gebannten, sondern auch als 
Strafe für den Missethäter, dessen man habhaft war. Dagegen wird beim 
Reichsbanne, beim lösbaren, wie beim beständigen, eine Ausweisung aus dem 
Reiche nie erwähnt; auch da nicht, wo es sich um einzelne Personen handelt. 
Nur von Verweisung des vom Reiche Gebannten aus seiner .Stadt ist wohl die 
Rede.^ In einem solchen Falle heisst es nun allerdings 1 162 vom Bischöfe 
von l^’iacenza, dass die Placentiner ihn ausweisen Bollen, während dann der 
Kaiser verspricht, ihm freies Geleit bis Genua, Venedig oder Frankreich zu 
geben. ^ Dabei ist nun wohl ein Verlassen des Reichs bestiumit in Aussicht 
genommen; aber sichtlich nur als besondere Begünstigung, da er ohne ein 
solches Versprechen nach Ausweisung aus der .Stadt das Reich ungefährdet 
nicht mehr hätte verlassen können. Wird die Ausweisung als selbstständige 
^Strafe sonst uicht erwähnt, so ist auch der Reichsbann nicht zunächst darauf 
gerichtet, den Gebannten aus dem Reiche zu entfernen, sondern ihn in die 

2. Vgl. § Ü4 n. 4. 3. Ott. Prising. Oest« !'>. I. 2. c. 20. 

96. — 1. Vgl. Frsnltlin Reichshofg. 1. 23 n. 1 ; 25 n. 2; 26 n. 2: 27 n. 2; 78 n. I r 
81 n. 3. Nach Gesetz tod 1 187 muss der Incendierius, der sich aus der Acht löst, durch 
Jahr und Tag das Kelch Terlasseu. Mon. Germ, i, 184. 2. Vgl. $ 75 n. 3. 3, BOhmer 
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Gewalt des Reiches zu bringen, was man zu erreichen hofTeii durlU-, sobald er 
von der eigenen Stadt nicht mehr geschützt wurde. 

In den Sentenzen K. Heinrichs VII heisst es dann allerdings durchweg 
sowohl von namentlich Geliannten, als von den Einwohnern gebäumter Städte: 
eo» de Mo Romano impeflo cxbanmmus oder auch exdiannimua el dlffi- 
dmnus. Aber es sclieint, dass man dabei niclit Verweisung aus dem Reiche 
hn Auge hat, sondern zunächst Friedlosigkeit für den ganzen Umfang des 
Reiches. Denn die auf die Friedlosigkeit bezüglichen Bestimmungen suhliesseu 
sich immer unmittelbcir an; und wahrend es bei Florenz ohne alle örtlialie Bc~ 
Ziehung nur heisst; cireo — Rloretilie exhannhnus, und bei der Verurtheilung 
von l’istoja: potcstaiea — tamqtiatn rebelles imperii e.rbannitnus et di/ß~ 
daiiius, itl a cunetis — hnpune — offendantiir, so ist wohl nicht zu bezwei- 
feln, dass bei sonst übereinsdinmender Fas.snng auch in den andern Stellen das 
Exbannire zunächst nur auf Friedlosigkeit un ganzen Reiche zu beziehen isti 
welche ünmerhin ein Verlassen des Reiclis thatsäoliKch zur Folge haben konnte. 
Eine Ausweisung als selbstständige Strafe des llochverraths ist dabei wohl 
um so weniger beabsichtigt, als diese Kxbannitio anch über die nanientlicli 
Geächteten verhängt wird, obwohl diese als Ilochverräther ausdrücklich zum 
Tode vcnntheilt werden. 

97. — Wo es sich um die Bannung ganzer Gemeinden bandelt, ist wohl 
die Zerstörung der Stadt als die der Todesstrafe entsprechende Strafe 
zu fassen. Wird zu solcher, so weit ich sehe, in der stauüschen Zeit nicht von 
vornherein ausdrücklich verurtheilt, so ist auch da der Grund wohl nur darin 
zu suchen, dass man die Strafe gegen die ungehorsame Gemehide nicht un- 
mittelbar ausfüliren konnte. Dagegen fehlt es nicht an Beispielen, dass die 
Strafe ausgeführt wurde, sobald man der Stadt gewaltig wurde. .Solche Zer- 
Störung traf nach vorhergehendem Banne 1155 Clüeri, Asti und Torteua, 
lltfO Crema, 1 162 Mailand.’ Und wir werden das nicht als eine Handlung 
willkürlicher Rache, sondern als die Ausführung einer herkömmlich auf Hoch- 
verrath einer Stadt stehenden .Strafe zu betrachten haben. Denn in den .Seis- 
tenzen K. Heinrichs VII wenig.stens ist das bestimmt ausgesprochen. Er ver- 
nrtliellt ipsam chdtalem Padiie, uipote maiesiatis erhnine ream, quod 
miiriset fortalicüs </tiibuseimque denudetur ac etiam loUditet' deformetnr, 
ita quod soUnn amtrum patiatur el ex omni parle ipsius eiritolis uili- 
ciiique sit Uber (uiitus et diseessus. Bestimmter noch tritt das hervor bei der 
nach der Unterwerfung Brescia’.s gesprochenen .Sentenz, bei welcher alle ein- 
zelnen .Strafen des Hochverrathes entweder ausdrücklicli nachgelassen, oder 
aber ausdrücklich verhängt werden, wo also gar keine Veranlassung gewesen. 


97. - 1. Kür die zuletxt von Tourtual. Korechungeu zur lleich.v- und Kircbenge- 
zchichte 2.5. erörterte Stroitfrige. wie weit die Zerstörung Mailands gegangen, dürfte doch 
insbeiondere zu beachten »ein. dac hier Porlu nieht bloe ein Stadtthor, tondem voraug$- 
weiie such dos demselhen entsprechende .Stadtviertel bezeichnet; und danach bezweifle ich 
nicht, das«, wenn tbatsZthlich auch vielea uasereUlrt blieb, daa Urtbail doch »nt Zerstdrung 
der ganzen Stadt lautet«, nicht bloü euf die regelroibisig aU MihteniDg vorkommeade 2er- 
Störung der Befestigungen. ■ . 
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wäre, die Za'CMtdi'uiig zu urw^iueu, wenn fÜHealltu iiieiit als 

stfheude .Strafe betrauLt«it wurde: Item de ladeiik cUiiuiUia iudulyttiku», 
quod cii’itue {Hvdietu, que pro^ttefdh'Uu enoeiites.ojfamui araire lohdiUi’ 
deetrui tnei'iüt, non destruatur; — et ne ianta /vi'inoi'a ittnunMiU iuy- 
puniUi totaliler, dicimu« et pivnitncianuui, qnod nmri »unxn'iuttque ttvi'ea 
empörte civitatis prciUctc totaliler /ntuiilns destruantuv-, et quod foeee 
stu /oesata, que sunt extra dictos iniirot, itnideatiiur et exi>lanvnlur; et 
pretUcta fiant expensis lioininum ilicte civitatis; — r nec uiuiuam refician- 
Ittt' siue nostra vel HmnanorttUi reifis sru impi-ixUoris licentia spetiali.^ 
lu beiden Fällen Ut von der Bepfiügang ,de:« Hodens der zerstürteii Stiult die 
Rede; wenn daher sjiätere ( loKcfaiclitsohreiber von der Zersb’)rung Mailands 
übertreilKMid iiiulden, e« sei über den Boden der Pdug gezogen und .SaJ« ge- 
streut, so ist das wenigstens in so weit njulä blosse iniissigeErlinduiig, als sie 
eben, annabineu , es liabe Mailand das getrut&n , was nach den Reubtsaii- 
sehauungen der Zeit eine hochverriithertseha ;>tadt treflen sollte, vollstäuiligste 
Zerstiiruiig, wie dieselbe bi dem Bilde der Bepfliigbarkeit des Bodens zu sehr 
trefieudeiu Ausdrucke gelangt. . 

98. — Als regelmässige Milderung dieser Strafe haben wir die Zer- 
störung der Befestigungen zu betraohtes, wie sie in dem .Spruolte gegen 
Brescia ausgesprochen wurde. B<‘i der Baiinung von Pistoja und anderen 
Uiszisciien .Städten 1313 wird die .Straff von wniherehi nur in dieser gerin- 
geren ^Vusdehiiung verhängt; der Kaiser urtheilt: qaod muri, murnnun lut'i’es 
et porte cieitalum predietarum — siuuptiiius et expensis Junniitu/n civitu- 
tum et easti'oruiH predictot'um toUditer dinuuttur et funditus tkstriunUur ; 
eisiUnik sumptibus et es'pensis omnia /ossafa et valia in <uidritu ipsarain 
eiritafism et eastroruM facta explanentur et devitstentur, et dietoram 
ntmwuAi«/ euUorumet fossatorum solum anxtrum patiatur; et niuuputui 
muri, fossxUa et xudla prexUeta tr/xiutUur ubsque cesaret ee/sitndiiüs 
lireiUia ejteeiali. Und auch dabei handult «s aiuli um einen althergebracliten 
Brauch; bei der Begaadigung gebannter IStädte, welche nach der .Strenge des 
Rechts völlige Zerstörung verdient hätten, bestand Friedricli 1 düdi auf Zw- 
störmig der B<if«stigungen. So heisst es nrkuudlicli bei der Unterwerfung Pia- 
ceuza's 1162: PlaceiUini plttnabuut fossalum in cirexdtu eivitatie et de- 
struent mtirxxm eiii'tatis et- snl'ui-bii in circtäUi; de turx'ibiis rlesteoteeulis 
non sunt distrieli — , sed imperator habet polestatemde eie. ßaeitmdi, quic- 
quid ei plaeneidt * ; liei der gleiulizeitlgen Untenrerfung von Brescia trifll die 
Zer."t<irung auch die Thönne, wälu'end es sich bei Bologna wieder nur um 
.Mauern und Uriüa'ii liandelt.^ 

Es liegt bei dieser .Strafe die .lufiitssuiig nahe, dass, wie die Existenz 
des cinzetnen Uocbrerrätliers durch UinriehUing zu vernichten ist, so die der 
.Stadt durch ihre Zerstörung oder durch Zerstörung wenigstens der Bauten, 
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Wodurch ihr Charakter als Stadt am wt-scntlichsten bcdiiijit ist; wa> dann zu- 
gleich dem Zwecke diente, sie der Mittel zu abermaliger Widersetzliclikeit zu 
berauben. Doch bietet sich auch noch ein anderer Ankiiüptiingspunkt in der 
Zerstörung des Hauses des Obannten, wie wir sie beim städtischen Banne 
fanden^, eine Mässregel, welclie wohl nur als altherkömmliche Rechtssitte bei- 
behalten wurde, da von der Abschreckung, welche in der Aufstellung jeder 
Strafe liegt, abgesehen sich Zweckmässigkeitsgründe für dieselbe kaum auf- 
linden lassen, wie das bei der Zerstörung der Stadt allerdings der F'all ist. 
Eine Eigenthiimlichkeit des italienischen Rechtes aber werden wir in beiden 
Massregeln nicht zu sehen hal>en. In den longobardischcn Rechtsquellen ist 
mir nicht die geringste Andeutung anfgefallen. Droht der Kaiser 1033 den 
Cremonesem mit den gewöhnlichen .Strafen des Hochverraths, Tod und Kon- 
fiskation'', so wäre gerade da näi^hste Veranlassting geboten gewesen, anf die 
Zerstörung der .Stadt hinzuweisen, wenn diese als regelmässige, nicht blos als 
willkürlich vom .Sieger zu verhängende .Strafe galt. Andererseits handelt es 
sich dabei um eine anscheinend altgermanische®, jedenfalls später in Frank- 
reich® und insI>csondere aucli in Deutschland weitverbreitete Rechtssitte. Die 
Zerst'irung des Hauses, insbesondere des Geächteten, wird hier bis in das 
spätere Mittelalter häufig erwähnt.^ Eben so finden sich aber auch entspre- 
chende Massregeln gegen die .Stadt Mainz wurde 1163, wie jene italienischen 
Städte, verurtheilt zur Zerstönmg von Mauern, Thünneu und Gräben." Im 
Mainzer Recht 1235, und entsprechend im .Schwal>en.spiegel*, heisst es von' 
der Behausung eines Geächteten: Si chntwi etnn i'on^munii»' si'ienter U- 
niierit, si est miimta, miirum eins indeue terre destriiat; hospes eins ul 
proscriptus puniatue, tloiniis eins diriiafnr; si eivitas mnro earet, indete 
eam snecendat. * ® Der engere Zusammenhang der Massregeln gegen die .Stadt 
und die einzelne Person tritt hier sehr bestimmt hervor j auch im l*rivileg für 
Regensburg 1230 ist gerade für den Fall der Behau.sung eines Aechters die 
Zerstörung des Hauses als gesetzliclie .Strafe vorgesehen. ' ' .So könnten mög- 
licherweise allerdings deutsche Einflflsse sich hier geltend gemacht haben ; ob- 
wohl die feste Einbürgerung gerade in den italienischen .Städten doch trotz 
des .Schweigens der altem Quellen eher darauf hinweisen muss, dass es sich 
tim eine schon früher Italien mit andern Ländern gemeinsame germanische 
Rechtssitte handelt. 

99. — Viel häufiger und bestimmter wird in den Urkunden die zweite 
Hauptstrafe des Ilochverrathes erwähnt, der Verlust des Gutes. Es er- 
klärt sich das daraus, dass es sich dabei um eine .Strafe handelt, welche sich 
in vielen Fällen auch gegen den ungehorsamen Verbrecher sogleich ausföhren 
Hess. Zu häufigerer Erwähnung in den Urkunden war hier auch dadurch An- 
lass geboten, dass bei Verfügungen über das eingezogene Gut anzugeben war, 

96 .—] 8. Vgl. $ 60 n. 2. 4. Vgl. $ 93 n. 2. 5. Vgl. Wild* Stmfr. 283. «. Vgl. 

Du Cuige *d T. coiidemnare. 7, Vgl. Grimm R, A. 729. Osenbrüggen Al*m. Stmfr. 62. 
8. Vgl. Franklin Beichshofg. 1, 81. 9, Scb»»b. l*Ddr. 137 c. 10. Moo Germ. 4. 317. 
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woraiit' sich da» Verfu>!uii>'.sre<;ht de;« Kniii^’s t'riiiideU*. .Su lii-f’Pii uns vun 
Heinrifli II eine Reihe L'i'kuiiden vor, durch welche er konhszirte Güter vun 
Hüchverräthem an Kirchen schenkt'; K. Konrad schenkte uni 1035 das ge- 
saninite, durch Hochverratli verwirkte Gut der freien Bewohner von Creinuua 
an das dortige Bisthum. ^ 

In Verbindung mit der Ungnade des Königs, lüsu doch wohl in Folge 
einer Bannsentenz wird dann der Verlust der Güter lietont in einer Urkunde, 
in welcher ich, wenn auch die .Vusdrücke noch nicht genauer eiiLsprcchcn, ins- 
besondere eine Lösung der Person vom Banne nicht bestimmter hervorgehuben 
wu'd, das früheste Zeugniss für die Anwendung des s|iäter üblichen Reichs- 
bannverfalirens s<-hen möchte. K. Heinrich sagt 1116: A. et W. fratrihu)!, 
filii« R. Tarviitii'iun» comitiK, (jrati<un iioetraiu retldidhnus, et quiequid 
pater eorinn rel i}wi erpa patrem nostrum — vel rrga not deliquerunt, 
eis comhnavhisrts et omnein qitet'inwtüain, quam super eos iisqiie nunc 
huhuitnus, eis n’nüttimus; insuper omni a bona, qtuu' pater eorum, dum 
rixit, luüniit et tenuit, quae etiam sub banno nostro 2 >osita vel aiiquo modo 
dereiita fuerunt, per hoc ipsum preceptum reddidineusA 

In bestimmtester Verbindung mit dem Banne linden sich dann besonders 
genaue Angaben ülier den Verlust der Güt<‘r in dem Urtheile gegen Crenia 
1159 ; ipsos Cremenses hostes imperii iudicarimus et ile ipsis talem legem 
qtromulgavimus: t^uoniam Crmui et omnes Cre^tu'nses sub nostro sunt 
banno positi, slatuimus et imperiali auctoriiate nostra eonßrnutmus, ut 
omnes tani Creitu'Hses, quam Mediolanenses seit Jirixienses sive cetive 
umleeunque sint petvone, que in tempore hoc in Crema sunt, tarn feiidum 
quam etiam allodium tot um amittant. Kt feudum ad dominum reverta- 
tur, et domim liberam anwdo habeant potestatem feudum intromittendi 
nostra auctoritate ae teiieiuli et quiete possideudi. Nos enim et personas 
eorum et bona publicavimus. lüi vero qui sunt de eeclesiarum familiis, 
et feudum et allodium amittant, et eorum domini ulrumque nostra auc- 
toritate intivnt et tencant. Liberorum vero allodia ad nos speetare de- 
cernimus. 

Damit stiimnt durchweg überein, was bei andern Urtheilen über die Ein- 
ziehung der Güter gesagt wird. Dass die I. e h e n an den Herrn zurückfallen, 
ist auch sonst wohl ausdrücklich Ix'tont; so bei .V.echtung des Markgrafen von 
Este 1239: euneta eorum bona et possessiones ubieumque fuet'inf, que a 
dominis teneni, in eos dominos rererti pt'eeipimus, et que ab imperio, im- 
/feriali eatnere confiseamus; damit hängt dann zusammen, wenn Vasallen 
und Hörige ihrer Verpflichtungen entbunden werden: eorum vasallos et ser- 
ros, si nmtulatis imperialihus se ohtulerint jHirituroe, euiuslibet fidelitatis 
et serritutis modo, quo eis tenerentur, omnino absolrimus, ut eis de. cetera 
nullius fidelitatis rel conditionis vineulo sint adstricti. Der Verlust nicht 
blos der gegenwärtigen Lehen, sondern auch des Erbrechts in Lehen ist 
da wohl immer stillschweigend ’eingeschlossen, auch wenn man ihn nicht aus 

M. - 1. ProT.na :385 387. .3,'»-_> 3iH 2. UgliHli 4. .595. 8. Anüq. It. 2, 39. 
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df'ui iin zwölften Jahrhunderte noch nicht erwähnten Verlust« der Kechte- 
ftthiukeit ableilen will; bei iK-sonden-r VeranlRssunp findet es sich ausgespro- 
chen 1159, wo der Kaiser erklärt, dass er den Mailändern alle Güter abge- 
sprochen habe, insbesondere aber auch den Erben dos Guido und Albert von 
Melegnaiio, und demnach alles, was dieselben zu Maleo zu Lehen hatten, der 
Kirche von Creinona heinigefallen sei, und hinzufügt : Xostra etiam imperiali 
anrtoritate predicti» hnrdihiig liw BHCcessionis in prffahtm feudum pro- 
kibemn» alqut aiiferimiis, tmn in i’o ffiido, quod Odo de MeU'pnano ibi 
ft'niiif een eine fnif, quaw omninm, qni de parentela eoruni rebue himuir- 
nis exnnpd »nnt vel adhuc aupervmit vel in futartiin eirimeniur, et ah 
omni petitionie itire tarn poeeeeeionis qnani pertinenUe eo» excliidimue.* 
' Bezüglich des Eigen wird nur bei jener Verurtheihing von Oeina 1159 
genauer unterschieden zwischen dem Eigen der Freien und dem Eigen der 
Unfreien, zunächst der Kirchenleirte. letzteres ftHt wie da« Lehen an den 
Herrn, ganz entsprechend dör Anschauung, dass das Eigen eine« Unft'eien 
eigi'iitlich Eigenthum seines Herrn ist. Dieselbe Bestimnimig findet sidi auch 
in den deutschen Rechtsbüchern ^ insofern, als das Eigen der Dienebnannen 
niidit in die Gewalt des Königs fallen, sondern in der Gewalt de* Herrn ver- 
bleiben soll, wodurch alter ein Uebergang auf die Erben nicht gerade ausge- 
schlossen erscheint, nicht gesagt ist, dass es zu fireier VerfUgung de* Herrn 
steht. “ 

100.' — Bezüglich des Eigens der Freien ergibt sich eine Aljwai- 
chung zwischen italienischem und deutschem Recht. Auch in Deutschland 
hat die Oberacht immer zur Folge, dass der Geächtete sein Eigen verliert, 
nicht aber die Konfiskation desselben. .Vllerdings dürfte es keinem Zweitel 
unterliegen, dass wenigstens im zehnten und eilften Jahrhunderte auch in 
Deutschland das Eigen des zum Tode verurtheihen Hochverräthers ohne Be- 
rücksichtigung der Rechte der Erben ftir das Reich eingezogen und vom Kaiser 
ftei darüber verfügt wurde. ' Handelt es sich daliei tun ein Kontuiiiaeialur- 
theil, so ersclieint dann allerdings die Oberacht mit der Konfiskation verbunden. 
Oh das auch später wenigstens dann noch der Fall war, wenn die Oberacht 
wegen einer Klage auf Hochveirath erfolgte, ist zweifelhaft; Heinrich dem 
Löwen wurde wohl zweifellos auch sein Allod abgeurtheilt, aber schwerlich 
dem Kaiser zu lieliebiger Verfügung ziigesprochen, da von irgend einer Ver- 
fügung über das Allod nichts l>ekannt und nirgends angedeutet ist , dass 
dasselbe aiitdi seinen Kindern s-erloren gewesen wätv, wenn er es nicht auf 
dem Gnadenwege zurOckerlialten hätte. 'In den Nachrichten ütier spätere ent- 
sprechende Verurthoilungen, so FriedraJis von Oe.sterreich I2.'15, Ottokar« 
von Böhmen 1276, ist vom Eigen nicht die Rede, wird überall nur der Ver- 
hist der Rei<;hslehen lietont. Es wird anznnehtnen .sein, dass «Be Kor^skation 

^ I 

99.--] 4« BSbmer AsU 101. i, Säebs. lauxlr. 1 38 $ 2. Oeotacbeasp, 44. ücluriA. 
Landr. I.a<iib. 48. 
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auch des üpgenden Gutes, welche iu Deutsclilaud frillier tihiie nähere Bezie- 
hung zur Acht als besondere Strafe nur des llocliverrnths vurkomnit, über- 
haupt dadurch abgekoinmen sein dürfte, dass auch bei Hochverrathsprozessen 
weniger die erhuhene Klage, als der zur Oberachf llihrende rngebursani ins 
Auge gefasst wurde und man danach nicht mehr über die ohnehin mit der 
Oberacht verbundenen .Strafen hinausging. 

Denn so weit genauere Zeugnisse zurückreichen, ergibt sich als Wirkung 
der Oberacht, dass zwar der Geächtete sein Kigen verliert, tlass aber nur 
seine fahrende Habe konfiszirt, dagegen tLis liegende Gut seinen Erben 
erhalten wird, wenn auch gegen Einhaltung gewisser Bedingungen, durch 
welche insbesondere verhütet werden soll, dass dasselbe nicht dennoch dem 
Aechter zn Gute kommt ; nur eventuell verfallt dasselbe dem Reiche. Ui« 
altem Zeugnisse lassen da allerdings kein l’rtheil zu, da durchweg nur von 
der .‘\pchtung von Ifochverräthern die Rede ist. .Später finden sich die be- 
stimmtesten Zeugnisse. .So heisst es im Friedensgesetze von 108.Ö vom hYie- 
densbrecher: ahsqw omni ititmjituum nut nmicorutn interventione jinihm 
conßwuin siionan f,rpen<itiir, totnmque priti'diiim ein« luivdes »ui tuUatU, 
et»i betiffiiHum hahnerit, dominu» ad quem pertinet illud aceipiat; »i reiv 
heredes »ui aliquid iUi postqumn e,iq>id»u» fuerit »ubtidium et su»tenta~ 
eulum inpendi»»e invenii fuerint et eonvieti, prediuin tili» auferatur et 
repiae dipnitati numcipetur. Im Reichsfriedensgesetzt^ von 1103: Si qui» 
effuperit hoc iudieiutn, beneßeium »i habet, deiminu» »um »ibi auferat, 
pafrimoniiemeopnati »iti iUi aufi’rant; im gleichzeitigen schwäbischen Land- 
friedensgesetze: Si qui» coreuptor pari» aufuprrit, duo'- vel rome» vel ad- 
vocatu» — jmredia rneilatori» pari» au/rrat et dethwat tum diu, quam diu 
ror-ruptor pari» rirat, et po»t rorruptori» pari» mortem Itereditatem be- 
rede» eilt» a»»equantur; im Frie<iensge8etze von 1156: Si rero pari» rio- 
lator a f<me iudiri» fuprrit, res eiu« mobile» « iudire in populo pubU- 
eentur et di»pen»etitur ; heredr» autem »lei lu-retlitatem quam iüe tenebat 
reripiant, tali roruUtione impoeita, ut iureiurando »ftondeatur, qiwd ille 
pari» vinlator nitnqunm de eetero ipsorum voluutate aut ronsensu aliqund 
emolnmentum inde perripiut; qmul »i heredr», ueplerto postiiwdum iuri» 
ripore, hereditalemei dimiserint, rome» eavdrm hri'editalemrepiae Jitioni 
assipnet, et a repe iure beueßrii renpiat; nach dem Fritalensgesetze K. 
Heinrichs um 1223 sollen die l.ehen der flüchtigen Mörder vom nächsten 
Herrn binnen vierzehn Tagen eingezogen werdeh, sonst vom höheren llerni, 
endlich vom Könige ; proprietatrm autrm ipsorum Iterede» proximi tveipievt ; 
qiwil si ueglexrriut infra quatuorderim tlies, dominus provinrie ea reripiet 
et sü' iteriim usqiw ad dominum, imperii pivdurenturß Damit stimmen die 
Angab«-n der deutsidien RechtsbUcher; das Eigen dessen, der Jahr und Tag 
in des Reiolies Acht ist, fällt nur dann in die königliche Gewalt, wenn er keine 
Erben hat oder die Erben es versäumen, dasselbe binnen Jahr und Tag in 

2. .Mon. Germ. 4, 56. 66. 61. 102. 267; »gL aueb 284. 
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An.spnichzunehnieii^; di» t'ahrende Habe kuuuut aii da<> iU'ich, welches daraus 
die •Schulden zu decken hat. ' 

Wir Knden denn auch erwähnt, dass in Eiuzeltällen demgemäss vurge- 
gangen wurde. Bei der Aechtung der Mörder K. Philipps 1 208 werden Aeniter 
und Lehen derselben an andere gegeben, reditibii« prediorum heredihtu 
eomm delegatU; bei der Aechtung Friedrichs von Isenburg 1225 : feuda 
libera <uUudicata gunt doiiünie suis, allodia pro,dmis.^ Um so auffallender 
ist es, dass K. Heinrich 1309 bei der Aechtung der Mörder K. Albrechts das 
Eigen derselben dem Reiche verfallen erklärte; allerdings nicht ohne Wider- 
sprucli, da die Herzoge von Oesterreich als näcliste Erben das Eigen des 
Johann Parricida in Anspruch nahmen und dasselbe vom Könige auch er- 
hielten, aber ohne dass ilmen anscheinend ein Recht auf dieselben zugestanden 
worden wäre. Bei dem besoiidcm Gewichte, welches in dem Urtheilsspruche 
darauf gelegt wird, dass alle .SprUche erfolgt seien nach der Kaiser ge- 
schriebenem Rechte, dürfte diese entscliiedene Abweichmig vom deutschen 
Rechte doch wohl durch Geltendmachung römischer Rechtsbestimmuugen zu 
erklären sein.® 

101 . — ln Italien dagegen erscheint die Konfiskation des freien 
Eigen mit dem beständigen Banne an mid für sich verbunden, moclite für 
das ganze Verfahren das Verbrechen des Hochvefraths den Ausgangspunkt 
bilden oder nicht. Bei dem Urtheile gegen Crema erklärt der Kaiser dasselbe 
nicht allein mi allgemeinen als dem Reiche verfallen, sondern wir finden auch 
alsbald Verfügungen über dasselbe; er verleiht Allodien gebannter Creiuenser 
an die Kirche von Cremona, gebannter Mailänder an den Tinto von Cremona. 1 
Von dem wegen hartnäckigen Ungehorsams beständigem Banne verfallenen 
Grafen von .Savoien heisst es 1189 , es seien ihm abgesprochen aniversa al- 
lodia et feuda, <jue ipse inU-u fines Romani imperii possidebat; erst nach 
seinem Tode seien sie durcli Gnade wieder an den Sohn gekommen. V'ou den 
Markgrafen von Incisa 1191 , weil sie sich nicht zur V'erantwortung stellten, 
ijiium eos nutrehto Bonifaeius accusaret de proditionis erimine, tarn in 
personis, quam in rebits curiae nostme seutentia condemnatis poenam 
banni inßiximm et omma, quae ante tempus eomiemnationis tenebant, 
sive essent allodia sive praedia'^, Bonifacio marchioni Montieferrati et 
heredibus suis in rectum feudum dedimus. Bei der Bannung der Grafen 
von Casaloldi 1220 , als deren Grund nur V'erharren hu Ungehorsam ange- 

100.-]», SUchs. Lnndr. I 38 § 3. Deutscheusp. 43. Schvräb. l.Andr. Lo.'^sb. 45. Vgl. auch 
Wildft Strafr. 520. Osenbrüggen Alam. Strufr. 103. 4. Schwäb. I>andr. 367 II. 5* Vgl. 

Franklin Reichshofg. 1. 104 n. 2. 107 n. 2. Auffallend ist nur, dass 1234 der Kaiser die 
Söhne des Heinrich tou Ravensburg in Eigengüter wieder einsetst, welche ihnen propter 
tn/iiMaiVim vtl deUttum partntum entxogen waren. Da aber die Restitution erfolgt, cum 
patr%8 iniquitiittHX ßliut portare non debeat, «4< puniaiur amUtiotie jn^prUtatU pateme^ 
und principHux dictunte ieuUtUia, so dürfte es sich weniger um Gnade, als um Rückgängig- 
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gfben wird, hfisst e»; nmnia hona eöriim iuhi'mii» iihlcumqui’ fuerivt eon- 
ßKcnri »ine aliqna »pe remiesioni» »eu revoeationi». Und damit das um so 
sioherer zur Ausfilhrung kommt, werden die Güter demjenigen versprochen, 
der sich ihrer bemächtigt: Quieiinujue de hont» ip»ornm detineant vel e.r- 
tunc ocmpaverint »ive qnacimqiie alin modo acquieierint, libere po»»ideant 
ei aneforitate vo»tra detineant. 

Kntspreciiende Bestimmungen finden sicii in den .Sentenzen K. Hein- 
richs VII. Aber während früher, wenigstens nach den Zeugnissen über Mail.and 
und Trema, das Eigen aller Einwohner einer gebannten .Stadt konfiszirt wurde, 
macht sich hier dersellie Unterschied geltend, wie liezüglit-h der Tmies.strafe. 
Bestimmt ausgesprochen wird die Konfiskation nur bezüglich des Gutes der ge- 
Iiannten Gemeinde und der namentlich Gebannten; woiiei l)ci der Hannung g*-- 
nannter Tremoneser ausdrücklich bemerkt wird, dass auch die Söhne derselltet» 
das Erbrecht darauf verlieren. Dagegen heisst es -liezüglich der übrigen Ein- 
wohner g»‘l)annter .Städte nur, dass es jedem gt-stattid sei, bona ijteormn ca- 
pere et habere- bei der Aechtnng von Pistoja mit der Bestimmung: noetre 
riirie de bnni» ipsoram, qne ceperit, diui» partes adeipnando, etsibi ferliaiii 
rexipuandn. Das i.st wohl überhaupt nur von Mobilien und Früclken des 
liegenden Guts zu verstehen; wäre es aber auch nicht darauf zu beschränken, 
so würde sich doch immer no<-h ein grosser Unterschied von der Konfiskation 
ergel)en, durch welche alles Gut bestimmt als verwirkt erklärt wird, während 
es sich hier nur um die G<‘stattung der Wegnahme, um die Möglichkeit des 
Verlustes handelt Daraus mag auch zu erklären sein, dass bei der Verur- 
theilung der lombardischen .Städte 1226, welche doch zweifellos als l)estän- 
diger Bann aufzufassen sein wird, von Konfiskation nicht die Rede ist. Das 
schliesst denn aber freilich auch hier nicht aus, dass wenn die .Stadt in die 
Gewalt des Königs kam, auch allen Einzelnen als Ilochverräthern ihr Gut 
konfiszirt werden konnte; bei demUrtheile gegen Brescia Ulli wird ausdrück- 
lich benterkt, dass nur aus Gnade den Einzelnen ihr Gut belassen, das Ge- 
meindegut aber wirklich konfiszirt wird. 

102. — Diese Konfiskation des Guts in Italien ist gewiss zunächst als 
.Strafe des Hochverraths zu fassen und nur desshalb immer mit dem bestän- 
digen Reichsbanne verbunden, weil bei diesem, mo<’hte die Beschuldigung einer 
hochverrätherischen Handlung das Verfahren veranlassen oder nicht, schon 
der l’ngehorsam selbst als Ilochverrath betrachtet «airde. Allerdings scheint 
es nahe zu liegen, dieselbe gerade beim Bannverfahren damit in Verbindung 
zu liringen, dass .schon nach älterem italienischen Rechte das Ungehorsams- 
verfahren in .Strafsachen sich durchaus an das Gut hält, welches mit Beschlag 
belegt wird und nach Ablauf eines Jahres dem Fiskus zufiillt. * Dem schliesst 
sich der städtische Bann in so weit näher an, als auch dieser sich vorzugs- 
weise an das Gut hält, insbe,sondere auch bei lösl)arem Banne durch Be.schlag- 
nahme desselben Gehorsam zu erzwingen sucht.* Dagegen scheint es mm sehr 
beacbteiiswerth, dass dem Reichsbauuverfahren die Beschlagnahme des 
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Gutes als prozessualisches Zwangsmittel ganz fremd ist. Beim lösbaren 
Rdichsbamie erscheint als Zwangsmittel lediglich die Entziehung des Rechts- 
schutzes, die sich allerdings nicht blos auf die Person, sondern auch auf das 
Gut erstreckt^, aber doch etwas durchaus verschiedenes ist von der nie er- 
wähnten Beschlagnahme des Gutes fiir das Reich'*, welcher dann als fjteige- 
ruiig die Konfiskation bei nnlüsbarem Banne entsprechen würde. Es zeigt sich 
demnach ein durcligreifendas Abweichen von dem früher in Italien üblichen 
l'iigehorsanisveifahren bei Strafsachen, welches docli kaum lediglich daraus 
zu erklären sein wird, dass ehie Besclilagnahme des Gutes, wie sie allerdings 
in der Gewalt der -städtischen Behörden lag, von der Reichsgewnlt sehr ge- 
wöludicdi nicht durchznfüliren war; denn dasselbe Bedenken träfe ja auch die 
x om Reiche verfügte Konfiskation. Gerade dieses Zurncktreten der Ma.ss- 
regoln gegen dos Gut beim italienischen Reiclisbanne scheint mir darauf zu 
deuten, dass die Gestaltung desselben durch das deutsche Achtsveriahren be- 
einflusst war, welches ja auch in erster Reihe den Gehorsam nur durch Ent- 
ziehung des RechLsschutzes zu erzwingen sucht. Und wieder enUpricht es 
diesem durchaus, wenn nur dann, wenn auf Gehorsam nicht mehr gerechnet 
wird, der Gebannte endgültig sein Gut verliert. Und zeigt sich da in Italien 
ein strengeres Vorgehen, indem das Eigen niclit blos ihm persönlich abge- 
sprocheii, sondern konfiszirt wird, so wird das daraus zu erklären sein, dass 
man .sich dabei an die Bestimmungen des italienischen Rechtes über die Be- 
.strafimg des Hochverrathes hielt. 

103. — Verfiel das ganze Vermögen des zu beständigem Banne Verar- 
theilten dem Reiche, .so hatte die Verurtheilung in eine Geldstrafe, 
wie wir sie Iveim lösbaren Banne finden, keinen Siim. Sie fehlt daher auch 
überall, wo die (Jberacht über bestiuimte Personen verliäiigt wird. Allerdings 
lie.stütigt K. Friedrich 1220 bei der beständigen Aechtung der Grafen von 
Cosaloldi die Uber sie vom Legaten verhängte Bamistrafe von tausend Mark; 
aber da ihnen noch eine letzte Frist gestattet war, wird das so aufzulassen 
sein, dass sie die .Strafe zu zahlen haben, auch wenn sie während dieser Frist 
gehorsam sind, während der Kaiser ilmen früher einen Termin unter Nachsicht 
der Strafe gestellt hatte. Dann aber finden sich in den Sentenzen K. Hein- 
richs VB bestbumte Geldstrafen über die geächteten .Städte und deren Ein- 
wohuer verhängt; bei Padua von zehntausend, Florenz von fünftausend, Lncca 
and .Siena von dreitausend, Parma von zweitausend, Reggio und Pistoja von 
tausend, Voltcrra von sechshundert, Grossem und andern tuszischeu Orten 
von fiiufliuiidert Pfund Gold. Es wird das daraus zu erklären sein, dass die 

102.—] S. Vgl. S 74. 4. Allerdings heisst es 1232 bei einem zu Aprodna rer dem 

Kaiser gefällten Spruche; Pro>mniilia»m$ eltam kann enatmit et univereUatü Ftormtie 
adnolanda ivria ordtnem äirnr, tpiUi peretnfitorie eiloti ei requieiti i>ro erimüia/ibtte uc* 
ctteiilioutkite antedietie in stn/uto tennino ee — minitne j/reeentaruuK Huillard 4, 419. Es 
liesse sieh dabei auf ein selbststSndige.s Anschlies.sen an die rOmi.sclie Adnotatio bonorum 
sehllessen, wenn nicht Sache und .Ausdruck so genau auch dem .siziliseben Reclite ent- 
sprficheii (rgl. f'unst. Sic. bei Huillard 4. 74), das.s ein .An.schluss an dieses nicht zu be- 
zweifeln ist. zumal Peter ron Viiiea einer der beiden urtbeileuden Richter ist. 
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Konfisbation nur das Out der namenUieli ächteten Parsuii oder der geach- 
teten Gretneinde traf. Bei .\eehtuug geuannter Fereoueii wird deBUiaeh aui'h 
eine solche .Strafe nioht erwähnt. Dagegen war sie an«endl>nr gegen die ge- 
ächtote (lieiueinde; wurde das (jeDieindegnt konhszirt, mj litieh doch da« Gut 
der giulit naiitentlii*)i geächteten Gemeindeinitglieder zur .kutVingung der Strafe 
wenigstens in dein Kalle, dass nicht etwa auch diese nachträglich zum VH'luste 
ihres (ruUis vernrtheilt wurden. Beim Urtlieile gi-geii Hi'eseia 1dl 1 tritt das 
sehr deiitli<'h hervor. Den einzelnen Bewohnern wird ihr Gut ans Gnade Is*- 
lassi'n; das gesaninit«' GenK'indegiit alsir wird konfiszirl uud zugWeli eine 
Geldstrafe von sielizigtausend Goldgulden aiiferlegt, welche von den Kiiiwoh- 
nern, diejenigen, welche gelmrsuin blieben, ausgenoimnen, anO^iibringen ist. ' 

I 104, — Al.s weitere .Strafe erscheint der Verlust der Privilegien 
im weite.sten .Sinne de.s Wortes, aller vom Reiche den Gebamäen früln-r ver- 
liehenen Hofaeitsreclite, Kliren und Kreiliejten der versclik-densleii ;Vrt. ,Su • 
weit diese lehnbar waren, w ar das sebon an und liir sich durch die Eiuziehung 
der Reichslehen gegeben. Auch davon abgesehen, lag es in der Natur der 
.Sache, dass derjenige, der als Verrätlier des Reiclis vernrtheilt wurde, sicli 
irgendw'elchen Vorrechtes, welches ihm vom Reiche aiideni gegenüber ver- 
liehen war, niclit melw erfreuen duifre. Wir fanden den Verlust der Privilegien 
denn auch mdion mehrfadi als dauernde .Strafe da ausgesprochen, w» cs sich 
mir um eine .Schärfung des lösbaren B.aiines Immlelte. ' l'ni so sicluTer wird 
der Verlust dei l’rivilegieii immer mit dem beständigen Banne verbunden g<‘- 
wpsen sein, wie das mehrfach aiisdrilcklicli au.sgcsprochen ist. .So 1239 k>i 
Aechtiing des Markgrafen von Este: //leos profZ/tojs's eorumijue Jilios H «e- 
lynacM — omni honore, onnii iloioimo, onmique iiiri»dii lioiii', quaui ohfi- 
tmri^iti'ttlohtiHneriiitttb imji&rio nive ah nlim, qoi gpocttnvtit ad hnpn'innt. 
priviinum et peuitus gpoliamm. Bei den Aechtmigeii ganzer .Städte triflft das 
sowohl die Gemeinden, als alle eiiizehien Einwohner; so 1226 iiei Aecbtiiiig 
der lomliardisclieu Städte: tarn ladvereos qiuuH s'itqtuUie jn-ioai'imug omni 
iai’itilietione taui eivilium quum erhiunalium, lam noliinlariarom quam 
eonteiD'iogat'um, datiorum, fnidoram, donafionam, prii’ih’^ioru/m, rega~ 
lintn, IwHorni», omuiiuu ofßeiornnt iudieatng, laheWofiatiui, tniggot'uui 
regig, potegtarie, eongidaiug et mowkiram; pviiwämug efiam simtentia- 
litet' civiUitgg predietag et eiveg earum hiig oumilnigi qiie poggent eig e.r 
puee tÄrngtuni-ie vnivei'gis et singuUe provenire, oc eettrig Omnibus, qne ah 
imperio seu impiTatoribiui guimnlictig — mit a nohig tmient, luihent gen 
pottgideut, ti‘nuoi'ii.id, Juibueriuit geu poggidemnf ; daliin ist wohl nocli weiter 
zu zjihlen, dass \'avassoren und Kapitäne Ehren und Titel verlit“ron, das« 
alle bislterigeu Statuten imgfiltig s'uid und neue nicht gemacht werden dürfen, 
daa* die Schulen für immer aus jenen .Städten verlegt werden. Auch in .allen 
Sentenzen K. Heinrichs VII wird der Veiiiist der Privilegien ansgesproclien, 
sowohl fdr die ganzen .Städte, wie fiu' alle enizelneu Ekiwuhin-r ; insbesondere 
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wird imnipr ausgesprochen, dass die Iitdices und Notare der. Stadt ihre vom 
Reiche verliehenen Amtsbefngnisse verlieren. 

105 . — Dabei handelt es sich um A'orrechte. Nach deutscliem Rechte 
verliert aber der för immer Geächtete nicht blos etwaige Vorrechte, sondern 
es trilft ihn Verlust von Recht und Ehre überhaupt; so heisst es 1187 
von dem, der Jahr und Tag in der Acht verharrte: univei'so inrf et h-onore 
et let/alifafe />na privatlM habeatur, ita iit in ferendo testim^nfrio vel ad 
caw)atuhiin de ceteeo vequaquam sit admittendm^; eine Reihe von Einzel- 
fSllen sthnint damit überein, ln Italien finde ich für Entsprechendes kein 
Zengniss vor dem dreizehnten Jahrhundert ; nie wird bei Verhängungen oder 
Lösungen vom beständigen Banne darauf hingewiesen, dass die Gebannten ihr 
Recht verloren oder wiedergewonnen hätten. Wo es sich um namentlich Ge- 
bannte, um Verurtheilung zum Tode und zur Konfiskation handelte, konnte 
man es für überflüssig halten, darauf hinznweisen. .\ber auch bei nicht uar 
mentüch GebannOm fehlt jede Andeutung. Durfte man sie ungestraft an Person 
mid Gut verletzen, so entfiel damit allerdings ihr Klagrecht; fielen sie, was 
nur vereinzelt vorkomint, in Knechtschaft, so verloren sie ihre .Standesrechte. 
Das sind aber doch nur Minderungen der Rechtsfähigkeit, welche sich mittel- 
bar aus anderen Massregeln ergeben ; als sellistständige .Strafe scheint der 
Verlust von Recht und Ehre den italienischen Rechtsanschauungen fremd 
zu sein. 

Im dreizehnten Jahrhunderte findet sich dann auch in Italien beim be- 
ständigen Reichsbanne als entsprechende .Strafe die Infamie verhängt, welche 
aber zweifellos aus dem römischen Rechte übernommen wurde. Ürkundtiche 
Erwähnungen der Infamie überhaupt sind mir zuerst aufgefallen in Privilegien 
K. Friedrichs I; 1158 bestimmt der Kaiser, xt hie nota puniatitr infamie, 
wer gegen das- Privileg handelt, dasselbe arglistig auslegt oder darüber vor 
eiiiem andenii Richter, als dem Kaiser klagt*; ähnlich heisst es 1159 von 
denjenigen, welche die gewährten Rechte arglistig verkümmern, und von den 
Richtern, welche sich bei ihren Entscheidungen nicht daran binden wollen: 
eurn nota Infamie ipso iure sint pleetendi.^ In engstem ,\nschlusse an das 
römische Recht findet sie sich dann in zwei Entscheidungen K. Otto’s 1212; 
er entsetzt den Azo von Este tamquam suspeetiim et infamie note siddee- 
tuin der Vormundschaft über seinen Vetter, und droht allen, welche diesen 
Entscheidungen zuwiderhandeln, quod perpetue infamie mandum siibeant, 
als Wirkungen der Infamie ausdrücklich Unfähigkeit zu Aemtern und Würden, 
zum Postuliren, zum Abschluss von Verträgen, zum Antritte einer Erbschaft 
hen’orhebend. * > 

Doch scheinen das bis dahin mehr vereinzelte, zufällige Erwähnungen zu 
sein ; im thatsächlichen Rechtsleben dürfte die Infamie noch kaum zur Geltung 
gelangt sein. Tritt das später bestimmter heiv'or, so mag nicht ohne Einfluss 
gewesen sein, dass das kanonische Recht die Infamie in vollem Umfange aus 

105. — I. Mon. Genu. 4. 184. 2. Urk. zu Cremooi nach Oreäa. 0. Bübiner 
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dem römischen Rechte beibehielt. Denn besonders betont finden wir sie 1220 
in den Gesetzen K. Friedrichs zu Gunsten der Kirche, von welchen wir schon 
früher bemerkten, dass sie vorzugsweise durch kirchenrechtliche Gesichts- 
punkte bestimmt sein dürften. * Es heisst zimächst von den Stadtobrigkeiten, 
welche fortan Statuten gegen die Rechte der Kirche erlassen, und von denen, 
welche danach richten: «int ex tune ipso iure infames, quorum sententias 
et actus alias legithms statuimus aliquatenus non tenere. Hier kommt 
denn auch, so weit ich sehe, ilie Infamie zuerst in Verbindung mit dem Banne 
vor, wenn auch nicht gerade durch denselben begründet ; es heisst von den 
überwiesenen Ketzern: perpetua damnamus infamia, diffidamus atque 
bannimus; von den der Ketzerei Verdächtigen: tamquam infames et han- 
niti ah Omnibus habeantur; vom Schützer der Ketzer al)er, dass er gebannt 
sein soll, und wenn er sich binnen einem Jalire nicht von der Exkommunika- 
tion löst: extune ipso iure sit factus infamis, nec ad publica offieia seu 
Consilia vel ad eligendos aliquos ad huius7mdi. nec ad testjmonium ad- 
mittatur; sit etiam intestabilis, ut nec testamenti liberam habeat factio- 
nem, nec ad hereditatis successionem accedat ; ntiüus preterea ei super 
qiwcumque negotio, set ipse alii rcspondere cogatur; quod si forte iude.v 
extiterit, eins seutentia nullam obtineat ßrmitatem, nec cause alique ad 
eius audientiam perferantur ; si f uerit advocatus, eins patrociniumnulla- 
tenus admittatur ; si tabeüio, instrumenta confecta per ipsum nullius pe- 
nitus sinl momenti.^ 

Die Infamie erscheint hier wesentlich als selbstständige Strafe, da zumal 
in dem letzten Falle keine der sonstigen Strafen des beständigen Bannes ge- 
droht wrd. Fand sie aber überhaupt einmal Eingang in das Rechtsleben, so 
musste sie insbesondere auch bei Ilochverrath Anwendung finden. Der engste 
Anschluss an das römische Recht, welches die Infamie über die Söhne hinge- 
richteter Hochverräther verhängt, zeigt sich insbesondere in der Formel des 
üculus pastoralis für die Unterwerfung einer geächteten Stadt; es wird den 
sich Unterwerfenden vorgehalten, dass sie als Majestätsverbrecher Leben und 
Gut verwirkt haben: et propter scelCra nefanda parentum filii poenas de- 
bent pati graiässittMs, et qiiia propter tantum scelus efficiuntur infames, 
et quia lege prohibente nulli succedere possunt; et reputabitur eis in prae- 
mium, quod poenas non habeant capitalesJ Um so näher lag es, die Infamie 
gegen gebannte Hochverräther selbst, deren man nicht habhaft war, oder auch 
gegen die Einwohner gebannter Städte zu verhängen. So wird sie denn auch 
ausge.sprochen bei derBannung der lombardischen Städte 1226: Item priva- 
rimus cos Omnibus legitimis actibus, ita quod non lutheant ins testandi, 
festificandi, alienandi et succedendi e,x testamento vel e,v intestato, nec ca- 
piaidi ex causa donationis inter vivos vel ftr causa mortis vel iure codi~ 
eillorum vel alio quolihet modo, et quod ipso iure perpetuo sint infames; 
sie wird hier ausserdem als selbstständige Strafe gedroht denen, welche gegen 
das Verliot des Kaisers in den geächteten Städten Vorlesungen halten oder 


ö. Vgl. $ 82 n. 2. 6. .Moii. (!erm. 4. 24.‘5, 244, 7. Antiq. U. 4, 114 . 
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hören: perpeliia infamla demtantes, officiis, hounrib»» et legitimi» aeti~ 
biig privantes eosdem. Das wird denn auch 1227 bei der durch den Fabst 
vermittelten Lösung durch den Kaiser betont; uiiira'sos et siugtdog — resti- 
tuentes m integrum in Omnibus et per omnia siio statiii atque /ame, 
remittendo in famiam omnem et penam, que sceute sunt ex dtiquo predie- 
tgrum, ita quod ea, que per eos medio tempore aeta sunt, non obstnntibus 
supradietis, robiir obtineant, quod alias debuerant obtinere.^ Doch scheint 
t« niclit, dass man die Infamie schon allgemein als mit dem beständigen Banne 
wrbunden betrachtete, denn bei der \''erurtbeilung der Grafen von Casaloldi 
1220 und des Markgrafen von Este 1239 fehlt jegliche Andeutung. 

Regelmässig wird in den Sentenzen K. Heinrichs Vll die Infamie aus- 
gesprochen, doch zunächst in der Beschränkung auf namentlich Geliannte und 
ausserdem auf sämmtliche Beamte, Judices, Advokaten und Notare der ge- 
bannten Städte. Dass sie als Strafe des Hochverraths gefasst ward und dem- 
nach den Bestimmungen des römischen Rechts gemäss auch auf die Kinder 
übergeht, ergibt .sich insbe-soiidere aus der Verurtbeilung der Brescianer 1311, 
bei welcher der König nur aus Gnade bewilligt: quod nee ipsos nee fiUos 
eorundem comitetur in/amia, ae testarnenti faetionemnon perdant, aetive 
etiam et passive, et contraJumdi Itabeant potestatem.^ 

Zeigt sich bezüglich der Wirkungen der Infamie vielfach eine Ueberein- 
stimmnng mit der aus der deutschen Acht sich ergebenden Rechtlosigkeit, so 
scheint doch ein engerer Zusammenhang mit der deutschen Auffassung zu 
fehlen, es scheinen da durchaus römische Rechtslehren den Ausgang gebildet 
zu haben. Abgesehen davon, dass das deutsche Recht diese Reclitlosigkeit 
nicht auf die Kinder übergehen lässt, fehlt hier, wie beim städtischen Banne ’ 
insbesondere jede Andeutung der für die deutsche Echtlosigkeit charakteri- 
stischen, in den Erklärungen der ObiTacht durchweg heia urgehobene Vernich- 
tung der Familienrecbte, die Erklärung der Frau des Geächteten zur Wittwe, 
der Kinder zu Waisen. 

106 . — Die bisher besprochenen Folgen des be.ständigen Bannes sind 
als Strafen des Hochverraths zu betrachten; sie würden auch den Hochver- 
rätber getroffen haben, dessen man gewaltig war. Da aber der Bann immer 
ein Kontumazialurtheil ist, so ist gs unsicher, ob diese .Strafen allseitig aus- 
geführt werden können; und von der blossen Verurtbeilung wegen Ilochver- 
raths unterscheidet sich der Bann dadurch, dass bei diesem nun überdies die 
eigentlichen B a n n s t r a f e n verhängt werden. In dieser Richtung sind 
die Folgen des beständigen Bannes im wesentlichen dieselben, wie die des 
lö.sbaren; wie denn ja auch mehrfach jener sich nur daraus zu ergeben scheint, 
dass zu einem .schon früher verhängten lösbaren Banne unter Fortbestehen 
desselben die Verurtbeilung wegen Hochverraths hinzutritt. Nur dass etwa 

W6.-I 8. Hoillard 2. 712. In »rirtlidier Ueberoinstimmung ist da.!! auch bestimmt im 
pabstlichen Schiedssprüche ron 1233. Mon. Germ. 4. 300, so da.ss die uns nicht nÄher be- 
kannte Aechtung der Lombarden wegen Hinderung des Reichstages ron Rarenna der ron 
I22G gleichlautend gewesen sei« durfte tt. Rüliiner Acta 444 10. Vgl ii ä* a, 17. 
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beim beständigen Banne strengere Vorkehrungen getroffen werden, die Fried- 
losigkeit dem Verbrecher miigliclist füldbar zu machen. 

Zunäclist finden wir auch hier Friedlosigkeit, Gestattung strafloser 
Verletzung des Verbrechers an Person und Gut ; so l>ei Bannung der Lom- 
barden 1226: Slatiiimna inaiiper, ut quirunqiw predivtoa hannitoset liostea 
noatroa et Jtomani imperii offenderit iu pe^aonia et rehita, iudeinnia treiai- 
aeat et inpHnia, et ntdlo unqiiam tempore poaait e.rimle ah aliqiio cow- 
returi. Nach deutschem Reclite war auch die Tiidtung des Aecliters straflos ; 
war in den Aechtungsformeln niclit ausdrücklich ausgesprochen, dass jeder ihn 
tödten dürfe, so durfte er wenigstens straflos erschlagen werden, wenn man 
ilin ergreifen wollte und er sich' ziu" Wehr setzte. * Ist der namentlich Gelaunte 
bereits zuiu Tode venirtheilt*, so dürfte kaum zu bezweifeln sein, dass er auch 
in Italien straflos erschlagen werden durfte; ausdrücklich ausgesprochen finde 
ich das freilich nirgends. Jedenfalls aber traf das wenigstens später nicht alle 
Einwohner einer geächteten Stadt. In den .Sentenzen K. Heinrichs VII ist bei 
den namentlich Gebannten immer schlechtweg von .Schädigung an Person und 
Gut die Rede ; geschieht das auch wohl bei nicht namentlich Gebannten, so 
findet sich doch durchweg ein Zusatz, der das auf Gefangennahme ein.schränkt; 
und einmal heisst es ganz ausdrücklich: quod qmlihet poaait ipaoa Floren- 
iinoa, tamquam bannitoa et rehellea noatroa et aacri Jtoman! imperii, per- 
aonalitei' capere, tarnen a ine leaione pej'aonariim, et in noatram fortiam 
adaiqnare. 

Weiter wird dann auch hier, wie das schon bei dem lösbaren Banne der 
Fall sein konnte, die Beschädigung nicht blos erlaubt, .sondern Befehdung 
Von Reichs wegen ausdrücklich geboten. So wird bei Bannung der Grafen 
von Ca.saloldi 1220 allen Getreuen und namentlich einzelnen benachbarten 
.Städten geboten: nt menwratia nobilibna — faeiant vh-am guerram; bei 
k'^erurtheilung der lombardischen Städte 1226 den Getrelien befohlen: qua- 
tenus — ‘ipaoa etiam in peraonia- et rebna peraeqid et capere intendatia. 
Dem Reichsabte von .S. Salvator gebietet der Kaiser 1312 aub pena priva- 
tionia mnnium feudorum, libertatum et iiiuminitatnrn, queet quaaanobia 
et Hoinano tenea imjterio, — qualenna — contra Senoiaea — rebellea noa- 
troa comlempnatoa et joroaeriptoa — gnei-ram incipere et eam proaeqiii vi- 
riliter non ohinittaa, ipaoa in bonia et piraonia eonnn pro viribua offen- 
dendo.^ War die Reichsgewalt irgend dazu in der Lage, so suchte sie selbst 
alsbald durch Verheerung des .Stadtgebietes, Belagerung der .Stadt oder .son- 
stige Befehdung der Gebannten dem .Spruche Nachdruck zu geben. 

107. — .Vuf das Verbot der Unterstützung, überhaupt jeden 
Verkehrs mit dem Gebannten, wird beim beständigen Banne sichtlich grösseres 
Gewicht gelegt, als laiin lösbaren, wo dasselbe oft gar nicht erwähnt, jeden- 
falls nicht .so streng betont wurde. Bei Bannung der Grafen von Ca.saloldi 
1220 wird allen Getre.uen geboten, qiiod eia nullnm i>reatent auicilinm, con- 


106 . — 1 . Vgl. Gln.ssP zu .Säclis. Ijudr. I 38 § 2. 
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silium, adiuloriwm vel favorcm, und ewar sub obtmtu fidelitatia et fft'otie 
noatre und bei einer Geldstrafe, weldie filr die Stadtgemeinde tausend, für 
einzelne Personen je nach ihrem Range zneilmndert bis fünfzig Mark beträgt. 
Die Strafe findet sich dann aber auch dahin gesteigert, dass dieselben Strafen 
gedroht werden, in welche der Gebannte vemrtheilt war; so 1226 bei Ver- 
urtheilung der Lombarden für alle Begünstiger hn allgemeinen, für alle, welche 
aus den geächteten .Städten einen Podesta oder sonstigen Beamten nehmen, 
für alle, welche ihnen nicht die .Strassen schliessen, ihnen Markt gewähren 
oder Handelsverkehr mit ihnen unterhalU'ii. Bei Aechtung des Markgrafen 
von Este 12.39 wird insbesondere bestimmt, qnod — nitUua j>reai(nuit trac- 
tare, oi'dinare aeii (iltemplare tivgiiam, paeem, composiiionem vel aliud 
certamentum cum predictia banitia Lomhardia — nec cum eia coüoquium 
facere nec ipais litteraa vel nunlioa deatinare; ai quia autem contra Itoc 
peuerale edictum auau temernrio attemptare i>reaumpaerit, perpetuo im- 
perii banno aiibiaceat, eiuaque bonia — publicatia, tanquam proditor co- 
rone pei'aonalitei' puniatur. ln den .Sentenzen K. Heinrichs Vll erfolgt da.s 
Verbot der Beherbergung oder irgendwelcher Begünstigung unter bestimmbni 
hohen Geldstrafen von fünfhundert Gold abwärts, oder bei Bannung der 
Cremoneser aub pena ad arbitrium noatruuf, doch wird liei der Venirthei- 
hmg K. Roberts auch allen denen, welche ihm noch gehorcheu oder ihn unter- 
stützen, mit eigener Friedlosigkeit gedroht Insbesondere findet sich in diesen 
.Sentenzen das Verbot, dem Gebannten dadurch Vorschub zu leisten, da.ss 
man ihm .Schulden zahlt, und zwar bei .Strafe der Zahlung einer gleichen 
.Summe an die königliche Kasse; wohl mit dem Zusatze, dass dem Verpflich- 
teten die Hälfte der Schuld nachgelassen sein soll, wenn er die andere Hälfte 
an die königliche Kasse zahlt. 

108. — Eine Lösung vom beständigen R e i c h s b a n n e ist inso- 
fern ausgeschlossen, als der Gebannte nicht mehr das Recht hat, nach Rück- 
kehr zuin Gehorsam und Erfüllung gewisser Bedingungen in eine frühere gün- 
stigere Rechtsstellung wieder einzutreten; er bleibt wegen seim^s schweren 
l’ngehorsains als Hochverräther zu Verlust von Leben und Gut vemrtheilt 
oder hat, wenn es noch nicht ausgesprochen war, ein solches Urtheil auch 
dann zu erwarten, wenn ein todeswürdiges Verbrechen ursprünglich gar nicht 
vorlag, oder wenn es ilun möglich wäre, sich zu roinigen. Behielt das Gesetz 
seinen Lauf, .so war Rückkehr zum Gehorsam gleichbedeutend mit freiwilliger 
.Stellung zur Hinrichtmig; eine solche wurde überhaupt nicht erwartet, und 
daher auch der Bann als unlösbar gefasst. 

Gab es keinen rechtlichen Anspruch des Verurtheilten auf Lösung, so 
komite doch auch der beständige Bann jederzeit durch die Gnade des Kai- 
sers gelöst werden. Vorbedingung war dafür natürlich immer Rückkehr zum 
Gehorsam. Gab nun diese an und für sich keinen Anspruch auf Aufhebung 
oder Milderang des früheren Urtheils, so erfolgte in der Regel die Rückkehr 
zum Gehorsam erst dann, wenn man sich vertragsmässig versichert hatte, 
dass der Bann in Folge derselben gelöst werden würde. War aber ein .solcher 
N'ertrag unter irgend annehmbaren Bedingungen nicht zu erreichen, so blieb 
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nur bediiigiinjjsIoMC Riickkclir zum tk-liorsum, Ergolmiig auf Gnade und Un- 
gnade, bei welcher die Gnade niclit beansprucht, nur auf diestdbe geliufft wer- 
den konnte. 

Handelt es sich um Vertrags weise Aufhebung des Bannes, so 
konnte diese unter den verschiedensten Bedingungen erfolgen, jenachdeni der 
Cfebannte ein grösseres oder geringeres Interesse daran hatte, die kaiserliche 
Gnade wnederziierlangen, oder der Kaiser, jenen wieder gehorsam zu sehen. 

Es handelte sieli dabei einmal um ein Abkommen über die Forderungen des 
Kaisers, welche die Verurtlieilung zur Folge hatten, weiter darum, ob und wie 
ausserdem der bislierige Ungehorsam dot;h gestraft werden sollte. Kamen in 
jener Richtung weniger einzelne .Streitpunkte in Betracht, als Ungehorsam im 
allgemeinen, w'ährend es zugleich im Interesse des Kaisers lag, durch .Straf- 
forderungen ein ihm erwünschtes Abkommen nicht zu erschweren, so konnte 
der Vertrag sich darauf beschränken, dass der Kaiser gegen Rückkehr zum 
Gehorsam die Gebannten wieder zu Gnaden annahm, ihnen alle verwirkten 
Strafen crliess und sie in alle früheren Rechte wieder einsetzte; so 1273 l>eider 
Begnadigimg von Mantua. ' Es konnten aber die .Sachen auch so liegen, dass 
der Kaisei' nicht allein auf .Strafe verzichtai, sondern sich überdies zu mancher * 
Konzession bezüglich seiner urspnmglichen Forderungen verstehen musste; so 
lieim Frieden von Konstanz 1183, einer Verbriefung der vorher vertrags- 
mässig festgesetzten Bedingungen, unter welchen der Kaiser die Lombarden 
m seine Gnade und seinen Frieden wieder aufniinmt.^ Begünstigten die Um- 
stände den Kaiser, so luuidelte es sich durchweg nicht blos um eine .Vncr- 
kennung der Forderungen desselben, sondern auch um eine Genngthuung für 
den Ungehorsam. Diese konnte mehr formeller Art sein, weniger eine eigent- 
liche Bestrafung, als eine Herstellung der verletzten Ehre des Reichs beab- 
siiJitigen ; so wenn bei der Lösung von Alessiuidria 1183, welches überhaupt 
viel ungünstiger gestellt wurde, als andere lombardische .Städte, die Ein- 
wohner die .Stadt verlassen tnüssen, um durch einen Boten des Kaisers, der 
jetzt die .Stadt unter dem Namen Caesarea erst rechtsgültig gründet, wieder 
in dieselbe eingeführt Zu werden.^ Oder die Genogthuung trat sonst in nähere 
Beziehungen zur Veranlassung des Bannes. Wurde bei der Bannung der 
Lombarden 1226 insbesondere betont, dass ihre Auflehnung die .Sache des 
heiligen Landes gefährde, so war die hauptsächlichste der Bedingungen der 
Lösmig, deren Feststellung einem .Schiedssprüche des Pabstes überlassen war, 
die .Stellung von vierhundert Rittern auf eigene Kosten durch zwei Jahre für 

IBS. - 1. Huillard 5, IHj. Hier, irie auch Komt b^uHg. scheint cx xicb nach der 
Fa.>sung der Urkunde allerdings einfach um einen freiwilligen Gnadenakt des Kaisers za 
handeln: daxt aber, wie das an und für sich anzunebroen wäre, ein Vertrag rorherging« 
sehen wir aus Rolandini Cbr. Mon. Germ. 19. 66. 2. Die bedeutende Summe von 15000 

Pfund für den Kaiser und 1000 Pfund für dessen Boten, welche nach den Verbandlnngen 
(Mon. Germ. 4. 174) zu zahlen waren, sind wohl nicht gerade als Strafe, sondern als Gegen- 
leistung gegen die Konzessionen des Kaisers zu fa.ssen. Wegen der Zahlung rgl. Vignati 
373. 374. 3* Mon. Germ. 4, 181 zu 1184, wAhrend nicht allein das richtiggextellte 

Itinerar anf 1183 weist, sondern auch die Urkunden über den Konstanzer Frieden ergeben, 
dass die Lösung Alessandria’s diesem Toranging. 
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den Kreuzzug des Kaisers. ' Am regelmässigsten liaiidelt es sich ausser Er- 
tiilluiig der Kordcnmgeii des Kaisers, Stellung von Geissein und l'ebernahme 
der inannichfaclisten andern Verpflielitungen, wie sie dem Einzelfalle ange- 
messen waren, um Zahlung einer bedeutenden Geldstrafe; war eine sulche bei 
der lösbaren Acht von vornherein bestimmt, so wurde dieselbe hier jetzt erst 
festgestellt; und dabei wird zugleich eine geringere Sumine an die Käthe des 
Kaisers, auch wohl an die Kaiserin gezählt, wohl von dem Gesichtspunkte 
aus, dass der Verwendung derselben die Begnadigung zu danken ist,“ War 
längerer bewaffneter Widerstand geleistet, so konnte aber auch bei \’ertrags- 
wciser Rückkehr zum Gehorsam die Bedingungen überaus hart sein, den Be- 
gnadigten fast nichts, als das Leben verbürgend. So 1160 bei Crema: Ei-at 
attU'ui paftiim tale, qiiod Creinenaea eivitatem dederent ipaique vila aibi 
indtdla i'iou coniu<jihna ac libena qttoi'ia i’uudi facidtalem liaberent, de 
rebua aitia qiiantum quiaque aeiiiel bumeria efferre poaaet, aecum e.vpor- 
taret; Mediolanenaea rtro ct lirixienaea, qui ad praeaidiiim eiuadem civi- 
tatia intraverant, relictia ibidem aivnia et omitihna auia, vitam aibi pro 
Itu'ro exiathnarenl.^ Aelmlich muss bei der vertragsweisen Begnadigung von 
Cremona 1 1 86, bei welcher der Kaiser ausser einer Geldstrafe sich wesent- 
lich mit Erfüllung seiner friiliern Forderungen begnügt, doch bezüglich der 
vom Kaiser belagerten Burg Manfreds zugegeben werden, dass die Belagerten 
freien Abzug nur mit dem, was sie tragen können, haben und dann die Bnrg 
zerstört wird.^ Es ist demnach wolil denkbar, dfiss die Bedingungen, durch 
welche man die Lösung liätte erhalten können, so hart, waren, dass man, wie 
von den Mailändei'n 1162 behauptet wird, bedingungslose Unterwerfung vor- 
zog, von der Gnade des Kaisers Günstigeres hoflfend.'’ 

109. — War ein Vertrag unter annehmbaren Bedingungen nicht zu er- 
halten und weiterer Widerstand aussichtslos, so blieb nichts übrig, als Uück- 
kehr zmn Gehorsam durch b e d i n g u n g s I o s e U n t e r w e r f u u gj indem die 
Gebannten Person und Güter der Gewidt des Kaisers übergaben, sich als 
Hochverräther bekennend und die Gnade des Kaisers anflehend. Der Kaiser 
kann nun Gnade üben, kann aber auch einfach dem Rechte seinen Lauf lassen, 
die vollen Strafen des Hochverrathes vollziehen lassen. ' So schreibt der 
Kaiser 1162 von den Mailändern: nudoa pladioa in eerrieihua aitia de/e- 
rentea et maieatatia noatrae reoa ae eaae profitentea, peraouaa, rea, ipaam- 
que eivitatem abaque omni lenore et eine aliqna eomlitione interposita in 
, noatram poteatatem eiim plemt deditione reddidereJ^ Sie sind nun nach der 


1«.-] 4. HuilUrd 2. 705. 5* So zahlt Mailand 1158 an KaUer. Kaiserin und Kurte 

ZQiiainmen 9000 Mark, Piacenza 1162 ebenso 6000 Mark. Mon. Germ. 4. 109. Böhmer 
Acta 598. Siena 1186 dem Könij^e Heinrich 4000, der Königin 600, der Kurie 400 Pfand. 
Mon. Germ. 4, 183. Cremona zahlt 1186 dem Kaiser 1500 und der Kurie 300 Pfund. 
Arcbir zu Cremona. 6» Radericus I. 2. c. 62. 7« Böhmer Acta 604. 8. So nach 

der Ep. Burchardi, Script. It. 6. 916. Dagegen hätte nach den Ann. Mediol. und Acerbus 
Moreua, Mon. Germ. 18, 373. 635, der Kaiser auf bedingungsloser Uebergabe bestanden. 

100. — 1* V gl. insbetoudere die allgemeine Formel im Oculus pastoralis, Antiq. It. 
4, 114. 2« Mon. Germ. 4, 132. 
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Strenge des Gesetzes allen Stiafeii des lloehvcrratlics verfallen, haben ins- 
besondere auch das Leben verwirkt, wie ihnen der Kaiser da.s vorhält und sie 
selbst zugestehen. ^ Es koiimit lediglich darauf an, ob der Kaiser Gnade ein- 
treten la.ssen will ; und absichtlich scheint er das einige Zeit im ungewissen zu 
lassen; ani 1. März erfolgte die Uebergabe; noch am 7. März sagt der Kaiser 
bei der Schenkung toii Creiua an Cremona, </«ocl ai forte ad (jratiam et 
miaerlcordiain nostram Mediolaiienaea reeeperhniia, werde er sie schwören 
lassen, dieselbe nicht anzufechten. ^ An demselben Tage erfolgte dann endlich 
die Lösung vom Banne, nachdem sie geschworen und durch Geissein ver- 
bürgt hatten, sich allem und jedem zu untei'werfen, was der Kaiser über sie 
verfügen würde. Diese Vm'fügungen waren bekanntlich hart genug; die Stadt 
wurde zerstört, der Gemeinde verband aufgehoben, so dass natürlich von Wie- 
derherstellung der Privilegien nicht die Rede war; die Bewohner scheinen ihre 
Freiheit und ihr Eigen verloren zu haben.® Als Tortona sich 1155 bedin- 
gungslos unterwarf, wurde den Einwohnern nur Leben und Freiheit belassen. * 
Milder war unter sonst entsprechenden Verhältnissen das Urtheil K. Hein- 
richs VII 1311 gegen die Brescianer, welche shkm recoguosemtes reatum de 
prrsonis ei rebaa in diapoaitione et volnnlate noatra eeae libere totaliter 
aithnuaerunt; es handelt sich dabei nicht um Lösung vom Banne, welcher 
nicht vorhorgegangen scheint, sondern um eine Milderung der verwirkten 
.Strafen des Ilochverrathes ; der König schenkt den Einzelnen das Leben unter 
Verzicht auf Gefangenhaltung und Leiliesstrafen, erlässt ihnen und ihren Kin- 
dern die Infamie und belässt ihnen ihre Güter oder stellt sie ihnen zurück ; 
weiter steht er von Zerstörung der tstadt ab. Dagegen verhängt er von den 
verwirkten Strafen die Zerstörung ier Festungswerke auf Kosten der Ein- 
wohner, den Verlast aller vom Reiche der .Stadt oder einzelnen Bewohnern 
verliehenen Privilegien und lloheitsrechte, die Konfiskation aller der Stadt- 
gemeinde zustehenden Güter und Rechte, den Verlust der Amtsbefugnisse für 
Judices, Advokaten und Notare und verurtheilt ausserdem die Stadf zur Zah- 
lung von siebzigtausend Goldgulden.' 

In wie weit man bei bedingungsloser Unterwerfmig auf weitergehende 
Begnadigung hoffen durfte, hing natürlich von den Umständen ab. Wurde 
Mailand 1162, nachdem cs den bewaffneten Widerstand bis zur äussersten 
Gränze durchgeführt hatte, hart bestraft, so erhieltm damals Brescia und 
Piacenza, welche den drohenden Gewaltmassrcgeln durch Unterwerfung zuvor- 
kamen, eine wesentliche Milderung; ausser der Unterwerfung unter alle For- 
derungon des Kaisers wurde die .Strafe auf Niederlegung der Befestigungen 
und Zahlung be leutcndcr Geldsummen beschränkt. ® Es konnten auch die Ver- 
hältnisse .So liegen, dass der Kaiser, obwohl, er auf bedingung.sloser Unter- 
werfung bestand, doch aus politischen Gründen vollste Begnadigung eintreten 
liess, von allen Strafen absehend, in alle früheren Rechte wieder einsetzend; so 

3 . Ep. Burebardi. .''iripL It. 6. UI8. 4 . .\rchiT zu Cremona. 5. Vgl. S 95 e. Ott. 
Pri«. Gesta I. 2. c. 20. 7. Bshmer .\cta 442. 8. Accrbiis Moren». Mon. Germ. 18. 638. 

BObmer Acta 397. 
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1 238 bei Begnadigung von Vorcelli, cum — (ul julclitatem et maudatu uaulca 
et iinperii rediieaeut, in ptTsoiiis et rebiis, in ciidtate et episenpntu itc 
distrietu eorum jerceise idiaque condicione, teneere vel pacto in oinnibtu et 
per oninia sa nostria mandatia et hencplantia exponentes, pro eommissis 
contra maJeatatem noatram vetiiam aupplieiter imjjloraaaent.^ Aehnlich 
bei dem einzigen mir aus späterer Zeit bekannt gewordenen Falle einer Lösung 
einzelner Personen. Ein Prokurator der Herren von Camino erscheint 1313 
vor dem Kaiser: miaericordinm poatidavit — de omni offenaa et inim'ia — 
contra hnperatoriam maieatatem — et de illia cxceaail>ua~de quibua con- 
demp7iati fuerunt — et etiam de inobedieneia et rebellione ipaorum, in 
quibua contra imperatoriani maieatatia Juietetiua peraeverarunt, und ver- 
spricht vollsten Gehorsam für alle bezüglichen Befehle des Kaisers ipaoa et 
eorum bona eiuadem aereniaaimi prhu-ijna libei’e auhmittens aub pena averia 
et eorpmüa et peraone arbitrio ipaiua prinripia au ferenda ; nach beschwo- 
renem Gehorsam heisst es dann vom Kaiser: predietatn cotidemnationein et 
proceaaum et amteatiam — ad auc voluntatia arbitriiim auapendit, et in~ 
tei'im ipaoa — in inteprum reatituit <ul omnea honorea, dignitatea, iura et 
bona et cetera alia, quibua privati ei'ant p<T aenfentiaan atitedietati^.^'^ 
Mochte in solchen Fällen auf die Fonn der unbedingten üebergaba Werth 
gelegt werdeil, so schliesst das nicht gerade aus, dass vorher eine Verstän- 
digung über das stattgefunden hatte, was man von der Gnade des Kaisers zu 
erwarten hatte. 

110 . — War der Gebannte im Banne gestorben, so waren damit noch 
nicht alle Wirkungen des Bannes beendet; trat nicht eine Begnadigung 
d e r N a c h k 0 ra m e n ein, so hatten diese iirsbesondere nach der Strenge des 
Gesetzes die konfiszirten Erbgüter verloren. Nur von der Gnade des. Kaisers 
durften sie eine Wiedereinsetzung erwarten, und es stand dann, auch abge- 
sehen davon, dass über Manches schon endgültig verfügt sein mochte, lieiin 
Kaiser, was er etwa für Zwecke des Reichs zurückbehalten wollte. .So sagt 
K. Heinrich 1189, dass Graf Humbert von Savoien im beständigen Heichs- 
bannc gestorben sei: Poat euiua nkortem, cum filiua eiua Thontaa ex multa 
maieatatia noatre miaeratione in gratiam imperii et noatram rediret, ex 
ipaiua conaenau — Sedinnmaeni epiaeopatum ad manum iinperii retinui- 
mua apexialiter, euiua eccleaie epiacopi ante h'mpora illa de manu comitum 
Sabaudie per aliquod tempua recipiebant regalia' ; danach dürfle alles 
Uebrige zurückgegeben sein Wenigstens später traf dann die Nachkommen 
auch die Infamie, von welcher sie ebenfalls nur durch die Gnade des Kaisers 
befreit werden konnten. Beispiele kenne ich nur aus S|)äterer Zeit; K. Karl IV 
vernichtet 13ö5 alle condemnatioues, aeutentiaa, hannitionea, groceaaua et 
batina, welche von seinen Vorgängern gegen die Markgrafen von Monte .Santa 


100.—] 9. Huillard 5. 157. 10. Acta Heur. VII. 2, !)0. Bei der LSsung der Grafen von 

Trevüo 1110, vgl. $ 99 n. 3. ist gar nichts darüber ge.sagt, wa« von ihnen geschehen war. 
um die LSsuog zu erwirken; sie geschieht auf Bitten der Rünigin und der Fürsten. 

HO, — 1. Worstenberger 4, 13. Vgl. auch oben $ 99 n. 3. 
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Maria und »Iitcb Vorfahren verhängt waren, und zugleich alle .sieh daraus 
ergeljendeu ptTsonarniii 'mfauüwf, notas, inlnilrllilntfs et defectus und re-r 
stituirt sie ad gtatiim, famam, nottieu, tUidian et honorem priotinuin'^ ; 
noch bestimmter sagt er in einem Privileg für die .Söhne des Fenzius Albertini 
von Prato: eoodem — in integrum restitoimus ad originaietn patriam, ad 
omnia iura nviiim Jiomanoruni et ad nmnes honores, dignitates et nia- 
nera, qtiorinn seit quarum dieti cives Romani rejuriuntur fore capaceg, 
nec non a<l omnia et singula bona sua et possesaionem eorimdeiti, qne 
idem quondam Feneziua aeu lui, quibiis ipae sueeeaait, ttnnpore cuiusdam 
aententie eapitalis late contra ipaum repcriebatur posttidere aeti eriam 
detinere, penam qitoqne huiiiamodi aententie aeu banni, aive pecunialeni 
aire peraonaleni, ai quam Nicohiua et Franciacua predicti occaaione pre- 
divte aentencie qnoquomodo ineurriaae noacuntur, ipaia et ßliia ae liberia 
eorundem Maliter indulgemua et auctoritate ceaarea relajeamua, ipaoaque 
adreraita dictam capitalem acntentiam aeu bannum per qicoaeiinque latam 
aau latum in integrum reatituimua^; es handelt sich dabei wohl noch um 
Bannsentenzen K. Heinrichs \11. 

111 . — Wohl nur als Regellosigkeit können wir es betrachten, wenn 
sich einige Fälle einer Aufhebung des Reic.h s b an n es durch den 
Pa bst finden. Wenn Pabst Urban 1186 die Lombarden «aufforderte und 
den Bischöfen unter strengen .Strafen befahl, den fk-boten des Kaisers zur 
-ViLsfiihrung des Reighsbannes gegen Cremona nicht zu gehorchen ', so muss 
er sich wenigstens eine Befugniss zuge.sprochen haben, über die Rechtmäs- 
sigkeit des verhängten Bannes zu urtheilen; we das denn zu andern Zeiten 
auch von Kaisern bezüglich des Kirchenbannes geschehen ist. Bestimmter ist 
ein anderes Zeugniss. Der Markgraf von Este war 1239 für immer gebannt; 
1243 ertheilt ihm der Pabst ein Privileg, worin es heisst: Nihilominua aen- 
tentiaa, banna,- atatuta, penaa, et privilegia data et coneeaaionea faetaa de 
bonia tiiia ab eodem principe rel alio pro ipao quibuacunqne communita- 
tibua vel peraonia, — et omnia alia, que contra te et tua bona generaliter 
rel apecialiter dieitur atatuiaae, auctoritate preaeneium revocanma.'^ .\nf 
welchen Grund der Pabst sich dazu für berechtigt hielt, wird nicht angegeben; 
zunächst doch wohl nur wegen der Exkommunikation, welche über den Kaiser 
bereits gesprochen war, als er den Rcichsbann gegen den Markgrafen verhängte. 
Die.ser Grund konnte nicht wirksam .sein, als nach dem Tode K. Heinrichs VII 
der Pabst die Bannsentenz gegen König Robert für nichtig erklärte. Hier 
werden Gründe angegelveti. Einmal werden Mängel dos Verfahrens hervorge- 
hoben und die Kompetenz des Pabstes durch die Behauptung motivirt, dass 
der Körnig nicht der (Gerichtsbarkeit des Kaisers, sondern der des Pabstes 
untersteht. Wenn dann aber, der Pabst insbesondere die Nichtigkeit erklärt, 
tarn e.v auperioritate , quam ml imperium non eat dubiiim noa habere, 
quam ex poteatate, in qua racante imperio imperatori auccedimua, et 


2. Bsbmcr AcU 575. 8. (ilsfey 588. 

111. — 1. Vgl. .Scheffer Friedrich I 8». 2. Antich. E«t. 1, 402; irrig ru 1212. 
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niflüloiniims ex illitw pU’nitudine poteBtatis, qiotm Chi'iif/iis — nohis lUei 
itnDheritia in persona h. Petri eoneessit, so hätto von solchpr Auffassunii' 
aüs der Pabst eben so wohl jedes andere Urtheil des Kaisers vernichten 
können, er würde danacli einfach auch in weltlichen Angelegenheiten der höchste 
Richter im Reiche gewesen sein. ® Doch muss die Kurie selbst später Beden- 
ken über die .Statthaftigkeit sulchen Vorgehens gehabt haben, da sich der 
Pabst 1 346 von Karl von Mähren versprodien Hess, jenes Urtheil nach seiner 
Erhebung zum römischen Könige für nichtig zu erklären. < 

IX. .SIZILISCHER B.\XN. 

112 . — Wir haben bisher die Angaben, welche sich über den Bann in 
den sizilischen Konstitutionen K. Friedriclis II finden', absichtlich 
ausser Acht gelassen, obwohl djis Ungehorsamsverfahren dort zusammen- 
hängender, als in irgend einer andern Quelle dieser Zeit dargestellt erscheint. 
Denn ein engerer Anschluss an das itiilienische Bannverfahren besteht da 
offenbar nicht. Zeigt sich dagegen vielfach eine auffallende Annäherung an das 
deutsche Achtsverfahren, so wird das schon jenes Umstandes wegen nicht auf 
lougobardische Vennittlung zurückzufuhren sein. Eben so wenig auf Einfüh- 
rung alter allen Germanen gemeinsamer Einrichtungen durch die Normalien; 
denn ein näherer Anschluss gerade an das normannische Achtsverfahren tritt 
in keiner Weise hervor.^ Die Erklärung dürfte darin zu -suchen sein, dass es 
sich vorzugsweise um neue Einrichtungen des Kaisers handelt, bei welchen sich 
dieser anscheinend vielfach durch Grundsätze des deutschen Achtsverfahrens 
leiten Hess, wenn auch hier und da italienische Einrichtungen eingewirkt haben 
mögen. 

Was das s i z i 1 i s c h e U n g o h o r s a m s v e r f a h r e n betrifft, so setzte 
das ältere Recht auf jeden gerichtlichen Ungehorsam eine Strafe von neun 
Goldunzen. Der Kaiser schafl’tc diese ab, als zu hart für den Arnien, zu leicht 
für den Reichen, und setzte auf den Ungehorsam an und tür sich sowohl l^i 
Civilklagen, als in Straffällen, als Strafe den Verlust eines Drittels des beweg- 
lichen Vermögens. 

Zur .Sichening des Klägers erfolgt bei Civilklagen Einweisung in den 
vorläufigen Besitz des Klagegegenstandes oder, liei Klagen um .Schuld, ' eines 
entsprechenden Theiles der Güter. Erfolgt eine Entscheidung nicht früher, so 
tnhrt nach Ablauf eine.s Jahres der Ungehorsam des Beklagten zu wahrem 
und la‘ständigem Besitze, der entsjjrechend dem römischen und italienischen 
Recht!“ demnach nur noch durch eine Eigenthumsklage bestritten werden 

111 . — J 3 . Acta Uenr. Vll. 2, 243. 4 . Ficker Urk. zur G. des Rtjinerzug.s K. Ludwigs 175. 

112. - 1. Die betreffenden Bestimmungen de.s Const. regni Steiliae finden sich su> 
»ammenhängend U 1. tit. 99-107. L. 2. tit. 1-9. Huillard 4, 00-83, so dass EinzelTerwei- 
simgen uberfiüssig erscheinen. 2» Vgl. Codex legum Normannicarum, insbesondere c. 23. 
24 bei r.udcwig Roliquiiio 7, 190. In.Nbe.sotidcre fehlt hier die charakteristische Steigerung 
der Acht zur Oberaebt, während die uormannisebe Forsiuratio dem sizilischen Rechte fremd 
bleibt. 
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konnte; hier zum Verkaufe helmfs Deckung der Schuld. Von einem Bann, wie 
er in Italien auch l«>i CivilfHIIen vorküinmt, i.st liier überall nicht die Rede. 

Bezüglich des Ungehorsam.s in Straffüllcn erklärt der Kaiser das 
altere Recht fiir ungenügend, weil die Vcrtheidigung des Angeklagteh durch 
den Ablauf keiner Frist ausgeschlossen war, derselbe ungemessene Zeit im 
Ungehorsam verharren konnte. 

Jetzt treffen denjenigen, welcher iTiminaliter et capitaliter accusalua 
der Ladung nicht folgt, zunächst .Mas sregeln gegen dasCrUt. Einmal 
jene neue .Strafe der Einziehung eines Drittels der beweglichen Güter für den 
Fiskus; dieses bleibt auch bei folgender Rückkehr zum Ungehorsam s-en^urkt. 
Weiter aber: Bona reliqna iiKCta antiquam formam, qne contra absentes 
reqiiisitos est prodita, volumus annotart. Wird diese Beschlagnahme der 
Güter ausdrücklich als altes Recht bezeichnet, so ist das zweifellos auch von 
der weitern Bestimmung anzunehmen, dass diese Güter nach Jahresfrist dem 
Fiskus verfallen, wenn der Ungehorsame keine Kinder hat. Denn alles das 
entspricht nicht allein genau dem ältem italienischen Rechte ^ sondern auch 
dem für .Sizilien sehr massgebenden^ rümischen. 

Es werden nun aber weiterZwangsmassregeln gegen die Person 
verhängt, dicBannitio und Foriudicatio, entsprechend der Acht und Oberacht; 
und von diesen möchte ich annehmen, dass sie dem ältem sizilischen Rechte 
fremd waren, dass dieses, wie sich das auch für Italien in der frühem Zeit zu 
ergeben scheint, nur Zwangsmittel gegen das Veraiögen kannte. .Schon die 
ausdrückliche Dinweisung nur auf diese als altes Recht legt das nahe. Be- 
züglich der Foriudicatio, welche dem Angeklagten jedes Recht auf Vertheidi- 
gung abschneidet, kann weiter die Einfiihrung durch den Kaiser keinem Zweifel 
unterliegen, da dieser ausdrücklich sagt, dass bisher die Vertheidigung jeder- 
zeit gestattet war. Schon dadurch wird das aber auch höchst wahrscheinlich 
für dicBannitio, welche mit jener überall in engster Verbindung steht, bezüg- 
lich der Friedlosigkeit ihr ganz gleich steht, sich nur durch die Lösbarkeit von 
ihr unterscheidet; so oft die Bannitiu erwähnt wird, findet sich nie die geringste 
Andeutung, dass dabei dem alten Brauche gefolgt oder von demselben abge- 
wichen werde, wie das sonst in den Konstitutionen nicht selten der Fall ist; 
cs wird weiter zu beachten sein, dass sich in den Gesetzen der früheren sizi- 
lischen Könige, soweit sie sich in den Fragmenten der Assisen® erhalten haben 
oder in die Konstitutionen üljergegangen sind, nicht die geringste .Spur des 
Bannes findet. Danach wird doch kaum zu bezweifeln sein, dass das gesammte 
Achtsverfahren, soweit es gegen die Person gerichtet ist, erst durch K. Fried- 
rich II iu .Sizilien eingeführt wurde. 

113 . — Die Bannitio tritt, wie die .Massregelu gegen das Vermögen, 
unmittelbar beim Ungehorsam gegen die [leremtorische Ladung ein. Dazu ge- 
nügt nach sizilischem Rechte eine I.aduiig: Citatio fiat ima pro omnihns, 
qne peremtoriiiin continebit, wobei den im Königreiche .Anwesenden eine Frist 


8" Vgl. 8 10 n. 7. 4. Vgl. Hartwig t'od. iuris inaiiic. Siciliae 1, 21. 5. Fragmenia 

iuris Siculi ed. Merkel. I8ö(>. 
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von drci.ssiji THgen zu stellen ist, wenn nielit besuiidere UiiistÄiide für eine 
kürzere Frist sprechen. ' Diese Vereinfae.lumg des Verfahrens schliesst sich 
allerdings dem italienischen Rechte näher an; es sind damit die wiederholten 
Fristen, welche das deutsche Recht erfordert, an und für sich beseitigt. Sie 
werden aber überdies als vom longobardischen und römischen abweichendes 
fränkisches Recht an anderer Stolle ausdrücklich ausser Kraft gesetzt: Ca- 
villatiotiea et caplionea antiqnaa iure Francorim^ quinzanas et mometiia 
temporum, que inter Franeoa liliijantea in iudieiia Itaetenua aervahantur, 
— aubnwvemus.'^ 

Dagegen wird nun dem Geächteten noch eine Frist von zwei Monaten 
vom Tage der Aechtung ab gewährt, während deren die Friedlosigkeit noch 
nicht für ihn eintritt, niemand ihn an Person oder Sachen irgendwie schädigen 
darf und er sich ohne weitere Förmlichkeit dem Richter stellen kann. Es ist 
das dem italienischen Brauche zu vergleichen, wonach bei Verhängung des 
Bannes selbst eine letzte, allerdings durchweg viel kürzere Frist gestellt wird, 
nach deren Ablauf der Bann erst fällig wird.* 

Der engste Anschluss an das deutsche Recht, der sich auch .schon darin 
zeigt, dass die Acht nur bei schweren Strafiiillen angewandt wird, ergibt sich 
dann aber insbesondere bei den Angaben über die Wirkung der Acht und die 
.Steigerung dersell>en zur Oberacht nach bestimmter Zeit. Auch weiterhin, ehe 
ein .fahr seit der Aechtung verflossen, wird der Aechter noch zur Verantwor- 
tung zugelassen; aber als Friedloser hat er sich nun zuerst die Möglichkeit zu 
erwirken, ungefährdet zum Gerichte zu gelangen ; er hat sich an irgend einen 
königlichen Beamten zu wenden, der ihm sicheres Geleit vom GrosshoQustitiar 
oder dem sonstigen Justitiar, der ihn ächtete, zu ei"W'irken hat. 

114 . — Ist ein Jahr seit dem Tage der Aechtung verflossen, so erfolgt 
die Foriudicatio, die Oberacht. Diese ist nicht etwa dem Könige oder 
dem llofgerichte Vorbehalten, sondern wird verhängt durch denselben Richter, 
welcher die Acht aussprach; und das kann nicht allein der Grossholjustitiar, 
sondern auch einer der andern Justitiare sein. Dem entsprechend fehlt über- 
haupt der Unterschied, welchen man in Deutschland zwischen der Verfestung 
durch den niedem Richter und der Reichsacht machte; auch die durch den 
einzelnen Justitiar verhängte Acht scheint für das ganze Reich wirksam zu 
sein, nur ist dieselbe dem Grosshofgerichte schrirtlich anzuzeigen l>ehufs Ein- 
tragung in die Liste der Geächteten, wie eine gleiche .\nzeige bei der Lösung 
von der .\cht und der Verhängung der Oberacht zu erfolgen hat. 

Die Wirkung der Oberacht ist nmi zunächst Verlust des Verthei- 


113. — I. Coiist. I.. 1. tit. 97. Hoillai'd 4, 61. 2. Const. L. 2. tit. 17. Huillard 

4, 89. Ks vird- aich daa arohl zunächst auf Normaanen beziehen ; übrigens kommt auch der 
.Vusdruek iure yormanno viiere in Sicilien vor; Huillard 4. 533. Nach normannischem 
.\chtsverfahren Var Ladung zu drei A.ssisen von je 40 Tagen erforderlich: erst auf der 
vierten konnte die Fotbannitio erfolgen. Cod. leg. Norm. c. 23. § 5. 6. 3. Vgl, § 53 n. 12. 
Doch findet sich eine .\ndeutung auch im deutschen Rechte; vgl. § 90 n. 3; und ähnlich 
wird auch im normannischen Rechte die Acht erst wirksam nach Ablauf der vierten Assise. 
Cod leg. Norm. c. 23. § 7. 
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digungsrechtes; der Angeklagte gilt Tür Ubeiiriesen und rerurllieilt, wh'd 
zu keiner Venuitwortung wegen des ihm zur Last gelegten Verbrechens, noch 
auch zu einer Entschuldigung seines Ungehorsams mehr zugelassen: post 
ipsitu anni ilffursiim per bannitorem eurndem forindieari dehebit, nuUa 
omnino lieentia postea remanente se super principali eausa eriminis de- 
fendendi, sed perinde luüieatur ae ai eon/eaana de erimine, de quo accu- 
aatiia ftierit, esset per definitieam aententiam condemuatua ; sie foriiuli- 
catua habebitur, prout in aliquibua nostri i»tj)erii partibua nimcupatur, 
quasi foria onmem aditum iudicH conatitutus; in tantum aibi itidicii 
limina predudentur, qnod se eontumaeem etiam f uisse nepare non poasit, 
qui nee per se tanto tempore rompariiit, nee peralium pret<>ndeniem lepi- 
timum causam sue absentieet jrrobautem e.rtilit excusatua; nuUa aibi ap~ 
peUationia seit suppUcationis remedia foriudicatus superesse eopiwseat, 
quoad onmia fere pro mortuo haleatur et hostia puhlicua rejnitetur, sie 
nt ah Omnibus offendatur impune. 

Den Oberächter trifft weiter wegen des fortgesetzten Ungehorsamst Ver- 
lust des Gutes. Aber es wird nicht, wie in Italien beim beständigen Reichs- 
bann, einfach konfiszirt; die bezüglichen Bestimmungen nähern sich vielmehr 
dem deutschen Rechte. * Wie in Deutschlahd, wird auch hier das bewegliche 
Gut konfiszirt. Das Uebrige nur dann, wenn der Foriudicatus keine Kinder 
oder sonstige Erben bis zum dritten Grade hat. Doch bekommen diese nicht, 
wie in Deutschland, das ganze Erbe, sondern ein Kindstheil fallt dem Fiskus 
zu. Dagegen wird hier den Kindern in dieser Beschränkung nicht blos das 
Erbe, sondern auch das Lehen erhalten, welches in Deutschland immer. Her 
nur beim Mangel nächster Erben dem Herren ledig wird. Die Vermögensrechte 
der Frau und Mutter werden durchaus gewahrt. Nur wird bei allem dein, wie 
in Deutschland, Vorsorge getroffen, dass das den Angehörigen belassene Gut 
dem Überächter selbst nicht mehr zu Gute kommen kann; lässt man ihm etwas 
davon zuköntmen, so wird es konfiszirt. 

Bei diesen Verfügungen ist aber ein Vorbehalt gemacht bezüglich des 
H och verraths: -omnibus, qne super eriminibua lese maiestatia vet&res 
iuris auetorea tarn contra ipsos reos quam aueeessorea eoruin apecialiter 
induxerunt, in auo rohore dumturis. Ob das auf die Bestimmungen des 
nimischen Rechtes unmittelbar, wie wohl wahrscheinlicher ist, oder auf die 
Bestimmungen der Assisen zu beziehen ist, ist sachlich ziemlich gleichbedeutend, 
da die letztem ziun grössten Theil wörtlich dem römischen Rechte entnommen 
sind.* Hinrichtung und Konfiskation der Güter ohne Vorbehalt eines Rechtes 
der Erben siijd die Strafe, wie auch gelegentlich in den Konstitutionen, denen 
besondere Bestimmungen über den Ilochverrath fehlen, bemerkt wird. * Das 
Gut des geächteten Hochverräthers wird also, wie früher auch in Deutschland, 
konfiszirt, nicht als Wirkung der Oberacht, sondara als Strafe des Verbre- 
chens, dessen der Oberächter tiir überwiesen gilt. Die Aufiassung, dass der 

ni - 1. Vgl, S I 00. FrajftnMTta imU Sinili ed. Merkel 22. 35. 8. Tonst. 

L. 2 tit 22 Huillard 4. Oo. 
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hartnäckige Ungehursam selbst als Uochverrath zu bestrafen ist, tritt nicht 
hervor; die in den Assisen aufgeführten Fälle des Hochverraths haben durch- 
weg Handlungen im Auge, welche unmittelbar die Sicherheit des Reichs oder 
des Königs gefährden, üb bei Klagen auf Hochverrath da« Acbtsverfaliren 
selbst, wie in Deutschland, ein beschleunigtes war, sogleich die überacht ver- 
hängt werden konnte, ergibt sich aus den Konstitutionen nicht. 

Dass mit der überacht Verlust der Familien rechte verbunden 
ist, ergibt sich wohl aus dem piui nwrtiM haheatitr, wie auch aus der Be- 
stimmung, dass nur die vor der Überachtserklärung'* geborenen oder doch ge- 
zeugten Kinder Erbrechte haben, der .\echter also später keine echte Kinder 
mehr gewinnen kann. Es stimmt das durchaus mit dem deutschen Rechte, 
während sich in lUlien keine Andeutungen dafür finden. 

Durch die überacht wird nun weiter die Friedlosigkeit zu einer be- 
ständigen, da keinerlei Rückkehr zum Gehorsam dem Überächter wieder zu 
seiner früheren Rechtsstellung verhelfen kann. Nur ein Mitt<>l zur Lösung der 
Üljeracht ist angegeben ; wenn nämlich der Überächter einen anderen ÜIhw- 
äehter erschlägt, fangt oder seinen Aufenthalt verräth. Es stimmt das mit 
einer .Satzmig des deutschen Rechtes, wie sie sich wenigstens 1281 in einem 
Landfrieden K. Rudolfs findet, wonach der Aechter aus der Acht gelassen 
werden soll, wenn er einen andern Aechter dem Gerichte überantwortet. ® 

Die Friedlosigkeit selbst scheint dagegen in Folge der überacht keine 
härlem Wirkungen zur Folge zu haben. Den blossen Aechter trifft sie wäh- 
rend der ersten zwei Monate gar nicht; nach Verlauf derselben scheint sie ihn 
ganz ebenso, wie den Überächter zu treffen, da die betreffenden Bestimmungen 
zwar zunächst als Wirkungen der überacht angeführt, dabei aber durcJiweg 
der Bminitus und Foriudicatus ganz gleichgestellt werden. Findet sich in Italien 
kein bestimmtes Zeugniss, dass man den Aechter tödten darf, scheint auch in 
Deutschland die Tödtung nach manchen Zeugnissen nur ge.stattet zu sein, wenn 
er sich der Gefangennahme widersetzt, .so ist sie hier nicht allein gestattet, soli- 
dem es wird dazu aufgefordert unter Versprechen von Belohnung: ah omni- 
Inoi offendafur hnpune, adeo ni »i ipxiim owiilerit ali<[uiit, nulhnn prohid^ 
ralnmniam vereatur, ned premitnn a pratia sei'enitatin noxtre e.i'pectet. 
Es steht in der Wahl dessen, der eines Aechters gewaltig wird, ihn zu tödten 
oder dem Richter auszuliefern; die Belohnung ist für den Aecliter, und auch 
für den Überächter, wenn es sich um einen andern Überächter handelt, Lö- 
sung von der Acht; für andere l’ersonen eine Geldsumme von sechs bis hun- 
dert Augustalen je nach dem .Stande der Person. Ist die Verfolgung der 
Aechter nicht gerade als Pflicht ausgesprochen, so ist jedenfalls alle Unter- 
stützung derselben verboten; wie im deutschen Rechte trifft die Ri‘ce[)tatores 
oder ÜcculUtores derselben gleichfalls die Acht, während wir in Italieu häu- 
figer Geldstrafen darauf gesetzt finden. 


I14.-1 4. Heisst es ante ^biinntun editum antf foriudieaiionem erniaam, .so ist der im 
ältesten Texte fehlende Zusstx oH'enbar ein MissTerständniss, da hier nicht xwel verschie- 
dene /piipunkte iiia'^s^ebetid sein künnen 5, M»>n (.’emi 4, 429 
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115 . — Ist das sizilisclie Achtsverfahren erst durch K. Friedrich II ein- 
gefiihrt, si> werden wir demselben allerdings ergänzende oder erläuternde Be- 
lege für das deutsche, oder italienische Verfahren nicht entnehmen dürfen. 
Zeigt sicli sichtlich der engste Anschluss an deutsche Einrichtungen, mögen 
hie und da die italienischen beachtet sein, so konnte nätürlich auch manches 
ganz unabhängig von beiden den besondern Bedürfnissen des Königreichs 
geniäss gestaltet werden. Dagegen scheint mir für die Beurtheilung der E n t- 
wicklung des italienischen Ban n Verfahrens überhaupt der Um- 
stand nicht ohne Bedeutung zu sein, dass ein Bannverfahren im .Sinne der 
Acht früher in .Sizilien jiicht bekannt gewesen zu sein scheint; die Annahme, 
das.s auch das ältere italienische Recht sich auf Zwangsinassregcdn gegen das 
Gut beschränkte, scheint darin eine wichtige .Stütze zu finden. Würde es sich 
um altlongobardische Einrichtungen handeln, so würden diese sich doch gewiss 
auf dem sizilischen Fe.stlagde erhalten haben. Aber auch dann, wenn sich jenes 
Verfahren in Italien erst unter fränkischem Einflüsse entwickelt hätte, wäre es 
fast unbegreiflich, dass dasselbe nicht schon früher auch auf die Fürstenthümer 
des Südens eingewirkt haben sollte, zumal ein Bedürfniss nach solchen Ein- 
richtungen vorhanden gewesen zu sein scheint. 

.So weit sich unsere Untersuchungen Uber das italienische Bannverfahren 
auch ausgedehnt haben, so ist doch nicht zu läugnen, dass bezüglich der Ent- 
wicklung desselben manches noch unklar bleibt; ich möchte nicht beliaupten, 
dass auch nur der eine Hauptptinkt, die Annahme einer Einwirkung deutscher 
Einrichtungen, genügend sichcrgestellt sei, um eine Widerlegung durch er- 
neuerte Untersuchungen nicht mehr erwarten zu la.ssen. Nach Massgabe der 
bisherigen Erörterungen aber möchte ich als vorläufiges Ergebnis^ etwa Fol- 
gendes annehmen : 

Das ältere italienische Ungehorsams verfahren kenntauch bei .Strafsachen 
mir Zwangsmassregeln gegen das Gut; die bei der deutschen Acht in den 
Vordergrund tretende Friedlosigkeit der Person ist ihm unbekannt. ' Auch der 
l'ngehorsam gegen den König wird in Italien nur durch hohe (Jeldstrafen ge- 
büsst, welche von daher Eingang in Deutschland finden.'-* Gegen Ende des 
eilften Jahrhunderts findet dann aber von Deutschland her der Reicksbann 
Eingang^, bei welcher die aus der Ungnade des Königs sich etgebeude Fried- 
losigkeit der Person in den A'ordergnmd tritt, und zwar so sehr, dass das 
früher in Italien allgemein übliche prozessualische Zwangsmittel der Beschlag- 
nahme des Gut*s beim Reichsbann verfahren ganz entfallt. ■* Nur handelt es 
sich freilich dabei nicht um eine einfache Uebertragung des deutschen Ver- 
fahrens auf Italien, sondern wesentlich nur lun die Aufnahme jenes bis dahin 
dem italienischen Verfahren fremden BegriflTes, während man sich im übrigen 
vielfach aufs engste an die hergebrachten italieni.schen Rechtseinrichtungen, 
oder aber auch an die Bestimmungen des um diesellie Zeit zu allgemeinerer 
Geltung gelangenden römischen Rechtes hält, anderes sich sichtlich den be- 
sonderen Bedürfnissen des Landes gemäss ganz unabhängig vom deutschen 

115. - I. Vgl. Si -»2. 2. Vgl. §33. 8. Vgl. S-41. 4. Vgl. SlO-J. 
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Brauche gestattet. Während aber im zwölften Jahrliunderte sich doch noch 
mancher nähere Anschluss an diesen ergibt®, nähert sich im dreizehnten Jahr- 
hunderte auch der Keichsbann vielfach dem eigcnthüniliehen Bannverfahren, 
welches sich in den italienischen Städten ausgebildet hattet und gewinnt zu- 
gleich immer weitere Ausdehnung, .so dass er nun auch iin Civilprozesse immer 
häufiger angewandt wird.' 

Was dann den städtischen Bann betrifft, so finden sich hier so be- 
deutende .\bweichungen, dass an eine einfache l'ebortragung des Reichsbannes 
auf das Verfahren in den städtischen Gerichten nicht zu denken ist. Aber für 
die Annahme einer Beeinflussung des Reichsbannes durch deutsche Auffassung 
scheint mir auch da zu sprechen, dass gerade solche Bestandtlieile des städti- 
schen Baunverfahrens, welche dem Reichsbanne nicht entnommen sein können, 
sich den besondem italienischen Rechtsbestimmungen oder Verhältnissen näher 
anschliessen, während nichts im Wege steht anzunehmen, dass das städtische 
Bannverfahren erst durch Uebernahme der Friedlosigkeit aus der Reiclisacht 
zum Abschlüsse gelangt, in dieser Richtung demnach doch mittelbar auch von 
Deutschland her beeinflusst sei. In den ältestai Zeugnissen über das städtische 
Bannverfalu'en finden wir wesentlicli nur zwei .Massregeln erwähnt, für welche 
dem Reichsbanne Entsprechendes fehlt, Beschlagnahme oder VeuT\üstung des 
Guts und Verweisung aus der .Stadt. Dass die Zwangsmassregeln sich vor- 
zugsweise gegen das Gut riditen, wenn auch zum Theil in anderer Weise, als 
das im älteren Rechte bestimmt ist, wird sich anstandslos aus einer schärfen- 
den Weiterentwicklung desselben erklären lassen. Für die beim städtischen 
Bann verfahren sO sehr in den Vordergrund tretende Ausweisung aus der Stadt 
und ihrem Gebiete scheint sich freilich im ältem italienischen Rechte kein be- 
stimmterer Anhaltspunkt zn bieten, während andererseits auch dem Reiclis- 
bannverfahren entsprechende Massregeln fehlen. Ich möchte annehmen, dass 
dieses Ausw^eisungsverfahren sich erst auf der Grundlage städtischer Selbst- 
ständigkeit, frühestens zu Ende des eilften, wahrscheinlicher erst in der frühem 
Zeit des zwölften Jahrhunderts bestimmter entwickelte. Wir wiesen schon 
früher darauf hin, dass ein Verfahren, welches ausser allem organischen Zu- 
sammenhänge mit dem Reichsgerichtswesen überhaupt steht®, welches ledig- 
lich den Stadtbezirk als geschlossenes Rechtsgebiet im Auge hat, schwerlich 
in einer Zeit geordnemr Wech.selbeziehnngen zwischen Reichsgerichten und 
Ortsgerichten, wie wir sie im eilften Jahrhunderte noch finden, entstanden sein 
kann ; während es durchaus einer Zeit entspridit, in welcher mit der steigenden 
Selbstständigkeit der .Städte das Gemeindebewusstsein sich steigerte, das ge- 
summte Rechtsleben sich auf engste Kreise beschränTcte; Es wird weimr zu 
beachten sein, dass die Ausweisung vorwiegend in Anwendung gebracht wird 
gegen Zaidungsunfahige, mag die Fordehmg nun durch Vertrag oder durch 

115 .- 1 5, OohiD wird insbeionderc auch der erst später tu erSrtemde Umstand zu ziehen 
sein, dass es sich bei den A usnahmsfälleii. in welclien in Italien noch in ztauhscher Zeit in 
Ueut.Hier Weise das Urtheii f^efra^t wird, fast ausschliesslich um Verhäuf^ung des Ueielis- 
bauiies handelt «, Vgl. S 88. J. Vgl. § ß9 Vgl. § fi3. (ij. 
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Mis.sefhnt bpgrrin(k‘t sein, dass sio'in dieser Richtung an die Stelle der alten 
Sclmldknechtsrhaft «etreten sein muss; undFussten wir auch nicht bestimmter 
naclizuweisen, wann und wie dieser Uehergang erfolgte®, so liegt doch gewiss 
die Annahme sehr nahe, dass die Beseitigung der Schuldknechtschaft in engerem 
Zhsnminenhange nrit der. steigenden Bwleutnng des städtischen Bürgerthnins 
erfolgte. So weit scheint sich d;is städtische liaimveifnhren ganz selhststän- 
dig, insbesondere ausser allein Ziisammenhamie mit der deutsclren .\cht ent- 
Ti-ickek zu haben, von welcher "sie sich denn ja auch gerade durch die dadiiridi 
hedingten Eigciithrimliciikeiten, durch die Auwendung nicht hlos gegen den 
Ungehorsamen, soiuhn’ii auch gegen den Gehorsamen, nicht hlos hei Klagen 
nm Missethaten, .sondiwn auch um Schulden, durch das Hervortreteu der 
Massregeln gegen das Gut vor denen gegen die Person, aufs bestimmteste 
unterscheidet. Dagegen scheint der Begriff der »iecllosigkeit auch dem ältem 
städtischen Bannverfahren nur bekannt Zu .sein in der Ib'scliränkung, wie sie 
sich auch int altern longohai'di.sclien Rechte findet, der Gestattnfig der Rache 
des Verletzten oder seiner Verwandten, welche sieh auch später noch geltend 
ih.acht in dem liesondern Gewichte, das auf die Erlangung diw .Sühne gelegt 
wird, während dadurch auch dfe Ma.ssregel det Ausweisung des Verhieehers 
zur Erlialtimg <les Friedeiis in der Stadt ilahe gelegt sein musste.’® Eine all- 
genieine Entziehung des Kerhtsschutzes, eine hViedlosigkeit gegen .ledennann 
sdicint dagegen dem ältern V^erfahreil fremd gewesmi Zu sein, ist erst um den 
Beginn des dreizehnten Jahrhnndertfe in Städtischen Statuten liestiinmt nnch- 
zuweisen"; wie iil)erlmn[it allgemeine .Schmälerungen der Rechtsfiihigkeit in . 
denselhen nicht frfihiT envahnt werden.'® Und wie es scheint, da.ss der Aus- 
druck Bann erst unter K. Friedrich 1 vom Uoichshanne auf das entsprechende 
st.ädlische Verfuhren nhortragen wurde'®, sodilifte auch die dom ältern italie- 
nischen Rechte anscheinend fremde Friedlosigkeit in dieses erst durch die An- 
wendung heim Reiehsbanne Eingang gefunden halien. .Sind diese .\nnahmen 
richtig, sö wiinle auch die .abweichende und sichtlich zum grossen Theile .auf 
eiiiheiinischer Grundlage hernhende Grestaltung des städtischen Bannes unserer 
.Ansicht nicht im Wege sein, dass das Reichsbaiinverfahren in Italien in seinen 
Anfängen wesentlich durch das entsprechende deutsche Achtsverfahren he- 
stimint war, während seine bedeutenden .Ahweiclumgen von diesem dann zum 
grossen Theile daraus zu erklären sind, dass es sich nicht bloss dem italieni- 
schen Rechte im allgemeinen, somlem insbesondere auch jenem A'^erfahren, wel- 
ches sich in den italienischen .Städten zunächst selbstständig entuäckelt hatte, 
später näher anschloss, wie es iiingi'kehrt auch seiirerscits auf die Weiterent- 
wicklung des städtischen A^erfaliTeiis nicht ohne Einfluss gehlieben zu sein 
scheint ' • 


X. VOR.SITZEXDE. 

116. — Die Befugnisse des einzelnen Gerichtes werden abhängig seih 
von den Befugiiis.seii, welelie den zu Gerichte sitzenden Personen dauernd oder 

9 Vgl §46. 10 . Vgl. §51, lI.Vg1.§59n.22. 12 . Vgl. § 58 n. 12. 18 . Vgl § 44. 

Fli'kcr Fonr1iun'**n ] 5 


Digiiiz cd by Google 



226 


Vbriitü^ndc 


dodi flir den Einzelfall zusfehen. Diese Personen werden in den GlerichUur- 
kunden durchweg genau angegehen ; in den altern sogleiclr ini Eingänge nach 
Angabe des Gorichtsortes. Dabei werden nun aber immer zwei Klassen von 
Gerichtspersonen, Vorsitzende und H eisitzende, scharf aiiseinamler- 
gelialten. Für jene wird der Ausdruck Hf/üdn-e in intlicio ad Hinpuhrnm 
liomhmtn iiiMitias fachwdaJi nr dt'lilm'anda/i gebraucht; die dann folgenden 
Beisitzer werden aufgeführt als Jirsidnifex cnm en oder mm i’i», nämli(di den 
^'orsitzenden. In den ältesten Formularen tritt der Gegensatz noch schärfer 
dadurch hervor, dass dieselbim nicht als Bericht dt‘s schreibendim Notars, 
sondern als Bericht der Vorsitz<-ndcn gefasst sind. Nsir diese führen sich selbst 
in erster Person ein: J)inn e/jo N. ri'nedifufitn oder non N. et N. renedisse- 
7)1011, während sie dann ihre Beisitzer mit Jienldmtihos nohinmm oder aile- 
ranf nohinmm anffflhren. Bei den Unterschriften tritt der Uuterschied-in der 
Regel weiriger scharf mir dadurch heiror, dass die ^'orsitzenden zuerst unter- 
schreiben; zuweilen alior doch auch hier bestimmter, indem mir die Vorsitzen- 
den mit JWaefoi unterz.eichnen, während die Beisitzer sich des gewöhnlichen 
bedienen. * 

Die genauere Feststollung der Thätigkeit der einen und der andern im 
Gerichte bleibt späterer Untersuchung Vorbehalten. Für unsere nädisten 
Zwecke kann es genügen, darauf hinzuweisen, dass nur die Vorsitzenden als 
Träger der Gerichtsgewalt erscheinen, wie sich das äns jeder Gericht.surkimde 
ergilit. Zunächst an sie wendet sich der Kläger mit der Forderujig, ihm Recht 
zu schäften, sie laden l’arteien und Zeugen; inslK'sondere sind nur sie bei der 
Aasfülirnng des Urtheils thätig, so durch Erthn'lnng der Investitur, Verhän- 
gung des Königsbannes, oder indem sie die Ausführung desselben befehlen 
odiT verbürgen lassen I auf ihren Befehl wird die GerichLsurkundc gefi'rtigt. 
Als Träger der Gerichtsgi*walt werden die \'orsitzendon. ausdrücklich bezadch- 
net, wenn 8(J0 <ler Kaiser i'in Gericht mit einer Reihe seiner Grossen besetzt 
iiihI bei den ladden Erstgenannten Iiemerkt wird: ad dintrinaendom in 

eodmi plarifo prefeeif ; ähnlich heis.st es 1023 vom Vorsitzenden Königs- 
boten in der Unterfertignng: Qoi ihi fait et dist)detoin ferit.'^ 

Die Befugniss des Gerichtes ülierhaupt wird daher hiuner bedingt stdn 
durch die Gerii-htsgcwalt der Vorsitzenden. ]>aniit kann bestehen, dass dieser 
seine volle Gerichtsgewalt mir üben kann unter Zuziehung von Beisitzern lie- 
stimmter Stellung, wie wir dafiir in späterer Zeit manche Beispiele finden 
werden; .so wenn im Gerichte des llofvikar oder Gro.ssholju.stitiar nur Hof- 
richter, oder im Lehen.sgerichte nur Lelnuisgenos.sen beisitzen sollen. Aber die 
bcjiondi-rn Befugnis.se dieser sind doch nicht l«•stilnmend für den Umfang der 
Gewalt des Vorsitzenden und damit des Gerichts, .sonilern nur für die Mög- 
lichkeit der Ausübung. Und in älterer Za'it werden wir überhaii|it darauf fast 
gar kein (iewiidit geU'gt finden; es wird sich zwar ergelH'ii, dass gewisse Per- 
.sonen zunächst .als Beisitzer in höhern, .andere in nieilern Gerichten vorzugs- 

116 . — 1 . MiUarelli Ann. 1, IGO. Mon. patr. Ch. I. .152. Uglielli 3. G28 3. Script. 
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weise verwandt, wurden, eine .scliärfore Scheidung da aber keioe.swegs .statt- 
fand, die Gewalt de.« Inihern ^’ür.>iilzeuden keine, geringere wai', wenn .seine 
]h?isit/,er aindi vorwiegend oder seilest aus.sclilie.s.slicli dem niederen Kreise 
entnonmien waren. 

117» — Auffirllender ist der Uni.stand, dass wir in Italien in früherer 
Zeit lifiufig eine Mehrzahl von Vorsitzenden finden, und zwar auch 
von Vorsitzenden verschiedener .Stellung, Während in den deutschen Gerieh- 
Un wenig.stens regelmässig nur ein Richter vorsifzt, können wir das in Italien 
kaum als die Regel hezeiehnen, zumal in den höheren Gerichten. Ueberaus 
häufig finden wir zwei, nicht selten auch drei, zuweilen noch mehrere Vor- 
sitzende welche als solche ausdrücklich von den Beisitzern geschieden sind. 

Dabei ergeben sich nun verschiedene Fälle. Zunächst können e.s mehrere 
Vorsitzende ganz dcr.se Iben .Stellung .sein. .So sehr bänfig zwei oder 
mehrere Königsboten. E,s erscheinen weiter nicht selten mehrere Brüder als 
Markgrafen oiler Grafen einer Grafschaft, welche dann gemeinsam Vorsitzen. 
Dahin werden wir e.s auch zu ziehen halien, wenn der Kaiser mit .seinem .Sohne 
Vorsitzt*, oder die Markgräfin Beatri.K mit ilirom Gemälde® und häufig mit 
ihrer Tochter Mathildi-, oder <‘in Markgraf von .Sahizzo mit seiner Mutter.'* 
Das mir in frühester fränkischer Zeit vorkomniende Vorsitzen mehrerer L'oeo- 
(nisiti oder .Scabiiii worden wir s]jäter genauer besprechen. 

In andern Fällen bandelt es sich nicht um Vorsitzamde der.sellien, ah(>r 
doch e n t s ]> r e c h o n der .Stellung, insofern dgr weltlichen die als gleich- 
sti‘h(Mid zu betrachtende gei.stliche Gewalt zur .'»'eite tritt. So heim gemeinsamen 
Vorsitzen des Pabstes und des KaLsers® oder Boten des Pabstes und des 
Kaisers®, oder l>eim Vorsitzen dos Ortsbiscliofs neben dom Grafen. 

Gar nielit selten finden wir mm aber aueb Personen b ö h e r e r n n d 
niederer .Stellung gemeinsam dein Gerichte Vorsitzen, inslicsondere den 
liöbcren Richter mit dem iliili untergcordnefeii nictleren. In Deutschland gilt 
der allgemeine Grundsatz, dass der niedere Richter dem höheren den .Stuhl 
räumt, dass seiiw Tbätigkeit aufliört, wenn der höhere Richter, als dessen 
.Stellvei-treter er betrachtet wird, selbst anwesend ist. .Auch fiir Italien wird 
wenigstens bezüglich des Kaisers Aehnliches ausgesproclien, wenn Otto von 
Freising sagt; - itiih:m rx iiutiijtui rnmuetudine manaxm' fradifiir iii- 
»fiUa, ul principx Italium hitrant« emu-tae raetiri' dehmnt dignitatex et 
luaghhvitug (tr ntl ipxiii« mit um secimdum xeila legum iurixguc pei'!h»'um 
iudieium unii'crxn Iraclitr!.' Und dem ontsiirecheiul selieii wir denn, auch 
vom Gerichte des Königs alige.sehen, nicht selten im Gerichte de.s König.s- 
lioten® oder des Alarkgrafni® den tirtsgrafen einfach in die Reihe der Bei- 
sitzer Zurücktreten. 


117. — 1, *■ ft- Tirsbo.'clii Non. 2, 41; 1022 fünf KUnlgsboton; C.ittnI.i 

Hist. 1. 77. 2. 972. 1027; I.npiis 2. ;103. Rubeis Aqi.il. 500. 8. Umi Mnn. I, .337. 
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Es ist das aber keineswegs als die Regel, sondeni eher als die Ausnahme 
zu betrachten; häufiger sitzen der höhere und der niedere Richter gemeinsam 
dem Gerichte vor. So inshesondero oft der Ortsgraf mit-dem Künigsboten 
oder dem Markgrafen. '* Aehnlich finden wir als Vorsitzende den Markgra- 
fen'^ oder den Roten des Herzogs'^ neben dem Königsboten, den Ortsgrafen 
neben dem Roten des Herzogs'', den Vicecomes neben dem Grafen'®, dem 
Riscliofe'® oder der Markgräfin. Ja neben dem Kaiser .selbst erscheint 970 
wiederholt der Fürst und .Markgi'af Panihdf als Vorsitzender'*, wie 1047 
dem Kaiser sein Ilofkanzler zur .Seite tritt.'* 

Und dabei handelt e.s sich nicht um einen blos formellen Unterschied 
zwischen Vorsitzenden und Reisitzenden. Nur hie und da scheint lediglich die 
Rncksichtn.abmc auf die hervorr.agende Stellung einer Person dafür massge- 
beiid gewesen zn .sein, sie unter den Vorsitzenden zu nennen; so insbesondere 
in Fällen, wo der Ortsbischof als Vorsitzender neben dem weltlichen Richter 
“rscbeint, währimd doch weiterhin nur dieser thätig ist.^® Es sind vielmehr 
in der Regel alle als Vorsitzende Genannte, aber auch nnr diese, liei Liebling 
der Gerichtsgewalt durchaus gleich lietheiligt. Wo das ülierhanpt bestimmter 
sichtlich wird, sind es alle ^’ol•sitzendc, mögen sie gleichen oder imtergeord- 
iieten Ranges sein, an welche die Klage gerichtet wird, welche die Reklagten 
vorladen, die Verhandlung leiten, den .Spruch ansführen, den Königsbann ver- 
hängen, auf deren Refehl die Lhknnde gefertigt wird; während da, wo nur 
ein Vorsitzender genannt wird, auch mir dieser in der genannten Weise thätig 
ivird. ikusnahmen finden sich allerdings in der einen, wie in der andern Rich- 
tung; aber abgesehen von eiuzelnen, später genauer zu erörternden Fällen, 
iverden wir befugt sein, darin eine blosse Llngenauigkeit derFässimg zu sehen. 
■So haben wir mehrere an demsellien Tage ausgestellte L'rkunden ans einer 
IIK18 Februar 22 zu Vivinaja in der Grafschaft Liicca gehaltene Genchts- 
sitz.nng; in einer sitzt nur der Kanzler vor, wilhrend der unter den Reisitz.ern 
aufgeführte Graf mit ilnn den Rann verhängt; in einer andern erscheinen beide 
als Vorsitzende, während nur der Kanzler den Rann verhängt.'" 

Die Mehrzahl der Vorsitzenden würde da, wo auch das Urtheil ihre 
.Sache ist, ihre einfache Erklärung darin finden, d.ass man für die Gerechtig- 
keit desselben eine erhöhte Rürgschaft suchte. In wie weit das in Italien für 
gewisse Perioden zutraf, werden wir später genauer zn untersuchen haben. 

Für die Jahrhunderte aber, welchen wir unsere Reispiele entnahmen, 
kann dieser Gesichtspunkt nicht der massgebende gewesen sein. Denn der 
Vorsitzende erscheint da nur als "fräger der («•richtsgewalt, nicht als Urtheiler. 


117. — | 10. 840-1037: Mem. di I.ucca 5 b. 337. Tirabaschi Xoa. 2, .')7. Lupus 2, 114. 
Ugtielli 1, 888. Fatteschi 304. 321. .\micli. Kst. I, 128. .\ntiq, It. 1, 493. .Script It. I b. 
499. .S.iTioli 1, 76. Fantur,»i 2, 67. 72. 11. 1013-1072: .\micli. Est. 1, 88. .Script. It. 
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Und dann liegt die Frage nahe, « elehen Zweek konnte man insbesondere noeli 
beim Vorsitzen des niedern Hieliters neben dem liöhern iin Auge halien, da 
ja die bescliränktere (ierichtsgewalt jenes in den ausgedelinteren Befugnissen 
dieses vollständig enthalten war? loh denke, dieser Zweck dörrte zunächst 
darin zu stiehen sein, dass man den Kntscheidungen ein grösseres Ciewicht zu 
geben suchte einerseits allerdings durch die an und für siidi ausgedehntere 
(iewaltdes einen, andererseits aber auch durch die am Orte selbst sich stäliger 
fühlbar machende Gewalt des andern. Insbesondere musste ja auch die weitere 
>\usluhrung und Aufrechthaltung der Entscheidung vielfiich vorzugsweise Saidio 
des niedern Kuditers sein, wie das auch in den Urkunden wohl bestimmter 
hervortritt. .So investiren 1028 Herzog und Graf gemeinsam; daun heisst es: 
Kt — coepit ifigi’ l't/o iiuiri hio pfeuiliTi’, ipnuui lU. nhhatfia 

t't lU'dit fum. in iiKiniiin Ji. fonütin i't piwi'i'pit ei de pnrte imperatoein el 
him; itl quieumque de rebue ipninn inoniiiittYii tolh ee ndiieeil aut eonfni 
noeti’iiin batinnin feeeeit, fiu ias tu Ji. comes ipaiim banfium snleere, qno- 
inodo prutiiim dei et d. iinperatneie et nu’uni hnheee eitpie.'^"^ Während 
lOdO ein KönigsU)te luid die Grafeli von Bologna als Vorsitzende gemeiirsam 
investiren und bannen, geben nur die letztem einen frerichtsboten zur körper- 
lichen Einweisung^^; ähnlich gibt 1081 zu Parma die Gerichtsboten di>r Bi- 
schof, zugleich Oilsgraf, gemeinsam ntit dem Könige, während übrigens nur 
dieser als Vorsitzender thätig ist.^* 

Mit den Aenderungen im Gerichtswesen hört im zwölften Jahrhunderte 
das gemeinsame Vorsitzen höherer und niederer Richter auf. In der Regel 
erscheint jetzt nur ein Vor.sit/.euder. Finden wir mehrere, wie d:us iiisbe.son- 
dore bei delegirten Richtern, .Schiedsrichtern, Uehnsriclitern mul städti.schen 
Konsuln der Fall ist, so sind es solche, welche in ihren .richterlichen Befug- 
nissen ganz gleichstehen, bei welchen überhaupt die son.sf dem Eiuzadrichter 
zustehende Befugniss nur in der Weise auf mehrere Personen übertragen er- 
scheint, dass sie dieselbe gemeinsam, njeht aueb einzeln ausUbeu können. 

118. — Jenes gemeinsame Vorsitzen von Richtern verschiedenen Ranges 
könnte allerdings den Gedanken nahe legen, es hätten, so weit überhaiijit mit 
Königsbann gericlitet wurde', bestimmtere .Vbstufungen d.er Gerichts- 
barkeit, eine geordnete Reihefolge höherer tmd iiieilerer Gerichte mit ge- 
nauerer Abgränzung ihrer Befugnisse nicht bestanden. Dass sich in den Ur- 
kunden so sehr selten darauf liezügliche Andeutungen Huden, wird allerdings 
darauf schliessen lassen, dass in die.ser Richtung die Gränzen kaum .sehr Iw- 
stimmt festgestellt waren luler genau eingehalten wurden. Aber von auderm 
abgesehen finden wir zunächst wenigstens bezüglich der örtli.-hen An.sdehming 
der Gericht.sgew.ilt auch in Itiilien eine bestimmte .Stufenfolge der höhern Ge- 
richte, welche sich im allgemeinen den di-ufs-heu Verhältnissen anschliesst. 
Nur dass in Italien die einzelne Gerichtssitzung nicht aussi-hliesslich mir der 
einen oder der andern Stufe angehört, die verschiedenen übergeordneten Ge- 

S2. Script. It. 2 b. !)92. 23. Sarioli 1, 7t>. 34. Affo I’arma 2. 335. 
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walti A gleicliZfiti}« ^vil'k^iim wiTdi'ii. 'So finiU'n wir eine (Ireit'aclie Cierielits- 
gewalt verti'eteii in einer 1 028 iiii iimrsi'ftlieu (iebiete gehaltenen ( reriehts- 
^itzung.^ Der ITerzog Ilugu vertritt, da iT damals ausdriieklieh >aiin Königs- 
büteii bestellt war\ einmal die küiiigliohe Geriehtsgewalt, dann als Herzog 
von iSpoleto die des höliern Ortsrieliters, während die dos ordentliehen Orts- 
riehters durch den Grafen vertreten ist. Alle drei werden denn auch bei den 
Verhandlungen ausdnieklieh betont. Der .\bt von Casauria wimdet sieh mit 
einer Klage an den Herzog und fordert ilm auf: Moiln filfilc riohis ütiftillam 
<lo pdrle rf. et de purtc vestm ct de parte Ji. eoiuilis, hi eiiini* 

eomitiituin et poteetatem ipme res pertinent; und wieder heisst es, dass def 
Herzog und der (iraf den .Vbt investirten de parte d. iinpereitvria et de sim 
T. ijonis dtteis et Ji. eomitis. 

Die hier erwähnten drei .Stufen, (Jerieht des Königs, Herzogs oder 
-Markgrafen, Grafen, oder doch ihiien entsptvelu'nde, ergeben sich uns über- 
haupt als die regelmässigen Stufen der hohem GeriehLsbarkeit. Wifdeti unsere 
Untersuehungen sieh vorzugsweise nur mit jener ersten, dem Gerielite des 
Königs und 'des lieiehs liesehäftigen, su werden wir doch schon des vielfaelHUi 
Ineinandergreifens der verschiedenen 8tutbn wegen von den ainlern nicht ganz 
absehen können, wenn wir uns bei ßes|irechuiig derselben auch auf das Iie- 
sehränken, w :is für ihr Verhältniss zur ersten von Bedeutung sclieint oder sich 
bei Untersuchung derselben nebenbei' ergabi Gab es dann aber unter dem 
fJnrfengerichte noch niedere Gerichte der verschiedensten Alt, so werden wir 
Ton diesen für unsere Zwecke zunächst ganz abstdien können. 

XI. (JU.VF.S(;HAFr. . 

119. — Das Gericht destJrafen haben ‘wir als das regelmässige 
höhere Gericht zu betrachten; der (j'raf ist der ordentliche höhere Richter, 
'welcher im allgemeiiUMi befiigt ist, in seinem .Sprengel über alle Personen und 
alfe Sachen zu urtheilen, weldie seiner Gewalt nicht ausdrücklich entzogen 
Und höheren (icrichten Vorbehalten sind. Diis ganze Königit-ich war in frän- 
kischer Zeit in Grafschaften getheilt; luei.stentheils fielen diese mit einem Bis- 
thmne zusammen, so dass die Bi.schofsstadt zugleich .Sitz eines (Jrafen witr; 
doch war auch der Fall nicht äelten, dass die Grafschaft den l’mfang des Bis- 
ihums nicht errülltc , neben der Grafschaft der Bischofssladt noch andere 
Grafschaften im .Sprengel lie-staiiden. -Vn der .S|iitze der Gr.ifschaft stand ein 
anfangs vom Könige amtsweise gesetzter, später von ihm oder einem der 
Grossen belehnter Graf. 

Dieser Zustand hat sich nun aber bis zur srautischen Zeit mannichfach 
geändert. Der alte Umfang der Grafschaften hat sich allerdings noch vielfach 
erhalten. Aber nur selten fmdcii wir ganze Grafschaften noch im Be.sitze 
weltlicher belehnter G r a f e n. ln Überitalien war das so sehr diu -\us- 
nahme, dass Otto von Freising nur den Grafen von Blandcate zu neunen 
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wpish, welcher noch das gan/e (iehiet von Xuvara, rix ipsa ciritatr exi'epta^ 
lieherrschtp. ' Füllet er das auf die Hegüiisli^^ung des (irafen durch Mailand 
zurück, so handelte es sich doch nicht etwa uni blosse (Jewaltheri'schaft. ln 
kaiserlichem Privileg für den Grafen 1 IÖ6 heisst es, dass ihm alle Besitzungen 
und Ehren bestätigt werden: PretiTra foiidia’him p>r tut um l■omitatun^, et 
epiecopatum Suvurie eitlem eumiti intettrtdilee cuiißriititmue, ut nuUiie in 
eoftem eumitatu ab rfliiiiiu euiiiliteatiir iiixi ab ipeu eumite rel u siio inieeo, 
nee aliijaa papnn in eumitatu fiat, nie! üi eiaetlem eomitie preeeiteia; der 
Kaiser bestätigt ihm weiter liheram putestatem tnetieiam et imlieiiim fti- 
eiemti per eonututuM euiiiifi; der Graf hatte sich demnach iin reichslehn- 
baren Besitz der wichtigsten gräflichen Ur'clite für den ganzen l'mläng einer 
alten Gralschaff behaujitet. Doch finden sich wohl auch sonst noch in Ober- 
ilalien ungetheilte Grafschatfen vom llewhe an einz4.dne Geschlechter verliehen. 
■So leiht K. Heinrich 1191 dem Markgrafen von Este die Grafscliaft Uovigo’’, 
dem Grafen Itambald die Grafschaft Truviso* mit dem Bemerken, dass die- 
selben von den Voreltern ererbt seien. Nur freilich beweist die Verleihung 
noch nicht die tliatsäcldiche Uebung; zumal in Ictzterm Falle, wo es sich um 
eine .Stadt handelt, der nach dem Konstanzer Frieden die Regalien ausdrück- 
lich zugesichert sind, kann von wirksamer gräfliclmr Gewalt iin ganzen Ko- 
mitatu nicht die Rede sein. Doch schliesst das nicht aus, dass sulche Grafen 
sich immerhin im Besitze l■iuzelnpr gräflicher Rechte auch über den Umfang 
ihrer eigenen Besitzungen hinaus erhalten mochten; so kommt 1190 ein .Streit 
über ein Lehen des Kapitels von Trevisu anscheinend durch Ajipellation zur 
Entscheidung des Grafen Rambald’, wofür wohl nur seine gräflichen Befug- 
nisse als massgebend gedacht werden können. In den Lehnbriefcn des vier- 
zehnten Jahrhunderts für die Colalto ist dann aber, obwohl sie noch den Titel 
Grafen von Trevisu fiihren, durchaus nm’ von der Gerichtsbarkeit über ihre 
eigenen Besitzungen die Rede.*’ Hie und da finden sich .sogar noch Neuver- 
leihungcn geschlossener Grafschaften ; so belehnt K. Friedrich 1159 den Tinto 
von Cremona de eomikita Inside I'ideHcrie mit genau angegebenen Grunzen 
und mit allen aufgezählten Reclrten, iure eomitutiis ad eomilem pertinen- 
tibas.^ 

1'20. — Die alten Grafen waren zunächst viclfacli beseitigt ditfch die 
gräfliche Gewalt der Bischöfe. Handelte^us sich bei Verleilumg der- 
selben durch den König anfangs meistentheils nur um die gräfliche Gewalt in 
der Bischofsstadt selbst und einem bestimmten Umkreise, welche dem Grafen 
entzogi'ii und auf den Bischof übertragen wiinle, so wurden doch auch sehr 
häufig ganze Grafschaften an die Bischöfe übertragen. Für unsere Zwecke ist 
dann der Bischof zunächst einfach als Graf zu befrachten; wir finden ihn nicht 
allein die Rechte des Grafen üljmid, insbesondere dem (Jrafengerichtc vor- 

119. *— I* ttosti friit. t, 3. c. 14. 2. B<iliinet,.\«ta DO. ;i, .Viitich. E.^t. I, 357. 
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sitzend, sondern er Rihrt auch sehr häutig ausdiüclüich.deiv Titel eines Grafen 
neben dem eines BisuhofcK; anfangs vorzugsweise niu' dann, wenn er zu Ge- 
richte sitzt oder sonst gräfliche Hechte übt. So sitzt zuerst, so weit ich sehe, 
1059 der Bischof von Arezzo als Epincopun et coiiiea zu Gericlitc. ' Bosass 
dieser kaum die ganze Grafschaft, so tritt bei andeni wohl schon ini Titel 
hervor, das.i ihre gräfliche Gewalt sich über die ganze Grafschaft oder das 
ganz« Bisthum erstreckt. So heisst es lOfjö; episcopus aam'te PleweiUine 
eeeleaie et conu’a ttiua comitaiu Placentino'^ ; 1081; epiaeopita et praeaea 
ipaiua Pat'inenaia epiacopli et comitatiis^; 1112 : Tridentine aedia epiaeo- 
pua et comea ipaiua ejüacopatiia* ; 1172: Terdonenaia epiacoptia et cainea 
et tociiia te/ve preaea.'^ In stauflschcr Zeit wird dann die Bezeichnung a)s 
Bischof und Graf immer häufiger. ® 

Je häufiger der Titel, um so weniger war freilich wn wirklicher Hebung 
der gräflichen Befugnisse durch die Bischöfe noch die Rede. Fast nur da, wo 
deuts«:her Einfluss bestimmter sich geltend machen konnte, wie zu Aglei und 
Trient, gelangten auf solcher Grundlage die Bischöfe za landesfilrstlieher Ge- 
•walt Durchweg kam die thatsächlichc Uebung der weltlichen Hoheitsrechte 
des Bischofs an die ..städtischen Gemeinden; theils .so, dass auch formell die 
Reöhte des Bischofs ganz beseitigt erscheinen, theils so, dass das Recht des- 
selben nur noch darin seiften Au.sdruck findet, dass er die Konsuln mit den 
Hoheitsrechten belehnt. Im Konstanzer Frieden 1183. heisst es ausdrttcklicli: 
Jn ciritate itla, in qua epiacopua per privilegium imperatoria aive regia 
eomitatuin habet, ai conaub'a per ipauui epiaeopum. conauUitum recipere 
aoleitt, ab ipao recipiant, aieut recipere eonaueveriiut; alioquin unaquaequi 
eii'itaa a nobia conauUUum recipieP ; wo sich alle Reste der bischüfliclien 
Hoheit bereits verloren hatten, siud sie demnach damals auch da nicht herge- 
stellt, wo der Busoliof die Verleihung der Grafschaft erweisen kunnte. 

Doch wird man in dieser Richtung auch nicht zu weit gehen und überall 
alle weltlichen Hoheitsrechte der Bischöfe als durch die Städte beseitigt be-r 
trachten dürfen. Ein so mächtiges Gemeiiweseu, wie Parma, schloss noch 
1221 einen Vertrag mit seinem Bischöfe, worin ilun die Investitur des Podesta 
oder der Konsuln zugestanden und sein althergebrachtes Recht beim gericht- 
lichen Zweikiunpf, wie seine ausschliessliche Befugniss zu einer Reihe richter- 
licher Handlungen, wie Emanzipationen, Bestellung von Kuratoren und Tutoren, 
Bewilligung zur Veräusserung von Müiuielgüteru, Ernennung von Notaren, 
anerkannt wurde.® Ausgedehntere Hoheitsrechtc verblieben dem Bischöfe von 
V^ercelli. Der jtäbstliche Legat verkaufte die.selben allerdings 1243 im Inte- 
re.sse der Kirche an die .Stadt, so dass dem Bischöfe nur noch die Iloheits.» 
rechte zustehen sollten, welche auch die der .Stadt unterworfenen Edclu auf 

120. — I« Antif). It. 1, !)U(}. Kena c rnmici 2n, 87. 2. Carapi I, 518. Zu Pia- 

renaa wird ilrr Titel schon früh sehr hilufig gebraucht; so 1119-60: Boselli 1, 306. 307. 
308. 312. t'ampi 1. 393. 542. 8. Aflö I*. 2. 333. 4 . Bonelli 2. 379. 5. CosU 

9. 78. 6 . So tu Folu« 1202 : Calogera N. R. 34 b, 61 ; Padua 1220. 35: Dondi 7. 22. 

91 ; Vereelli 1224: Irici 71| Ceneda 1233: Vetei Marea 1, IIU usw. 7« Moo. Gens. 
4, 176. 8, Mon. Pana. 1, 106. 
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ihrpn Besitzungen ühtou.® AIx'r das iiiuss niclit zur Ausliiliriing gekoimnen 
sein. Noch l>is ins vierzebnU; Jalirliundert finden tvir den Bi.schnf zu Vereelli 
selb-st nicht allein iin Besitze ähiilieher oliorvonnnndschaftlicher Befugnisse 
lind des Rechtes, dass der gerichtliche Kampf nur vor Beamten des Bischofs 
-vorgenoimuen .»erden darf, sondern er erscheint auch noch als oberster Richter, 
insofern von jedem .Spruche des Podesta an ihn ap])ollirt werden kann.’” Im 
Gebiete scheinen seine Rechte vielfach noch ausgedehnter gewesen zu sein; zu 
Casale gehen nach Bestimmungen von 1203 nicht allein alle Appellationen an 
den Bischof selbst, sondern Jede .Streitsache kann nach Wahl des Klägers 
entweder bei den Kon.suln oder beim Boten des Bischofs anhängig gemacht 
werden, und scliwere .Straffälle sind überhaupt dem Gerichte dösBi.schofs oder 
seines Boten Vorbehalten. ' ' Zu Adria stand dem ilortigim Bischöfe noch 
1 1 98 die gesanmite hohe Gerichtsbarkeit und eine Reihe der wichtigsten 
Iloheitsrechte zu, wie die .Stadt selbst zugab; und mochte das anerkapnte 
Recht von ihm thatsächheh rielfach nicht mehr geübt sein, so konnte das eine 
ganz andere Gestalt gewinnen, als er damals seine Rechte Ichenweise auf dini 
Markgrafen von Este übertrug, der in der Lage war, sogleicli auf der Uebung 
seines vollen Rechtes zu bestehen.'^ iknsnahmsweise scheint denn auch wohl 
ein Bischof sich im Vollliesitz der gräflichen Rechte behauptet zu haben ; dem 
vonA'olterra wird nicht allein in kaiserlichen. Privilegien von 1186 und 1220 
die volle Gerichtsbarkeit für den Lbnfang des Koinitats und des Bisthuins lic- 
»tätigt*^; .sondern er muss auch thutsächlich Herr des Koinitats mit Einschluss 
der .Stadt gewesen sein, da ei* als Prior des 119,7 ge.schlassenen tuszisclieii 
Bmides erscheint, als dessen Glieder übrigens nur die .Stadtgeineindeii s.elbst 
genannt werden, Volterrä allein <iureh den Bischof vertretoii ist. 

131 . — Jedenfalls ist aber in der staufisclien Z<;it das Fortbestehen 
bischöflicher Herrschatl ül)cr ganze Grafschaftssprengel eine Ausnahnie, welche 
für die allgemeineren Verhältnisse noch weniger ins Gewicht fallt, als das 
Fortbestehen einiger Lehensgrafschaflen. ln Folge einer hier nicht näher zu 
verfolgenden Entwicklung gelangt»' in einem'sehr grossen Theile des Reiclies 
seit dem Ende des eilfteii Jalirhunderts die gräfliche Gewalt an die 
.Städte; wenn sich, wie ge.sagt, hic und da auch Bischöfe und Leheiisgrafen 
im Besitze einzelner gräflicher Hoheitsrechte behaupteten, so war ilas doch 
.Viisiiahiiie, .und insbesondere wurde die hohe Gerichtsbarkeit jetzt durch« eg 
durch die städtischen Behördeu geübt. Ehic Aenderung in der alten Abgrän- 
zung der Grafschattsprengel war damit keineswegs nothweudig verbunden; fiir 
den örtlichen Umfang der Befiigiiisse der städtischen Behörden wai' zunächst 
der Umfang der Befugnisse derjenigen niassgebend, von welchen sie dieselben 
überkanien, jler Bischöfe und Grafen; während einerseits in der Regel der 
Uebergang sich nicht auf die .Stadt selbst |)cschränkte, die städtischen Be- 
hörden auch im ! ganzen Umfange der Grafschaft die Befugnisse ihrer Vor- 
gänger ausübten, fehlte ihnen andererseits zunächst jeder Anspruch, über diese 
(iräuzen hinauszugreifeu. 

9. .Mindern 1, 248. 10. MandclU 2, tw. Wl. 7i). II. I)o i:onti 2, 348. 13. 

h. 2, 85. 13. Lami Mou. 1, 470. Uuillard 2, 42. 
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Die.scr Zu.staml »oheiiit in dar nrstiii Hälfte de» zwölften Jalirluinderts 
liei der Heiclisfjewalt, welelio sieh damals am wem'^'steii «Ti ksam erwies, keineii 
Wider.siJiiii;h , aber auch keiiieiiei aiisdriickliche Anerkemmiiß getunden zu 
hallen; es finden sich wohl königliche Schutzliriet'e für Städte, Hestätigimgen 
mul Veiieihungei) einzelner Besitzungen und Rechte, aber doch, so weit ich 
sehe, kein Privileg, in welchem die Gi-saimutheit dm' gräflichen IloheitsreidUe 
als rechtlicher Besitz der Stadtgemeinde anerkannt oder ihr verliolien würde. 
Mochten andererseits die Städte ausser den früher dem Grafen zustehenden 
Hoheitsreohteii nelfaidi auch solche usurpirt haben, welche bisher dem Reiche 
noch Vorbehalten waren, mochten sie dazu in vielen Fällen geradezu geiiöthigt 
sein, weil das Reich selbst die Uebung dieser Rechte veniachlässigte, so schei- 
nen die städtischen Beliöj-dim doch nicht gerade von der Ansdiauung ausge- 
gangen zu sein, dUfSs ihnen alte Befugnisse im Gebiete, auch Solche,’ welche 
den frühem Ortsgewalten fehlten, zukämen. .So erklären sich die Konsuln der 
mächtigsten .Stadtgemeinde, Mailands, bei einem 1140 an sie gebracliten 
Rechtsstreite für inkompetent, weil beide Parteien sich auf Beleimung durch 
das Reich beriefen Und demnach die Sache nur im Geridite des Kaisers ent- 
schieden wx'rden könne. ' 

122. — Dieses unklare A'erhältniss musste nothweiidig geo’rdnet werden, 
als es .seit dem zweiten Zuge K. KriedrLclis I wneder zu ehier wirksamen 
nerrsehäft des Reiches kam. Dem Kaiser lag wohl nichts ferner, als eine 
künstliche Restauration der yrnhern, durch die Städtische Entwicklung that- 
sächlich beseitigten, .auf feudaler Grundlage beruhenden staeitsrechtlichen Ver- 
hältnisse. Aber eben so wenig war er gewillt, den thatsnehlich' bestehenden 
Zustand einfach hinzunehmen, sidi damit zu begnügen, denselben nur in irgend- 
wijche bestinuuterc rechtliche AVebindung mit der Ordnung des gesammten 
Reiches zu bringen. Die Grundlagen der alten Rechtsordnung' hatten sich voll- 
ständig zersetzt; auch wenn derAVille vorhanden gewesen Wäre, wieder an sie 
airzuknüpfen, würde das in den meisten Fällen nicht, mehr dtirehführbar go- 
we.sen sein. Die neue Ordnung entbehrte jeder rechtliuhen. Grundlage. .So galt 
, es vor allem einen festen Gesichtsjumkt zu gewinnen, der für eine durchgrei- 
fende Neugestaltung der Rechtsverhältnisse massgebend sein konnte. Als 
diesen festen Punkt stellten der Kaiser mid seine Rechtskundigen die unver- 
äusserlichen Rechte der Krone, die Regalien hin, Welche überall dem Reiche 
zustehen, wo die Uebung dersellien nicht ausdrücklich vom Reiche au Einzelne 
verliehmi ist. Welche Xieniaiidem als Eigenthum zustehen könilen. Es handelte 
sich dahei keineswegs nur darum, diejenigen Iloheitsreclite an das Reich «u- 
rückzubringen, wehdie, wie etwa die höhere Reichsgerichtsbarkeit, auch zur 
Zeit der Feudalgewalteii dom Reiche vorbolialbm gotvesen und inzwlseheii viel- 
fach von den .Slädten usuqiirt wiren. Es liaudelte sich dabei auch um solche 
Befugnisse, welche früher regelmässig uieht umilittelbar in der lland des 
Reiches, sondern an Grafen und Bischöfe verliehen waivn. Regid ist insbe- 
sondere .auch diu höhere Gerichtsbarkeit, wie sie früher von den Grafen geübt 

121. — 1. UoTclli 2, 3fU. 
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wiirdp. Unlpr den Regalien, welche die Aliiiliinder I |j8 dem Kaieer zurück- 
stellen iiiii.s.sten. Werden die Komilate auMiriicklicIi erwMliiil; in dein dünn zu 
Riimtilia aufu'estellten Verzeiclinisse der Rejrülien winl .«dileclitwef; aucli die 
comtitueiitloi'iaa uuujintnitiuim ud iimtitiam fj-jifiUaidum aiil- 

eetlihrt.'-^ 

Damit war tiir das Yiweehen des Kaisers eine feste- Richtsidimir }>e- 
wiiimeH. Wo er noch feudale (Gewalten in timtsächlicher Uebune iler ihnen 
naidiweisbar vom Reiclio verliehenen Regalien fand, Imt er sie ungestört dabei 
belassen. Anstandslos hat er weiter auch da die alten Verbriefungen und Ver- 
leihungen anerkannt und 'bestätigt, wo seit Menschenaltern von l’ebnng der 
bezüglichen Rechte nii-ht mehr die Rede gewesen war; belt'itwillig hat er U'ir 
s]iiel.sweise 1160 dem Erzbi-schofe von Ravenna mich L.uit der alten Privi- 
legien fast alle Grafschaften der Romagna bestätigt*, 1184 den Obizo von 
Este mit den Marken Genua und .Mailand lielehnt, wie sie einst sein Ahnherr 
.\zzo be.sess(>n hatte.* Aber dabei lies.s er o.s auch la'Weudeii^ er frihlje sich 
nicht berufen, auf Grundlage alter Briefe längst verschollene Rechte wieder 
zur W'irksamkeit zu bringen, in welclien die Berechtigten sich nicht zu be- 
hau|iten gewusst hatten, welche sie, auch jetzt restituirt, doch auf die Dauer 
niclit hätten behaupten können. Er fasste nicht das aus.ser Uebluig gekommene 
Rei’ht, atich wo es noch nachweisbar war, ins .\nge, sondern hielt sich an üien 
Besitzer; Besitzer di-r Ilolieitsreclite waren aber im grössten Theile Ober- 
italiens die .Städte. 

Von jenem Gesichtspunkte aus waren dieselben alier durchweg unrecht- 
mässige Besitzer. M'ohl konnte sich diese oder jene .Stadt darüber ausweisen, 
dass ihr etwa die .Alünze oder ein anderes Iloheitsreclit von einf‘in früheren 
Könige ausdrücklich verliehen war; sdiwerlich aber' irgendeine ül<er eine \’er- 
leihung der Regalien in dem Umfange, wie sie thatsächlich von den städtisclMm 
Behörden geübt wurden; insbesondere scheint eine ausdrückliche Verleiliung 
der gräflichen Gerichtsbarkeit an die .Stadt durch das Reich bis dahin nirgends 
erfolgt zu sein;* Diese und dic nielsten übrigen Regalien standen ai.so nach 
strengem Rechte zur freien Verfügung des Kaisers®; es stand bei ihm, ob er 
die.selbemun das Reich zurüiknehinen oder imter hHliger Berücksichtigung der 
Verliältnisse den thatsächlichen Besitz durch ausdrückliche Verleihung in einen 
ri’chtmä.s.sigen verwandeln wollte. 

123. — Bekanntlich bi‘stand der Kai.ser zunächst auf jenem; die Re- 
galien sollten von den .Städten zurückgestcllt und durch Reichsbeamte, kai- 
serliche Podes taten und Rektoren, WTlche der Kaiser mach Belieben 

2« Mon. Gcnn. 4, 1 10. 3* Fiuituzzt 5, 280. 4* Anticb. Kst. 1. 35. 5. Huch 

inochteu hie und da durch Afterbeiphuung ^rätliclie Rechte bcrcit-s rechlinä.ssig an die 
SUidtc gokoininuu sein. Mathilde belehnt 10D8 die Hürgcr von Cromona, aber doch zunüchst 
nur als Vertreter des Rislhunn>. mit der (irafsclwift der fnsula Fulkcrii. üghHli 4. 508. 
G« Auf dem ersten Zuge scheint dieser Standpunkt noch nicht mas.sgubeud gowe.sen zu sein: 
wenn der Kaiser 1155 den Mailändern wegen ihre.s Uugehursain.s die Regalien aburtheilcu 
lä.sst, so scheint darin doch eine Anerkennung bisherigen rechtmässigen Bcsiucs tu liegen. 
Vgl. S 73 n. 2. 


Digilized by Google 



236 


tirafkchaft. 


den eiiixeluen .Stadien vor.'etztc, verwaltet werden. .So muss sich Piaoenza 
1162 yerjiflichten , alle lt*>j;alien in der .Sudt und iu der Gralkdiall dem 
Kaiser zurückzustelleu: Ilem Pliiceulini revipietil poleaiatcni rel potentatea, 
qncm ivl quoa dmimtt« Impa-ator ibidem ordinäre rolnerit, give Teiitoni- 
eoa, gire Londiardog, et iimdnint störe ad mandatnm illiiia vel iilornm et 
tul nMndiilum, d. imperatorig. ' Diese hatten denn aueh inshesondere die 
höhere Gericht"-barkeit zu nhen, so djuss ihre .Stellung wesentlich die der alten 
Grafen war, nur dass sic nicht belehnt, sondern amtsweise gesetzt waren; 
hätte eine Neuordnung auf feudaler Grundlage in der Absicht des Kaisers 
gelegen, so würde von jenem Ri'chtsstindpunkte aus nichts im Wege gewesen 
sein, die Grafscliafl über die einzelnen .Stadtgebiete wieder zu Lehen zu geben. 
.Solches mochte auch mauuichfach befürchtet werden, zumal auf dem Römer- 
Zuge Friedrich im Interesse zweier Feudalherren, des Markgrafen von Mont- 
ferrat und des Uischofs von Asti, gegen Chieri und Asti mit grösster .Strenge 
vorgegangen war. Dem Bischöfe von Turin hat der Kaiser kurz nach den 
ronkalischen Beschlüssen die gräfliche Gewalt über die .Stadt in ausgedehn- 
tester Weise bestätigt, nur salra per oiimia imperiali iustieia et illa ordi- 
natione, quam iu lau' expeditione feciuuts.'^ 

.Selbst den getreuesten .Städten, wie Pavia, Cremuna, Lodi, gegenüber 
hielt der Kaiser nicht allein den eingenommenen Rechtsstinidpunkt durchaus 
fest, sondern lie.ss auch bei der Durchführung keine weitere Begünstigung eiu^ 
treten, als dass er ihre Podestaten aus den Bürgern selbst ernannte. Doch mochte 
es immerhin la-i der unbcs<diränkteu Machtvollkommenheit, mit welcher der 
Kaiser gebot, schon als bedeutender Gewinn erscheinen, wenn eine .Stadt auf 
solcher Grundlage eine dauernde Regelung ihrer Beziehungen zum Reiche er- 
langen konnte. .Ms Halt für das, was FricHlrich damals den am günstigsten 
gestellten .Städten Zu gewähren gewillt wai', wird das Privileg für Asti 1159 
Februar dienen können. Er erklärt, quod AstcHsem civitatem in noslram 
iurisdietionem et speeialem, potestatem sitgeepiinus , hi qua Itouoreni et 
serritium cum omni liberalitute orili)iautes reetoi'es noalros pro iiogtrae 
rolantatig arhitrio iu ipsa statuiiuus, videUcet — , qttihiis eiiram et eiisto- 
diam et repiitwn eicflatig iuliig et extra de iis, qiiae pertinent ad reyalia 
iura eommittimas rum diatrietn villarnin, quuriim distrietinn soliti eraut 
habere, welche dann aufgezählt werden; nt autem prew/ata eivit<ig iu omni 
Jubiitate devotior et ad aervitium imperii inreuiatnr promptioj', ipsam 
eiritatem et episeopatuia et eomitatnm et omnia anpra uu'morata prae- 
dietig tribna -Isteneibna poteatatibm exerpto fodro reyali hoe tenore eom- 
miaimua, nt ainyidis annia, — eentnm et quaelrayinta mareaa aryenti ßaeo 
imperiali persolvaut ; — ile eetero haue potestatem sibi eouimissam et in. 
eii'itate et in eomitatu praedieti tamdin rectores habeant, qnamdin inaie- 
stati nostrae in ipais bmie eomplaeuerit ; adiieieutes qnoqnc eonstanter 
atalnimns, quod praedietam potestatem de civitate et eomitatu — nulli 


123. — 1, Bübmer Acta 598. 2. Mod. g»U. Cb. 1, 815. 3. Morcoa. Moq. 

r.irni. 18, ÖOO. 
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(irchifTpiscopo, nvUi q)lg<'/>po, nuUi man'hinni, luilli eomiti, null} potestati , 
nnqtiam cotu'fdeDuts, nisi solis nogtris fiddibus df ipsa ridtate, qung ad 
vntiim vogtriim dipmdinn ordhiaveidntusd So weit das min auch hiuter 
der bishorieeu freien Stellung der SUdt Zurückbleiben mochte, so lag darin 
doch zweifellos schon eine sehr wesentliche Anerkennung der Ergebnisse der 
bisherigen Entwicklung. Alte Ansprüche, welche etwa der Bischof auf Grund- 
lage alter Verleihungen auf .Stadt nnd Grafschaft noch hätte erhelien können®, 
waren damit beseitigt und ebenso jede spätere Verleihung an den Markgrafen 
von Montferrat® oder einen andern Feudalherren ausgeschlossen. Es waren 
aber weiter der Stadt die Ri'galien selbst insoweit iiberla-ssen, als diesellien 
nicht für Rechnung des Reichs, sondern der Stadt verwaltet wurden, wogegen 
fi‘*“Hich dem Kaiser eine Abschlagssumme zu zahlen wai“; es war zugleich das 
Reidit der Stadt auf diis. Gebiet der Grafschaft in so weit anerkannt, als auch 
dieses in friiherm Umfange den städtischen Behörden untent’orfen blieb; und 
dii'^e Behörden sollten nur aus den Einheimischen genommen sein. Dagegen 
lag eine niu'raus empfindliche Beschränkung dem früheren Zustande gegen- 
über darin, dass diese ganz nach dem Belieben des Kaisiws gesetzt und ent- 
setzt wurden. ■ 

1’24. — Den Städten gegenüber, auf deren Unterstützung der Kaiser 
vorziigswi'ise angewiesen war, liess sich das auch nur bis zur Wendung der 
.Miu’htverhäJtnisse nicht aufrecht erhalten; die Uebung der Hoheitsrechte 
musste wieder, wie früher, an freigewählte Konsuln überla.ssen werden. 
In . einem Abkommen mit Cremona 11 62 .Juni 13 findet sich nnr nocli eine 
.Spur kaiserlichen Einflusses auf die Bestellung der städtischen Behörden ; nur 
wenn der Ktiiser in der Lombardei ist, steht es ihm frei, die Wahl der Kim- 
suhi durch innen Boten zu leiten; sonst werden die Konsuln freigewählt und 
niit allen Iloheitsrechten in der .Stadt und durch das ganze Bisthum gegen 
jährlichen Zins vou zwgihi>ndert Mark .Silber investirt. * Zuerst alier, so weit 
ich sehe, wurde bei dem Vertrage mit Pisa 11 62- April 6 einfach der be- 
stehende thatsäehliche Zustand zur Gnmdlage genomnten und der Rechts- 
standpunkt des Kaisers nur dadurch gewahrt, dass der Gemeinde dasjenige, 
was sie von Iloheitsrechten besass, zu Lehen gegeben und damit der that- 
sächliche Zustand in 'einen rechtmässigen verwandelt wairde: JJtvrnug et rou- 
cfdimugia fettdum vobig — , redp'n’ntibm jwo civitatg vegtra, totiim, qiiml 
pvaefata civitag vd quaelibd pi'vgoua haltet d teilet iL' rebitg repni, et tn~ 
tiniiy qiiod repiin et imperio pei’thiet, gii<e de viarelui vel alio qimeiiiiqiie 
vindo vel eongiietiidine, vel peidiniiit retro a trigiutn aunig vel perthiebit 
hl rivitate Pigaiin et diig digtrietii per terrag et ingulag; et eoiieedimiig et 


4 , Ughelli 4; 366. 5, h't mir ein .lusdrücklichss Zeugniss für die Or.rfenreehte des Bi- 

srhofs über die Stadt nicht bekannt, sn dürften diesellien nach Urkunde nm 1043. Tonarli 
dem Bischöfe d^e missatischen Rechte in seinem ganren Risthnme nni] der Grafschaft Hre* 
dolii austanden. doch nicht su liesveifeln sein. Mon. patr. t'h.. I. .s53: rgl. 2, 22 und 
Ughelli 4, 3ö6. ft. Dieser machte noch I I5j neben dem Bischöfe Rechte über die Stadt 
geltend (Ott Prisiug fiesta I 2. ’c. 12. Ij| und erstrebte zweifellos deren Besitz, 
lai- 1. .\rchiy zu Cremoua. 
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,dnmu* hl feuihnn vohis comitatioiLin i'i'nh'o lUeirichi, dcs-seii Ausdehnung 
dann angeg(>tn'n wird.* l'iid zii'inlicli eben so weitgreifciid war (lie Verleihmig 
für Gfiina 1162 Juni 9, wolu'i der Kaiser aiisilriicklioli darauf verzichtet, d<*r 
Stadt einen l’udestn zu setzen.* Wa.s den uiäclitigen Seestädten, die sich frei- 
lich in günstigster Lage befiinden, gewälirt war, konnte dann späU-r auch den 
liiunenstädten nicht verweigert werden. Paria erhielt 1164 völlig freie Wahl 
der Konsuln und alle lloheitsredite, aber unter einem Yorbdialte: potihm 
rei'O ft riptim, nicnt tommif Pftpie feiieiv ft pouxidfve xolehat, nobis fXfi- 
pimiifi; w’ogegen freilich auch hier von einer jährlichen .Absehl.agssuinine nicht 
die Rede ist.* .Spätere .\bk<iininen mit einzelnen Städten sind dann je nach 
den besondern Verhältnissen mehr oder weniger günstig; alle gehen alter doch 
wesentlich von demselben Gesichtspunkte aus, das.s die .Stadt im Besitze der 
Iloheitsrechte verbleibt und dieselbe -durch selbstgewählto Beamte übt; ihis 
R('cht des Reiches aber wird dadurch gewahrt, dass durch Inve.stitur der 
Konsuln die Iloheitsi-echte als reichslehnbar anerkannt und ültcrdies nK'istens 
für die Einkünfte aus denselben drsn Reiche eine jährliche Abschlagssunune 
gazahlt wird. Und auf solcher Grundlage wurde dann schliesslich im Kon- 
stanzer Frieden 1183 für den gesammten Kreis der lombardischen Städte 
dieses ^\ll•hältniss rechtlich geordnet, h'ür diese wenigstens war der A^ersuch, 
ilie, zunächst weniger dem Reiche, als desseri Vasallen entris.senen Rechte für 
das Reich pinzuziehen und durch Beamte verwalten zu lassen, misslungen; 
was früher den Bischöfen imd Grafen, musste auch jetzt wieder den .Städten 
.als I.ehen überia.ssen werden; ein iH’deutendcr Rückschritt gegen die anfäng- 
lichen Fordenmgi'n des Kaisers ; weniger gegenüber dem Zustande, der dieser 
Kutwicklung vorhergegangen war; es w.ar das alte Rechts verhältniss wesent- 
lich nur in ilie der neuen Gestaltung entsprechende Form übergeleitet. 

Zn den so an die Städte gekommenen llohintsreohten gehörte nun ins- 
besondere die gräfliche Gerichtsgewalt. Auf die Ueberlassuiig d(>s Coinitatns 
winl gewöhnlidi be.sonderes Gewicht gelegt; und Weichnet der Ausdruck 
vielfach zunächst das Goliiet der Grafschaft, so wird er doch auch nicht selten 
in W(!mhmgen angewamlt, wo er sich auf die gräfliche Giovalt der städtischen 
Behörden bezieht; .so wenn es häufig heis.st, dass der Koinitat über das ganzr? 
Gebiet verliehen wird. Besonders bestinnut wird in Privilegien fürPavia 1 164 
und 1191 die städtische Genchtsgewalt derjenigen gleichgestellt, welclw die 
feudalen Geiiditsherren in ihren Gebieten übten: Oimifx ftiam iarisdlcüo- 
iifx, quax iinqiimn dit.V in siio dnentu sfu comfx in smi fomitntn aiil »lOi— 
fliio in Sun iiunrhn hnM, eidem ävUnti Pnpinf iti frn ipsnm fivitntrin 
t'i fxira in Into fpisfopntn, fomifntu sfii distrieta Paphtf — fonffdimiis.^ 

125. — Dieser Uebergang der Grafschaft an die .Städte war aber doch 
mir in Oberitälien die Reg.'l; in .Mittelitalien scheint er eher die Aasnahme zu 
bilden; eine Verivaltung der Grafschaften durch Reichsbeamto, 
wie sie Friedrich 1 auch in den lombardischen .Städten beabsicjjtigte, scheint 

121. — I 2. Isimi Moll. I, 3, Antiq. It. 4, 253. 4. Baluner Acta 112. Bi'jlimcr 
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hier «’irklicli iu grösserer Aiisdehniinj; diuvJigefiihrt ai sein. In Tuszien, Spo- 
leto, der Mark Ancona finden wir gerade in der Zeit K. Friedricti.s 1 .sehr 
häufig Grafen an der Spitze der einzelnen Grafschaften. Schon di-r Umstand, 
das.s sie durchweg Deutsche sind , meistens lleichsdienstmannen , dass sie 
häufig wechseln, eine Vererbung des Amtes fast nie nachweisbar ist, wird uns 
dit- Annahme nahe legen, dass es sich dabei nicht um Lehensgrafen handelt, 
.sondern um Keichsbeamte, welchen die Grafscliaft amtsweise übertragen war. 
Wir werden dann anzunehmen haben, dass es hier gelang, die Auffassung 
durchznführen, dass die Grafschaft, Avie alle andern Regalien, dem Reiche 
iiberalJ zu freier Verfügung stehe., wo eine, ausdrückliche \'erleihung derselben 
nicht nachwei.sbar. war. In mehreren h’ällen lässt sii-h Erwerbung oder I3e- 
hnuptmig der Grafschaft für die umnlttelbare Hoheit des Reichs denn nui'h 
urkundlich, nachwelson. Der Reichslegat Bertold stritt lange mit dem Bischöfe 
von Imola impcr tota et hitegrH iiiriKdictiow totiiis comitiihis htwlae et 
reepntiewiie ipsiiie conülalii« hnperio facicmla, iliupio comitatn epheopiifi 
dicehat ne eomifem en»e deherc et imperlo de epmitatu renpoudere et all ns 
]»'<} comitatn hnperio coiniton eese non dehere, wits der Legat bestritt; 
1186 entschie<l dann der Erzbischof von -Ravenna als Dclegirter des Kaisers, 
dfuss, salro iure coinJtatns ipsi episcopo, si quem Italiet, dem Bischöfe nur 
auf .seinen eigenen Besitzungen die Gerichtsbarkeit zusfehe'; wonach also die 
Grafschaft im Besitze des Reiches verblieb; nwh 1244 erklärte K. Friedrich, 
die.selbe nie vom Reiche veräussern zu wollen.'^ Siena musste sich 1180 zum 
Verzichte auf alle Iloheitsrechte verstehen und insbesondere heisst es; Iv 
jyrimis resignaJjitnt aerenissimo regi eomitatnm Senensem^, Aor damals 
nur kurze Zeit im Besitze der Stadt gewesen sein kann, da uns von den frü- 
hem Zeiteji K. Friedrichs ab die ganze Reihe der deutschen Grafen von Siena 
lK‘kannt ist.* Von denen von Rimini hei.s.st cs 1233: diwitluvt ipso d. Car- 
velevario (de imperiali viamhito reetori Jdomaniole) vice imperii comita- 
fnm Ariminensem ad luihendum, tenendnm, utendum, frnendnm ipso co- 
mitatn in iustitiis, rcjlditibiis et ohseqniia eonsnetis.^ Es mag genügen, 
das Vorkommen dieses Verhältnisses hier vorläufig anzudeuten; wir werden 
genauer darauf zurückkommen. 

126, — Die bisher besprochene Entwicklung kmmte den Umfang der 
Grafschaften ganz unberührt lassen; eine Grafschaft konnte unter Wahrung 
ihres alten Bestandes vom Lehensgrafiui an den Bischof, von diesem an die 
.Stadt, von dieser dann etwa weder an das Reich kommen. Und in vielen Ge- 
gend(‘n des Reiches scheinen noch in der staufischen Zeit wiiklich dii‘ Graf- 
.schaften wesentlich in ihrem alten Umfange fortbe.stauden zu haben. Daneben 
finden wir nun freilich auch eine sehr weitgreifende Zerspl i t terung der 
Grafschaften, auf welche eine Reihe von Gründen hinwirkte. 

Die kirchlichen Immunitäten scheinen in Italien iin .allgemeinen den Be- 
stainl der (ärafschaften uni>erührt gelassen zu haben. Während diese in J>i‘utsch- 

126. — 1, Maazonius.IlG. 2. HuillarJ G, 153. 3. Mon. (lerra. 4, I8ä. 4. Antiq. 
It. 4, 577. 5, Tonini -3. 5tUj. 
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land vielfach zu vülligei* Exemtion der kirchlichen Besitzungen von der Orafen- 
gewalt rülirten, so das.« die gräflichen Rechte durcli .den Kirchenvogt geübt 
wurden, wurden in Italien die Rechte der Grafen über die zu den Immunitäten 
gehörenden Güter und Leute zwar viellach be.seltränkt, dieselben aber d(>ch 
nicht der Grafschaft völlig entzogen, so dass dem Graf insbesondere die holte 
Strafgerichtsbarkeit verblieb. ' \Vurde aber durch die Iinmnnit’U die gräfliche 
Gewalt nicht völlig beseitigt, so mussten Bischöfe und -\ebte um .so mehr 
danach streiten, selbst die Grafengewalt ^_u erhalten. Vielfach erlangten denn 
auch, wie schon bemerkt, die Kirchen 'ganze Grafschaften. Wo da.s nicht ge- 
l.ang, scheint nun allerdings den Kirchen, wenig.stens hr Oberitalien, nicht die 
gräfliche Gewalt nur über ihre Besitzungen, wo auch immer dieselben gelegen 
waren, verliehen zu sein; man scheint an der An.schammg festgehalten zu 
haben, dass die Uebting der Grafenrechte immer' ein geschlossenes Gebiet 
voraussetze. -\bcr cs kam nun vielfach zur Ausscheidung geschlosse- 
ner Gebiete für die Kirchen; ein Gebiet, welches ganz oder gros.sen- 
thells im Besitze einer Kirche, oder in welchem die gräfliche Gewalt sich al* 
besonders lästig erwies, wurde vdn der Grafschaft getrennt und die gräfliche 
Gewalt nur in diesem der Kirche übertragen. So heisst es schon 857 in Kai- 
serurkunde für das Kloster .S. .Sisto zu l*iiu.'Cnza: Qiiippc »ieiit ogcr Comi 
et Lardai'le ad altetulrnm e,rteiuUfar et xieiit Pddus et Addtta ah ine 
di^eiiri'iint, qito i'isqae sitntd rmtveninni, ila perniitfiniwt atqiie donamits 
nmnem comitatum ad eortem predict! monasferii, qae est-Insula Jtiiiiea- 
rinli, qnate^ius omnes hahitantes vel hos infra terminns proprium aliquid 
itahpüen deineeps solitnwdo ante predieti mnna'sterii dtihatiasam vel ali- 
qiiam pi'r/ionam. ah fa misaam perficiaiit e,r ipao aiio proprio omnem pla- 
eitiim et emendationem et ipai nwnaatiTio vel ahhatiaae persolvant omnes 
piddini« actioneg et funetioneg cum omni e.ruvio, gicut nohig dehent vel 
nogtro comiti aut nogtro miggntico'; 10(52 wird das bestätigt.* Die Bewohner 
von Inzagoverpflichten sich 1015, keinen andern Herrn anznerkennen, als den 
Abt von .S. Ambrogio: ged per eundem dominum et pci' eiug guceeggorem 
aut eonnn miggo ge digtrinperc et pacißtarc dehednt de omnfhug, que rntcr 
iUog acciderent, et omnem lepem geqai, nt tanqitam ante comilcm finita 
fuiggcnP; w'o sicli freilich das Zuriiekgehen der gräflichen Gew'alt des .Abtes 
auf kaiserliche Verleihung nicht be.stiimnter ergibt. Noch 1186 wird im Hof- 
gerichte gegen .Ansprüche des Grafen von Blandrate entschieden, dass dh- 
gräflichen Rechte zu Villänova und auf zw'ei Miglien in die Rnnde nach kai- 
serlichen Verleilumgen der .\ebtissin von ,S. Felice zu Pavia znstehen.^ Den 
Abt von.S. Maria de Pratalea belehnt der Kaiser noch 1232 de inrigdictlone 
et comitatu genannter Villen et tofiug gui tet'ritorii.^ Im allgemeinen wer- 
den solche gräfliche Rechte einzelner Abteien durch' die , Städte be.seit\gt .sein. 

126 . — 1 . Vgl. Hegel 2. 72. der da.sselbe nnmmml, während Bethmaon-Hollweg 9C. 
«leni UauDpviile 1., 181 xustimint, i^irh für f^räfliche Gewalt d«s Kirchenrogt.« pntscheidpl. 
der aber, worauf wir xurückkummen. in Italipti üborliaiipl eine andere SteHuiig einniTiniit. 
wie der deutsrlie Vogt. 2* Arcldv *u ('remi»na. Giiillni Ji, 122, 4* Vgl. die Urkk. 

unter den Beilagen. 5» Huillard 4. :V21. 
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Handelte es .sich dabei nur um Ans.scheklung kleinerer Gebiete, so wurde 
nun bekanntlich für die Bischöfe sehr häufig der wichtigste und wohl oft auch 
der grösste Theil der Grafschaft ausgeschieden, indem ihnen die Grafengewalt 
in der Bischofsstadt selbst und um dieselbe bis auf mehrere MigKen Entfer- 
nung übertragen wurde; es blieben dann nur Reste der Grafschaft in der Hand 
des weltlichen I^ehensgrafen. Und kanten später die Grafschaften der Bi.schöfe 
grossentheils an die Städte, so wussten die Bischöfe südi doch sehr häufig 
wenigstens bei der hohen Gerichtsbarkeit über die unmittelbaren Besitzungen 
der Kirche zu belmipten, was dann zu einer weitern Zersplitterung der Ge- 
richtssprengel führte. So Itestätigt der König 1208 dem Bischöfe von Vicenza 
die Besitzungen seiner Kirche cum ommi iure, }u)nnrc, comitatu et omnihue 
iurigdictionihus a-d comiiatum gpcctantihug^ ; 1220 dem Bischöfe von Bo- 
logna pleftam iurisdicHonem omnium castrorum et lororiim eingdem epig- 
enpi et ecclegiae Bononieugig, welche aufgezählt werden, so dass mir der 
Bischof auf diesen plenatn iurigdictionem in plaeitig, bannig et eeterig, que 
pertinent ad iurigdictionem civilem et crjminaletn, ausüben soll, und zwar 
ohne Rücksicht anf entgegenstehende Privilegien oder Statuten der Stadt Bo- 
logna oder den Konstanzer Frieden. ' 

127. — In stanfischer Zeit finden wir dann weiter sehr häufig eine 
Ausscheidung r e i c h s n n rn i 1 1 e I b a r e r Gebiete. Es scheint nicht, 
dass in friiherer Zeit die Besitzungen des Reichs von der gräflichen Gewalt 
überhaupt eximirt waren, wenn da auch manche prozessualische Vorrechte der 
Krone sich geltend machten; die Vögte des Reiches, wie wir sie in einzelnen 
Grafschaften finden, haben das Reich vor Gericht zu vertreten, sind aber 
nicht etwa Richter mit gräflicher Gewalt über die Leute auf den Reichsgütern ; 
auch übi'r diese dürfte wenigstens in schweren .Straffallen der Graf gerichtet 
haben. Vereinzelt mögen aber schon früh einzelne Gebiete der Grafschaft ent- 
zogen und unmittelbar der Gerichtsbarkeit des Reichs unterstellt sein; den 
Leuten von Vigevano und benachbarten Dörfern bewilligt der König 1 064, %ä ab 
arimannia exeant, so dass niemand sie zu öffentlichen liei.stungen verhalten 
könne, nec eog nec eorum pogteritatem placitum eugtodire compellel ultra 
nogtrmn placitum. ' Wenn dann später Friedrich I seine Absicht, die an die 
.Städte gekommenen Grafschaften unmittelbar für das Reich verwalten zu 
lassen, nur in' beschränkter Weise durchführen konnte, so ist es sehr erklär- 
lich, wenn er dahin strebte, wenigstens dieTheile der Grafschaften, in welchen 
sich bedeutendere Reichsbesitznngen befanden, oder wo die Einwohner selbst 
der städtischen Hoheit widerstrebten, den .Städten zu entziehen und unmittel- 
Irar unter das Reich zu stellen. .So erklärt er ILö.5, fideleg nnstrog retfni de. 
Medicinain iugtitia gua ad gervitiuni regni congervare volenteg, da.ss die- 
selben nur dem Reiche unterstehen und keiner .Stadt unterworfen sein sollen,* 

e. U({hein 5. UM8. 7. .SoTioli 2, 452. 

127. — 1. Bülinier Acta (iO; demgeiiiSss wurde denn auch spiUer 1220. 1311. 1320 
die Reichsuiimittelbarkcic Tun Vigevano beiUUigt; Huiüard 1, 785. 877, Bühmer Acta 436. 
496 ; und es ist möglich, dass manchen der tt.iunschen Kxenitionen schon lltere Privilegien 
Tnrausgpg.vngcn waren; vgl. n. 3. 2. Savioli 1, 2:18 Vgl. für ( omnechio: Hnillardd, 29{>. 
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Die Leute von Sennione am Gardasee befreit er 1158 gemäss ihren herge- 
brachten Privilegien von jeder Gerichtsbarkeit, ausser der des Reiches, so 
dass sie »olummodo aemti in anno per (res dies eontinnos — plaritum (je- 
nenüe sub imperatore vel eins rnisso faciant.^ Bei einem Abkommen mit 
dem Bischöfe von Padua 1161, wodurch dem Reiche Piere di Sacco und an- 
dere Besitzungen überlassen werden, heisst es: Comitatum de Saccho dom- 
vtis imperator sibi et imperio re.tinebit, neque donabit, nee infeodairit, nec 
quolibet titido alienabit, nisi jeraeilicfo episcopatiii eonferre i'olnerit.* 
Burg und Ort Crema überlässt der Kaiser 1162 an Creiiiüiia: Vilias auiem 
omnes, quas lutbebant Creuienses, in noatro habebimna dominiratu et po- 
teatate atqne domlnio; — porro viüe nmnea iurabunt Ule atare ad man- 
datiim noslriim aut certi noatri iniaai.^ Den Herren, Vasallen und Leuten 
von Garfagnana und \'ersilia verspricht der Kaiser 1 1 85, sie keiner Stadt 
oder sonstigen fremden Gewalt zu nntenverfen, sondern sie zu behalten ad 
matiua noatraa et aperialiiitn nuntiormn noatrorurn, welche er mit Zustim- 
mung der Konsuln und Rr-ktoren im Lande ernennt.^ K. Friedrich II nimmt 
1 226,. anscheinend auf Grundlage eines Privilegs seines Grossvaters, den Ort 
Sarzana in besondern Schutz, ipaiim in dominio noatro, airuti aliaa civi- 
tatea et eaabra iinperii, retinere volentea, so dass er nie vom Reiche ver- 
äussert werden soll; burgum quoqiie pre/atum cum pe^dineutiia eins ab 
omni alteriua iuriadictione, poteatate et do-minio in perpetuum Cirhnimva, 
ita qmid ntdli ulii aubaiut vel reapondere vel cogi poaaint ad iuatitiam vel 
ad aei'vitium aliquod in civililma aut criminalibna eanaia per alium te- 
neantur, nlai per noa aut legatoa noatroa aut eapitaneoa, qui ibidem e,rti- 
terini pw tempore ordinafi.' 

128. — Später kam es dann insbesondere in lilittelitalien zu einer Aus- 
scheidung städtischer Gebiete. Ganze Grafschaften scheinen hier 
den Städten nicht häutig überlassen zu sein. Wo die .Stadt günstiger gestellt 
erscheint, wird ihr allerdings zunächst der ganze Komitat überlassen, aber 
nicht ungeschmälert, sondern nach Ausscheidung von Besitzungen der Kirchen 
und insbesondere der im Komitate an.säs.sigen Edeln. So verleiht 1186 K. 
Heinrich der .Stadt Perugia totuni comitatum Peruainum exceptia domibua 
et poaaeaaionibua, queta habent marehionea, et monaatei-ium a. Salvatoria, 
et ßlii Ilogoliui, et nobiloa de JJeruta, et Pernardinua PulgareU.ua et 
heredea ipaorum; üi quibua quinquc domibua aive diatrictibua nihil iuris 
Peruainis relinquitur. * Aber es findet sich auch das umgekehrte Vorgehen, 
so dass der Komitat im allgemeinen dem Reiche Vorbehalten, nur ein Theil 
für die .Stadt ausgesclneden wurde. Siena hatte, wie erwähnt, im Juni 1186 
den Komitat an das Reidi zurückstellcn müssen^; im Oktober verlieh dann 
der König der Stadt plenain iuriadietkmem in chütate Senensi, et extra 
civitatem de hominibua, quos habuil ejriaeopus Senenaia lihere ad -manum 

127 . — ] 8. Bshmer Acta 96. 4 . Antiq. It. C, 244. 5. Artliiv tu Oemona. 6. Pacchi 1 1 . 
7 . Huillard 2. 667. 

128 . — 1 . Behmer Acu 150. 2. Vgl. § 125 n. 3. 
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«UOII7 et gifirumque habileifor SeHmigh in eonufatit Senenit), dum her di- 
valii poffiva conceMionig nostrae scriberetur ; ausgenommen von der Ge- 
walt der Stadt werden dann zunächst zwei Genannte mit ihren Besitzungen, 
wohl Bürger der Stadt, da sie das sonst ohnehin nicht getroffen hätti>; denn; 
Onmeg quoque nobiU’g extra eivitatem et omneg aliog per totiein comitatinn 
Seneiigem homines, praeter eog, quos determinate in guprascriptis reffte 
giiblimitatig apicibug pernotavimag^ cum omni iurigdicHone — inpotegtate 
nogtra libere retineinug.^ Aehnlich erhielt 1186 Lucca die Gerichtsbarkeit 
in der Stadt und in einem Umkreise von sechs Miglien, doch so, dass die in 
demselben belogenen Besitzungen der Reichsvasallen von der städtischen Ge- 
richtsbarkeit eximirt sein sollten ■*; auch Florenz wurde ähnlich gestellt.® 

Auch konnte sich eine .\enderung des Grafschaftssprengels daraus er- 
geben, dass die Gewalt einer begünstigten Stadt über deren eigene Grafschaft 
hinaus erweitert wurde; so sagt der Kaiser 1184: Mevaniam — et Cocoro/- 
tinm — « eomitatu Spoletano propter multitudiuem gue perßdie retnove- 
mug, et ipgi oivitati J''tdffinee et cotmtatui adicimug et iure eoudtatug ei 
eoneeetimug.^ Und dürfen wir auch als Regel wohl festhalten, dass die firaf- 
schaften in ihrem ulten Umfange an die Städte übergingen, so war doch auch 
gewiss der Fall sehr liäuüg, dass die Stadt ihre tliatsächliche Gewalt nicht 
über die ganze Grafschafl oder aber auch umgekehrt wohl über Bestandtheile 
benachbarter Grafsohafteii auszudehnen wusste; schon der Umstand lässt 
darauf schliessen, dass in den Privilegien vieler Städte nicht einfach vom Ko- 
niitate die Rede ist, sondern alle Orte, über welche sich die Gerichtsbarkeit 
der Stadt erstrecken soll, eiazeln aufgefUhrt werden, was überflüssig war, 
wenn es sich um einen Sprengel io althergebrachtem Umfange handelte 

129. — Es kam dann aber auch wohl zur Ausscheidung der Be- 
sitzungen weltlicher Grossen. Vereinzelt mag das schon in. früherer 
Zeit vorgekommen sein. K. Lotliar gew ährt 948 auf Bitten des (frafen Ale- 
dram seinem Getreuen Wareniund, ut de snig rebus et caugis atque querelig, 
quetticunque voluerit, advoeatoretn et miggum, quem sibi elcfferit, haieat, 
ante euiug tniggi pregentiam diffiniatur omnig eiug intentio et quaeri- 
motiia, tatoquam ante praegentiam comitig vel miggi nogtri pereurrentig ' ; 
doch mag es zweifelhaft sein, oii damit die Gewillt des Grafen überliaupt be- 
seitigt sein sollte, zumal wir später selten werden, dass die auch hier genann- 
ten mlssatischen Rechte in der Weise verliehen wurden,, dass eip Bote dos 
Beliehenen sie üben durfte, ohne dass damit aber zugleich das Eingreifen .son- 
stiger Reichsboten ausgeschlossen war. Ebenso mag doch der Ausschluss der 
gräfliuhen Gewalt zweifelhaft sein, wenn der Familie der spätem Grafen von 
Treviso. 980 la-i Bestätigung aller ihrer Besitzungen in den Bisthümera Trevisu 
und Ceneda auch das Reclit verliehen wird, omneg in gtiig hxreditatibug re- 
gidenteg plaeitu traliemli, lepeg faciendi, liteg ae eontentioneg ßniendi.^ 

5, Autiq. It. 4. 469. 4. Mem. di Lncca 1, 198. 3, Vgl Scheller Friedrich I. 75. 

6. Böhmer Acta 144. 

129. — 1. Antiq. U. 2. 470. 2. Antiq. It. 1, 374. 
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In stauiischer Äit ßnden wir dann aber ganz l>estimmte Beispiele, da*s welt- 
lichen Grossen die Grafenrechte über ihre Besitzungen verliehen worden. So 
1159: fideli noelro Tinto Müsse de Gatta de Oremona — districtum et 
honorem de omnibus stfis possessionibtis, quas in presenti imte possidet 
seit in fntnrum rationabiliter ac lepittime acquirere potnerit, imperatoria 
aMtoritate iure eomitatus conressimits et super hör eum investivimus 
nostreque e.rcellentie comilem ferimus.^ Den Aicard von Robbio und dessen 
Erben lielehnt der Kaiser 1 1 78 de districto et repalibits et omni honore super 
siios homines et super omnem tei'ram et res — quas — hahent — aut de cetera 
aquisierint, so dass dieselben keiner andern Gerichtsbarkeit unterworfen sein 
sollen, nur mit dem Vorbehalte: qiwd si ipse vrl heredes sid iustitiam de 
hominihus suis farere obmiserint, lepatus noster iustitiam de eis faciat ; 
wie das noch 1195 bestätigt wurde-*; .1202 verkauften dann die Herren von 
Robbio diese ihnen ziistchende Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des gericht- 
lichen Kampfs an die Stadt Vercelli.** Und auch ohne ausdrückliche kaiser- 
liche Verleihung mochten manche Herren zur l’ebung der hohcti Gerichtsbar- 
keit auf ihren Gütern gelangen, auf welchen die niedere ihnen wohl ohnehin 
durchweg zustand; wussten sie sich frei von der städtischen Hoheit zu er- 
halten, während die rechtmä-ssige Grafengewalt durch diese beseitigt wrar, so 
war ein solches V'erhältniss durch die Sachlage selbst gegeben. 

ln ganz entsprechende Htellung geriethen nun . aber auch vielfach- die 
Lehensgrafen, W'eldie sich nicht im Besitze ganzer Grafschaften behaup- 
teten, deren ^Sprengel durch die Ausscheidimgen für die Bischöfe, durch die 
Ansdehnung der städtischen Hoheit auf Reste derselben beschränkt war.- Auf 
den eigenen Besitzungen wurde es ihnen am leichtesten, ihre Befugnisse zu 
behaupten; andererseits, je kleiner die .Sprengel waren, in welchen sie die 
Amtsgewalt noch behaupteten, um so lehditer musste diese adoh den Charakter 
einer grundheiTlichen gewinnen. So kann es -nicht auffallen, wenn in den Pri- 
vilegien der staufischen Zeit si'hr gewöhnlich, wie wir Aehnliches schon be- 
züglich der Bischöfe fanden, den gräfiidien Geschleclitern die Grafschaft oder 
hohe Gerichtsbarkeit einfach über alle ihre eigenen oder lehnbaren Besitzungen 
zugesprochen wird, wie das wohl ineistentheils dem thatsächüchen Zustande 
entsprach. Obwohl die Grafen von Treviso noch 1 191 mit der ganzen Graf- 
schaft belehnt wurden®, Hessen sie sich doch 115.5 vom Kaiser zusichem, ne 
homines residentes in pmediis eorum ante dueem i'el marehinnem aut co- 
tnitem seit virecomitem sivc si'iddasium vmiant aut ab ipsis constrinpan- 
tur, nisi a praefatis comitibus et eorum hei-edibus vel ab imperatoria 
maiestate^ ; eine ziemlich überflüssige Bestimmung, wenn die Grafen hoch 
thatsächlich ihre Gewalt übten ; so aber der Ausdruck dessen, was sie min- 
destens zu behaupten strebten. So heisst es 1164 für den Grafen lldebrandin. 


12®.-] 8. BBhmer Acta 99. 4. Mon. patr. Cb. I, 894. 1035. 5. Mandelli 2, 54. 

0. Vgl. S 118 n. 4. 7, Antiq. It. 2, 09. Doch k.innte freilich dabei auch der Aaaschlusi 
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1191 fiir Guido Guerra und cnlsjirechcnd in siiätt-ru Privilegien für die tus- 
zischen Pfalzgrafen, dass der Kiiiser ihnen verleiht omnia regalia et onmem 
iurisdiclionein noeirnin, quam in tn'rie et poesessionihns suie habemiia — 
aalvo iure et Iwnore iniperii.'^ Auch wo noch von einem reichslehnbaren 
Koniitat der Familie die liede ist, ist oft nichts anderes darunter zu verstehen. 
So verleiht der Reichslegat 1221 nomine legalia, antiqui et recti feudi dem 
Ugolin von Panico und dessen Erben in perpetuum comitatum de Panico et 
ipaoa de eo ineeatieimua, seilieet de eaairo Panici und vielen andern ge- 
nannten Besitzungen; alles cum omni iuriadietione ml imperium in dietia 
rebua pertinente, aalia in omnibua imperiali iuatitia.^ Die Grafschaft um- 
fasst sichtlich nichts, als die eigenen Besitzungen, über welche dem Geschlechte 
die volle Gerichtsgcwalt, nur unter Vorbehalt der des Reiches, zustehen soll. 

Damit ist allerdings vereinbar, dass, wie wir hie und da noch Lehens- 
grafen im Besitze der lloheitsrcchte über ganze Grafschaften fanden, zuweilen 
doch auch noch in Theilen der Grafschaft sich einzelne Geschlechter auch 
über die eigenen Besitzmigen hinaus bei allen oder einzelnen gräflichen IIo- 
heitsrechten erhalten hatten; was dann freilich auch wieder nicht immer völlige 
Unabhängigkeit von städtischer Hoheit voraussetzt, wie denn in Folge der 
thatsächlicheu Entwicklung sich die inannichfachsten Verhältnisse gestalten 
konnten. .So waren die von Camino Bürgei' von Treviso und als solche der 
städtischen Gerichtsbarkeit unterworfen; dagegen werden sie in den Verträgen 
mit der Stadt seit 1190 gleichwohl als Besitzer eines anscheinend von ihren 
eigenen Besitzungen unabhängigen, wahrscheinlich vom Bischöfe von Ceneda 
geliehenen ' Koniitats anerkannt, wenn auch mit Beschränkungen ; im allge* 
meinen haben sie konkurrirende Gerichtsbarkeit mit dem städtischen Podesta, 
jenachdem der Kläger sich an sie oder an diesen wendet; auscliliesslioh Vor- 
behalten sind ihnen noch alle Zweikämpfe m ihrem Komitat, so dass der 
Kampf auch dann, wenn im städtischen Gerichte auf denselben erkannt ist, 
doch vor ihnen vorzunefamen ist; weiter alle Klagen mn Freiheit, welche, auch 
wenn sie vor dem Podesta erhoben werden, von diesem an die Camino zu ver- 
weisen sind. ' ' 

130. — Zu den besprochenen Gründen der Zersplittermig der Graf- 
schaften kamen nun schliesslich noch dieTheilungen undVeräusse- 
rungen der Grafschaftsrechte. Veräusserungen von Theilen des 
Lehens ohne Genehmigung des Herrn waren allerdings verboten; bezüglich 
der grossen Amtslehen wurde 1158 zu Roncalla insbesondere bestimmt: Dn- 
aitua, mardüa, eomitatua de cetera non dividantur. ' Es findet sich das 
aüch wohl geltend gemacht. Der Kaiser restituirt 1 1 64 dem Grafen von Prato 
quecunque avua eiua eomea .rt. et filii et nepotea a ae alienaeerunt de co~ 
initatu ipaorum et quecumque alii Iwminea de comitatu ipaorum aliena- 

8. OeKterr. Notizenbl. 2. 371. Luini Mod. 1, 671. Huillard 2. 63. 6, 518. Entspreebend 
1164 für die Grafen von Prato; Satioli 2, 275 0. Sarioli 3. 3. 10* Verci Marca 110. 

113. 11, Verd Ecel. 3, 106. 124. 134. In ihnlicheiD VerblÜtaisHe zu Treriso stand dw 
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veruyit, sind ordinatiim est in Ponehnlia^; so wird noch 1255 gegen das 
Verlangen Peters von Savoien nach Theiliing eingewandt, qnod comiUdns rum 
debet dividi nee dueatii« iiurta lepem Feederiei quondam iviperatoris.^ 
Aber wie schon damals die meisten Grafschaften der weltlichen Grossen durch 
Theilungen aufgelöst gewesen sein werden, so hat man sich auch später wenig 
daran gehalten, wohl ausdrücklich auf Geltendmachung jener Bestimmungen 
verzichtet; so veräussem die Markgrafen von Malaspina 1202 Besitzungen, 
renuneiando speeialiter iUi eomaetiidiHi, qua forte po»«emu« eontravenire, 
dieendo, qiiod eomites ivl marehionea non debeant ita rea attaa alietiaiuio 
diatrahere.* 

Durch wiederholte Erbtheilungen konnte die Grafschaft in eine Menge 
von Theilen aufgelöst werden ; so überlässt 1192 der Markgraf von Bosco an 
den von Montferrat: totam jwrtem meam, quam lutleo in eomitatii Lo- 
reti — , que para aeilieet inea eomitatua eat deeiuuiae.rta toliua eoinitidiia^ ; 
wobei cs sich freilich niclit gerade immer um reale Theilung handelt, solidem 
die Berechtigten oft lange im Gesammtbesitze blieben. Je mehr nun aber, wie 
wir sahen, die thatsächliche Entwicklung dahin führte, dass bei Bischöfen und 
weltlichen Grossen die gräflichen Rechte sich nur über die eigenen Besitzungen 
erstreckten, um so näher lag es, die Grafschaft als Zubehör des Grund- 
eigen th ums zu betrachten und mit demselben zu veräussem. Dagegen 
musste schon 1 158 zu'Roncalia ein Verbot gerichtet werden : qui alUtdiuin 
auam rmdiilarit, diatrielum et iuriadietionem imperatoria veiulere non 
preaumat; et ai ßtd, non valeat.'“ Aber trotzdem Anden wir später sehr 
häuAg mit den einzelnen Besitzungen zugleich die gräflichen Befugnisse ver- 
äussert. Dem Bischöfe von Turin wird 1193 eine Burg abgetreten mit omni 
diatrieto et iuriadietione et honore et comilata'; ebenso verkauft Ezelin 
Güter an Vicenza. •> Dabei wird denn noch wohl beachtet, dass die gräflichen 
Hoheitsrechte nur lehnbai' sein können; es wird eine 8cheinbelebnung vor- 
genoimnen, es wird das proprium pro proprio et feuduin pro feudo ver- 
äussert, wobei eben der Komitat Uber die Besitzung als das Lehen erscheint; 
aber es handelt sich nur um den Namen, es wird aufs sorgfältigste alles aus- 
geschlossen, was das Lehen vom Eigen unterscheidet; es ist ein Lehen ha- 
bendntn et tenendum aJbaque sei'vitio et fidelitateet eoynendatione, von dem 
allerdings einmal im Jahre ein Lehnstag des Herren beschickt werden soll, 
aber so, dass wegen Nichterfüllung dieser Pflicht, wegen Nichtnachsuchung 
der Investitur, wegen Befehdmig des Herrn oder wegen irgend eines andern 
Gmndes das Lehen niemals eingezogen werden darf.** Der Komitat theilt 
dann alle Geschicke des Grundeigentlmms, so dass nun auch die Hälfte oder 
ein Viertel des Komitats über einzelne Besitzungen als Verraögensbestand- 
theile erscheinen. Bezeichnend ist in dieser Richtung eine Entscheidung des 
Kaisers von 1 238 gegen den in Friaul uud Istrien eingerissenen Missbrauch, 


130. — 1 3« tiaTioli 1, 275. 8. Wuntemberger 4, 188. 4. AnCich. Est. 1, 177. 5. San 
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dass jeder, welcher ein Grundstück cum omni iure liesitzt, daraus auch die 
Befugnisse der hohen Gerichtsbarkeit ableite, während sich das doch nur auf 
die privatrechtlichen Nutzungen l>eziehe. '* 

131. — Finden wir so auch in der staulischen Zeit die Grafschaften 
gänzlich zersplittert, hat sich der B*'griff der Grafschaft als eines geschlossenen 
Gerichtssprengels vielfach ganz verloren, so lässt sich doch nachweisen, dass 
die höhere (Jerichtsbarkeit überall auf die alte (irafschaft zurnckgeht, die Be- 
fugnisse derselben zunächst dadurch bestimmt sind. Ueberaus häufig fanden 
wir zur Bezeichnung derselben denn auch noch den Ausdruck Cotnitotiis in 
Uebung. Der Umstand aber, dass die hohe Gerichtsbarkeit nun doch in wei- 
testem Umfange nicht mehr durch Grafen geübt wurde, dann das allgemeine 
Eindringen römischrechtlicher Ausdrücke in die Rechtssprache führten da- 
neben lu neuen Bezeichnungen der hohen Gerichtsbarkeit. Am 
häufigsten ist schon im zwölften Jahrhunderte der Ausdruck volle (ierichts- 
barkeit, lurisdicfio plena; hie und da mit dem ausdrücklidien Bemerken, 
dass sie Strafgewalt, wie Civilsacheu umfasse. In einigen Fällen haben wir 
auch da, wo von Verleihung der Gerichtsbarkeit des Reichs die Rede ist, nicht 
an die regehnässig nur durch das Reich selbst zu übende zu denken, welche 
ausdrücklich Vorbehalten ist^ sondern einfach an die hohe Gerichtsbarkeit, 
welche zu den Regalien gehört, nicht zu Eigen besessen, sondern nur vom 
Reiche verliehen werden kann. Später wird dann der Ausdruck Merum oder 
merum ct mirlum Imperium aufgenoramen, um insbesondere die Criminal- 
gewalt hervorzuheben. Dem Markgrafen Cavalcabo bestätigt der Kaiser 1196 
das uheruin imperium ourtis Vitalianae'^; 1238 erklärt der Kaiser, dass 
der Gastalde des Patriarchen zu Capo d'istria plenam iuiheat potestatem 
faciendi omnibim — ratioHem, videlicet de aUodiis propriis, — de omnihus 
penig corpCralibus, vulentur ad penam sangtünig pertinere, — et de- 
inum de omnibag aliig,^ qiie gpectare ad merum et mLelum imperium ac 
regalia dinogeuntur.^ Es handelt sich da überall um eine der gräflichen ent- 
sprechende Gerichtsbarkeit, wie wir das für die städtische wohl ausdrücklich 
betont fanden'*, während nun auch wohl, daneben wieder die städtische zur 
Vergleichung herangezogen wird; so überlassen 1233 die von Camino denen 
von Conegliano die iurigdictio plena über einige Besitzungen, ita ut — poggint 
et vaieant exercere pleniggimam iurigdictionem et potegtatem et etiam me- 
rum imperium in predictig eillig- — et hominibug earunt, gieuii quilibet 
comeg give diuv geu marekio eeu civitag valet exercere in terrig — et hotni- 
nibug geu iuriedictioni gubiectig. ® 

Zuweilen wird auch der Ausdruck Iudex ordinariug angewandt, um die 
gräfliche, der des römischen Rector provinciae oder des Bischofs im kirch- 
lichen Gerichtswesen zu vergleicheude Gerichtsgcwalt zu bezeichnen. So sagt 

11. Uuillard 5, 241. 

131. — 1. Vgl. § 120 D. 8 . 9. 2. Tocebe Heinr. VI. 834. Der Ausdruck mag rer- 

eiusalt schon früher Torkommen. vorauf ich nicht genauer achtete; im allgemeinen dürfte 
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Tankred: Ordinariut ituhw e»t, qui — in eaecidarihti» ab impcraiore, at 
ducet, marchiones, cotnite* totalem -aiiciiius proeinciae vel loci accipit iii- 
riodicfionem.^ Jcdcnfall.s wird der Ausdruck su aufzutassen sein, wenn 1169 
der Bischof von Verona, welchem (Jrafengewalt zustande wejjen eines Streites 
über Grundeigenthuni zu Gerichte sitzt als VeroHCTisia epUcopua et ordina- 
riti* itnlea^^; oder wenn der Kaiser 1238 bestimmt,, dass die hohe Gerichts- 
barkeit in Friaul und Istrien nur die Patriarchen üben solleti und deren Beamte, 
gtioe aiictoritatc oiHÜTutrie iuriedictioma loco et tdcc aua diixeritU de^ni- 
taiuloa.^ So hei.sst es auch 1 162 und 1193 in Privilegien fiir Pisa^ welchem 
derKoiuitat ausdrücklich verliehen war"’; EtPiaana civitaa habeat plenam 
iuriadictionem et poteatatcin faciendi iuatitiam et etiam vindictam et 
dandi tutorea et nmiuloaldoa et aJUa, qtiae iudex ordinariua vel quilibet 
poteatata pmeditua ab imperatore habere dehet ex aua iuriadictione** ; 
und ganz entsprechend 1220 für Genna. Aber wie hier schon die Beziehung 
nicht unzweifelhaft ist, so ist in andern Stellen zweifellos nicht eine der grätf- 
licben entsprechende Gewalt darmiter zu verstehen. .So heisst es in kaiser- 
lichen Privilegien für den Bischof von Iniola 1210 und 1226: Preterea 
dictum epiacoputn eiuaque aucceaaorea in civitate Imolenai univeraoque 
epiacopata ipaiua et comitaia noatro Imolenai iudicein oa-diuarium faci- 
uiua, dantea ei plenam et liheram poteatatem atque iuriadictioimn, quic- 
quid ratioiuria expoatulat tani innmiorihua, quam in minoribua, püpiUäa 
et viduia exequendi.^^ Nun stand aber die Grafschaft Imola nach einem 
Spruclie von 1186 umnittelbar dem Reiche zu, dem Bischöfe nur die fierioht.s- 
barkeit auf seinen eigenen Besitzungen'^, wie bdides auch in jenen ürkumleu 
ausdrücklich hervorgehoben und bestätigt wird. Und ergibt sich aus der Ur- 
kunde an und für sich keine engere Begränzung der verliehenen Gerichtsbar- 
keit, so muss doch das be.sondere Betonen der vormundschaftlichen Beftignisse 
auffallen. Damit stimmt, dass in staufischer Zeit, Worauf wir zurUckkommen, 
lude.x Ordinarius ein Titel für Personen ist, welchen eine Geriditsbarkeit in 
.Strafsadien und .Streitsachen gar nicht zusteht, deren Befugnisse sich vor- 
zugsweise auf die freiwillige Gerichtsbarkeit beschränken; und nur diese dürften 
denn auch in jenen Urkunden dem Bischöfe verliehen sein. Der Ausdruck 
kann allerdings die höhere, gräfliche Gerichtsbarkeit bezeichnen, scheint aber 
eben des Umstandes wegen, dass er auch in wesentlich- anderer Bedeutung in 
Uebung war, nur selten zur Bezeichnung derselben verwandt worden zu sein. 

XU. MARKGR.VFSCIIAFT. 

132. — Die zweite, dem Grafengerichte übergeordnete .Stufe der hohen 
Gerichtsbarkeit bildet das Gericht desMarkgrafen oder einer der mark- 

131 . — ] 6* Tancred P. 1. t. 1. § I. Vgl. auch Du Gange ad t. Ordinarius. Aus&erdem be- 
zeichnet Iurif<iictio ordinaria auch in den Urkunden dieser Zeit die stAndige GerichUbar- 
keit im Gegeukau zut delegirten; so 1220; Huillard 1, 800, 7* Ughelli 5, 705. 805. 

8« BUncolini 5b, 118. 9« Rubeü Aquil. ^00, wonach die Stelle bei Huillard 5. 242 za 

bessern. 10. Vgl. S 124 n. 2. H. Umi Mon. I, 339. 384. 12. HuiUard 1, 869. 

18. Moosouius 151. Huillard 2, 657. 14 . Vgl. $ 125 n. 1. 


Digitized by Google 



Markgrafscbaft. 


249 


f^räfliclion glcidisteliciulen Gewalt. Kannte die karoliuj’i.Nclie VLiüissun;,' zwi- 
schen dein Gfafen und dein Könige keine .■ständige ricliterlielie Gewalt, so 
treten später in Deutschland nicht gerade überall, aber doch in den imd- 
sten Theilen des Landes ständige fürstliche Gewalten zwischen Grafschaft und 
Königthiun, sei cs in Folge einer mehr zufälligen Vereinigung einer Anzahl 
von Grafschaften in einer Hand, sei es ini ^knschlusse an die althergebrachte, 
nur zeitweise für die Zwecke der öffentlichen Verwaltung unberücksichtigt 
gelassene Gliederung in .Stänmie und Länder. Und in Deutschland ist diese 
fürstliche Mittelgewalt die vorzugsweise bestimmende für die Entwicklung der 
staatlichen Verhältnisse geworden. 

Ist letzteres in Italien nicht der Fall gewesen, so waren doch zu Zeiten 
auch hier die Verhältnisse nicht viel anders gestaltet, findet sich auch hier 
eine entsprechende Mittelgewalt, welche oft als. herzogliche, häufiger noch als 
markgrätliche bezeichnet wird. In Deutschland waren II erzogt hum und 
.Markgrafschaft ihrem Wesen nach verschieden; schloss jenes die Graf- 
schaft in sich, so schloss der Begriff der Mark die Grafschaftsverfassung aus. 
Für Italien hat dieser Gegensatz keine Geltung. Mag die Bezeichnung als 
Mark auch hier mehrfach von der Lage au der Gränze hergenouunen sein, so 
blieb das doch etwas ganz äusserüches, wenn diese Lage nicht zugleich zu 
einer besondern, von der des übrigen . Reiches abweichenden ürganisatiou 
führte; und das war hier, wenn wir etwa von der Mark Friaul absehen, so 
wenig der Fall, als da, wo wir auf der deutschen Westgränze dem Titel einer 
Mark -\ntwerpen «der .\rlon begegnen. Die italienische Markgrafschaft schliesst 
wie das Ilerzogthum die Grafscliaft in sich; beide sind ihrem Wesen nach 
nicht verschieden, wie sich das ja auch darin aussfiricht, dass beide Titel viel- 
fach ganz- gleichbedeutend gebraucht werden. Wurde auch hcrkünimlich das 
eine Gebiet gewöhnlich als. Mark, das andere als Ilerzogthum bezeichnet, so 
nennt sich doch von ein und demselben Gebiete der Fürst bald Herzog, bald 
Markgraf^ oder auch Herzog und Markgraf. Und auch der Grafentitel wird 
wohl in derselben Bedeutung gebrauclit; der Titel eines Grafen von Tuszien 
oder von Romaniola bezeichnet mehrfach nichts anderes; eine Gewalt, welche 
sich als grossgrälfiche bezeichnen Hesse, welcher die einzelnen Grafschaften 
des Landes untergeordnet waren. Wie wir denn vielfach umgekehrt auch den 
inarkgräflichen Titel da gebraucht finden, wo kaum von der Gewalt ülsT eine 
ganze Grafschaft die Rede sein kann. 

Das Wesentliche, um das es sich für uns handelt, ist eine über eine An- 
zahl von Grafschaften ausgedehnte Gewalt, welche wir, w'enn aucli nur nach 
dem vorherrschenden .Sprachgebraiiche, als markgräfliche bezeichnen können. 
Das Bestehen solcher Gewalten reicht zum Theil, insbesondere zu Spoleto und 
Benevent, in die kfngobardischen Zeiten zurück. Oder bei späterer Entstehung 
konnte sie sich wenigstens, ähnlich dein deutschen Stamiuherzogthume, an den 
schon vorhimdeneil Begriff eines im Reichsganzon eine .Sonderstellung einneh- 
menden Landes anschliessen, wie in Tuszien und der Rouiagna. Oder es wur- 
den, wie bei der Mark \'erona, solche grössere .Sprengel vom Könige aus 
politischen Rücksichten absichfüch gebildet. Den Titel eines .Markgrafen finden 
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wir ondKch freilich mehrfach auch da, wo es sich nicht um einen i;rössem pe- 
schlossenen Sprengel, sondern um eine mehr zufällige V^ereinigung mehrerer 
Grafschaften in einer Hand handelt; so Ireim Jdause Canossa bis zur Erwer- 
bung Tusziens; wobei dann freilich zu untersuchen bleiben wird, ob da der 
Titel uns zur Annahme besonderer markgriiflicher, Ober die Grafschaft hinaus- 
gehender Befugnisse berechtigt. Uebrigens nahmen nicht blos weltliche, -son- 
dern auch geistliche Grosse eine solche Stellung ein; so der Patriarch von 
Aglei, der Ph'zbischof von Ravenna. Selbst die städtische Entwicklung fuhrt 
uns auf ein ähnliches ^\‘rhälttus.s, insofern die Gewalt der Rektoren des lom- 
bardischen oder tuszischen Bundes sich immerhin der markgräflichen verglei- 
chen Hesse. 

Die geschichtliche Entwicklung, welche es verhinderte, dass sich in Italien 
nicht, wie in Deutschland, auf entsprechender Grundlage eine dem Königthume 
gefährliche Fiirstengewalt entwickelte, ist bekannt und hier nicht weiter zu 
erörtern. Wie nahe das unter andern Verhältnissen gelegen hätte, zeigt ge- 
nügend die .Stellung der mächtigen Herzoge und Markgrafen von Tuszien. 
Was sich im zwölften .lahrhundertc noch von ejnheimi.schen markgräflichen 
Geschlechtern gehalten hatte, durch Theihmgen geschwächt, von den Städten 
zurückgedrängt, wenn nicht unferwtu'fen, bedurftem des Königthums. Die Ver- 
hältnisse lagen hier so ganz anders, dass gerade das Königthum im zwölften 
Jahrhunderte sich der alten markgraflichen Verbände zu l»edienen suchte, um 
durch Einsetzung ihm ergebener Herzege und Markgrafen den kleineren ein- 
heimischen Gewalten gegenüber einen festem Halt zu gewinnen. 

1S3. — Was die markgräfliche (iewalt, insbesondere das Verhältniss 
der G r a f s c h a f t zur M a r k g r a f s c h a f t betrifft, so ergeben sich da Ver- 
schiedenheiten für die einzelnen Reichstlieile. In Mittelitalien erscheinen di« 
markgräflichen .Sprengel geschlossener, die Befugnisse ausgedehnter, als in 
Oberitalien, wo sich dann wieder ein weiterer Gegensatz zwischen der Lom- 
bardei und der Mark Verona zeigt. Es wird das zweifellos damit zusaiumen- 
hängeii, dass die" markgräflichen Sprengel in Mittelitalicn, wenn wir von der 
Mark Ancona alzsehen, durchweg ihre (Jrundlage in einer althergebrachten, in 
longobardische 2^iten zuriick reichenden .Sonderstellung einzelner Länder hatten. 

Für die Markgrafschaften Mittelitaliens, welchen «ich die 
Fürstenthüiner des Südens in dieser Richtung anschliessen, scheint dieselbe 
Anschauung, wie in Deutschland, massgebeiid gewesen zu sein, die nämlich, 
dass das Herzogthum oder die Mark mit den darin begriffenen Grafschaften 
vom Könige zunächst dem Markgrafen, von diesem dann die einzelnen Graf- 
schaften an Grafen weitergeliehen waren. Dem Fürsten Pandulf und seinem 
.Sohne Johann verleiht 1023 der Kaiser ptHtivipahitn Capuatmin atm Om- 
nibus ad einn iuste pertinentibus eomitutibus atque casteUis caeterisque — 
dJf/nitatibus ad ipium principatnm pertinentibus * ; in den longobaidJschen 
F'ürstenthümem kann die Abhängigkeit der Grafen vom Fürsten überhaupt 
keinem Zweifel imterliegeu. Als Herzog Welf 1 160 als Markgraf vwi Tuszien 

133. — 1. GaltuU Acc. 1, iri. 
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einen Iluftiig zu S. Genesio hielt, heisst es: Uri haronibun lenv tUitta si’pft’in 
rnmitntiin cum tot ccsciUiD (Icditi wie micli erwähnt wird, tiass er dort den 
Treuschwur von Graten, Städten und allen, </«< aliquod de muivn defitie- 
bant, entgegennahm.* Die Markgrafen Friedrich und Werner von Ancona 
verleihen 1139 an eine Kirche für Besitzungen in der Grafschaft Sinigaglia 
toUim nostrain rcflnlitiem, aicut tbi ludiemita et tenemus vel etiam nostri 
comites detinent a nobis, wonach wohl nicht zu bezweifeln ist, dass die als 
Zeugen erscheinenden Grafen von Kann, Pesaro, Sinigaglia und andere mit 
den Hoheitsrechten von den Markgrafen heliehen waren.* Hier, wo die altern 
Verfassungverhältnisse sich am längsten ohne wesentliche Aenderungen er- 
halten haben, finden wir noch später vielfache Zeugnisse für die Abhängigkeit 
der Grafschaft von der Mark. Als K. Otto 1210 dem Azzo von Este totum 
nmrchitim Anchone, akut marchio Marqnardtia habuif et tenuit, verlieh, 
werden zwölf darin enthaltene Grafschaften namentlich aidgefiihrt; etienso 

1213 bei der Belehnung de.sselben durch den Pabst.* Der .Markgraf verleiht 

1214 dem Wilhelm Rangone die Grafschaften Fenno und Sinigaglia auf zwei 
Jahre*; 1221 nimmt er gegen den Bischof von Fenno den dortigen Komitat 
als Zubehör der .Mark in Anspruch, während 1224 erwähnt wird, dass der 
Pabst mit demselben den Bischof durch die Fahne investiit habe*; 1228 
übergibt der Markgraf die Grafschaft Fossombrone dem dortigen Bischöfe auf 
drei Jahre zur Verwaltung.' Ist mir Tür den dritten mittclitalienischen Sprengel, 
das Uerzogthiun Spoleto, ein aii.sdriickliches Zeugniss nicht bekannt ge- 
worden, so zeigt sich da durchweg eine so grosse Uebereinstimmung mit den 
Verhältnissen der Marken Tuszien und Ancona, dass dieselbe auch hier nicht 
zu bezweifehi sein wird. 

134 . -- Ziemlich entsprechend dürften aber auch die Verhältnisse der 
Ho mag na gewesen sein. Fast ausnalmislos lassen sich die dortigen Graf- 
schaften als vom Reiche an den Erzbischof von Ravenna verliehen nachweisen. 
•Schon 999 wird ihm der Besitz der Hoheit über die .Stadt Ravenna, dann der 
Grafschaften Montcfeltre, Cesena, Ficocle oder Cervia, Decima, Imola und 
Comacchio bestätigt, während damals der Kaiser die Grafschaften Bobbio, 
Forli und Forlimpopoli hinzufügte'; 1017 erstreckt .sich die im Aufträge des 
Kaisers ertheilte Investitur auch auf die Grafschaften Bologna und Faenza*; 
seit 1063 werden in den Bestätigungsbriefen auch die Grafschaften Traver- 
saria und Ferrara^, .seit 1160 auch die Grafschaft Argenta genannt*; fast 
alle werden noch 1209 als dem Erzbischöfe zustehend erwähnt.* Die Gewalt 
des Erzbischofs gründete sich aber nicht aHein auf die Einzelverleihungen der 
Grafschaften; der E.xarchat galt als ein ihm verliehener Gesammtsprengel, 
wobei er sich wohl insbesondere auf die Urkmide von 1001 stützen konnte, 
W'orin der Kaiser ihm oinnem legitlwam potcatatemet distrktionan a tmiri 

_ t 

2. Anon. Weingirt. Hes.s Mon. 39. Ann. Pisani. Mun. Gern). 19, 245. 3. Olirieti 140. 

4 . Antich. Est. 1, 392. Tbeiner Cud. dom. 1, 44. 5. Aolicb. Gst. 1, 419. 6, Caulani 

353.356. 7. Autiq. It. 1. 336. 

134 . — 1 . Giesebreebt K. Z. 1. 879. 2. SenoU 1. 73; vgl. 84. 3. UgbeUi 3. 362; 
Tgl. MitUrelli Ann. 3, 22. 4. Fuicuzzi 5, 289. 5. Fantaui 3, 304. 
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Adriatko im]ue ad Alpes et a ßiimine Jiiieno itsqiic ad Foliam verlieh.* 
Daher fiihrt Erzbischof Anselm auch wohl den Titel eines Exarclien', wie Otto 
vonEreising bei seiner Wald bemerkt: llavcnnatensem archicpiscopalum — 
siuhtd et eiiisdeni provineiae e.rarehatum — aceepit.^ Audi mit Rücksicht 
auf die alten Rechte der Kirche gilt der ganze Exarchat als von den Päbsten 
auf den Erzbischof übertragen; 1125 bestätigt ihm der Pabst exan’hatum 
Jiavennae, qtti Jfomanae ecelesiae iuris est'-^; und 1177 schreibt er ihm, 
dass sich aus seinen Privilegien ergebe, .qiiomodo quidam predeeessores 
nostri ecelcsie restre e.rarehatum et diieatum Jiavenne dederunt et pleriqa-e 
alii predeeessores nostri, qui eis sueeesserunt, ipsorum donationein priei- 
lepiis eonßrmarunt, und wie er desshalb auch, qiiia eastrum et comitatus 
de Jireionorio infra eundem e.ran'hatum eonsisterc dieitur, ihm dieselben 
unter Verzicht auf die der römischen Kirche aus dem Testamente des letzten 
Grafen erwachsenen Ansprüche überlasse.*® Waren hier neben dem ganzen 
Sprengel auch die einzelnen Grafschaften ausdrücklich dem Erzbischöfe ver- 
liehen, so wird das um so sicherer darauf schliessen lassen, dass die noch ira 
eilften Jahrhunderte oft erwähnten Grafen von Bologna, Iniola und andere als 
Lehensgrafen des Erzbischofs zu betrachten sind. In einigen Fällen können 
wir ausdrücklich nachweisen, dass die Grafengewalt vom Erzbischöfe lehnbar 
war. Er verleiht 1021 die Grafschaft Ghiazzolo*'; Graf Hugo von Bologna 
refutirt ihm 1034 integrum comitatum Faventinum und wird von ihm wieder 
de medietate in beneßeiuin investirt'^; 1197 nimmt der Erzbischof zu Tra- 
versaria den Dukat, zweifellos die Grafschaftsrechte bezeichnend, als Lehen in 
Anspruch.** Die Grafschaft Cervia scheint unmittelbar fiir den Erzbisdiof 
durch einen Beamten verwaltet zu sein, der bald Comes, bald Vicecomes 
heisst * * ; sjiäter wird der dortige Vicecoraitatus ausdrücklich auf Lebenszeit 
verliehen.** Die Gewalt des Erzbischofs über den ganzen Sprengel war frei- 
lich schon iin zwölften Jalirhunderte völlig zersetzt, auf die unmittelbaren Be- 
sitzungen der Kirche beschränkt, insbesondere durch die städtisclie Eutwick- 

134 .—] 6 . Oiesebrecht 1, 881. 7. 1156. 57; Ugbelli 2. 370. Fantaizi 1, 396. 8. G«U 
Fr. I. 2. c. 21. 9. Ughelli 2, 3(>ö. 19, MitUrelli Aim. 3, text 331. ) 11, SatIoIi 1, 

text 143. Um 1025 wird auf ein Drittel der Grafschaften ran Cesena und Fioocle gogen 
Kirche tod Rarenna geklagt, wobei es sich nm Ansprüche Ton Lehen.serben xu handeln 
scheint. Fantuxxi 4, 195. 12« Sarioli 1, 80. Dabei ist nicht an eine reelle Tbeilung, 

sondern an einen Vorbehalt der Hftlfte der Einkünfte tu denken, wie sich solcher auch 
1212 bei Verleihung von Argenta an den Markgrafen von Este findet. Fantuzzi 3, 36. 
Aehnlicbe Verleihungen, die in Deutschland ungebrAuchlicb sind, finden sich oft in Italien; 
die Uebung der Amtsbefugnissc war dann wohl zunAchst ganz dem belehnten Grafen oder 
Vicecomes überlassen. So leiht 1168 der Bischof Ton Forli zu Lehenrecht einem CandoUnus 
den dritten Thcil des Ca.strum Cuimani mit Zubehör, sich zwei Drittel der Einkünfte pro 
pf<KÜo et dietrictu et hondo rörbehaltend* und bestimmend, ut ti* meui %m$$ariu9 et vice^ 
coinet in toto eaetro Cuimani et tota mrte Cuimanu et tui liberi ei ikaeredee eemper d^eant 
habere viceeomitatum präedicti eattri ei em-iit. Marchosi 148. Be.sonders deutlich tritt 
dieses Vcrb&ltniss zu Trient hervor, wo die Grahtohafi theils in der Hand des BischuCs, 
theils entsprechend dem deutschen Brauche guuz an Grafen verliehen, tbeiU aber dem Bi* 
schofe mildern Lehensgrafen gemeinsam war. Vgl. Durig Beitr. 12. 18» Fantuxxi 3, 61. 

14. Vgl. Fantuzzi 4, 239. 240. 246. 15. 1189. 1253: Fantuxxi 2, 423. 424. 
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lung. Dncli wurde damit hier der Begriff eines umfassenderen, der Einzel- 
grafschaft übergeordneten Anitssprengels nicht beseitigt; wir werden sehen, 
wie dieser in der Reichsgrafschaft oder dem RekWrate der Romagna einen 
neuen Ausdruck gewann. 

135. — Die Annahme einer Abhängigkeit der Grafschaft von der Mark 
in Mittelitalien gewinnt eine weitere Stütze l>ei Beachtung der Stellung der 
niittelitalienischen Bischöfe. Diese unterstehen nüdit allein im allge- 
meinen der Hoheit der Markgrafen, insbe.sondere der Gerichtsbarkeit derselben, 
sondern es .scheint auch, dass sie bezüglich der Temporalien ihrer Kirchen, so 
weit diese nicht etwa dem Pabste gehörten, grossentheils nicht unmittelbar 
dem Reiche, sondern dem Markgrafen unterstanden, da Regalienverleihungen 
durch das Reich hier nur ganz ausnahmsweise Vorkommen. * Insbesondere aber 
ist schon früher darauf hingewiesen, dass da, wo die Markgrafschaft sich 
stärker entwickelt zeigt, Verleihungen der Grafschaft an die Bischöfe, wie sie 
in Oberitalien so häufig sind, nicht verkommen.^ Finden wir ein ähnliches 
Verhältniss auch in Deutschland da, wo sich, wie in Baiern und Schwaben das 
Herzogthum noch als Gewalt über einen grössern geschlossenen Nprengel dar- 
stellt*, so wird das doch zweifellos damit Zusammenhängen, dass man die 
Grafschaften als Zubehör des Herzogthums oder der Mark betrachtete. Es 
finden sich allerdings einige -\usnahmen ; al>er auch da ergibt sich, wo wir das 
genauer verfolgen können, eine Abweichung von der einfachen Verleihung ge- 
schlossener Cvrafschaftsbezirke an die oberitalienischen Kirchen.'' 

Die dem Bistlunne Arezzo 883 verliehene weitgreifende ImmuRkät 
schloss zweifellos die Grafehgewalt nicht aus, untersagte dem Grafen imr, aitf 
den Besitzungen der Kirche Gericht zu halten und über Hinri’rsassen der 
Kirche in Abwesenheit des Bischofes oder dessen Vogtes zu richten.* Es 
müssen dann spättu" dem Bischöfe ausgedehnte richterliche Befugnisse zuge- 
standen worden .sein; denn lÜlO wird vor ihm bei einem .Streite um Grund- 


13S. — ' 1. Vgl. Picker Reichsfürstenstatid I, .3)t>. 317. Darauf deutet auch, dass die 
Bischöfe hier I.ehen 'Ton deu Markgrafen nahmen; so 1143 der ron Lucca. Mem. di Lucca 
4 b. 24. 2. Vgl. Hegel 2. 78. 84. 8. Weilalid, das süchsisebe Herrogthuin unter 

Lothar und Heinrich dem Löwen 7 n. 4. bestreitet das gegenüber einer run mir, Heerschild 
97, gemachten gelegentlichen Behauptung. Die ron ihm angeführten beiden Beispiele nicht 
einer Verleihung, sondern des Besitzes ron Grafschaftsrechten durch Bischöfe waren mir 
nicht entgangen; ich würde ihnen sogar noch einige hinzufügen können, dennoch aber 
glauben, an dem Gesagten trotz dieser wirklichen oder scheinbaren Ausnahmen als Regel 
festhalten zu dürfen. Ks hat allerdings immer sein Missliches, auf dieKrgebnisse umfas.sen- 
derer Untersuchungen Bezug zu nehmen, ohne dieselben zugleich begründen zu können, 
wie ich dazu auch hier nicht in der folge bin. Finden wir aber in Franken. Sachsen und 
foithringen zahllose Verleihungen ron Grafschaften an Kirchen, wöhrend in Baiern und 
Schwaben sich nur ganz vereinzelte, vielleicht anderweitig zu erklärende Erwähnungen 
kirchlicher Grafschaftsrechte linden, beachten wir, dass splter die bischöSichen Landes- 
hulieitsgebiete sich dort vorwiegend durch Einziehung verliehener Grafschaften bilden, in 
Baiern dagegen durch Erwerb der Grafschaft vom Herzoge, so wird doch nicht zu bezweifeln 
sein, dass das VerhiUtniss der Grafschaft zum Herzogthuine dort und hier ein wesenilich 
verschiedenes gewesen sein muss. 4. Vgl. § 120. 12G. 5, Antiq. ft. I, 869. 
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Rtücke auf Kampf erkannt®, was eräfliohe Befugnisse voraus/.i>setzen scheint. 
Ich zweifle kaum, dass sich diese auf ein Privileg gründeten, welclresdem 1052 
dem BLschofe von Volterra ertheilten entsprach. Als dieser sich ül>er den 
Druck der Grafen beschwerte, »nirde iinn nicht, wie in Oberitalien üblich, die 
Grafscliaft in einem geschlossenen Sprengel verliehen, sondern es heisst: con- 
cedimus predirto ppiacopo miitiqiif niico’moribim clcriro» et fanndos alios- 
que supci- terram siie ecHenie inhahitante» »n eiia poteetate, vt Vcent eum 
ante ne ramam aqere et per duettiiim qiialihet letjali nententia litem dif- 
finire.~‘ Es handelt .sich darum, dass Sachen der Ilintersa.ssen der Kirche, 
welche bisher im Grafengerichto zu erledigen waren, nun auch im Gerichte des 
Bi.schofs entschieden werden konnten; ob sie es mussten, ob die Gewalt des 
Grafen dadurch auch nur bezüglicli jener Hintersassen ganz beseitigt war, 
muss zweifelhaft erscheinen, zumal wir in Italien häufig finden werden, da.ss 
die ausnahmsweise verliehene richterliclie Befugniss die entsprechende Be- 
fugniss des ordentlichen Richters nicht ausschliesst, so insbesondere die den 
Bischöfen verliehene Reich.sgerichtsbarkeit nicht das Eingreifen anderer Reich.s- 
richter. Es muss weiter zweifelhaft erscheinen, ob auch die hohe Strafgerichts- 
barkeit danach dem Bischöfe zustehen sollte. Und handelte es sich wirklich 
um die volle gräfliche Gerichtsgewalt, so erstreckte sich diese nicht auf ein 
geschlossenes Gebiet. Audi dem Bischöfe von Arezzo stand ti’otz jener schon 
lülO hervortretenden Befngniss jedenfalls die Grafschaft in seiner Bischofs- 
stadt nicht zu; denn 1016 sitzen dort der Markgraf und der Ortsgraf gemein- 
sam zu Gerichte.® Ein Privileg für Arezzo von 1052 scheint daiui zunächst 
nur die Bestimmung des Iminunitätsprivilegs von 883 zu wiederholen, nur mit 
der Erweiterung, dass jenes Verbot bezüglich der Hintersassen der Kirche 
jetzt auch auf den Markgrafen ausgedehnt erscheint®; dann aber heisst es: 
Jte coeteris aii-tem IkominibuK amiuinuie et eoeteris hominibue s. Donato 
nuüo iure pertineiitibM damua b. Donato inteqram medietatem de plaeito 
et omni ilietricfii per totion eomitation, et intepriim nn’dietatem <le eura- 
titra et omni publica e.vaetione ipsiua Aretinae eivitatlaA'-’ Dabei handelt 
es sich nun nicht blos um die Einkünfte der Grafschaft, sondern um die Gra- 
fengewalt selbst; denn von mm an nennt der Bischof sich früher und häufiger, 
als wohl irgend ein anderer, episeopus et cowu’s", und sitzt als solcher ins- 
besondere zu Gericht. Dadurch ist abOr einmal die markgräfliche Gew'alt nicht 
nusgesi:hlos.son; 1059 sitzt der Markgraf wiederholt mit dem Bischöfe zu 
Arezz .0 zu GerichU'. Weiter aber, wie ja auch die Urkunde nur von der 
Hälfte spricht, scheint es sich nur um (iemeinsamkeit der Grafschaft mit dem 


13Sl, — ] 6. Antiq. It. 3. 643. 7. Antiq. It 3. 641. Ganz Ihalirh 1035 für Siena; Pecci 

121. 8, Antiq. It. I, 209. 0 . Alle bekannten Texte (rgl. Stampf Keg. n. 2428), auch 

der mir in Abschrift rorliegende, ron Valentinelli Reg. n. 108 angeführte, la.ssen die Stelle 
aua, indem aie mit nl — nultia uiarchio tic. abbreclien ; aber eine BestStigungsurkunde von 
1196 (Cnpelletti 18, 121) Ida.st nlcbt bezweifeln, da.^s übrigens die Bestimmung run 883 
nur wiederholt ist. 10 . « apelletti 18, 99. 11 . 1059-1130: Antiq. It. 1,301. 966. 

Mittarelli Ann. 2, 218. 232. 237. 3, 330, 331. Rena e Cnmici 4 b, 72. Vgl. § 120 n. 1, 
12 . Antiq. It. 1. 301. 960. 
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markf 2 Täflich?ii Orts^afen za baiideln, ein Verhältniss, welches wir auch in 
Oberitalien fanden*^, aber nie, so weit ich sehe, durch kaiserliche Verleihung 
begründet. Denn 1079 sitzt der Bischof noch mit dem Grafen gemeinsam zu 
Gerichte. Später mag er dann in Alleinbesitz gelangt sein, da er 1130 allein 
zu Gerichte sitzt und zwar: cum cotnitis,fun<teretur ofßcio, und einem Abte 
einen V^icecomitatus überlässt, ohne dass der Zustimmung einer andern Ge- 
walt gwiadit wird. Beluiiijitet hat er sich nicht; niiigen seine BcftigiiLsse 
zunächst durch die Stailt licseitiirt sein, so wnrile in stantisclier Zeit dieGraf- 
sidiaft diiri'h Keielislieamte verwaltet. Dis-Ii ist es wuld ein Best seiner 
Ausnahinsstelinng. wenn er nocli später mit den Uegalien vom Keiclu; lielelmt 
wird' h wie das hei den tiiszischen Bischöfen ini allgemeinen nicht der Fall ist. 

Bei keinem tns/.ischen Bischöfe finde ich N'erleihungen der Clrafschaft in 
friiherer Zeit. Beim Bischöfe von Vol terra fanden wir allerdings au-sge- 
dehntere Befugnisse; aUw die Grafschaft soll ihm erst l-’riedrich I ühertiagen 
hallen'*'; K. Heinrich verleiht ihm 1186: /><- toto elinin i'jiiMCoputu >’t lO- 
l'iiltiTiynio iniiih-iii uiriniliftitmi'in et ijiieeaiii/tie nnnliii ml iiix 
■iioxlriiw pei'lineiit^^: er nahm dann aber auch sichtlich eine Ausnahmsstel- 
hmg unter den tuszi.schen Bischöfen ein*", von welchen auch in dieser Z*dt 
aiis.serdein nur noch dem Bi.schofe von Luna, wenn wir denselhen überhaupt 
hieherziehan dürfen, die Grafschaft in .seinem Bisthume ziistand.*' 

Im übrigen Mittelitalien linde ich nur den Bischof von ,\scoli, welchem 
I0r>6 die Grafschaft verliehen und .später mehrfach bestätigt wird**; belehnt 
noch 1209 der Kaiser den Bischof eiiut aimiltitit et iitiiverxle eins pertinen- 
tiis, citiJk oiieiii lioiiore et iiirisilirtione, e.tvepto inkperinli'^*, .so sollte man 
daraus auch auf Kxemtiou von der Mark schliesseii. Disdi wird 1210 und 
1213 der Komitat au.sdrücklich als zur -Mark .\ucumi gehörig bezeichnet**, 
dann 1232 vom l’abste dem Bischöfe gegen einen jährlichen Zins überla.ssen.*^ 
ln der Knmagiui waren .schon diirdi die Verleihungen aller einzelnen Graf- 
.sWiaften an Ravenna Verleihungen an die Bi.schöfe ausgeschlos.ssm ; finden wir 
später bei einzelimn Bischöfen gräfliche Befugnisse weiiig,stens auf den eigenen 
Besit/.imgeii*'’, so können dieselben vom Erzbischöfe verliehen oder heim Sin- 
ken seiner Maclit usnrpirt sein, wie der Bi.seliof von Imola ja .sogar die ganze 
Grafschaft, freilich erfolglos, an sich zu hringen suchte.*^ .Itsleiifall.s gelang 
e.s den Bischöfen iMittelitaliens nur ganz, nusiiahm.swei.se, zur Grafschaft zu 
gelangen, was doch zweifellos ln der grössern Gesclilossenlieit der dortigen 
Marken .seinen Grund haben wird. 

13ß. — .Audi iH'Züglidi der stildtischeii Entwickhmg ist die be.sondere 
Stellung der m i 1 1 e 1 i ta I ie n i sc h e ii .Städte zur .Mark zu l>eachteii. 
Ersdieiiit in Oberitidien mit dem Erwerbe der Grafschaftsrt-dite die städtische 

18. Vgl. § l:i4n. 12. U. Miltarplli Ann. 2, 277. l."i. Miturelli Ami .1. 3.30. 1«. Rena 
e l'amid äd. liü. Aiiliq. It. 4. 570. 17. 1281: Bülinier .Act,i 703. IH. Vgl. Hegel 

2.70. 1». Umi Mun. 1,470 20. Vgl. § 120 n 1.3 21. 1183. ‘»l!; Uglielli 1, 848. 

Antiq. It. 4, 47C. 22. L’glielli 1. 448 452 457. 23. Lghelli 1. 402. 24. Vgl. 

S 133 n. 4. Si. Antiq. U. 2. 745 2«. Vgl. § 134 n. 12; § 120 n. 7. 27. Vgl. 

§ 125 n. 1. 
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Selbstständigkeit vollendet, so waren hier nicht blos die gräfliclten, sondern 
auch die markgräflichen Befugnisse zn beseitigen. Wie ausgedehnt diese ins- 
besondere in Tuszien gewesen sein müssen, zeigen wohl am deutlichsten die 
GnaJenbriefe, welche K. Heinrich IV 1()81, als er nach Besiegung der Mark- 
gräfin Mathilde Tuszien zur Verfiigung hatte, an Msa und Lucca verlieh.' 
Danach muss die markgräfliche fiewalt über die .Städte unter dem Hause Ca- 
nossa sich den Befugnissen früherer Markgrafen gegenüber wesentlich gestei- 
gert haben; es handelt sich bei diesen Privilegien sichtlich weniger um die 
.\nerkennung einer von den .Städten schon erreichten I nabhängigkeit, als um 
die Zurückfiihrung der markgräfiiehen Rechte auf das frühere Mass. Nach 
der Urkunde für Pisa werden wiederholt die Leistungen der .Stadt auf das 
Mass zurückgefiihrt, tjiiotnodo fuit eomiuetudo tempore Vftonin marrhimiis; 
durch eidliche Aussage der ältesten Leute soll das festgestellt werden; für 
Lucca heisst es: Comiietudine/i ctiam perverean a tempore Jionifatii mar- 
ehioiih duriter eiedein hnpositas omnhio hiterdirimiis et iie >dtt}i'iux fiant 
pjwipinm«.^ Wenn noi'h ausdrücklich verbrieft werden muss, dass die .Stadt 
ihrer .Mauern nidit beraubt, Mädchen und Wittwen nicht gegen ihren Willen 
verheirathet werden sollen, wenn neben einigen prozessualischen Vorrechten 
doch vorzugsweise nur Behandlung nach dem (iesetze, Hintanhaltung von 
Willkür zugesagt wird, .so muss die .\bhängigkeit auch der mächtigsten .Städte 
doch noch eine sehr grosse gewesen sein. Es ist denn auch jetzt weder von 
Befreiung von der inarkgräflichen, noch von der gräflichen Gewalt die Rede, 
wenn auch in beiden Richtungen Pisa gewisse Begünstigungen zuge.standen 
werden. Die fJerichtsbarkeit zu Pisa hatte bisher, soweit die Markgräfin sie 
nicht selbst übte, ein markgräflicher Vicecomes*; es handelt sich wohl um 
dieselbe Gewalt, wenn der König jetzt ziisichert: Cn-etaidionem vel uUquem 
nostrnm misaum in anpraaeripta ciritate rel romitatu eornm ad plaritnm 
faelenditm eia aitpereaae non alnemoa de alio romitatu. Bezüglich der Mark 
aller, welche der' König als erledigt betrachtete, will der König bei einer neuen 
Verleihung die Zustimmung der .Stadt einholen: Nee marchäonem aliquem in 
Tuaeiam initternus aine laudatione hominum duodeeim electoriim in col- 
loqtiio facto aonantihua campania. 

In der nächstfolgenden Zeit scheint sich dann eine grössere .Selbststän- 
digkeit der mächtig(‘rn .Städte rasch entwickelt zu haben, die gräfliche Gewalt 
durchweg an die städtischen Behörden übergegangen, die markgräfliche wenig- 

136 , — 1 . Antiq. It, 4, 19. Arcli. stnrien 10b, 3. ?, SOimpf Reg. nr. 2834 erlillrt 

die .Stelle für Interpolation ; sie fehlt allerdin|;s in einem datirten Abdrucke (Stumpf 
nr. 28.13). wtlirend der mir rorliegende undutirte auch durch den 1081 nicht lultssigen 
Titel Jtenricuf qttartu* Rom. im/terater ang. verdächtig wird. Vielleicht handelt es sich 
hier um eine Erneuerung Heinrichs V, deren Vorhandensein freilich unabhängig erwähnt 
wird; Tgl. Arc’.i. storico 10. 25. 28; noch 1209 hat K. Otto die Urkunde in dieser Fas- 
anng erneuert; Mem. di l.ucca I, 204. Die Be.<itiiuinung stimmt so sehr mit den Zeit- 
rerhältnissen und dem l’rivilege für I*is.o, für spätere Interpolation fehlte so sehr jede 
\ eranlassung, dass sie doch wohl nur unter Heinrich IV oder spätestens, was für unsere 
näch.sten Zwecke keinen wesentlichen Unterschied begründet, unter Heinrich V entstan- 
den sein kann. S. 1077: Antiq. It .3, 1095. 
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sJens thatsächlifh ron immpr 2 pringpvpr Bpdputiing gpwordpn m spin. Abpr 
formell hpseitigt waren diese niraends. \'om Markgrafen Konrad erbittet sich 
Lncca 1120 mir die Bestätigung der früher von Kaisern und Markgrafen ver- 
liehenen Privilegien.'* Noch 1160 verlangte und erhielt Herzog Welf den 
Tretisclni'ur der tuszisehen Städte.® Waren aber zweifellos die inarkgräfliehPn 
Rechte über die Städte thatsächlich beseitigt oder an die Stadtliehörden über- 
gegangen, so liess sich min hier das Verhältniss -der Städte zur Mark ent- 
sprechend ordnen, M'ie'das der loinbardischen Städte zum Reich, indem die 
Hoheitsrechte des Markgrafen anerkannt, von diesem aber gegen eine Abfin- 
dung der Stadt überlassen wurden. .\uf solcher Grundlage erfolgte 1160 ein 
Abkommen mit I.ucca; Herzog Welf Uberliess der .Stadt onwie /»a, artionrm, 
iuri/iclictionein, ft omne» rea, quae qnoquomodo mihi jwiivsnt vfl ad iti* 
marchiae perlinere vidmtnr rtrl ad in« qltondam fomitiiuae Malhildis Vfl 
qitondam comilis l’aoliui ]m-tinia’rn»l, in der .Stadt -selbst und einem Um- 
kreise von fünf Miglien, wofür ihm die .Stadt jährlich tausend .Solidi zahlen 
soll, obwohl, wie er bemerkt, ihm jene Rechte über das Doppelte tragen 
würden.® - 

137. — Damals niiiehten IVh' den mit Tiiszien, .Spoleto, .Sardinien und 
dem Gute der Mathilde belehnten Herzog Welf noch inmier die Grundlagen 
für Herstellung einer kräftigen, wenn auch grosse .Selbstständigkeit der .Städte 
zulassenden Fürstengi'walt vorliauden gewesen sein. Aber auch abgesehen 
davon, dass dauernde .Vnweseuheit im Lande die unumgängliche Vorbedingung 
dazu gewesen wäre, ist niclit zu verkennen,' dass die kaiserliche Politik dem 
aufs bestimmteste entgegeiiwirkte; es zeigt sich deutlich ein .Streben nach 
.Schwächung der iiiarkgräflichen Gs'walt zu Gunsten dos Reichs. 
Mag die Hinneigung des Herzogs zur päbstlichen Partei darauf einigen Ein- 
fluss geübt haben, .so lag es, bei der überaus günstigen .Stellung des Kaisens in 
Oberitalien nach denn Falle Mailands doch an wid für sich sehr nahe, die be- 
absichtigte unmittelbare Verwaltung Italieus für 'das Reich auch iti Mittel- 
itaJien niöglich.st diirchzufOhreii oder, soweit den .Städten ihre .Selbstständigkeit 
zu belassen war, dieselben wenigstens uunilttelbar dem Reiche za unterstellen 
und so dem Wiederaufkoinmeiv einer Fürsteugewalt-vorzubongen, deren Ge- 
fährlichkeit Rif das Reich zur Zeit der Mathilde so be.stimmt hervorgetfeten 
■war. "Träger dieser Politik, welche unter einfacher Nichtberücksichtigung der 
Rechte des Lehensfiirsteii , dagegen mit anfänglich grösser .Schonung der 
städtischen Interessen Mittelitilieu möglidist unter unmittelbare Verwaltung 
des Reielis zu bringen suchte, war zweifellos Erzbischof Reinald von Köln. 
.Sein Werk .war wohl .Schon das Abkommen mit Pisa 1162, durch welches der 
.Stadt einfach alle Uolnutsrechte, und zwar ausdrücklich auch die der Mark 
Überlassen wurden ' ; und verge.ssen hat man dabei auf die entgegenstehenden 
Rechte des Herzogs nicht, da den Pi.sanern ausdrücklich zugesichert wird: Kt 
Di df fi’ialn, qiiod vohh (impn-ator) dat et concedif, liteiii et molcDtiam a 

4. Arcl). itorico 4 b, 5. Ann. PUnni. Mon. Oerm. IP, 245, 0. Mem. di Locca 1. 174. 

137. - 1. Vgl. § 124 n. 2. 

Fükvr riim-liiingen. 17 
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Guelfonf vfl eins ßlio vel.eot'in» «hwä/kmv i'el ah aliqua fin'sojia pt'o eie 
hablief itis, voe et veelfam eii'itutein inJe adiiu'ithil pee hmiaia ßileiii utque 
ad finem factxtm; noch einfachCT heisst es 1,165 bei Verleihung der Insel 
Sardinien, einem der Lehen W'elfs, an die Pisaner: Et si quam daÜonevt 
alicui civitati mit diiei Giielfoni vel alii iude fecwius, aut alieui per- 
eotiae, eui naa dediaaeiiuia, eatn nutic reiiocamua.^ Bei seiner ersten Lega- 
tion in Tuszien 1162 trifft dann Reinald ein Abkommen mit Lucca, wonach 
diesem alle Regalien gegen jährliche Zahlung von vierhundert Pfund über- 
lassen werden, aber nur für sechs Jahre, nach deren Verlauf dieselben dem 
Kaiser zu resigniren sind ; von Rächten des Herzogs ist keine Rede mit Aas- 
nahme einer sehr bedcnklicli gefassten Beziehung auf das fi'Uher erwähnte 
Uebereinkomnien von 1160: Et si d. imperaloi'i placiierit, quod Lucani 
aoh'anl duci aolidoa usille, quos convme^'unt, tanto minus d. imperatori 
de pra^dicta pecunia usqite ad praedietum terminiim solvere dehent; alias 
secundum praedietum ordiriem totam solwe debent.^ Im folgenden Jahre 
bestimmt er dann, um die ,\nhängliclikeit der .Stadt Pistoja an das Reich zu 
lielohnen, ut nulliis unquam dux vel marchio auf cotnea — se de mritate 
iüa — audeat intromitlere,—rsed suli dfimperatori eiusque nimtiis et his, 
quibua ipse preceperit, teneaiur servire, quoniam est et speeialitiv se esse 
recognoseit de dominicatu imperii.* Nicht aiider.^ ging er damals im Her- 
zogthmne .Spoleto vor; in der kaiserlichen Bestätigung der von ihm mit .der 
Stadt Gubbio getroffenen Uebereinkunft heisst es: neque duci neque uuir- 
ehioni alicui et milU unquam persone uutgne vel pan'e in aliqua respov- 
deant, nisi legitime; insuper neque in fodro neque in collecta neque iu 
aliquo cuiqiuun respondennt, nisi tantum nobis vel generali nustro nunaid, 
qiii inrisiUctionem ad hoc habet, wäln-end die Gerichtsbarkeit den Konsuln 
linter Mitwirkung eines Reichsboten zugestamhm wird; eiu ganz entsprechendes 
,1'ebereinkommen mass' Reinald datnals mit Gitta di Ca.stello getroffen hal)cn.* 
Gleichzeitig bringt er geistliclie und weltliche Grosse unmittelbar ans Reich. 
.So 116J die Abtei Borgir S. .Sepoloro, indem er vor sich erweisen, lässt, dass 
dieselbe von Rechtswegen nur dem Reiche unterworfen sein solle.** Die Grafen 
lldebrandeschi, und wohl aucli die Giiidr, erhalten 1164 alle Hohaitsrechte 
auf ihren Besitzungen unter V'orbehaft nur der Rechte des Reichs. ‘ VV’o alier 
die Hoheitsrechte gegenüber den .Städten beliauptet wurden, da finden wir sie 
von nun ab durch deutsclm Reichsbeamte verwaltet; krmnen wir zuerst 1163 
sulche deutsche Grafen und Reichsboteii zu .S. Miniato und .Siena nachweiseu, 
später in vielen tnszischen Grafschaften, worauf wir zurückkoinnicn, .so .ist 
wohl kein Zweifel, dass es ' sieh iiiii eine Kinrichtimg Reimdds handelt, der 
damit die Reorganisation des Landes zum Al>schlussc braclile; nicht ohne 
Grund sagen die Pisaner .-VnimlcMi von. seiner damaligen Thätigkeit: 

137. — J 2. Dal Borgo 40. • 8< Moni. <li biicca I, lÖfi. Vgl, S 136 n. 6 . 4, Zachorta 

.\iiPcd. 2.34. 5. BilhtiiPr Arta 109. 191. Ö, Alittarelli Aiin. 4, Q. 10. 7, Vgl. § 129 

11 . 8. Ist für die fiuidi kein gleichzeitiges I’ririleg Torliaiiden, so zweiHe ich bei der wr.rt- 
lichen Uebereiiistimmung ihrer sptttern PriTilegien mit dem fiir Ildebrand 1 164 lärlit, dass 
sie aut ein gleicbzeitige.s zurückgelien. 
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fnim marchio ft nitllus vuntiu» fniptrli fuit, qiü tarn hanorifice civitate» 
Italie Iributaret et lioutano fuhä fret irnjin-io.^ Während Markgrafsoh&ft 
und Herzogthum als Ganzes dem Namen nach den Welfen blieben, wurde die 
Giewalt über alle einzelnen Theile ihnen entzogen und umnittelbar an da» 
Reich gebracht. Der alte Welf liess wohl den .Sohn zur Verwaltung der ita- 
lienischen Lehen zurück; sagt der 'Weingartner Mönch von diesem; MiUtihut 
imperatoris, qui eo tfmporf rii'itatibiu Italif prffrant, quotieernnqiie 
ßne» suos inütela oppreeeione ivvad&re tfmptarerant, onwimodle $e op‘ 
pdsiiit et ob hoe impe^'atorle ofensam nnununqttain innmüt, populärem 
aiitem favorem eo map!» gib! areumulang oninium civitatum in »e pro- 
vocavit affectum ^, so ist da ein Gegensatz gegen die kaiserliche Politik an- 
gedeutet, der es um so näher legen musste, die welfische Gewalt 'in Mittel- 
italien nicht erstarken zu lassen; fibi-igens war auch er, als Reinald 116.3 in 
Tuszien und .Spoleto schaltete, in Deutschland in Mittelitalien wird er nie 
erwähirt; nur da, wo die Welfen in den Pogegenden eigene Besitzungen hatten) 
scheinen sie noch thatsächliche Gewalt geübt zu haben. .\ls der alte Welf 
116& dem Kaiser seine italienischen Reichslehen zurückgab, verzichtete er nur 
auf eine Stellung, mit welcher wirkliche Gewalt schon längst nicht mehr ver- 
bunden war, ein Verzicht, der dennoch für den Kaiser immerhin von einigem 
Werthe sein mochte, insofern er mm ungehinderter die Verwaltung des Landes 
auch bezüglich der Gesammtsprengel nach eigenem Ermessen ordnen konnte. 

138. — Den in späterer s t a u f i s c h e r Zeit vom Kaiser Uber Tns- 
zien, .Spoleto, Ancona, Romagna gesetzten Herzogen, Markgrafen und Graten 
gegenüber, auf welche wir genauer zuriiekkommen, fehlte ein entsprechender 
Grund, ihre Gewalt durch Exemtionen zu schwächen. Wohl finden sich noch 
Beispiele. .So sagt der KaistT 11 77 von dem Orte Monte .S. Vito zwischen 
8inigaglia und .-Vncona: Montem g. Yiti — per nogtrmn auetoritatem n po- 
ifgtatf Aneonitaiwe marchiae fxeiplmu», itfi iit neci'onrado, qui in praf- 
»entiarum eidem praeeet marehiue, nee po»t ip»)(m euiqunm ein» suree»- 
»oruiii — debeat — aliquod gerrituti» obgequium, aut nullum guhiectioni» 
regpeetum, ged — Uber' et ahgolutug n dnminin ruurrluae »oli imperio ger- 
viat, et »ir in gpeeiali iurigdietione suh imperio »emper eongigtat, vt nee 
de iMetra manu nee alieuiu» »neeeggorum nogtroriim iinquam gie imperio 
ahienetur, ut ulU inferioi'i poteetati do'qiinium »uper ipeinn loeum-eon- 
eedatur. Auf städtische .Selttstständigkeit ist es dabei in keiner Weise abge- 
sehen; der Ort wird einfach durch den kaiserlichen VicecoiUes verwaltet. Aber 
es werden ihm weiter Wochenmarkt und Jahnnarkt mit besondern Vergün- 
stigungen verliehen; es wird jedem erlaubt, sich dort niederzulassen, und um 
dazu anzniucken, sulchen dreijährige Abgalienfreiheit bewilligt. Eine ähnliche 
.Stellung scheint Matelica geh.abt zu haben. ’ Es erinnert das durchaus an die 

stautischen .Städtegründungen in Deutschland unt(>r Befreiung von der Vogtei; 

\ 

8. Man. Genn. IR. 240. tt, Hess Man. Gaelf. -3.0. 10. Er kehrt 1 IR.3 Ende Oci. mit 

dem Kai.ser auit Deutsetilaad xuröck und ist aurli I IG4 in Deiitsclilaud. Vgl. Stlüia 2, 277. 

138. - 1. B.-ihniPr Arm 128. 2i:J. 
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wenigpr politische, als wirthsclHiftliclie Gesichtspunkte sind da massgebend; 
um dem Reiche gehöj'ige Orte und damit die kaiseTlicheh Einkünfle aus den- 
selben zu heben, werden sie von allen Verpflichtungen, ausser denen gegen das 
Reicli, befreit > 

Wo dagegen mächtigem Städten die gräfliche Gewalt (iberlassen war, 
da l*ot nun gerade die Markgrafschafl das Mittel, sie dennoch einer ständigen 
VeiTraltung durch lieichsbeamte zu unterwerfen. Wie zur Zeit . Welfs auf 
Lockerung, so scheint jetzt die kaUeHiche Politik auf Stärkung der mark- 
gräflichen Gewalt zu Gunsten des Reichs bedacht gewesen zu sein. 
Befreiungen mächtigerer .Städte von derselben sind mir in dieser Zeit nicht 
mehr autgefallen; selbst die Vcrleilmugen der gräflichen Rechte an dieselben 
wurden beschränkter*, dem Reiche > ausgedehntere Rechte Vorbehalten. Wo 
die markgräfliche Gewalt sich schon stärker zersetzt hatte, Hess sie sich her- 
steilen durch Ueberlassung der verschiedensten, dem Reiche vorbeJialtenen 
oder von demselben wieder in Anspruch genommenen Hoheitsrechte. Es wird 
nicht zu bezweifeln sein, dass in den spätem Zeiten Friedrichs I und unter 
Heinrich VI von wenigen Ausnahmen abgesehen, auch die .Städte Mittel- 
italiens, welche Stadt und Grafschait selbst verwalteten, doch den Markgrafen 
unterworfen waren, deren Gewalt eine sehr ausgedehnte gewe.sen zu seiu 
scheint. Dem Herzoge von Spoleto stdieinen zu Terni die Einkünfte aus der 
Strafgerichtsbarkeit zuzustehen*; Privilegien für .Spoleto und Gnbbio werdeu 
vom Kaiser auf sein Einschreiten gegeben'* ; dem Markgrafen Markwald müssen 
die von Ravenna 1195 Treue schwüren, siciiti alii Jtovüues d/; lioviania 
fecerunt, die dem Reiche zustehenden Regalien in der .Stadt und ihrem Be- 
zirke werden ihm Vorbehalten, zu Cervia* stellt ilnn der dritte Theil von allen 
Einkünflim zu. ® Bestimmter noch ergibt sich die AWiängigkeit aller Städte 
aus dem Zustande, welchen wir nach der Besitznahme der Reichslande .Spoleto 
und .-Vncona durch den Pabst findeii. Dass die neue llerrschatt wenigstens 
anfangs nicht mehr in Anspruch nahm, als die frühere, i.st von vornherein an- 
zunehipen ; der Pabst b(.‘tont wohl 'ausdrückHch, dass er weniger verlange, als 
die frühem Gewalthaber. Aber die Befugnisse dieser werden doch durchaus 
als massgebend betrachtet fiir das, was der Pabst und seine Rektoren in An- 
spruch nehmen; so wird noch 1221 erwähnt, die .Städte des Herzogthums 
hätten die Hegalien zurückgestellt, , «/cif/ m unqiiam luihuit aliquo tempore 
rlare monorie diuv CoiiradM; selbst Spoleto habe sich dazu verstanden, ol>- 
woM es sieh anfangs weigerte, weil der Herzog i nicht rechtmässiger Resitzer 
gewesen sei.* Dann aber ergibt sich, dass der Bestand deS Herzogthums, wie 
cs von Conrad an die Kirche übergeben wurde, alle .Städte desselben, auch 
mit Einschluss von Perugia, Cittä di Oastclin und Gubbio umfasste', wie sich 
das auch für die Mark nicht blos aus den auf die Besitzergreifung bezUgliciien 
päbstliclien .Sclireiben®, sondern auch aus den spätem, alle Städte als Zubeliür 

138.—] 2. Vgl. s 128. 8. Br.limer Acta tlOß. 4. Ughelll 1, 1261. .Sarti Kagub. 124. 

6. Kantaisi 4, 294. 8. Haillard 2, 129. 7. Iniioc. Epp. I. I. cp. 88. 3ä6. bin. 

Epp 1. 3 pp. 28. 29. 51. 52. 33. 
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anfzäblenden L^hnhrielVn ergibt.* Diese f^tädte iiatten allerdmgs Selbstver- 
waltung durch Konsuln, welche ihnen auch vom Pabste durchweg bestätigt 
wird doch ohne bestiimntere Betonung der freien Wahl, während wenig- 
stens Citti di Castello einen Rektor entlässen muss, weil er ohne Zustimmung 
des Pabstes gewählt War. * ' Wenn aber als Verpflichtungen der Städte der 
Treuschwur, Parlament, Heerfahrt auf eigene Kosten, Anerkennung der Appel- 
lationen, Veqiflegung des Pabüites und seiner Beamten, ein bedeutender jähr- 
licher Zins als A-bfindnng oder eine .Steuer von jedem Rauchfang erwähnt 
werden unter der Bemerkung, dass dt-n frühem Gewalthabern mehr geleistet 
sei *2, so ergibt sich wohl, dass die Selbstrogiemng eine grosse Abhängigkeit 
von der Mark nicht ausschloss. Weiter aber mOssen fast alle Burgen und eine 
grosse Menge sonstiger Besitzungen unmittelbar in den Händen der Reichs- 
beamten gewesen sein nach dem Umfange dessen, was jetzt Vom Pabste als 
zum Denianium gehörig von den .Städten, welche sich desselben bemächtigt 
hatten, zurückgefordert wird.'^ Wir werden dann bei s|)ätern Untersuchungen 
sehen, wie auch weiterhin die gros.sen markgräHichcn .Sprengel die Grundlage 
fiir die Verwaltung Mittelitaliens bildeten. 

I — Haben wir so in MitU'litalicn noch in der staufischen Zeit in der 

Markgrafschaft einen sehr wirksamen Bestandtheil der Reichsverfassung zu 

sehen, so hat dieselbe in Oberitalien jede Bedeutung verloren. Was dieMark- 

grafscliaft in der Lombardei betrifft, so ist im Westen das frühere 

Bestehen -grüs.sercr ge.schlos.sener Marken, wie der von I vrea, von Genua, 

nicht zu bezweifeln ; und es wird darauf znrückzaifiihren sein, wenn hier ein 

Uebergang der Hoheitsreclitn auf Bischöfe und .Städte weniger hervortritt, 

dieselben noch in stauftscher Zeit flherwiegend in den Händen zahlreicher 

markgräflicher GesclihHihter sind. Aber von elftem grössern geschlossenen 

.Sprengel ist da nicht mehr die Rede. Ohne dem näher nachzugehen', werden 

hier Theilungen vorziigliöh die Zersplittorung der Mark bewirkt haben; ähnüeh, 

wie bei der Grafschaft, war hier in der staufischen Zeit der thatsächlichc 

Besitz eines Geschlechtes auch die G!s-undlage für die markgräfliche Gewalt 

desselben. Leiht der Kaiser dem Markgrafen von Carreto 1167 nuirchiam 

iruidoiiis qiiotidam eomitie, so Weist schon das Fehlen ancr territorialen 

Bezeichnung darauf hin.^ Leiht er 1164 dem Markgrafen von Malaspina 
( 

9. Vgl. § 133 n. 4. 10 . Inn. Epp. I. 1. cp. 375. 420. 11 . Inn. Epp. I. 2. 78! 30«. 

13 . Inn. Epp. 2, 33. 3. 28. 20. Bnbmer Acta 618. 18 . Inn. Epp. I. 1. cp. 88 ; I. 3. cp. 

51. 52. 53; Huillard 2. 129. 

138 . - 1 . Die verwickelto und für un$cr« .sonstigen Zwecke unwichtige Gestaltung 
der Mark im we.stlichen Oberitalien habe ich überhaupt nicht näher beachtet; möglich, dass 
eine genauere Untersuchung da zu andern Krgcbni.vscn führen würde. 2* Antiq. It. 1,317. 
Vgl. anch Pabst bei Hirsch Heinrich II. 2, 338. der aber doch wohl zu weit gehen dürfte« 
wenn er nach den Urkunden Mon. patr, Ch. 1, 217. 345 schon für da.s zehnte Jahrhundert 
auf lediglich durch den Besitz der einzelnen Person be.stitnmtc, Ton jeder andern .Amts- 
gewalt befreite Hoheitsgebiete schlicsst; dass unter den zu den Besitzungen gehörigen 
pxJ>licae funciionts ohne ausdrückliche Bezeichnimg auch die markgräflichon und gräflichen 
Befngnisse zn Terstehen sein« ist mir bei der sonst üblichen Betonung die.sor durchaus ua> 
wahrscheinlich. « 
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oumia quae in lanucmi inaixhia vel arehiepigcopatu eiu» antecetaore« eiai 
tunt habet'e — cum omnibut rcflalihua et cum Omnibus his, quae ad ipto- 
rinn rntirchiam pci'linei'c noai'untur\ so mögen ihre markgräflichen Hechte 
auf die Mark Genua zurii«kgel>en, von welcher aber jedenfalls durch Thei- 
lungen im Hause der Otbertiner nur ein Theil an sie gekommen sein kann, da 
auch die estcnsische Linie noch markgr,äfliche Rechte dort übt; von einer ge- 
schlossenen Mark ist nicht mehr die Hede; was thatsächlich unter der Hoheit 
der Stadt stand, das wurde eben so wohl als deren Markgrafschaft betrachtet; 
1191 bestätigt ihr der Kaiser et marchiam et comitatum.* Markgräfliche 
und gräfliche Hoheit fallen hier einfach zusauinien; die Abstufung hat sich 
ganz verwischt; nur das regelmässigere Vorkommen des Markgrafentitels er- 
innert an ihr früheres Vorhandensein. ’ 

140. - Für die Hauptmasse der Lombardei ist mir auch in früherer 
Zeit der Bestand einer der mnrkgräflichen entsprechenden Gewalt, insbeson- 
dere der angeblichen Mark Mailand, durchaus unwahrscheinlich. 
Allerdings belehnt K. Friedrich 1 184 den Obizo von Este de marchia Genuas 
et de marchia Mediolani et de. omni eo, quod marchio AziO habiiit et 
tennit ab hiiperio, ita ui aujmidietus tnarcMo hahcat et teneata ptyiedicto 
impcratorc ad rectum fcudum. ' Die unmittelbare Zusammenstellung mit 
der Mark Genua legt allerdings den Gedanken nahe, es handle sich hier um 
einen umfassenden markgräflichen, an Mailand anknüpfenden .Sprengel, der 
die Lücke zwisclien den westlichen Marken und der Mark Verona gefüllt hätte. 
Man mag damals an dergleichen gedacht hab<‘ii, so wenig auf einen thatsäch- 
lichen Erfolg einer Hervorziehung alter Befugilisse zu rechnen war, bezüglich 
deren schon das Zurückgehen auf Azzo erkeimen lässt, wie man sich bewusst 
war, dass seit einem Jahrhunderte von Uebung der verliehönen Rechte nicht 
mehr die Rede gewesen war. Xach so langer Zeit konnte man sich aber auch 
rc(;ht wohl über die Tragweite der alten Befugniiisa täuschen. Markgräfliche 
Befugnisse der Esten.ser in der Mark Genua sind in früherer Zeit nicht zu be- 
zweifelu; sie sitzen hier nur als Markgrafen bezeichnet zu Gerichte.* Nun 
sitzt allerdings auch Markgraf Hugo 1021, Markgraf Azzo L028, 1033 und 
1045 zu Mailand zu Gerichte; äber jedesmal mit der ausdrücklichen Bezeich- 
nung marchio et comea comitatus istius Mcdialanensis^ ; nichts uöthigt zur 
Annahme, dass der Markgraf hier als solcher thätig war; der Zusatz scheint 
das eher aiuszuschliessen; wir finden ihn auch bei Pfalzgrafen in der Regel 

136 . — ] 3 . Anticb. Cst. 1, Ib’I. 4 . Ottoboni .tnuale!.. Mon. Gerne 18, 105. Vgl. Lib. 
iur. Gen. 1, 370. 

140. — 1. Anticb. Est. I. 30. 2. 994. 1P39: .\nticb. Est. 1, 134. Mon. patr. 

( b. 1, 527. Dabin gebSrt auch wobl das Placitum des Markgrafen and Pfalzgrafen Otbert 
072. ansrbeinend in der Gegend rnn Bnbbio (Anticb. Est. 149). da er nach spkter »Q Er<lr- 
terndem bler nicht als Pfalzgraf thStig sein kann. 8. Giulini .3, 510. .Nnticb. Est. 37. 
Antiq. It. 4, 9. Die Urkk. 1028 und 1033. von weicben Anticb. Est nur dar Eingang mit- 
getheilt Ut, erkürt Muratori allerdings für uneebt oder rerdicblig; aber bei det Oeberein- 
rtimronng mit den andern, xwcifelio.s echten Urkunden werden mindestena echte Vorlagen 
anzunebmen sein. 
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Ijerade dann at)f>cwandt, wenn sie niolit ala solche, sondern als Graten xu 
(Jerichte sitzen. Was Landalf-*, aber aucli spätere an und für sich weniger 
zuverlässige Geschichtschreiber* über die frühere Gewalt der Estenser zu Mai- 
land melden, .steht der Abnahme, sie seien einfach Grafen von Mailand ge- 
wesen, nicht im Wege. Allerdings werden sie hier al.s Duces bezeichnet, und 
bis in spätere Zeiten ündet sich eine Curtis ducis in Mailand.^ Aber diese 
ISezeicbnnng geht zireifellos anf altlongobardisehe Zeiten zurück; schon iiQ 
neunten Jahrhunderte werden die Gerichtssitzungen in der Regel fn curte du- 
catns gehalten’’; und wie sich hier der Ausdruck durch Jahrhunderte hielt, so 
mag man im Volksmunde den an die .Stelle des longobardischen Du.x getretenen 
Grafen nach wie vor als Herzog bezeichnet haben. Der amtliche Sprachge- 
brauch aber kennt so wenig emen Herzog, als einen Markgrafen von Mailand ; 
ist die Curtis ducis der Gerichtsort, so ist es doch immer, vom Reichsgerichte 
abgesehen, ein Comes von .Mailand, der dort zu {Berichte sitzt; für eine Zwi- 
schenstufe zwischen dem Gerichte des Reichs und dem des Grafen fehlt jedes 
Zeugniss. Denn wenn man 11.84, nach mehr als einem Jahrhunderte, annahm, 
Azzo habe eine Markgrafscliaft Mailand besessen, wie das die dort vom Mark- 
grafen geübten gräflichen Befugni-sse nahe legten, so wird man das nicht in 
Rechnung bringen dürfen. , 

141. — Was von Mailand gesagt wurde, gilt auch von dez übrigen 
Lombardei im engem .Sinne. .So weit nicht vom Könige, Pfalzgrafen oder 
Königsboten Reichsgericlit gelullten wird, finden. wir nur gräfliche Placita; cinö 
der markgräfliohen entsprechende Gericlitsgewalt tritt nirgends hervon Wohl 
führen vereinzelt Grafen den Mark grafen titel. Etwa weil sie, wie die 
Estenser, anderweitig markgräfliche Befugnisse hatten.. Oder der Titel wurde 
auch fortgeführt, weil ein Vorfahr Markgraf geweseii war.* Und war das nicht- 
etwa der Fall -bei den Markgrafen aus dem Hause Canossa, bei welclten 
wir schon vor der Erwerbung von Tuszien den Titel finden, so mag die Ver- 
einigung emer grössera Anzald von Grafsdiaften, der von Brescia, Modena, 
Reggio, Mantua und Ferrara, in einer Hand Veranlassung zur Annahme eines 

( •» ■ 

4« Mon. Gcrra. lU« (>2. 5« Vgl. Anlic)i. 1* 3S. (i. Vgl. Vicendc di Milano 270. 

7* 865. 802. 901 : Fumagalli 375. 522. Autiq. It. 1, 717. 8. Bei I.andul(!. dem einzig 

gewicfitigen Zeugen, kommt hinzu, da».s er sichtlich oft die mächtigem weltlichen Grossen 
schlechtweg als Ducei^ bezeichnet, ohne dadurch eine bcstfmmtere 5itaat.srechtliche Stellung 
andeoten zu wollen. Für spätere Goschichtschreiber konnte schon die Cnrtis ducis hinr^- 
chende Veranlassung sein, die alten (hrafen als Herzoge zu bezeichnen. ' 

141 . - J. Hafiir geben auch in Mittelitalien ein audallendex Beispiel die Mark- 
grafen. welche ohne laml.^ohaftlicbo Bezeichnung im zwölften Jahrhunderte in der (iegend 
▼on Arezzo oft gen.innt werden; r. B. 1103. 74 : 'ntiq. It, 4, 573. .MittarelH Ann. 4, H. 4H; 
wohl dieselben, deren Besitzungen 1186 von der Hoheit von Perugia befrok werden; Böh- 
mer Aeta 155i rgl. auch die unechte Urk. Acta 104. Ihr Titel beruht zwoifello.« auf Ab- 
stammung vonKainer, Markgrafen ron Toscana 1016 bis 1027. Vgl. Mem. di I.ücca 1, 224. 
Ebenso werden wir sehen, da.ss die Xachkommen der Werner. Markgrafen ron .hncona, den * 
Titel fortfdhrten. Dass der in Oberitalien so rerbreitete Titel in Mittclitalien so wenig ror- 
kommt, h&ngt sicher mit der grös^em Geschlossenheit und Uniheilbarkcit der dortigen 
Marken zusammen. 
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volltölieiideni TiU-ls gi-Kcben hahon. Atitr die Gesamnulieit-der in der Hand 
des Markgrafen vereinigten Cirafschaften wird dann so wenig als Markgraf- 
sehaft bezeichnet, als etwa in Deutschland die Grafschaften der Herzoge von 
Zahringen und Meran als Jlerzogthum; der Markgraf Thedald hält Gericht 
als (iraf der einzelnen Grafschaften; so 1001 als nmvchio et comee ■iatitt» 
Hetfensia comilatiia, als iit. et c. ipaim comilatn ßreaeiunenee.^ Es stimmt 
damit, dass wir in solclien Grafschaften keinen dem Markgrafen untergeord- 
neten Grafen finden; der Markgraf selbst ist Graf, der durch einen, gewiss 
meistens nur amtsweise gesetzten Vicecoines, ebenso wie der Graf, vertreten 
wird. So zu Mailand ; .«o finden wir als Vicecomes von Mantua einen Unfreien 
des Markgrafen Bonifaz*; kaum anders dürfte die Stellung de$- Ubertna co- 
nuia Ferrarienala aufzufassen sein, der 1067 als Bote des Herzogs Gottfrid 
ein Urtheil ausführt und ex parte do^nhii mei den Bann verhängt.^ 

Auch sonst muss hier die durchgängige Nichterwähnung mark- 
gräflicher Befugnisse auch in Fällen, wo sie beim Vorhandensein sol- 
cher gewiss zu envarten wäre, aufiällen. Wird 1 038 dem Bischöfe von Modena 
die Gewalt zu richfeu, reluti in noatru aut nutirhionion. eel comitum fiüaaei 
preaentia, verliehen und bestimmt, dass alle Einwohner ihre .Streitsachen 
nicht in pi'csentia alienornm coinili/m et marehionnm vel miaaoriim noa- 
troritm entscheiden lassen sollen*, so wird die Anführung, wenn man ihr 
überhaupt Gewicht tieilegeu, will, nur durch liesondere Beziehungen zu den 
tuszischen Markgrafen zu erklären- sein. Und wird der .Stadt Pavia 1164 
Gerichtsgewalt zugesprochen, wie sie der Herzog in seinem -Herzogthume, der 
Markgraf in seiner Mark, der Graf in seiner Grafschaft hat®, so soll das 
gewiss nur die unbedingte L’eberlassung der vollen Gerichtsbarkeit, ausser der 
des Reichs, bezeichnen, es wird nicht darauf zu deuten sein, dass zu Pavia 
selbst eine herzogliche oder mai'kgiä fliehe Gewalt bestand oder bestanden 
hatte, welche auf die .Stadt zu übertragen >var. Bei den zahlreichen Ueberr 
tragnngen der Gi’afschafteu an die Bischöfe ist hier sonst nie von markgräf- 
lichen Befugnissen, welche ausdrücklich beseitigt oder auf den Bischof über- 
tragen würden, die Rede, obwohl, wie wir sehen werden, der Reichsgerichts- 
barkeit dabei sehr häufig gedacht wird; und auch anderweitig ist mir kein 
Zeugniss bekannt geworden, das darauf schliessen Hesse, es habe hier eine 
Zwischenstufe zwischen dem Reiclie und der fjrafschäft bestanden. Und es 

141 .—] ft. 1, 408. Tirabo.sebi Non. 'J. 134. Solclie Beieichnungen. welche in 

Mitteliulien fehlen, kommen in OberiUlien allerdings auch wobt da vor, wo markgrlf* 
liehe Befngni.sse Termutbet werden sollten; so 1004 bei .Markgrafen ron Savonu: H^. «t 
O. merehionet ft cemitft iftiu/ comitatur Vadfnfifi San Quintino 1, 9. Doch mag es sich 
auch da immerhin nur um den Titel des M.irkgTnren und die Befugnisse des Grafen 
luindeln. Vgl. Übrigens S 139 n. 1. 3. Doniio. Mon. Germ. 14. 371. 4. Morbio 1, 73. 

Nur wird freilich do.s NichtTorkommeh eines Grafen die Mark nicht ausscbliessen; auch 
r.u Genua, l’isa und son.st linden wir markgrafliche Vicecomites; es mochte der Mark- 
graf gerade bedeutendero (Irafscliafteii in seiner Hand behalten und dieselben selbst oder 
durch untergeordnete Beamte rerwaltcn. So fehlt auch lu Harcnna und Cervia, nicht 
.■»her sonst in der Rom,agna, ein dom Grafen entsprechender Beamter. Vgl. S 134 n. 14. 
5. .^ntiq. It. 0, 42. B. Vgl. § 124 n. 5. 
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kann' kaum aiiflallen, dass eine soldie nevade jn dein Landestheile fehlt, wo 
das Kunigtlimn vorziii;swpise seinen .Sitz hatte, nniilittelbarer und stdtiger ein- 
Kfeifen konnte; die Lombardei würde danaeh in mancher Bezielumg im italie- 
nischen Reiche eine ähnliche .Stellung einnehmen, wie h'ranken im deutschen. 

142. -- Jenes Fehteu von Zeugnissen für das Bestellen einer inailän- 
dischen oder soitstigen lombardischen .Mark gewinnt noch an Bedeutung, wenn , 
wir damit die zahlreichen Nachrichten über die Markgraf-schaft Verona 
vergleichen. Für die Entstehung derselben sind wir auf die Angabe des Fort- 
setzers Reginos beschränkt, dass K. Otto 952, als er Italien an Berengar 
zurückgab, die -Marken Verona und Aglei davon ausnalnn und seinem Bruder 
Heinrich, Herzog von Baiern, unterstellte. ' \Var es dabei damals 'zunächst 
auf eine Trennung vom Künigreiche Italien abgesehen, so verlor. die -Massregel 
in dieser Richtung ihre Bedeutung, .seit die deutschen Könige selbst Könige 
Italiens waren. Wurde die Mark aber später zweifellos wieder zu Italien ge- 
zählt, so erhielt sich doch die Verbindung mit den bi-nachbarten deutschen 
Herzogssprengeln, und zwar, seit Kärnthen 976 von Baiern getrennt war, 
zunächst mit diesem, so dass der jedesmalige Herzog von Kärnthen 
offenbar als solcher zugleich Markgraf von Verona war, da trotz aller Wechsel 
im Herzogthume die Mark nie an einen andern kommt. Der Umstand, dass 
der Markgraf zugleich Herzog war, erklärt cs, dass hier häufig von der her- 
zoglichen statt oder neben der inarkgräHichen Gewalt die Rede ist, zumal 
wenigstens in den Titeln eine Auffassung heirortritt, wonach die herzogliche 
Gewalt als solche auch .die Mark umfasst, von einem Herzoge der Mark die 
Rede ist. .So sitzen zu Verona zu fJcrichte'99H: llenricus ditx Bawarorum 
aeii Karentanorum atqxe ietiirs niarchie VcronenaiHiii^ ; 9fi6: Otto dux 
ietins mart'hie^; 1013: Adalperio dox ifdiue marfhie*; während die spä- 
teren gewöhnlich schlechtweg als Herzoge ohne nähere -Angabe bezeichnet 
werden. -Auch für diese fehlen Zeugnisse für die Uebiing ihrer markgräflichen 
Befugni.sse nicht. Herzog Welf sitzt 1050 zm A'iceuza zu Gericht*; 1055 
bestätigt der Kaiser dem Klo.ster S. 7-eno zu Verona diatrichim diioderi'ia 
hominum harenwnnoi'iim, qiioa Wdph^ gloriosua dux p>T inrestituram 
contuUt 8. Xenon!, — qiii priu« <ul noatriim diatrietnm reapieiebant^, wo 
es sich also um Uebung von -A'mtsrechten zu handeln scheint. Von Herzog 
Liutold sind uns Gerichtssitzungen 1078 ztf Verona^ 1085 zu Padua, 1089 
zu Treviso® bekannt Dass der Titel selten erscheint erklärt sich genügend 
daraus, dass die Markgrafen sich zunächst nach ihrem herz-oglichen Haupt- 
lande nennen. Aber vereinzelt heisst doch noch Herzog Heinrich von Kärnthen 
in Kai.senirkunden 1111 zu Garda dnx noatrae marclüiu;, 1116 zu Padua 
Chttrentainie totinaque vwrehioe diM’®, wie sic üix’rhaupt gerade lx‘i An-^ 
Wesenheit des Kaisers in . der Mark vorzugsweise in dessen Umgebung sind. 
Zeugnis.se ülier die Uebung V4)n Amt.sliefngnissen liegen uns nicht mehr vor; 


lö. — 1, Mon. Germ. 1, 621. 2. Do DionisiU 176. 8. Beilogen. 4. Anlich. 

Est. I. 85. 5. Odorici 5, 63. 6. üghelli 5. 763. 7. Knpitulnrorclii» r.a Veron» 

nacb Wüstenfeld. 8. Dondi 4, 8. 9. 18. 0, Bianeolini Not. 1, 266. Doudi 4, 62. 
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die städtische Entwicklung dürfte für solche bald weuig Raum mehr gelassen 
haben. Doch finden sich noch Zeugnisse, dass auf das Bestehen herzoglicher 
oder , niarkgräflicher Befugnisse Rücksicht ge'noininen wird; zu Padua wird 
1 1 09 vorgesehen das plafi/mv (inte epiacopinn nitt comitem ant dueem vel 
regeln vel eorum witesiijn '®; es ist auch wohl dahin zu zielnm, wenn die Kon- 
suln von Verona 1140 urtheilen aeenndmn — longisaimatn et antiqiiiaaimam 
eonauetudinem reginn et diiciim, marchioniim aliorunique laieorum prin- 
cipum et clericdriim, aeeundum Longohardam etiam legem. * * ^ 

143. — Um diese Zeit muss dann eine Trennung der Mark vom 
Herzogthume Kärnthen stattgefunden hal>en, sei e« 1022-beini Ueber- 
gange dieses auf die Ortenbiirger, sei es bei einer andern Veranlassung; K. 
Lothar wird damit seinen Schwiegersohn Heinrich belohnt haben, da dieser 
1136 dux Baiuvariae et marehio Vei'oneneium heisst.* V'erloren dann 
unter K. Konrad die welfischen Herzoge ihre Rcächsleheii, so .stand die Mark 
dem Könige zur Verfügung und kam mm an die Markgrafen von Baden; 
wie ich denke,- dadurch, dass der König einen seiner getreuesten Anhänger, 
den Markgrafen Hermann, für den möglicherweise zugleich alte zähringische 
Anspriiehe oder verwandtschaftliche Beziehungen zum Kärntlmer HerzogshauSe 
ins Gewicht fielen ^ mit der Mark belehnte. Er führt den Titel marehio Ve- 
ronae zuerst 1 151 Juni zu Regensburg in einer Kaisenirkundo für ein vene- 
tianisches Kloster, wo also der Gegen.stand ein Hervorheben des Titels nahe 
legte; es schliessf das nicht aus, dass derselbe ihm sfehon früher zukara, da er 
denselben auch später nicht ausschliesslich ftihrt, sidi bald Markgraf von 
Verona, bald von Baden nennt. ^ Jedenfalls handelte es sich dabei nicht ledig- 
lich um willkürliches Wiederaufgreifen des Titels eines von frühem Vorfahren 
begleideb-n Amtes, wie das sohst wohl vorkommt.* Denn es fehlt nicht an 

142.—] 10. JJondi 5, 4. 11. Campagaol« XVII. Vgl. auch § 129 n. 7. 

143, - 1. lo dem ungedruckteQ PrivHeg für V'^euedig 1136 Oct 3, Keg. imp. 
n. 2162. Bei den beiden einzigen andern ^engenschaften Heinrichs di&ser Zeit, I f36 
Aug. 17 und 1137 Sept. 22, Orig. Guelf. 2, 533- '^35* heisst er du:r Bav. marehio 
Tufeie. Aber das eme schliesst dns andere nicht aus; gerade in einer Urkunde für Ve- 
nedig den Titel herrorEuheben lag sehr nahe; für die Annahme einer Verwechslung 
scheint mir jeder Grund zu fehlen. 2* Vgl. Si&liu 2, 304 b. 6. 8* Vgl. St&lm 2, 

325 ff. Wenn Wilhelm t. Tyru.s ihn schon bei Gelegenheit des Rrcuzzuges 1147,Mark- 
grafen von Verona nennt, so Ist darauf kaum Gewicht tu legen; die Verleihung mag 
erst in den letzten Jahren K. Ronrads erfolgt sein, als dieser den italienischen Ver- 
hiUCnissen grossere Aufmerksamkeit zuwandte. 4* >So sicher das der Kall ist. wenn 
Zlhringer sich später Herzoge von ICimthen nennen. S4> unwahrscheinlich ist es mir. 
dass der Markgrafentitel der Jüngern z&hringischen Linie überhaupt auf Verona zurück- 
geht; Hermann, der jüngere Sohn Herzog Bertholds von Rilrnthen, und seine Nach- 
kommen, oft doch auch nur als Grafen bezeichnet (StäUn 2, 317. 318 zu 1087. 1000. 
1102), werden den Titel willkürlich angenommen haben, um sich von Grafen geringerer 
Herkunft zu unterscheiden, wie ähnliches anch sonst vorkommt. Die ^ark Verona stand 
damals in so engem Zusammenhänge mit dem Herzogthume Kärnthen. dass eine Thei- 
lung der Ansprüche oder auch nur der Titel unter die Söhne des entsetzten Herzogs in 
der Weise, dass der ältere das Herzogtbum, der jüngere die Mark bean.spruchte. kaum 
stattii.'ift scheinen kann; hei*>st doch auch der ältere bei den Srbriftstellem bald Marchio; 
bald l)ux. Vgl. 8täliu L 550 ii. 7. Während weiter schon IlOU und 1112 der Titel 
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Zeufnissen, dass er seine Befugnisse wirklich übte und dieselben auch im 
Lande Anerkennung fanden. Zur Zeit des roncalischen Tages hält der Mark- 
graf 1158 Nov. 18 .sein pladtum generale zu Padua, bestätigt auf Klage des 
dortigen Bischofs eine früherc Entscheidung K. Ueinfichs und ein Urtheil seiner 
eigenen Beisitzer, wonach alle von Dienstlenten der Kirche veräusserten Le^en 
dem Bi.schofe zur Verfügung stehen. * Wohl gleichfalls in den frühem Zeiten 
K. Friedrichs reicht der Probst von Treviso llermanno iiwlito Verotie mar- 
chioni eine Klagschrifl , gegen Genannte ein, welche seiner Kirche gehürige 
Güter in unrechtmässigem Besitze hatten. ® Auch nach dem Konstanzer {>16- 
densschlusse, den mit andern auch Hermanns 111 gleichnamiger Sohn als Mark- 
graf von Verona beschwor', erscheinen die Befugnisse nicht als beseitigt. Es 
liegt uns ein Nutariatsiustrument vor, wonach 1184 Mai 11 Jotninus A«*- 
nuinus Teutonicua totim marchie Veronen^is -marckio — investirit liii- 
zotum de Veronenni ciritate nomine ecclesie «. Juliani — in epücopatu 
Veronensi in loco qui dicitur Epiüa — omnem iurUdictionem venandi, 
piecandi, capulandi, pasculandi in integrum infraeeripte eeclesie ad ser- 
vitium hahitantibus perpetue conceasit in toto diatrictu aupraacripte Epille 
et voluit iieinini, niai imperatorie nuiieatati atque prenominato marchioni 
de predieta inveetitione aeu coiweasione aubiacere debere; nus geschehen sei 
in comitatu Magttncie in curia d. E. imperatoria aub pavaUione auprn- 
acripti A. mc/axhionia vpr genannten Zeugen und vom Notar aufgezeichnet 
iuaau predicti A. marchie Verofietiaia domini et nuxrehionia.^ Auch abge- 
selien davon, dass die Markgrafen nur hie und da während der Züge des 
Kaisers im Lande waren, konnte der ganzen Sachlage nach von wirksamer 

f 

Markgraf jnit den Namen der Hansbesitsangen Untbnrg und Baden Terbunden erscheint 
(Stälin 2, 304), fehlt jedes Zengnist für eine Beziehung desselben auf die Mark Verona, 
so lange wir für diese andere Markgrafen naebweisen können. Den Hauptgrund für die 
Annahme, es habe sich nur um einen bedeutungslosen Titel gebandelt, können wir durch 
den Nachweis der Uebung markgrflilicher Rechte beseitigen; dafür muss ein neuerer, 
bestimmter begründeter Rechtsanspruch bestanden haben, den wir wohl nur in einer 
Belehnung auchen dürfen. Und in dieser Richtung dürfte insbesondere zu beachten sein, 
dass Herzog Welf 1152 wohl mit Tuezieo, 8poleto, Sardinien, dem mathildiscben Erbe, 
nicht aber mit Verona belehnt wurde; da dieses nach n. 1 Leben seines Bruders war, 
muss doK aufTallen und crklftrt sich am einfachsten daraus, dass die Mark inzwUchen 
anderweitig Terliehen war. 5. Dondi 6, 40. 6, Verci Mnrca'1« 21. Mon. Germ. 

4, 179. 8* Biancolini Not. 5b, 134. Vgl, 132, wonach Buzotns de Adroeatis die Kirche 

1176 gegründet batte. Die Echtheit der Urkunde scheint keinen Bedenken zu unter- 
liegen. ln der rorliegenden Form unecht ist jedenfalls die Urk., wonach Pabst Urban 
1186 Not. 2 in prttft4niui d, Armani Thentonici marchianU et domini Miut marchia* 
eben jene Kirche H. Giuliauo di Lepia weiht. Ughelli 5, 807; rgl. Stttlin 2, 332 n. 1. 
Aber beim Zusammengehen der Zeitdaten wire es immerhin möglich,, dass eine echte 
Aufzeichnung zu Grunde lag, welche man .später durch Einschaltung einer Menge tod 
Rirchenfürsten, deren Namen nicht zutreffen, auszuscbmücken suchte. Ganz unhaltbar 
ist freilich die Inschrift, wonach 1177 Juli 26 d, Jfennauue marchio et dominue Uyfiut 
marehiae Veronensie bei der Weihe der Kirche S. Maria Antica zu Verona durch den 
Pabst war. Biancolini Not. 2. 414. Aber solche zu Verona entstandene Fälschungen 
beweisen doch wenigstens, da.ss man dort Hermann ein Gewicht beilegte, welches uner- 
klärlich wäre, wenn es sich bei ihm nur um einen bedeutungslosen Titel gehandelt hätte. 
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LVbung dpr iiiarkgräHichert Keclitp kaum mehr die Rede sein; es fehlt defm 
auch jedes weitere Zeugniss und selbst der Titel wird von sjiätern Markgrafen 
von Baden nur noch ganz vereinzelt geführt. * 

Der .Sprengel selbst wurde aber nach wie vor als die Veroneser oder, wie 
es jetzt häufiger heisst, Trevisaner Mark, sehr gewöhnlich auch als die M:irk 
•schlechtweg bezeiclmet und, w'ie wir sehen werden, auch für die Zwecke der 
Reichsverwaltung vielfach als ein besonderes, von der Ijombardei' geschiedenes 
Gebiet behandelt, Auffällenderweise nennt sich ganz vereinzelt Azzo von 
Este 1249 dei et apoetoVee sedie fr>'aüa marchio utriueijiie marclte, fwn 
Aneontfane, quamTriidsiensie.^^ Für ejne päbstliche Belehnung, auf welche 
sich der Titel von Ancona gründet, würde hier jeder Reehtsgrund fehlen; doch 
ist auf den Ijezüglichen Ausdruck wenig Giewicht zu legen, da er sich auch 
sonst regelmässig aposloUce sedie <jratia ICstemis et AncoxUnnua mareldo 
nennt, obwolil er auch Este nicht vom l’abste hatte. Es ist möglich, dass er 
als in der .Mark begütert und als aiterkanntes Haupt der guelfischen Partei 
derselben, den Titel willkürlich annahin; möglich aber auch, dass K. Wilhelm, 
der auch sonst Reichsbeamte in Italien bestellt hat, ihm die Mark verliehen 
hat. .Später hat daun Herzog Leopold von Oesterreich, nachdem ihm Treviso 
und Ceneda 1381 von Venedig abgetreten waren, den Titel nochmals autge- 
nonmien und sich Markgraf zu Tervis genannt. 

144 . — L ässt sich nach dem Gesagten das Fortbestehen der markgräf- 
lichen Gewalt von Verona bis in die späterji Zeiten K. Friedrichs 1 verfolgen, 
so kauf) doch von einer grö.ssem Wirksamkeit derselben im zwölften Jahr- 
hunderte kaum mehr die Rede sein; wir finden hier die letzten Spuren einer 
Uebung markgräfficher Befugnisse gerade in der Zeit, wo dieselben in Mittel- 
italien erneute Bedeutung gewannen, wo das .Streben der Reichsregiemng 
sichtlich darauf gerichtet war, in grösserer. Festigung der inarkgräflichen Ver- 
bände ein Gegengewicht gegen die in den engem Kreisen des Staatslebens 
nicht hintanzuliarteude städtische .Selbstregierung zu schaffen. Wenn das hier 
nicht mehr gelang, so wird der Grund allerdings zunäch'st darin zu suchen sein, 
dass die städtische .Selbstständigkeit schon zu weit vorgeschritten war‘'und hn 
Lombardenbunde einen festen Halt gewonnen hatte. .Fragen wir aber weiter, 
wesshalb die städtische Entwicklung hier weiter fortgeschritten war, so wird 
da, von anderm abgesehen, nicht unbeachtet bleiben dürfen, dass auch schon 
in fi’üherer Zeit die Gestaltung der Mark sieh hier weniger fest und geschlossen 
zeigt, als in Mittelitalien. 

• Die Mark Verona scliloss sich nicht, wie die mittelitalienischeu Sprengel, 
an die althergebrachte .Sojiderstelhmg einzelner Reichstheile an; die altloiigo- 
bardischc Scheidung zwischen Austrien und Nenstrien, wenn sie auch wenig- 
stens annähernd der spätem Gestaltung entsprach,- war nie von grösserer 
politischer Bedeutung, hat jedenfalls später keinerlei Einfluss mehr geübt. Die 
Mark war vom Königthuinc errichtet unter Beachtung nächstliegendcr poli- 
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tisolier BediirfnU.se; uni so eher, inoclite es sich befugt halten, den Bestand 
der Mark späteren Interessen gemäss zu ändern. Und so finden wir einmal A b- 
trennungen von der Mark Verona, welche weniger dadurch, dass sie den 
Sprengel verkleinerten, als durch die Aufhebung des unmittelbaren Zusammen- 
hanges mit dem deutschen Amtssprengel des Herzogs und Markgrafen die 
Wirksamkeit der markgräflichen Gewalt wesentlich beeinträchtigen luussten. 

Dass das Gebiet von Trient anfangs zur Mark Verona gehörte, wird 
keinem Zweifel unterliegen. Bei einem Missatgerichte, welches 971 zu Verona 
für die Mark gehalten wurde, finden anr nicht blos den- Bischof, .sondern auch 
.ludice.s des Trienter Komitats 99.3 ist der Bischof dort beim Placifum des 
Herzogs und Markgrafen.^ Dann schenkt der Kai.ser 1027 dem Bischöfe 
comitatum TvUlmtinum fiini omnibm kuU pertiiimtiig et ulilitatibiin, 
qiiibiis eitm duces, eomite» sive marchionee Ivuernque beneßrii nmniue ha- 
hnv. vi'si giint; mit denselben Ausdrücken weiter die Grafschaften Vintschgau 
und Bozen. ^ Es handelt sich nicht blos um die Uelx'rtragung der Grafschaft, 
sondern auch allw' Rechte, welche die Herzoge orler Markgrafen in derselben 
Wsher übten, um eine völlige Ausscheidung von der Mark. Die verschiedenen 
Stuten der Gewalt waren hier in -einer Hand vereinigt; es findet das seinen 
Ausdruck darin, wenn der Bischof 1110 und später sich als du.r, marchio et 
comeg ipgiiig epigropatiig, dann auch sein Gebiet als dueatiig oder dwatus, 
mareldonatiis et comilatiig bezeichnet.^ Es findet sich denn weiterhin hier 
auch kein Zeugniss ftir irgendwelche Befugniss der Markgrafen von Verona. 

Ebenso werden wir Eriaul zum alten Bestände der Mark zu rechnen 
haben, insofern der Fortsetaer Regino’s gleichzeitig mit der Mark Verona auch 
die Mark Aglei von Italien trennen lässt; doch mochte bei der engen Verbm- 
dimg beider .Sprengel wenig untcrsclrieden werden, ob der Herzog von Kärn- 
then hier zunächst als Markgraf oder als Herzog gebot. Gl.aiibtc Herzog 
Adalbert 102-7 im Hofgeriohte zu Verona d.as Fodmm und andere öflentliche 
Leistungen von allen Besitzungen des Patriarchats c.r parte tpgius diieatu^ 
in Anspruch nehmen zu können, wogegen freilicli entscliieden w'm'de, dass die- 
selbea neque dtwibut, neqiie marchionibug, pequ& (^omitibiig znstÄiiden^' so 
ist nicht zu bezweifeln, 'dass ihm in den Gebieten, wo jene Besitzungen lagen, 
also insbesondere in Friaul, die herzoglichen Befugnisse zustanden. Dem ent- 
spricht es dann, wenn in ähnlichen Ausdrücken, wie wir sie bei Trient fanden, 
der König 1077 dem Patriarchen eomitainm Ferüttiü — cum omnibug ad 
reqalia et ad ducatiim pertinentia, ftoc egt placitig, eoUectig, fodro, dig- 
trietionibiig vnivergig verleiht.® Es handelte sich dabei zunächst nicht um 
die Verleihung eines Herzogthums Fnaul, sondern einer Grafschaft mit Ein- 
schluss der in derselben bisher vom Herzoge geübten Befugnisse. Wie 'zu 
Trient, drückt sich das denn iuich hier sisiter in der Bezeichnung des Gebietes 
als Herzogthum bestimmter aus; der Pabst bestätigt dem Patriarchen 1132 ; 
enmitntug, murehiam et dueatum repalihng geu Impe^'ialihug prrvileoiig 
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ecrtegiac titaf rotn'egm' ; auch in den spfitprn kaiiierlichen Bpstätlgiingw ist 
vom dtu'atM et comitatus oder auch nur dueattm Fori’udii die Jiede; 12ü9 
wird ausdriicklicli dabei bestimmt, qiwd nidli memorata iudicia vet aliqua 
ad ius dueatiis spertantia, nlsi per eitin aut sucreMcereg suog, Ureat per- 
trartare:^ Friaul und Lstrien ersclieinen noch 1238 bezüglich der hohen Ge- 
richtsbarkeit als ein durchaus' geschlossenes Gebiet, da dieselbe überall nur 
durch den Patriarchen oder die von demselben gesetzten Beamten geübt wer- 
den soll.^ Die Gewalt des Patriarchen hatte eine um so testete Grundlage, 
als ihm auch die Temporalien des Bisthums Concordia, wie der andern Bis- 
thümer seines weltlichen Sprengels, zustahden. *® i 

Zu Trient, wie Aglei, dürfte diese volle Selbstständigkeit der Bischöfe 
nicht ohne Einfluss geblieben sein auf die spätere Sonderstellung der Gebiete, 
in welchen eine starke fürstliche Gew'ält volle städtische Selbstständigkeit nicht 
aiifkommen liess, wo die ganze Entwieklung sich der deutschen mehr nähert, 
die dann w'ohl überhaupt, insbesondere Trient, nicht mehr als Theile des ita- 
lienisclten ■ Königreichs betrachtet wurden ; so wenn K. Friedrich. 1182 be- 
stiimnt, ut Tridevtiua rivltag consulihug perpetuo careai et auh epiaropi 
aui pxd>enyatione hnperio fidelia et drvata entiaiaiat, airuti et alle repni 
Teutoniri ch'itatea ordiuate dlptioarimtur.*^ 

' 145. — Von diesen Abtrennungen abgesehen scheint allerdings die Mark 
Verona insofern ein geschlossenes, Ganze gebliebeji zu sein, als mir nicht wahr- 
selieinli<-h ist, dass andere Grafschaften der markgräflichen Hoheit au.sdrück- 
lich entzogen '»•urden. .Aber die Stellung der Grafschaften- zur Mark 
scheint überhaupt eine andwe gewesen zu sein, als wir sie in den inittelitalie- 
ni.schbn Marken fanden. Hier wurden die' Grafen vom Markgrafen gesetzt, die- 
Grafschaften erscheinen als Zubehörnngen der Mark, über welche der König 
nicht anderweitig verfügt Wenn dagegen in der Veroneser Mark auch Bi- 
schöfe und (irafbii dem Markgrafen unterstehen, insbesondere, seine Gerichts- 
tage, welche er in den verschiedenen Grafschaften hält, besuchen, so scheint 
doch dem Markgrafen keinerlei Verfügung über die Grafschaften selbst zuzu- 
stehen ; der König verfügt über dieselben mit derselben Freiheit, wie -im übrigen 
Überitalien. Was die Bischöfe der Mark betrift’t, so unterstanden dieselboii, 
im Gegensätze zn den mittelitalienischen, nicht allein bezüglich ihrer Tempo- 
ralien unmittelbar demlteiche', sondern es lässt sich bei allen auch Verleihung 
oder Besitz iranzer Grrffschaften oder wenigstens gräflicher Befugnisse nach- 
weisen. Dem Bi.schofe von Vicenza schenkt der Kaiser 1001 omneiii romi- 
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tatiim Virenfhtiim nmtri üivix. so dass ?r hnboi) soll potentatem in omni 
vomitatu VU enthio secutxinm movemet cotimietudinem ditriiiu vcl comitum 
— placita, districtug tenendi hahendique lepenujue faciendi, und einen 
Missus zu bestellen, ante quem placita, leges et omnia iura et beUa mo-rt 
comitum diffiniatUur.'^ Die Erwälinung der herzoglichen Gerichtsbarkeit 
könnte es hier, allerdings nahe legen, an ei(ie Exemtion von der Mark, wie sie 
später bei Trient und Friaul stnttfand, zu denken; doch möchte ich, zumal in 
so früher Zeit, darunter doch niclit melir verstehen, als dass der Bischof mit 
denselben Befiignissen ricliten darf, wie der Herzog, wenn er in der Grafschaft 
anwesend sein würde, oline dass das die herzoglichen Rechte selbst beseitigt; 
npch lOöO fanden wir ein herzogliches Plaeitum zu Vicenfa.^ Später scheint 
sich der Bisehof nur in der gräflichen Gewalt iri>er die eigenen Besitzungen 
behauptet zu haljen, welclie ihm 1208 cum omni iure, htmore, eomitata et 
oundhug iurisdictionibus lui eoniitatum epfctuntibug bestätigt werden.* 

Der Bischof von Feltre dürfte schon früh Grafschaftsrechte besessen haben, 
falls wir darauf au.s dem l'mstande schliessen dürfeu, dass bei der Verleihung 
des Komitats Trient an den dortigen. Bischof 1027 der in demselben belegene 
Theil des Sprengels von Feltre ausgenommen wird. K. Konrad bestätigt ihm 
1140 die frühem .Schenkungen una cum eomilntu und verschiedene Rechte 
für den ganzen Umfang des Komitats; K. Friedrich wiederholt das 1184, Be- 
stimmungen bezüglich der .Stadt hinzufiigend, welche darauf berechnet waren, 
dieselbe, wie Trient, den Einflüssen des italienischen Städtewesens zu ent- 
ziehen®.; später führt derBi.schof auch den Grafeiititel.® Das später mit Feltre 
verbundene Bisthum Belluuu schenkte der Kaiser 1 156 cum toto eouütatu 
an den Patriarchen, wonach auch, der Bischof, der 1161 wieder unmittelbar 
wurde, die Grafschaft hatte.’ In einem Schiedssprüche von 1225 werden den 
Trevisanern zugesprochen alle Ger'kditsbarkeiteu, quae eplscupatug Fellri et 
Helluni et houdncg eorundem tocornm liabent—r tain iure eoniitatiifi, qtiaur 
ulioruin iurisdictionum,^ Die , bischöfliche. Hoheit hat sich hier .auch lange 
behauptet; noch 1337 behält sich der Bischof von Feltre und Belluuo liei 
Ueberti-agung der Ilauptmamischaft an Karl von Mähren vgr die Gerichtsbar- 
keit das ilisthums Feltre, .des Valsugana und der Grafschaften O.^ana und 
.Vgnedi). * Ist eine Verleihung der Grafschaft an den Bischof von Ceneda 
nicht bekiumt, so Lst dieselfit! docli nach spätem Zeugnissen nidit zu bezweifeln. 

Der Bischof w ird 1203 zwar abhäligig von Treviso, aber Wco omni eomitata 
ipsi epieropo, my dass die .Stadt permittet ipsum eo'ereere ipejim eomihttum , 
euiim; weiterhin führt dann der Bischof auch deu Grafentitel, tritt die Graf- 
schaft in einzelnen Theilen des Bisthmns an die Gemeinde Conegliano ab, 
während noch 1233 die Herren von Cainimi von ihm mit der obern und tuitern 
firafsidiaft des Bisilu|ms belehnt sind.'“ Zn Treviso fanden wir .allerdings 
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noch in staufischer Zpit weldiohp Grafen vom Reiche mit der Grafschaft be- 
lehnt'*; doch lial)on 1211 dem Bischöfe wenigstens die gräflichen Rechte Ober 
seine Besitzungen znge^tanden. Dem Bischöfe von Padua nitiss wenigstens 
in einem Theile seines Bistlmms die Grafschaft ziigestanden haben; den Ko- 
mitat Sanco tritt er 1161 dein Reiche ab*’, womit stimmt, dass er früher 
mehrfacli Gerichtssitzungen zu Pieve hält!'; noch später fiilirt er denGrafen- 
titel. '*• Zu V erona werden zwar noch 1165 und 1178 die Grafen von Sm 
B onifacio mit der ganzen Grafschaft belehnt"'; aber die Urkunden, auf wnlidie 
wir zorüi'kkominen, sind durchaus verdächtig' jedenfalls standen auch dem 
Bischöfe Grafenreclite zu. Bezügliche Ansilrücke in einem Prh’ileg von 1 154 
shkI wohl nur auf Rechte in der Grafschaft zu beziehen; 1 186 aber belehnt 
der Kaiser den Bis-chof de tato bonore et dhirietu, quod impeeii/m habet in 
epieeopatii et eomiUitn Veronae seeandim antiqunin eousuetum 

146 . — Das Bestehen der Mark hat demnach hier nicht,- wie das in 
Mittelitalieii der Fall war, die Verleihung der Grafschaft an die Bisdiofe ge- 
hindert; andererseits aber hat diese, von Trient und Friaul abgesehen, an- 
schdnend nirgends zugleich die markgräflichen Befugnisse beseitigt; gerade in 
den Bischofsstädten hielten die Markgrafen ihre Gerichtssitzungen. Nicht 
anders wird die .Stellung der weltlichen Grafen gewesen sein; sie unter- 
standen dem Markgrafen, besnehten insbesondere dessen Gerichtstage; aber 
wir finden keine .Spur, dass sie ihre Grafschaften vom Markgrafen hatten. 
Für die von Treviso konnten wir noch spätei' Reiehsbelehnungen fiacliweisen. 
AU-r auch die .Stellung der Markgrafen von Este scheint hier keine 
andere^ gewe.sen zu sein. Von Amtsbefu'gmssen steht ihnen hier sichtlich nur 
die Grafschaft Gavello zu; 1077 bestätigt ihnen der König omnes ive, que 
sitnf pOnile in eoniitatu GaveUi, liodipam usw. — et coinitatuin et arina- 
nimn et quiequid pertinet ad ipgiim eoniitatum. Während bei keiner der 
übrigen zahlreichen Besitzungen voti der Grafschaft die Rede ist; cs wird die- 
selbe Grafschaft sein, welche ihnen mx-h 1191 als Grafsdiaft Rovigo vom 
Reiclie geliehen wird ' ; der grösste Theil ihrer übrigen Besitzungen lag- in der 
Grafschaft Padua, welche ihnen nienral.s zustand; nach Urkunde von 1220 
sollten diese zwar der. Hoheit der .Stadt entzogen sein, -aber es deutet auch 
nichts auf ein geschlossenes lloheitsgobiet; die hohe Gerichtsbarkeit wird nur 
für die eigenen Besitzungen -zugestanden.* Der Markgrafentitel begründet hier 
sichtlich weder eigene markgräfliche Befugnisse, nocji wird er uns berechtigen, 
audi nur eine Exemtion des estensischen Gebietes \'on der Mark anzunchmen. 
Wenn 1013 im Placituin des Herzog und Markgrafen Verona die esten- 
sischen Markgrafen Azzo und Hugo in die Reihe der Beisitz<‘r znrücktreten, 
dagegen wenige Tage später zu Mouselice gemeinsam mit dem Grafen von 
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Padua dem Gerichte Vorsitzen*, so erscheint dadurch ihre Stellung zur Mark 
genügei)«] gekennzeichnet. 

147 . — Die unmittelbare Verfügung des Königs über die (»rafschaften 
der Veroneser Mark mag damit Zusammenhängen, dass dieses Verhältniss 
überhaupt in Oberitalien das herrschende war und dass, als die Mark gebildet 
wurde, man einfach daran festhielt Zweifellos dürfte aber in diesem Verhält- 
nisse einer der gewichtigsten Gründe zu suchen sein für die Abnahme wirk- 
samer ma('kgräflicher Gewaltübuug. Den Bischöfen gegenüber hatten die 
Städte zweifellos leichteres Spiel; der Markgrafschaft selbst fehlte ein festerer 
Halt im Lande, weil die Grafschaften ihrer Verfügung entzogen waren, ihnen 
demnach auch die Möglichkeit fehlte, Gratschaften in ihrer Hand zu halten 
und amtsweise verwalten zu lassen. Hätte den im Lunde selbst noch reich 
begüterten Welfen eine Wiederkräftigung der markgräflichen Gewalt noch 
gelingen mögen, so fehlte es den Markgraten von Baden dazu an jeder Grund- 
lage, zmnal Kaiser Friedrich I auch hier oflenbar grösseres Gewicht auf die 
Durchführung unmittelbarer Verwaltung für das Reich legte, eine lebliaft(‘re 
Förderung inarkgräflicher Interessen von ihni kaum zu erwarten war. 

Verlieren sich nun auch die letzten Spm'en einer Uebung seiner Befug- 
nisse durch den Markgrafen, so finden wir hier doch noch lange die Anschauung 
lebendig, dass es über der gräflichen nocli eine höhere Amtsgewalt gebe. Aber 
diese erscheint jetzt nirgends mehr von der gräflichen getrennt; wie beimBis- 
thume Trient in Folge ausdrücklicher E-xeiption, so mussten nun in Folge des 
Aufhörens der Uebung markgräflicher Befugnisse durch einen Markgrafen 
diese denjenigen zufallen, welchen die gräflichen Gerechtsame zustanden; wir 
finden überall ein Zusämineufallen der markgräflichen und gräf- 
lichen Gewalt Nichts anderes wird es bezeiuhoeu, wenn 1211 mehrere 
Zeugen airasagen: JSjio sclo, qnod episcopiis Tipriüsinua est dominus et 
diix, cotnes et maixhio otimiam siiarinn terrariiin, villarum et casteüoriim, 
biirporum ad episcopattirn pertinentium' ; ich glaube kaum, dass daraus 
irgend auf eine ausdrückliche E.xemtion von der Mark zu schliessen ist Denn 
ähnlichen Ausdrücken begegnen wir nun in der Mark sehr häufig; wie die 
gräflichen, so werden nun auch die höhem Amtsbefugnisse als Zubehör der 
einzelnen Besitzungen betracditet; diese werden veräussert cum diieatii et 
tnarchionatu et comitatu, oder es wird gesagt, dass dem neuen Besitzer jede 
Gerichtsbarkeit Zustehe, sicuti qnilihet coines sive dux seit marchio valet 
e.rereere^ ; Ausdrücke, welche sichtlich nichts bezeichnen sollen, als den Aus- 
scliluss jeder Gerichtsbarkeit ausser der des Reiches, ohne dass eine aus- 
drückliche Verleihung herzoglicher oder markgräflicher Befugnisse an den 
frühem Besitzer irgend anzunehmen wäre. 

148 . — Die Markgrafschaft stellte sich uns durchweg dar als eine mittlere 
Gewalt zwischen dem Königthume und der Grafschaft, welche allerdings auch 
fehlen oder, wenn wir wollen, mit der Grafschaft zusammenfallen kann, aber 


3. Antich. E.«t. I, 85. 88. 

147 . — 1 . Ugholll 5, 537. 2. Vgl. $ 130 u. 9; and sonst oft in den Urkk. bei Verci. 

rii-ker Funchimsen. 18 


Digilized by Google 



274 


Markgrufschaft. 


doch jedenfalls noch im eilften Jahrhunderte so regelmässig gestaltet erscheint, 
dass wir ihr Vorhandensein als den normalen Zustand werden fassen dürfen. 

Liegen die anderweitigen Befugnisse des Amtes unsern Zwecken fern, so 
bieten gerade für eine genauere Feststellung der richterlichen Gewalt 
des Markgrafen die Quellen sehr wenig Anhaltspunkte. Unzweifelhaft hat 
der Markgraf in seinem ganzen .Sprengel zunächst dieselbe Gerichtsge«-alt, 
wie der Graf in seiner Grafschaft, konkurrirende Gerichtsgewalt mit allen 
Grafen. Ist der Markgraf in der Grafschaft anwesend, so sitzt er auch dem 
Gerichte vor, entweder gemeinsam mit dem Ortsgrafen, oder so, dass dieser 
unter die Beisitzenden zurücktritt. ' Es wird weiter nicht zu bezweifeln sein, 
dass manches ausschliesslich dem Gerichte des Markgrafen Vorbehalten war. 
Aber bestimmtere Zeugnisse finde ich nur dafür, dass sein Gericht der bevor- 
zugte Gerichtsstand für manche Personen war. K. Otto bewilligt 998 einem 
Diakon zu Verona und dessen Brüdern: ut nullius placitnm cuslodiaut nec 
(ul legem faciendam se ante presenciam alicuius pi'esentent, tiisi ante nos 
aut ante nostrum dueem^; ist damit die gräfliche Gerichtsbarkeit ausge- 
schlossen, so ist doch ausser der königlichen auch die des Herzogs oder Mark- 
grafen von Verona Vorbehalten. .So verleiht 1160 Welf als Markgraf von 
Tuszien den Domherren von Pisa das Recht, dass sie nicht vor Gericht ge- 
laden werden sollten nisi in curia nostra.^ Nach Analogie der entsprechen- 
den deutschen Verhältnisse würden wir auch anzunehmen haben, dass ein im 
Gerichte des Grafen gescholtenes Urtheil an d;is des Mai'kgrafen als des 
nächsthöhern Richter zu ziehen gewesen sei ; doch ist mir ein sicherer Beleg 
dafür nicht aufgefallen.- Das Uauptgew'cht wird wohl weniger auf eine schärfere 
Abgränzung der Kompetenz zu legen sein, als darauf, dass die Gewalt des 
Markgrafen eine an und für sich stärkere und örtlich ausgedehntere war, dass 
man das Recht, welches der Graf nicht schaffen wollte oder konnte, noch t)eim 
Markgrafen zu erlangen hoffen durfte, ohne genöthigt zu sein, sich sogleich an 
das Reich zu wenden. 

148 . — 1 . Vgl, S 1 17 n, !t, II. 2, Böhmer Aela 8. Ugfielli 3. IfÜH. 
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B. VORSITZENDE IM HOFGERICHTE. 


XIII. REICHSGERICHTSBARKEIT. 

149.— Als Reichsgerichtsbarkeit im weitesten Sinne würden wir jede 
öffentliche Gerichtsgewalt, also auch Grafschaft und Markgrafschaft, bezeich- 
nen können, insofern dieselbe im Gegensätze zu der auf dem Eigenthum und 
andern privaten Herr.schaftsverhältnissen beruhenden überall auf Verleihung 
durch das Reich zuriickgeht. Im engem Sinne verstehen wir darunter als dritte 
und höchste Stufe die Gerichtsbarkeit, welche dem Könige und den ihn un- 
mittelbar vertretenden Richtern entweder ausschliesslich oder doch konkur- 
rirend mit den zur Uebung derselben an mid für sich befugten ordentlichen 
Richtern Vorbehalten ist. 

Sehen wir zunächst auf das letztere, so hat der König, wo irgend er 
persönlich anwesend ist, konkurrirende Gerichtsbarkeit mit allen 
andern Richtern, kann jederzeit in ihre Stelle eintreten. Bei Otto von Freising 
fanden wir das allgemein ausge.sprochen ' ; in Einzelfällen wird bei Verleihungen 
der Gerichtsbarkeit die königliche nicht selten ausdrücklich Vorbehalten. So 
besonders bestimmt, wenn K. Heinrich 1186 der Stadt Lucca die volle Ge- 
richtsgewalt zugesteht, aber mit dem Vorbehalte: Item volumus, ut si pater 
ac daminiis noster Fr. Jtomanorum Imperator vel nos in civitate vel epis- 
copatu I/Hcano fiierimtts, regiae tnaiestatis exerceamiu iurisdietionem et 
omni quaerimoniam nwventi secundum rationein et iustitiam saligfacia- 
mus non ohstante predicta conceaaione, idem ins suceeesoribua nostris im- 
peratoribus ac regibus reservantea.^ Einen schon bei Anwesenheit des Königs 
im Lande wirksamen Vorbehalt finden wir 1183 im Konstanzcr Frieden und 
gleichlautend 1219 in einem Privileg für Parma; Streitigkeiten Uber Reichs- 
lehen sollen durch die Pai-es der Stadt und des Bisthums entschieden werden 
dürfen, niai noa in Lombardia fuerimua; tune enim in audientia noatra, 
ai nobia placuerit, cauaa agitabitur.^ Und was vom Könige gilt, gilt jeden- 
falls auch von denjenigen seiner Stellvertreter, welche er zur Ausübung aller 
königlichen Rechte ausdrücklich bevollmächtigt hatte; wo ein solcher Königs- 
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bote anwesend ist, sehen wir ihn aucli allein oder gemeinsam mit dem Orts- 
richter dem Gerichte Vorsitzen.'* Auch in den sizilisuhen Konstitutionen ist die 
konkurrirende Gerichtsbarkeit des GrosshoQustitiar bestimmt ausgesprochen; 
wohin er kommt, imtitiarhia rcgionum — stiere debebit, nt puta minori 
lumine per luminare ntaiiis siiperveniena obsciirato.^ 

Konnte jede Saclie, auch die, zu deren endgültiger Entscheidung der 
niedere Richter an und für sich durchaus befugt war, vor dem Könige oder 
seinem Boten entschieden werden, so scheint man gerade in Italien sich be- 
sonders hänfig unmittelbar an das Reich gewandt zu haben. Unter welchen 
Voraussetzungen das gestattet war, ob die alten Vorschriften des longobar- 
dischen wie des fränkisclien Rechtes, welche das an Vorbedingungen knüpften •*, 
später noch beachtet wurden, dafür fehlen mir bestimmte Zeugnisse. Kommen 
auch Fälle vor, dass eine im Reichsgerichte anhängig gemachte Sache zur 
schliesslicheu Entscheidung dem Ortsrichter überwiesen wurde“’, so finde iidi 
das wenigstens nie dadurch begründet, dass dieselbe dem ordentlichen Richter 
nicht hätte entzogen werden dürfen. In den sizilischen Konstitutionen K. Fried- 
richs n wird dann allerdings genau bestiaunt, wann man sich an das Gross- 
gerichtwenden dürfe®; aber wir sind nicht berechtigt, das auch für das frühere 
llofgericht für Italien als massgebend zu betrachten. Doch waren gewiss auch 
hier Vorkehrungen getroffen, um einer Ueberhäufung mit geringtugigen Sachen 
vorzubeugen, wohl in der Weise, dass es bei .Sachen, welche an und für sich 
nicht vor das llofgericht gehörten, einer ausdrücklichen Erlaubniss zur Ein- 
bringung bedurfte; so erzählt der Geschiclitschreiber Landulf der Jüngere, 
dass er,, als K. Lothar zu Roncalia zu Gerichte sass, vom Herzoge Conrad 
von Schwaben lieentiam lamentandi ad hnperatoran erhielt, der dann die 
.Sache befürwortend an die Konsuln von Mailand verwies. ® Eine strenge Gränze 
wird schwerlich eingehalten sein, da nicht selten verhältnissmässig geringfügige 
Sachen vor dem Reiche entschieden ■wurden , ohne dass Fälle vorzuliegen 
scheinen, bei welchen eine Uebergehung des ordentlichen Richters nöthig ge- 
wesen wäre. 

160. — In manchen Fälleii ergibt sich freilich, dass ein Bedürfniss 
zum Eingreifen der Rcichsgerichtsbarkeit auch bei solchen .Sa- 
chen vorlag, zu deren Entscheidung an und für sich der ordentliche Richter 
befugt gewesen wäre. Der Fall verweigerter oder verzögerter Justiz 
wird als soldier in der .karolingisclien Gesetzgebung mehrfach betont. Im 
J. 845. wendet sich ein Abt mit einer Klage gegen in der Grafschaft Trient 
whnende Hörige, xmde in ipso comitatii iusticiam mhtime habere potui- 
tnus, unmittelbar an den König.’ Den Genuesern wird 1164 der Gerichts- 
stand vor den Richtern zu Genua zugesichert, welche aber auf Verlangen des 
Kaisers die Sachen in- angemessener Zeit erledigen sollen; qnod st nolaeritif, 

148.—] 4. VgL pben § 117 n. 8. 10. 12. 6. Huillard 4, 50. 6. Vgl. WaiU V.G. 4, 402; 
.Schupfet 225, wo überhaupt alles, was die Reichsgerichtsbarkeit unter den longobardischen 
Königen betrifft, sorgfältig Kusammengestellt ist. 7. So 827. 858: Mon. patr. fh. 1, 34. 
Anüq. It. 3, 1033. 8. Huillard C, 158. 9. .Script, It. 5, 518. 
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antf nn/> tpsa in^fitia fn kaiserlichen Urkunden 1 178. 1195 wird dem 

Airard von Robliio die (rcrichksbarkoit ülier seine Leute bestätigt, aber Vor- 
behalten: si ipne vel hen\{ex ei ux iuxHtiam de hominihii» -giiis facere oh- 
inixerhit, lepalux noxter iuxtitiam de eJx faeiat.^ 

Ein anderer Fall ist der ungenSgender Macht des ordentlichen 
Richters. So wird bei Anstellung der Klage im Reichsgerichte wohl be- 
merkt, das.s man .sie bereits vergeblich beim (irafen eingebracht habe.* Oder 
e.s heisst 1 163 in kaiserlicher Urkunde für Giibbio: Considex qnoque — faeer« 
debent iuxtitiam in ciritate et in dixtrietii eiiix — ; et xi faeere rton pote- 
ratit, imperinlix nnxtri niineii au.riliiiin petant et xeeiim pariter faeiant.^ 
Insbesondere gehört weiter hieher der Fall wirklicher oder doch vermeint- 
licher l'ngerechtigkeit eines Urtheils des ordentlichen Richters. Die 
Berufung vom Spruche desselben an den König oder dessen Boten wird in der 
karolingischen Ge.setzgebung mehrfach erwähnt.® Auch linden sich Einzelfalle; 
801 wendet sich ein im Gerichte des Bischofs unterlegener Priester an den 
Kaiser^; 88(1 wenden sich Personen, welche im Grafengerichte dem Kloster 
Novalaise als Unfreie zugesprochen wurden, an das Hofgericht, welches nach 
neuer Verhandlung den .Spruch bestätigt.® Doch geschieht in den ältem Ge- 
richtsurkunden der Befufung von einer gerichtlichen Entscheidung selten Er- 
wähnung. Erst mit den Aendeningen des Gerichtswesens ira zwölften Jahr- 
hunderte scheint sich die .\ppellation an den Kaiser, welche jetzt sehr 
häufig bei Einzelfallen wie bei allgemeinen gesetzlichen Feststellungen erwähnt 
wird, im Anschlüsse an die Sätze des römi.sehen Rechts bestimmter gestaltet 
und geregelt zu haben. Die .\ppellationen an den Kaiser waren spater gerade 
der Gegenstand der Reii-hsgerichtsbarkeit, der am bestimmtesten Vorbehalten 
blieb, während übrigens insbesondere die .Städte die Hebung einer konkurri- 
renden Reichsgerichtslwirkeit möglichst zu beseitigen suchten. Durch den Kon- 
stanzer Frieden scheint dieselbe, bis auf die Appellationen, ausgeschlos.sen zu 
.sein; bestimmter noch, wenn 1219 an Alba die volle Gerichtsbarkeit verliehen 
wird, ita qnnd nidliix ipxiiix ciinx ab ordinario rel delepalo aliqiin (iiidire) 
ante primam xententiam trahi poxxit ad aliud trihunal pro eauxa ririK 
rel criminali, nullusque ex aliqua delepatione velenmmixxione enntra. civem 
rel Itabitantem ..-1//>nc xea fnrenxem ibidetn delinquentem, pro cauxn xeu 
delicto in inrixdictione, ßmhux xeu territorio dietae civitatix eommixxo, 
nixi xolnx potextax eiaxque ricariiix rel colla.teralix, iurixdictionein exercero 
rtileat, rrimine laexae maiextatix duntaxat excepto.^ 

151 . — Es schliesst sich dem an der h'all der Unbilligkeit eines 
Urtheils, gegen welches ein ordentliches Rechtsmittel nicht mehr gestattet 
ist und imi Restitution gebeten wird, ln früherer Zeit ist mir dahin Gehöriges 
nicht aufgefallen; und auch aus der staufischen Zeit kenne ich aus den Reichs- 
gerichten keine Fälle einer auf den gesetzlichen Voraussetzungen beruhenden 
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Restitutio in integrum. Es gewinnt nun .iber die Lehre, dass der Kaiser nicht 
an die Gesetze gebunden ist, immer mehr imd mehr festen Bodeu, und wir 
finden wohl Verfügungen des Kaisers, bei welchen dieser aus Gründen der 
Billigkeit vom strengen Rechte absieht. .So wenn der Kaiser 1162 wegen 
übermässiger Verschuldung der Kirche von Como, und damit dieselbe den 
Reichsdienst leisten und der Bischof den nöthigen Unterhalt finden könne, die 
Kirche von jeder Zinszahlung befreit und alle Schulden derselben, welche nicht 
erweislich für den Reichsdienst oder den Nutzen der Kirche eingegangen sind, 
überhaupt vernichtet'; wie auch 1163 der Legat Reinald wegen Verschuldung 
eines Stiftes dasselbe für die Dauer eines Jahres von Erfüllung aller, auch der 
eidlich eingegangenen Verpflichtungen entbindet.^ 

Derselbe Gesichtspunkt wird massgebend sein müssen, wenn wir mehr- 
fach Fälle der Kassation eines rechtskräftigen Urtheils durch 
den Kaiser finden. Es handelt sich dabei zunächst um schiedsrichterliche ür- 
theile. Ciegen den .Schiedsspruch gibt es kein ordentliches Rechtsmittel; die 
Partei unterwirft sich ihm unbedingt, er ist rechtskräftig, auch wenn er dem 
Rechte nicht entspricht; seine Einhaltung ist regelmässig verbürgt durch Ver- 
pflichtung zu einer hohen .Strafe im Falle der Nichtunterwerfung oder Ver- 
letzung. War diese wohl durchweg so hoch gegriffen, dass nicht vorauszusehen 
war, es werde jemand sie zahlen, um dadurch von Einhaltung des Urtheils 
entbunden zu sein, wie das römische Recht das gestattete*, so wird auch darauf 
in. den Kompromissen ausdrücklich verzichtet; auch nach Zahlung der .Strafe 
solle der .Schiedsspnich seine Kraft behalten, abennalige Verletzung abermals 
gubüsst werden.' Ueberdies war es vielfach der Brauch, sich eidlich zur Ein- 
haltung zu verpflichten. Es ist erklärlich, wenn die Kaiser einem Brauche, 
welcher eine Appellation an sie ausschloss, nicht geneigt waren. Es ist ebenso 
erklärlich, wenn unterliegende Parteien trotz der eingegangenen feierlichen 
Verpflichtungen durch den Kaiser zu einer Restitution oder günstigem Ent- 
scheidung zu gelangen suchten. Dann galt es aber nicht allein, das Urtheil 
selbst für ungerecht und unkräftig zu erklären, sondern die Partei auch von 
Verpflichtungen, welche sie ungezwungen und unbedingt eingegangen war, und 
von dem etwa geleisteten Eide zu entbinden. Eine Berechtigung des Kaisers 
scheint man im Einzelfalle wohl daraus aligeleitct zu haben, dass die Parteien 
zu solcher Verpflichtung nicht berechtigt gewesen seien. So erklärt K. Hein- 
rich 1193, qiwniain coffnitiones et di/ßnitiones questionum et controver- 
siariiui, que inter civitates invicem vel alias personas adversits dritates 
imperii suhoriuntur, ad culmen tantum spectant inqieriale, ratum höhere 
non volumus, quod ab aliqito vel ab aliquibits sine nostro statuitur tnan- 
dato, und daher imperiali auctoritate ex toto et ex certa scientia inßnna- 
miis, cassamits atqiie in irrition deduchniis — senteneiam sive arbitriun» 
sive ptreeepfum, welches genannte Schiedsrichter zu Ungunsten der Stadt 
Treviso gegeben hatten.® Es wird darin kaum etwas anderes zu sehen sein, 

151. — 1. Ughem 5, 291. S. FrUi 2. 66. 8. Not. 82 c. 11. 4. Vgl. t. B. die 
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als eine Besohi'mijiiinn eines dem strengen Rechte iiiclit entspreclienden Vnr- 
gelieas; hatten die .Städte aiicli ihren urdentliclien Gei’iohtsstand vor dem 
Reiche, so ist docli nicht abzusehen, wie sich daraus ein Ilindcrniss, Streitig- 
keiten durch Kompromiss auszutragen, ergehen soll; und es ist das weder 
sonst thatsäehlich beachtet, noch später bei ähnlichem Vorgehen des Kaisers 
geltend gemacht Bei Kassation eines gegen Asti fiir Alessandria durch Mai- 
land gefällten .Schiedsspniches 1232® sucht der Kaiser die Schwierigkeit des 
geleisteten Kides zu beseitigen durch fkdtendniachung der Gesetze seiner Vor- 
gänger, wonach es verboten sei Kompromisse eidlich einzugehen; es wird die 
bezügliche Novelle Justinians' gemeint sein, woraus sich aber doch nur das 
Verbot, nicht die Unverbindlichkeit des dennoch geleisteten Eides ergibt, wäh- 
rend der Kaiser daraufhin erklärt, rohimim pmedictuni meramentum firva 
tiüquaa non luihav. Damit waren nun freilich nicht auch .Spruch luid Strafe 
an und für sich beseitigt, von denen der Kaiser sagt: de plenitudine nuUe- 
stettia noaire e,r. certn aeienfia pnmlictum arbitriam — deeernimHa irritum 
et inane, atipiilationein penalem et penain in dirto cunpromiaso adiectam 
et eeaaioiieiii penitua irritantea. .Seine Berechtigung dazu leitet er nicht ab 
aus der, nebenbei allerdings betonten Utibilligkeit des .Spruches, sondern wäh- 
rend er sich einerseits auf die Treue der Stadt ^ksti gegen das Reich bezielit, 
wird als entscheidender Grund angegeben: Cnin etiim Alexandrini et Me- 
diolanenaea in nMiestatem noatram, quae eat lex animata in terria et a 
qaei inra eivilia oriuntnr, eomntiaeHnt, non eat dipnion, nt ab hiia et de 
hiia, qiii auetoritate iiiria eivilia nitnntiii', aiixiliutn luti>eant vel /avoretn, 
et ideo omue anxilinin aetionia, exeeptionia itiria vel faeti, replicationia, 
qnod oeeaaione dieti conprotniaai eomune Alexandrie vel Mediolani conr- 
aeqni potmaaent, eia penitua denefjamua; Asti soll in den Stand vor. dem 
Kompromisse re«tituirt sein. Es ist ungewiss, ob damals iui April bereits der 
Reichsbann über jene .Städte verhängt war; jedenfalls stützt sich der Kaiser 
nicht auf diesen. Ganz älmlich lagen die Verhältnisse 1226 bei Kassation 
eines für Bologna gegen Modena schon 1204 geschehenen Schiedssprüche**; 
auf eine Rechtfertigung, geht der Kaiser hier gar nicht ein, er kassirt einfach 
de plenitudine poteatatia noah'e et apeeiali pratia, qiuiin habemua ad ipaoa 
( Mutinenaea), und fallt selbst eine ihnen günstigere Entscheidung; die lom- 
bardischen .Städte witfcn damals im .luni noch nicht gebannt, aber Bologna 
stand allerdings dem Kaiser gegenüber. 

Danach werden wir etwa anzunehmeii halien, dass cs ge.setzlich auch 
dem Kaiser nicht Zustand, einen .Schiedsspruch zu kassiren und von den be- 
züglichen Veqidichtungen zu entbinden; d;iss aber allerdings der Kaiser, so 
weit inan ihn als nicht an das Gesetz gebunden betrachtete, de plenitudine 
poteatatia das dennoch thun konnte und es thaf, wenn da* seinen politischen 
Interessen entsprach, wie das in den beiden letzten Fällen ziemlich unverblümt 
gesagt ist. 


ti. Bilhmer Acta 263. 7> Not. 82 c. 11. .^ocb Bulgarus $ 2 S. 15 enrähnt d*s Tsrbot- 
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Handelt es sich um die Behauptung der Ungültigkeit eines Ur- 
t h e i I s , so konnte diese allerdings in jedem Grerichte geltend gemacht werden. 
Aber die Nichtigkeitsbeschwerde konnte sich doch auf Gründe stützen, deren 
Anerkennung wohl nur in den Reichsgerichten zu erwarten war. So erklärt 
K. Heinrich 1187 zu Gunsten des Klosters .S. Marino und Leo zu Pavia: 
Sententiam itaquf, quam O. quondam Mantuanus epigeopu» ex mandato 
pape Urbani tercii dedit contra ipsam ecclesiam regia auctoritate cassx- 
mu8, gtatusnteg, ut iUa sententia niiUntn eccleme faciat preüulicium, pre- 
gertim cum pape Vrbani non interfuerit de hiig, utpote de rdnig hnperii, 
aliquo modo digponere, et cutn etiam Ferrariengeg adversarii ecclesie tunt 
proscripti /iierUnt et imperiali ac regali banno innodati.^ Die Form kt 
übrigens auch hier, wie in dem erwälmten verwandten Falle von 1 193, die 
einer Vernichtung des ungültigen ürtheils, nicht einer blossen Erklärung, dass 
es an und ffir sich nichtig gewesen sei. Anderweitig finden wir allerdings in 
der nächstfolgenden Zeit Beispiele, dass in Reichsgerichten einfach die Nullität 
ausgesprochen wird"’, während dann wohl auch wieder da, wo der Ausdruck 
angewandt wird, doch noch von Vernichtung des nichtigen Ürtheils die Rede 
ist; so wenn 1210 im Hofgerichte geltend gemacht wird, predietas gententiag 
non debere executioni mandari, immo esse tanquam nullag annichilandag 
et caseandag . ' ' 

152. — .Schliesslich ist hieher auch noch der Fall der Rechtsun- 
sicherheit zu ziehen, so dass da, wo ein Gesetz fehlte oder dasselbe zwei- 
felhaft war, die .Sache zim Entscheidung des Königs zu bringen war. In den 
Edikten der longobardischen Könige .scheint das nirgends bestimmter ange- 
deutet'; wird der Richter, der confm leerem urtheilt, unbedingt für strafbar 
erklärt, dagegen deijenige, welcher per arbitrium urthcilt, auch im Falle der 
Ungerechtigkeit des Ürtheils nur dann, wenn er sich nicht vom Verdachte der 
Böswilligkeit oder Bestechung reinigt^, so wird das eher dafür sprechen, da.ss 
der Richter bei einer Lücke der Gesetzgebung seinem eigenen Rechtsbewusst- 
sein folgen durfte. Dem fränkischen Rechte ist ein Eintreten des Königs in 
solchem Falle nicht fremd. Nach Angabe Hinkmars hatte der Pfalzgraf, wenn 
eine gesetzliche Bestimmung fehlte oder diesell>e mit dem Chiistenthume un- 


Ifil. — ] 9. Zacharia Anecd. 239. 10 . Beilagen tod 1193 MUrz 12 und 1211 Jan. 10. 

11. Mitlarelli Ann. 4, 306. 

152 . - 1 . BetbmaDn SUdtefr. 71 besieht die Angabe in den longobardischen Ge> 
»etxen (Ed. Liütpr. 25. 26. 27). dass Sachen, welche der Richter dtlib^art potest, 

an den König zu bringen seien, auf Unwissenheit des Richters und entnimmt daher einen 
Grund für das Fehlen von urtheilenden .Schöflen bei den I>ongobarden. So sehr mir meine 
Untersuchungen im allgemeinen .«teine Auna.ssiing de«i longobardischen Gerichtswesens be- 
stätigten, .so glaube ich mich hier doch der Ansicht derjenigen anschliessen zu müssen, 
welche die Stelle auf mangelnde Befugniss des Richters beziehen. Vgl. He^l. 1, 471; 
Schupfer 363. Son.st würde auch die ganz entsprechende Wendung in königlichen Urkunden 
▼on 820. 833. 853 (Fatteschi 287. Antiq. It. 1, 459. Mcm. di Lucca 5b, 420), wonach 
Sachen, welche die Missi an Ort und Stelle minitne di/ßnire oder deUberare posmnt^ an den 
König zu bringen sind, auf Unwissenheit der Richter zu beziehen sein« was hier noch we- 
niger statthaft erscheinen dürfte. 2» Ed. liutpr. 28. 
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vertrüwfich .schien, die Sache an den König zu bringen.^ ln einem in die spätefe 
Re^nsion de.s Papien.ser Rechtsbuches aufgenommenem Kapitular heisst es 
dann ganz allgemein von den Richtern: Tantum secnndum scripturani'id- 
dietnt, nt nuUatenus auJeant secnndum arhitrium suum iudicare, sed 
dieant pleniter lepem scripUitn ; de quo autem non est scripta, hoc nostro 
consiUo habeaturd 

Das.s das später so gehalten wurde, dafiir sind mir aus den Gebieten 
vorwiegend longobardischen Rechts keinerlei Zeugnisse bekannt geworden. 
Dagegen findet sich 998 ein Fall zu Rom. Der Vogt des Abts von Farfa ver- 
langt nach longobardi.sehem Recht gerichtet zu werden ; der Vorsitzende Trägt 
die Judices um da.s Recht, welche aber antworten: Certe isla res nobis in 
dubio est; sed in providenfia sit domni imperatoris. Der Vorsitzende be- 
gibt sich dann zum Kaiser, welcher ihm befiehlt, das Verlangen zuzugestehen, 
wenn durch Urkunden, Eid oder Zeugen bewiesen werde, dass das Kloster 
früher hach longobardischem Rechte gerichtet worden sei.® Es wird weiter 
auf die schon besprochene, 1047 in der Romagna erfolgte Entscheidung K. 
Heinrichs III Uber die Leistung des Eides durch Geistliche hinzuweisen sein, 
welche ausdrücklich durch Zweifel der Rechtsgelehrten motivirt wird.® 

Im zwölften Jahrhunderte ist mir in dieser Richtung nichts aufgefallen, 
als dass K. Friedrich 1159 allen Richtern mit Strafe droht, welche eine be- 
stimmte Verfügung nicht beachten, eine gegen dieselbe verstossende Klage 
annehmen, vel sub quodam ainbipuitatis colore ail nos retulcrintd Jeden- 
falls war es in weiterm Umfange nicht üblich, sich bei Rechtsunsicherheit an 
den König zu wenden. Je allgemeiner jetzt erwähnt wird, dass der Richter vor 
der Entscheidung den Rath von Rechtsgelehrt'en, auch wohl von fremden Ge- 
richten einhülte, um so beweisender wird in dieser Richtung der Umstand sein, 
dass, so weit ich sehe, in solchen Fällen weder der König, noch das Hofgericht 
jemals genannt werden. 

In den sizilischen Konstitutionen K. Friedrichs 11 ist dann allerdings 
mehrfach der Fall bestimmt vorgesehen, dass der Richter im Einzelfalle nicht 
weiss, was Rechtens ist; er wird daher, si cause dubietas hoc requirat oder 
si noi'us Casus emerkerit, angewiesen, sich an den Kaiser als Quelle alles 
Rechtes um Entscheidung zu wenden*; und zwar auch der Grosshofpistitiar, 
während dieser seinerseits angewiesen ist, den niedem Richtern, welche sich 
mit Recht. sbedenken an ihn wenden, liath zu ertheilen.® In dieser Consultatio 
principls wird aber doch zunächst nur eipe unter Einwirkung römischrecht- 
licher Begriffe ausgebildetc Eigenthünilichkeit de.s sizilischen Rechtes zu 
sehen sein. 

153. — Es gibt weiter eine^ausschliessliche Gerichtsbarkeit 
des Reichs; viele Fälle .sind nicht blos ausmahmsweise, .sondern überhaupt 
der Entscheidung durch andere Richter entzogen, und dem Gerichte des Königs 
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oder seiner unmittelbaren .Stellvertreter voii)ehalten. Es handelt sich dabei 
um eine ausschliessliche Kompetenz entweder bezüglidi bestimmter .Sachen 
oder l)cstimmter Personen. 

Dem königlichen Gerichte vorbehaltene »Sachen werden in der ka- 
rolingischen Zeit mehrfach erwähnt. • Auch später hat es solche gegeben ; 
doch finden wir in den Urkunden nur selten bestimmtere Hinweisungen, wobei 
freilich zu beachten ist, dass es sich da vorzugsweise um Strafsachen ge- 
handelt haben wird, über welche uns nur wenige Beurkundungen vorliegen. 
Bei Bestätiguirg der Immnnität für I.odi 975 bestimmt der Kaiser im allge- 
meinen, dass alle Rechtssachen der Hintersassen der Kirche vor dem Bischöfe 
mit gleicher Rechtskraft, wie in den öffentlichen Gerichten entschieden werden 
können, fügt aber hinzu: S! vero aliqiui ffraris fontenüo in hia iUdeni orla 
fiiarit, itnjyeriali rrnaemiia reei’i'vandum dittnoaemtiM, id est ad pala- 
tiiim.^ Unter K. Friedrich B finden sich auch abgesehen von den sizilischen 
Konstitutionen 'bestimmtere Zeugnisse; so bevollmächtigt er 1239 den Legaten 
ausdrücklich zur Entscheidung derjenigen .Strafiallc und Civilsachen, qiutruin 
cognitio, ai noa praeaentea eaaenuta, adnoatrum iudleiitm pertiiu’ret; 1244 
gesteht er den Rektoren von Montepulciano die Kriminalgerichtsbarkeit zu, 
niai criithinia hnmanitaa e.rigat vel inata caiiaa rcipilrat, qiiod de ipaia in 
noatra vel generalis viearii caria eognoacaliir.^ .Sicher waren wold zu jeder 
Zeit die Hochverrathsfiille der Entscheidung des Reichsgerichtes Vorbehalten; 
lässt sich für frühere Zeiten nur der Umstand geltend machen, dass sie that- 
sächlich nur in den Reichsgerichten verhandelt werden, so sind nach den Kon- 
stitutiomm K.. Friedrichs 11 alle Klagen de erimine lese mniesialia nostre 
ausdrücklich der Entscheidung des, wie wir sehen werden, später auch für 
Italien kompeteuteu Grosshofgerichtes vorUdialteiH ; 1219 wurde der .Stadt 
Alba die volle Gerichtsbarkeit- bezüglich aller Civil- und Kriminalsachen in 
erster Instanz zugestanden, eriynine lese niaieatatis dunta-rat e.eeepto.^ 

Was Civilsachen betrifft, so waren Fiskal Sachen schon in karo- 
lingischer Zeit entweder ausschliesslich dem Gerii.dite des KOnigs Vorbehalten 
oder wenigstens gestattet, sie durch Uebung des Reklamationsrcchtes dem 
ordentlichen Richter zu entziehen.® Auch später werden sie den Reichsge- 
richten vorlrehalten gewesen sein. Wie wir schon früher einen Fall erwähnten, 
dass der König 1187 das Urtheil eines päbstlichen Delegirten kassirte, weil 
dem Pabste de rehua iinperii keine Gerichtsbarkeit zustehe% so veiweist es 
K. Friedrich 11 1223 dem Abte von S. Sisto, dass er wegen der an Cremona 
überlassenen Rcichsgüter Luzzara und Guastalla- beim Pabste geklagt habe,. 
eiiin de ralione iinperii qnestiones huiusmodi, presertim de rebns regaU- 
htta, deheant in noatra curia ventilart; er befiehlt ihm daher, eine etwaige 
Klage eoram noatra euria einzubringen; nee ea, qaead imptudum apeetant, 
ad forum indebitum trahas.^ ln seinen Konstitutionen finden sich dann die 
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strengsten Vorbelialtc; alle Klaf'on ttegon den Fiskus sind von den sizilischen, 
wie vun den Rcichslieaniten an den Grosslinljustitiar abzugeben; aber auch 
dieser entsclieidet unmittelbar nur, w’eun es sicli um Schulden, Mobilien und 
unbedeutende Immobilien handelt; sonst ist die Sache dom Kaiser selbst vor- 
zulegen. ^ 

Verblieben in älterer Zeit die prozessualischen Vorrechte auch dem an 
Vasallen gegebenen Krongute, so wurde später selbst in den Zeiten geringster 
Wirksamkeit der königlichen Gewalt anerkannt, dass über Reichslehengut 
nur vor dem Könige zu streiten sei. Als 1 140 die Grafen von Seprio wegen 
Grundbesitz vor den Konsuln von Mailand angesprochen wurden und sie sich 
darauf beriefen, dass es kaiserliches Lehen sei und sie desshalb twn debere 
Stare in placito, ni»i ante hnperatorem, erfolgte auch der Spruch der Kon- 
suln dahin, quod ante impej'atoi'emhoe indieium dlfßnfatiir.*" Doch dürfte 
sich das zunächst auf Verleihungen zu Lehenrecht beschränkt haben; denn bei 
Verleihungen, bei welchen lehenrechtliche Verpflichtungen nicht erwähnt wer- 
den, wird der Gerichtsstand vor dem Kaiser wohl ausdrücklich \ind ausnahms- 
weise zugesichert. tSo verleiht 1169 der Kaiser seinem Kaplan Gottfrid von 
Viterbo und dessen Brüdern den Palast zu Viterbo und bewilligt für den Fall, 
dass sie wegen des ihnen vom Reiche Verliehenen gerichtlich angesprochen 
werden, liceat eis statim habere fori nostri e.rceptionem, ita videUcet, quod 
in talibus eausis nitsquam alkui respondere, nisi in presentia nostra vel 
sweesaorum noairorum cogantur, et nostra vel auceeaaorum nostrorum 
voeatione ad iudicium evoeentur; cum. mim fidelea noatri in huiuamodi 
imliciia nonnunqiunn anleant preiudicio et iniurla pregravari, nuilumua 
istorum iura illeaa aervari , quam poat causam vulneratam remedium 
querere. ' ' Bt.i Bestätigung der Gerichtsbarkeit eines Hofes für den Mark- 
grafen Cavalcabb 1196 droht der Kaiser jedem mit Infamie, der eumlem 
fidelem noatrum corain aliquo iudicum, e.ccepta noaU'a maieatate, super 
lyremeniorate curtia iuriadictione in causam trahere preaumpscrit.^'^ Dem 
Reichslehengute werden wir in späterer Zeit das (iut der Reichskirchen 
gleichzustellen haben. Finden wir in älterer Zeit auch Streitigkeiten ül>er 
Kirchengut häutig im ordentlichen Gerichte verhandelt, so konnten solche doch 
wenigstens von den bevorrechteten Kirchen auf Grundlage des Reklainations- 
rechtes und des Inquisitionsrechtes, dessen Uebung eine besondere königliclm 
Vollmacht voraussetzt'®, immer an die Reichsgerichte gebracht werden. Da» 
von der Krone selbst geschenkte Gut genoss noch später prozessualische Vor- 
rechte; dem Abte von 8. .Sisto zu Fiacenza gestattet der Kaiser 1185, alle 
■seiner Kirche entfremdeten Besitzungen, welche derselben von Königen und 
Kaisern geschenkt wurden, ohne Rücksicht auf irgendwelche Verjährung zu- 
rückzuverlangen. .Solche Vergünstigungen konnten dann wohl nur im Reichs- 
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(jprichti* zurftpltung gchrachf werden; den Mönchen von Xonantnla wird 1 144 
vom Könige gestattet, ut et dietraetas possessionen recollipant et de hiis 
poesemionibit«, que infra cc. nnnos eceleaie ablate »iint, noetra freti aue- 
toritate iudieiumet iustitiam curie e,rposeant; hee noa /den fieri iiiaaiintia, 
ne /’el regnnmvel eecleaia Nnnantulana detrimentum atd iurla patiainr.^^ 
Einzelnen Kirchen wird der hevorziigte Gerielitsstand hezöglich ihres Gutes 
ausdriicklich verliehen; so 997 dem Bischöfe von Mantua licwilligt, dass 
.Streitigkeiten über das Vermögen seiner Kirche nur in palatio noaU'o eni'ain 
noatria iudicibiia palatinia entschieden werden sollen; 1077 dem Reichsstifte 
.S. .Salvator, dass es eine repnli et legal/ ii/dieio seiner Ciüter nicht entwert 
werden darf. 

154. — Besonders beachtenswerth für spätere Zwecke sind auch die 
Befugnisse des Reichs bezüglich einer Reihe von Gegenständen der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit, so bezüglich der Bestellung von Vormündern 
tür Mindeijährige und Frauen, von Vögten für Geistliche, der Zustimmung zur 
Veräusserung von Gütern Minderjähriger, zur Vertauschung von Kirchen- 
gütem, der Restitution, Emanzipation, Adoption und älmlicher Rechtshand- 
lungen, welche wir später durchweg nicht vom ordentlichen Richter, sondern 
von andern l’ersonen geübt finden auf Grundlage besonderer, vom Könige 
ertheilter Vollmachten, so dass dem Reiche liier nicht blos eine konkurrirende, 
sondern eine ausschliessliche Gerichtsbarkeit luzustehen scheint. Erscheinen 
diese Befugnisse später den Formen des römischen Rechtes genauer angepasst, 
mögen einzelne überhaupt erst auf Grundlage de.sselben Eingang in das Rechts- 
leben gefunden haben , so werden sie grossentheils doch schon erwähnt in 
Zeiten, wo von stärkerer Beeinflussung des longobardischen Rechtes durch 
das römische noch nicht die Rede sein kann, lassen sie sich zuniTheil in ihrer 
besondem Gestaltung schon in den Edikten der longobardischen Könige nach- 
weisen. Wir haben sie durchweg zurückzufiihren auf die ober vormund- 
schaftlichen Befugnisse des Künigthüms. Aus diesem Ursprünge 
folgt freilich an und für sich nicht, dass dieselben den ordentlichen Richtern 
entzogen, dem Reiche Vorbehalten sein müssten ; auch die 'Gerichtsbarkeit in 
.Streitsachen ist ja zunächst eine Befugniss des Kö;iigthums, wird von diesem 
an den ordentlichen Richter übertragen. Und es scheint wirklich, dass ur- 
sprünglich die Uebung mancher jener obervormundschaftlichen Befugnisse, 
wenn auch das Eingreifen des Königs oder unmittelbar von ihm Beauftragter 
zunächst betont wird, doch auch dem ordentlichen Richter überlassen war. 

JSo bei den Massregeln zum Schutze ' des Gutes Minderjähriger. Bei 
Theilungen oder Rechtsstreitigkeiten wird im Edikte nur das Eingreifen des 
Judex oder seines Missus erwähnt'; veräussert ein Minderjähriger Güter aus 
Noth, so soll das nur geschehen e/im miaao princii/ia aut citni iiidici aun^; 
geschieht es, um die Schulden des Vaters zu decken, so soll es geschehen cum 
notilia prindpia terrc, welcher aus seiner Umgebung einen Boten schickt, um 
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Schaden hintanzuhultcn^ wo also der Judex gar iiiclit genannt wird. Diese 
Bestiimuungen linden sich auch später inuner beachtet. Aber I alle, dass dabei 
der ordentliche Richter, der dein longobardischen Judex ent.sprechende Graf 
einschreitet, finde ich nur sehr wenige und, vielleicht zufällig, nur ini Grafen- 
gerichte zu Piacenza, wo Minderjährigen die Erlaubniss zuni \’erkaufe wegen 
Noth 843 und 8,ö5*, wegen .Schulden des Vaters /noch 1021 gegeben wird.’ 
So häufig sich sonst bezügliche Zeugnisse finden, so wird die Erlaubniss immer 
von Personen gegeben, bei welchen eine besondere Uebertragung königlicher 
Befugnisse ausdrücklich nachweisbar oder wenigstens mit grösster Wahr- 
scheinlichkeit anzuncinnon ist. Aehnlich bezüglich der Bestellung von Tuturen ; 
so häufig dazu Königsboten oder andere mit dt>r Uebung reichsgerichtlicher 
Befugnisse betraute Personen bevollmächtigt werden, so wüisste ich für die 
Uebung durch den ordentlichen Richter nur anzufiihren, dass nach einigen 
Formehi des Papienser Recbtsbuches der Graf der über ihren Mundwald kla- 
genden Frau einen Tutor bestellt.® Was die Vertauschung von Kircbengütern 
betrifiit, so .soll dieselbe nach dem Edikte nur gestattet sein unter Zuziehung 
eines Buten des Königs, des Bischofs oder des Judc.x, oder auch dreier zuver- 
lässiger Leute, welche den Tausch für vortheilhaft erklären. ' Auch das wird 
später immer beachtet; aber wir finden durchweg nur Künigsboten zugezugen; 
833 bestätigt der Kaiser nachträglich einen solchen Tausch, quia regiae po- 
textatix mUsits inttT Iwis defnerat commutaliones — et quoniam legaliter 
abaqiie regio ndeso iwn poterant eominufari.^ Dabei könnte nun freilich ein 
besonderer Gesichtspunkt massgebend gewesen sein. Im fidikte handelt es 
sich offenbar mn den Schutz aller Kirchen gegen Verschleuderung des Kir- 
chenguts durch die Vorstände, wofür bei jeder Kirche jede der angeführten 
Massregeln genügen soll, die Zuziehung des Boten des Judex der des Buten 
des Königs gleichsteht ln den spätem Fällen handelt es sich durchweg um 
Reicliskirchen ; die Zuziehung gerade eines Künigsboten mag weniger durch 
das Interesse der Kirche an und für sich, als durch das Interesse des Reichs 
als llerrn der Temporalien der Kirche bedingt gewesen sein. Und so haben 
auch die spätem lombardischen Juristen die Bestiinnimig aufgefasst; nach der 
Glosse und Exposition zum Papienser Gesetzbuche schreitet der Bote des 
Königs oder Bischofs ein, jenachdem die Kirche königlich oder bischöflich ist; 
der des Judex aber, quando est eeeleaia propria iudieis oder ai eins (iiulieis 
id eat eonütiaj inveatiture aidncitiir iHonaate}‘i>an.^ Wusste man aber das 
Eingreifen des Grafen nur noch aus einem privatrechtlichen llerrschaftsver- 
hältniss zu erklären, so ergibt sich wenigstens, dass bezügliche Amtsbefug- 
iiisse desselben der spätem Zeit fremd gewesen sein müssen. 
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38ä Rpichsgerichtsbarkeit. 

Im allgemeinen dürfte wohl anzunelimen sein , dass es sich in ältester 
Zeit zunächst nur uni eine konkiirrirende Gerichtsbarkeit gehandelt habe, dass 
der König seine obervormundschaftlichen Befugnisse durch die ordentlichen 
Richter, daneben aber auch jederzeit selbst oder durch unmittelbar dazu be- 
vollmäcbtigte Personen übte. Während aber in andern I,ändcrn, zumal in 
Deutschland, die weitere Entwicklung sich vorwiegend dahin gestaltete, dass 
die konkurrirenden Befugnisse des Königthunis ganz an die ständigen Richter 
kommen, werden wir in Italien mehrfach das Umgekehi-t- finden, dass nämlich 
Befugnisse, welche früher auch der ordentliche Richter übte, später dem 
Könige oder seinen unmittelbaren Vertretern Vorbehalten sind; es ergibt sich 
da mehrfach eine spätere Ausbildung ausschliesslicher Befug- 
nisse des Reichs. Die .Skabinen oder Judices und Notare wurden anfangs 
keineswegs ausschliesslich vom Könige, sondern auch vom Grafen eniannt; 
wir werden aber sehen, wie dann iin zehnten Jahrhunderte die vom Könige 
ernannten immer häufiger werden, die andern ganz verschwinden, gewiss nur 
desshalb, worauf wir ziirückkommen, weil man besondern Werth auf die Er- 
nennung durch den König legte und leichter Gelegenheit gefunden haben wird, 
eine solche zu erlangen; später gilt dann die Ernennung als ausschliessliches 
Recht des Königs. Ein ähnlicher Gang wird bei jenen vormundschaftlichen 
Befugnissen anzunehmen sein. Wo Gelegenheit dazu war, wird man es vor- 
gezogen haben, sich bei bezüglichen Angelegenheiten an den König oder den 
unmittelbar von diesem Bevollmächtigten zu wenden; diese Gelegenheit war 
dann, wie wir sehen werden, fast überall geboten, seit die Könige in den ein- 
zelnen Grafschaften ständige Boten mit jenen Befugnissen betrauten; wandte 
man sich thatsächlich nur an diese, so konnte sich leicht die Anschauung 
bilden, dass es sich hier um eine ausschliessliche Befugniss der Reichsboten 
handle. Dabei dürfte noch ein anderer Umstand eingegriffen haben. Wir be- 
merkten schon, dass die gräflichen Rechte vielfach an die Städte übergingen, 
weniger durch ausdrückliche Uebertragung, als durch Usurpation. Bei diesem 
Uebergange ist nun keineswegs anzunehmen, dass die städtischen Behörden 
gerade jedes Recht, welches der Graf hätte üben können, in Anspruch nahmen ; 
es lag nahe, wenn Rechte, welche schon bisher vorzugsweise nur durch König.s- 
botoii geübt waren, nach Beseitigung der Grafschaft als ausschliessliche Be- 
fugniss der Reichsgerichtsbarkeit betrachtet wurden. Ein auffallendes Beispiel 
wird uns der gerichtliche Zweikampf geben; ihn abhalten zu lassen, war zwei- 
fellos ein gräfliches Recht; dennoch finden wir dasselbe zunächst fast nirgends 
von den städtischen Behörden in Anspruch genommen und es gewinnt nun 
vielfach den Anschein, als sei auch dieses ein ausschliessliches Recht der un- 
mittelbaren Vertreter des Königs. 

Wenn nicht schon früher, werden wir jedenfalls für die staufische Zeit 
die Anschauung als massgebend zu betrachten haben, dass es sich bei jenen 
oliervormundschaftlichen Rechten nicht um einen Bestandtheil der ordent- 
lichen richterlichen Gewalt handelt, sondern um dem Könige vorbehaltene Be- 
fugnisse, welche derselbe durch besonders dazu bevollmächtigte Personen übt, 
oder dem ordentlichen Richter wenigstens ausdrücklich neben seiner sonstigen 
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Gerichtsgewalt verleihen muss. Sie werden denn auch nicht selten solclten 
verliehen, welchen die Uebung der streitigen Gerichtsbarkeit längst in vollem 
Umfange zustand. Wir erwähnten bereits, dass die Stadt Parma, welcher 
noch 1219 vom Kaiser die volle Grerichtsbarkeit verliehen war*", dem dor- 
tigen Bischöfe, welcher von Altersher die Rechte eines Königsboten hatte, 
noch 1221 die ausschliessliche Uebung jener Befugnisse zugestand.*' Dann 
ertheilt der Kaiser 1245 der .Stadt ein Privileg, in dem es heisst, dass wegen 
seiner Abwesenheit und des Mangels von ihm dazu bevollmächtigter Richter 
sich oft Gebrechen ergäben; propter quod quedam iuris soleinnia, que tarn 
prt'ropativa rei-um quam privilepio personarum nostro potissime dominlo 
sunt armtwa, pln'isque fiddibus explicaiida comrnittimus ; daher verleiht er 
der .Stadt auf deren Bitte ins et potestatem interponendi deereta in alie- 
nationihiis rerum immobilium pupillarum et ins dandi iutores et cura- 
tores penerales minoribus eexv. annis et Omnibus aliis, quibus de inre 
dantur, emaueipandi et insinnnridi testes, qui dantur ad etemam rei me- 
moriam, non obstante, quod enmpetat episeopo Parmensi ins jn'edieta 
fadendi de iure vel ex eonsnetudine vel ex forma eompositionis, que est 
inter eommune et ipsum episeopumd'^ Die Aufzählung der Rechte stimmt 
genau mit den 1221 dem Biscliofe zugestandenen ; und mag die Grundlage der 
bezüglichen Rechte des Bischofs, auf welche wir zurückkommen werden, ver- 
gessen gewesen sein, so ergeben die Worte des Kaisers um so bestimmter, 
dass man damals wenigstens diese Befugnisse als zunächst dem Kaiser Vor- 
behalten betrachtete. 

155. — Dem Reiche stand weiter eine ausschliessliche Gericht.s- 
barkeit über bestimmte Personen zu. Nach den Konstitutionen K. 
Friedrichs II hatten die llofleute des Kaisers als Beklagte, wie als Kläger, 
ihren bevorzugten Gerichtsstand im Grossgerichte; nur der GrosshoQustitiar 
hat zu richten de questionibns nostrorum eurialium, qui immediate nobis 
assistunt, de speciali eonseientia nostra in curia commorantium, qui de 
euria nostra sine speeiali tiuindato nostro non possunt reeedere. * Ist mir 
ein älb'ies Zeugniss dafür nicht bekannt geworden, so ist wohl der Natur der 
•Sache nach nicht zu bezweifeln, dass das jederzeit wenigstens während der 
Anwesenheit solcher Personen am wandernden Hofläger der Fall war. 

Nach der karolingischen Gesetzgebmig haben auch sonst gewisse Klassen 
von Personen ihren ausschliesslichen Gerichtsstand vor dem Reiche. So 
.sollen die .Sachen von Bischöfen, Grafen und andern angesehenen Personen 
nur vor dem Könige zur Entscheidung kommen*; oder es wrd für einen Ein- 
zelfall bestimmt, dass Grafen vom Könige oder seinen Boten zu richten seien. * 
•Später finde ich keine ausdrückliche Zeugnisse dafür, dass bestimmte Klassen 
Von Grossen nur vom Reiche zu richten seien. In Deutschland hat sich in 
dieser Richtung später insbesondere ein Vorrecht einer bevorzugten Klasse 
von Reichsvasallen, der Reichsfürsten, ausgebildct. In Italien fehlt bei den 
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weltlichen Grossen überhaupt eine dem entsprechende Scheidung; und werden 
unter den Bischöfen wohl Fürsten und Nichtfürsten unteischieden, so zeigt 
sich doch auch da die Gränze schwankend und ein dadurch begründeter Ein- 
fluss auf den Gerichtsstand dürfte kaum nachweisbar sein, wenn wir vom 
Lehnsgerichte absehen. ■* 

Im allgemeinen werden wir wohl annehmen dürfen, dass Grosse, welche 
selbst die hohe Gerichtsbarkeit unmittelbar vom Reiche hatten, in der Regel 
nur in Reichsgerichten belangt wurden, da sonst nur in ihrem eigenen Gerichte 
über sie hätte geklagt werden können. An und für sich war das gewiss nicht 
unzulässig, ziunal früher, wie wir sehen werden, der Richter nicht zugleich 
Urtheiler war. Wie gegen das Reich selbst im Reichsgerichte geklagt wurde, 
so finden wir auch wohl eine Klage gegen denPabst^ einen Erzbischof®, einen 
Grafen* im Gerichte desselben verhandelt. Aber im allgemeinen scheint das 
in weltlichen Gerichten selbst dann, wenn man der Willfährigkeit des Richters 
versichert sein konnte, nicht üblich gewesen sein ; 996 wird eine Scheinklage 
gegen den Markgrafen Hugo in dessen eigener Behausung nicht nnter seinem 
Vorsitze, sondern dem eines ständigen Königsboten verhandelt.® Und zumal 
in Strafsachen konnte ein Erfolg überhaupt wohl nur bei den Reichsgerichten 
zu erwarten sein, auch wenn ein bestimmter Anspruch des Richters, nur dort 
belangt zu werden, nicht bestanden haben sollte. 

Das würde übrigens zunächst nur die Markgrafen und da, wo ein 
markgräflicher Verband nicht bestand, die Grafen treffen; denn in den Mark- 
grafschaften finden wir Klagen gegen Grafen, wie gegen Bischöfe, häufig an 
den Markgrafen gebracht. In dieselbe Stellung kamen s|>äter aber auch die 
nur dem Reiche unterworfenen Städte, wenn wir von der Gerichtsbarkeit 
der Rektoren des Lombardenbundes absehen. Für diese finde ich denn auch 
ausdrücklich ausgesprochen, dass sie ihren Gerichtsstand nur vor dem Kaiser 
haben; wir erwähnten bereits, dass dieser das 1193 ganz allgemein aus- 
sprach*; und auch bei den Streitigkeiten K. Friedrichs 11 mit den lombar- 
dischen Städten wird wohl betont, dass dieselben ihren Gerichtsstand am Hofe 
des Kaisers haben.*® 

156. — Gegen die Annahme eines bevorzugten Gerichtsstandes ganzer 
Klassen von Grossen vor dem Reiche scheint wenigstens in staufischer Zeit 
zu sprechen die häufige ausdrückliche Verleihung desselben an einzelne Per- 
sonen und zwar auch an solche, bei welchen derselbe wohl ohnehin vorauszu- 
setzen wäre, wenn sich da ein Vorrecht gewisser Klassen bestimmter ausge- 
bildet hätte. Einzclverleilmngen des Gerichtsstandes vor dem Könige finden 
sich schon in karolingischer Zeit. ' .Sie kommen denn auch später wohl noch 
vor. K. Lothar bewilligt 948 seinem Getreuen Waremund: Legem etiam gine 
Bua voluntate in altco loco non faciat, nhi in palatio noslro.^ Dem Wala 
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von Casale bestätigt der Kaiser 1 039, nt non (Kutrinanatar a nuüa poti’- 
staie, i/omr veniat ante nostrain pivaentiam^ ; oder es lieisst in einem Pri- 
vileg für eine Wittwe und dereu Sohn, ut nuUus — preaumat eos ad pla- 
citum trällere vel diattHngere aut iudicare, niai ante noatram hnperialetn 
preaentiam.* 

In der stau fischen Zeit werden dann überaus häufig Privilegien 
ertheilt, durch welche einzelne Personen oder Gemeinden von jeder Gerichts- 
barkeit ausser der des Reidies befreit wurden. Bei der damaligen Lage mussten 
solche eben so sehr im Interesse der Krone, als der Betheiligt»-u liegen. Wir 
wiesen bereits darauf hin, wie man durch solche E.\emtionen in den welfischeu 
Lehensnirstenthümern die Möglichkeit eines für das Reich bedenklichen Wie- 
dererstarkens der markgräflichen Gewalt zu beseitigen wusste. ® Inbesondere 
wird aber der Werth, den mau auf sulche Exemtionen legte, aus den durch 
die städtische Entwicklung herbeigeführten Aenderuugen der Verfassung zu 
erklären sein. Schluss die thatsächliche Qerichtsgewalt der Städte sich wolil 
im wesentlichen an die frühere gräfliclie an, so war doch, da es sich ja Uber- 
Iiaupt zunächst um keinen gesetzlich geregelten Uebergang handelte, keinerlei 
Gewähr geboten, dass die Städte die früher der gräflichen Gewalt gezogenen 
Schranken einhierten, den etwa früher gewissen Klassen von Personen zu- 
steheuden bevörzugten Gerichtsstand berücksichtigten; die Fälle sind nicht 
selten, wo die Stadt den rechtlichen Inhaber der Grafschaft selbst ihrer Ge- 
richtsbarkeit zu unterwerfen wusste. Auch ist es sehr erklärlich, wenn die 
Eingesessenen des Gebietes vielfach sich dagegen sträubten, die von den 
Städten usurpirte Gewalt anzuerkennen. Mächtigere Gemeinden mochten glau- 
ben , nach Beseitigung der früheren gesetzlichen .Gewalt eben so wohl zur 
Selbstständigkeit befähigt zu sein, als die IlauptstadL Besonders mächtige 
Städte erstrebten und erreiohten dann auch wohl die Hoheit Uber Städte, 
welche selbst Mittelpunkte einer Grafschaft und eines Bisthuins waren. Ins- 
besondere ist es erklärlich, wenn die Feudalherren des Gebietes der Unter- 
werfung unter die Gerichtsbarkeit einer Gewalt widerstrebten, welche auf ganz 
anderen Grundlagen beruhte, als die eigene, von welcher Beriicksichtigung 
ihrer Souderinteresseu nicht wohl zu erwarten war. Einzelne Grosse, einzelne 
Städte und Gemeinden mussten in der gerichtlichen Reichsunraittelbarkeit das 
sicherste Mittel sehen, ihre Unabhängigkeit den mächtigem Stadtgemeinden 
gegenüber zu behaupten, sträubten sich nicht gegen eine grössere Abhängig- 
keit von den Reichsbeamten, gegen mancherlei Leistungen au das Reich, weim 
darin eine Bürgschaft für Bewahmng ihrer Selbstständigkeit lag. Ein beson- 
ders auflallendes Beispiel bietet Imola; wir werden sehen, wie dasselbe fort- 
während in der Unterstellung unter umnittelbare Reichsverwaltung das Mittel 
suchte, seine Unabhängigkeit von den. mächtigen Nachbarstädten zu erhalten; 
noch 1 244 läs.st es sich vom Kaiser verbriefen, dass er nie leiden werde, dass 
der Komitat an 'Bologna oder Faenza komme, aed ipaiim perpetuo in noalra 
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et impern devoHotie ac dominlo reeerramus, da es nicht billig sei, wenn 
diejenigen, welche für das Reich alles einzusetzen bereit seien, a nostro ac 
imperii domimo uUo tinquam futuro tempore aUenari valeantvelvocari:^ 
Auch in andern die Keichsunmittelbarkeit zusichemden Privilegien wird wohl 
die Unabhängigkeit gerade von den Nachbarstädten besonders betont^ so 1220 
für Vigevano von der Herrschaft von Pavia, Vercelli oder Novara. ‘ Es lag 
natürlich im Interesse des Reichs, diesem Streben entgegenzukonimen ; miss- 
langen die wiederholten Versuche, die Hoheitsrechtc wieder in grösserm Um- 
fange durch königliche Beamte üben zu lassen, so war immerhin schon manches 
damit gewonnen, weim wenigstens einzelne Grosse und Orte in den verschie- 
denen Theilen des Landes der Hoheit der Städte und mächtigem Lehensge- 
walten entzogen waren, nur dem Reiche und seinen Beamten unterstanden. 

167. — Damit kann natürlich bestehen, dass nicht gerade in jedem 
Einzelfülle die Abhängigkeit von den Reichsbeamten als das Wttnschens- 
werthere erscheinen musste. Als 1190 die von Novara geltend machten, ein 
Plorius de Gatinaria sei de inrisdictionc repis, tmde äebebat faeerc raUonetn 
aub rege vel nimciia ci'itsy behauptete er dagegen de iurisdictione Vereella- 
rttrri zu sein und erstritt das vor einem delegirten Richter de.s Königs. ' E.s 
ergeten sich denn auch Abstufungen in den Exemtionsprivilegien, 
je nachdem der Gewalt der Reichsbeainten engere oder weitere Gränzen ge- 
zogen sind. 

In einigen wird, ähnlich wie bei den deutschen Fürsten, jede Gerichts- 
barkeit lK*seitigt bis auf die persönliche des Königs. So bestätigt der Kaiser 
1 1 56 dem Grafen von Blandrate, vt nidUns tinquam poteatate de omnibus 
terris et honoribua auia plaeitum inhire cogatur, nisi in nostra et succes- 
aornm nostrorum regum et imperatorum presentia'^; in Privileg für den 
Abt von S. Midiele della Chiusa 1162 heisst es: preterea si quie pcreo.na 
nbbatem citüUterin ediqtio voliierit eonvenlre, statuimus, . quod non possil 
eum ad alium iiuNeem traere invitum, preterquam ad Jiomanum impe- 
ratorem^; und den Kapitänen Von Monteveglio wird 1 1 96 bewilligt, qiwd nidli 
ittdicio Stare teneanlur prettT eorum aasensum et eleetionem, nisi coram 
nostre tnaiestafis presenlia.* Der hier angedeutete, in Italien ganz allge- 
meine Brauch, Streitigkeiten durch gckorne Richter austragen zu lassen, maclit 
so weitgehende Exemtionen erklärlidier. ’ 

In andern ist zwar die Gerichtsbarkeit auch von Vertretern de.s Königs 
Vorbehalten; aber doch nur von besonders bevollmächtigten Reichs- 
bote iiy welche der König für den Einzelfall ausdrücklich dazu bestimmt hat. 
Als der Kaiser 1164 den Rittern und Leuten von Val Canionica die Regie- 
rung durch gewählte Konsuln zugestand, erklärte er zngleicli, dass sie unter 
keiner Gewalt stehen sollten, als der des Reiches, nee alieui respondeant, 
nisi sollte nostrae maiestativel nostro eerto misso, quem ad hoc specialiter 
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per noatra« liitei'oa thaignarei-iniwi.^ EntspEe'ditHid 1164 für die Grafen 
von Liuiiello : ttiai noatre mmeistati uel cerlo iwatra ntmcio, quem üd hoc 
apecialiter deputavdnm dua'n'imua^, und 1191 für die Pfalagrolüa von 
Tuszieii; ut tion covtpcüaiUur de aliqua. cauqa aui alicunta eomniue «w 
apondere, niai aub nobiavelalio, qiwm apecialiter ad Iwc dcleffamttaj Eine 
noch weitergehende sehr lieaohteaswerth« Besdininkong enthält ein kaiK‘r- 
liches Privileg von 1185 für diu Ubertiiü, wonacli diese keiner civitaa Latim 
oder potealna Laitna unterworfen sein solk'ii, sondern sich nur vor dem Kaiser, 
dem Könige oder einem co'tu# nnntiaa naaler de Alavuimua miaaua zu ver- 
antworten haben.® 

Häufiger wird ohne, solche llesubEänkungen die Gerichtsbarkeit der 
Keichs boten überhaupt vurliehaltoii. /Ucard vmi Hol>bio wird 1178 
und 1 1 95 vom Kaiser mit der Geriolitsbarkeit und den Regalien aller seiner 
jetzigen und zukünlligen llesitzungeu belehnt; bezüg|iuh seines eigenen Ge- 
richtsstandes heisst es: ai aliquU ■adcera^a ewu vel herulea auoa qnmümo- 
niam cw'am nahia de^wauerit vel ad curiam noatrtun appelluverit, coram 
lepatia noatria indabitantet' i<ii»iant iuatitiam factairi et aoceptari.^ Der 
Stadt Pistoja gewährt 1163 der Legat Rainald: aoli domiuo imperatori 
riuaquenuntiia et'hia, quibaa ipae preoapetüt, lenealur aet'uire; beschränkter 
heisst es in dem gleichzeitigen Privileg für Gubbio: neque in rdiquß miquam 
raiq-xmdmnt, tdai iantinH nobia vel geaieevli noatro^tunicioi qui iuriadii>- 
tionem otl hoc hahealA* i)eii RfirgiYU von pano verbrieft der Kaiser 1^43: 
quod pro eaitaia et qm^ationihHa, qttaa iiiiiecm inter civea eivitatia eiuadem 
vel enm aliia verti cotUiupet, extra ohdtateah ipaam juxtarqiiam ad ump- 
nam curiam noatrain aea vicarhruta noatrorum iia.Mai'cIUa pro tempore 
atatatortna, ai tarnen hee mapmtiulo Vel cauaarum qualitas exipet, niJhP- 
ienna extraieantarA^ . • - 

lös. ln allen bisher besprochenen Fällen handelt es siqh um einen 
l•evorxugten GcriclitSKtand, um Persouen< Welche wolil diwchweg .selbst die 
urdentlich(‘ Gorichtabarkeit über ihre Besitzungen Imtten, um Gemeinden, 
welclie diaselbe durch ihre Magi.strate übt€»i,!wahrend sic selbst keiner andi rii 
ordentlichen Gcriuhtsbarkck unterworfun sein soBten. 

In andern Fällen handelt ds sich nicjit um einen bevoczngten Gaicltts- 
stand, um eine Uafreiuug von der ordeiitliclmn Gerichtsbarkeit überhaopt, 
Sendern dann», dass audi die ordentHdiö Gerichtsbarkeit nicht durch belehnte 
geistliclie oder welthche Grosse oder städtUcho Magi.strab*, sondern durch uu- 
mittelliai' TOni Reiche lummiiite Beamte gcjlbt werden soll; es handelt sidt da 
nicht nm eine dem Reiche als der iHibenl Gewalt vorluihalteiie Gerichtsbar- 
keit, sMideni um eiiw Hebung der orde-ntlieheii Gerichtsbarkeit 
durch das Reich. AVir ^^>ieean schon darauf hin, tlnss riolfach noch ganze 
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Grafschaften unmittelbar für das Reich verwaltet wurden ', dass wenigstens 
zeitweise auch die mächtigsten Städte mit ihrem Gebiete durch kaiserliche 
Podestaten regiert wurden*, welchen daim inslie.sondere auch die ordentliche 
Gerichtsbarkeit zustaud. Was hier als harter Druck empfunden wurde, konnte 
da, wo es einen Schutz gegen mächtige Nachbarn gewährte, auch als könig- 
liche Gunst betrachtet werden, Welche man sich ausdrücklich verbriefen liess. 
Aus der Zeit K. Friedrichs I führten wir bereits eine Reihe von Beispielen 
von Ausscheidungen reichsunmittelbarer Gebiete an. ^ . Es war dabei keines- 
wegs immer abgesehen auf gerichtliche .Selbstständigkeit nur unter Vorbehalt 
der höhern Reichsgerichtsbarkeit. Im Privileg für die Garfagnana 1185 ist 
ausdrücklich auf die Bestellung eines ständigen Reichsbeamten hingewiesen; 
es ist dem Markgrafen Wilhelm von Palota der Treueid zu leisten, qneni per 
onrnetn Oarfagnanam et Versüiam poteslatem et reetorem constituimm ; 
es ist nach dem besondem Privileg für Barga dem Reiclisbeamten alles zu 
leisten, was einst der GräGn Mathilde geleistet wurde*; und wenn Friedrich I 
verspricht, bei Bestellung der Reichsboten mit Zustimmung des Landes vor- 
zugeheo, so heisst es bei der Wiederholung des Privilegs durch Friedrich II 
bezüglich der Reichsboten einfach : qms etiam ibi tales statuere dispouhiuis, 
quo8 exceUentie nostre fideleset eie utiles agnoseemus.^ Unter diesem wurde 
dann überhaupt, wie wir sehen werden, die Uebung auch der ordentlichen Ge- 
richtsbarkeit durch Reichsbeaintc immer allgemeiner; und auch jetzt . mag das 
wenigstens zuweilen wohl noch als Begünstigung erstrebt seim So, wie schon 
erwähnt, 1226 von Sarzana^; so resigniren die von Chieri 1238, um Schutz 
gegen mächtige Nsu;hbarn zu haben, alle Hoheitsrechte, welche die Stadt bisher 
übte, dem Kaiser, welcher sie dafür ab o»nm' alleriue dominio et iurisdic- 
tione befreit und gewährt, ut tarn ipei habitantea Cherii quam honiiuea 
pertinentea eia, qui olim comueverant aub eiusdem hei peteatatihua eon- 
veniri, nonniai in curia nostra vel legatW'am noatrorum aut eapitauei 
noetri ajieciaUter, qui loco eidem de mandato noatro prefuerit, Unn iu 
criminalibiia, quam in civiUbua caueia debeant ad iuatitiam eonveuifi.'' 

ln diesen und ähnlichen Fällen bezeichnet die Reichsgerichtsbarkeit niclit 
eine höhere Stufe der Gerichtsgewalt; der Rektor der Garfagnana oder der 
Kapitän von Chieri sind nicht bestellt zur Uebung der höhern, überall dem 
Reiche vorbehaltenen Gerichtsbarkeit, sondern haben zunäclist lediglich die 
Stellung eines Judex Ordinarius des Orts, die dlte gräfliche Gewalt Es ist 
dieselbe Stellung, welche in den deutschen Reichsvogteien der Judex provin- 
cialLs einiiimmt, bei dem es sich ja ursprünglich auch nur um eme der gräf- 
lichen gleichsteheiidc Gerichtsgewalt handelte; erst in einer spätem Entwick- 
lung verband sich damit die Anschauung einer von der der sonstigen Land- 
gerichte verschiedenen ausgedehnteren Kompetenz. 

In der staufischen Periode haben wir demnach einen zweifachen 
Begriff der Reichsgerich ts bar keif ansei nanderzuhalten. Sie be- 
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zeitihriet uns einmal eine höhere Gcrichtsgcwalt, welche an und (ilr sich der 
Kompetenz anderer Richter entzogen, Qberall dem Reiche Vorbehalten war. 
Sie kann weiter aber auch die oixlentliche Gerichtsbarkeit bezeichnen, wo die- 
selbe mehr zufällig nicht zu Lehen gegeben oder selbstgewäblten Behörden 
überlassen ist, sondern amtsweise von Reichsbeamten in gleicher Kompetenz 
mit andimn Richtern geübt wird. Für unsere Zwecke i.st zuniiehst nur jenes 
erste Verliiiltniss d.is ina.ssgehende ; und wir wnrtlen das zweite ülierlniiipt 
nicht weiter, als das hei der gräflichen oder ordentlichen Geriehtsgewalt ül>er- 
hanpt der Kall ist, hei nnsern I ntersuchnngen zu he;vditen haben, wenn nicht 
thatsächlich beides doch h.äulig in einander illwrgegangen , der ordentliche, 
Reiehsrichter doch auch, wie das nahe liegt, häufig mit Befugnissen der dem 
Reiche ausschliesslich zustohenden Gerichtsgewalt betraut gewesen wäre. 

1 59. — Die U e b u n g der R e i c h s g e r i c h t s b a r k e i t in jenem engem 
.Sinne ge.staltet sich in Dt'utsohland sehr einfach. Sie ist im allgemeinen aus- 
schliesslich .Sache des Königs; die dahin gehörenden Fälle werden im könig- 
lichen Jfotgcrichte, wo bis zur Einsetzung des lloljustitiar regelmässig de.r 
König selbst Richter i.st, entschieden. Es sind Ausnahmställe, wenn ein Fürst 
statt des Königs dem llofgcrichte vorsitzt oder wenn .solche Sachen ausserhalb 
des Jlofgerichtes durch .Stellvertreter des Königs entschieden werden. 

Ungleich raannichfaltiger gestaltet sich das auch bei der Beschränkung 
auf die f'älle der eigentlichen Reichsgeriehtsb.arkeit in Italien. Diese gehören 
auch hier zunächst vor da.s königliche Hofgericht. In diesem ist nun .al>er 
keineswegs regelmässig der König selbst Vorsitzender. Häufiger finden wir 
einen Vertreter desselben, und zwar kann das wieder ein ständig mit dem 
Vorsitze im Hnfgerichte betrauter Reich.sljeamter sein, oder aber .auch ein vom 
Könige nur für den Einzcifall ernaimter. Desshalb werden wir denn atier auch 
das Hofgericltt nicht sclilechtweg dem Gerichte des Königs gleichstelleii 
dürfen. Wir erwähnten bereits, dass gewis.se Sachen der fiersönliclien Ent- 
scheidung des Königs vorbelialteii waren ', deiniiadi für diese das Ilofgericht 
mir dann koni]ietent war, wenn der König seihst demselben vorsass; war das 
in gewissen Zeiten oder für gewisse Sachen überhaupt nicht gebräuchlich, so 
werden wir da das Gericht des Königs noch als höhere Stufe über dem Ilof- 
gericlitc anzunehmen halum. 

Dann ala'r wurden keineswegs alle dem Reiche vorbehaltenen .Sachen am 
Hofe ent.schiedeii. ,\ucli in den Zeiten, wo Italien eigene Herrscher und damit 
eine .ständige Holhaltiing im Lande hatte, zeigte sich das Bedürfniss, die 
Reich sgericlitsharkeit nicht blos am Hofe, sondern in den vcrschii-denen 
Tlieilon des Landes durch Vertreter des Königs zu üben. Dieses Bedürfniss 
nuKsste sich dann noch hestimmter geltend machen, als seit der Verhindung 
mit Deutschland Abwesenheit des Königs vom l.ande die Regel war; die 
Reich.sgerichisbai keit musste vorwiegend durch Boten de.s Königs versehen 
werden. Es wird gesUitlel sein, zur Unterscheidung vom Ilofgerichtc den 
Ausdruck Reichsgericht in engerer Bedeutung überall da zu gebrauchen. 
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wo dasselbe nicht an den Hof des Königs geknüpft crschcio^ Abwesenheit 
desselben zur Voraussetzung hat. • i - 

• Handeln nitn ailch alle Kiinigsboten als (inlnittelbare fStellvertrefcer des 
Königs, üben sie im Oegensntze zu der ständigen gräflichen und nlarkgräf- 
üchen Gepult Befugnisse der dem ' Reiche vofbehaltenen Gerichtsgewalt, so 
sind ihre Befugnisse doch keineswegs immer dieselben;, es zeigen sich sehr 
verschiedene Abstufungen. Der Königsbote konnte allerdings bevollmächtigt 
sein, im ganzen Umfange des Königreichs alle Und jede Hechte, welche dem 
Könige selbst znstiindf n, zu üben. Andere aber finden wir in der verschieden- 
sten Richtung beschränkt. Oft bezieht sich ihre Gewalt nur auf einen be- 
stimmten Sprengel, oder nnr auf bestimmte Alten von Fällen, oder 'auch nur 
auf einen Kinzelfall ; bald entscheiden sie endgültig, bald ist weitere Benifting 
an den König gestattet; bald sind ihnen gewisse Befugrasse ständig über- 
tragen, bald erlöschen ihre Vollmachten schon nach kiwzer Zeit. 

Wir werden es versuchen, diesen vielfachen Verzweigungen' der Reichs- 
gerichtsbarkeit nachzngehen, indem wir mit der jiersönlichon Thätigkeit des 
Königs im Gerichte beginnen, dann auf die anderweitigen Vorsitsenden des 
Hofgerichts eingehen, endlich untersuchen, wer in den Reichsgerichten der 
versdiiedensteu Art Vorsitzender sein konnte. 

' : XIV. DER KÖNIG. ‘ ' ' 

I > 

160. — In der vors tau fischen Zeit erscheint die richterliche' Thä- 
tigkeit des Königs durchaus an das Hofgericht geknüpft, an die öflfentlichen 
Gerichtssitzungen, welche am jede.smoligen Aufenthaltsorte des Hofes abge- 
halten wurden. Der König ist bei diesen keaieswegs inuner anwesend; aber so 
weit er überhatipt persönlich an der Uebung der Gerichtsbarkeit Theil nimmt, 
scheint das nur in öffentlicher Gerichtssitzung zu geschehen, deren Formen 
durchaus dieselben sind, nulgen dieselben vom Könige oder einem Vertreter 
desselben gehalten werden. ' Eine bestimmtere ychcidiing zwisdien dem Hof- 
gerichte und dem Gerichte des Königs tritt d;i nicht hervor, was nicht aus- 
schliesst, dass gewisse .Sachen nur in Anwesenhrft des Königs im Hofgerichte 
verhandelt worden konnten. 

Der König kann nun im Hofgerichte thätiger Vorsitzender sein; 
als Jii’sideng in iudicio bezeichnet, nimmt er dann oft selbst alles vor, was 
auch sonst Sache des Vorsitzenden Richters ist. Wir finden Beispielo, dass an 
ihn die Klage gerichtet wird, er die Beklagten laden lässt, die Ftagen an die 
Parteien und Beisitzer stellt, das Urtheil durch Irtvestitrir ansfBhrt, die Bann- 
strafe androht und dem Notar die Anfertigung der Urkunde befiehlt, wo er 
sich also bei keiner Au^be des Richters eines Vertreters bedient. Und we- 
nigstens im eilften und zwölften Jahrhunderte wird in sulchen Fällen die Ur- 
kunde nicht selten auch vom Könige unterzeichnet oder iraterschriebcu. ' 

Beispiele dafür, dass dor König sidi - so allen übHegenheiten des Vor- 

199. — 1. 1021. 47: Anticb. Eu. 1, 131. UglielH 1, 450. Dann oft bif'llK). 
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sitzenden selbst unterzieht, finden sich wohl auch in früherer Zeit.^ Im allge- 
meinen scheint man aber doch eine beschränktere persönliche Thä- 
tigkeit als der königlichen Würde angemessener betrachtet zu Imben. Dabei 
zeigt sich ein verschiedenes Vorgehen. 

Auch wenn der König als Residens in iudicio aufgeführt wird und im 
allgemeinen die Verhandlung leitet, lässt er doch vielfach insbesondere das, 
was sich auf die Ausführung des Spruches bezieht, durch andere vornehmen. 
Zu Ravenna 967 sitzen Pabst und Kaiser vor und erscheinen bei der Ver- 
handlung gleichmässig betheiligt; die Investitur vollzieht der Kaiser allein, 
lässt aber den Bann ln »ua vice durch den Pfalzgrafon verhängen, welcher 
mit lauter Stiimne ex iussione d. mei imperatoria die Bannfonnel spricht. ^ 
K. Otto ist 970 zugleich mit dem Fürsten und Herzoge Pandulf Vorsitzender; 
bei einer Sache erscheint zunächst der Kaiser als Leiter der V'’erhandlung, 
ertheilt auch selbst die Investitur, während schliesslich per iuaaionem d. im- 
peratoria der Herzog den Bann verhängt; bei einer zweiten erscheinen beide 
gleichbelheiligt, aber den Bann spricht wieder nur der Herzog.^ In andern 
Fällen beauftragt der Köm'g nach erfolgtem Spruche einen der Beisitzer, den- 
selben durcli Investitur und Bann auszuführen; so 90l einen Vasallen, 983 
einen Bischof, 1022 mehrere Königsboten.’ Bei einem Streite um die Abtei 
Farfa 971 wird zwar vom Kaiser iiu allgemeinen für den einen Bewerber ent- 
schieden, die nähere Regelung und Ausfülirung der Entscheidung dann aber 
drei anwesenden Grossen aufgetragen.’ In andern Fällen wird nur die Klage 
vor dem residirenden Kaiser vorgebracht, welcher dann andere Personen mit 
der Verhandlung und Entscheidung beauftragt; diese setzen sich an einem 
andern Orte zu Gerichte; vom Kaiser wird nur etwa noch bemerkt, dass auf 
seinen Befehl die Urkunde gefertigt sei^, oder dass über ein während der Ver- 
handlung sicli ergebendes Reebtsbedenken eine Entscheidung von iluu^einge- 
holt wird.® 

161. — Das nähert sich denn schon der in früherer Zeit am häufigsten 
vorkomiuenden Form, der nämlich, dass der König zwar am Gerichtsorte 
anwesend ist, sicli aber jeder Thätigkeit enthält, seine Gegenwart als unthä- 
tigerVorsitzender nur dazu zu dienen scheint, das ./Vnsclien der Gerichts- 
sitzung zu erhöhen. Dann wird überhaupt nicht der König, sondern sein Stell- 
vertreter als eigentlicher Vorsitzender, als lieauUna in iudicio aufgetührt, 
jener Ehrenvorsitz des Königs aber regelmässig durch Praeeaae bezeichnet; 
die stehende Eingangsforlnel lautet: Dum — in loco N., ubi dominua N. 
plorioaiaaimua rex pnwerat, in iudicio reaideret N. comee palatinua ; ver- 
einzelt auch 915: ubi d. Ji.gl.rex prehei’al et auitm genoudem tenebat 

2. 881. 910. 996. t022; AnUq. It. 2, 931. I. 125. Fsmuzti 5, 262. Script. It. 1 b, 497. 
Ynreinzch 1007 R. Heinrich anch io Oeutacbland su Neuburg über eine Klage gegen 
den BUchof TOD -Chiu&i zu Gericht. UgbeUi 3, 622. 3« Fautuszi 2. 27. .\eholicb investirt 

1036 der Pabzt selbat, während er einen Judex bannen lässt. Ugbelli 1, 352. 4 « Script. 

It. 1 b, 443. 2b, 062. 5« üghoUi 1, 709. Kanluzzi U 212. Script. It. Ib, 500. U. Script. 

It. 2U 476. 7. 997: Script. It. Ib, 467. 8. 998: Script, lu 2b, 505. VgL S 152 n. 5. 
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placUiim.^ Dass der König persiinlicli gegenwärtig war tritt noch bestimmter 
hervor, wenn es 1014heisst: JJitm — imperator — preeseet — ibique in eia» 
presenlia in iudieio ade«aet d. O. comes palaeii.^ In allen Fällen, wo sich 
diese Formeln finden, wird dann einer weitem Theilnahme des Königs nicht 
mehr gedacht ; nur dass er vereinzelt unter denen aufgefilhrt wird, auf deren 
Gieheiss die Urkunde gefertigt wurde.* 

Dieser unthätige Vorsitz des Königs findet sich sogleich in der ersten 
mir l>ekannt gewordenen Beurkundung einer Sitzung des italienischen Hof- 
gerichtes aus fränkischer Zeit; es handelt sich offenbar um dieselbe Sache, 
wenn es mit abweichender Formel 800 heisst: JJiim — coniunxieaet Pipinu» 
maffniis rex ctmcellos in finihu« Spolctania et resedieaem ego Sebroardua 
comea palatii in iiulirio.* In longobardischer , Zeit findet sich dafür kein 
Beispiel, weder im Gerichte des Königs, noch dem der Herzoge von Spoleto 
nnd Benevent; denn wenn der König 762 eine .Sache durch andere Richter im 
Palast« entscheiden lässt und dann ihr Urtheil bestätigt®, so ist da das Ver- 
hältniss doch ein anderes. Dennoch möchte ich glauben, dass es sich dabei 
um einen altlongobardischen Brauch handelt, da das Xichtvorkommen in der 
verhältnissmässig geringen Zahl longobardischer Gerichtsurkunden das kaum 
ausschliesst. Für eine Zurilckfiihning auf fränkische Einrichtungen scheint 
mir jeder Anknöpfongspunkt zu fehlen. Dagegen lässt sich derselbe Brauch 
wenigstens im neunten Jahrhunderte und spät<>r im Ilofgerichte der longobar- 
dischen Fürstenthiimer nachweisen. Wichtiger ist noch, dass wir ihn in den 
ersten Zeiten nach der fränkischen Eroberung, wo eine Einwirkung fränkischer 
Einrichtungen noch durchaus unwahrscheinlich ist, auch in Ortsgerichten, ins- 
besondere zu Lucca finden werden, dass der Brauch 'dann hier aufhört und 
zwar sichtlich gerade in Folge von Umgestaltungen des Gerichtswesens, welche 
wir fränkischem Einflüsse zuzuschreiben haben. Wir hätten dann anzonehmen, 
dass es sich uni ausnahmsweises Beibehaltcn eines früher weiter verbreiteten 
Brauches nur filr den König handelt; denn bei andern Reichsrichtern ist ein 
solcher nnthätiger Vorsitz später nicht nachzuweisen. 

Wenn der Brauch sich so lange hielt, so hat man offenbar Werth darauf 
gelegt, dass .Sachen, wenn auch ohne thätige Mitwirkung, doch in Gegenwart 
des Königs erledigt wurden. Es dürfte danach auch kaum zufällig sein, dass 
bei den Erwähnungen des lievorzugten Gerichtsstandes vor dem Könige durch- 
weg zunächst nur die Anwesenheit des Königs betont wird ; es heisst in prae- 
aentia noatra, coram noatrae maieatatia praeaentia, ante imperatorem.^ 
Dass der König zugleich Richter sein solle, ist nicht gesagt, in einem Falle 
sogar ausdrücklich ein anderer Reichter vorgesehen; 1081 bewilligt der König 
an Lucca: nt Longobardua iudex iuditium in iam dicta civitate vel in 


161 . — 1. Antiq. It. 6. 305. 2. Antich. Est. I, IH. 3. 910. 964. 100t : An üq. 
]t. 2, 5. Antich. Est. 1. 143. 125. Einmal 998 inreitirt der voruuende Richter par aiiu- 
dem d. 0. imperatorit licenlia (Antiq. It. 2, 793), was aber darin seinen Grund haben mag, 
dass es sieb um einen Verlieht des Fiskus bandelt. 4 . Galletti Gabio 60. i, Ttoya 
5, 195. 6, Vgl. $ 163 n. lli $ 156 n. 3. 4; $ 157 n. 2. 4. 
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burgo aut placit um non exerceat, niai nostraaiit filii nostri presente per- 
sona vel etiam canceüarü nostri. ’’ 

Doch ist der Brauch selbst in den Gcricbtsurkunden dieser spätem Zeit 
nicht mehr nachzuweiscn. Jene gewöhnliche Formel eines blossen Praeesse 
des Königs finde ich zuletzt 1014 angewandt^; es mag zufällig sein, dass das 
mit dem Aufhören der Stellung des I’falzgrafen als regelmässigen Vertreters i 
des Königs im Hofgerichte zusammenfallt. Wird 1038 in mehreren Urkunden 
erwähnt, dass der llofkanzler zu Gerichte gesessen habe per data licentia d. 
Conradi imperatoris, qui ibi aderat, so ist das wohl nur eine neue Formel 
für dieselbe .Sache. ® 

Unter den drei letzten .Saliern ist dann aber der Brauch überhaupt nicht 
mehr nachzuweisen. Wird ihre Anwesenheit in den Urkunden überhaupt er- 
wähnt, so erscheinen sie auch immer selbst als Vorsitzende Richter. Und aucli 
für jene Vertretung bei einzelnen richterlichen Handlungen finden sich keine 
Beispiele mehr in den ziemlich zahlreichen Beurkundungen der von ihnen ge- 
haltenen Gerichtssitzungen. Von K. Lothar sind mir Gerichtsurkunden nicht 
bekannt geworden; nach Berichten der Geschichtschreiber scheint auch er 
gewöhnlich persönlich im Hofgerichte den Vorsitz geführt zu haben.*® 

162. — In der staufischen Zeit hat sich da manches anders ge- 
staltet. Als K. Friedrich 1 wieder häufiger in Italien war, mochte das alte 
Herkommen vielfach in Vergessenheit gerathen sein ; es hatte sich ülterdies . 
unter dem Einflüsse der Schule von Bologna das Gerichtswesen in Italien 
überhaupt wesentlich geändert. Zeigt sich demgemäss auch die persönliche 
Thcilnahme des Kaisers an der Rechtspflege jetzt vielfach durch altrömischen 
Brauch beeinflusst, so scheint andererseits auch ein gewisser Einfluss deutscher 
Einrichtungen sich geltend zu machen. 

Dass der Kaiser in öffentlichen Gerichtssitzungen vorsitzt und 
die .Sache selbst zur Entscheidung fuhrt, scheint jetzt regelmässig nur noch 
vorzukommen, wenn es sich mn wichtigere Angelegenheiten der Reichsstände, 
insbesondere um schwerere .Strafsachen derselben handelt .So insbesondere 
bei Verhängung des Reichsbannes *, wo die .Sache unt^r Vorsitz des Kaisers 
verhandelt und das Urtheil ötfentlidi und mündlich verkündet wird. Der Kaiser 
kann dasselbe ore proprio geben^, oder auch durch einen andern sprechen 
lassen, wohl im Anschlüsse an den altrömischen Brauch, wonach derQuaestor 
sacri palatii die kaiserliche Entscheidung verliest^, oder an das Vorrecht der 
Jndices illustres, die Sentenz durch einen andern vortragen zu lassen*; so 
heisst es 1239 bei Bannung des Markgrafen von Este: I''. d. gr. Jiom. im- 


7. Arch. storico 1 0 b, 4. In dieser Stelle wUrde demnach auch für einen Reichsbesmten ein 
■olcher pSMirer Tohiti in Auaaioht genommen sein; in Gerichtsnrkunden habe ich das nie 
gefunden, abgesehen von der Romagna, auf deren besondem Brauch .wir tplter lurück- 
komraen. 8 . Antich. Est. 1, 111. 9 . Antiq. It. 1, 307. 471. 2, 983. 10 . Petr. Diac. 

Men. Germ. 9, 623. 834. Landulf. iun. Script. It. 5. 318. 

162 . — 1 . Vgl. die S 79 n. 2 angeführten Falle: auch § 71 n. 6; § 73 n. 2. 
2 . 1220 : Huillard 2. 48. 3. Betbmann Handbuch 1, 119. 4 . Tancred P. 4. t. 1. S 3. 

Ein Reiclulegat Utit 1213 einen Hofriebter statt seiner die Gründe der Bannung Tortragen. 
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pemtor — per oa d. Petri de Vinea iudicia imperialia aide in Uzzonem 
marchionem Ileatenaem — eo domino imperatore aemper ibidem aatanle et 
iubente talem indixit aententiam, qiti d. Petrua de Vinea aedena aiiper 
eqiiiim ivaau dicti imperatoria aic dixit alta voce usw.® Es sind das Fälle, 
auf welche wir später genauer zurQckkoiiiinen ; es zeigt sich dabei, zumal ini 
zwölften Jahrhunderte, ein Verfahren eingehalten, welches überhaupt dem sonst 
in die.ser Zeit in Italien üblichen V'orgehen nicht entspricht, sich dagegen viel- 
fach überaus nahe den im deutschen Ilofgerichte üblichen Formen anschliesst. 

OelTentliche und mündliche Kntsclieidungen hat der Kaiser dfinn wohl 
auch gegeben, wenn er als .Schiedsrichter urtheilte, sei es, dass er dazu ge- 
koren war, sei es, dass er Unterwerfung unter seinen .Schiedsspruch verlangte; 
so 1175 bei .Streitigkeiten zwischen Genua mul Pisa*, 1185 z^n-schen Tortona 
und den Markgrafen vonGavi^ 1191 zwischen Creniona und Bergamo einer- 
seits und Brescia andererseits**; seine .Stellung als Kaiser fiel dabei weniger 
ins Gewicht; er wird sich an die sonst üblichen Formen gehalten haben. 

Von dies<‘n Fällen abgesehen werden öffentliche Gerichtssitzungen nur 
noch selten erwähnt. .So wissen wir durch Kagewin, dass der Kaiser 1158 zu 
Roncalia öffentlich zu Gerichte sass und die verschiedenen ihm vorgebrachten 
.Sachen theils selbst, theils durch delegirte Richter entschied®; wir haben noch 
spätere Zeugenaussagen über einen .Streit zwischen dem Bischöfe von Brescia 
und dem Abte von Leno, welcher dort in eonspeetu iinperialia nuUeatatia 
und anb tentorio impirratcria , ubi d. imperator preaidebat, entschieden 
wurde.*® Eine Besitzstreitigkeit zwischen dem Biscliofe von Freising und 
Ezelin wird 1 159 in preaentia imperatoria durch von diesem bestellte Richter 
entschieden." .Spät<*r scheint das nur noch SelUm der Fall gewesen zu sein. 
Bei einer Klage dos Bischofs von Turin gegen den Grafen von .Savoien 1 185 
heisst es: Super iia porrecto libelto in piilatio imperatoria iiixtii Papinm 
coram d. imperatore reaidente imperiali more apud a. Salvatorem, wobei 
wohl an eine feierliche Gerichtssitzung zu denken ist; es wird dann auch noch 
erwähnt, dass der Kaiser den Beklagten laden lässt; aber die Sache erscheint 
dann an den General legaten übertragen, der die peremtorische Ladung erlässt 
und später in Abwesenheit des Kaisers entscheidet.** Ebenso klagt 1232 
.Siena gegen Florenz domino F. imperatore — ml Precinam aolemnein cn- 
riam repente ; die 8ache wird dann wohl in seiner Gegenwiut, aber durch 
zwei von ihm bestellte Richter entschieden. * * .Solche öffentliche Gerichts- 
sitzungen mögen vorzugsweise dazu bestimmt gewesen sein, Klagen an den 
Kaiser zu bringen, obwohl bei der jetzt verlangten schriftlichen Einbringung 
derselben in einem Libell darauf weniger Gewicht fallen mochte; bei Eut- 

1S2.~-1 spricht dann aber die Bannforrael unter Aufwerfnng des Handschuhs selbst. Böh- 
mer Acta 837. 5. Huillard 5, 319. S. Mon. patr. Cod. Sard. .1, 248; rgl, Ann. Genuens. 

Mnn. Germ. 18, 97. 7. Costa 37. 8. Toeebe Heinr. VI. 813. 0. Kaderic. I. 2. c. 5. 

10. Zaccaria Leno 136. 1.37. Ebenda 179 ein Zeugniss, dass der Kaiser sich bei solchen 
Verhandlungen der lateinischen Sprache bediente, deren er auch nach andern Zeugnissen 
inacliiig war. II. Verci Ecel 3. 37. 12. Mon. patr. Cb. 1, 988. 18, Huillard 4, 415. 
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sciieidunK«*!! du-s lIofKoriclites oder sonstiger vom Kaiser bestellter lÜchter 
wird aueli gehr häutig von der Klage bemerkt, dass eie beim Kaiser einge- 
bradit sei; es heisst etwa; amt fuistet controvereia apuJ imperatorein 
mota**, oder dass der Kläger eeuieru mile presentiam d. imperat«ris seine 
Klage erhob oder ab imperalore die. Erledigung verlangte'^; oder es geht 
auch woiil noch die Ladung von ihm aus'^; aber an der Verhandlung in der 
GerichLssitr.ung erselieiut er ganz iinbetlieiligt, scheint selbst liei den doch am 
Hofe gehaltenen Sitzungen des llofgcrichtes nur uu.snahm.sweise anwesend 
gewesen zu sein. 

HW. Dies(‘s Zurückziehen des Kaisers von bflentlichen Cieriehts- 
sitzungeii schloss nun aber nicht aus, dass der Kaiser dennoch manche an ihn 
gebrachte Sachen persönlich entschied. Die P>ledigung erfolgte dann durch 
schriftliche Entscheidungen des Kaisers, durch Jieseriptum, wie 
eine solche Urkunde wenigsteas in einem Falle genannt wird ', während der 
Ausdrück JJeeretnm, vielleicht wegen der bestimmten kirchenrechtlicheu He- 
deutimg, bei kaiserlichen Entscheidungen nicht gebraucht zu sein sciteint, 
wenn auch vom JM-entet'e des Kaisers otl die Rede LsU Hie Form der Ent- 
scheidung und ihrer Beurkundung ist da eine wesentlich andere. Sonstige go- 
ricJitliclie Entscheidungen liegen uns rt>gelmässig vor in einer Ausfertigung des 
Notars, welcher über die Cierichtssitzung und das vor ihm gesprochene oder 
verlesene UrtheiL, welches or in der Regel wörtlicli aufniimut, berichtet. Hier 
erklärt immer der Kaiser selbst in einer von ihm ausgestellten Urkunde, das» ' 
er hiemit so und so entscheide, nicht etwa, dass er zu Gerichte sitzend so und 
so entschieden habe; die Entscheidung erfolgt überhaupt erst durch die Aus- 
stellung der bezüglichen Urkunde. 

.Vus der Zeit K. Friedrichs 1 sind mir nur zwei derartige Erledigungen 
von .Vppellationssachen liekaunt geworden; ihrer Form na<‘h .sind es Sclweiben 
an die obsit‘gende l’artei, obwohl diese nur in einem Falle die appellirende ist.. 
Dem Kapitel von Parma schreibt der Kaiser 1 1 58, da sie gegen oin Urtlieil 
an ihn ap|>ellirt, ihr (ieguer aber, peremtorisch geladen, nicht erschienen sei, 
ideo Hoelra imperiali aiu'fi>ritate, quoniaui littera« nosh'tm epi'eril, senleth- 
tiain illain cnsitainits et pi>«iii’seioiuiii^ ut ante nententiam ilUtm luibaintU, 
in nobia cvyßniuunii».^ Im andern Falle 1 182 scli reibt der Kaiser von 
DiMitscbland aus den Markgrafen von Este, führt wörtlich ein Urtheil an, , 
welches zu fleren Gunsten gegen die Leute von Este gesprochen war, und talirt 
fort : .1 quit aeiUentia predieti hoininea de Hste ad HOe appeUaverunt ; ob 
quam ir/M habito conailiu fidelinm et aapientiim nostroTum predietam 
ae.nlentiam laadiimtt» et eoiißrnutmiis.^ Die Urkuiulen sind in eiuiacimter 
Briefform gefasst, ohne Zeugen oder Andeutung sonstiger Beglaubigung, welche 

14. 1162: .\ir» Parni» 2. 372. 1.5. 1196; UgUclli 3. 713. 16. 1210: JlitiMcUi Ann. 

4, 306. 17. 1186: .trehtr zu Slciui naah Wnstcufcld. IS, Ausdriicklicli ervSbul find* 

ich (Iss nur 1164. 1186: Uj^belli 2, 693. -Vrebir zu 8icnn. 

1#3. — .LVgL Q. j. (iewribulich wird die Urkunde, wia ,onst. nur ab 
eiapoyiiM bezeichnet. 2. .tlfu 1’. 2, 371. 3. Aiuicb. Est. 1, 3ä0. 
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wohl nur iih Siegel, dessen Vorliandonsein aber auch in der Urkunde selb^ 
nicht erwähnt ist, zu suchen war. 

Dagegen sind in späterer staufischer Zeit die mir bekannten 
Entscheidungen, bei denen es sich allerdings durchweg um wichtigere Ange- 
legenheiten handelt, in dep feierlichen Formen kaiserlicher Diplome gefasst 
sie sind nicht an die Partei, sondern an alle Reichsgetreue gerichtet, mit 
Strafandrohungen für die Uebeitreter, Siegelformel, Zeugen und vollständiger 
Datirung versehen. So entscheidet K. Otto 1210 über eine Klage des Abtes 
von S. Salvator gegen die Leute von Radicofani durch Urkunde, welche er 
dem altrömischen Ausdrucke entsprechend als Ihanc nostram j>racnuUicain 
mnctionem bezeichnet^; wiederholt gebraucht er den Ausdruck jtregent re- 
scriptum 1212 für Urkunden, durch welche er auf Klage des Markgrafen 
Bonifaz von Este den Markgrafen Azzo der Vormundschaft über denselben 
für verlustig erklärt, während er in der zweiten demselben die Hälfte des 
väterlichen Erbgutes zuspricht. * In der Form kaiserlicher Di]>lome liegen uns 
denn auch die schon früher besprochenen Entscheidungen vo,n 1187, 1193, 
1226 und 1232 vor, durch welche der Kaiser die Kassation von Urtheilen 
ausspricht.® Auch Strafsachen scheinen jetzt wohl ohne weitere Förmlich- 
keiten einfach durch ein .Schreiben des Kaisers an den betreffenden Beamten 
erledigt zu sein, worin er ihm miter Mittheilung des Thatbestandes die Aus- 
führung der angegebenen Strafen befiehlt; so 1238 bei Bannung des Paul 
Traversaria, der Stadt Genua es fehlt jede Andeutung, dass irgend eine 
förmlichere Urtheilsfallung vorliergegangen sei, die Verurtheilung scheinf durch 
das betreffende .Schreiben selbst zu erfolgen. 

164. — Ungleich häufiger sind die Fälle einer Erledigung durch 
Ueberweisung der Sache an andere Richter, indem der Kaiser die 
auf dem Wege der Klage, Appellation, .Supplikation oder auch Relation an 
ihn gebrachten Sachen anderen Richtern ziu* Entscheidung übergab. Der all- 
gemeine Ausdruck dafür ist Cautam coinmittere oder committere et dele- 
pare; der schriftlich gegebene Auftrag heisst Commisgio oder Litterac com- 
rniggionig. Es waren dafür zunächst, wie wir mehrfach sehen werden, die 
■Grundsätze des römi.schen Rechtes über die Delegation massgebend. 

• Dabei konnte der Kaiser sich zunächst des ständigen Uofgerichtes 
bedienen. Wir bemerkten bereits, dass dieses mehrfach entschied, auch wo 
unmitU'lbare Einbringung der Klage beim Kaiser erwähnt wird.* Und dann 
dürfte der Ilofvikar nicht an und für sich, sondern nur auf besondem Auftrag 
zur Entscheidung befugt gewesen sein. .So heisst es 1196, dass der Beklagte 
(I pregenlia predicti vieewü, cui causa predicta copnogcenda et definienda 
omnino a dicto d. imperatore fuerat commiesa, cotUumaciter ee subtror- 
Oy'igget'^; und aus einem Falle 1211 ersehen wir, dass auch die Kommission an 
den Ilofvikar schriftlich erfolgte.® Oder der Kaiser bestellte nur zurEntschei- 
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düng des Einzelfalle.s dele gifte Richter, was insbesondere dann geschah, 
wenn es sich zweckmässiger erwies, die Sache an Ort und Stelle, statt am 
Hofe zu entscheiden. 

Es stand aber auch wohl nie etwas im Wege, dass der Kaiser den or- 
dentlichen Richter zur Entscheidung der Sache anwics. Wir erwähnten 
bereits, dass K. Lotliar die an ihn gebrachte Klage eines Mailänders empfeh- 
lend den Konsuln von Mailand überwies.^ Die beiden Podestateii von Parma, 
damals vom Kaiser gesetzte Beamte, entscheiden 1160 eine Sache als con- 
slitiUi ab imponitori’ eognitorea litis\ 1 165 finden wird die Konsuln von 
Mailand als Delegirte.^ Aber häufiger scheint das doch in früherer staufischer 
Zeit nicht ges<diehen zu sein ; so weit die ordentliclie Gerichtsbarkeit in den 
Händen gewählter städtischer Behörden oder erblich verliehen war, ist es 
erklärlich, wenn der Kaiser es vermied, durch häufigere Delegirung der ordent- 
lichen Richter diese an die Entscheidung auch der dem Reiche vorbchaltenen 
Sachen zu gewöhnen; wie umgekehrt erklärlich ist, wenn die städtischen Be- 
hörden zu verhüten suchten, dass Sachen, für welche sie kompetent waren, an 
den Kaiser gebracht und damit ihrer Entscheidung entzogen wurden. ' In dieser 
Richtung mag mehrfach ausdnicklich zugestanden sein, dass der Kaiser solche 
zunächst dem Stadtgerichte zur Entscheidung zuzuweisen hatte; wenigstens 
dürlle sich das aus dem Privileg für Genua 1162 ergeben, in welchem es 
heisst, dass jeder Genueser nur vor den dortig^i Richtern zu Rechte zu stehen 
liabe, weiter aber: si nos praeceperimus, alicui faeiendum esse iusti- 

tiaui, infra tei'miniim convetüentem ei iustitiam faciant lanuenses iu- 
dices — ; quod si npluerint, ante nos ipsa iustitia 

Dieses Verhältniss gestaltete sich dann anders, als in den spätem Zeiten 
K. Friedrichs II im ganzen Reiche, soweit es überhaupt die Hoheit des 
Kaisers anerkannU*, die Gerichtsbarkeit durch kaiserliche Beamte geübt wurde. 
Nur ausnahmsweise wurden jetzt noch delegirte Richter für den Einzelfall 
bestellt; wurden die Sachen nicht an das kaiserliche Grosshofgericht ver- 
wiesen, so beauftragte der Kaiser die bezüglichen ständigen Reichsbeamten 
mit der Erledigung. Vorzüglich nur in solchen Fällen, wo der Kaiser dem 
Grosshüfjustitiar eine Sache zur Untersuchung ül>erträgt, um . sie spruchreif an 
ihn zurUckzusenden, oder wo der Grosshoijustitiar aus eigenem Antriebe dem 
Kaiser eine Sache spruchreif cinsendet, weil er sich nicht getraut, sie sine 
speciaü consensn jtrineijds zu entscheiden^ übergibt der Kai.ser die Sache, 
nachdem er sich darüber Vortrag erstatten Hess, zur Entscheidung an Richter, 
welche er für den Einzelfall aus seinen Ilofrichtern oder seiner sonstigen Um- 
gebung bestellt. 

165. — ln diesen letzten Fällen handelt es sich nicht mn Ueberweisung 
der ganzen Sache zu selbstständiger Behandlung, sondern nur um U e b e r- 
weisüug zurUrtheilsfällung in einer bereits spruchreif vorliegenden 
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Saclip; PS hpisst vnni Kaispr: j>refi'i>il nepotium ipnuin ivtllciaV »enteniia 
lerininari; ps prfolgt keine weitere Verhandlung, es wird mir ein Prokiirator 
ml sententiam audiemlam bestellt, die Sentenz lediglich auf Grundlage der 
vorliegenden Akten gesprochen. In einetn Falle wird dann die Sentenz, an- 
scheinend .HOgleich*, vom Kai.ser iv perpetuum bestätigt, wie sich freilich 
solche Bestätigungen, worauf wir zarückkoinmen, auch sonst finden, und das 
Gewicht derselben hier vielleicht nur darin zu suchen ist, dass es sich nm eine 
Klage gegen den Fiskus handelte. 

Es kilnnte da aber doch ein sehr wesentlicher Unterschieil bestehen. 
Willi eine Sache delegirt, so ist die Berufung an den Delegirenden gestattet, 
also in jenen fröhem Fällen an den' Kaiser. Es findet sich nun aber in den 
Gerichten der staufischen Zeit sehr häufig die Fonn, diuss der Vorsitzende 
Richter einen Beisitzer mit der Urtheilsfiillung beauftragt. Wir werden darauf 
später genauer einzugelien haben ; es dürfte vorläufig ein Beispiel genügen. 
Beim Erzkanzler und Legaten Reinald wird 1163 eine Klage eingebracht; 
Noe ai(dilo d. arehifancellaritta miait pro iam diftia fratribu» et amlitia 
auh iuramento taatibua eognovit verum eaaf, tpiod (d>haa naaeverabat ; län- 
dern precfpit Ohizo iiidiei mo, nt vice eins smtentiam de. Aoc pro/erret ; 
worauf der Judex das Urtheil spricht.''* Diese Form finden wir insbesondere 
auch im Hofgerichte ; das Urtheil spricht in der Regel nicht der Vorsitzende 
Ilofvikar, sondeni einer der beisitzenden Ilofrichter. Hier hat zweifellos das 
Urtheil dieselbe Kraft, als wenn es vom Vorsitzenden selbst gesprochen wäre; 
es ist weniger ein Urtheil der einzelnen Person, als des Gericlits, deswn Be- 
fuguissc durch die des Vorsitzenden bestimmt sind; eine Berufung würde dem- 
nach auch nicht von dem urtheilenden Beisitzer an den Vorsitzenden gestattet 
sein, sondern nur an den liftliem Richter. Wir werden kaum fehl gehen, wenn 
wir da die Grundsätze des römischen Rechts Ober’ die Inrisdktio 'nandata 
im Gegensätze ztir delepata als massgebend' hetraohteu, wonach derjenige, 
dem maiidirt ist, nur die dem Mandanten selbst zustebenden Befugnisse als 
dessen Stellvertreter ausUbt, von ihm denmach auth die Bentfung an den- 
jenigen geht, an welchen vom Mandanten zu appelliren wäre. * 

Liesse sich eine entspivdiende Fonn für das Gericht des Kaisers nach- 
weisen, so würde in solchen Fällen das Urtheil die Kraft eines Urfheile.s des 
Kaisers seihst hal>en und damit weitere Berufung überiiaupt nnzuiässig sein. 
Jene Fälle, wo K. hViislrich II die spruchreife Sache zur UrtheilsfilHung Olier- 
Weist , unterscheiden sk'h von der angedeuteten Fonn doch wesentlich mir 
dadurch, dass das Urtheil niclit unter persönlichem \'orsitz*> des Kaisers ge- 
sprochen wird ; es mochte denmach, wenn wir den einen Fall verallgemeinmi 
dürfen, noch einer Bestätigung des Kaisers bedürfen, um rochukräftig zu sein. 

Dasselbe Verfahren scheint mir nun aber auch bei einigen andern Fällen 
vorzuliegeii, hei welchen sich überdies wohl kaum zufällig ein engerer An- 
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Schluss an den ri'unischeii Sprachgebrauch in der Weise zeigt, dass hier nicht 
von Koinmi.ssion oder Delegation die Rede ist, sondern von Ueber Weisung 
durch Mandat, indem das Urtheil de mandato des Kaisers gefällt wird. 
Und auch sonst zeigen sich Eigenthfimlichkeiten , welche dem Begriffe der 
mandirten Jurisdiktion entsprechen. Ein delegirter Richter des Kaisers ent- 
scheidet 1 1 96 für die Leute von Casale gegen den Bischof von VercelK. 
Dagegen wird appellirt. Die Appellation kommt dann im llofgerichte zur 
Entscheidung und der llofvikar urtheilt de mandato d. imperntoris, dass 
schlecht geurtheilt mid wohl api)ellirt .sei. Dabei füllt zunächst auf, dass der 
Hofvikar selbst urtheilt, während in dieser spätem Zeit sonst in allen mir 
bekannten Fällen das Urtheil durch einen der beisitzenden llofrichter ge- 
sprochen wird, lind zwar auch dann, wenn der Hofvikar nicht schon kraft 
seines Amte.s, sondern durch spezielle Kommission zur Entscheidung der .Sache 
berufen ist. I.st unsere Auffassung richtig, so würde das genau dem .Satze 
entsprechen, dass die mandirte Gerichtsbarkeit nicht weiter mandirt werden 
darf^, bei einem UrtlieilsmaiHlate des Kaisers der Beauftragte demnach per- 
sönlich zu urtheilen batte. Es fällt weiter auf, dass während dem Deli*gatus a 
jirincipe die E.xekution .seines Urtheils zu.sU-ht, diese demnach sonst audi .Sache 
des Hofvikar ist, hier der Kaiser selbst den Befehl ertlieilt, den .Spruch des 
Vikar ausziiführen, was durchaus mit der Auffassung stimmen würde, dass 
jener .Spruch als ein .Spruch des Kaisers selbst zu betrachten sei. Der Kaiser 
fügt nun Weiter dem Befelile zur Besitzeinweisung zu: Nee si Camleiue* 
dixerint appellajise a predicta sentmtia vel sapplieasse nohie, pi'opterea id 
dimittat, ipgon in hör qiioniam non audivimu«; und später liefiehlt er, die- 
sellien bei weiterer Widersetzlichkeit ohne Verzug zu bannen, lieet dixerint 
f>e ad maiestatis nostre aadientiam appellasse, cum ipsa gentmtia de 
mandato nostro per vicafium et ivdieeg cttriae nogtrae eoncm'diter pro- ' 
mulpatum fuerit et a nohig'pogtmodiim eonfirmata.^ Da wie von andern 
Delegirten, so auch von delegirten Appellationsrichtem des Kaisers noch ap- 
jwllirt Werden konnte®, da weder zu erweisen, noch ii^en 1 wahrscheinlich ist, 
dass der Hofvikar als solcher inappellabel war, so wird für die Nichtzulassung 
der Ap|iellntion wohl mir als massgebend betrachtet werden können, dass das 
Urtheil de mandato des Kaisers gesprochen war und, von ihm bestätigt, die 
Kraft eines von ihm selbst gesprochenen Urtheils liatte. 

Bei einem andern Falle, den ich hieherziehen möchte, war 1185 vor dem 
llofvikar ein Urtheil für den Prior von Vivo gegen den Grafen von .Sarteano 
ge.sprochen, aber nicht ausgeführt. Der Prior wendet sich 1210 Januar mit 
einem E.xecutionsgesuch an den Hofvikar, wogegen die Erben Ungültigkeit des 
tVühern Urtheils einWenden. In gewöhnlicher 1Vei.se erklärt dann einer der 
Hofrichter, dass das Urtheil als gültig auszuführen sei. Dann heisst es im 
Anglist, dass, da der l*rior gestützt auf die frühere .Sentenz und auf das spätere 
Exekutionsmandat pogtularet ah imperatore, nt illam gententiam faceret 
uttendi et rgectui maneipari, die Erben des Grafen dagegen aus verschie- 
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denen Gründen Nullität der Sentenz geltend machten. Der Kaiser wird hier 
jiHlenfidls angegangen als der höhere Richter, sei es, weil der llufvikar nicht 
im Stande gewesen war, die Ausführung zu erzwingen, sei es, dass eine Nich- 
tigkeitsbeschwerde der Erben das nochmalige Verfahren veranlasste. Von der 
Erledigung heisst es dann: Tandem ego AlbertuJ) StfuztM Cremonetuis 
imperialis eurie iiuletc de spetiali mandato d. Otionis d. pr. liom. impe- 
ratoris et mandato d. Cunradi Spirenjiig episcopi imperialis aide ean- 
eeUarii et d. Henriei Mantuani episcopi imperialis aide vicarii et Pres- 
hpteri Caeeie presentia, Johannis de I*ado et Jinffini de l*orta Placentino- 
riim imperialis aiiL' iiidienm, dieo et preeipio, dass die Ilrüder dem Prior 
gemä.ss dem Urtheile in angegebener Frist zahlen und ihn in Besitz setzen 
sollen, aber sali'O de mandato d.hnperatoris in omuibiis et per oinnia iure 
dictoriim fratrum.' Es handelt sich hier offenbar nicht um ein nochmaliges 
Exekutionsmandat des Ilofgerichts, wenn Ilofvikar und Ilofrichter auch gegen- 
wärtig sind ; der Spruch Alberts ist nicht als .Spruch des Ilofgerichts*, sondern 
des Kaisers aufzufassen, zumal dieser nach der Schlussstelle auch unmittel- 
baren Einfluss auf die Fassung des .Spruches genommen hat. 

Ist in keinem dieser Fälle der [>ersönlichen Anwesenlmit des Kaisers ge- 
dacht, dieselbe beim ersten höchst, unwahrscheinlich, so dürfte hiehcr schliess- 
lich auch noch einer der seltenen Fälle öffentlicher kaiserlicher Gerichts- 
sitzungen zu ziehen sein. Domino F. — imperatore ad Precinam solemnetn 
eiiriam repente und in Gegenwart vieler Grossen klagt 1232 ein gindikus 
der Stadt Siena wegen Gewaltthaten gegen Florenz auf .Schadensersatz und 
Bestrafung nach dem Gesetze; weiter ein Advokat des Fiskus auf zehntau-send 
Mark wegen Ungehorsams gegen die unter solcher .Strafandrohung geschehene 
Ladung, und auf hunderttausend Mark, weil Florenz unter Androhung der- 
.selben die Befehdung von .Sietia untersagt war. Die Ladung geschah ex parte 
d. imperatoris durch einen niintiiis d. imperatoris; der Kaiser erscheint 
dann auch am Verfahren noch betheiligt, in.sofeni er das Gericlitszeugniss 
abgibt, der Gehorsam der einen, der Ungehorsam der andern Partei e.r re- 
memoratione et testhnanio domini nostri imperatoris festgestellt wird. 
Dann aber heisst es: Xos G. de Arneslen imperialis in Italia lepatiis et 
mapister de Vhma mapne imperialis eurie index de speeiali mandato 
d. nostri imperatoris eiiriam soUnnnitei' feeimus conprepari de eomitibus 
et baronihus et iiirispiritis, qni in euria ipsa erant, et dilipenti cum eis 
consilio hahito, pronunptiamus in hac forma, dass nämlich Florenz zu den 
vom I'iskus geforderten .Summen und zu sechshunderttausend Pfand .Schadens- 
ersatz au .Siena verurtheilt sei. .Schliesslich heisst es dann noch, dass das 
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dorbenen Test kann sich auch anf den Hofvikar eben so wohl das nachfolgende prae- 
ifntia, als das vorhergehende maiutafn beziehen. Nicht r.u erklären weiss ich das Mandat 
des Hofkanr.lers, welcher in dieser Zeit ausser aller Beziehung zur Reichsgericht.sbarkeit 
zu stehen scheint, während er, wie wir sehen werden, hu eilften Jahrhunderte allerdings 
gerade im Hofgerichte eine heirorragende Stellung einnimmti 
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gpsrliehen sei zu Aprocina ibidem d. uoslro imperatore presente, wonaoii 
wühl auch dessen Anwesenheit beim Urtheile selbst nicht zu bezweifehi ist. ^ 

Nach diesen, allerdings vereinzelten Zeugnissen, wird eine Art der Er- 
ledigung nicht zu bezweifeln sein, bei welcher zwar der Kaiser nicht persünlich 
urtheilte, das von einem andern für ihn gesprochene Urtheil aber die Rechts- 
kraft eines kaiserlichen Urtheils hatte, während das beim Urtheile des vom 
Kaiser Delegirten nicht der Fall war. 

166. — Doch war eine Einflussnahme des Kaisers auf über- 
wiesene Sachen nicht ausgeschlossen. Nach den früheren uns erhaltenen 
Kommissionsbriefen scheint der Kaiser in denselben sich allerdings auf die 
Rechtsfrage gar nicht einzulassen, die Kommissäre einfach anzuweisen, dein 
Rechte gemäss zu entscheiden; es heisst etwa: mandamus, quateniis par- 
tibiis coni'ocatis audintis causam et eam sludeatis mediante iusHtia fine 
debito terminare.^ Den weitern Inhalt bildet dann die Ertheilung der zur 
Erfüllung des Auftrages nöthigen Befugnisse, die Zeugen zur Aussage zu 
zwingen, das Urtheil auszuführen, das Erscheinen der Parteien oder die Aus- 
führung des Urtheils nüthigenfalls durch den Bann zu erzwingen. Heisst es 
aber wohl, das Urtheil sei gefällt inspecto etiam tenore litterarum comis- 
sionis domini imperatoris'^, so ist doch zu schlie.ssen, dass das Auflrag- 
schreiben auch Bestimmungen enthalten konnte, welche massgebend auf die 
Erledigung einwirkten. Dafür finden wir denn auch wohl bestimmtere Beispiele. 
Delegirte Appellationsricliter sagen 1195, die eine Partei habe sich entfernt, 
quia nos tanquam suspectos reaisaverant; sed quia in litteris commissiö- 
nis d. imperatoris eontinebatur, qiiod remola suspeeti accusatione nilülo- 
minus procederenius, hätten sie dessungeachtet das Urtheil gesprochen. ’ 

Insbesondere scheint auch iu den Fällen, wo nur das Urtheil auf Mandat 
des Kaisers gesprochen wird, der Kaiser bestiimutere Anweisungen gegeben 
zu haben, welche beim Urtheile zu beachten waren. So in dem besprochenen 
Falle von 1210, wo zwar die Exekution durch die Nichtigkeitsbeschwerde der 
einen Partei nicht aufgehalten werden soll, ihr aber nach Mandat des Kaisers 
weitere Verfolgung ihres Rechtes Vorbehalten bleibt.* Eine vom Grosshof- 
justitiar an den Kaiser eingesandte Sache überwies dieser nach erstattetem 
Vortrag an fünf Richter eam aut per sententiam aut per amieabilem com- 
positionem aut per nostram pi'ovidentiam tenninamiam ; sie enLscheiden 
demgemäss nicht nach strengem Hecht durch Sentenz, noch nach gütlichem 
Uebereinkoinmen, sondern per haue nosU’om jnwidentiam nach Billigkeit, 
weil sie sich überzeugten, partibus exjtedire, quod ita inter eos termina- 
retiir nepotium.^ In einem entsprechenden Falle befreien die beauftragten 
Richter zwar iin allgemeinen den Kläger von gewissen, vom Fiskus bean- 
spruchten Leistungen, aber mit dem Zusatze: nisi forte d. imperator de 
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.aäiutoriis, sieut viva voce protulit caram nobis, manilaret certnin quid 
exigi, wo es sich also uni eine mündliche Weisung handelt.^ 

Auch eine spätere Einflussnahme des Kaisers mochte bei Kommissionen 
wohl sogleich vorbehalUm sein. Ein Streit zwischen Bergamo und Brescia 
wird 1191 je zwei Bürgeni der Städte vom Kaiser so kommittirt, quod tti 
amicahiUter vel per smtentiam predictam discordiam non terminaverint, 
ad dotmnum hnperalorem rcfferant.' Doch moclite sich der Kaiser auch 
ohne solche ausdrückliche Vorbehalte immer zu -späterm Eingreifen befugt 
halten; 1192 schreibt er drei Delegirten, dass er ihnen die Entscheidung eines 
Streites zwischen ihni selbst und Crema früher überwiesen habe; nolentea 
autem, ul in ahsentia nostra iain dicta causa tractetur, vohis nuiudaums 
et omnino ]>recipimug, ne uUeidus in ea procedatis, et qidcqidd into’hn 
aetum fueadt, auctoritate imperißli cassamua.^ Im Hofgerichte wurde 1184 
eine Klage der Töchter Alberts von Este gegen ihren Oheim Obizo verhandelt; 
während der Verhandlung heisst es: Et Imperator miait iM ad illoa itulicea, 
iit non deberent cognoaeere plus de feudia, que marchionea tetiuerunt a 
ditcibua, quia dicebat, quod erat ratio marcidonia Obizorüa.^ 

167. — \Telleicht mochte auch schon in früherer Zeit zuweilen das 
Auftragsschreiben eine bedingte Entscheidung des Kaisers ent- 
halten ; doch ist mir ein bestimmtes Zeugniss dafür aus der Zeit vor K. Fried- 
rich II nicJit bekannt geworden. Unter diesem wird das nup aber die bei weitem 
gewöhnlichste Weise der Erledigung, wobei sichtlich die Formen des römischen 
Keskriptprozesses zum Vorbilde gedient haben. Die Behandlung ist bei sizi- 
lischen und italienischen Angelegenheiten durchaus dieselbe. Die Erledigung 
erfolgt allerdings, so weit ich sehe, nie durch ein Reskript an die supplizirende 
Partei, sondern durch ein Mandat an den delegirten oder, was jetzt häufiger 
wird, den ordentlichen Richter. • Der Kaiser theilt ihm den Inhalt der Klage 
mit, beauftragt ihn dann aber niclit im allgemeinen, nach dem Rechte zu ent- 
scheiden, sondern die Wahrheit der Angabe des Klägers zu untersuchen; für 
den Fall der Wahrheit entscheidet er selbst, dass dem Verlangen des Klägers 
in die.ser oder jener Weise zu genügen .sei, den Richter anweisend, sich daran 
zu halten, damit er nicht noclimals durch, eine begründete Beschwerde in die.ser 
.Sache behelligt werde. .So zeigt der Kaiser 1223 dem Bischöfe von Mileto au. 
Genannte Imtten ihm geklagt, sie hätten früher aus Noth einem Abte Be- 
sitzungeu verkauft, in quarum veiulitione ultra dimidnim iuati pretii aaae- 
nun'unt ae fuiaae deceptoa; cum igitur deceptia et non decipientibua dira 
aubvetdant, ßdelitati tue precipiendo mandamua, quatenua inguiraa auper 
hoc diUget}ter veritatem, et ai conatiteril ita eaae, cogaa aieut iuatum /nerit 
mntlem abbatem, ut vel iuati {»•etii auppleat quantitatem, in qua vendi- 

m.— ] 8. HuiUard 2, 433. 7. Arch. »torico N..S. 3b, 19. 8. Toeche Heinr. VI. C22. 

9. Amich. Elt. I, 361. 

1«. - 1. Den Ausdruck reicrtbtre finde Ich erst gebraucht in einem, sich son.st 
noch genau an die unter Friedrich II gebräuchlicbe Form anschliessenden Mandate des 
ReichsTikar Rudolf 1281 ; das Mandat solle so ausgeführt werden, ijuod not non oporteat 
pro^ttfrea retcrihfrt iVera^o. Bohmer Acia 704. 
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tionh tempore fuerint deeefiti, vel reeepto pretio, quod pro eindem, per- 
eolrit, riveam, dom>i»i et terrax eis restituat snpradktas, vt super hoe 
de eetei'o ad nos iusta qiu-rhnonia non recwn'at; wobei es auffallen kann, 
dass der Richter, trotz der Aufforderung der Kläger, iuxta fornmm impe- 
rialis ma.ndati nobis commissam vorzugehen, sich auf die Frage, ob wirklich 
eine Laesio enomiis vorlag, gar nicht einlässt und für den Abt entscheidet, 
weil der Verkauf in so bindender Form geschehen sei, dass die Kläger ihn 
nie mehr anfechten könnU-n; wovon dann allerdings ad unperatoris audien- 
tiam appellirt wird.^ In ähnlicher Form sind alle bezüglichen Mandate gefasst; 
wie das römische Recht für die entsprechenden kaiserlichen Reskripte die 
Klausel: si pereees veritate nitantiir, verlangt’, so fehlt auch hier nie eine 
entsprechende Formel ; es heisst, si est ita oder si rem inveneris ita esse, si 
pretwssa veritate nitautar, si prenüssis veritas sufragatur, si tibi con- 
stiterit de premissis.* War, wie das mehrfach der Fall war, die Klage gegen 
den ordentlichen Richter, einen Reichsbeamten oder die Stadtbehörde, ge- 
richtet, so erging das kaiserliche Mandat dennoch an ihn selbst ’ Zur Siche- 
rung gegen Ungehorsam mochten dann wohl noch weitere Massregeln ergriffen 
werden; 1247 befiehlt der Kaiser zunächst der Stadt Pavia, einer gegen sie 
gerichteten Klage des Abtes von S. Salvator, si est ita, in angegebener Weise 
abzuhelfen, theilt das aber gleichzeitig dem Reichsvikar von Pavia aufwärts 
mit, ihm befehlend, si premissa iu.vta mandatum nostrum adimplere ne- 
glecr.erint, sie dazu zu verhalten.^ Nur in einem Falle finde ich, dass das 
Mandat auch im Falle der sich herausstellenden Wahrheit nicht unbedingt 
gefasst ist; 1245 befiehlt der Kaiser in der gewöhnlichen Form dem Reichs- 
vikar von Tuszien, einer gegen ihn gerichteten Klage, si est ita, gerecht zu 
werden, aber mit dem Zusatze; nisi aliqifam causam haheas expositionis 
superius non expressam, qttare presetis mandatum nostrum exequi non 
debeas; qiMm Curie nostre scribas.~ 

168 . — Sehr häufig finden sich weiter kaiserliche Bestätigungen 
der Urtheile anderer Richter, welche nicht veranlasst sind durch 
Berufung gegen das Urtheil als ein ungerechtes, sondern durch eine Supplik 
der obsiegenden Partei. Der Kaiser erklärt etwa, sententiam, tanquam iuste 
et rutionabiliter latam , ratam habemus et conßrmamus. In einem der 
frühesten Fälle gewinnt die Bestätigung den Charakter einer nochmaligen 
.selbstständigen, nach vorhergehender Prüfung ergangenen gleichlautenden Ent- 
scheidung; 1186 bestätigt K. Heinrich einen Spruch der Komsuln von Pavia, 
weil derselbe nach einem Privileg seines Vaters, wie nach den Aussagen der 
Zeugen ein gerechter sei. ’ Auch später wird eine vorhergehende Prüfung wohl 

“ — -• f 

2, HaUlud 2, 374. 8. U 7. pr. Cod. 1, 23. 4 . HuilUrd 3, 518. 520. S, 165. 1119. 

6, 77. 78. 155. 419. Bohiner Acta 239. 273. 275. Auch in StrafTUIen ergehen Mandata 
mit solcher Klausel; Huillard 4, 241. 5. So Huillard 6, 77. 6. Huillard 6. 920. Aefan- 

lich 1230 bei einem Exekutionttnandat , bei «elehem zunlchst das Kapitel Ton Iiucca 
als (lerichtsherr beauftragt, aber bemerkt wird, dass gleichseitig der Podexta angewiesen 
sei. in defectn ve$tm für Ausführung su .sorgen. Huillard 3, 1.99. 7 . BChmer Acta 274. 

168 . — 1 . Bnhmer Acu 1 57. 
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en*’ähnt; so wenn K. Friedrich II eine Sentenz hestätigf, qtuim per üulicee 
nuipne eiirie noHtre diliqenter impectam aecepimus iuM« latam, oder lui- 
hita äiUgenti provinloiie <■««» iudirihiis nosh'is.'^ Doch finde ich kein Bei- 
spiel, dass die Bestätigung eine irgendwie bedingte, etwa die Exekution ein- 
zelner Bestimmungen bis auf weiteres suspendirende gewesen sei, wie das bei 
Bestätigung der ini deutschen Ilofgerichte gefundenen l'itheile wenigstens ver- 
einzelt wohl vorkommt* 

Es dürfte sich bei diesen Bestätigungen um einen in staufischer Zeit auf- 
gekommenen Brauch handeln. Von Friedrich I ist mir kein sicheres Beispiel 
bekannt, das-s er ohne durch eine Appellation dazu veranlasst zu .sein, ein 
richterliches Urtheil einfach bestätigt hätte.* Dagegen beginnt K. Heinrich VI 
sogleich mit solchen Bestätigungen, sobald er die Verwaltung Italiens über- 
nimmt*; von da ab finden sie sich dann sehr häufig. Dass der Umstand, dass 
in Deutschland die im Hofgerichte gefundenen Urtheile einer Bestätigung des 
Kaisers als Vorsitzenden Richters bedurften, auf das Aufkommen des Brauches 
in Italien eingewirkt habe, ist kaum .sehr wahrscheinlich; das Verfahren war 
ein durchaus verscliiedenes, als nothwendig ist die Bestätigung auch später in 
Italien nicht nachzuweisen und sie steht mit der Reichsgerichtsbarkeit in.sofern 
in keinem nähern Zusammeidiange, als der Kaiser nicht blos Sprüche seines 
Hofgerichtes oder von ihm delegirter Richter, sondern auch städtischer Kon- 
.suln und anderer ordentlicher Richter bestätigt. 

Bei der Bitte um solche Bestätigungen hatte man wohl in erster Reihe 
densellxüi Zweck im Auge, wie in früherer Zeit bei der Bitte um Verhängung 
des Königsbannes. Nicht die Rechtskräftigkeit des Urtheils war davon ab- 
hängig; aber man erstrebte eine grossere Bürgschaft für die Achtung de.sselben 
durch Androhung einer Strafe für jeden Verletzer. Dafür war man .seit 
dem Aufhören des ältern Königsbannes auf den Kaiser angewnesen.® Die Be- 
stätigung ist durchweg in den Formen feierlicher Diplome gefasst ; wie sonst, 
folgt daher ein Befehl des Königs, dass niemand dagegen handeln solle, und 
weiter die gewöhnliche .Strafandrohung, dass der Verletzer der Ungnade des 
Königs verfallen mid eine angegebene Geldstrafe zu zahlen habe. Eine .sulche 
Strafdrohung fehlt nur in sizilischen Bestätigungen', während sie sich in den 
Italien betreffenden immer findet, so dass hier darin ein ganz ausreichender 
Grund für die Nachsuchung gefunden werden kann, wenn der Bestätigung 
auch ein weiterer Werth nicht zukam. 

169. — Andererseits scheint man aber doch der kaiserlichen Bestätigung 
noch einen besondern W e r t h für das weitere Verfahren beigelegt zu 


16S. — ] 8. Bshmer Acta 259. Uaillard 2, 640; rgl. 2, 276, wo es sich aber nicht um ein- 
fache BeiUtigung bandelt. 8. 1225 : HuUlard 2, 468. 4. Ea liegt mir nur der Auszug 

einer ungedruckien Urkunde Ton 1173 Tor, wodurch der Kaiser eine neuere, in Sachen des 
Kapitels Ton Vicenza gegebene Sentenz ka.<i.sirt, dagegen eine frühere Ton ihm bestätigte 
Sentenz nochmals bestätigt. I>och wird sich ohne Reuntniss des Wortlautes kaum ent- 
scheiden lassen, ob es sich dabei um eine nicht durch Appellation herrorgerufene Bestäti- 
gung handelt. 6, 1186. 87: las Fsrina 4, 180. Bühraer Acta 157. Man. patr. Ch. I, 954. 
6. Vgl. $ 41 u. 12. 7. Huillard 2, 431. 4, 534. 
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zu habi-n. Worin dieser aber zu suclien sei, tritt wenigstens in den friiheren 
Fällen nicht mit genügender Sicherheit hervor; und der Fälle, wo wir das 
Eingreifen einer solchen Koniinnation in den Prozess naehweisen künnen, sind 
zu wenige, um darauf ein sicheres Urtheil griindon zu können. 

Nach einem schon besprochenen Falle von 1196 könnte es allerdings 
scheinen, als seien durch die Bestätigung Appellation und Supplikation abge- 
schnitten worden. ' Ist aber unsere Auffassung des Falles richtig, so würde 
für die Beseitigung weiterer Rechtsmittel da nicht gerade die Konfirmation 
das massgebende sein müssen, sondern der Umstand, dass das auf Mandat 
des Kaisers gesprochene Urtheil die Kraft eines vom Kaiser selbst gespro- 
chenen hatte. Es ist möglich, dass in solchen Fällen überhaupt eine kai.scr- 
liche Bestätigung nöthig war, um dem Urtheile die Kraft eines von ihm selbst 
gesprochenen zu geben, was sich nach den wenigen betreffenden Fällen kaum 
wird entscheiden la.ssen. Für die Rechtswirkung einer Bestätigung überhaupt 
wird dieser Fall nicht inas.sgebend sein dürfen. 

Bei einem andern Falle von 1190 scheint sich vielmehr zu ergeben, dass 
die kaiserliche Bestätigung zwar beachtet, auch thatsächlich nicht gegen sie 
entschieden wird, der Gebrauch weiterer Rechtsmittel durch dieselbe aber in 
keiner Weise beschränkt erscheint. Einem Vasallen des Kapitels von Treviso 
wird im Genossengericht ein Lehen abgesprochen. Dann erfolgt ein Urtheil 
des Grafen von Treviso zu Gunsten des V'asallen, gegen welches vom Kapitel 
an König Heinrich appellirt wird. Dieser kommittirt die Sache dem Bischöfe 
von Feltre, welcher auf bene appellatum erkennt. Dieses Urtheil muss vom 
Könige bestätigt und dennoch von demselben appellirt worden sein. Denn die 
.Sache kommt nun an die ständigen estensischen Appellationsrichter des Bis- 
thums Treviso, welche vUis et atuUtis ralionibus — utriusque parfis et 
diUpenter inspeetie vieoqiie inefrumento seu pririlepio confirmationis eim- 
ilem aententie donüni noatri llenriei imperaloria den .Spruch des Bischofs 
bestätigen und die Appellation vern-erfen ; wird auch bei dem Appellations- 
urtheile Grcwicht auf die Bestätigung gelegt, so erscheint doch die Zulässigkeit 
der Appellation selbst nicht dadurch ausgeschlossen. .Schliesslich kommt die 
.Sache dann noch vor den Podcsta von Treviso, bei welchem auf Ausführung 
geklagt sein wird; viais rafionibna — , idsla aententiia et eonfirinntione d. 
JI. impi-ratoria kondemnirt er den Vasallen zur Herausgabe des Lehen an 
den Massar des Kapitels, ab<>r preatita aecuriiate a maaaario — quod ai 
aententia fnerit retraetala per anpplieationein, qiiod reatitnat rem rinn 
lepitimia aiipmetUia.'^ M'ird hier wieder die Konfirmation ausdrücklich be- 
tont, so tritt um so bestimmter hervor, dass man dieselbe nicht als Ilinderiiiss 
tnr die Ergreifung irgendwelchen weitern Rechtsmittels betrachtet, da auch 
hier noch auf etwaige .Supplikation Rücksicht genommen wird. 

Dem entspricht ein schon besprochener FalU, bei w'elchem der Kaiser 
1193 zu Gunsten von Treviso einen Schiedsspruch kassht; es heisst dabei 

108 . — 1 « Vgl. § 165 n. 5. 2, Calogera N.R. 34 a, 65-76. Dem dürfte ^icb der 

$168d.4 ervtüiote Fall aDacblieaacn, wcon er überhaupt hiebcr gehört. 0. Vgl.S 151 n.S. 
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non ohsfante hnlc noglrc inßnnotione aliqna constitiUione vcl Uge et non 
obstantihus aliquibus litteris eonfinnationis ah adrerea parte iinpetratis, 
wonach nicht m bezweifeln ist, dass der kassirte Spruoh vorher vom Kaiser 
bestätigt worden war, jedenfalls ausgesprochen ist, dass die etwaige Konfir- 
mation einer spätem Kassation nicht im Wege stehen würde; und bewegen 
wir uns dabei auch auf dem Gebiete kaiserlicher Unumschränktheit, so ist 
diese doch eben immer in Anschlag zu bringen ; konnte man sich auch gegen 
einen vom Kaiser ausdrücklich bestätigten .Spnich noch mit Erfolg an den 
Kaiser wenden, so fehlte der Bestätigung überhaupt eine endgültige Bedeutung. 

Eine andere Auffassung zeigt sich in einem Falle 1211; es scheint die 
endgültige Bedeutung einer kaiserlichen Bestätigung überhaupt anerkannt zu 
werden; aber im Einzelfalle wird gegen sie geltend gemacht, dass sie er- 
schlichen und demnach ungültig sei. Die .Stadt Asti wurde von einem Appel- 
lationsrichter vemrtheilt und dessen Urtheil vom Kaiser bestätigt. Sie wendet 
sich an den Kaiser, der die .Sache dem Hofvikar, und dieser wieder zwei Hof- 
richtern koimnittirt. Vor diesen wirtl zunächst Nullität des Urtheils geltend 
gemacht, wegen mangelnder Litiskontestation , nicht gehöriger Ladung und 
weil beim Mangel eines vorhergehenden Urtheils nicht in der .Vppellations- 
instanz hätte erkannt werden können; weiter aber, falls das Urtheil nicht 
nichtig sei, sei es ungerecht und in gehöriger Weise davon appellirt; was aber 
die Bestätigung betrifft, so wird behauptet, qiiod illa eonfirmatio non valebat 
iKV teneboit et facta erat per obreptionem, nun dicisset nomine praedicti 
communi», qaod praedicta sententia eel sententie nulla vel nidle erant, et 
si aliqna vel aliqne erant, qitod ab ea vel ah eie praedictiim commune 
appellaverat. Das Urtheil wird dann, zwar ohne Erwähnung der Konfirma- 
tion, übrigens aber ganz übereinstimmend gegeben; es wird zunächst die 
Nichtigkeit ausgesprochen, eventuell das Urtheil tür ungerecht und die Appel- 
lation für gegründet erklärt. Das hat dann der Kaiser bestätigt, indem er 
zugleich die frühere .Sentenz fiir ungültig erklärt, gleichfalls ohne die Bestä- 
tigung derselben zu erwähnen.^ Es würde sich daraus ergeben, dass xler 
Kaiser überhaupt nur ein rechtskrättiges Urtheil bestätigen soll, dass die Be- 
stätigung sonst als erschliidien zu betrachten ist und weder die Nichtigkeits- 
beschwerde , noch die Durchfühmng der gehörig erhobenen. Berafung aus- 
schliesst. 

Damit stimmen spätere Zeugnisse ; es ist nie, so weit sich das ersehen 
lässt, von der Bestätigung eines Urtheils die Rede, gegen welches ein ordent- 
liches Rechtsmittel noch zulässig war; dagegen wohl ausdrücklich auf das 
Gegentheil hingewiesen. Die Bitte um Bestätigung einer Sentenz 1235 stützt 
sich ausdrücklich darauf, dass von derselben nicht appellirt sei : Noe autem 
ipeiue eupplicationibne itulinatJ, sententiam ipeani, sicut — /niese twe- 
citur iuate latam nec legitima appellatiom suspensam, perpetm deucimus 
conßrmandain.^ Der Kaiser schreibt 1249, dass von einem Spruche seiner 
Hofrichter ad noetram audientiam appellirt, die Appellation aber während 

IIP. — ] 4« Beilsg« TOD 1211 Jsn. 10 5. Bchmer .\cU 228. ti. Uoillard 4, 634. 
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der gesetzlichen Frist nicht verfolgt sei, propter qtiod Iota iiuim't «ententia 
lala per iudices aiipi'ascriptoe, deren Ausführung dann befohlen wird.^ 

Die erxvirkte kaiserliche Konfirmation greift demnach keineswegs ändernd 
in den regelmässigen Gang des Prozesses ein ; das Urtheil wird nioht durch sie 
rechtskräftig, sondern sie bestätigt nur, dass ein gültiges, durch ordentliche 
Rechtsmittel nicht mehr anfechtbares, denmach rechtskräftiges Urtheil vor- 
liegt; sie schneidet nicht die gesetzlich noch zulässige Berufung an den Kaiser 
ab, sondern stellt fe^t, dass eine solche gesetzlich nicht mehr zulässig ist. Ihr 
prozessualischer Werth ist demnach' nur darin zu suchen, dass sic zur Be- 
gründung einer Actio iudicati dienen, auf Grundlage dereelben Exekution des 
Urtheils verlangt werden konnte. 

Die Bestätigung erscheint denn auch mehrfach in engster Verbindung 
mit kaiserlichen Exekutiousmandaten. Wandte man sich mit einer 
Klage auf Exekution an den Kaiser, so war natürlich die Rechtskrälligkeit 
des Urtheils zu erweisen ; darauf mag es auch zu beschränken sein, wenn zu- 
weilen später von einer der Bestätigung vorhergegangenen Prüfung die Rede 
ist.^ Die Erledigung scheint dann in der Form erfolgt zu sein, dass der Kaiser 
zunächst auf Bitte des Klägers in besonderer, Urkunde die Sentenz bestätigt, 
weiter aber dem ordentlichen Richter oder einer andern Person meldet, dass 
er die .Sentenz bestätigt habe, und ihr daraufhin befiehlt, diligenter inspecto 
f euere predicte aententie, dieselbe auszufnhren. ln einem Falle 1220 liegw 
uns beide Urkunden, Konfirmation und E.xekutionsmandat vor*; in einem 
Exekutionsmandate an die Stadt Bologna wird die Bestätigung erwähnt, akut 
in aeripte confirmationia noatre, quod eidein iudeo indidaimua, poteritia 
pleniua- cogiwacere et videit.*^ Wird in andern Exekutiousmandaten eine 
ausdrückliche Konfirmationsurkunde nicht erwähnt, so ergibt sich die Bestä- 
tigung wenigstens aus der Fonnel, dass die Sentenz, prout iuale lala fuil, 
auszufUhren sei" oder es wird wohl bestimmter angegeben, wessbalb das 
Urtheil nun rechtskräfiig sei. 

Nach allem wird etwa anzunehmen sein, dass als die kaiserlichen Be- 
stätigungsbriefe üblich wurden, man dabei wohl in erster Reihe die Strafan- 
drohung im Auge hatte, es aber zugleich versuchte, dieselben im Prozesse 
insbesondere etwa gegen die Statthaftigkeit weiterer Berufung geltend zu 
machen, während doch, wie der Fall von 1211 nahe legt, wohl kaum genügend 
Sorge getragen war, dass nur wirklich rechtskräftige Urtheile bestätigt wurden. 
Noch näher konnte das liegen, wenn häufiger, wie wir das in einem der frühe- 
sten Fälle fanden", die Bestätigung in einer Weise gefasst war, welche sie 
Zugleich als selbstständige persönliche Entscheidung des Kaisers erscheinen 
lassen konnte, die an und für sich eine Benifüng nicht zuliess. Hatte der 
Richter danach ein dem ordentlichen Prozess fremdes Moment zu beachten, so 
ist es erklärlich, wenn die frühem Fälle bezüglich der der Konfirmation bei- 
zulegenden Wirkmig nicht übereinzustimmen scheinen. Später hat sie einfach 

7. Bshmer SeU 277. 8. Vgl. S 168 n. 2. ». HuilUrd 1, 775. 776. Kk-Unillard 

2, 640. 11. Uuiilud 3. 109. 6, 433. 12. Vgl. oben n. 7. 13. VgL S 168 n. I. 
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dpii Werth einer Anerkennung des ohnehin reclitskräfligen Urtheils durch den 
Kaiser, auf deren Grund insbesondere auch ein kaiserliches Exekutiunsmandal 
gefordert ««rden konnte, wälirend sie ausserdem die Einhaltung des Urtheils 
durch ausserordentliche Strafandrohungen sicherte. 

XV. DER PFALZGRAF. 

■ 170. — Der regelmässige Stellvertreter des Königs im Ilufgerichte ist 

im neunten und zehnten Jahrhunderte der Pfalzgraf, der Comeg palatü 
oder Comet $aci'i palatii. 

Der longobardi sehen Verfassung ist der Pfalzgraf fremd; es ist 
nicht unwahrscheinlich, dass der Majordomus, welcher ja einst auch bei den 
Franken statt des Königs zu Gerichte sass, eine entsprechende .Stellung ein- 
nahm ; doch wird schwer zu entscheiden sein, ob er in den Fällen, wo er statt 
des Königs vorzusitzen scheint, kraft seines Amtes oder nur in Folge eines 
besondern königlichen .\uflrags für den EinzelfaH thntig ist ' 

Das Amt wird demnach aus der fränkischen Verfassung übernommen 
sein. .\ber die Dürftigkeit der Zeugnisse, dann der Umstand, dass nicht jeder 
in Italien auftretende Pfalzgraf auch Pfalzgraf für Italien, sein muss, da ja 
Pfalzgrafen aus andern Reichstheilen' dort als Königslioten verwandt werden 
konnten*, lässt eine sichere Beantwortung der Frage, seit wann es eigene 
Pfalzgrafen für Italien gab und ob das .\mt desselben zu Anfang des 
neunten Jahrhunderts schon ein ständiges war oder nnr zeitweise besetzt 
wurde, kaum zu. Nach den fränkischen Einrichtungen sdieint der königliche 
Hof auch einen Pfalzgrafen zu erfordern; und es dürfte die Wahrscheinlich- 
keit dafür sein, dass, soweit es eine besondere königliche Hofhaltung in Italien 
gab, dort auch ein eigener Pfalzgraf bestellt war. 

Das bestätigt sich dadurch, dass wir gleich bei K. Pipin einen Pfalz- 
grafen nachweiseii können und zwar nicht in ausserordentlicher Verwendung, 
sondern als Vorsitzenden des Hofgerichtes;- in Anwesenheit des Königs sitzt 
Pfalzgraf Bebroard oder Hebroard 800 zu .Spoleto zu Gerichte. * Ist danach 
kaum zu bezweifeln, dass er Pfalzgraf für Italien war, so ist dasselbe an^u- 
nehmen für den zur Zc‘it K. Bemards 814 genannten .Pfalzgrafen Suppo, da 
er derselbe zu sein scheint, welcher früher Graf von Brescia war, 822 Herzog 
von Spoleto wurde und 824 starb.^ Bei dem Pfalzgrafeu Adalhard, der 
823 vom Kaiser nach Italien geschickt wurde und dort als Comes palatü und 
Mitssus zu Gerichte sass*, kann es zweifelhafter ersclieinen, ob seine Würde 
sicli von vornherein auf Italien bezog; er wurde 824 Nachfolger des .Suppo im 

179. — 1. Vgl. Scliupfer 256- 2. Dnhln g«hSrt unter K. Pippin der Pfelzgraf 

Ecberignt. der mit »ndem Mis.ui in Italien war. Antiq. It. S, 953. Vgl. Pemiee 28. Ein 
Veneicbnisi. der unter den er.ien Karolingern überhaupt roriiommenden FfaUgrafen bei 
Sickel Acta 1, 381. 3. Galletti Gabiu 60; dieselbe Geriebtasitzung wird erwähnt Script, 

It. 2 b, 357, wo et Uebroardui., dort aber wiederholt Bebroardu» beiaat. 4. Script. It. 2 b, 
361. Tgl. Antiq. It. 1, 355. 5. Einbardi .^nn. ad a. 823. Vita Hludor. 36. Tiraboachi 

Non. 2, 41. 
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Herzogtliiime Spoli-to und starb in demselben Jahre. Auch 827 finden wir 
einen Pfalzgrafen Adalgis als Missiis des Kaisers.^ Da seit 822 Lothar 
König von Italien war, so ist es doch am wahrscheinlichsten, dass beide aus- 
drücklich als Pfalzgrafen für Italien bestellt und wohl eben dieser .Stellung 
wegen in Abwesenheit des Königs mit der Verwaltung des Landes betraut 
wurden. 

Wird 835 Manrinus vom K. Lothar als Comes palatii nostri be- 
zeichnet so haben wir damit ein ausdriickliches Zeugniss für einen besondeni 
Pfalzgrafen für Italien; und bei allen späteren Erwähnungen ist diese Stellung 
nicht mehr zu l>ezweifeln. Mauritius ist noch 840 im Amte**; dann 852. 53. 
60 Uucpald.** Ihm mag ein Johann gefolgt sein, da 878 der .Sohn eines 
I’falzgrafen dieses Namens en\-ähnt wird.**’ Der Pfalzgraf Boderad wird 
869 und 874 genannt, unterschreibt 876 das "WahldekretK. Karls und kommt 
noch 879. 880 vor.** Unter Wido war 891. 92 Pfalzgraf Mainfred, Graf 
von Mailand'*, der in nicht näher angegebener Zeit das Amt auch bei K. Ar- 
nulf versah**; unter Lambert 895. 96. 97 Amedeus.** Dann wird Sig- 
frid, schon früher Graf von Piacenza**, 901 bis 904 häufig bei K. Ludwig, 
aber auch bei K. Berengar als Pfalzgraf und Graf von Piacenza und Mailand 
erwähnt.*® Nach grösserer Lücke folgen 917. 20 Markgraf Odelrich*^ 
nach Liutprand ein Schwabe**; 926. 27 Giselbert 1, (iraf von Bergamo*®, 
der bald darauf als verstorben erwähnt wird*"; 935 Sarilo**, ein Burgunder, 
der 940 Markgraf von Camerino wird und beim Könige in Ungnade fällt**; 
941. 42 Hubert*®, natürlicher .Sohn K. Hugo’s, zugleich Markgraf von 
Tuszien; 945 und wohl noch 954 Lan frank I**, Sohn Giselberts 1, ge- 
storben vor 959.*® 

Unter K. Otto I erscheint dann sehr häufig 962. 64. 67. 70. 72 als 


6* Ttraboscbi Non. 2. 4t>. 7« AoUq. It. 2. 62. Er war nicht, wie Muratori Antiq. It. 1. 356 

aonimnit, derselbe mit dem frühem Grafen Mauriagus ron Bresci», da dieser nach Einhard 
ad a. 824 als designirter Herzog von Spoleto starb. 8« Mem. di Lucca 5b. 337. 9« Antiq. 

It. 2, 954. Cghelli 3, 26. Script. It. 2 b, 928. Jn^eirtula ßiia Apaidi eom. pal, wird 896 
erwähnt. Fantnzzi 1, 96. Manche nähere Angaben über diese und die folgenden Pfalzgrafen 
linden sich noch Antiq. It. 1, 356, auf welche ich im allgemeinen rerweise. 10 . Robolini 
2. 38. Dagegen bestätigt sich die Vermuthung Muratori’«, da&s in der von ihm Antiq. It. 
1, 495 roitgetheilten Urk. von 865 hhannfs $. pal. (corns*} zu lesen sei, nicht; nach dem 
Abdrucke Mem. di Luc^ 5 b, 466 ist ailcfcangtlarim zu lesen, was durch eine andere Urk. 
ebenda 4 c, 64 bestätigt wird. — Den hier in der Reihe bei Muratori erscheinenden Heri- 
bald, wie später Ezzeca, schliesse ich al« Vicepfalzgrafen aus; Tgl. $ 177. 11 * Vgl. 

Dümmler Ostfr. Reich I, 725. Boselli 1, 280. Mon. Germ. 3, 529. Antiq. It 1, 361. 359. 
Ein Kvtrardui eomtt fil\u$ b.tn, Bodtradu qui fuit eomili palatino im J. 899. Campt 1, 478. 
12 « UgheIli-2, 120. Fnmagalli 522; Tgl. Moriondi 1, 2. 18 « Fumagalli 541. 14 « Campi 

1.475. Fnmagalli 541. Antiq. It. 1, 497. 15 . 892. 98; Campi t, 234. 238. Boselli 

1. 280. 1», Ughelli 2, 255. Antiq. It. 1, 718. 717. 367. Lupus 2, 14. 19. 23. Campi 

1, 240. Dümmler Ostfr. Reich 2. 535. 17* Antiq. It. 1, 369. Frist 2, 17. 18 * Äntapod. 

1. 2 c. 57. 19 * Lupus 2, 155. 206. Morbio 3, 155. 29 . Liutpr. Antap. 1. 3 c. 39, 

21 . Parma 1, 339. Antiq. It. 2, 935. 22 . Liutpr. Antap. 1. 5 c, 5. Hist. Fnrf. Mon. 

Germ. 13, 537. 28 . Antiq. It. 1, 953. 499. 373. 24 . Tiraboschi Non. 2, llT.^Verci 

Marca 1 . 4. 28 « Lupus 2, 206. 
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Der Pfalzgruf. 


Pfalzgraf der Markgraf Otbert^®, Stamim-ater der Markgrafen von Este, 
gestorben vor 975.*’' E.s kann cauffallen, dass im Juli 972 zu Mailand ein 
Adelbert als Markgraf und Pfal/.graf in GJegenwart des Kaisers dem Uof- 
gericlite vörsitzt**, während Otbert noch im folgenden Monate als Pfalzgraf 
ein Placitum hält.*^ Adelbert ist unzweifelhaft der älteste Sohn Otberts; es 
wird anzunehmen sein, dass er nur etwa den Vater vertretend den Titel führt, 
da er später nie mehr Pfalzgraf heisst.^® Als Nachfolger Otlierts finden wir 
vielmehr 976. 79. 81. 89. 83 Giselbert II, Grafen von Bergamo, Sohn 
des Pfalzgrafen Lanfrank I.*' 

Nachfolger Giselberts war Ardoin, der 996 nur als Pfalzgraf bezeichnet 
zu Limite zu Gerichte sitzt** und anderweitig in dieser Zeit nicht als Pfalz- 
graf erwähnt wird, während wir 1001 einen andern Pfalzgrafen im Amte 
finden werden. Es scheint das die gewöhnliche Angabe zu unterstützen, dass 
wir in ihm den Markgrafen von Ivrea und spätem Gegenkönig zu sehen 
haben**, der 999 seiner Aemter entsetzt wurde. Aber es mu.ss doch auffallen, 
dass er nicht zugleich als Markgraf bezeichnet ist, während sonst in den Ge- 
richtsurkunden der Doppeltitel Marchio et comes palatii ganz regelmässig 
gebraucht wrd, hur die das Amt versehenden Grafen sich mehrfach nur des 
Pfalzgrafentitels bedienen. Ist schon früher mit freilich sehr unzulänglichen 
Gründen behauptet, Ardoin sei ein .Sohn des Pfalzgrafen Giselbert gewesen**, 
so wird das allerdings dadurch sehr wahrscheinlich, dass ein Sohn Giselberts 
dieses Namens wirklich nachzuweisen ist, der zudem wenigstens später zu- 
weilen den pfalzgräflichen Titel führt. Er heisst 1019 Ardoinus covie^ fiUua 
(iiselberti coiniti« palatii^-^, 1021 comes palatii et comes istius comiteUua 
Jleiyomcnsia^^ und 1022 comes palaiip', während er sonst nur Graf heissL 
.\iiKser ihm führt auch sein, sonst nur als Graf von Bergamo bezeiebneter 
Bruder Lanfrank II 1017. 18 den Titel Pfalzgraf.** Da aber beide den 
Titel nicht regelmässig führen, insbesondere nie am Hofe thätig sind, so werden 
sie den Titel, der bei den s|)äteni Grafen von Bergamo nicht mehr vorkommt, 
nur nach dem Vater fortgeführt haben, ohne AiiiLsbefugnisse zu üben. Da.s 
schliesst freilich nicht ans, dass Ardoin nach dem Tode des Vaters das Amt 
wirklich bekleidete ; ist unsere Vermuthung richtig, so müsste er dann freilich 
noch von Otto III des Amtes entsetzt sein. 

Denn 1001 fuhrt Otto, Graf vonPavia undLomello, Neffe des Bischofs 
Peter von Como nicht allein den Tiul**, sondern sitzt auch als Protospa- 
tariits et comes sacri palatii zu Kavemia und Pa via dem Ilofgerichte vor.*“ 

171. — 1 S6. Mod. patr. Cb. 1, 196. Ughelli 4, 348. Fsntuzif 2, 27. Anüch. Est. b *‘*3. 
139. 145. 147. 149. 37. Antiq. IL 1. 375. 28. Lupus 2, 303. 3». Anücb. Eat. 

1. 149. 90. Antiq. It 1, 375. Aff6 P. 1, 372 . 81. Beilagen von 976 Oct. 26 und 

981 Oct. 15. Lupni 2, 342. 350. 359. 390. 33. Antiq. It. 1, 383. 88. So auch 

Protana 55 if. Hirach Heinr. II 1, 237. 84. Vgl. Prorana 56. 85. Arehir zu Cremona 

nach WUstenfeld. 36. Cod. Sicardianus naoh Wüztenfeld. 87. TizabOBebi Non. 2. 155. 
38. Antiq. It. 2, 130. 5, 678. Lupus 2, 483. 491. Beider Schwester war Richilde, Gemahlin 
dez Markgrafen Bonifaz; eine andere Schweater Giila heisst 1029 Gemahlin des Markgrafen 
Dgo. gewiss des Estensers. Bn.elli 1, 297 j tgl. Autich. Est.- 1, 92. 89. Antiq.lt. I, 386. 

40. Kantuzzi I, 225. Autich. Est. I, 125. 
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In der Zeit der Gegenkönige wird kein Pfalzgraf en»'ähnt; 1014 hält dann 
aber Otto wieder als Pfalzgraf und Graf von Pavia vor dem Kaiser Gericht 
zu Pavia^'; 1018 sitzt er zu Lomcllo als Pfalzgraf und Graf von Lomello zu 
Gericht*'-* und wird zu Pavia eine .Schenkung von ihm vorgenonnnen * ^ ; auch 
unterschreibt er die Beschlüsse der in emem der nächsten Jahre zu Pavia ge- 
haltenen Synode**; noch 1025 wird er urkundlich als Pfalzgraf erwähnt, 
während die Chronik von Novalaise ihn nur als Grafen von Loraello bezeichnet. * * 

171. — Otto ist der .Stammvater der spätem Pfalzgrafen von Lomello, 
auf welche uns spätere Untersuchungen zuriiekführen werden. Für unsere 
nächsten Zwecke können wir aber von ihnen absehen. Denn die Thätigkeit 
der Pfalzgrafen als Vorsitzende im Hofgerichte nimmt auffallendera-eise wäh- 
rend der Regierung K. Heinrichs II ein Endo; seit 1014 sitzt nie mehr ein 
Pfalzgraf dem Hofgerichte vor. 

Es wäre denkbar, dass der Grund für das Aufhören des Vorsitzes 
des Pfalzgrafen im Hofgerichte nur in einer durch zufällige Veran- 
lassungen bewirkten langem tbatsächlichen Nichtübung des Amtes zu suchen 
sei, wodurch dasselbe seine frühere Bedeutung verlor, ohne dass ihm dieselbe 
jemals ausdrücklich entzogen wäre. Dafür Hesse sich etwa geltend machen, 
dass noch Otto von Freising der Stadt Tortona, indem sie Pavia die Erniedri- 
gung der Pfalzgrafen von Lomello- zuin Vorwurfe macht, die Worte in den 
Mund legt: Factus e«t Ule Inter Itdlhie j>rocereg ndhilissimus InquiUnn» 
laus, qid debiiit esse dominus, red<Ut tibi nniu- veetigal, eiii tu prineipis 
i'ieem perenti veetipal persolvere solebas ; videat prineeps et ammadvertat, 
qua hoivestaie sui imperiiqae honore ipsins lateri iudieium de Italis la- 
turiis assideaO; es Hesse sich etwa daraus folgern, dass das bezügliche Recht 
des Pfalzgrafen, wenn es auch nie mehr geübt wurde, noch immer als fort- 
bestehend betrachtet wurdd, also auch schwerlich je ausdrücklich beseitigt war. 

Aber gerade in so später Zeit konnten Eri'nnemngen an die einstige 
.Stellung und darauf gegründete Ansprüche auch dami recht wohl wieder auf- 
taueben, wenn dieselbe etwa anderthalb Jahrhunderte früher ausdrücklich 
beseitigt war. Dass es gerade für K. Heinrich II ah Veranlassungen zu durch- 
greifenden Aenderungen in der Verwaltung Italiens nicht fehlte, -liedarf keines 
Nachweises ; dass er sulche wirklich vornahm, zeigt beispiels-weisc die mit ihm 
eintretende Verbindung des Erzkanzleramtes für Italien mit deutschen Kirchen- 
würden, während dasselbe bis dahin immer in den Händen italienischer Bi- 
schöfe war; dem würde die später zu begründende Annahme ganz entsprechen, 
dass der Kais<‘r die dem Pfalzgrafen, der immer ein italienischer weltlicher 
Grosser war, genommenen hufgerichtlichen Funktionen dem Kanzler für Italien 
übertrug. Und. noch ein anderer Umstand legt es nahe, an eine absichtliche 
Aendernng zu denken. In Urkunden der Ottonen, durch welche die Befugnisse 
der dem Reiche vorbehaltenen Gerichtsbarkeit auf Bischöfe oder ständige 


41. Antiq. It. I, 401). Antiob. Est. I, 111. 42. Mon. lierm. L. 4. b'öü. 43. .\nliq. It 

1. 387. 44. Mon. Germ. 4, 564. 43. Vgl. RoboUni 2. 102. 

171 . — 1 . GetU Frid. I. 2 c. 18. 
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Königsboten fibertragen werden, wird dieselbe regelmässig als pfalzgräfliche 
l>ezeichnet; es heisst, der Betreffende solle richten dürfen tanqtutm noatri 
foviea palatii oder tanqiMin ai noatri comitia palatii ibi adeaaet preaentia 
oder tanqiiam ante noatram vel noatri comitia palatii praeaentiam. Wäre 
nun eine Aenderung in den bisherigen Rechten des PfaJzgrafen nicht beab- 
sichtigt gewesen, wären dieselben seit 1014 nur durch thatsächliche Nicht- 
übung allinälig in Vergessenheit gerathen, so hätte zunächst kein Grund Vor- 
gelegen, von jener Bezeichnung alizugehen. Aber ich finde sie nur noch vereinzelt 
in solchen Urkunden, wo der Ausdruck recht wohl aus ältem Vorlagen über- 
nommen sein könnte^; dagegen scheint er durchweg vermieden, wo es sich 
um neue Verleihungen solcher Rechte handelt; in Urkunden von 1014 für 
den Bischof von Novara, 1027 für den von Reggio, 1038 für den von Mo- 
dena^ und weiterhin in allen andern, in welchen nach dem alten Brauche die 
übertragenen Befugnisse als pfalzgräfliche zu bezeichnen gewesen wäre, ver- 
missen wir den Ausdruck, anrd die Reichsgerichtsbarkeit als die des Königs 
oder seiner Missi bezeichnet. Auch in der longubardischen Rechtslitteratur 
des eilften und zwölften Jahrhunderts, in den Formeln, GIo.ssen und Ausfüh- 
rungen zum Papienser Rechtsbuche, in den Arbeiten Ariprands und Alberts, 
wird der Pfalzgraf nie erwähnt, was bei dem sonstigen Festhalten an so man- 
<^hem thatsächlich Antiquirten kaum denkbar wäre, wenn das Recht des Pfalz- 
grafen, dem llofgerichte vorzusitzen, nur au.sser Uebung gekommen, nicht 
ausdrücklich abgeschafft wäre. In wie weit einzelne andere pfalzgräfliuhe Be- 
fugnisse fortdauerten und auf die spätere Entwicklung Einfluss gewannen, wird 
geeigneter bei Besprechung der neuern Pfalzgrafen zu erörtern sein; für unsern 
nächsten Zweck verliert das Amt seit K. Heinrich II jede Bedeutung. 

172. — Sehen wir auf die allgemeinen Verhältnisse des Pfalz- 
grafe namt es, so ist zunächst niclit zu bezweifeln, dass es nur einen Pfalz- 
grafen für das gesammte Königreich gab. Für die Einheit des Amtes 
spricht schon die Art der Erwähnung desselben in den Urkunden; es ist immer 
nur von den Befugnissen des Cornea palatii, nie der Comitea palatii die Rede, 
während in entsprechender Verbindung durchweg nicht der Miaaua, sondern 
die Miaai genannt werden. In der aufgestellten Reihefolge findet das seine 
Bestätigung. Von Adalbert, dann Ardoin und Lanfrank II abgesehen, welche 
nur ausnahmswsise den Titel des Vaters zu führen scheinen, ergeben sich 
keine Kollisionen. Allerdings wurde« einige urkundlich als Pfalzgrafen be- 
zeichnete Personen, welche gleichzeitig mit andern das Amt versehen haben 
müssten, nicht berücksichtigt; aber mehrere von ihnen werden wir so bestimmt 
als Viccpfalzgrafen nachweisen können, dass diese .Stellung, wenn sie in ein- 
zelnen Fällen weniger bestimmt hervortritt, doch immer zu vermuthen sein 
wird. Es fehlt sogar ein bestimmtes Zeugniss, dass es zur Zeit von Giegen- 
königen auch Gegenpfalzgrafen gegeben habe ; denn auch Mainfred, von dem 

m.-J 2. 1039. 1041 : .Mon. patr. ( h. 1, 553. 2, 129; 1116; Moriondi 1. 46. 8. ügbelli 
4 . 700. Tirabosclii Mod. 2, 24. Antiq. It. 6, 42. Bai Be.prechuDg der ständigen KSnigs- 
boteu werden nähere Belege für das Uesagte angeführt werden. 
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es 896 Oft. heisst': qiii fnit comea palacü Amitlß repia^, würde nur dann 
Lamlierts Pfalzgrafen Amadeus gegenübergesUinden haben, wenn gerade an 
den zweiten Zug Arnulfs zu denken wäre, wozu keine Nüthigung vorliegt. \’un 
be^jundern lYalzgrafen fiir Tuszieu oder die lioinagna findet sich keine Spur; 
derselbe Pfalzgraf ist hier, wie in der Lombardei thätig. Den vereinzelt vor- 
kommenden Pfalzgrafen von Rom aber dürfen wir fiir die Verhältnisse des 
Königreichs nnlH'rücksichtigt lassen. 

Das .Vmt scheint nach der langen Amtsdauer mehrerer Pfalzgrafen 
lebenslänglich verliehen gewesen zu sein. Aber es war nicht erblich; 
so weit uns die Venvandtschaflsverhältnisse genauer bekannt sind, folgt der 
.Sohn nie unmittelbar auf den Vater; nur bei Ardoin würde das der Fall sein, 
wenn unsere Annahme ül)er seine Abkunft gegründet wäre. Doch waren die 
Grafen von Bergamo, obwolrf inuner durch andere getrennt, .so oft Pfalzgrafen 
gewesen, dass zur Zeit des Aufhörens der alten Bedeutung des Amtes sich 
bei ihnen .schon ein erblicher Anspruch auf den Titel geltend zu machen scheint, 
während andererseits, wie wir sehen werden, die Reste der pfalzgräfiicheii 
Befugnisse sich auf die Grafen von Lomcllo, Nachkommen des letztgenamiten 
Pfalzgrafen Otto, vererben. 

Durchweg ergibt sich eine Verbindung mit andern Aemtern, 
der jedesmalige Pfalzgraf ist zugleich Markgraf oder Graf einer oder mehrerei' 
Grafschaften. Aber dauernd ist ein bestimmter engerer Amtssprengel nicht 
mit der Pfalzgrafschaft verbunden gewesen, insbesondere nicht die Graf- 
schaft Pa via. Nur vom letzterwähnten Pfalzgrafen Otto wissen wir lie- 
.stimnit, dass er zugleich Graf von Pavia war. Dagegen ist während der Amts- 
führung Giselberts von Bergamo und Arduins, 976 Markgraf Arduin*, 984 
bis 999 Bemard als Graf von Pavia urkundlich nachweisbar.^ Es ist irrig, 
wenn angenommen wird, .schon im neunten Jahrhunderte sei die i’falzgrafschaft 
zu einer wesentlich lokalen Gewalt geworden'*; sie ist noch ein eigentliches, 
auf das ganze Königreich bezügliches Reichsanit. 

178. — Was die richterlichen Befugnisse des Pfalzgrafen Ih>- 
trifft, so ist er dazu berufen, im königlichen Hofgerichte als ständiger 
.Stellvertreter des Königs die dem Reiche vorbehaltene Gerichtsbarkeit aus- 
zuüben, welche daher in den Urkunden häufig als die des Königs oder seines 
Pfalzgrafen bezeichnet wird. Dass in allen und jeden Sachen der Pfalzgraf die 
Stelle des Königs als obersten Richters einnehmen konnte, ist allerdings nicht 
wahrscheinlich ; wie sich hier in der karolingischen Zeit Beschränkungen zei- 
gen ', .so werden auch später manche .Sachen, insbesondere wohl Straflialle der 
Gro.s.seu, der persönlichen Entscheidung des Königs Vorbehalten gewesen sein; 
doch sind mir ausdrückliche Zeugnisse fiir eine bestimmtere Scheidung in dieser 

172. — 1. Fumagalli 541. Auch DUmmler Ostfr. Reich 2, 377 betiehl ilas auf den 

er..ten Zug Arnulfs. Doch wurde Mainfied freilich erst nach dem zweiten Zuge als An- 
hlnger Arnulfs hingerichtet, und es mag Zufall sein, dass er in spttem ihn erwähnenden 
Zeugnissen nicht mehr Pfaligraf heisst. Vgl. Dümmler 2, 414. 423 2. Ci>d. Sicard. nach 

WUstenfeld. S. V'gl. Robolioi 2. 244. 3. 50. 4. So Pernice 45. 

173. — 1. Vgl. Wailx V.O. 4, 413. 
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Richtung nicht bekannt geworden. Dass der König selbst im Hofgerichte als 
Richter auftritt, ist jedenfalls als die Ausnahme, der Vorsitz des Pfalzgrafen 
als die Regi‘1 zu betrachten. Wie dem Könige selbst, so tritt auch ihm im 
Hofgerichte in der Hegel kein zweiter Vorsitzender zur Seite, wie das beim 
\'orsitze anderer Personen üblich war; es sind Ausnahmen, wenn 964 zu 
Lucca und 976 zu Piacenza am Hofe ein Missus mit dem I*falzgrafen vorsitzL'^ 
Und nur in Abwesenheit des Pfalzgrafen scheint es üblich gewesen zu sein, 
dass der König andere Personen mit dem Vorsitze im Hofgerichte betraute; 
nur einmal, so weit ich sehe, bestellt der König, obwohl der Pfalzgraf anwe- 
send ist, andere Richter und auch in diesem einen Falle lässt sich das daraus 
erklären, dass der Pfalzgraf im Laufe der Verhandlung als Anwalt des Fiskus 
auftritt ^ Gewöhnlich war auch beim Vorsitzen des Pfalzgrafen der König in 
der Gerichtssitzung anwesend, da überwiegend das Praeesse des Königs'* 
ausdriicklich erwähnt wird. Doch war es nicht immer der Fall, obwohl der 
König am Orte war; so klagen 852 beimK. Ludwig, als dieser zu Pavia .sein 
fjetiei’ale ylafitiim hielt, die Leute von Cremona : quidem d. imperator ait- 
dimit liunc clamornn dire.rif de siti presmtia miseum Theodericiim con- 
siliarium mium — ; tune predictue Th. vmietis in ipsum paletti um, uhi iu 
iiidirio residehat H. comes »aeri palatii iisw.® Wurde das Hofgericht in der 
Regel im königlichen Palaste gehalten, so scheint das nicht gerade erforder- 
lich gewe.sen zu sein; 927 und 962 sitzt der Pfalzgraf zu Pavia in ciirte 
propria zu Gerichte.® Dass auch dann, wenn der König selbst die Verhand- 
lung leitete, wenigstens die Exekution zunäch.st Sache des Pfalzgrafen war', 
ist sehr wahrscheinlich ; doch wüsste ich als Beleg nur anzuführen, dass 967 
der Pfalzgraf im Aufträge des Königs die Bannformel spricht® Geschieht da.s 
mehrfach auch durch andere Personen, so erklärt sich das durch Abwesenheit 
des Pfalzgrafen*; wie es denn überhaupt scheint, dass in solchem Falle der 
König selbst häufiger als sonst als Richter vorsass. 

174, — Eine nähere Beziehung des pfalzgräflichen Amtes zur Königs- 
stadt Paria, als sich ohnehin daraus ergab, dass die Hofhaltung des König.s 
und damit das Hofgerieht am häufigsten zu Pavia war, ist nicht nachzuweisen ; 
es .scheint insbesondere für die Annahme, dass auch bei Abwesenheit des 
Königs ein ständiges höchstes Reichsgericht zu Pavia unter Vor- 
sitz des Pfalzgrafen seinen Sitz gehabt habe, jeder Anhaltspunkt zu fehlen. 
Allerdings ist nicht in allen vom Pfalzgrafen als solchem zu Pavia gehaltenen 
(ierichtssitzungen die Anwesenheit des Königs ausdrücklich erwähnt. Aber 
bei allen ergibt die Vergleichung mit dem Itinerare des Königs sicher oder 


173 .— 1 2. Amich. Est. I, 14.3. Beilage ron 97S Oct. 25. Wird 896 neben dem Pfalrgrafen 
der Knbischof von Mailand al.s Vorsitzender genannt (Fumagalli 541). so Ut da« ohne Be- 
deutung, da im weitem Verlaufe nur der Pfalzgvaf thStig erscheint. Vgl, S 1 17 n. 20. Wegen 
eine« andern Kalle« vgl. § 177 n. 13. 8. .Script. It. 2b. 928. 4. Vgl. S 161. 

5. Antiq. It. 2. 954. 6. Mnrbio .3. 155. Mon. patr. Ch. 1. 196. 7. Vgl. Waitr. V.O. 

4, 415. Pernice 16. H, Kantuzzi 2. 27. 0, Vgl. § 160 n. 4. 5. Pfalzgraf ErJieca ist bei 

dem lalle von 9,0 allerdings anwesend; aber abgesehen davon, dass er nur \*icepfalzgraf 
ist. ist der bannende Herzog Pandulf Vorsitzender mit dem Raiaer. 
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wenigstens wahrscheinlich gleichzeitige Anwesenheit desselben zu Pavia. Klagt 
816 der Abt von S. Ambrosius, Maginfredns, qui fult contes pulcu'ii Ar- 
nidfi. reg'tB, et WaMo epiecoptis misai d. regia hätten zu Pavia, iihi in iu- 
dicio reaidebant, zu seinen Ungunsten entschieden *, so dürfte das allerdings 
in Abwesenheit des Königs geschehen sein; da aber danach auch zu Pavia 
der Pfalzgraf nicht als solcher, sondern als Missus und, wie das im Hofgerichte 
nicht üblich war, gemeinsam mit einem andern zu Gerichte sitzt, .so wird darin 
gerade ein Beweis gegen jene .^Vnnalime zu sehen sein. Auch aus dem Um- 
stande, dass der Pfalzgraf zuweilen zu Pavia in seiner eigenen Behausung zu 
Gerichte sass, wird nicht gefolgert werden dürfen, dass er dort seinen stän- 
digen Sitz hatte ; da die Reichstage in der Regel zu Pavia gehalten wurden, 
hatten viele geistliche undweltlicheGros.se dort eigene Wohnungen.* Anderer- 
seits finden wir den Pfalzgrafen keineswegs nur zu Pavia, sondern an den 
verschiedensten andern Orten in Gegenwart des Königs dem Hofgerichte Vor- 
sitzen. 

Eben so wenig- lässt sich die Annalune begründen, dass dem Pfalzgrafen 
als solchem auch in Abwesenheit des Königs eine vom Uofgerichte unabhän- 
gige Gerichtsbarkeit im ganzen Reiche zugestanden habe. Allerdings 
.sind die Fälle nicht selten, dass der Pfalzgraf ohne Anwesenheit des Königs 
an den verschiedeusten Orten zu Gerichte sitzt. Aber er richtet dann erweis- 
lich iu seiner Eigenschaft als Markgraf oder Graf im eigenen Gerichtssprengel, 
wie etwa 892 Mainfred, 901 Siegfrid zu Mailand*, welche denn auch in den 
Urkunden ausdrücklich als Pfalzgrafen und Grafen von Mailand bezeichnet 
sind. Oder aber er richtet in der Eigenschaft eines- Königsboten ; wie oben zn 
Pavia wird der Pfalzgraf 840 zu Lucca, 897 zu Florenz'* mit andern Gericht 
haltend ausdrücklich als Missus bezeichnet. Ich finde nur einen Fall, wo jenes 
nicht" zutrifft, dieses nicht ausdrücklich gesagt ist, wenn 996 Arduin im 
.Sprengel von Brescia Gericht hält*; und auch hier steht wenigstens nichts der 
Annahme im Wege, dass- er als Königsbote liandelte. Bei der verhältni.ss- 
niässig grossen Anzahl uns bekannter pfalzgräflicher Gerichtssitzungen ist es 
demnach durchaus unwahrscheinlich, dass dem Pfalzgrafen in Abwesenheit 
des Königs irgendwelche, nicht durcli sein sonstiges Amt oder besondern kö- 
niglichen Auftrag begründete Gerichtsbarkeit zustand; die Uebmig seines 
pfalzgräflichen Amtes ist offenbar aufs engste an den Hof des Königs geknnptt. 

176. — Dass auch- bei Gegenständen der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit, welche dem Könige ausschliesslich Vorbehalten oder doch vorzugsweise 
von ihm geübt wurden', derselbe durch den Pfalzgrafen vertreten wurde, ist 
sehr wahrscheinlich. Aber unmittelbare Zeugnisse haben sich dafür kamn er- 
halten. HeiSst es 1014 bei Bestellung ständiger Königsboten, da.ss vor ihnen 
gerichtlich entschieden werden könne, taiiquam ante pveaentia noatra rel 
voafri palatini eomitia, während es bei Verleihung der weitern Befugni.ss, nt 


174 . — 1 . Famagalli 541. - 2. Vgl. Amiq. It. I, 95. Ijipns 2, 94. S. rmnagilli 
522. Aotiq. It. 1, 717. 4. Mein, di Lucca 5 b. 3.37. 4 c, 71. ä, Antiq. U. I, -383. 
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posnint dare advoratores clercie et tutores viditis et orfanis, nur heisst, 
nieut no« so Hesse sicli das elier dagegen geltend machen. DaRir Hesse 

sich darauf Hinweisen, dass 1018 iin Gerichte des Otto, l’falzgrafen und 
Grafen von Loniello, ein ständiger Vogt für einen Abt bestellt wird. ^ Aller- 
dings nicht im Hofgerichte, sondern zu Lomello ; da aber in dieser Zeit das 
Vorsitzen im Hofgerichte überhaupt nicht mehr nachweisbar ist, so wird daraus 
nicht gerade zu schliessen sein, dass er als Ortsgraf handelt ; der Umstand, 
dass die Urkunde, wie sie uns erhalten ist, als allgemeines Formular dienen 
soll, lässt die Vornahme des Aktes gerade im Gerichte des Pfalzgrafen kaum 
als zufällig erscheinen. Insbesondere spricht aber für die Uebung solcher 
Rechte durch den Pfalzgrafen der Umstand, dass, wie wir sehen werden, die 
Hedeutnng der spätem Pfalzgrafen sich vorzugsweise an derartige Befugnisse 
zu knüpfen scheint. 

176. — War der Pfalzgraf nicht am Hofe und wollte der König nicht 
selbst richten, so konnte er Andere zu Vorsitzenden im Hofgerichte bestellen, 
welche dann zwar einerseits, wie der Pfalzgraf selbst, Vertreter des Königs, 
aber andererseits, insofern sie die regelmässig dem Pfalzgrafen zukommenden 
Funktionen versehen, auch Stellvertreter des Pfalzgrafen sind. 
Richtet der Pfalzgraf selbst in der Regel allein, so finden wir in diesem Falle 
häufiger zwei, als einen Vorsitzenden. Diese führen dann, wie jeder andere, 
den Titel Königs boten, Miesi domini regis, ein Titel, auf dessen Viel- 
deutigkeit wir zurückkoimuen, der, wie sich hier insbesondere zeigt, nicht noth- 
wendig Vertretung des abwesenden Königs zur Voraussetzung hat. 

Zuweilen ergibt sich aus der Fassung der Urkunden selbst, dass solche 
Miss! nur fiir die Erledigung des Einzelfalls vom Könige bestellt wurden. So 
heisst es 860: Imperator — instituit fideles et optimales suos, videlicet lU. 
episropum et A. comitem stahuli, quos a<l distringendum in eodetn placito 
prefeeit^; um 908 sitzen in Gegenwart des Königs die Bischöfe von Pavia 
und Bergamo ab ipso principe eonstituti zu Gericht, 910 Ganso vassus et 
missiis d. regis ex Imc causa constitutus'^; 997 überträgt der Kaiser eine 
Klage dem .^\rchidiakon und Pfalzrichter Leo und dem Bischöfe von Brescia 
zu sofortiger Entscheidung, welche beide unzweifelhaft nur mit Rücksicht auf 
diesen Einzelfall als Missiis d. imperatoris unterzeichnen. ® 

177. — Es scheint nun aber auch mehrfach der König für längere Zeit 
jemanden bestellt zu haben, in seiner oder des Pfalzgrafen Stelle dem Hof- 

176.-] 2. Giulini 3, iia 8. Mon. Germ. U 4. 650. 

176. — 1. Script. It. 2 b. 928. 2. Antiq. It. 2, 934. 5. 8. Script It. 1 b. 467. 

Auch 901. 998 Missi als Vorsitiende im Hofgerichte: Mon. patr. Ch. I, 98. Antiq. It. 2, 
793. Nur ist freilich nicht immer, wenn in Gegenwart des Königs ein Missna dem Hof- 
gerichte Torsittt, anzunehmen, dass der Titel sich nur auf den Einzelfall bezieht; der 
Betreffende konnte damals überhaupt für längere Zeit zum Rönigsboten bestellt sein, 
wie der 998 als Missus Vorsitzende Herzog Otto wenigstens 996 aU Mis.sus auch selbst- 
ständige Placita halt (Mon. patr. Ch. 1, 300. Robolini 2. 84), wahrend andererseits auch 
blosse Beisitzer im Hofgerichte sich als Missi unterschreiben, weil sie anderweitig zu 
Rönigsboten bestellt waren; so 918 die Bischöfe von Mantua und Verona, 967 der von 
Parma, 1022 der von Trient. Tiraboschi Non. 2, 97. Antich. Est. I, 145. Script. It. 1 b, 497. 
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gprichte vorzusitzeu. Dazu war wohl insbesondere Veranlassung geboten bei 
Zügen in entferntere Reichstheile, auf welchen der Pfalzgraf den König nicht 
begleitete, oder bei Erledigung der Pfalzgrafschaft oder wenn der Pfalzgraf 
den König nicht anerkannte. Denn anzunehmen, es habe sich bei diesen Vice- 
pfalz grafen um ein ständiges, immer besetztes Ueichsamt gehandelt, SQheint 
die Seltenheit des durchweg durch besondere Umstände zu erklärenden Vor- 
kommens und das Schwanken des Titels zu verbieten. Was diesen betrifft, so 
konnte zunächst der Auftrag oder die Vertretung des Königs betont werden ; 
und dann mochte der allgemeine Ausdruck Miasua tl. hnpe-ratoria auch dieses 
Vorhältniss bezeiclmeu. Ging man vom Pfalzürafen als dem regelmässigen 
Vorsitzenden im Hofgerichte aus, so bot sich der Titel VJceeomea palatii. 
Und weiter wird es kaum befremden können, wenn ein solcher auch schlecht- 
weg als Cornea palatü bezeichnet wird; lässt sich wenigstens in einzelnen 
Fällen bestimmt nachweisen, dass dieser Titel auch für den blossen Vicepfalz- 
grafen gebraucht wurde, so wird es keinem Bedenken unterliegen, dasselbe 
auch in andern Fällen anzunehmen, wo das Kollidiren mit einem andern Pfalz- 
grafen oder besondere Umstände es unstatthaft machen, an den eigentlichen 
Pfalzgrafen zu denken. 

Die ersten Fälle finde ich in den sjiätem Regierniigsjahren K. Ludwigs U. 
Auf Klage des Abts von S. Vicenzo befiehlt 872 za V'alva der Kaiser Ad- 
raldo vicecomiti pedatii, uf reaideret in iiidicio ; und da tlie beklagten Un- . 
freien nicht zur Stelle zu bringen sind; befiehlt er weiter Sanaon caatrddeo, 
iit in vicecomiti (vice comitia?) aui paJatii pergeret — ad eiua iuatitia/rn 
pleniter adimplendam — et ipm hominea^aic eoa replica/ret in aervitio de 
ipao monaaterio, akut et in preteaentia ducum- vel comitum pedatii mei. 
Hier dürfte Adrald dauernd am Hofe als Vicepfalzgraf fungirt haben, wäh- 
rend dem Ortsgastalden nur flir einen Einzelfall die Befugniss, mit der Gewalt 
des Pfalzgrafen zu richten, übertragen war; er heisst dann wegen dieses Auf- 
trages im weitem Verlaufe und in der Unterschrift immer Miaaiia d. impera- 
foria.' Bestimmter tritt das Dauernde des Amtes heri'or bei H er i bald, • 
welcher 873 und 874 zu Casauria und Pinna mehrfach Cornea aacri paiatii, 
nnch Miaatia et comea aacri paiatii heisst.* .Schon der Umstand, dass vorher 
und nachher Boderad als Pfalzgraf nachweisbar ist, würde es bedenklich 
machen, ihn in die Reihe der eigentlichen Pfalzgrafen zu stellen.’ Es kommt 
hinzu, dass nach einer andern gleichzeitigen Urkunde H. comea in vice comitia 
paiatii zu Gericht sitzt, wie dieselbe auch mit. dem Handzeichen des des 
.Schreibens unkundigen H. vicecomitia paiatii imterfertigt ist.< Das ist na- 
türlich' für die Benrtheilung seiner .Stellung entscheidend ; es kann nicht auf- 
fallen , wenn der blosse Stellvertreter schlechtweg Pfalzgraf genannt wird, 
während es unerklärlich wäre, dass der. eigentliche Pfalzgraf auch nur ver- 
einzelt als .Stellvertreter bezeichnet sein sollte. 

177. — !• Script. It. 1 b, 396. 2. Script. It. 2 b, 938. 944. 806. 8. So Pernic« . 

45. der lUrstu Schlfleie saf ein gemindertes Aniehen det Amtet lieht. 4. Script. 

It. 2 b. 942. 
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Weiter seheint der schon in der Reihe der Pfalzgrafen erwähnte Odel- 
rich eine Zeitlang mit dem Titel einos Missus den Pfalzgrafen- mir vertreten 
m haben. Nach 90.'} finden wir am Hofe K.’ Berengars keinen Pfalzgrafen ; 
908 und 910 richten der KÜnig selbst oder Vertreter für den Einzelfall.® 
Dann alicr finden wir 913 und 915 in Gegenwart des Königs Odelrinw vangug 
fit mingus d. reffis^, 918 denselben als Mwrehio et rnissiis d. im\)eratorh 
dem Hofgericbte vorsrtzeu’, während er schon 917 und wieder 920 urkundlich 
Afitrckio et cmne« aacri paiatii heisst** und auch von Liutprand als Rfatzgraf 
bezeichnet wird; 921 sitzt er in der Romagna wieder als Vaemt« et imstmg 
zn Gerichte.® Es möchte hier etwa die Annahme am nächsten liegen, dass 
der Pfalzgraf .SiegfHd sich von Berengar femhiek imd Odelrich statt seiner 
fiingirte ; führt dieser daain spätei- auch den Titel, so mag ihm etwa nach Sieg- 
frids Tode das Amt selbst übertragen sein ; ist es aufiallend, dass er daneben 
wi«ler nur Missns heisst, so dürfte das beim Mangel aller besthninteren An- 
haltspunkte kaum genügen, ilm ans der Reihe der eigentlichen Pfalzgrafen 
anszuscheideu. 

Dagegen scheint mir das geboten bei Ezieoa, welcher bei zwei kaiser- 
lichen Gerichtssitaungen 970 Ende Sept. zu Marsica Pfalzgraf heis.st'*, wäh- 
rend schon rrtaigo Tage später am 3. Nov. zu Chiassa bei Arez.zo der da- 
malige Pfategraf Otbert Hofgericlit hält, der dem Kaiser hieher mit den in 
ilen Irüheru l'rkiiuden gleichfhife nicht genannten Kimigsrichtem von Pavia 
entgogengekommen sein wird. ’ Er ist gewiss dersrdbe mit Hccoico, der einige 
Zeit vorW, wahrscheinlich in Anwesenheit des Kaisers zu Ferrara Gericht 
hÄlt and dabei wiederholt den auffallenden Titel Conhes tmssus et mhsus im- 
]>er4alig führt**, der ich nur etwa dahin Zu erklären wüsste, dass die Wieder-' 
ludung des Au.sdruokes bezeichnen soll, er handle gleichzeitig als dauernd imd 
für den Einzelfiall beauftragter Vertreter des Kaisers. Wieder wird es derselbe 
seinl der 972 zu Mailand als Equieo rattuji et tAi*iita hnperatori« zugleich 
mit Otberts .Hohne Adelbert, der als Pfalzgraf bezeichnet ist, dem Hofgericlitc 
vorsitzt.*® Handelt es sich hier wirklich- immer um dieselbe Person, so dürfte 
Ezzeca dauernd bestellt gewesen sein, bei Abwesenheit des wohl schon be- 
tagten Pfofegrafen dessen SteDe einziinehmen. 

I Während der Amtsführung de.s Pfalzgrafen Giselbert II wird 983 zu 
Ravenna ein Anselm als Pfeilzgraf ei-wähntj- mit einer Sache, unde reela- 

] 5. Aatlq. Jt. I. 12&. 2, 934; 5. Ü. TInboschi Neu. 2. 99. Moii. patr. Cli I, 120. 

7* TIrabosahl Nim. 3. 9?. .8. Aatiq^. li. 1, 360. UgheHi 4, 61. ». Antiq It. 2, »69; 

(1*T ElqwaBil Muratori's gegen die Eolitheit der Urkunde Ut durch da» bei Aniadeaius 2, 
82 Gesagte erledigt. ItiL Script. It. 1 b. 443. 2 h. 962 ; in der zweiten Urk. beisst er. 
wohl irrthümllch. auch dtu tl muivAr«; vgl. Mutaturi Aim, ad a, 970. 11. Antigh. HLst. 

I 147; dass die hier genannten Judiees zmn llMile rdn Paria waren, werde ich bei 
Besprechung der Judices paehweiseu. 19. MiMarelli Ann 1.81 nnd ebenso Sarioli I, 50. 
Die Monatsangabe fehlt; nach imp. 9 nnd ind. 13 fallt die Urk. zwischen Kehr. 2 nnd 
Sept. 24; der Kaiser war 970 Mlrz 22 zu Ferrara (.Stumpf n. 484) und die grosse Zahl 
der hr der Dkk. an^zUtlten Bisebefe llaa« danuf scMiesaen, doe« als auf eindio Hof- 
tage des Kaisers, der allerdingi nicht als onwesend erwähnt wird, ausgeetelli sei. IS. I.upns 
2. 303: vgl. S 171 11 . 28. 
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mastia per trea vicibita in placitia d. Ansehni tnarchionia et comites palaiio 
d. OUonia imperatoria, werden die Kläger diircli einen Vasseu des Mark- 
grafen invostirt** Anselm, in dein wir den Sohn Aledranis, Stammvater der 
Markgrafen von Montferrat zu seliun haben'*, erscheint auch bei einer damals 
zu Ravenna gehaltenen Grerichtssitzung des Kaisers, aber nur als Markgraf 
bezeichnet imd uhue irgend thätig zu werden, da der Kaiser zur Verhängung 
des Bannes einen Bischof bestellt*®; um so sicherer wird es sich auch liei ihm 
wohl nur um eine Vertretung des abwesenden Pfalzgrafen handeln. 

Schliesslich ist noch zu erwähnen, dass 1001 zu Ravenna neben dem 
Logotheten Bischof Leo von Vercelli und dem Protos^iatar Pfalzgrafen Otto 
ein Rai mar als Cornea misans imperiaHa im Ilofgerichte vorsitzt, der dann 
in den Unterschriften ebenso wie Otto Cornea aaeri palatii heisst. Das 
Wechseln der Titel Missus undComes palatii würde dem bisher über die Vice- 
pfalzgrafen Bemerkten entsprechen. Auftällend ist sein Fungiren zugleich mit 
dem eigentlichen Pfalzgrafen ; doch dürfte es bei den Eigentliümlichkeiten der 
Ilofordnung K. Otto’s Hl bedenklich sein, daraus einen .Schluss auf die Be- 
fugnisse des Vicepfalzgrafen überhaupt zu ziehen. 

i 

XVI. DER KANZLER FÜR IT.\LIEN. 

178. — Die fniher geäusserte Ansicht, dass die Befugniss des Pfalz- 
grafen, dem Ilofgerichte vorzusitzen, nicht dufch einfache Nichtübung, sondern 
durch ausdrückliche Anordnung K. Heinriclis II ihr Ende gefunden habe, würde 
sehr wesentlich gestützt werden, wenn sich nochweisen Hesse, dass jene Be- 
fugniss jetzt ständig auf einen andern Rcichsbeamten übertragen sei. Und ich 
glaube allerdings nicht bezweifeln zu dürfen, dass fortan der Kanzler für 
Italien kraft seines Amtes dazu berufen war, den König im Hofgerichte zu 
vertreten. 

Denn vor allem fallt die Thatsache auf, dass im weitem Verlaufe des 
eilften Jahrhimderts bei allen erweislich in Gegenwart des Königs gehaltenen 
Gerichtssitzungen entweder dieser selbst oder aber der Kanzler, und zwar 
immer der für Italien, den Vorsitz fuhrt. Bei einem 1 022 vom Kanzler Diet- 
rich zu Penne gehaltenen Placitum ist allerdings die Gegenwart des Kfüsers 
nicht zu erweisen.' Dagegen ergibt sie sich fiir ein 1038 Febr. 22 im Gebiete 
von Lucca gehaltenes Placitum, bei welchem nach drei auf mis gekommenen 
Urkunden Kadehhna oimceUarina et miaaiia aaeri palatii vorsass, aus dem 
Itinerar und der Foraiel per data lieentia domini imperatoria, qtti ibi ade- 
ratß Ebenso ergibt sich aus dem Itinerar die Anwesenheit des Kaisers bei 
Gerichtssitzmigen, welche Gvnteriua canceüariua et miaaua d. imperatoria 
1055 Juni 14 zu Omiclo am Arno, Oct. 4 bei Padua, Oct. 18 zu Mantua und 

_ .. . ■ . j , 

14. Morbio 1, 1 19. . l5- Nach gütiger Mittbeiluag WOsMnfeUs gab ea daaals keinen 

andern Markgrafen diesaa Nameni. 14 . Faatussi 1, 212; vgL S 173^0. 9. i;. Fan- 

tniii 1. 227. , , „ , 

17S. — 1. Gattula Hift..l, 77. 2. Antiq. lu 1, 307. 471. 2, 988. 

21 * 


Digitized by Google 



324 


Der Kanzler fQr Italien. 


Nüv. 3 im Voronesi.sclien hielt.* Auch hei einem Placitura, wejches 1077 
Mürz 14 der Kanzler Bi.schof Gregor von Vercelli gemeinsam mit dem Missa« 
Ulrich zu Verona hielt, mag der König nach dem Itinerar anwesend gewesen 
sein ; dann wäre dasselbe freilich auch anzunehmeu für eine Gerichtssitzung, 
welche dort wenige Tage vorher von den Bischöfen von Osnabrück und No- 
vara gehalten wurde. ^ Allerdings .sind diese Fälle nicht zahlreich genug, um 
darauf allein unsere Ansicht stützen zn können. Und wenn der Titel Missus, 
wie wir bei Besprechung der Vicepfalzgrafen sahen, auch mit einem in Gegen- 
wart des Königs zu übenden .Amte nicht unvereinbar ist, derselbe wohl ge- 
radezu mit Beziehung auf den Vorsitz im Ilofgerichte schon früher geführt 
wurde, so könnte er doch auch die Annahme nahe legeh, die Kanzler seien in 
jenen Fällen nicht als solche, sondern weil sie mehr zufällig damals zugleich 
zu Königsboten für Italien ernannt waren, zmn Vorsitze im Ilofgerichte berufen 
gewesen; von Günther lässt sich bestimmt nachweisen, dass er 1055 schon 
vor der .Anknnft des Kaisers als Königsbotc thätig war. * 

Grösseres Gewicht möchte ich auf den Umstand legen, dass jetzt auch 
bei den vom Könige selbst gehaltenen Gerichtssitzungen der Kanzler, Wenn er 
überhaupt als anwesend erscheint, in einer Weise hervortritt, welche aufs be- 
stimmteste auf eine besondere Bedeutung' desselben für das Ilofgericht hin- 
weist Bei kaiserlicher Gerichtssitzung 1021 unterschreibt der Kanzler Dietrich 
zuerst vor dem Erzbischöfe von Köln und dem Patriarchen von Aglei, wie das 
an und für sich seiner Rangstellung nicht entsprechen winxle; ebenso 1022 
vor den BLschöfen, wo er zugleich als erster Beisitzer genannt wird.® Später 
.scheint dann die Regel gewesen zu sein, dass die könialichen Gerichtsurkunden 
unmittelbar nach dem Könige von dem anch als erster Beisitzer aufgeführten 
Kanzler, ausser diesem aber nur noch von den Ilofnchtern, nicht aber von 
den andern als Beisitzern aufgeführten Grossen unterschrieben wurden. ^ Nicht« 
aber ist auffallender in dieser Richtung, als dass 1047 der Kanzler Heinrich 
sogar neben dem Kaiser als Vorsitzender anfgefUhrt wird.® 

Besonders beachtenswerth erscheint mir endlich, dass es um 1081 in 
einem königlichen Privilege für Uucca heisst: ut Longobardas htdfX indiciiim 
in inm dii'ta eivitatc vfl ln hurgo aut placitnm non exerceat, nisi nostra 
aut filU nostri presentr persona vcl etiam canreUarä nostri.^ Es handelt 
sich hier offenbar nicht um eine Beschränkung auf das Reichsgericht über- 
haupt, in welchem Falle gewiss der allgemeinere Ausdruck Missorntn nostro- 
rnm gewählt wäre, sondern auf das Ilofgericht. Und in Verbindung mit jenen 
andern Haltpunkten wird danach kaum ein Zweifel bleiben, dass im eilften 
Jahrhunderte der Kanzler für Italien in ähnlicher Weise, wie früher der Pfalz- 
graf, kraft seines Amtes dazu berufen w’ar, den König im Hofgerichte zu ver- 


178 . — ] 8. Antiq. It. I, 473. 2, 795. 968. Würdtwein N. Subs. 12. II. 4. Antiq. It. 
2,947. 945. 6. Aff6 P»rm« 2. .326. 6. Anticli. Kst. 1. 131. Script. It. 1 b, 4.97. 

7. 1065. 77. 95. 97: Antich. E.^t. I. 167. 275. Tainpi 1, 519. .\nliq. It. 2. 943. 8. 0^- 

helli 1, 450. 9, Arch. itoricn 10 b. 4. Die Urkunde, wie sie hier rorliegt »oll freilich 

interpolirt sein, doch triilt das die beiügliche Stelle iiiclil. Dieselbe wird noch in Privileg 
von 1209 wlirtlicli wiederholt. Vgl. $ 136 n. 2. ' 
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treten. Dass cc als Geistlicher die Blutgerichtsbarkeit nicht üben durfte, kann 
kein Bedenken erregen, da wir auch später das entsprechende Amt des Huf- 
vikar ausnalunslus mit Geistlichen besetzt finden ; es wird anzunclimen sein, 
dass bei schweren Straflallen der König selbst dem Hofgerichte vorsass. 

179 . — Der Kanzler Dietrich unterschreibt 1022 mit dem ungewöJm- 
lichen Titel secretorum Jiomani imperii mneeUariua ac logollteta Italiens . ' 
Sonstigem Sprachgebrauche nach würde der Ausdruck Logothet zuHäch.sl 
auch auf das Kanzleramt zu beziehen sein. Auch am Hofe K. Otto’s III heisst 
vereinzelt 998 Heribert Lopotheta et caneeÜarius'^, in einem .Schreiben des 
Kaisers auch Arehilöpotheta.^ Dann aber finden wir bei ihm den Titel nicht 
für den Kanzler, sondern für einen anscheinend mit be.sondem hofgerichtlichen 
Funktionen betrauten Grossen gebraucht. Während lOOl Peter von Como 
Erzkanzler, Heiibert Kanzler war, erscheint Bischof Leo von Vercelli als 
Ixipotheta saeri palatii, sitzt als solcher zugleich mit dem Pfalzgrafen und 
Vicepfalzgrafen dem Hofgerichte vor, unterschreibt l>ei einem Placitum des 
Pabstes und Kaisers allein mit der ungewöhnlichen Formel : affuit, mliiit, 
laiulavit et in etemum ealcre precepit, und lässt durch einen Stellvertreter 
eiti Placitum zu Rirainf halten.^ Es würde fruchtlos sein, darauf hin seine 
Stellung neben der des Pfalzgrafeu näher bestimmen 7m wollen. Aber immer- 
hin wird dadurch die Annahme iiahe gelegt, dass auch beim Kanzler Dietrich 
der Ausdruck auf den Vorsitz im Hofgerichte zu beziehen ist, und dass K. 
Heinrich II bei den Aendeningen bezüglich des Vorsitzes im Hofgerichte sich 
den ans nicht genauer bekannten bezüglichen Einrichtungen der Hofordnung 
seines Vorgängers näher anschloss. 

XVU. DIE KÖNIGIN. 

180 . — .Seit dem Ende des eilflen Jahrhunderts findet sich kein Beispiel 
mehr, dass der Kanzler dem Uofgerichte vorsitzt oder auch nur eipe hervor- 
ragendere .Stellung in demselben einnimmt. Wenn bei den zahlreichen Ge- 
richtssitzungen, welche K. Heinrich V 1116 März, April und Mai hielt', der 
damalige Kanzler für Italien, Bischof Burchard von Münster, nur ein einziges- 
mal erwähnt wird und zwar den beisitzenden Richtern und Rechtskundigen 
nachgestellt^, so liegt darip wohl das bestimmteste Zeugniss, dass die früher 
dem Kanzler im Hofgerichte zustehenden Befugnisse aufgehoben oder in Ver- 
gessenheit gerathen waren. 

Dagegen scheint man nun zeitweise die Königin als zunächst zur Ver- 
tretung des Königs im Uofgerichte berufen betrachtet zu haben. In früherer 
Zeit tritt eine Betheiligung der Königin am Gerichte selten hervor. Zu Pia- 
cenza finden wir 874 ein unthätiges Praeesse der Kaisorin Ingilberg, während 


179 . — 1 . (iattula Hist. 1. 77'. 2. Böhmer Acta 27. 3. Vgl. Ranke Jahrbücher 

2b. 136. 4. Fancoxxi 1, 225. 227. 3. 17. 

189 . — 1. Verci Ecelini 3, lÜ. Antich. Eit. 1. 283. Comeliui Eccl. Ven. 8. 216. 
Tiraboichi Mod. 2, 86. 88. Antiq. It. 2. 045. 2. Onato 1, 287. 
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der Pfalzgräf das Gericht hält. * Um 896 \rird zu Benevent hei der Kaiserin- 
mutter Angeltrud und dem Fürsten Radelchis geklagt , welche dann einen 
Sachwalter des Fiskus bestellen und mit der Entscheidung einen Richter be- 
auftragen.'* Die Kaiserin Adelheid ist 976, während der Kaiser in Deutsch- 
land war, zu Piaeenza unthätige Vorsitzende; der thätige Vorsitzende ist auch 
hier der Pfalzgraf.® [m J. 990 sitzen zu Ravenna die Bischöfe von l*iacenza 
und Wirzimrg zu Gerichte /»s.Wone <7. Theofana impmitrins, wie auch die 
Bannstrafe «■«»»mvi' irnixTairieis bestinmit wird*; Theophania übte damals 
freilich überhaupt alle kaiserlichen Rechte in Italien. ’’ Auch sonstige Beispiele, 
dass Frauen dem Gerichte Vorsitzen, sind früher vereinzelt; so 1005 die 
Gräfin Emma von Iniola, 1064 die Gräfin Adelheid von Saluzzo zugleich mit 
ihrem .Sohne.* Ganz regelmässig finden wir dann aber die tuszischeii Mark- 
gräfinnen Beatrix and Mathilde selbst den Vorsitz ftilmen; und nichts liegt 
näher, als dass das den Anstoss gegeben habe, dass nun auch die Königinnen 
in derselben Weise thätig wurden, zuntal das zunächst im Bereiche der früher 
mathildischen Besitzungen geschah. 

Die Königin Mathilde sitzt 1117 zu Roccha Carpincta, 1118 zu 
Castrocaro zu Gerichte, lässt laden, investirt, bannt, lässt die Urkunde schrei- 
ben, unterzieht sich also allen Aufgaben des Vorsitzenden Richters.® ln der- 
selben .Stolinng finden wir dann während K. Lothars zweitem italienischen 
Zuge die Kaiserin R i c h e ii z a , welche längere Zeit zu Reggio mit ansehn- 
lichem Gefolge Hof hielt, während der Kaiser Oberitalien durchzog. Die 
Uebung der Gerichtsbarkeit war ihr damals ausdrücklich zugewiesen, da der 
Kaiser in einer Urkunde von ihr sagt: quam pro faoienda iustitia in lihepio 
i-ivitate dimisimu«.^^ Nach einer spätem .\ngabe brachten dort im bischöf- 
lichen Palaste die Mönche von .S. Peter zu Modena eine Klage bei ihr vor ' ' ; 
wir haben dann weiter Urkunden über Gerichtssitzungen, welche sie dort 1136 
Nov. und Dez. in Sachen des Abts von Nonantula und des Kapitals von 
Reggio hielt. *'■* Und ihre richterliche Thätigkeit scheint nicht gerade durch 
die Abwesenheit des Kaisers bedingt gewesen zu sein; als dieser 1137 mit 
ihr im Veronesischen t»’ar, wandten .sich die Domherren von Verona um Be- 
sitzeinweisung an beide und war es die Kaiserin, welche dieselbe et mamulato 
hnpixatoris vornehmen liess. 

Aus späterer Zeit fehlt jedes Zeugniss flir eine Theilnahnie der Königin 
am Reichsgerichtswesen, was sich schon daraus erklären dürfte, dass auch 
dieses sich nun den Regeln des römisch-kanonischen Prozesses eng anschliesst. 


180.—] 3« Boselli 1. 280. 4c» Script. It. 1 b. 41(^ 5« Beilage Ton 976 Oct. 25. 

G. Kantuzzi 1, 218. 7« Vgl. Hanke Jahrbücher 2b, 66. $• Fantuzzi 5, 268. Muletti 

1. 274. 0* Ughelli 2, 287. Mittarelli 3, 275. Ob der Kaiser nnvesond war, ist un- 

gewi.ss; beschränkten wir sonst den Begriff de.s HofgeriebU auf die in Anwesenheit des 
Königs gehaltenen Oericht.s.sitzungen, so wird bezüglich des Gerichts der Königin daron 
überhaupt abzusehen sein. 10* üghelH 2, 288, H. AnOq. It. 6. 236. Geschah das 
wirklich schon im 8epl., wa.s sonstige Nachrichten bedenklich machen, so müsste ihr 
Aufenthalt mehrere Monate gedauert haben. Vgl. Jaffe Lothar 183. 12« Antiq. It. 1. 

613. 6, 233. 18. Ughelli 5, 7B5. 
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welcher ini allgemeinen die Unfähigkeit der Frauen zam Richtermote scharf 
betont, obwohl noch iunocenz UI zunächst mit Rücksicht auf die Königin von 
Frankreich austtahm-sweise hochgestellten Frauen diese Fähigkeit da, wo das 
Uerkommen dafür .spricht, zugesteht. '* 

XVm. DER flOFVIKAR. 

181. — So weit ich sehe, blieb es früher ganz unbemerkt, dass es seit 
K. Friedrich 1 einen höchsten Rcichsbeatnten lur Italien gibt, dt‘ssen Stellung 
vielfach der des alten Pfalzgrafen entspricht und insbesondere von der des 
Legatue Italiae, mit der man sie bisher zusammenzuwerfen pflegte, dadurch 
sich bestimmt unterscheidet, dass der liofvikar lediglich richterliche Befugnisse 
hat und sein Amt sich wenigstens später regelmässig an den Huf des Kaisers 
knüpft, wälmond das des Ijcgaten gerade die Abwo-senlieit des Kaisers zur 
Voraussetzung bat. Der zuerst am häuflgsten vorkommonde Titel ist Do- 
mini imperatoris vicarinn ad iiistitias faciendas^ oder vollständiger in 
Ifalia vicarius'^, auch Uo&d.imp<'raloris mearii(j<^; später ist der geivöliu- 
.liehsfe Ausdruck Vicarins imperialis aular* oder curiae^; vereinzefl auch 
Vkarius imperli oder Italiae.^ 

Was die Anfänge des Amtes betrifft, so sclieint es nicht, dass das- 
selbe auf einer ausdrücklichen Einführung beruht; cs wird sich allmählig entr 
wickelt, sehie spätere festere Gestaltmig zunächst auf dem Wege des Her- 
kommens gewonnen haben. Konnte von einem bestimmteren Herkomyien 
bezüglich alles dessen, w-as die Uebung der Reichsgerichtsbarkeit betraf, beim 
Beginne der Regierung K. Friedrichs 1 kaum die Rede sein, so gilt das ins- 
besondere bezüglich der Vertix?tung des Kaisens als Richters; wird man das 
Vorsitzen der Königin schon an und für sich kaum als feststehendes Herkom- 
men zu betrachten haben, .so musste« überdies die vorhin augedeuteten .<\eü' 
derungen im Gerichtswesen es verbieten, darauf zurUckzugreifeu. Es scheinen 
da denü aucli zunächst bestimmtere Einrichtungen nicflit bestanden zu haben. 
Richtete der Kaiser nicht selbst, so scheint er agch im Qofgcrichte, wie sonst, 
die Sachen an für den Einzelfull bestiimutn Vertreter überlassen zu haben. 
Solche Vertreter konnten verschieden bezeichnet werden, als Legaten, Miss! 
oder auch Vikare des Kaisers ; der Gebrauch alter dicker Ausdrücke ist zupial 
in dieser Zeit noch sehr schwankend. Noch 1161 März werden vier delegirtc 
Richter des Kaisers in derselben Urkunde bald als ludices et vioarii, bald 
als Jfüaf et iudieet d. inipcratoris bezeiehpet'*; werden vrir aucli etwa an- 
nehmen dürfen, dass der Ausdruck Vikar schon vorzugsweise gerade für rieh- 


1^« C. 4» X. de arbitris (1. 43). ^ ^ 
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erliche Vertreter des Kaisers gebraucht wurde, so ist er jedenfalls noch nicht 
ausschliessliche Bezeichnung für einen einzelnen ständigen Vertreter. 

Das Amt wird sich daraus entwickelt haben, dass der' Kaiser einen der 
Grossen aus seiner Umgebung, der sich durch genügende Kechtskunde, etwa 
auch Kenntniss der italienischen Sprache dazu empfahl, besonders häufig zum 
Vertreter bestellte, ihn in Rechtssachen vorzugsweise zu Rathe zog, ihn dann 
wohl auch beauftragte , in seiner Abwesenheit überhaupt statt seiner alle 
Rechtssachen zu erledigen.' Denn während spater der Hofvikar Stellvertreter 
des anwesenden Kaisers ist, scheint anfangs gerade das Bedürfniss einer Ver- 
tretung des abwesenden Kaisers mehrfach dazu geführt zu haben, einem ein- 
zelnen Grossen allgemeinete Vollmachten zu geben. Und sind später die Hof- 
vikare durchweg Bischöfe, so werden wir bezüglich der Anfänge des Amtes 
um so weniger fehlgehen, wenn es gerade Bischöfe sind, bei welchen uhs Zeug- 
nisse für eine solche vorbereitende .Stellung vorliegen, mit denen wir dalier die 
Reihe der Hofvikare worden l>eginnen dürfen, wenn auch Titel und bestimm- 
tere Gestaltung des Amtes erst etwas später nachweisbar sind. 

182. — Auf dem ersten Zuge K. Friedrichs 1 ergeben sich, so weit 
ich sehe, noch keine bezügliche Haltpnnkte. Für den zweiten aber ist nicht zu , 
bezweifeln, dass Bischof E h e r hä r d von Bamberg, der auch den ersten 
mifgemacht hatte und jetzt überhaupt einer der einflussreichsten Rathgeber 
des Kaisers war, von diesem vorzugsweise auch in Rechtssachen ven^andt 
wurde. Zu Roncalia 1158 Nov-, entscheidet Eberhard einen .Streit zwischen 
dem Bischöfe von Brescia und dem Abte von Leno, wobei aasdrücklich be- 
merkt wird, dass er das ürtheil nicht in deutscher, sondern in italienischer 
.Sprache g.ab. ' Ständiger Vorsitzender des Hofgerichtes war er aber schwer- 
lich; 1159 Fehl', wird seine Anwe.senheit in demselben erwähnt; aber nicht 
er, sondern zwei andere vom Kaiser bestellte Richter entscheiden die .Sache.* 
Daun aber erzählt Ragewin, dass der Kaiser vom Beginne der Fasten bis 
Ostern, anderweitig in Anspruch' genommen, vom Heere abwesend gewesen 
sei; dinüserat tarnen loco siw vcnerahilerm’irum E. Babenbergensem epie- 
copum, qui venientea et negocia habentea aiidirel, cauaaaqite eorum dili- 
genti exaimnatione terrmruvret; er rülmit dann seine Ergebenheit, seine 
Einsicht und Kenntnisse, sein atudium circa acripturae aenaiim ac quaeatio- 
num discitaaionem, und bemerkt, dass der Kaiser zwar alle Bischöfe hochhielt, 
apecialiter tarnen memorati viri, aicUt prndentiaaimi, nitebatnr conailio 
eicinque dignnm eatimavit, in ciiiita arbitratn et diacrctione operaa aiiaa 
locaret et onna ahnid ac honorem commnnicaret.^ Esjst nicht unwahr- 
scheinlich, dass, als der nächste Grund dieser Vertretung aufhörte, Eberhard 
dennoch nicht blos thatsächlich den grössten Einfluss übte, sondern auch am 
Hofe eine .Stellung einnahni, welche ihn auch formell zu bestimmterer Ein- 
flussnahme berechtigte. Ich wüsste es wenigstens nicht anders zu erklären, 
dass eine Urkunde, durch welche der Kidsej 1159 Nov. über Güter gebannter 
Mailänder und Crenionesor verfügt, zitr Beglaubigung von Eberhard und dem 

182. — 1. Zaccaria Leno 136 2. Verci Eeel. 3. 36. 3. Baderic. 1. 2 c. 29. 
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Hufkanzicr unterschrieben ist, während dann ein Hofrichter mit dem Bemerken 
unterschreibt, dass er die Urkunde auf Befehl des Kaisers und unter Zustim- 
mung Eberhards und des Kanzlers gefertigt habe.^ Die in einer der kaiser- 
lichen Kanzlei ganz fremden Form abgefasste Urkunde nähert sich der Fassung 
späterer HofgerichLsurkunden, wie sie ja auch nicht von einem Mitgliede der 
Kanzlei, sondern des Ilofgerichts gesclirieben ist; lun so bestimmter scheint 
mir jener. Umstand darauf zu deuten, dass Eberhard gerade znm Ilofgerichte, 
über das uns aus dieser Zeit Zeugnisse durchaus, fehlen, in näherer Beziehung 
gestanden habe. Darauf lässt weiter vielleicht auch schliessen die Beurkun- 
dung einer Uebereinkunfl zwischen d(>m Kaiser und dem Bischöfe von Padua 
1161 Okt., welche wieder in den Formen einer Gerichtsurkunde gefasst ist.® 
Als Vennittler werden genannt der Erzkanzler Reinald, Eberhard, der Kanzler, 
der Protonotar und der Missus Paganus, der damals das Paduanische ver- 
waltete ; als anwesend werden in erster Reihe drei Ilofrichter genannt ; und 
ist da die Tlicilnahmc Eberhards auch an und fiir sich nicht auffallend, so 
kann jedenfalls, wenn überhaupt einem der genannten Vermittler eine be- 
stimmtere Beziehung zum Ilofgerichte zukommt, das nur Eberhard .sein. Später 
finden wir Eberhard nochmals ausserhalb des Hofes mit richterlichen Befug- 
nissen betraut; als ImperiaHs aidc h'flahi« a nloriosisaimo imperatore F. 
ad imtitias et )>rovmotu’s /acimdna in J'annensi eitritafe delegatua ent- 
.scheidet er 1162 Apr. 24 zu Panna einen Rechtsstreit.® Er muss dann nach 
Deutschland zurückgekehrt sein, da er in den Kaiserurkunden nicht mehr ge- 
nannt wird. Die dürftigen Haltpunkte erlauben da kein sicheres Urtheil ; das 
einzige bestimmti^re Zeugniss fiir Vertretung des Kaisers insbesondere auch 
als Richters bezieht sich auf Abwesenheit des Kaisers; aber es ist wenigstens 
wahrscheinlich , dass er auch in dessen .Vnwesonlnüt eine feste bevorzugte 
.Stellung im Ilofgerichte eingenoumien hat, die damit der des spätem Ilofvikar 
schon wesentlich entsprechen würde. 

183 . — Damit stimmt nuii auch vollkommen das Vorkommen Bischof 
Hermanns von Verden, bei dem später Titel und .Stellung des Hofvikars 
zuerst bestimmt hervoiireten, und den wir als Nachfolger Eberhards zu be- 
tr.ächten hätten. Denn während Eberhard am Hofe ist, finden wir ihn aller- 
dings schon als Richter verwandt, aber nicht am Hofe selbst. Als Legat des 
Kaisers bezeichnet, entsclieidet er 1159 Juni 28 bei .S. Maria in Portu de 
.Saltu zwischen Ravenna und Ferrara über eine Klage der Kirche von Ravenna 
zu deren Gunsten. * Als Viearius d. imperatm'ia und in Anwesenheit von 
zwei Ilofrichtern spricht er 1161 März 30 zu Iheve di .Sacco den Domherrn 

4. Böhmer Acta ICK). 6# Antiq. It. B, £43; besser Dondi 6, 47. B, Affo P; 2, 217. 

183 . - 1 . RabeuK Rav. 326 eitr. mit qiwio ktä. m*/., Friszi 2, 171 mit Icm. Ü8, 
geirixs Terdruckt für lun. 98^ da Hermann im Januar in lombardischen SUdten besebttftigt 
und Febr. 2 beim Kaiser in der Gegend ton Vercelli war. Tnurtuai, Bischof Hermann von 
Verden (Münster 1866) 43, setzt die Urk. tu 1163. weil Hermann 1150 nicht Legat 

gewesen sei; aber wessbalb nicht? Dieser Titel würde umgekehrt 1163 aufTallen mü.s.sen. 
wo Hermann ganz regelmftssig aU Vikar bezeichnet wird, und auch daneben nur einmal 
(Antiq. It, 1, 477) als Legat, 
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von Padua den Besitz streitiger Ländereien zu.^ Der Hof muss aUerdings 
damals in der Nähe gewesen sein, da der Kaiser April 2 unter Zeugniss Her- 
manns zu Monselicc urkundet^ und cs wäre immerliin möglich, dass Hermann 
schon damals eine bestimmtere Stelhmg im llufgerichte eingenotmnen Iiättc, 
zumal Eberhard seit llb'O Fcbr. nicht beim Kaiser . nachzuweisen ist, erst 
1161 Juni 3^ wieder in dessen Urkunden auflritt Nur wird uns da die Be- 
zeichnung als Vikar noch kaum als sicherer Halt dienen dürfen.“ 

Seit 1161 Juni ist Ilennann nicht mehr l>eim Kaiser und muss nach 
Deutschland zurückgekehrt sein, wo er noch im Frühjahr 1162 nachweisbar 
ist.® Juni 9 wird er zuerst wieder am Iloflager zu Pavia genannt Eberhard 
war damals, wie gesagt, nicht mehr beim Kaiser ; CJehen und Kommen der 
beiden Bischöfe fällt hier wieder so nahe Zusammen, dass man geradezu an 
eine .Vblösung denken möchte. Von nun an ist jedenfalls eine Stellung Iler-' 
manns, die ihn kraft seines Amtes zum Vorsitze im llofgerichte berief, nicht 
mehr zu bezweifeln. Denn mit dem auch später üblichen Titel eines Vicariim 
iinjieratorii) ad ptsticia« foi'iendas sitzt er 1 162 Juni 24 in der Gegend von 
.Modena inter castram Ma-o'eti et castrion TaxoU wegen einer Controvermi 
upud hnpo-atorem inota zu Gerichte'; und zwar nach Vergleichung mit dem 
Itinerare des Kaisers zweifellos an dessen Hoflager®, dem er auch weiter ge- 
folgt zu sein scheint; im September kehrte er mit dem Kaiser durch Burgund 
nach Deutschland zurück.® Al>er .schon Ende November wurde er wieder nach 


183.-1 2. Dondi t>. 43. Fohlt in den toii Tourtual seiner Arbeit beigegebenen Uege^ten 
Hermnnu.s^ welche übrigens nicht blos der Ergünzung, worauf ich weniger Gewicht legen 
machte, .sondern insbesondere auch der Berichtigung gar dringend bedürfen. Da sich 
h&uflg Abweichungen Ton meinen eigenen Notizen ergaben, uothigten mich dieselben zu 
einer nochtnaligen mühsamen Prüfung der Genauigkeit derselben? und im Interesse äb* 
derer Forscher scheint es mir geboten, ip den folgenden Anmerkungen tod den Ergeb* 
nissen so viel initzutheilen, als nothig sein dürfte, um sieb ein Unheil über Vollstfindigkeit 
und Genauigkeit jener und anderer Hege.sten de.s Verfassers zu bilden. 8t Ki^itular- 
archiv zu Verona nach Wästenfeld. 4t Mou. Boica 29. 359; und mit ihm Hermann, 
was Tourtual übersieht. Werde ich mich hftuhg auf das Vorkommen oder Nichtrorkommen 
einzelner Personen beim Kaiser beziehen, so stütten sieh diese Angaben auf eine das 
bekannte Material nahezu erseböpfeude Zusammenstellung der Zeugenreiben der Kaiser’ 
urkunden. Sie genauer zü belogen, werde ich, von wichtigem Filleu abgesehen, uutor- 
Ia.s.sen dürfen mit Hücksicht auf die von SchcfTer-Boichorst bereits begonnene Neubear- 
beitung der Kegesten Br»hmers von 1125 bis 1197, welche .cäraintlichc Zeugen mittheilen 
wird, während für die Zeit nach 1197 .schon jetzt in Bfthmers Kegesten und Huillards 
Urkundenwerk genügende Hüifsmitlel zu Gebote .stehen. 5t Vgl. § 181 n. 5. 8» l^pan> 
berg Hamburg. Urkundenb. 1, 208. 7t Affd P. 2, 372; von Tourtual übersehen, obwohl er 
da.s Werk sonst benutzte. 8t Beziehungen auf da.s Itinerar de.s Kaisers werde ich in 
der Regel auch da, wo es mir in grü.sseror Vollständigkeit vorliegt, als bi.sher in Bühincrs 
Regesten der Fall war. nicht näher belegen, da auch abgcselien von der Neubearbeitung 
dieser Regesten durch Stumpfs Verzeicbuis.s in kurzer Frist da.s vervollständigte urkund- 
liche Itinerar zugänglich sein wird, ln den meisten Fällen dürften sich die Ortsangaben 
in den Hofgerichtsurkunden auch für da.s Itinerar dos Kaisers .selbst verwerthen lassen. 
9t Tourtuals Regesten sind hier durch die Daten .\ug. 18 Turin. Sept. 7.8 I.^onne. Sept.24 
Selz zu ergänzen: e.s ist mir unverständlich, .wes.shalb er die Zeugonschaft zu Lnonne S. 85 
ausdrücklich in Abrede stellt, da Hermann in allen Abdrücken. Spon 2. 27 und 32, Antiq. 
It. 0, 58. Mem. et doc. de Geueve 5, 347 aufgefuhn Ut. 
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ItAlien geschickt. Mofena erzählt nämlich, dass der Kaiser sogleich den Rei- 
nald von Köln zurfickgeschickt habe, nt vice eua, que formt ortlinanda in 
Jtalia, etatneret; er war nach den von ihm ausgestellten Urkunden Legat 
für Italien. Dann fährt Morena fort: T>rhu1e quoque mieit in Ytaliam ehi- 
rhtimm imperator quasi circa fcstum s. Andrec Aomnum Hcrmannitm 
Vcrdenscm eitiscopnm de Saxonia, deditque ei potestatem, xtt de omnihus 
causis Ytalie, tarn de principalUms, quam de litihus appeUationum, sua 
vice copiosccrct easqur Icpittinw tramitc difßnirrt ; qtn et ipsc partim 
Laude partimque in aliis t(mi Marchie quam Lomhardie civitatihus sa- 
pienter et moderate mandatum inipmatoris adhnplevitd^ Die rein richter- 
lichen Befugnisse des Vikar werden hier demnach aufs bestimmteste von der 
umfassenderen Ge\<'alt des Legaten unterschieden ; andererseits ergibt sich, 
dass man das Amt des Vikar noch nicht eng an den Ilof knüpfte, die Uelmng 
desselben noch nicht durch die Anwesenheit dos Kaisers im Lande bedingt 
war. Hennann sitzt 1163 März 7 zu Parma'*, März 11 zu Modena'* zu 
Gerichte, April 23 wird zu Parma noch ein Urtheil desselben erwähnt'®, das 
aber schon früher gefällt sein kann. Eben so regelmässig, wie Reinald sich 
Legat nennt, heisst nun Hermann Vikar; nur zu Modena finden wir noch ein 
letztes .Schwanken des Titels, indeni der Notar ihn als Vikar und Legaten 
bezeichnet. Hermann mag dann Italien verlassen haben'*, da er dort nicht 
mehr nachweisbar ist und im Mai zu Parma die Hofrichter ohne Vikar zu 
Gerichte sitzen.'® Er kam dann jedenfalls mit dem Kaiser nach Italien zurück, 
mit dem er 1163 0ct. 29 in Lodi einzieht'*, wie er auch ferner bis zum Ende 


JO. Mon. Genu. 18. 640. 11, Atlu l’. 2, 374. 12, Aiitiq. It. 1, 477. Tourtual ver- 

wirrt dn.s Itinerar, indeni er Konen und Idu.s verwechselnd die Crk. in März 3 .setzt. 
IS. Afio P. 2, 375. .Auch in ungedr. ürk. von 1173 Juli 24 bestätigt der Kaiser eine früher 
von Hennann zu Gunsten des Kapitels von Vicenza gegebene Sentenz. 14 . In Deut-sch- 
land ist er übrigem in den Kniserurknnden nicht nachweisbar. Nach Tourtnal nr. 47 aller- 
dings am 13. Aug. Er führt die tlrk. zunächst an nach der Verdener Chronik bei Leibnitz 
.Script, rer. Brunsvic. 2. 217, wo sich lediglich ein Auszug ohne alle Zeitangaben ündet; 
dann nach Hodenberg Verdener Geschiebtst]. 2, 43, wo die Urk. allerdings gedruckt ist, 
aber wieder ohne alle Zeitangaben, während nach Tourtnal anznuehmen wäre, sie habe die 
Daten 1163 .Aug. 13. Woher die Tagesangabe kommen soll, ist mir unfassbar; für das Jahr 
wurde wohl Hodenbergs Angabe, der die Urk. auf 1I51I bis 1167 bestimmt, und um 1163 
setzt, aufgegriffen ; sie kann aber nicht zu 1163 gehören, da Reinald von Köln damals in 
Italien war. Dieser reiht Tourtnal nr. 48 dann als 1163 ausgestellt eine eigene Urkunde 
Hermanns an. die in der Verdener Chronik a. a. O. stehen soli; es findet sich auch ein 
Auszug, aber mit der ausdrücklichen Jahresangahe 1155, welche durch den Abdruck der 
Urk. bei Hodenberg 2, 42 nnd bei Tourtual selbst 8. 82 bestätigt wird, wie denn auch 
Tourtual nr. 9 denselben Auszug schon zu 1155 angeführt hat. — Auch die Nachricht des 
Morena, dass Hermann mit dem Kai.scr auf der Rückkehr aus Deutschland Oct. 29 nach 
Ixidi kam, wird eine Rückkehr Hermanns nach Deutschland wenigstens nicht sidier er- 
vrei.sen. da der Geschichtschreiber vielleicht zunächst nur den gemeinsamen Einzug in Lodi 
im Auge hatte. 15 . Affö P. 2, 376. 10 , Morena. Mon. Germ. 18, 642, wo aus Ver- 

sehen Oct. 28 reduzirt ist. Tourtual in seinen Regesten dreht das Sachverhältniss um. 
korrigirt Reuter, der das Richtige hat, und behauptet wiederholt 8. 45 und 66, dass 4. kal. 
Not. allerdings Oct. 28 sei, der Montag aber für Oct. 29 spreche! Zu 1163 Kov. 27 be- 
merkt er, ich hätte die Urk. in den Regesten Reinalds übersehen, was einfach nicht der 
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des Jahrs in dessen Urkunden erscheint. Dass er auch jetrt als Vikar fungirte, 
wird nicht zu bezweifeln sein; ausdrückliche 2^ugnisse finden sich nicht; es 
wäre nur etwa zu erwähnen, dass der Kaiser in einem Privileg nur seiner 
Verwendung neben der des Erzkanzlers gedenkt*^ Seit Anfang 1164 wird er 
in Italien zunächst nicht mehr genannt und wird nach Deutschland zurück- 
gekehrt sein. 

184. — Sein Nachfolger ist Bischof Albert von Trient, der 1164 
Febr. 9 beim Kaiser ist und in dessen Anwesenheit Febr. 24* zu Fano als 
Vikar zu Gerichte sitzt.^ Da er weiterhin nicht mehr am Hofe naclizuweisen 
ist und April 30 am Hoflager zu Pavia die Hofrichter ohne VTkar zu Gerichte 
sitzen \ so wird er das Amt nur kurze Zeit bekleidet haben. 

Wiihrscheinlich ist ihm in diesem Bischof Garsedonius von Man- 
tua, wohl der eifrigste Anhänger des Kaisers unter den italienischen Bischöfen, 
gefolgt. Vielleicht hat er ein entsprechendes Amt schon früher unter anderm 
Titel versehen. .Schon 1162 soll er sich in einem Briefe an den Kaiser als 
Comee camerae imperialis unterschrieben haben.'* Er entscheidet dann 1163 
Juli 10 zu Mantua über eine Klage des Abtes von .S. Zeno zu Verona, wo 
schon der GegensUnd ein Eingreifen des Bischofs nur erklärlich macht, wenn 
er als Reichsrichter handelt; und darauf wird es zu beziehen sein, wenn er in 
der Urkmide zweimal als Imperialis auU comes bezeichnet ist.® Der Titel, 
dem des Pfalzgrafen entsprechend, ist mir sonst nicht vorgekommen. Sind die 
Titel der Reichsbeamten in dieser Zeit noch schwankend, so könnte er immer- 
hin die Stellung des Hufvikar bezeichnen; auch können beide Erwähnungen in 
Zeiten der Abwesenheit Hemi.mns fallen. Dagegen scheint zu sprechen, dass 
seine beiden Asse.ssoren nicht, wie sonst üblich, als Hofrichter bezeichnet sind. ^ 
Wahrscheinlicher dürfte es sich um ein eigenes Reichsamt mit richterlichen 
Befugnissen handeln, das später wieder einging; die vereinzelten Erwähnungen 

183.-1 Fall ist. Ebeiwu soll ich mit Böhmer die bezügliche Urk. irrig zu 1160 Febr. 15 
statt Febr. 16 setzen, auf das Schaltjahr rergesseud; aber wozu gibt c.s denn einen 
^izsextus? .17* Biancolini Not. 5 a, 95. 

1S4. - 1. Octava die iunae exeunte m. Febr , was nicht stimmt, da die Rück* 
Zählung bei Beachtung de.s Schalttages auf Febr. 22, einen Samstag führt. Nach den 
Ann. Genuens. war der Kaiser quarto die ante (ptadraqefimam zu Fano, was Mon. 
Germ. 18, 57 auf Febr. 29 reduzirt ist, während es vom Aschermittwoch ab gezählt 
Febr. 22 ergebeu würde. 2. Antiq. It. 1, 325; danach Amiani 1, 150; auch Üghelli 
2, 693. Amiani gibt noch eine angeblich 1165 von Albert zu Fano ausgestellte Urkunde, 
worin er gloriosi i$nf>eraioris tnandato den edeln Hofrichter Ugo Ruffus und dessen 
Nachkommen zu comrVes ac giariosi imperatorie comnensa/ee erhebt.- Es ist eine offenbare 
Fälschung im Interesse der Ruffo von Fermo, deren einzige Grundlage jene Gericht&urkunde 
zu bilden scheint, in welcher Amiani auch ganz willkürlich den Namen Kusu* in Rußut 
geändert hat. B« Affö P. 2, 378. 4« Ughelli 1, 863. o« Antiq. It. 1. 475 und vollstän- 

diger Biancolini Not. 5a, 94. — Tourtual Forschungen 5 ff. gibt Regesten des Garse- 
donius. führt die Urk. an, aber nicht die Drucke, und verweist auf Affö P. 2, wo ich 
nichts Bezügliches zu finden weiss. 6« Der eine, Rudolf, ist es 1164 allerdings ge- 
wesen, Böhmer Acta 111. Tourtual S. 7 will aus der Erwähnung von Assessoren über- 
haupt folgern, dass G. Uofvikar war; e.s würde das eher dagegen sprechen, da Assessoren 
nur vereinzelt in Reichsgerichten, dagegen ganz gewöhnlich insbesondere iu den geist- 
lichen Gerichten dieser Zeit genannt werden. 
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werdfiti ein .sicheres Urtheil nicht gestatten. Im J. 11 64 werden wir Garse- 
donins aber jedenfalls als Ilofvikar zu betrachten haben. Darauf deutet sclion 
mit ziemlicher .Sicherheit, dass er der einzige Bischof ist, welcher nach den 
Urkunden seit dem Mai ständig am Hofe zu sein .scheint.^ Vielleicht Hesse 
sich damit auch in Verbindung bringen, dass Jetzt Pfalzgraf Otto, allerdings 
ganz vereinzelt, Mai 28 als Palatinua caniere conn’s bezeichnet wird*; man 
könnte annehmen, Garsedonius sei nach Alberts Abzüge Ilofvikar gew'orden, 
und das von ihm früher bekleidete Amt eines llofgrafen oder Kammergrafen 
auf Otto übertragen. Dann aber heisst er in einer höchst walirscheinlich 1164 
Nov. 2 ausgestellten Urkunde, durch welche sich mit seiner Zustimmung die 
Leute von Monte S. Maria denen von Cesena verpflichten, ausdrücklich Im- 
pfirinlis aiile i’icarinti\ wie es auch bei dieser Gelegenheit in einer spätem 
Chronik von Cesena von ihm heis.st: Tpse itaque tune erat ricariug impe- 
ratoria."'^ Da der Kaiser damals schon nach Deutschland zurückgekehrt war, 
so wäre demnach auch hier die Uebung des Amtes nicht durch seine Anwesen- 
heit bedingt gewesen. Garsedonius ist erst 1187 gestorben, wird aber sj)äter 
nicht mehr als Hofvikar bezeichnet. 

Weiterhin werden Hofvikare nur erwähnt, wenn der Hof selbst in Italien 
ist. Auf dem nächsten Zuge finden wir die Bischöfe Hermann von Verden 
und Daniel von Prag gleichzeitig als Vikare. Denn Vincenz von Prag sagt 
von jenem: qui semper in curia d. imperatoris d. Danielig epiacopi con- 
tubemalia et cum eo in ea expeditione imperialia curiae in tota itedia 
iudex extiterät.^^ Ueber Hermanns richterliche Thätigkeit ist aus dieser Zeit 
ein urkundliches Zeugniss nicht erhalten; bis 1167 April 23 ist er nach den 
Kaisenirkunden ** am Hofe und wurde dann zurück nach Pavia gesclückt. ’ * 
Daniel sitzt 1 167 Jan. 17 zu Campremoldo bei Piacenza zu Gericht*'*, zweifellos 

7. Vgl. Tourtual Forschnngen 8. 256, wqeu noch Sept. 23 Paria kommt. ^ Verci 
Eeel. 3, 42; wahrscheinlich wird es sich nur um eine willkürliche Erweiterung des ihm 
ohnehin sukommenden FfalzgrafentiteU handeln. 9* Fantuzzi 4, 269; die Datiruog 
itnno miU. eent. LXX . . . tem düeordie sfdis Rotnane ist komimpirt; iwi. XIII weist 
auf 11G4 oder 1179 Nor. 2; letzteres ist dadurch ausge.schlo.ssen, dass die Datirung Fort- 
dauer des Schisma rorauszusetzen scheint. 10. Script. It. 14, 1090 zu 1165 Nor. 2; 
aber die Chronologie der Quelle i.st überhaupt rorwirrt und dürfte auf die ron Tourtual 
nicht berücksichtigte Indiktion mehr Gewicht zu legen sein. Die Notiz der Chronik, aus 
welcher Tourtual eine eigene Urkunde macht, dürfte wohl nur jener Urkunde gleichen 
Inhaltes entnommen sein. H. Mon. Germ. 17« 683. 12. Tourtuals Rege.sten sind 

zu ergänzen durch Febr. 10 im Bolognesischeu, März 00 S. Proculo bei Faenza. obwohl 
wenigstens letztere Urk. im rorgelegen hat, da er sie, Forschnngeu 198, für Daniel an- 
führt. Sie gebürt nicht in den Februar, sondern in den März nach einer TolUtändigeru 
Abschrift Bohmers, wie sich da.s auch schon aus dem Itinerar ergibt. ISh Vioc. Prag* 
Mon. Germ. 17, 683. Tourtual reiht die.se Gesandtschaft zum Februar ein, läs.st dagegen 
Hermann im Mai an der Belagerung Von Ancona Tbeil nehmen, beides nach Vincent, 
obwohl dieser gerade jene Gesandtschaft als Grund der Nichttheilnabme an der Belage- 
rung anführt! 14. Antiq. It. 4. 39. In den Mon. Germ. 18, 584 n. 21 wird di© Orts- 
angabe in loeo q. d. Camptu Rimoldi auf Camporinoldo bei S. Colombano südlich ron 
Lodi bezogen; aber 'Abgesehen ron der grossem Uebereinstimmung des Namens selbst, 
weist auch das Itiuersr bestimmt auf Campremoldo; die Lage, etwas südwestlich roo 
Piacenza. scheint zu ergeben, dass der Kaiser auf Nebenwegen an der Stadt vorbeiiog. 
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am Ilofe, da der Kaiser selbst Ja«. 23 üu Gebiete von Hacenza urkundet; 
er wird nicht ausdrücklich als Hofvikar, wold aber, wie das nur bei diesem 
üblich ist, uh Sedetis pro Inbiituili bezeichnet und hat die Hofrichter zu Bei- 
sitzern. Daniel scheint immer am Hofe geblieben zu sein ; im August erlagen 
daun beide Bischöfe der Pest. 

185. — Während des Aufenthaltes des Kaisers in Italien 1174 bis 11 78 
wird zunächst kein Hufvikar genannt. Es ist möglich, dass 1174 und 117.5 
Hugo von Verden, 1177 der Erwählte Kourad von Worms d.as Amt ver- 
sahen, da sie die am regelmässigsten in den Kaiserurkunden vorkommenden 
Bischöfe sind; aber Urkunden üljer Hofgerichtssitzungen sind aus dieser Zeit 
nicht bekannt und in den Zeugenreihen der Kaiserurkmiden ist es bis daliin noch 
nicht üblich, dem Biscliofstitel den des Vikar zuzusetzen. Gegen Ende des 
Zuges tritt dann zuerst Magister Metellus aus Brescia’ beim Kaiser auf, 
1178 März 9 ohne weitere Bezeichnung, aber durch seine Stellung vor allen 
weltlichen Zeugen als Geistlicher kenntlich*; Juni 23 wird er dann in einem 
in Gegenwart des Kaisers aufgenommenen Notariatsinstrumente .ausdrücklich 
als Hofvikiir bezeichnet.* 

Ist Metellus der einzige Hofvikar, der nicht Bischof war, so mag damit 
Zusammenhängen, dass während des letzten Aufentlialtes des Kaisers in Italien 
nebeti ihm ein zweiter Hufvikar im Amte ist, was auffällt, da das, von der 
Nachricht über Hermanns und Daniels gemeinsame Amtsfülirung abgesehen, 
sonst nicht vorkouuut, insbesondere mit dem Abtreten des Metellus wieder auf- 
hört, während nach dem Abtreten seines ersten bischöflichen Kollegen derselbe 
alsbald ersetzt wird ; es ist da.s um so auffallender, da wir in dieser Zeit, wenn 
in den Gerichten Vorsitzende überhaupt auftreten, es sich nicht um mehrere 
gleichgestellte Richter handelt, immer nur einen Vorsitzenden finden, auch in 
andern lieichsämteni, insbesondere dem des Legaten, die früher übliche Dop- 
pelbesetzung ganz aufgehürt liat. Es scheint, dass man Werth darauf legte, 
dass ein Bischof Vikar war, dass man aber auch die Rechtskenntniss des Me- 
tellus im Ilofgerichte nicht entbehren mochte, während eine blosse .Stellung 
als llofrichter für einen frühem Vikar nicht .angemessen scheinen konnte, 
auch wohl herkömmlich Geistliche davon ausgesclilossen waren, da die Hof- 
richter eben so ausschliesslich Laieti, wie die Vikare Kleriker sind. 

Der erste Genosse des Metellus war der Erwählte Konrad von Lübeck; 
früher Hofkaplan des K.iisers war er von diesem 1183 zum Bischöfe eniannt 
und erscheint nun in Italien in den Kaiserurkunden seit dem Beginne des Zuges 
im .Se()t. 1184 sehr regelmässig als Zeuge. In richterlichen Funktionen finden 
wir ihn in einem spätem Zeugenverhöre, wonach, als Pabst und Kaiser zu 

|§4._| Tourtual BühmeDA Authoil 349. 353 8ucbt den Ort am Comer&ee« w&hread er 
ihn In den Regesten Daniels, Forschungen 197. 208. gar nicht nennt. 

196 . — 1* Antich. Kst. K 3G0. 2« Ughelli 3, 413. 8* Maodelli 2, :540. Ist die 

Vermuthung Ton SchefTer Friedr. I. 30 richtig« da.ss er derselbe sei mit dem 1183 Tom 
Kaiser von Konstanz aus an den Pabst gesandten Uofkaplan Magister Beletos, so dürfte 
der Kaiser ihn wegen der Verhandlungen mit den Lombarden nach Deutschland berufen 
haben. 
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Verona zusainineii waren, al.so 1184 Növ., eine Klagschrift eingereicht wurde 
coram iudiribus imperaioris, vldelicct episcojm de Ijiisiyecco et mapistro 
Metello (b‘ üri.via et Ottone i'eudeulm'io et alils iitdia'hiia iinjierdlM'ia.^ 
Sind liier Vikare und llofrichter nicht unterschieden, so la.ssen .s|iiitere Zeug- 
nrsse keinen Zweifel über die Stellung. Zu Piacmiza spricht 1185 Jan. 22 ein 
Hofrichter das Urtheil domhw Conrad« huhienai eleeto et mapiatro jUetello 
Bria •ienai vieariia d. imperutoria ad iuatieiaa faeiemlaa (aedentihua pro 
IribimaV^^ ; und .April 7 zu Pavia entscheidet der Kaiser als Schiedsrichter 
nach Ilath der Bischöfe von Asti und Novaia et vieariorniii eurie videlicet 
d. Conra^li Lubieenaia electi et vutpiatri MetelU und anderer.'’ Die gleich- 
berechtigte .Stellung des Metellus mit Konrad ist danach nicht zu bezweifeln, 
wenn er auch in der Zeugeureihe wohl nicht l«‘.stiminter von den Hofrichtern 
unterschieden wird.' Konrad, der seit A[)ril 7 nicht mehr beim Kaiser ge- 
nannt wird, kehrte nach Deutschland zurück, ist dann Nov. 28 noch einmal 
beim Kaiser zu Pavia® und entsagte dann seinem Bischofssitze. 

Nachfolger Konriuls ist Bi.schof Bonifaz voii Novara, den wir schon 
April 7 unter den Räthen des Kaisers erwähnt fanden, während er in den 
nächsten Monaten ajii HoHager nicht naclizuwcisen ist. Dann aber Juli 1-0 zu 
Pi.acenza befehlen d. Bonefaciua Nova/rienaia epiaeopua et mapiater Me- 
telliia vicarii impe^'ialia eurie in einer am llofgerichte anhängigen .Streit- 
■sache ein Zeugenverhör aufzunehmon. ® Bonifaz ist dann, bis der Kaiser 1186 
Juni Italien verlässt, immer in dessen Umgebung. Zu .Siena 1185 Oct. 9 sitzt 
er allein als Ilofvikar zu Gerichte'"; Metellus m;tg dem Hofe nach Mittel- 
italien nicht gefolgt sein. Doch sdieinen auch bei Anwesenheit beider nicht 
gerade alle Amtshandlungen gemeinsam vorgenommen zu sein; 1186 Kehr. 16 
zu Pavia ertheilt nur Metellus als Vkariita d. imperaloria mit den Uof- 
richtem dem Uoftiotar den Befehl, ein Instruiuent Uber Zeugenaussagen anzu- 
fertigen, während in derselben Sache an demselben Tage das Urtheil ge- 
sprochen wird domino Ä Novarienai epiacopo et mapiatro MeteUo vieariia 
d. iviperatoria ad iuaticiaa faeiendaa aedentihua pro tribunalid' Metellus 
erscheint noch im Juni bei der Unterwerfung Cremona’s als IbVew'/as eurie*^; 

4* Anticb. Kst. 1, 360. Der Proz-ess wird fortgefülirt zu Mouselicc, was mit dem 

Itiaerare des Kaisers stimmt, der Nor. 4 zu Verona. Nor. 12 zu Mon.sclice Ist. 5« Rei- 
lage; stimmt mit dom Itiuornr des Kaisers, rgl. Scheffer Friedr. I. 220. 6. < o.sta 37. 

7. 1185 Febr. 14: Uglielli 2, 697. 8. Mon. Boica 31, 424. Auch Schofler i.u e.s 

nachträglich aufgofallen, dass diei^e.s V^urkominen die Identität KonradK mit dem iI85 
Mai 17 XU Magdeburg vorkoiumenden Domherrn Konrad und damit dem spiltem Bischof 
ron Uikleslieim IWich^t unwahr.<«clieiuiich macht, welche iiisbe.sondero ron Lüiuzel Gesch. 
der Diözese Hilde.sheim 1, 482. 504 vertreten war, aber auf Grundlage einer ganz rer 
WHTten Chronologie der Kaiserurkunden. Cohn bat daun allerdings iu den Göttinger 
gel. Anzeigen 1867 S. 231 gegen Scheffer trotz jenes Vorkommens die Identität rer- 
trvten; aber sie bleibt mir doch sclur unwahrscheinlich, wenn man auch den ron Cohn 
für dfle Möglichkeit geltend gemachten Gründen zustimmen kann. 0« Beilage ; mit. dem 
Itinerare des Kaisen stimmend und die Annahmen Scheffers S. 231 bestätigend. ■ 10* Mit> 
tarelli Ann. 4, 133; auch Rena e Camici 5 c, 21; mit dem Itinerare stimmend und das- 
selbe ergänzend. II« Beilagen.' 12» Böhmer Acta 606. 
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am Hofe ist er später nie molir naehzuweiseo und mag sich nach Brescia zu- 
rückgezogen liaben, wo er nocli 1 1 93 März 1 2 als kaiserlicher Delegirter und 
nur als Magister Metellus liezeichnet in einer Appellationssache entscheidet.’* 

186. — Bei K. Heinrich VI wird, während er 1186 und 1187 Italien 
ver\»-altete, nie ein Ilofvikar genannt ; es ist überhaupt kein Bischof ständig 
an seinetn Hofe, in dem wir den V'ikar vermutheu dürften. Bonifaz ist nur ein 
einzigesraal 1187 April 17 bei ihm und zwar mit sehr vielen anderen Bi- 
schöfen, so dass ihm wohl nur als Bischof Tag geboten war. Die Thätigkoit 
des Hofgerichb's lässt sich allerdings auch jetzt Verfölgen ; .aber es treten 
immer nur Ilofrichter auf ohne Erwähnung eines Vikar; so 1186 OcL 22 zu 
Bertinoro Ijei einem Urtheile zu Gunsten von Siena, wo die Anwesenheit des 
Königs erwähnt, aber ein Vorsitzender nicht genannt wird’; so 1187 Oct. 24 
zu Turin bei einer Besitzeinweisung in einem schon lange am Hofgerichte an- 
hängigen Rechtsstreite.^ 

Auf dem Römerziige tritt dann Bonifaz von Novara wieder als 
Vikar <iuf. Gerichtssitzungen sind nicht bekannt; aber er ist 1191 Januar bis 
Dezember immer am Hofe und wird zwar nicht in den Kaiserurkunden, wohl 
aber-in Notariatsinstnmienten im November* und Dezember^ ausdrücklich als 
Hofvikar bezeichnet. Er wird kurz nachher gestorben sein, jedenfalls vor dein 
nächstfolgenden Zuge des Kaisers, auf dem sein Nachfolger Otto beim K.aiser 
erwähnt wird.* 

Auf diesem Zuge ist dann Hofvikar Bischof Heinrich von Worm.s, 
der 1194 Juni 23 noch als Legat thätig ist®, dann aber vom Beginn des Juli 
bis 1195 Mai dem Hofe folgt, 1194 Juli 23 zu Pisa dem Hofgerichte als 
Vikar vorsitzt ^ und wenigstens vereinzelt wohl auch als blosser Zeuge in Kai- 
serurkunden den Titel ImperiaUs curiae vicariug führt.® 

Heinrich starb Ende 1195; sein Nachfolger war Erzbischof Angeln s 
von Tarent. Er scheint schon früher in nähern Beziehungen zum Hofge- 
richte gestanden zu haben. Der Kaiser delegirte nämlich 1194 zu Pavia den 
Hofrichter Guido del Pozzo zur Entscheidung eines Streites zwischen dem 
Bischöfe von Vercelli und der Gemeinde Casale und bestätigte dessen Voll- 
macht später zu Pisa vor dem Hofvikar Heinrich, dem Magister Angelus, dann 
Arnold und Lothar von .S. Genesio.® Die beiden letztem sind uns als Hof- 
richter bekannt und cs ist wohl nicht zu bezw'cifeln, dass es sich hier um Zu- 
ziehung des Person.als des Hofgerichtes handelte, demnach wohl auch Angelus 
zu die.sem in näheren Beziehungen stand. Ilofrichter war er allerdings nicht, 
da diese immer Laien w.-iren, ein Umstand, auf den wir schon zur Erklärung 
der .\usnahmsstellung des Magister Metellus hinwiesen; er dürfte ohne be- 
stimmteren Titel den Uofvikar durch seine Rechtskunde unterstützt haben, 

IK.- 1 18. BeiUge. 

186 . - 1 . Pecci ISO extr. : Archir zu .Sieaa nach WUatenfeld. 2 . Beilage; stimmt 
mit dem Itiuernr des Königs und dürfte dasselbe ergänzen. 8. Poggiali 5. 13. 4 . Arch. 

storien N..S. 3b. 18: such Toeche Heinr. VI. 614. 6. .Antiq. It. 1, 843. Vgl. such Og- 

lielli 4. 708. 6. Ijtmi Mon. I, 382. 7. Antiq It. 2. 503; auch Ughelli 3. 712. I.smi 

Mon. 1. 381. 8. Pirru 2. 980. Tromby Stör, rartus. 6. 15. 9. De Conti I, 259. 
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was ilin dann später als bPsondei‘.s geeignet für das .\nit selbst erscheinen 
lassen nuisste. Denn die Identität mit dem Erzbi-schofe von Tarent, der al.s 
.solcher 1195 Mai 20 zu Faeuza zuerst beim Kaiser genannt wird***, ist imi 
so weniger zu {«zweifeln, da Angelus vereinzelt auch als Erzbischof noch Ma- 
gister lieisst. • ' Angelus war 1196 Juni beim Kaiser iti Deutschland, begleitete 
ihn nach Italien und ist bis 1197 Juni immer in seiner Umgebung. Als Hof- 
vikar spricht er 1196 Sept 20 zu Piacenza seihst dos ürtheil'* und sitzt 
No». 17 zu Tivoli dem Hofgerichte vor’’; Nov. 27 be.stätigt der Kaiser einen 
durch den Hofvikar vermittelten Vergleich. *■* 

187. — Bei K. Otto IV versah das Amt Bischof Heinrich von 
Mantua. Audi er scheint schon üDher in Reichsgeschäften verwandt zu 
Sein; 1197 Anden wir ihn als Erwählten mit einem Hofrichter vom Kaiser 
delegirt znr Entscheidung einer Klage des Erzbisdiofs von Ravenna ^ ; 1 209 
ist er mit den llofrichtem in der Umgebung des Cienerallegaten Wolfger.* 
Auf dem Römerzuge ist er vom Dez. 1209 bis Mai 1210 ununterbrochen am 
Hofe und führt nun auch als blosser Zeuge regelmässig den Titel eines Hof- 
vikar. Als solcher sitzt er Jan. 29 zu .Siena dem Hofgerichte vor’ ; .\pril 28 
imd Mai 23 werden .Schreiben erwähnt, welche er in einer Streitsache erliess<; 
Aug. 27 ist er im Hofgericlite zu S. Salvator am Berge Amiate* und zwei 
Tage später ebenda zuletzt Zeuge beim Kaiser. ^ 

Es erklärt sich das daraus, dass der Kaiser sich jetzt zum Süden wandte, 
dagegen Heinrich als Vikar und Legaten in die Lombardei geschickt haben 
muss. Es urtheilen nämlich nach einem vom damaligen Hufnotar Alberich von 
Rovereto gefertigten Instrmneute 1211 Jan. 10 zu Pavia in einer Klagsache 
der Stadt Asti die beiden Uofrichter Presbiter Caccia und WalfVed von Torri- 
cella, quibu« nobis diiohns commitse sunt otnnes cause tarn principales 
quam appellationes a Placencia et Cremona in sursum versus Cumas et 
Taurinum et Terdonam secitndum et usque quo Lombardia extenditur 
eopnoscsnde et finiende a d. Henrico d. <rr. Mantuanensi episcopo hnpe- 
rialis atde vicario et legato, et sp'eciaUter isla causa, qiie speciali commis- 
sione dieto d. vieario commissa erat a d. — hnperatore.'' Der Kaiser be- 
.stätigt diesen .Spruch 1211 März 4 zuCapua, und bemerkt, dass er die .Sache 
episcopo Mantuano et vieario nostro et in Lombardia legato, dieser .sie 
dann 1210 Nov. 25 durch ein vom Hofnotar gefertigtes .Schreiben jenen 
Richtern delegirte.® Daraus ergibt sich nun ziveifellos, dass Heinrich als Legat 
der Lombardei nicht etwa nur den Titel des Vikar fbrtföhrte, sondern während 

10. Mittarflli Ann. 4, 1D4. ]1* Rfthmer AoU 100. 12* Ho Conti 1« 379. t>pr Ruit^r 

urkundet Sept. 15 zu PaTia, Sept. 21 zu Forum novum, wohl Kicher PornoTo xüdweKtlich 
ton Parma: tgl. Toeche Heinr. VI. 684. Danach enUpricht Piacenza durchau.«; dem Ui« 
nenr; der Kaiser konnte auch immerhin Sept. 20 noch dort ^wesen .Kehl« wenn auch die 
Kürze der Zeit hier aufTlkllt. Ift« Ughelli 3, 713; auch La Farina 4, 297. 14« Petrini 

405; auch Bohmer Acta 192. 

187 . — 1 » Fantnzzi 2. 362. 2 « Odorici 7. 51, 8 . Mittarelli Ann. 4. 290. 4 « Bei- 
lagen. 5« Mittarelli Ann. 4. 306. 6, Bnhmer Acta 227. . 7» Beilage. 8* Böhmer 

Acu 229. 
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des Aafeiitlialtcs des Kaisers in Uilteritalien in sonst ungenölmliclier Weise 
überhaupt das Hofgericht nacli Oheritalien verlegt wurde. Denn beim Kaiser 
ist jetzt kein Vikar und von den Uofrichtoi-n nur Albert, Arnold und Rufin ; 
die oben genannten aber fand Heinrich nicht etwa in Oberitalien vor, sondern 
sie haben mit ihm den Hof verlassen, da Presbiter und Walfred im August 
mit Heinrich beim Kaiser sind; ebenso der Hofnotar Alberich. Lässt überdies 
jene Deleginmg der .Streitsachen eines bestimmten Bezirkes schliessen, dass 
noch mehren* Hofrichter beim Vikar waren, so ist jene Scheidung des Hof- 
gerichts vom Hofe nicht zu bezweifeln, wie. wir ähnliches auch wohl bei den 
ersten Vikaren fanden. 

Die .Stellung Heinrichs dürfte dadurch beendet .sein, dass er sich später 
Von Otto zurückzog, wenn auch vielleicht nicht sogleich Friedrich anschloss. ^ 
Hofrichter scheinen dem rückkehrenden Kaiser wohl entgegeugegangen zu sein, 
da wir insbesondere auch jenen Presbiter 1211 Dez. 28 zu Prato am Hofe 
finden; aber Heinrich wird nicht mehr beim Kaiser erwähnt. Und sfiätestens 
bei seinem Abzüge aus Italien muss der Kaiser einen seiner Begleiter auf dem 
sizilischen Zuge, den Grafen Egidius von Cortenova, zu seinem Vertreter in 
der Lombardei bestellt haben, der 1212 Juli 2 als Legat, .Sept. 4 als Vica- 
riits in Lonibardia d. impi^ratoris urkmidet. Letzteren Titel mit dem 
Hofvikariate in Verbindung zu bringen, haben wir keinen Grund, da er in 
dieser Zeit auch schon von Vertretern des Kaisers gebraucht wird, welche 
keineswegs blos richterliche Befugnisse hatten ; so findet er sich insbesondere 
l>ei .Statthaltern des Königreichs Sizilien .schon unter Heinrich VI; doch mag 
in diesem Einzelfalle auf den Gebrauch des Titels immerhin eingewirkt liaben, 

' dass der vorhergehende Legat zugleich Hofvik^ir gewesen war, 

188. — .Sicherer noch dürfte die spätere Doppelsteihmg Heinrichs den 
Ausgangspunkt gebildet haben, als es sich um die Neubesetzung des Amtes 
unter K. Friedrich II handelte. Dieser schreibt 1213 Febr. 16, dass er 
den Bischof Friedrich von Trient bestellt habe als gent^nihnn legatum 
nostruvh — per totam Lmtthardiani et mnrehiam Veronensem atque T-us- 
eiam et Jionuitiiam — nd Zur etiam ad evidentlarn iiostre eirea ipsum 
ejii^eopum eonsanguineum noslram dilectionis in omnibtts preiwminatis 
locis, cinlatihus et ten'is ipsum nostrum viearium iiisfitiiimus ad tempora 
vite sue, vieariam ut prediximtts ei m feodum eoneedentes. ’ Die Beziehung 
der Aemter auf einzelne Landestlieile, statt auf ganz Italien, kann uicjit auf- 
fällen; es ist da einfach die Rücksicht auf die päbstlichen Rechte auf Spoleto 
und Ancona mässgebend, worauf wir zurückkommen. Auffallender ist es, dass 
dem Vikariat überhaupt eine örtliche Grundlage gegeben wird, jede Beziehmig 
auf den Hof fehlt, so d.iss es zweifelhaft sein könnte, ob es sich hier über- 
haupt um das Amt des Hofvikar handle. Aber da wird eben die letzte .Stellung 
Heinrichs von Mantua massgebend gewesen sein, der auch Legat, und Hofvikar 

1B7.-} 9. Es flllt wenigstens aut, da.is er in zu Kantua 1212 Aug. 22 ausgesteliter Urk. 
Friedrichs (Bshmer Acta, Nachtr.) nicht genannt wird. 10, Mittarelli I, 4.4. 2, 163. 

188. - 1. Uuillard 1, 244. 
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war, letiteres Amt aber auch in Abwesenheit des Königs in der Stellung eines 
Oberricliters filr Italien übte. Uebrigens zeigen auch die Titel Friedrichs, da.ss 
man zweifellos das ,\mt des Hofvikar im Auge hatte; andererseits freilich 
aber auch, dass inan die Bedeutung beider in seiner Person vereinigten Aemter 
nicht genügend scharf auseinanderhielt. Aus der Reichskanzlei fehlen uns ge- 
nügende ^ugnis.se; der König bezeichnet ihn 1214 als Vicnrhr» et legatn» 
nogter; in .spätem Königsurkunden fehle'n die Titel.* Um so häufiger finden 
wir sie in den Trienter Urkunden. Dann weitlen am häufigsten beide Aemter 
nicht in besondere Beziehungen gebracht, gemeinsam auf den Hof, auf das 
Land oder , auf beides bezogen; es heisstüberwiegend rerfalig a»le^, vereinzelt 
totiug Italie*, mehrfach repalis aule afque totiug Italie legatiis et vicarius.^ 
In andern Fällen werden beide .\emter auseinandergehalten, und ihrer Bedeu- 
tung und dem sonstigen Brauche nach wäre dann das Vikariat auf den Hof, 
die Legation auf das Land zu beziehen ; und so finden wir den Titel regalie 
aiile vicariiig et totiug Italie legatug denn auch nicht allein von Trienter 
Notaren®, sondern auch vom Bischöfe selbst und in einer vom Hofnotar ge- 
fertigten Urkunde gebraucht^, so dass er auch danach wohl als der genaueste 
zu betrachten ist. .\ber wir finden die Beziehungen auch umgekehrt in dem 
Titel regalig aale legatas atqae tocias Italie virarius.*^ 

Friedrich ist mehrfach als Vertreter des Königs in Italien thätig gewesen. 
Zu Cremona 1213 Mai 2 bannte er eine grosse Zahl lombardischer Städte 
und Gros.sen wegen Ungehorsams gegen ihn und den König.® Auch 121.’> war 
er in Italien, da er urkundlich .Sept. 2 zu Verona, Sept, 4 zu Carpi im Mode- 
nesischen naclizuweisen ist.'® Wahrscheinlich 1217 .schrieb er denen von 
Cremona, dass er für ihre Angelegenheiten sorge und ihnen mit einem Theile 
des königlichen Heeres bis Mai zur Hülfe kommen werde ' ' ; doch scheint das 
kaum aiisgerührt. Längere Zeit kann er sich nach .Ausw'eis der von ihm zu 
Trient ausgestellten Urkunden wohl nie in Italien aufgehalten haben. 

Seine Stellung war nun ganz geeignet, die frühere Bedeutung de.s Amtes 
des Hofvikar in den Hintergrund treten zu lassen. Wäre er als solcher zu- 
nächst berafen gewesen, dem Hofgerichte vorznsitzen, so bot sich dazu keine 
Gelegenheit, da der König während seiner Amtsdauer nicht nach Italien kam. 
.Sollte er darüber hinaus entsprechend der spätem .Stellung Heinrichs von 
Mantua auch in Abwesenheit des Königs die .Stellung eines obersten Richters 
für Italien einnehmen, so kam er wenigstens tha^ächlich nicht in die Lage, 
in dieser Richtung Befugnisse zu üben, welche ihm nicht ohnehin als General- 
legaten zugestanden hätten. Denn diesem stand an und für sich, wie wir .sehen 
werden, die Gerichtsbarkeit in vollstem Umfange zu. Ein .\useinanderhiilten 
beider .Vemter war trotzdem bei Heinrich schon durch den örtlichen Unter- 

2. HailUrd 1, 286. 404. 527. 529. 8. Cod. Wsogian. 266-317 iwSlfoial. 4 . Cod. W. 

276. 5. Cod. W. 278. 288. 312. 318. 6. Tud. W. 279. 309. 7. Bnhmer Acta 635. 

636. Heisst es im letztem Falle ungenauer curie vicarttit ft in Lumbnrdia Ugatuf^ so 
dürfte da geradezu der Titel Heinrichs, der nicht I.egat für ganz Italien war, zum Vorbild 
gedient haben. 8. Tod. W. 285. 295. ». Böhmer Acta 636. 10. Cod. W. 294. 

II, B.^hmer Acta 635. 
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schied begründet, da seine Stellung als HofVikar sich auf ganz Italien, als 
Legat nur auf die Lombardei bezog. Oertlich decken sich nun freilich bei 
Friedrich beide Aeinter; dennoch hatte auch bei ihm das Auseinanderhalteu 
bei der Ernennung und iiu Titel noch immer seinen guten Grund, da er auf 
Lebenszeit nur Vikar, nicht auch Legat war; wäre ein anderer Legat ernannt, 
so würden ihm auch neben diesem die rein richterlichen Befugnisse desATkar 
gebliet>en sein. Aber dazu ist es eben nicht gekommen ; als Vikar bezeichnet, 
ist er doch nie nur in dieser Eigenschaft tliätig gewesen, handelt, wenn wir 
Wüllen, immer nur als Legat; man konnte sich so daran gewöhnen, die Befug- 
nisse beider Aemter zu vermengen, zumal, wie gesagt, der Ausdruck Vikar 
in dieser Zeit schon vielfach auch für andere Vertreter des Königs in Ge- 
brauch war. 

189. — Da.s wird im Auge zu behalten sein, um die ganz unsichere 
Stellung des Nachfolgers, Bischofs Jakob von Turin, zu erklären, der nur 
Vikar ist, aber vereinzelt statt dessen auch Legat heisst, als .solcher verwendet 
wird, nie aber die besondern Befugnisse des Vikariates übt. Friedrich heisst 
noch 1218 Jan. 30 Vikar und Legat, dagegen bei der letzten Erwähnung 
Febr. 17 nur regalia aule et totiiia Italic legatns^; er ist 1218 Nov. 6 zu 
Accon gestorben.^ Da Jakob schon im Oktober im Ajnte ist, .so liesse sL’h 
etwa schliessen, Friedrich habe das Amt des Vikar abgegeben, sei nur Legat 
geblieben. Doch mag jene Unvollständigkeit des Titels auch blosser Zufall 
und nur die Abreise Friedriclis Veranlassung gewesen sein, einen andern Vikar 
zu ernennen. Wurde dieser nicht zugleich auch zum Legaten ernannt, wie das 
.seiner nächsten Verwendung besser entsprochen hätte, so dürfte wohl ein 
Hauptgrund darin zu suchen sein, dass die Generallegaten immer Deutsche, 
HoLikare dagegen schon häufig italienische Bischöfe gewesen waren. 

Wir finden Jakob zuerst 1218 Okt. 3 zu Cremona, Okt. 5 zu Parma, 
von Widen Städten das Verspreclien verlangend und erhaltend, sich bezüglich 
ihrer StreitigkeiUm mit andern Lombarden seinem Schiedssprüche zu unter- 
werfen; in der von seinem Hofnotar gefertigten Urkunde hei.sst es wiederholt 
nur imperialia aule vicariua, in der Beurkundung Cremona’s wohl weniger 
genau Vicariua et legatua.^ Im Februar und März 1219 ist er beim Könige 
ii\ Deutschland als /fahr rieariua, vicariua noater, iinperiaUa aule Hcariua, 
regia vicariua*, aber auch als Italie legatua bezeichnet.® Er wurde dann mit 
dem damals gleichfalls am Hofe befindlichen Markgrafen Wilhehn von Mont- 
ferrat luu-h Italien gesandt, sichthch zunächst zu dem Zwecke, um entfremdete 
Reicli.>igüter zurückzuverlangen und den Treueid entgegenzunehmen, wie das 
sonst nächste Aufgabe des Legaten war. Und das scheint in Italien nicht mi- 
beachtet geblieben zu sein. Als beide im Mai von Bologna die Zurückgabe der 
Grafschaft Imola verlangen, erklärt ihnen der Podesta, wie er nicht glaube, 
dass sie in dieser Sache vicarioa eaae d. regia — tiee etiam ad vicariam aibi 
acilicet predicto epiacopo eonceaaam a d. rege apectabat, quod petitionem, 

1 « 9 . - 1 . Cod. Wangian. 318. 319, 2« Bonßlll 2, 5. S« Acta 

4. Huillard 1, 594. 598. 6U5. (J14. Uuillard I, 596- Bobiaei ActOi Nochtr, 
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qitnm idem ejdtieopiis faciehtif, farere deheret.^ Nach Ablehnung aufOnind 
der beiden zeitweilig übertragenen Befbgni.sse wird der Bischof seine dauern- 
den Befugnisse als Vikar geltend gemacht und die Ablehnung dieser sich 
darauf gegründet haben, dass es sich dabei um rein richterliche Befugnisse, 
nicht auch um die des Legaten handle, lind als dann der Bischof die .Stadt 
bannte, erklärte diese die .Sentenz für nichtig, eventuell dagegen an l’abst und 
König appellirend^, wobei möglicherweise wieder geltend gemacht wurde, dass 
die Verhängung des Bannes, worauf wir zurückkommen, nicht in den Befug- 
nissen eines Hofvikar liege. .Auch sonst trafen sie auf Widerstand ; dainalä 
wird Jakob .Asti wegen Verweigening des Treueides gebannt haben. Im 
August sind beide wieder beim Könige in Deutschland. Jakob wird hier mir 
als Hofvikar bezeichnet*, wie er dann auch im Oktober zu Novara als d. retji» 
vicariiis und geknmer .Schiedsrichter einen .Streit zwi.schen der Stadt und dem 
Bischöfe entscheidet. *® 

Es wurde dann 1220 April 17 der Hofkanzler Konrad zum CJeneralle- 
gaten ernannt, während iin .September der König den Kömerzug antrat. Man 
sollte nun erwarten, Jakob in den eigentlichen Befugnissen seines Amtes thätig 
zu finden. Aber davon zeigt sich keine .Spur. .Als der J.,cgat 1220 .Sept. den 
von Jakob gegen Bologna verhängten Bann anfhob, bezeichnete er ihn auf- 
fallenderweise als tidic reffoHn ciiriae f/cnrt«»»", anscheinend von der An- 
sicht ausgehend, dass inif seiner eigenen Ernennung die .Stellung Jakobs auf- 
gehört habe, der allerdings mit dem Titel eines Vikar wesentlich als Legat 
thätig gewesen war; man muss schon ganz unklar über die Bedeutung des 
Amtes gewesen .sein, den Vikar etwa als Legaten mit weniger ausgedehnten 
Vollmachten betrachtet haben. Doch lässt der Titel sich noch weiter verfolgen. 
Beim Beginne des Römerzuges oft in den Kaisenirkunden erwähnt, wird Jakob 
zwar gewöhnlich nur als Bischof, aber vereinzelt doch auch als Vikar be- 
zeichnet. .Aber von einer Thätigkcit in dieser Eigen.schaft findet sich keine 
.Spur, es sei denn, dass man dahin ziehen wollte, dass der Kaiser durch ihn 
als eiearium nostrum die römische Kirche in den Besitz der mathildischen 
Güter einweisen lässt. * * Er steht dann unter Beibehaltung des Titels offenbar 
in nähern Beziehungen zum Generallegaten, scheint zur Unterstützung desselben 
in untergeordneter .Stellung bestimmt gewesen zu sein. Zn Piacenza 1220 
Okt. 23 erlassen der Legat und der nur als Bischof bezeichnete Jakob einen 
Befehl an Alessandria'^; tritt da eibe Unterordnung nicht bestimmter hervor, 
wi nimmt er später an den Handlungen des Legaten keinen Antheil mehr, wird 
nur als Zeuge genannt. .So Okt. 29 zu Pontremoli, jetzt wieder ausdrücklich 
nh imperialis aule ncarim bezeichnet.'® Während der Kaiserkrönung am 
Hofe, wird er dann gleich dem Legaten zum Norden zurückgekehrt sein und 
muss das von innem .Streitigkeiten zerrüttete Piacenza wohl im Aufträge des 
Legaten verwaltet haben, da er dort 122UJan. 5 als imperlnlis arde vica- 


6. Sarioli 2, 405. 7« Savioli 2. 406. 8. Böhmer Acta 242; rgl. auch Huillard 1. 674. 

0. Huillard 1, 668. Böhmer Acta, Xachtr. 10. Carolus Not. 388. II, Huillard ]. 857. 
12. Huillard 1,8.35.858 13. Huillard 1, 857. 14. Huillard 1, 879. 15. Böhmer AcU 656. 
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riim alque ciiato« vel guhernator Placetitle mehrere auf die vom Legaten 
versuchte Vermittlung der Parteien bezügliche Urkunden transsumiren liess.^® 
Dann ist er wieder Jan. 27 zu Bologna* Febr. 23 und die folgenden Tage 
zu Como beim Legaten'**, auch jetzt noch als llofvikar bezeichnet. Mit dem 
dann erfolgenden Abzüge des Legaten aus Italien scheint jede besondere Ver- 
wendung Jakobs in Reichsgeschäften aufgehört zu haben ; in städtischer Ur- 
kunde 1222 heisst er noch einmal lIoMkar*^ aber in den Kaiserurkunden, 
in welchen wir ihn bis zu seinem 1226 erfolgten Tode'*" noch mehrfach finden, 
w ird er immer einfach als Bischof bezeichnet. 

Das Amt erscheint so schon unter Jakob seiner ursprünglichen Bedeu- 
tung ganz entkleidet, es bleibt nur noch der Titel, dessen Träger aber in durch- 
aus anderer Stellung verwandt wird, während dann schliesslich auch der be- 
deutungslose Titel aufliört. Hatte sich das, wie wir sahen, schon länger 
vorbereitet, so kam hinzu, dass das Hofgericht für Italien, Worauf wir zurück- 
kummen, mm ganz umgestaltet oder vielmehr beseitigt wurde, ln ganz ent- 
sprechender .Stellung, wie den Hofvikar, werden wir auch die liisherigen Bei- 
sitzer im Hofgerichte, die Hofrichter, seit 1220 finden; der frühere Titel wird 
noch eine Zeitlang fortgeflihrt, aber von einer Thätigkeit am königlichen Hufe 
ist nicht mehr die Rede ; dagegen scheinen nun auch sie, wie der Vikar, zu- 
nächst dem I.,egaten von Italien, zugewiesen zu sein. Mochte nun auch das 
Gericlit des Legaten zunächst das frühere Hofgericht ersetzen sollen, so war 
da doch tür eine entsprechende Thätigkeit des Vikar kein Raum, da der Legat 
im Gerichte durchweg selbst den Vorsitz führt. Bei sjiätern Legaten ist denn 
auch Jakob nicht mehr nachzuweisen ; und ist schon bei ihm selbst in s|>äterer 
Zeit das Amt in Vergessenheit gerathen, so fehlte natürlich jedes Bedürfniss, 
ihm einen Xachfolger zu geben. 

Noch zu erwähnen ist, dass auch der Kardhialbischuf Hugo von Ostia 
1221 einigemal apostolice nedis legatiis et imperialis aide vicariiis heisst, 
ohne aber selbst jemals diesen Titel zu führen.'*' ln dieser Zeit vielfacher 
Umgestaltungen sind die Titel überhaupt sehr schwankend ; ein eigentliches 
Reii-hsamt bekleidete er schwerlich ; der Ausdruck dürfte damit in Verbindung 
stehen, dass der Kaiser ihm die Vollmacht ertheilt hatte, innerhalb seiner 
Legation zurFörderung des Kreuzzuges vom Reichsbanne entbinden zu dürfen.''^ 

190. — Sehen wir auf die allgemeinen Verhältnisse des Amtes, 
so haben wir als Regel zu betrachten, dass es nur einen Hofvikar gab. Zwei 
Hofvikare nebeneinander im Amte finden wir nur 1167, dann 1184 bis 1186, 
wo das in der besonder!) .Stellung des Magister Metellus seinen Grund zu 
haben scheint. Von diesem abgesehen wurde das Amt ausnahmslos von Bi- 

IM.-] 16. ArchiT BQ C'remoua nach Wü^tcnfeld. 17, Huillard 2, 47. 18» BAbmer Act» 

857. RoTeUi 2. 379. De Conti K 250. 19. Muletti 2, 237. 20* Ughelli 4, 1053. 

21* Huillard 2, 144 n. 22* Huill. 2, 125. £a scheinen in dieser Zeit auch wohl sonst 
Personen, «eiche Bum Pabste in näheren Beziehungen standen, auch Tum Kaiser Voll* 
wachten gegeben zu «ein. 8o ist 1218 Okt 30 mit dem Kardinallegaten Hugo tu Cremon» 
eiu Mftgittfr Xic^fauf ft. FrederUi der dann 1219 März 12 als timgieter y. de Cre^ 

iHcna d. popt tubdMcomtg beim Kai.>ser auftritt« B5bmer Acta 049 und Nacbtr. 
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schöfen versehen, was sieh darans erklären dürfte, dass man einfachen Reohts- 
gelehrfen ein so hervorragendes Ilofaint nicht anvertrauen mochte, bezüglich 
der Grossen des Reichs sich aber nur unter den geistlichen solche fanden, 
w’elche mit den nun auch im Reichsgerichte bestimmt hervortretenden Formen 
des röiniseh-kanonischen Prozesses genügend bekannt waren. Es ist das ein- 
zige höhere Reichsamt, in welchem neben Deutschen auch Italiener verwandt 
wurden; und Angelus gehört wenigstens als Erzbischof von Tarent dem sizi- 
lischen Königreiche an, wenn er auch von Geburt Italiener gewesen sein sollte. 

Die Befugnisse des llofvikar scheinen lediglich richterliche gewesen zu 
sein ; sind einzelne auch anderweitig in Reichsangelegenheiten thätig, so wird 
die Befugniss nicht in dem Amte als solchem, sondern in besonderm könig- 
lichen Aufträge zu suchen sein. ' Bei Errichtung des Amtes scheiirt es in der 
Absicht gelegen zu hat)en, dass der llofvikar, der anfangs ja auch nicht Vi- 
carixe curiae, sondern Vk'ariux cul iustitias facienda« heisst, insbesondere 
auch den abwesenden Kaiser als höchsten Richter vertreten sollte. In der 
weitem Entwicklung erscheint die Uebung des Amtes eI>enso, wie früher beim 
Pfalzgrafen, durch die .Vnwesenheit des Königs bedingt, worauf das jetzt regel- 
mässigere Vorkommen von Generallegaten, welche in seiner Abwesenheit die 
höchste Reichsgerichfsbarkeit übten, eingewirkt haben mag. Denn alle Ge- 
richtssitzungen des llofvikar wurden an Orten gehalten, wo nach dem Itinerar 
die gleichzeitige Anwesenheit des Königs nachweisbar oder wahrscheinlich ist; 
selbst den Titel können wir später nur während der italienischen Züge nach- 
weisen, wenn wir von den Zeiten des Ausganges des Amtes unter K. Fried- 
rich II absehen. 

Wird das .Vmt in der einzigen bekannten Verl ei hungs urkunde für Fried- 
rich von Trient lebenslänglich verliehen, so wird das Tür frühere Zeiten nicht 
massgebend sein dürfen. In der Zeit der Thronstreitigkeiten wurden auch 
andere Reichsämter mehr und mehr weniger nach dem Bedürfnisse besetzt, 
sondern vom Könige dauernd verliehen, um einzelne Grosse für sich zu ge- 
winnen, wie das insl>esondere auch bei dem jetzt lebenslänglich von Bischöfen 
versehenen Amte des Reichskanzlers hervortritf. .Schon der häufige Wechsel 
deutet darauf, dass das .Vmt früher nicht lebenslänglich verliehen war. Lässt 
sich das Nichtwiedererscjheinen im ,\mte auf einem folgenden Zuge in manchen 
Fällen durch Tod oder bei Deutschen durch Nichttheilnahme am Zuge erklären, 
so trifft dfus doch bei Garsedonius und Heinrich von Mantua nicht zu. Das 
Amt wurde am wahrschcinlichsfeii beim Beginne des Zuges nach Belieben des 
Kaisers besetzt, nur dass dieser wohl ohne besondern (Jrund den frühem 
Vikar, wenn er am Zuge theilnahm, nicht überging, worauf insbesondere das 
ausnahmsweise Verbleiben des .Metellus im .Vinte deutet. 

191. — Die richterlichen Befugnisse des Hofvikar werden anf- 
zufassen sein als die eines Delegirten des Kaisers. Und zwar scheint 
er bald als Delegirter für den Einzelfäll, bald als ständiger Delegiiter des 
Kaisers zu richten. Das erstere ergibt sich in manchen Fällen bestimmt aus 

190. - I. Vg. S 18!) n. 8. 
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der .Vügabe, das« die Klage beim Kaiser eingereicht and dieselbe vun diesem 
ausdrücklich dom Uofvikar kommittirt worden sei. ' Aber die spezielle Kuiii- 
iniasion wird niclit erlbrderlioii , der Hofvikar auch dauernd bevollmächtigt 
gewesen sein, die am Hofe vorgebrachten Klagen ohne weiteres Eingreifen 
dea Kaiaers zu erledigen. War liei den Anfängen des Amtes mehrfach gerade 
dos Bedilrfniss einer Vertretung des abwesenden Kaisers massgebend, so lag 
die allgemeine Vollmaclit in der Natur der Sache und wird 1159 und llb2 
ausdrücklich bezengt.^ Ebenso ergibt sich das für Heinrich von Mantua, als 
er 1210 getrennt am Hofe thätig war, bestimmt daraus, dass er ständige 
fiubdelegirte für alle Sachen aus bestimmten Landestheileii bestellen konnte.^ 
Aber es wird das auch da nicht zu bezweifeln sein, wo das Amt in später 
regelmässiger Weis« am Hofe selbst geübt wurde. Fälle, wo Einbringung der 
Klage vor dem Hofgerichte selbst erwähnt wird, finde ich allerdings nur 1184 
und 1187*, und es wäre doch auch dadurch vorherige Ueberweisung durch 
den Kaiser nicht gerade ausgeschlossen ; aber abgesehen von dem ganz allge- 
meinen, auf dauernde Kommission deutenden Titel Vicariiu ad iuetitiaa 
facienda», wird vor allem dafür ins Gewicht fallen, dass bei allen Beurkun- 
dungen von Urtheilen, welche von sonstigen nur fiir den Einzelfall delegirten 
Richtern gesprochen werden, immer ansdriicklich bemerkt wird, dass sie als 
speziell Delegirte thätig sind, und ebenso auch in den erwähnten Fällen, wo 
es sich um spezielle Delegation des Hofvikars handelt; wird dagegen in der 
Mehrzahl der Ifofgerichtsurkunden ein spezieller Auftrag nicht erwähnt, so ist 
auch wohl sicher anzunehmen, dass dann die Befugniss zur Entscheidung durch 
das dauernd übertragene Amt begründet war. Es ist wohl anzunehraen, dass 
man sich in der Regel bei den überhaupt zur Kompeteuz des Hofgeriohtes 
gehörenden .Sachen zunächst an dieses zn wenden hatU;, nur unter gewissen 
Vormissetzungen sich an die Person des Kaisers wenden durfte. 

Die Kompetenz des Hofvikar scheint sich nur auf Cirilsachen erstreckt 
zu,haben, um welclie es sicli in allen uns erhaltenen Entscheidungen handelt, 
während wir bei den am Hofe verhandelten .Straffällen durchweg den 
Kaiser selbst als Vorsitzenden finden. ’ .Schon die regelmässige Besetzung des 
Amtes nur mit Geistlichen lässt darauf schliessen, dass mit demselben keine 
Blotsgeriohtsbarkeit verbunden war, obwohl diese freilich bei der Bestellnng 
von Bischöfen zu I..egaten nicht als Hinderniss betrachtet worden ist. 

Bei Civilsachen ergeben sich dagegen keine bestimmtere Beschrän- 
kungen der Kompetenz des Hofvikar, wenn wir etwa von Lehenssachen 
absebeu, auf deren Behandlung wir sfiätur genauer zurückkoinmeu. Entschei- 
dimgeii von Lehenssachen vor dem Hofvikar sind mir allerdings nicht bekannt; 
da der Kaiser über solche aber auch .sonst durch Delegirte urtheilen liess, 
ohne dass diese etwa Lehensgenossen zu Beisitzern hatten, so dUrfle wenig- 
stens einer Uebertrogmig von Lehenssachen an das Hofgericht durch spezielle 


191. — I.VgI.Sl62n. 14;SI64 B. 2. 2. Vgl. § 182 n. 3; S 183 n. 10. ^ Vgl. 
^ 187 n. 7. 4 . Anticb. Est. 1, 360. Beilage tob 1187 Okt. 24. Vgl. Mittsrelli Aba. 4. 

290, wo es sich aber nur um eines Exekutionsantrag handelt. S. Vgl. $ 162. 
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Delcfiation kaum etwas im Wege geetaodeii haben; dem spätem Grosshof- 
jnstitiar stand (Gerichtsbarkeit in Lehenssachen von vornherein zu.® Wird 
1235 bei Einsetzung des deutschen ilofjustitiar die Entscheidung von Klagen 
gegen Grosse auch in wichtigem CHvilstreitigkeiten dem Kaiser persönlich 
vorl>ehalten, so scheinen die Befugnisse des Hufvikar in dieser Richtung nicht 
beschränkt gewiesen zu sein; so werden vor ihm Klagen gegen den Markgrafen 
Werner inn eine Burg, gegen den Grafen von Sarteano um die Hoheitsrechte 
in der Stadt Chiusi, gegen den Grafen von Tuszien und gegen den Kaiser 
selbst um die Stadt Massa entschieden. ■ 

Dass der Hofvikar auch zur Entscheidung der an den Kaiser zu bringen- 
den Appellationen befugt war, ist 1162 und 1211 ausdrücklich gesagt.® 
Allerdings sind das Fälle, bei welchen der Hufvikar den abwesenden Kaiser 
vertrat, seine Befugnisse also vielleicht ausnahmsweise ausgedehntere gewesen 
sein könnten. Auch sind mir keine Fälle Itekannt, dass der Hofrichter krall 
seines Amtes über Appellationen entschied. Das dürtlo sich aber vielleicht 
daraus erklären lassen, dass es wenigstens seit dem Konstanzer Friedeji überall 
ständige delegirte Appellationsrichter des Kaisers gab, an welche man in der 
Regel Beniliing von den Urtheilen der ordentlichen Ortsrichter eingelegt haben 
wird. Von ihnen selbst, wie von andern delegirten Richtern, wird dann wohl 
nur noch die Appellation an den Kaiser selbst zulässig gewesen sein. Auch 
über .>iolche Berufhngen konnte wenigstens später der Grosshotjustitiar krall 
seines Amtes entscheiden ; in den neuen Konstitutionen ist ausdrücklich gesagt, 
dass er Je appeüationihiis orditMriorum eeu delegatorum noetroruni ad 
noetrain euriam interieetis — decidat.^ Beim Hofvikar dürfte der einzige 
mir bekannte Fall eher dagegen sprechen; er urtheilt 1196 zwar über Appel- 
lation von einem kaiserlichen Delegirten, aber auf besonderes Mandat des 
Kaisers.*® ' 

Vom liofvikar stand zweifellos die Ap]iellation an den Kaiser noch 
frei, entsprechend dem allgemeinen Grundsätze, dass vom Delegaten an den 
Deleganten berufen werden könne. Der letzterwähnte Fall von 1196 scheint 
auch bestimmt dafür zu sprechen, dass eine sulche Appellation von einem 
Urtheile des Holgerichtes an und lllr sich gestattet war; ebenso lässt ein früher 
besprochener Fall darauf schliessen, dass eine hn Hufgerichte abgewiesene 
Nichtigkeitsbeschwerde noch beim Kaiser verfolgt werden konnte. * ' Es dürfte 
sich dalUr auch geltend machen lassen, dass vom spätem Grosshufgerichte an 
den Kaiser a|)pellirt wurde. 

B. Huillard 2, 158. 7« Antiq. It. 1, 325. Böhmer Acta 192. Uglielli 3. 713. 712. 8, Vgl. 

S 183 n. 10; S 187 n. 7. 9, Huillard 6. 1.58. In der entsprechenden Stelle der Konsli- 

tutinnen ron 1231, Hnillard 4, 50. sind die betreffenden Worte inferiorutn iudietm (im 
eftVnn itltqalt^rum a MiUt) Zusatz, womach s( sieh dabei nin eine nachtrtglicbe Ausdeh- 
nnng der Befngnisse zu handeln acbeint. 10# Vgl. $ 105 n. 5. So wird es auch zu er- 
kUran sein, wenn in dem $ 169 n. 2 besprochenen Falle eine Appellation von einem dele- 
girten Appellationsrkhter des Kaisers durch ständige Appellationsrichter entschieden wird; 
es wer .schwerlich an sie appellirt, sondern ihnen wohl der Einselfall vom Kaiser Überwiesen, 
obwohl das in dar Fassung des Unheils nicht dentlioh bervonrlu. 11. Vgl. $ 165 n. 7. 
13. Btbmer Acta 277. 
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Als Dolfnatiis a principe musste dem Hofvikar das Recht der Subde- 
legatiun zustehen; doch finde ich .Sulalelegirte desselben ausdrücklich er- 
wähnt nur 1211, wo die Sa<'hen an Hofrichter nach bestimmten Bezirken 
dauernd überwiesen erscheinen. ' ^ Der Grund wird darin liegen, dass Delegirte 
für Sachen, welche nicht am Hofe entschieden wurden, vom Kaiser selbst 
delegirt, die im Hofgerichte zu erledigenden .Sachen aber wohl vom Hofvikar 
an einzelne Hofrichter mandirt wurden'*, insofern wir schliessen dürfen, dass 
der mit dem Urtheile beauftragte Hofrichter auch die Verhandlung geleitet 
haben wird und damit wesentlich dieselbe Erleichterung gelioten war, wie durch 
Delegirung einzelner Hofnchter. Wenn man 1211 davon abging, so mochte 
der Grund darin liegen, dass man, um bei Abwesenheit des Kaisers die Appel- 
lation nicht zu erschweren, durch die Subdelegation noch die Berufung an den 
Hofvikar selbst offen halten wollte. Möglich wäre es aucli, dass für solche 
Ausnahmsfalle dem Hoft’ikar Inappellabilität besonders zugesprochen wurde, 
wie dieselbe dem Generallegaten zustand, der regelmässig in Abwesenheit des 
Kaisers richtet. 

193. — Wie dem Delegatus a principe überhaupt die E.xekution 
seirier Urtheile zustand, indem er dieselben selbst ausführen oder durch den 
ordentlichen Richter ausftihren lassen konnte, so stand dieselbe auch dem 
Hofvikar zu. Es wird im Hofgerichte nicht allein auf Exekution erkannt, son- 
dern dieselbe auch mehrfach durch vom Vikar oder den Hofrichtern zur Be- 
sitzeinweisung gegebene Boten vollzogen. ' Dass die Exekution auch dem 
ordentlichen ■ Ortsrichter ül>erlassen werden konnte, ist nicht zu bezweifeln, 
wenn mir auch ein Zeugniss nicht liekannt ist; doch erfolgt 1164 eine Besitz- 
einweisung auf Grund eines Urtheils der Hofrichter gemeinsam durch einen 
Boten dieser und einen Boten des Podesta von Parma.* Wir fänden aller- 
dings Beispiele, dass ein .Spruch des Holgerichtes vom Kaiser ausgeführt 
oder doch die AusfÜhnmg vom Kaiser verlangt wuitle*; es lagen da aber 
Ausnahmsfiille vor, welche die Befugniss im allgemeinen nicht in Frage stellen 
können. 

Dagegen dürften dem Hofvikar lediglich die prozessualischen Zwangs- 
mittel des ordentlichen Civilverfahrens sowohl zum Behufe der Prozessleitung, 
als der Exekution zugestanden haben ; es scheint ihm insbesondere der Bann 
gefehlt zu haben, obwohl- dieser als ausserordentliches Zwangsmittel auch im 
Civilverfahren Anwendmig fand.* Von den beiden letzten Hofvikaren sind uns 
allerdings Baimsprüche bekannt; aber sie handeln dabei sichtlich nicht in jener 
Eigenschaft, sondern als Legaten, wozu Friedrich ausdrücklich ernannt war, 
während Jakob wenigstens thatsächlich nur als solcher thätig war.® Davon 
abgesehen finde ich nie einen Bann vom Hofvikar verhängt ; in dem einzigen 
Falle von 1196, wo der Bann zur Erzwingung eines Urtheils des Hofgerichtes 

191 . — J 18. Vgl. $ 187 n. 7. Ein Fall von 1 162. wo eineSsche Tom Hnfgerichte dem Probst 
Ton Parma überriosen wird. gehSrt niclit hieher, da die Sache an ihn als den ordentlichen 
Bichter gewiesen wird. A(T6 P. 2. 372. 14. Vgl. S 165. 

192 . — 1. 1161. 63: Hondi 6. 43. AtTn P. 2. 375. Beilage von 1187 Obt. 24. 
ä. Aflu P. 2, 378. 3. Vgl. s 165 n. 3. 7. 4. Vgl. S 63. 6. Vgl. g 188 n. 9; S 189 n. 7. 
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in Anwendung kommt, wird er auf Befehl des Kaisers verhängt; freilich war 
da auch das Unheil auf Mandat des Kaisers erfolgt, so dass dieser Fall aller- 
dings für das Fehlen der Befuguiss beim llofvikar kaum geltend gemacht 
werden kann. ® Dafür scheint mir aber insbesondere massgebend, dass wir 
nicht allein vom llofvikar nie einen Bann thatsächlich verhängt finden, sondern 
aueh niemals vom Hofgerichte der Bann oder eine Geldstrafe zur Aufrecht- 
haltung seiner Entscheidungen .angedroht wird, wüe das bei entsjtrechenden 
Entscheidungen der Legaten durchweg der Fall ist'; wünschte die siegende 
Partei hier eine entsprechende .Sicherung, so war dieselbe nur zu erlangen 
dimch eine mit Bann oder Geldstrafe drohende Bestätigung des Kaisers, wie 
sulche für Urtheile des Hofgerichtes eben so wohl, wie für die anderer Richter 
gesucht wurde.** Auch der Umstand, dass bei Einsetzung des deutschen Ilof- 
justitiar 1235 der Kaiser sich die Bcfugniss zu ächten vorbehielt®, Hesse sich 
für einen ähnlichen Vorbehalt im ältern italienischen Hofgerichte geltend 
machen. Es kann das auffallen, insofern die Banngewalt nicht blos den Le- 
gaten im allgemeinen, sondern auch den für einzelne Civilstreitigkeiten dele- 
girten Richtern des Kaisers zugestanden wurde.*® Der Grund wird darin zu 
suchen sein, dass der Hufvikar regelmässig nur am Hufe selbst thätig ist, dass 
also ira Falle des Bedürftiisses ohne Verzug die Zwangsgewalt des Kaisers 
selbst ergänzend eingreifen kann. Damit wäre nicht gerade ausgeschlossen, 
dass, wie andern Delegirten, so auch dem Hofvikar, wo er ausnahmsweise den 
abwesenden Kaiser zu vertreten hatte, die Banngewalt zugestanden worden 
wäre, obwohl mir auch dafür ein Zeugniss nicht bekannt geworden ist. 

193. — Eine Ehrenauszeichnung des Hofvikar scheint das Tribunal 
gewesen zu sein. Noch die Kaiserin Richenza bedient sich des alten Aus- 
druckes residfre ad iimtitiam /adendam* ; Petrus Diaconus sagt wohl bei 
Gelegenheit des .Streites über Monte Cassino 1137: Imperator aibi triburtal 
in (emtorio parari iiiaait'^; aber urkundlich finde ich erst 1162 bei der er- 
sten Gerichtssitzung, bei welcher das Amt des Hofvikar bestimmter hervor- 
tritt, diesen als Sedena pro tribunali bezeichnet.® Von da ab wird der Aus- 
druck dann ebenso regelmässig vom Hufvikar gebraucht, als er nie hei andern 
Reichsbeamten vorkommt, selbst nicht bei den Gerichtssitzungen der General- 
legaten, wo esae pro inatitia facienda oder ähnliche Wendungen gebraucht 
werden.* Zum Unterschiede davon scheint der Ausdruck in me<lio reaidere. 
gebraucht, wenn es 1188 von den ohne Vorsitzenden entscheidenden Hof- 

«. Vgl. s 165 n. 5. 7. Vgl. $ 41 n. 6. 6. 1186. 96: U Karin« 4. 180. Böhmer 

Aeta 238. Vgl. $ 168. ». Mon. Germ. 4, .117. 10. VgL $ 69 n. 16. , 

193. — 1. Antiq. It 1. 613. 6. 33:1. Vgl. $ 4. 2. Man. Germ. 9, 822. 3. AHö ' 

Parma 2, 372. 4. Vereinielt ände ich den Ausdruck pro tribunali ttdtr» auch gebraucht 

bei GerichUsitinngen von Bischöfen, bei welchen die.se zugleich den Titel ihrer weltlichen 
Amtsgewalt führen; so 1184 rom Cremonontit tpiicoput ei eomei, 1203 vom palrioreha 
Äfuilegianeu et imtrebio hirie. Tiraboscbi Non. 2, 309. Mittarelli Ann. 4, 266. Bei der 
Magna curia K. Friedrichs II tritt der siziliscbe Ausdruck euriatn regere an die Stelle ; dem 
pro tribunali ledere scheint jetzt nicht mehr die gleiche Bedeutung beigelegt zu sein, 
da er 1341 sogar vom Vikar des Generalkapitkni reo Tnszien gebraucht wird. Rena e 
l'amici 6 b, 56. 
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richtprn heisst prcaentibit» iudicihiis ab i»*pfi‘(Uore delfffutia et in medio 
regidentibua. * 

Für die vor ihm ergangenen Sprüche scheint dem Hofi-ikar 1163 die 
Ausfertigung unter kaiserlichem Siegel zugestanden zu haben, da eS bei der 
Kostenberechnung für ein vor Hermann von Verden gesprochenes Urtheil 
heisst: X.r.aol.pro siffitto imperatoris, qnod egt appogifnm carte aententie, 
etiiii.sol.pro duobus gipiüig predieti epiacopi^; zugleich vird er ein eigenes 
Amtssiegel geführt haben, woraus sich die beiden Siegel des Bischofs erklären 
würden, falls diese, wie es doch scheint, ein und derselben Urkunde anhingen. 
Doch dürfte der Gebrauch des kaiserlichen Siegels damals vielleicht nur ein 
ausnahrasweiser gewesen sein, weil der Kaiser nicht in Italien war. Später 
finde ich eine Besiegelung der Urtheile des Hofgerichtes, welche, wie bei andern 
italienischen Gerichten, immer in Notariatsinstrumenten bekundet werden, 
nicht mehr erwähnt; von Amtsschreiben Heinrichs von Mantua, welche 1210 
erwähnt werden, heisst es nur, dass sie mit dem Siegel des Bischofs gesiegelt 
waren. ‘ 

Bezüglich der Einkünfte dürfte die allgemeine Bestimmung K. Fried- 
richs vom J. 1177 auch für den Hofvikar massgebend gewesen sein, wonach 
in allen Gerichten bei einer definitiven Sentenz nicht mehr als zwölf, bei einer 
Zuerkennung des Besitzes nicht mehr als sechs Denare vom Pfunde des Wer- 
thes der zugesprochenen Sache als Judicatura genoimnen werden durften, und 
von diesen ille qtü maior eat iudex vel vicariua die eine, die Judices aber, 
unter welchen die Beisitzer zu verstehen sind, die andere Hälfte haben sollten^; 
doch fehlen bei den mir bekannt gewordenen Nachrichten Uber Zahlungen an 
das Hofgericht nähere Angaben über die Art der Vertheilung und das Ver- 
liältniss zum Werthe der Streitsache.* 

193 , — ] &• Antiq. iL 2, 79. Ebenso entscheidet 1194 in einer Lebensssche des Bischofs 
Ton Asti die eUeta curia in tnedio po$ita^ Mon. patr. Ch. 2, 116‘2; auch Tancred P. 1 T. 5 
$ 5 bezeichnet den Richter als in medio gfdene. 6« Affu Parma 2« 375. 7* Beilagen 

Ton 1210 April 28. Mai 23. 8« Mon. Germ. 4, 162. Auch 1185 bewilligt der Kaiser dem 

Erzbhehofe von Rarenna und seinen SuüVaganen« dass sie, wenn sie eine Sache eoram iu~ 
dici^ut nogtrü ve/ ei$^ quci a/icui turisdictioni prefecifnust zu führen haben, für das Pfund 
nur zwölf Denare zahlen und dass die Sachen Ton Ansnahmsfftllen abgesehen in Tierzig 
Tagen erledigt sein sollen. Mittarelli Ann. 4, 125. 9. Für einen den Besitz eines Hofes 

und des vierten Tbeiles eines andern betreffenden Spruch wurden 1163 gezahlt 13 Pfund 
4 Solidi Mailändisch; nämlich 10 Pfund als Judicatura, 40 Solidi (2 Pfund) für den in den 
Besitz einweisenden Boten des HoMkar, der ResU wie erwähnt, für die Siegel. AflTÄ Parma 
2, 375. Bei Zusprechung des Besitzes der Stadt Massa an den dortigen Bischof gegen den 
Grafen von Toszien wird im Spruche dem abwesenden Beklagten das Kiagrecht Torbe> 
halten, aber: non audiaturf niVt restUutis prim erpensis fae(U pro iudicatura, seil. Uhr. 
centum Senenttum^ ei tenteniiae tcripiura solid, xmm. Senensium. Ughelli 3, 713. Eine 
genaue Kostenberechnung findet sich 1190 über einen zwischen Vercelli und Novara, aber 
nicht vor dem HoMkar, sondern vor delegirten kaiserlichen Richtern wegen Bruch des 
Waffenstillstandes geführten Streit. Es waren 500 Mark Strafe und 200 Pfund Schadens- 
ersatz angesprochen und wurde auf 500 Mark Strafe und 100 Pfund Schadensersau gegen 
Vercelli erkann. Pro iudicutura waren 200 Pfund zu zahlen, dann eine Reibe weiterer Aus- 
lagen; für den einzelnen Termin an .Vnsgaben für die Richter durchweg 10 Pf.; die ge- 
.vammteu Gericht.sko.steu betragen 311 Pf. 11 Sol. 5 Denare. Mon. patr. Cb. 1, 959. Zwei 





Der GrasihofjastitiBr. 


349 


XIX. DER GROSSHOFJUSTlTLyi. 

194. — Eine richterliche Tbätigkeit des Hofvikar ist, wie wir sahen, 
schon auf dein Kümerzuge K. Friedrichs II nicht mehr zu erweisen, 
und bei dem aufiallenden ZurUcktreten auch des Titels kaum anzunehinen, dass 
der Grund nur in dem zufälligen Fehlen von Gericlitsurkunden aus dieser Zeit 
zu suchen .sei. Dagegen finden wir den bekannten Hechtsgelehrteir Roffred 
von Benevent, welcher selbst erzählt, dass er auch bei der Kaiserkrünung 
gegenwärtig war', im Dez. 1220 beim Kaiser mit dem Titel: luri« civilis 
Professor et iinperialis et repaUs curiae magister et iude.r. Der Ausdruck 
Curiac magister scheint doch zu verbieten, in ihm einen blossen beisitzenden 
Hofnchter zu sehen, vielmehr anzudeuten, dass ihm damals die Leitung des 
llofgerichts anvertraut war. ^ Dazu würde der Kaiser sich demnach hier zuerst 
eines rechtsgelehrten Laien bedient haben, während sich in dem Ausdrucke 
itnperialis et regalis die doppelte Beziehung des Uofgerichtes zum Kaiser- 
reiche und zu Sizilien ausspricht. 

Mag es damals etwa beabsichtigt gewesen sein, ein sowohl den Verhält- 
nissen des Kaiserreiches, als des Königreiches entsprechendes llofgericht neu 
zu gestalten, so ist der Kaiser davon abgekommen. Der Kaiser hielt sich 
mehrere Jahre lang ununtiu'brochen im Königreiche auf und es deutet zunäciist 
nicht das geringste darauf hin, dass an seinem Hofe irgend eine richterliche 
Behörde bestand, welche auch über das Kaiserreich, zunächst Italien, Ge- 
richtsbarkeit gehabt hätte. Die für das Königreich bestehenden bezüglichen 
Einrichtungen würden wir unbeachtet lassen können, wenn jenes Verhältniss 
auch später dasselbe geblieben wäre. Aber das zunächst sizilLsche Obergericht 
erstreckte später seine Befugnisse auch über Italien, und zwar scheint das in 
Verbindung zu stehen einerseits mit durchgreifenden Veränderungen in der 
gesammten Verwaltung Italiens, auf welche wir später näher einzugehen haben, 
andererseits aber auch mit einer ganz wesentlichen Aenderung der bezüglichen 
Verhältnisse in Sizilien. Ein Eingehen auf diese ist daher auch durch die 
nächsten Zwecke geboten und ich werde mich demselben um so weniger ent- 
ziehen können, als ich diese Verliältnisse zum Theil wesentlich anders glaube 
auffassen zu müs.sen, als das bisher geschehen ist. 

196. — Oberstes Gericht für das Königreich war die Magna curia im- 
perialis oder regia, in der frühem Zeit Manfreds auch als regia et }>rinci- 
palls bezeichnet, der kaiserliche Grossgerichtshof. Aus dem Titel 
wird sich eine nähere Beziehung zum kaiserlichen Hütlager nicht nothwendig 
ergeben müssen. Der vieldeutige Ausdrack Curia bezieht sich allerdings in 

Deleglrte de« Raiaer« erhalten 12 II anscheinend für einen Termin und für da« Urtheil 
13 Pf., Jeder die Hslfte. Vgl. Beilage von 1211 Jan. 7. 

IM. 1, Savigay 5. 1.91. 2, Huillsrd 2, 73. 3. Der Ausdrack Magi$ler iuder 

kommt auch später einigemal vor. scheint dann aber einen obersten Stadtrichter zu be- 
zeichnen. Unter den Grosshofrichtern heisst 1223 Thomas maguter iudex, 1224 Simon de 
Tocoo Caput Tsagitter iudex und ein nicht zu den llufrichtem gehlirender iutthie Cuhinie 
uiagiiler. Huillard 2, 379. 425. 
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Italien im zwölften Jahrhunderte zunächst auf das Hoflager des Kaisers, 
welches ausserdem als Ju/o, bezeichnet wird; wird der Ausdruck fiir Personen 
gebraucht, so bezeichnet er in engerer Bedeutung nur die Räthe des Kaisers ' ; 
in weiterer alle um den Kaiser versamnielten Personen, und demnach wohl 
auch das kaiserliche (Bericht dann, wenn der Kaiser in später zu eröiteniden 
Ausnahmsfallen alle Anwesenden um das Urtheil fmg.^ Dagegen wird das 
ständige Hofgericht selbst nicht als Curia bezeichnet, wenn wir auch die Titel 
Viearius curine und ItuUees cttriae Anden; schon der Umstand, dass es da- 
neben auch Vicariuf! aulae oder inijit^ratori» heisst, beweist, dass der Titel 
nur die unmittelbare Beziehung zum Hofe oder zur Person des Kaisers be- 
zeichnen soll, wie ganz entsprechend auch die verschiedensten andern Reichs- 
beamten als Beamte imperatoris oder sacri imperii und ganz gleichbedeu- 
tend auch avriae oder auZoe imperialis bezeichnet werden. 

Nach sizilischem Sprachgebrauche dagegen bezeichnet Curia allerdings 
auch das Hoflager des Kaisers ; insbesondere aber jeden Gerichtshof, auch 
den der Provinzialbeamten und andere; curiam regere heisst ganz allge- 
mein; zu Gerichte sitzen. .Schon der Ausdruck Magna curia deutet darauf, 
dass dieser Gebrauch hier zunächst massgebend ist. Der .\usdruck Curia 
wechselt zudem hier nie mit Aula oder einem andern; er ist durchaus fest- 
stehend. Es ist zudem nicht blos von einem lu«titiarius oder von Imliee« 
magnae curiae die Rede, sondern es wird das Gericht selbst als Curia be- 
zeichnet und zwar auch dann, wenn es sich gar nicht am kaiserlichen Uoflager 
befindet. .So sagt der GrosshoQustitiar 1225 Juli: JJum — olim apud Sul- 
monatn curiam regeremus, sei ein Prozess begonnen ; cumque curia poet 
multum iempori» gpatinm pt'ocessisset Tranuut, sei die Sache bis zum Ur- 
theile fortgefUhrt; man habe aber in artig curie die Litiskontestntion nicht 
aufgefunden und desshalb an einen in Kalabrien w'eilenden Hofrichter geschrie- 
ben, der dieselbe bezeugte; deinde curia procedente Troi/am, sei da das 
Urtheil gesprochen. * Nun war aber der Kaiser fast zwei Jahre lang auf der 
Insel gewesen, ist erst 1225 .Mai wieder zu Foggia, Juni zu Troya nachzu- 
weisen; das Gericht hat demnach inzwischen in verschiedenen .Städten des 
Festlandes seinen .Sitz gehabt, die wandernde Curia ist nicht das kaiserliche 
Hoflager, sondern das Gericht. Es wird daher genauer von einem Grossge- 
richtshofe, Grossgerichte oder Grosshofe, als von einem Grosshofgerichte zu 
reden sein, da wenigstens der Titel nicht besagt, dass das Gericht seinen Sitz 
gerade am Hufe des Kaisers haben müsse. 

Ueber die Anfänge des Gerichts scheinen bestimmtere Nachrichten 
zu fehlen, ln den Assissen König Rogers wird das Grossgericht nicht erwähnt 
und wenigstens eine .Stelle dürfte bestimmter schliessen lassen, dass zu seiner 
Zeit , wenn ein solches Gericht schon bestand , die Befugnisse desselben 
lUH-h nicht in sjiäterer Weise geordnet waren. Während nämlich sowohl 
in den früheren', als in den sjiäteren* Konstitutionen K. Friedrichs II liestiinmt 

19S. — 1. Vgl. I B. s 108 n, S. 2. Vgl. ». B. § 73 n. 2. 8. Huillard 2, 4H6. 

4. Tonst. Sic. l,. 1 t. 40. HuillarJ 4. 49. .5. Tonst. I. 1 t. 38. Huill. 6, 158. 
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au$ge<tpruclieii wird, dass die Hofleute ihren Gerichtsstand nur vor dem 
Grossjustitiar, also iin Grossgeriuhte haben, wird in einem, allerdings aucli in 
die Konstitutionen Ubergegangenen Gesetze K. Uogers nur den Judiees über- 
haupt bei Sachen der Uofleute besondere HQcksichtnalune befohlen^; es scheint 
demnach ein besonderes Gericht für solche Sachen noch nicht bestanden zu 
haben. Doch reicht das Grossgericht, wenn auch nicht gerade in der spätem 
Gestaltung, jedenfalls in die normannischen Zeiten zurück. Urtheilen II. 37 zu 
Tarent drei Genannte als rfgalis rtuüae iiistijicatoiyn <ul iliriiiK'iidn nf^utia 
et iniuMtitiun dirigendaii', .so fehlt eine bestimmtere Bt'ziehuug, es mögen 
Üelegirb- des Königs sein. Auch liei einer Hofgerichtssitzung K. Wilhelms 
1155 zu Salerno deutet nichts luif Einrichtungen, welche denen des Gross- 
geru-htes entsprächen ; die lb'isitz.er sind schlechtweg als comitee et UMgiuites, 
dann als curia bezei(dinel, während die vom regalis tiotariue geschriebene 
Urkunde nicht von irgend einem zunäciist mit ri.cliterlichen Funktionen be- 
trauten Keichsbeamten, sondern vom uuipnus amuüratoi'um ainmiratus und 
vom caneellarius repis beglaubigt wird.** Üann aber findet sich 1172 zu 
Messina eine .Sitzung der magna et suprenui curia erwähnt, bei welclu-r drei 
gleichgestellte Judiees tlüitig sind**; 1173 dann auch ein JiagnaltluB de 
Monteforti et Pereico uuigne curi« magieter iusticiariue.^^ 

UM}. ■. — Nach der letzten Krwälmung geht auch das .\nit des Gross- 
hofjttstitiar, des ilagieter iagtitiariae magtuie euriae imperialis, auf 
die nonnannische Zeit zurück. Ist 1172 ein solcher nicht genannt, so wird 
das nicht gerade schliessen lassen, dass das .Amt noch nicht bestand. Auch 
später ist die Anwesenheit eines Jastitiar nii-ht gerade nothwendig, um das 
Grossgericht abzuhalten ; es sind in demselben zuweilen nur gleichgestellte 
Grosshofrichter, ludicee nutguae curiae iinperiaUs, thätig, welche sich dann 
eben so wohl des Ausdruckes Curiatn regere und ähnlicher bedienen. * Hegel 
ist al»er diwh das Vorsitzen des Justitiar. Das -Amt lässt sich denn auch 
weiter verfolgen. Zur Zeit Tankreds ist 1193 ein Magister Rusticus sao'i 
regii pulatii et magnae regiae curiae niagister iuetitiariue.^ K. Hein- 
rich AT scheint dann das .Amt schon vor seiner Krönung neu besetzt zu haben, 
da im Nov. 1194 Rainald von Mohac als dei et impei'ialie gratia eomee 
^Iriatii et potentis impmdalie curiae et eiuvi pulatii tiuigister contestahilie 
et imigister iuMitiariug urkundet*, obwohl da die Beziehung auf das Gross- 
gericht ni<-ht so bestimmt hervortritt. Bei K. Heinrich finde ich das .Anit 

0. Ass. Sic. XX.XV. ('onst, b. 3 t. 40. Huillard 4. 146. 7. Oattula Acc. 1, 254. 8, Oat- 

tuU Acc. I. 258. 9. r.regorio 2, pr. 21. 10. Gacnfalo 33. Da mir nur sehr wenige 

auuSchst für andere Zwecke gefertigte Notiten Uber das sixilische Gerichtswesen vor 
liegen, so mag immerhin die Magtm eurin bedeutend weiter turUckreichen. In Konsti- 
tutionen K. Wilhelms wird sie erwithnt; ConsC. Sic. I> 3 t. 34. 35, liuill. 4, 142; für den 
Maguifr imtiliuriut findet sich nur eine un.sichere .Stelle F.. 1 t. 58, Huill. 4, 178; denn 
wenn die Koiiktitiition auch, wie die Vergleichung mit I.. I t. 48, Huill. 4. 52 wahrschein, 
lieh macht, Ton K. Wilhelm herrührt, so fehlt uns für dieselbe doch die Kontrolle der lllte- 
sten Texte, und der Ausdruck k.lnnte splUer ingefügt sein. 

196. — 1. .So 1239. 15: Huillard 5, 313. 6, 250 i. Mongitore Trin. 8. 3. Mon- 

gitore Trin. 10. 
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weiter niclit erwähnt, wie Oberhaupt sizilische höhere Keichsbeamte ausser dem 
Kanzler und Vikar oder Legaten kaum genannt werden. Wenn er auf seinem 
letzten Zuge einen sizili.schen Grossen, den Erzbischof Angelus von Trient, 
zum Uüfrikar bestellte, so könnte dabei die Absicht initgewirkt haben, dass 
seine Thätigkeit sich auch auf das Königreich erstrecken solle. Aber zu er- 
weisen ist das nicht, alle Zeugnisse für seine richterliche Thätigkeit gehören 
Italien an.^ Unter Friedrich II be.stand das Amt jedenfalls fort; 1202 wird 
Bartorillus de Paranicio erwähnt*; 1210 werden auffallenderweise nebenein- 
ander Wilhelm de Petrecvico und Andreas de Baro als maffnae retfiae CuWac 
niafrixfri iMtiriarii genannt, von welchen dei' letztere auch als solcher unter- 
schreibt. * Während der Abwesenheit des Königs in Deutschland scheint das 
Grossgericht seinen Sitz zu Palermo gehabt zu haben, wo 1216 Stephan de 
Partenico mit demselben Titel eine Urkunde unter.schreibt. ^ ln diesen Fällen 
lässt schon der Titel die näheren Beziehungen zum Grossgerichte nicht be- 
zweifeln. 

197. — Für die spätere Gestaltung ist nun aber der bisher unbeachtet 
gebliebene Umstand nicht unwichtig, dass schon in früherer Zeit der Gross- 
hofjustitiar nicht der einzige Grossjustitiar, Magister iustitiarius*, war. Wir 
finden insbesondere einen Beamten unter dem Titel eines Grossjustitiar 
von Apulien und Terra di Lavoru. Bestand das sizilische Reich 
eigentlich aus drei Hoheitsgebieten, dem Königreiche Sizilien iro engern Sinne, 
die Insel und Kalabrien uinfa.ssend, dem Herzogthume Apulien und dem Für- 
stentluime Capua, welche vom Pabste mit drei Fahnen geliehen* und im 
königlichen Titel noch in den frühem Zeiten K. Friedrichs H unterscliieden 
wurden *, so bezieht sich jenes Amt zweifellos auf das gesammte Festland ausser 

198.-] 4. Vgl. S 186. 5. Huillard lotr. 1.39. 6. narruba 236. Vielleicht i*t Andreas 

derselbe mit Andreas lo^thefts, der 1212 mit dem Erzbifcbofe tod Bari den König nach 
Deutschland begleitet hat, Huillard 1, 233. und spAter bU 1239 mehrfach mit demselbea 
Titel erwähnt wird. Vgl. Huill. Intr. 132. 7« Mastrullo 368. 

Ifl. - 1. Winkelmano Fr. TT. 1, 368 rerdeutAcht das beim spätem Vorkommen mit 
Oherjtutitiar, ein Au.sdruck. den ich an nnd für .«ich rorziehen müchte, da dann bei diesen 
Titeln die Uebersetzung sowohl ron Mn<ma als ton Mogitter mit (irofs vermieden wird. 
Dann aber würden wir,' da bei Hofoberjuititiar eine bestimmtere Beziehung auf den Grow- 
gerlehuhof fehlt, zunäebst ah die Hofhaltung des Kaisers zu denken wäre, za dem uoge- 
schickten Titel (rro4*hof<^ryatitiar gelangen. Dagegen wird es keinem Bedenken unter* 
liegen, das entsprechende Oroeehofgroefjuslitiar in Orosikofj*t$titiar zusammenzuziehen: 
ist damit eine genügende Unterscheidung von andern Grossjustitiaren gegeben, so konnte 
der Ausdruck nach anderer Seite nur dann irreleiten, wenn am Grossgerichtsbofe noch ein 
einfacher Justitiar thätig gewesen wäre, was nicht der Fall ist. Aoeh mochte ich den von 
Winkelmann einmal eingefübrteii Ausdruck Oraahofjttstitiar^ wofür mit ihm da, wo auf 
Genauigkeit weniger ankommt, kürzend ffofjKttitiar gesagt werden mag. ohne bestimmtere 
V eranlassung nicht ändern, während mir der Gebrauch von Ober}ttrtitiar daneben doch za 
willkürlich erscheinen würde. Schreibt Ho6er ntir (hofsjuftitiart Huillard nur Ora*id 
der oder Maifre jvftidert so konnte das nur genügen, wenn es nur einen solchen gegeben 
hotte. Der rnn Raumer und Schirrmacher gebrauchte Au.sdmck (rrtmriehter wird schon 
wegen der Ivdicet mngnoe curiae zu venneideu sein. 2. Romuald. Salemit. Mon. Germ. 
19, 129. ^ Kr nennt sich rer Sidfie, dMtitue Afm/ie et prindpain* Cttfme noch 1212 

iu Deutschland, so lauge er sich rn Ronuinorum fwfteratorem eltctue nennt; mit der An- 
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Kalabrien, auf Apulien im weitem Sinne mit Capua oder Terra di Lavoro. 
Ks wird sich allmählig entwickelt haben aus dem Bedürfnisse eines mit mn- 
fassenderen Befugnissen ausgestatteten Vertreters des ineistentheils auf der 
Insel weilenden Königs in diesen entfernteren Reichstheileu. Als K. Wilhelm 
1155 vom Festlande nach Sizilien zurOckging, Oberliess er seinem Kanzler 
AppuUe amniiniglrationem; ebens<i heisst es 1156, dass der König auf die 
Insel zurflckkehrte, nachdem er den Seneschall Simon mapintrum eapitanium 
Apidif cotmtitnit \ 1167 wird vom Grafen Gilbert von Gravina gesagt: qui 
tune capilaneu« erat totius Apulie.* Um diese Zeit wird das Amt schon 
fester gestaltet gewesen sein. Denn 1167 sitzt zu Suessa ein Johann als Ma- 
gister camet'ariiis totius Apulie et tert'e lAtboris zu Gerichte®, wonach die 
später übliche örtliche Bezeichnung jenes Amtes .schon festgestanden haben 
muss, obwohl sie hier von einem andern Anrte gebraucht wird; dürfte der 
Kapitän zunächst militärische und .Strafgewalt gehabt haben, so mag ihm der 
Grosskämmerer als oberster Civilrichter und Finanzbeamter für .\pulien zur 
.Seite gestanden haben.® Kaum wird zu bezweifeln sein, dass jene Aufstellung 
von Kapitänen den Ausgang für die Entwicklung des Amtes eines Gross- 
justitiar für Apulien gegeben hat, zumal wir auch später zuweilen beide Titel 
vereinigt finden. Den Titel Gros.sjustitiar finde ich dann zuerst 1176 erwähnt, 
wo Graf Roger von Andria, tnagnus eomestabidus et magistet' iustitiarius 
toeitis Aptdis et terre Laboris, als GesandUw zu den Friedensverhandlungen 
von Venedig geschickt wird.^ Tritt 1194 in dem erwähnten Titel des Rainald 
von Muhac® die Bezieliung auf Apulien nicht hen’or, so wird es sich doch 
vielleicht auch da um dieses Amt handeln, welches durchweg von apulischen 
Grafen versehen zu sein scheint, während die Grosshofjustitiore doch wohl 
zunächst Rechtskundige Waren. Urkundlich ist weiter 1202 Graf Walter ran 
Brienne, 1206' Graf Peter von Celano Magister iustitiarius Apulie et terre 
Laboris. ® P. Innoccnz III traf dann hier 1 208 eine neue Einrichtung, indem 
er behufs Unterstützung des Königs und Erhaltung des Landfriedens die 
Grafen Peter von Celano und Richard von Fondi zu Grosskapitänen bestellte, 
bestimmend: Ut ipsi comites sint magistri capitanei, qiUbus super Hs 


luhnie des Titels Romanorum re.r eerkUnt er jenen in rex Sieilif. Vgj. HuilUrd 1, 227 ff. 
Ebenso fahrt ConsUnte den rolleren Titel nur. bis auch sie sich re^ina Romanorum nennt, 
wahrend er rom jungen Könige Heinrich noch 1216 geführt wird. Hnillnrd 1. 241. 253. 
468. 4 . Romuald. Sal. Man. Gemi. 19, 428. 429. 436. 5> Gattuln Acc. 1. 263. 

6. Noch 1202 werden iwei GrosskSmmerer für Apulien und Terra di Ijtroro genaimt 
HuilUrd I, 87. 93; rgt such 2. 365 die magitiri lecretorum. SpSter dürfte dss Amt ein- 
gegsngen sem. AUerding:« werden Magistri camernrii noch io den Ronstitationen und 
soiut ont«r Friedrich II hSufig erwibot. Aber ihr f^rtlicber WirkuogskreLs ordnet sie 
nicht neben den OrossjuKtitiar* sondern neben die Justitiare, da er nur ein Justitiarat um« 
fasst; so gibt es einen Grosskimmerer ton Abnisso, ron Boseto bis eum Faro« abo 
RoUbrien, ron Terra di Lavoro. Huillard 5, 594. 894. 930. 6, 718. Der Titel bexeirhnet 
trohl nur, dass ihm mehrere Kimmerer untergeordnet waren : wenigstens ergibt sich dos 
bestimmt für dos Justitiirat diesseits des Sobo, wo der Secretus Mestane, dem Gross* 
kimaerer glekhstehend« mehrere Kimmerer unter sich hat. Huillard 5, 880. i* Ro* 
niuald. Sal. Mon. Germ. 19. 443. 8. Vgl. $ 196 n. 3. 9. Hoill. U 92. 123. 
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otmies infetidant a Salerno usque Ceperanum, alcut a ^nari tioque ad 
mare protenditur tractM t&i're, salvo statuta repio, qta> Celanus covies 
est uuigister iustitiarius Apulie et terve 'Laboris, et saivo tnandato regio, 
quod factum est comiti Fundano decivitate Neapoli, ut sit specialis rector 
ipsiusA^ Der Titel Kapitän, den wir nur anfangs gebraucht fanden, wo das 
Amt noch katun ein ständiges war, bezeichnet auch liier sichtlich die auaser- 
ordentlichen Volhuachten ; wäre aber nach der päbstlichen Bestiiunmng zu- 
nächst nur dieser Titel beiden, der eines Grossjustitiar nur Peter zugekommen, 
so scheinen doch beide denselben Doppeltitel gebraucht zu haben; die Annalen 
von Monte Cassino sagen sogleioli bei der Erhebung : cnnstitiitis ad hoc ca- 
pitaueis et magistris iustitiariis Apuliae et terrae Faiorie comite P. et 
comite PA'; dann aber ertlieilt 1209 April 14 der KUnig Riccardo de 
Aqidüi eomiti Fundano capitaneo et magistro iustitia/rio A. et t,L. einen 
Befehl zu Gunsten des Klosters Casamari. Beide Titel finden wir auch 
später verbunden ; Bernard Geiitilis, Graf von Nereto, der nur als solcher 
bezeichnet 1216 beim Könige iu Deutschland war tmd also wahrscheinlich 
dort ernannt wurde, lieisst urkundlidi 1217 Kapitän und Grossjustitiar von 
Apulien und Ten'a di Lavoro; ebenso 122t) sein Sohn Mattheus Gentilis, 
Graf von Alesiua.'^ Auch die ROckkehr des Königs brachte da zunächst 
keine Aenderung; denn Ricliard von S. Germano meldet zu 1221: Tune 
etiaiH Thomas de Aqidtw, f actus Acerrarum conies, magister iustitiarius 
factus est Apulie et terre LaborisA* Wollen wirGewiclit dsuauf legen, dass 
hier der Titel eines Kapitän wieder fehlt, so dürfte man die Stellung des Ka- 
|)itän als durch Abwesenheit des Königs aus dem Reiche bedingt betrachtet 
haben, was spätem Erwähnungen entsprechen würde, als ein ausserordent- 
liches Amt, während das damit verbundene des Grossjustitiar sicher ein stän- 
diges war. 

198. — Bis dahin sind denuiach die auf die normannische Zeit zurück- 
gehenden ELiiichtungen, wonach es einen Grosshofjustitiar und einen Gross- 
justitiar von Apulien gab, ungeäudert geblieben. Dann aber muss eine erste 
Umgestaltung durch K. Friedrich II vorgenoiniUHi sein. Das beson- 
dere Amt des Grossjustitiar von Apulien hört auf; die Befugnisse desselben 
werden mit denen des Grosshofjustitiar vereinigt, der demgemäss’ nun aber 
auch, und mit ihm das Grossgericht, in Apulien bleibt und dem kaiserlichen 
Hofe weder nach Sizilien, noch ausserhalb^ des Königreiches folgt ; auch ein 
besonderer Kapitän für Apulien findet sich nicht mehr, wohl aber «in Capi- 
taneus regni bei Abwes-enheit des Kaisers aus dem Königreiche. 

Um die.se von den bisherigen Darstellungen abweidiende Annahme zu 
begründen, werden wir dem Aufentlialte des jetzigen Grosshofjustitiar 
Heinrich von .Morra näher nachgeheu müssen, wie das insbesondere 
durch die genauen Nachrichten des Richard von S. Germano ermöglicht wird. 


197 .—] 10. HuilUrd 1, 134; »gl. 139; aueb Rjrc«. de S. Gern. Moa. G«tn. 19, 833. 
11. Mun. Germ. 19. 319. ]2. Ungedruckt. iS. HuiUard I, 311. 493. 3. 168. 697. 

14» Mon. r;prm. 19» 340. 
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Erste Ünigestaitang tlorch K. V’rieilrieh II. Heinrich t. Morra. 3.^).^! 

Wer in der ersten Zeit nach der Rückkehr dos Kai.sers GrosshoQiistitiar war, 
ist aicbt bekannt*, und Heinrich dürfte das Amt wenigstens in seiner neuen 
Bedeatung nicht vor 1223 erimlten haben^, da ilm Richard sonst wohl sicher 
schon früher erwähnen würde; nach seiner Darsteilnng wird zu schliesseu .sein, 
dass ApaUen 1 222 noch von Thomas von Aoerra verwaltet wurde. Die erste 
Erwähnung findet sich 1223; der Kaiser war Ende 1222 von Sizilien auf das 
Festland gekommen, welches er im Mai wieder verliess. Ini April belagerte er 
Celano; dann sagt Richard; Jp»e'ae In ApHliam eonfert e.rinde in Siciliam 
reditiirH», reUeti* ftme in nianua Jf. de Morra inngiatri iuatit-iarii romi- 
tiaaa filoKaii) et fiUo eitia. Die Erhebung Heinrichs und die Neugestaltung 
des Amtes wird danach wahr.scheinlich in die ersten Monate 1223 su .setzen 
sein. Der Kaiser blieli n«n zwei Jahre in .Sizilien. Während dieser Zeit ist 
Heinrich zweifellos immer in .\p«lien gewesen, wie sich aus der Darstellung 
Richards ergibt ; er leitet dort die Rtüclisangelegenheiten. mit ihm hat 

auch da.s Grossgericht .seinen .Sitz in Apulien gehabt. Denn während Hein- 
rich bei Oesehichtsdireibern und als Zeuge einfach Grossjustitiar heis.st, nennt 
er sich in allen Gerichtsurknnden regelmässig ntagne imperialia nirle ma- 
giater iuaHHarim; als solcher führt er 1 223 Sei>tember eine ihm vom Kaiser 
überwiesene .Sache, dann 1224 Mai eine vor ihm eingebrachte Klage gegen 
den Fiskus bis zum Endurtheile, sie dann spruchreif dem Kaiser ein.sendend. * 
Werden hier sehie Beisitzer nicht genannt, so hat er bei schon erwähnbui, 
noch in .\bwe.seaheit des Kaisers gehaltenen Gerichtssitzimgen zu .Sulmona 
einen, zu Trani zwei Groshofrichter bei sich.^ Zu Foggia sind 1223 November 
drei Groashofncliter thätig und zwar, wie bemeritt wird, bei zeitweiliger Ab- 
wesenheit des HoQtistitiar im Dienste des Kaisers.^ Ueber dem ‘Grossgerichte 
stand nun allerdings noch das persönliche Gericht des Kaisers ; die grössere 
Zahl der Grosshofrichter scheint ihn nach Sizilien begleitet zu Iiabeti; mit 
diesen, aber noch andern Personen, erledigte er in schon besprochener Weise 
die vom Grossgeriehtei a4i ihn gelangenden Rechtssachen^; aber es treten da 
keine ständige Einrichtungen hervor, insbesondere kein dem Gro.sslK>QnstitiHr 
zu vergleichender Yorsitzeeder. 

Nach der Rückkehr des Kaisers sciieint dann das Grossgericht 1225 
Juli am Hoflager tu Troja gehalten zu sein, wie das Itinerar nahe legt. Doch 
mag e.s fraglich s«a, ob auch mm dann, wenn der Kaiser in Apulien «’ar, das 
Grossgericht ncthwendig dem Hofe zu folgen hatte; betont wird nie, dass das 
Gericht in .Vnweseniieit des Kois<>rs gehaltmi sei ; doch .sind freilich nnr .»ehr 
wenige GericlitsHrknnden bekannt Heisst es 1226 vom Kaiser, dass er aiM 
Apulien nach Terra di Lovoro geht und datin , nach Zurücklassimg seiner 

___ t. 

IM. - 1. Ka^ Hoiltnrii fntr. 1S9 ftchrieb Pabht Houoriu» 1221 Juni an. Graf 
Walter ron Cotrone, ina^$ter die Stadt Rieti nicht ferner zu belfi« 

atigen. Tn ihm den HoQuatitiar zu aehen« machte ducb Bedenken haben. Eher wäre an 
•tnan OrMs)oatttiBr vdM ApoUen an denken; aber daia mu.iz Thotna« achoit In den er* 
atM Monaten 12S1 ernannt «ein. 2^ Die Urk. van 1221. Haillard 2, 940, in welcher 
er berdtK dan Titel führt. i«t zweiMloi^e FMeohiiiig. 9* Huillard 2, 379. 431. 4. Vgl. 

S m n. S. Buillard 2, 433 n. 1. 6. Vgl. § 104 n. 10; auch Huillard 2. 423. 
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GeiuahJiu zi^ Salernu, r^uh uach ApuJieii zurückkehrt, ubi H. de Morra 
iiMgietrain iustitiarium capitaneum atatuit t'egni aui~, so dUrfle dieser 
wohl iiizwisuheu in Apulien zurückgeblieben sein. Im März trat der Kaiser 
dann .seinen Zug in die Lombardei an; dassUeinrich ihn dabei nicht begleitete, 
folgt schon aus der ihm verliehenen Stattlialterschafl und wird dadurch be- 
.stätigt, dass er 1226 Mai zu Capua dem Grossgerichte vorsitzt. ^ Ist in der 
Erzählung des Richard die Zeitfolge streng eingehalten, so erliess Heinrich 
nocii nach der Rückkehr des Kaisers in das Königreich zu S. Germano gegen 
Ende des Jahrs auctoritate impericdi Statuten gegen Geächtete, Spieler und 
Nachtschwärmer und gestattete dem Abte von S. Gennano die Errichtang 
eines Jahrmarktes; er scheint also in Terra dieLavoro gewesen zu sein, wäh- 
rend der Kaiser zu Foggia Hof hielt; er dürfte weiter, etwa mit Rücksicht 
auf den beabsichtigten Kreuzzug, noch Reichskapitän geblieben sein, da ihm 
sonst solche Verfügungen kamn zugestanden haben würden. Sicher war dann 
während des Aufenthaltes des Kaisers auf der Insel 1227 Heinrich auf dem 
Festlande, wie sich aus dem. Berichte Richards ergibt. Während des Kreuz- 
zuges 1228 ist dann Reinald von Spoleto Statthalter, der nicht als Kapitän, 
sondern als Balliua regni bezeichnet wird; auch der Grosshofjustitiar bHet) 
zurück und befehligte das Heer, welches 1229 März 17 von den Päbstlichen 
bei S. Germano gesclilagen wurde. 

lüi Juli 1231 war Heinrich beim Kaiser auf dem Tage zu Melfi.^ Als 
dann der Kaiser gegen Ende des Jahrs nach Oberitalien ging, begleiteten ihn 
Thomas Graf von Acerra und andere sizilische Grosse nach Ravenna, vou 
wo sie Dez. 25 entlassen wurden; Heinrich war nicht unter ihnen, da sie uns 
aus den Zeugenreihen genügend bekannt sind. Thomas, früher schon Statt- 
halter von Jerusalem, wurde nun vom Kaiser zum Capitaneua regni bestellt; 
Thomas und Heinrich scheinen das Reich während der Abwesenheit des Kai- 
sers gemeinsam verwaltet zu haben, da sie gemeinschaftliche Befehle erlassen ; 
1232 Juli finden sie sich dann bei dem rückkehrenden Kaiser zu Melfi ein.“' 
Dezember 1232 wird Heinrich au den Pabst geschickt, von wo er Januar 1233 
zurückkehrt; als dann der Kaiser im April nach Sizilien ging, blieb Heinrich 
wieder erweislich in Apulien zurück, da er im Juli zu Sulmona dem Gross- 
gerichte vorsitzt. Von Salpi in der Capitanata aus erliess dann 1234 
ükt. 28 der Kaiser einen scliriftlichen Befehl an den GrosshoQustitiar*^, aus 
dem wohl ^schlossen werden darf, dass dieser sich nicht am Hofe befand, 
obwohl der Kaiser auf dem Festlande war. Als dann der Kaiser 1235 April 
das Königreich für lauge Zeit verliess, begleiteten ihn Thomas und Heinrich 
bis Fano, kehrten von da zurück und verwalteten das Königieich in Gemein- 
schaft mit den Erzbischöfen von Palermo und Capua. Letztere dürften we- 
niger in Betracht kommen; das Verhältifiss scheint wie im J. 1232 gestaltet 


198 . — ] 7. Byec. de S. Germ. Mpn. Gern. 19, 345. Die einzige ürk. dieser Zeit, in wel- 
cher Heinrich Zeuge beim Kaiser ist, hat keinen Ort. HuUlard 2, 536. & Huillard 

2. 541 u. I. ». Huillard 3, 293. 297. 10. Ryce. de S. Germ, Idon. Germ. 19. 365. 36a 

11, Uaiiula Acc. 4, 297. 12, Uuill. 4, 494. 18, Bycc. de S. Germ. Moo. Gern. 19,373. 
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gewesen zu sein ; der Kaiser richtet seine Befehle gemeinsam an Thomas «nd 
Heinrich. Er bescheidet sic dann nach dem Berichte Richards mehrfach zu 
sich ; 1 236 Dezember reisen beide zum Kai.ser nach Deutschland und kehren 
1237 Mai zurück; im .September wird Heinrich in die Lombardei berufen, 
von wo er 1238 Januar zurückkehrt; im Juni gehen beide zum Kaiser; Hein- 
rich kommt schon im August zurück, während Thomas in der Lombardei 
bleibt. Dann wird Heinrich 1 239 August nochmals an den kaiserlichen Hof 
berufen, an welchem er nun verbleibt; und damit tritt eine Aenderung in 
seiner Stellung ein, auf die wir späjter zurückkommen. 

Die gegebenen Nachwei.se reichen zweifellos hin, um uns zu dem .Schlüsse 
zu berechtigen, dass das Amt des Grosshofjustitiar bis 1239 in keinerlei 
näherer Beziehung zum kaiserlichen Hofe steht. Nie ist der Grosshofjustitiar 
ausserhalb des Königreichs ständig am Hofe; nie folgt er, so weit unsere 
Nachrichten reichen, dem Kaiser auch nur nach .Sizilien; es scheint selbst 
zweifelhaft zu sein, ob er seinen regehnässigen Aufenthalt am Hufe hatte, 
wenn dieser in Apulien selbst war. Das gilt denn auch für das Grussgericht. 
.Seine Funktionen sind übrigens keineswegs nur richterliche ; er ist ständiger 
.Statthalter von Apulien. - 

199. — Es legt das die Frage nahe, ob es neben ihm einen Gross- 
Justitiar von Sizilien gab, da doch auch dort bei längerer Abwesenheit 
des Kaisers das Bedürfniss eines Statthalters vorliegen konnte. Aus früherer 
^it wüsste ich da nur anzuführen, dass Wilhelm Cappärone sich 1203 re^n 
t'ustodem et nM^htrum cffpitaneiim Siciliae geuannt haben soll ', was viel- 
leicht schliessen lässt, dass ein solcher Titel im Gegensätze zu den Kapitänen 
oder Groasjustitiaren Apuliens auch sonst in Gebrauch war. Für unsere Zeit 
i.st nur zu erw'ähnen die Nachricht der sizilischen Annalen, wonach der Kaiser 
Ende 1231 oder 1232 misii ipsaa eonstitationes suas per totum repnum et 
in Siciliam per domnum Kiecardum de Montenipro, qui erat mapisler 
iusticiariiu Sicilie; Wegen einer Empörung, welche der Kaiser 1233 unter- 
drückte, flüchtete sich dann der Mapiater iustidariua.'^ Da der Kaiser seit 
1227 nicht auf der Insel war, so hat es nichts unwahrscheinliches, dass Richard 
damals dort Statthalter mit au.sgedehiiteren Vollmachten, war; und e.s ist 
inögiicfa, dass dort auch sonst Grossjustitiare, bestellt werden, da wir über die 
dortigen Beamten so dürftig unterrichtet sind. 

200. — Die bisher gewonnenen Ergebnisse stehen nun freilich in Wider- 
spruch mit der gewülmliehen Annahme, dass der GrosshoQustitiar dem Hofe 
zu folgen hat, wie das in einer Konstitution ausdrücklich gesagt ist. .Aber 
diese Konstitution, auf die wir znrückkommen, gehört einer spätem Zeit an ; 
es kann sich zunächst nur um die Frage handeln nach dem Verhältnisse zu 

14. Boillard 3. 913. 

IM. - 1. GesU Inno«, c. 36. 2. Mon. Germ. 19, 497. Die in den Ann. Sic. 

befindlichen Jnbre nnch Cbristux aiod renoboben: dagegen stimmt die Angabe der ln> 
diktionen dnridnreg mit den sonstigen Nachrichten^ da« Werk ist überhaupt nach In- 
dikridnsjahren geordnet, da sehr gewAbnlich die firslblnng sv den einseln^n Jahren mit 
den letzten Monaten de.s Jahres beginnt. 
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den Bpstimnuingen der altern sizilisehcu Konstitutionen, 
welche ror 1 239 vorhanden waren. Es kommt da, da einige erweislich später 
erlassene Konstitutionen unsern Gegenstand nicht berühren, nur die 1231 zu 
Melfi veröffentlichte Redaktion in Betracht, welche uns jetzt nach ihrem ur- 
sfwQnglichen Bestände und ihren ursprünglicken Lesarten genau. bekannt ist*;’ 
eine Vergleichung mit der spätem Redaktion ergibt, dass in diese nkAt allein 
die neuern Konstitutionen eingeschoben sind, sondern nicht selten diesen ent- 
sprechend auch der Text älterer KonstiUtionen geändert ist. 

In den bezüglichen .Stellen der Konstitutionen von Melfi ^ scheint mir 
nun nichts jenem Ergebnisse zu widersprechen. Bedenken erregen könnte nur 
die Bestimmung, dass die .Sachen der Hofleute, a nottra curia lUtcedcr« 
— non poMunt, mögen sie Kläger oder Beklagte sein, magxater iug^tiariHs 
civaminet et decidat ; giii etiam preivpativa gpeetah letantur, ut Ulic ad- 
|^er»arios »itoa — valeant erocare. Es läge allerdings die Annahme nahe, 
dass es sich da nicht allein um den bevorzugten Gerichtsstand vor dem Qross- 
gerichte überhaupt handle, sondern, um die Beqoemlicfakeit, ihre Sachen am 
Hofe selbst erletligen zu können; ziunal auch das iOie sich immerhin auf den 
Grossjustitiar beziehen kann, die Beziehung auf nostra curia, unter der hier 
nur das Hoflager selbst verstanden werden kann, aber doch näher liegt Aber 
dem griechischen Texte gemäss scheint es statt illic ursprünglich ad mapnatn 
ruriam geheissen zu haben; die Aendenmg in einer ZeiL wo das Grossgeiicht 
wirklich zu einem Hufgeriulite geworden w»r, liesse- sich eher für unsere An- 
imhine verwerthen; and der Gerichtsstand der Hufleute vor einem höhem 
ständigen Gericlite, w«m dieses auch nicht immer am Hofe war, hat doch an 
und für sich nichts üuwahrscheinliches, zumal weun wir bedenken, dass neben 
dem Grossgerichte ein ständiges Hofgericht ni<!ht bestand, demnach solche 
.Sacheu, .sollten sie nberltaupt immer am Hofe erledigt werden, in erster Instanz 
an die Person des Kaisers hätten gebraoht werden müssen. 

Eine andere Bestiminnng diirfle unser Ergebniss besdmmt bestätigen ; 
-ippellaUoneg etiatn et conaultalionei» in/erioram iiulioum, qm ad noatri 
nUMÜHÜ aadientiam de/eruntur, thtm fiobUcatn in noelre curia comoto- 
ratur, pro iariadietione aua auecipial audiendao et fine debito tertninan- 
da». Da scheint doch aufs bestimmteste vorgesehen, dass der Grosahof Justitiar 
nicht immer am Hofe des Kaisers ist. Und auf dasselbe dürfte schliessen 
lassen die Bestimmung, dass die Gerichtsbarkeit des Ortsjustitiar aufbören 

aoo. - 1 . In diener Uichuing li«t »ith ewetftllo« HuUUrd ein Ubereiu |^«6es 
Wrdienüt erworben. Dagegen niu&.s ich der toq Wiukelmann Friedr. 11. 1« 348 erhobenen 
Klage über die Tarsuchte chronologische .Anordnung zu.stimmen. Es ist mir bei diesen 
Untertiucbungcn überaus hinderlich gewesen, da.ss ich nur den Text Huillards dauernd 
zur Hand hatte, wibrend in allen bisherigen Arbeiten nach ( «rcani citirt ist und zwar 
nach Zahlen der Bücher und Titel, während Huillard 4, 255 nur eine ZasammensbeUtn|| 
naeh den Anfangswoiten gibt, sn dass, um ehk Altere« Citat io seiner Ausgabe auftu- 
tindbii, es nOtbig sein wurde, snerst die Anfang» werte de« Titels bei Carcaai aofeii* 
vuefacD. Um die Ausgabe ulme Zoniebung tob Carewii benutzen sn künneh, #ürie eine 
Tabelle nethig sein, wckhc der ZAbhing bei Carcani folgend für jeden Titel die 8eiiem 
zahl de» Werkes Huillards angAbe. 2« Tonst. Sic. 1* 1 t. 4fh 41. Hnill. 4. 41). 5Ü. 
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•■ioll, wenn der Grossjustitiar civitatcm qmmlibel vd locion »na nobisciim 
intrm'frif, qtwusquf in eoilem loco nuigioter imtitiarina ipae una ciim 
iudicibHS noatri» ciiriam noatrani tenucrit. Die Worte lina nobiacinn sind 
mindestens überflnssig, wenn er ohnehin immer am Hofe ist, und sind denn 
auch hn spätem Texte fortgelassen. 

Nach den frühem Angaben gab es, wemi nicht auch sonst, wenigstens 
zur Zeit des Erlasses der Konstitutionen von MeW wahrscheinlich zwei Gross- 
jnstitiare, einen Tür Apnliai, einen Rlr .Sizilien, von welchen der erste zugleich 
Grosshotjustitiar war. Möglicherweise könnte sich darauf der Ausdruck be- 
ziehen, dass’ der GrosshoQustitiar die Appellationen pro üiriadictione auct 
erledigen solle, obwohl es doch sehr fraglich ist, ob damit ein Jurisdiktions- 
gebiet bezeichnet werden sollte. Eher Hesse sich darauf hinweisen, dass auch 
in den alten Konstitutionen zwar da, wo die Beziehung auf den Grosshof- 
justitiar sicher ist, nur vom Magiater iuatitiariua die 'Rede ist, oder auch 
vom Mngiater iuatitiariua magne curie noatre\ was überflüssig erscheinen 
könnte, wenn es nur einen Orossjustitiar gab ; dass dagegen auch mehrfach 
Magiafri iuatitiarii genannt werden'*, was vereinzelt im spätem Te.xte in 
Magiater iuatitiariua geändert ist*; dodi dürfte nicht zu viel Gewicht darauf 
zu legen sein, da auch wohl umgekehrt die Einzahl des alten Textes später in 
die Mehrzahl geändert ist.* Zudem könnte sich die Mehrzahl auch auf die 
frühesten Zeiten K. Friedrichs beziehen, wo es neben dem Grosshofjostitiar 
einen besondem Grossjustitiar für .^tpulien gab ; die Entstehungszeit der Ge- 
setze ist uns grossentheils nicht genauer bekannt und wenigstens in einem 
Falle handelt es sich nicht um den Zustand zur Zeit des Tages von Melfi, 
sondern es wird die olim a tnagiatria iuatitiariia eel camerariia geschehene 
Ernennung von Richtern und Notaren abgeschafFt.” Das so dürftig bezeugte 
Bestehen eines Grossjustitiar von .Sizilien würde danach mit den Konstitu- 
tionen zwar ganz wohl vereinbar sein, sich aber durch dieselben doch auch 
nicht bestimmter begründen lassen. 

9M. — In den Jahren 1239 und 1240 erfolgte nun eine zweite Um- 
gestaltung durch R. Friedrich II. Das Grossgericht wird jetzt zu 
einem Ilof^erichte, welches dem Kaiser innerhalb und ausserhalb des König- 
reiches folgt; für das Königreich werden zwei Grossjustitiare bestellt; das 
Gmssgericht aber bleibt nicht blos höhere Instanz für das Königreich, son- 
dern seine Kompetenz wird auch auf das Kaiserreich, zunächst Italien, aus- 
gedehnt. 

Die ersten t>]inren eines ständigen (ferichtes am kaiserlichen 
Hofe, welches wir als Vorstufe für jem* L’nigestaltung zu betrachten haben, 
reichen nicht über das Ende dus.l. 1238 zurück. Es mögen auch schon früher 


9. Const. L. 1 t. 40. I* 2 t. 5 22; Huill. 4, 49. 79. 94. 4. L. I t. 79. 81 ; Huill. 4. 34. 

.58. .5, I,. 1 t. 48; Buill. 4. 49 n. a. 8, .So L. 1 t. 40: Huill 4, 50 n. a. c., wo sich 

aanehiaea Knae. man habe den Text mH der Be.stellung mehrerer Orossjustldare 1240 in 
Uebereiaorimmang bringen woüen, wenn es sich nicht gerade um die Gerichtsbarkeit über 
Hofleute handelte, wciclie auch seit 1240 nur dem GrosshoQustitiar instand. 7t Io 1 t. 79; 
HuiH. 4. 34. 
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einzelne Grosshufrichter den Kaiser ausserhalb des Königreichs begleitet haben, 
zumal einzelne derselben vun ihm vorzugsireise in Staatsgeschäften verwiuidt 
wurden ; er mag dann auch srzilische Rechtssachen, welche dort an ihn per- 
sönlich gebracht wurden, mit ihnen erledigt haben, obwohl mir ein Beispiel 
nicht bekannt ist und es wahrscheinlich sein dürfte, dass für die Zeit seiner 
' Abwesenheit aus dem Königreiche der Capitaneus regni inappellabel war und 
die ausgedehnteren Vollmachten der Legaten für Italien hatte, wodurch das 
persönliche Eingreifen des Kaisers meistens unnöthig wurde. Jedenfalls fehlt 
jeder Anhalt Pilr die Annahme, dass in solchen Fällen schon früher am Hofe 
ständige Einrichtungen zur Erledigung sizilischer Sachen, welche zur Kompe- 
tenz des Grossgerichtes gehörten, bestanden; es wird da nur vom persönlichen 
Gerichte des Kaisers oder der von ihm für den Einzelfall Delegirten oder 
Mandirten die Rede sein können. 

Die lange Abwesenhoit des Kaisers aus dem Königreiche seit 1235 wird 
da.s Bedörfniss eines ständigen Gerichtes am Hofe selbst bestimmter haben 
hervortreten lassen ; auch das Bestehen einer entsprechenden Einrichtung in 
Deutschland seit der Einführung des deutschen HoQustitiar 1235 mag da 
Einfluss geübt haben. ' Wir haben nun eine Gerichtsurkunde von 1239 April 25, 
in welcher es heisst: Dum. ego Jt. d« Petrastui-mina, magne et imperialia 
etirie iudese, olim apud Cremonam curiam regerem, mandatum ab impa~ 
riali parte recepi, über ein Lehen zu untersuchen, welches nach einer an den 
Kaiser gelangten Denunziation dem Fiskus unrechtmässiger Weise von den 
jetzigen Besitzern vorenthalteu werde. Die.se waren selbst in curia; da aber 
die Sache in Lombardie partibus nicht wohl klar zu stellen war, wird der 
Justitiar der Abruzzen vom Kaiser beauftragt, sie au Ort und Stelle zu unter- 
suchen. Als dieser dann das Ergebniss ad imperialem curiam deatinaaaet 
apud Paduam, kommt die Sache vor dem Grusshofrichter zur weitem Ver- 
handlung, der dann diligmti conailio habito cum baronibtu et aliia probia 
viris die Beklagten zur Herausgabe venirtheilt.^ 

Dabei ist nun manches auffallend bei Vergleichung mit dem bisherigen 
Zustande. Zunächst wäre hinzuweisen auf den abweichenden Titel magne et 
imperialia Curie iudex statt des sonst feststehenden tnagne imperialia curie ; 
will man darauf Gewicht legen, so könnte das einen Richter des Grossgerichts 
und des kaiserlichen Hofes bezeichnen. Roger von Petrasturmma ist früher 

2#1. - 1. Wenn Winkelmann Kriodr. II. 1, 476 den deutschen HoQostitiar dem 
Grob9hof3uütiiiar wesentlich glerehxtellt, so ist es wohl richtig, wenn Fr*nkHn Reichs^ 
hofg. 1, 69 des nicht billigt. Schon an und für sich musste das ganz abweichende Ver* 
fahren im deutschen Gerichte wesentliche Verschiedenheiten bedingen. Auch in Einaeln* 
beiten Hnden sieb Unter.schiede; der Vorbehalt der Aechtung für den Kaiser ist dem 
sizilischen Rechte fremd; rgl. § 114. Wird Gewicht gelegt auf das ständige Verbleiben 
am Hofe, so würde da die deutsche Einrichtung den Ausgang bilden, ümgekehrt wird 
in einselnem wieder die sizilische die deutsche beeinflusst haben. So sicher bei der Auf- 
nahme des normannisch-bizUüchen Titels Justitiar. Und eine grossere Annäherung an 
«las sizilische Grosigericht wenigstens gegenüber dem früheren italieniscben Hofgerichte 
zeigt sich insbesondere darin, dass der Hofjustitiar auch SirafgerrchUbarkeit batte und 
demnach, wie das beim Notar ausdrücklich gefordert ist, laie war. 2* Huillard 5, 313. 


Digilized by Google 



Wiedennfioge eines sclndigen rHofgehcfates. 


361 


als Gros>lM)frioht(>r nicht iiachzuweiseii. Wurden die Gros.shütnchter Peter von 
Vinea und Thadeus von .Suessa, welche 1 238 gleichfalls beim Kaiser waren, 
wohl zuDüchst in allgeraeinen Reichsangelegenheiten verwandt, so erscheint 
Roger am Hofe vorzQglich mit den Verwaltungssachen des Königreichs be- 
schäftigt gewesen zu sein ^ ; er kommt auch später nie mehr als Grosshofrichter 
vor, und es hat daher nichts Unwahrscheinliches, dass ihm der Kaiser damals 
die ausserordentliche Stellung eines ständigen Hofriohter angewiesen hatte, um 
dem sich am Hofe fühlbar machenden Bedürfnisse abzuhelfen. Dass es sich 
um eine ständige Stellung handelt, möchte aus dem Ausdrucke euriam rerferf, 
überhaupt daraus zu schliessen sein, dass die Urkunde sich ganz in den am 
(irossgerichte üblichen Formen bewegt; wenn früher Grosshofrichter am Hofe, 
in Einzelauftrag des Kaisers entscheiden*, sind die Formen durchaus andere, 
ist insbesondere vom euriam repere nicht die Rede; Roger scheint regel- 
mässig am Hofe zu Gerichte zu sitzen und ihm in dieser Eigenschaft die Ein- 
■zelsache überwiesen zu sein, welche nach den ältern Konstitutionen wohl zur 
Kompetenz des Gros.-igerichtes gehörte.^ Da der Kaiser zuletzt 1238 November 
und Dezember zu Cremona war, würden die.se Einrichtungen also jedenfalls 
bis dahin zurückreichen. 

Doch war Roger nicht allein am Hofe als Richter thätig. Zu Padua, wo 
damals das Huflager war, verweisen 1239 Febmar 15 die Grosshofrichter 
Roflfrid von S. Germano und Lorenz von Parma Ansprüche der von Vereelli 
zu wiederholter Untersuchung an den kaiserlichen Kapitän von Ivrea. ^ Roffrid 
war schon lange Grosshofrichter und schon früher beim Kaiser in Oberitalien, 
da er 1238 Mai von demselben als Bote nach Genua gesandt wurde. ^ Lorenz, 
den ich sonst nie genannt finde, ist unter allen mir bekannten Grosshofrichtem 
der einzige Nichtsizilianer. Und wohl nicht ohne Zusammenhang damit ist 
auch die Sache meines Wissens die erste nichtsizilische , über welche von 
Grosshofrichtem entschieden wird. 

Nach diesen Haltpunkten dürfte es sich damals noch in keiner Weise um 
eine Umgestaltung des Grossgerichtes gehandelt haben, sondern um die Be- 
stellung eines davon unabhängigen Hofgerichtes, weldies dem Hufe folgend 
über die dort angebrachten Sachen aus dem Kaiserreiche, wie aus dein König- 
reiche entschied, welches besetzt scheint mit Richtern, welche wohl zum Theil 
ftir diesen Zweck neuemannt und nicht ausschliesslich Sizilianer waren. Heissen 
auch diese Grusshofrichter, so wird das nicht gerade eine nähere Beziehung 
zum Grossgerichte erweisen müssen ; der Titel, wenn auch von diesem aus- 
gehend, scheint überhaupt Rechtskundigen im Dienste des Kaisers verliehen 
zu sein, wenn dieselben auch gar nicht oder doch nicht vorzugsweise im 
Grossgerichte verwandt wurden. 

202. — Es scheinen das vorläufige Einrichtungen gewesen zu sein, statt 
deren dann später die Umgestaltung des Grossgerichtes zum Hof- 
gerichte eintrat. Dafür wird entscheidend gewesen sein die schon erwähnte 

3. Vgl. HuiUard 5. 449. 479. 529. 333. t>29 u:,«. 4, Vgl. S 164 n. 10. ä. Coiut. Sic. 

L. I t. 40; HuiU. 4, 49. 6. Mandelli 1, 204 eitr. 7. HnUL 5, 206. 
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Berufung des Grosshofjustitmr zum Kaiser im An(fust 1239. Die durchgrei- 
fenden Aenderungen der Verwaltung Italiens, welche wir später genaner dar- 
legen werden, hatten 1239 Juli 25 durch die Emenmmg K. Enzio's zum 
Generallegaten mit beschränkteren Vollmachten iluen Abschluss erhalten, 
lleim-ich von Mona bleibt jetzt am Hofe, wo mit seinein Rathe die Neuge- 
staltung des Gerichtswesens vorbereitet sein wird. Wird 1239 0kt 13 ein 
Befehl für die verschiedenen Beamten des Königreichs auch an ihn ausgefertigt 
mit dem Bemerken, dass ihm zur Ausführung ein Tennin bewilligt sei mends 
unittg post reditum siium in repniim, quia preseru erat in ruria^, so liesse 
sich daraus vielleicht schliessen, dass damals bestimmte Beschlüsse noch nicht 
gefasst waren, insbesondere noch nicht feststand, dass der GrosshoQustitiar 
inuner am Hofe verbleiben solle. Doch geschah das schon jetzt, ohne dass wir 
freilich bestimmtere Zeugnisse hätten, dass er damals am Hofe dem Gerichte 
vorsass. Er war nodi beim Kaiser, als dieser 1240 März 18 die Gränze des 
Königreichs erreichte; von da erst sandte er ihn mit lombardischen Truppen 
nach Foggia voraus.^ 

Der Kaiser blieb bis zum Juni im Königreiche imd in diese Zeit fällt nun 
die Ausarbeitung der neuen sizilischen Konstitutionen, durch welche 
insbesondere auch die Verhältnisse des Grossgericlites neu geregelt wurden ; 
veröffentlicht werden sie vielleicht erst nach seinem Wiederabruge sein. Der 
Kaiser selbst sagt ganz ausdrücklich in der Vorrede derselben, schön seit seiner 
Kaiserkrönung sei er um die Besserung der Gesetze bemüht gewesen : Sicque 
niiperrime diehns istis, dum ah expeditione IJpurum ad repnum nostrum 
Sieilie qiiieti« auram reniremiis aasnmere, lieet brevem, istiu« etiam tno- 
dici temporis epatium dare noluinius ad requiem, quin etiam preterita 
niteremur abtentie nontre tempore dispendia commissa corripere et »n fu- 
turum de statu paeijieo nostivriim ßdelium eopitare.^ Die Erwähnung eines 
kurzen, auf den lumbai'dischen Feldzug folgenden Aufenthaltes im Königreiche 
lässt über die Entstehung iin Frühjahre 1 240 an und für sich keinen Zweifel ; 
und auch ohne solche Angabe würden wir darauf schKessen müssen aus dem 
engsten Zusammenhänge, in welchem die erweislich in den Mai 1 240 lallenden, 
später zu erörternden Neugestaltungen im Königreiche zu diesen Konstitutionen 
stehen. * 


202. — 1. Huillard 3, 444. 2. lluillard 3, 833. Der AuKstellort Arrone liegt noch 

ausserhalb des Knuigreiefn Sstlich von Temi; Mirz 19 Stand der Kaiser schon za Antro- 
doeo. S. l'onst. fiie. L. I t. 38; Moillord 6, 137. 4» Allerdings wurde bisher, ins- 

besondere oueh Ton Huillard und Winkelnann, der Erlass der neuen Konstitacionan zu 
Grosseto Anfang 1244 angenommen. Den Haltpunkt dafür gibt die Angabe des Richard 
▼on S. Germano zu 1243: inde (rrogtetum se eottUdit, uhi qwuditm edidU sanetiones 
rnniru iudieri. iidvoeatot et notariot, (juae per lotinn repnum publieari prectpit et leita- 
eiter ebeervuri, quarum ftufwm teile eet: SieM veUrm» eiuetoriteUe detreUkitier. Mon. 
Germ. 19, 384. Dem entsprechend beginnen die neuen Konstitutionen allerdings mit: 
yihil veterum priueifetm uuetnriteite detriihi>n\n. Es srird kein Gewicht darauf zu legen 
sein, dass die Uebereinstimmung keine ganz genaue ist; denn es ist uns keine andere 
Konstitncion mit entspreehendem Eingänge bekannt: nnd srenn auch nicht unwahrsehefn- 
lieb wUre, dass man bei Einreibang nener Koustitutionen in den Text des Gesetzbnebes 


Digitized by Google 


Umge!>tiiUung des (irossgeriebls lum Uurgprirhtc. ITrue Konstiiutiouen. 3(33 

Als nächsten Zweck der neuen Crcsetzgebung gibt mm der Kaiser selbst 
die Regelung der Hofgerichtsbarkeit an, indem er fortflihrt: Et ut stvuruinm 
ordinem »ingula traetm'emM, eirrienogire proritlimus ordinäre iugtiiiam, 
a qua, vehut a fönte rividi, per regnum tmdiqae nonna iiietitie derivetiir. 
Vor allem wird mm bestimmt, dass das Grossgericht seinen Sitz am Hofe 
haben soll: Statuimne nt magne au'ie noeire magieter institiarine nobie- 
cnm in curia commoretur, cui quatuor indice» volnnme aseiderr. Zur 
Kompetenz des Grosshofjustitiar soll gehören die Gerichtsbarkeit Aber imnra- 
trikulirte I/ehen und Sachen der HoUeute, wie das schon in den alten Konsti- 
tutionen erwähnt war. Dann die an den Hof gebrachten Appellationen nicht 
blos ron ordentlichen, sondern auch von delegirten Richteni des Kaisers, wobei 
die erwähnte beschränkende Bestimmung der alten Konstitutionen* jetzt na- 
törKch entfiel. Weiter, was in diesen noch nicht erwähnt ist, Hochverraths- 
saohen und, in der .Auffassung des römischen Reclits, Klagen mitleidswttrdigef 
Personen. Er hat die Konsultationen niederer Richter zu beantworten, hat in 
angegebener Weise Klagen über verweigerte und verzögerte Justiz 'ZU erle- 
digen, ü()erhau[>t die niedeni Richter zu überwachen. .Alle Bittschriften sind 
zunächst ihm einzureichen und nach Befund zu erledigen oder an den Kaiser 
zu verweisen. Nor Ober geringere Fiskalsachen kann er selbst entscheiden; 

et«« ganz allgemein gehaltene EIngtnge tongelaasen hatte, so vird doch kaum aniu- 
nefamen sein, data man zweimal so übereinstimmende Eingangsworte gewählt und damit 
Verwechzlimgeii nahe gelegt hatte. Wir werden ein Versehen Richards aonehmen müssen. 
KshoB das ist sehr euffallend, dass er tod dem Hauptinhalte der neuen Konstitutienee. 
den Bestimmungen über das (trossgericht ganz schweigt, nur tou Bestimmungen gegen 
Richter, Notare und Adrokaten spricht. Solche kSnnen dieselben allerdings auch ent- 
halten haben, da wir nicht genau wissen, was alles zu der mit .VtAt/ vflerum beginnen- 
den (sezetzgebnng gehnrt: und es w.ire raBglich, dass Richard nnr einen Theil des In- 
haltes beransgegriireii bitte. Dann aber bitten wir nur einen neuen Beweis für die 
Entstehung im J. r.MO; denn 1240 Mai 5 wird den Rapitlnen befühlen, für Aufrecht- 
haltung der mtjjer in atria nottrn erlassenen Gesetze über Richter. Notare, .\erzte und 
.kdrokaten zu sorgen, Huillard 6, 974: es dürften rielleicht I t. 73. 74. 75. 85. Huillartf 
4, 202 W. gemeint sein. MSgllch ist freilich, dass auch spiter noch Konstitutionen über 
denselben Gegenstand erfolgten, die dann immerhin 1244 zu Grosseto erlassen .sein m«gen. ' 
Keinenfalls aber die Konstitution Sihil reterum und was sich ihr nnmittelbar anschliesst .■ 
die in ihr selbst gegebenen Zeitbestimmungen müssen da entscheidend sein; und würde dio 
.kngabe eines Aufenthaltes im KBnlgreiehe die VerBfffentllehnng zn Grosseto allenfalls zu- 
lassen. da der Kaiser tm 8ominer 1 243 einige Beit iiri Königreiche war. so ist dieselbe ' 
dnieb die Erwthnung des Feldznges in ObeHtalien bestimmt ausgeschlossen. MOglkh wlre 
aneh, dass 1244 zn Grosseto eine noehmaltge Publikation erfolgte, bei welcher etwa neue 
Besthnmnngen hinzngefflgt worden; et wlre dann zu denken an die zweiten Absitze ton' 
L. I e. 39. 42, Uuill. 3. 160. 161. welche, obwohl diese Konstitutionen ■ überhanpl denen 
TOW MeM gegdnttber neue sind, noch besonden mit .Yocu enrnütutio bezeichnet sind, arelche 
auch dadurch zu den andern Stücken in einem gesrissen Gegensätze stehen, dass nur in 
ihnen too einer Kompetenz für das Tmperium die Rede ist, in den andern Jede bezügliche 
.indeutung fehlt, es insbesondere in dieser Richtung anflallen kann, dass im Schlusssätze 
der EinieitaBg das Uofgerichc nur als Quelle der Gerechtigkeit füll da« Rgffrmm bezeichnet 
wird. Attfrallen müsste daun aber wieder, dass Bestimmungen über das Amt des Grosshof- 
justitiar gerade 1244 srerBIfentiieht sein sollten, srlbrend das Amt selbst ron 1242 bis 1246 
nicht besetzt war. 3. Vgl. $ 200. 


Digitized by Google 



364 


Der Groiithofjustiiiar. 


wegen grösserer hat er den Kaiser *u konsultiren, wie eiin> solche Konsulta- 
tion auch sonst mehrfach vorgesehen ist.^ 

203. — Wurde das Grossgericht zu einem Hofgericbte, hatte es danach 
voraussichtlich nur noch zeitweise seinen Sitz iin Königreiche, so stimmt damits 
dass gleichzeitig Vorsorge getroffen wurde gegen die sich daraus ergebende 
Erschwerung der Rechtspflege im Königreiche ; es geschah das dadurch, dass 
für dieses zwei Kapitäne und Grossjustitiare mit entsprechenden 
Befugnissen aufgestellt wurden. ' Richard von S. Germano erzählt zum Oktober 
1239: quidatu Atidreas de Cifola a porta Roeeti iieqite ad ßnes regtU 
per imperatorem capitaneue conetitiätur."^ Dieser findet sich denn auch 
urkundlich von 1239 Okt 5 bis 1240 Mai 3 häufig erwähnt als Capitaneue 
a porta Hoseti ueque ad ßnee regni oder uequeTrontum oder uequeTron- 
tum ad ßnee regtU.^ Es handelt sich da zunächst nur um da^ Wiederauf- 
nehmen alter Einrichtungen ; den Titel Kapitän fanden wir auch früher ' für 
■Statthalter des abwesenden Kaisers gebraucht; die örtliche Bezeichnung, vom 
Passe Rosetu, auf der Gränze Kalabriens und der Basilicata, bis zum Tronto 
oder der Reichsgränze , entspricht dem fHiher für denselben Amtssprengel 
üblichen Ausdrucke Apulien und Terra di Lavoro. Für Sizilien mit Kalabrien 
ist damals ein entsprechender Beamter noch nicht ernannt, da wir ihn sonst 
sicher im Regestum erwähnt fanden ; insbesondere ist der spätere Kapitän, 
Roger de Amicis, noch 1240 April 29 nur noch Justitiar Siziliens jenseits des 
■Salso.'* 

Dann aber bestellt der Kaiser 1240 Mai 3 den Andreas als Capitaneuin 
et magietrum hietitiarium a porta Roeeti ueque ad ßnee regni und glmch- 
zeitig den Roger de Amicis unter demselben Titel für den Bezirk a porta 
Roeeti ueque Farum et per lotam Siciliam. Auch da sind Titel und Ab- 
gränzung der Bezirke nicht neu; wenigstens für Apulien, fanden wir auch 
früher schon den Titel eines Kapitän und Grossjustitiar. ’ An demselben Tage 


3D2. — ] & Const. Sie. L 1 t 38. 39. 40. 42; HuilUrd 6. 158. Ueber BefügnUse und Ge- 
■cbaftebelundluog des Grougerichts würde sich noch maDches Genauere aus andern An- 
gaben der Konstitutionen und dem sonstigen Material gewinnen lassen ; ein weiteres Bin- 
gehen darauf liegt unsem sonstigen Zwecken au fern, da wir zu HUckschlüssen auf das 
frühere italienische Hofgericht doch nicht berechtigt sein würden. 

a#3. - 1. Es ist das Verdienst Winkelmanns, darauf suerst in seiner Schrift De 
regni Siculi admtnistratione S. 43 aufmerksam gemacht tu haben; ist ihm der Zusammen- 
hang mit einer Umgestaltung des Gnssgeriohtes entgangen, wohl ronüglich wegen des 
Festhaltens an der S 202 n. 4 besprochenen Angabe des Richard von S. Germano, so 
waren es doch zunlchst seine bezüglichen Bemerkungen, welche mich, nachdem ich mich 
früher hetielfs des Grossgerichtes auf die Untersuchung der Kompetent für Italien be- 
scbrZnkte, noch bei der letzten Ueberarbeitung auf die Untersuchung der auch dafür wil- 
ligen Frage führten, ob denn das Grossgericht immer ein Hofgericht gewesen sei. Eia 
grosser Theil des Bandes war damals schon gedruckt, wodurch sich erklärt, wenn ich selbst 
$114 und Tielleicht noch an andern Stellen Ausdrücke anwende, welche nach dem Ergeb- 
nisse dieser Untersuchung nicht genau sind. 8. Mon. Germ. 19. 378. S. HuUlard 
5, 411. 420-947. 4 « Huillard 5, 930. Nennen die Ann. Siculi, Mon. Germ. 19, 497, ihn 

schon zu 1238 Kapitän, so ist zu beachten, dass in ihnen die ganze Chronologie rerschoben 
ist; das unter 12.38 Erzälilte gehnrt tu 1240, womit Ind. 13 stimmt. ö. Vgl. $ 197. 
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ifit an beide dann noch eine Instruktion erlassen, in der sie angewiesen werden, 
zur Erleichterung der Unterthanen Klagen gegen den Fiskus anzuuehinen, die 
Sachen zu untersuchen und spruchreif an den Kaiser einzusenden ; nur Sachen, 
welche grosse Lehen betreffen, sind dem GrosshoQustitiar durchaus Vor- 
behalten. ® ' 

Dabei handelt es sich nur um einzelne Befugnisse. Ihre .Stellung im all- 
gemeinen lernen wir kennen ans einer eigenen von ihnen handelnden Konsti- 
tution. • Schliesst sich diese im spätem Texte des Gesetzbuches nnmittell>ar 
an die neuen Konstitutionen über den GrosshoQustitiar an, sind diese, wie wir 
sahen, um dieselbe Zeit entstanden, wo jene Ernennung erfolgt, so bildet jene 
Konstitution zweifellos einen Theil derselljen Gesetzgelamg, ist gleichfalls in 
das h^ühjahr 1240 zu setzen®, und war wahrscheinlich zur Zeit der Ernen- 
nung schon abgefasst, da in ihr von Fiskalsachen nicht die Rede ist, es sich 
demnach bei der Instruktion vom 3. Mai um eine Ergänzung der schon ander- 
weitig festgestellten Befugnisse zu handeln scheint. Das Gericht des Gross- 
justitiar ist danach eine Mittelstufe zwischen dem des Justitiar und Gro.s.shof- 
justitiar. In erster Instanz soll er nur erkennen über schwere Verbrechen der 
Gemeinden, Grafen und Barone; ausnahmsweise auch in Abwesenheit des 
Justitiar über andere: alioquin eero ofßcialium ordo servetur; ad iusti- 
tiarium primum, deinde ad magistro» iustitiario» et demum in de/echi 
omnium ad magnam ciiriam nostram voltunua prodamari. Sie haben ihre 
Provinz zu bereisen, Gerichtssitzungen abzuhalten, insbesondere Klagen gegen 
die Justitiare und andere Beamte entgegenznnehnien ; Beaufsichtigimg der 
Beamten wird ihnen vorzüglich zur Pflicht gemacht Besonders aber wird für 
ihre Einsetzung massgebend gewesen sein das BedUrfhiss nach einer Appella- 
tionsinstanz im Königreiche selbst Die Appellation von den Sprüchen infe- 
riorum iudicum, unter welchen Kämmerer und andere Civilrichter zu ver- 
stehen sein werden, geht ordentlicherweise an sie, während von Uiren Spnüchen 
dann an den Kaiser zu appelliren ist Ist aber der Kaiser ausserhalb des 
Königreiches im Kaiserreiche, so dürfen sie ausserordentlicherweise ete gene- 
rali rmniniMione specicdifer eit facta auch die von den Sprüchen der Ju- 
stitiare und niederen Richter an den Kaiser einzniegenden Appellationen ent- 
gegeunehmen und entscheiden, so dass niemand seinen Gegner durch eine 
aasserhalb des Königreichs ekigebrachte Appellation belästigen darf; nur wo 
es sich um Hals oder Hand, um Verbannung und Einziehung der Güter han- 
delt, steht es in der Wahl des Beklagten, an den Kaiser oder den Grossjusti- 
tiar zu appelliren. 

In der nächsten Zeit finden wir beide Kapitäne und Grossjustitiare in 
Thätigkeit. Roger de Amici.'i urkundet als solcher zuletzt 1241 April 18® und 
wird dann in diesem oder dem folgenden Jahre als Gesandter nach Aegypten 
geschickt wo er sicli 1243 noch aufliielt; 1244 ist dann Roger de Parisio 

8. BatUsrd S. 961. 968. 7, L. I t. 43; Huill. 4. 182. 8, Dahin »atzt sie auch Winkel* 

nann. wählend Huillard aie nach blouer Verniuthung lu 1235 aetit wegen der damals 
begiuneuden Ungern Abweienheit des Kaisen. 9, Huillard 6, 1067. 


Digitized by Google 



:166 


her OrntthofjuetitiaT. 


Kapitän SizilieUs. Andreas de Cicala heisst 1242 Mai bei Richard von S. 
(ieriuaiio Cupilatwus repui und ist unter demselben Titel 1243 Februar beim 
Kaiser"; es sclieint demnach, dass er während der Abwesenlieit Rogers 
Statthalter des gesaimnten Königrei'dui war. Später wird er ohne Titel 
nur noch als Theilneluner an der grossen Verschwörung Anfang 1246 er- 
wähnt. " Die Einrichtungen von 1240 scheinen dann nicltt weiter eingehalten 
zu sein, da unter K. Friedrich Kapitäne nicht mehr genannt werden. ' ^ Später 
scheint man wohl auf ähnliche Einriclitungen zurückgegriffen zu haben. Unter 
K. Konrad IV heisst Pfalzgraf Heinrich von Lomello königlicher Kapitän und^ 
Justitiar von Terra di Lavoro und Molise", wo also die Funktionen des Ka- 
pitäns mit denen des blossen Justitiar verbunden erscheinen. Unter Manfred 
heisst Gualvano Lancia 1257 dei, rfpi-» et pr.inripalis ffvatift cotnea /*«««- 
patuj), regni Sieilie maresealeus, et a porla Roteti uaque ad ßnea regm 
eapitanema getieraUs^^ ; es ist da bei abweichendem Titel die frühere örtliche 
Bezeichnung beibehalten. Da Manfred meistens auf dem Festlande weHte, war 
insbesondere für .Sizilien das Bedttrfnbs eines Statthalters vorhanden ; neben 
dem Justitiar wird 1257 Graf Friedrich Lancia als Virariua geneiraU» »« 
Calabria et Sieilia, 1 259 Graf Friedrich Maletta als C-apitaneu« Sieiliae 
erwähnt"; 1260 schreibt der König Oerriero de Palangania rtgni fwstri 
Sieilie nuigiatro iuatitiario^'' ; ist dabei nicht an den Grosshb^uatitiar zu 
denken, was doch kaum wahrscheinlich ist, so wäre da noch einmal auf den 
Titel des Grossjustitiar zurUckgegriffen. 

204. — .Sind die Bestimmungen über die Grossjustitiare anscheinend 
nur kurze Zait beachtet, so scheint das Grossgerieht nach seiner Um- 
gestaltung den Bestimmungen der neuen Konstitutionen genau entsproelien 
zu habeu. Insbesondere lässt mch, so weit unsere Zeugnisse reichen, erweisen, 
dass es jetzt wiriilich Hofgericht blieb, dem Kaiser folgte. Heinrich vou 
Morra sitzt mit zwei Hufrichtern 1240 Dezember im Lager vor Faenza zu 
Gerichte'; 1241 Juni ist er Zeuge Un Lager vorSpoleto.^ hu Lager bei Tivoli 
sind dann im August zwei Hofrichter bei einem .Schiedsspnv^e lietheiligt.'^ 
Heinrich ist dann noch im Dezember zu Foggia^ und 1242 Augnst 15 za S, 
GeriuaiKi^ beim Kaiser, ausdrücklich als GrosshoQustitiar bezeichnet. Er 
dürfte danach doch da.s Amt bis zu seinem in demselben Jahre erüilgten Tode 


283. — 1 18. Vgl. Ann. .aicoli. Moa. Germ. 19, 497; bei den w(4erspredh«a4M Jiditma* 
gaben ist der Indiktion zu folgen. 11, Man. Germ. 19, 383. Huillard 8, 82. 12, Horlfaird 

U, 421. 438. IS, Damit mag zasammenbängea. dozz die Konstitution C<g>>lanenntM 
in manchen Tezten fehlt. In der Sammlung des Peter Ton Vinea finden sich freilich Sclirei- 
hen Ton 1247 und später mit der Ueberschrift Ca^Ätaneo oder Cnjritaneit ret/tii, Huillard 
6, S55. 569. 701. 708; aber es mächte auf die Deberschriften wenig zn geben sein; dem 
luhalte nach käunten et recht voM Ruiidxchreibeii an aUe Beamte des KSaigretchs nein, 
wie sich auch wühl die Ueberschrift öfßciaiibv» regni findet. Huillard 6, 594. 14, II Sag- 

giatore di Koma 5. 370 nach Wüstenfeld. 15. Archir zu Neapel nach Böhmer. 16, Nie. 
de Jamsilla. Script. It. 8, 578. Ann. .Siculi. Mon. Germ. 19, 499. 17. Notiz Bsbmerfc 

204. — I. Huillard 5, 1073 2. Ungedruekt. 3. Gattuha Hist. I. 273. 4. Huill. 

5. 14. 5, Ungedruckt. . 
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bekleidet haben, obwohl Kiuhard von S. Germano ihn bei Erwähnung des- 
selben als Mapiater quondam iuatitiariiis Itezeichnet. ^ 

Es scheint, dass nach seinem Tode das Amt des Grosshotjustitiar längere 
Zeit unbesetzt bheb. Lässt schon das Fehlen jeder Erwähnung darauf schlies- 
seii, so kommt hinzu, dass bei der einzigen aus den nächsten Jahren l>ekannten 
•Sitzung des Grossgeriebtes, 1245 Januar za Foggia, vier Grosshofrichter ohne 
V'^orsitzenden Gericht halten, mid sicli dabei auf eine früher von ihnen zu Temi 
gehaltene Gerichtssitzung lieziehen% was damit stimmt, dass der Kaiser sich 
1244 iiu Sommer längere Zeit zu Terui aufliielt. 

•Später war dann Grosshofiustitiar Uichard von Monteiiigro; er 
war 1232 Grossjustitiar von .SKilien“, wurde 1239 •September Justitiar von 
Terra di Lavoro und 1242 dieser Stelle entsetzt.“ Dann wird er nicht er- 
wähnt, bis er 1246 November zu Foggia als Grosshotjustitiar Zeuge beim 
Kaiser ist und dort im Dezember mit vier Hofrichtern Gericht hält. ' * Auch 
später wird er nur am Uoflager erwälmt; so 1248 Juni vor l’anna, Nov, und 
Dez. zu Vercelli. Im Dez. 1250 sitzt er zu Foggia zu Gerichte, eine früher 
zu Melfi gehaltene .Sitzung erwähnend, und unterzeichnet daun zu k'iorentino 
das Testament des Kaisers.*“ Er scliemt seht Amt auch unter K. Konrad 
noch bekleidet zu. haben, wandte sicli 1254 der Kirche zu und starb in dei' 
Verbannung . ' * Sein Nachfolger istThomasius Gentilis, der als Gross- 
justitiar des königlichen und fiirstiiclien Hofes 1256 Mai im Lager bei Bene- 
vent, also wohl am Hofe .Manfreds, zu Gerichte sitzt.*“ 

2U5. — Was nun den für uns w'ichtigsten Punkt, die Kompetenz 
des Grossgerichtes für Italien betrifl't, so zeigt sich von einer solchen 
vor der Umgestaltung des Geridites keine .Spur. Und es kann das nicht 
befremden, da bis dahin das Gericht nicht allein ausschliesslich mit Sizihauern 
besetzt ist, sondern auch nur im Königreiche seinen .Sitz hat, dnu Kaiser 
nicht folgt, nicht als Hofgericht zu betrachten ist. Ein ständiges Hofgericht 
des Kaisers gab es in dieser Zeit überhaupt nicht. Die V'erhältnisse Deutsch- 
lands, wo das Hofgericht des Königs bestand, luaditen ein solches nicht 
nöthig. Aber auch die Verhältnisse Italiens, wie sie in der früheren Zeit des 
Kaisers geordnet waren, mochten ein solches entbehrlich erscheinen lassen. 
Dem* in Abwesenheit des Kaisers wurde im Königreiche Italien die höchste 
Keichsgcricbtsbarkeit durch die Legaten geübt, in deren Umgebung wir denn 
auch die Mitglieder des frühem italienischen Hofgerichtes finden, mid da, wie 
wir sehen werden, das iVmt des Legaten jetzt ein ständiges und die Appella- 
tion von .seinen Sprüchen an den Hof des Kaisens ausgeschlassen war, so lag 
in der Kegel keine Veranlas.sung vor, .Sa<dien an den Hof zu bringen. 

Manches wird freilich d<R'h noch immer an den Kaiser persönlich ge- 
kuuunen .sein ; und jedenfalls WiU* die Keichsgerichtsbarkcit 'in ausgedehn- 
terer Weise vom Hofe .selbst aus zu versehen, wenn der Kaiser sich, wie 

6. Mon. Oerm. 19. 383. 7. Huillard 0. 250. 8. Vgl. § 199 n. 2. 9. Rycc. de 

E. Germ. Mon. Germ 1.9. 378. 382. 10. Ungedr. 11. Huill. 6. 495. 1». HuOI. 0. b'30. 

GUU. ÜGl. b7U. b72. 18. Huill. 6, 801. 806. 14. Huill. lutr. 140. lö. Huill. b'. 250. 
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1226 und 1232 in Italien aufhielt. Aber auch dann «-ird ein Hofgericht nicht 
enrähnt. Was sich da Von richterlichen Entscheiduiuen erlmlten hat, erscheint 
furinell einfach als persönliche Entscheidung des Kaisers ; nur dass es etwa 
heisst hdbita diligenti provUione cum iudieibus twstri» oder iudicibu* 
Curie nogtre . ' Thatsächlich werden die Entscheidengen jedenfalls durch die 
am Hofe anwesenden Rechtskundigen gegeben sein. Aber wer waren diese? 
>So weit ich irgend sehe, sind nie italienisclie Rechtskundige längere Zeit am 
Hofe, lässt sich bei keinem Italiener ein Titel nachweisen, der auf richterliche 
Funktionen in der Umgebung des Kaisers schliessen liesse. Es scheint viel- 
mehr, dass immer einige der sizilischen Grosshofrichter in der Umgebung des 
Kaisers waren, wie wir das für einen Aufenthalt in Sizilien^, später auch in 
Italien^ nachweisen können, und sich auch w'ohl sonst ergeben würde, wenn 
es gebräuchlich gewesen wäre, dieselben als Zeugen in den Urkunden zu 
nennen. Ihre Ansicht muss dann natürlich, w’enn sonstige Reclitskundige nicht 
am Hofe waren, für alle Rechtssachen massgebend gewesen sein, welche zur 
persönlichen Entscheidung des Kaisers kamen. Und in einem Falle, wo es 
.sich sogar um eine deutsche Angelegenheit handelt, wird ausdrücklich darauf 
hingewiesen; der Kaiser bestätigt 1227 zu Brindisi zu Gunsten des Erzbischofs 
von Salzburg eine vom Könige Heinrich erneuerte und von mehreren deutschen 
Fürsten bezeugte Sentenz, quam per iudices magne curie nogtre diligenter 
ingpectam accepimug iugfe latam.* Allerdings war der Kaiser da nicht ge- 
nöthigt, nur Grosshofrichter zuznziehen. Auch bei einer Sache aus dem Kö- 
nigreiche, welche 1223 am Hofe in .Sizilien zur Entscheidung kommt, beauf- 
tragt der Kaiser mit der Untersuchung zunäclist fünf Grosshofrichter, bestellt 
dann aber naoh erstattetem Vortrage ausser dreien von jenen auch den Herzog 
Rainald von Spoleto und den Bischof von Patti zu Uitheüem.^ Und so mag 
er bei italienischen Angelegenheiten wohl gerade solche Personen zugezogen 
haben, welche zu Italien in näheren Beziehungen standen ; die einzige uns ge- 
nauer bekannte italienische Rechtssache, welche 1 232 am Hofe zu Aprocina 
ziu* Verhandlung kommt, entscheiden auf Mandat des Kaisers Gebhard von 
Arnstein, Legat Italiens, uiid der Grosshofrichter Peter von Vinea, während 
ein anderer Grosshofrichter den Fiskus vertritt. ^ Aber solche Deutsche, welche 
italienische Reiclisämter Versalien, sind nur ausnahmsweise, italienische Grosse 
fast nie am Hofe des Kaisers im Königreiche; das entsclieidende Gewicht 
fiel doch immer auf die Rechtskundigen am Hofe und diese waren, so weit wir 
sehen, nur sizilische Grosshofrichter. Diese also hatten jedenfalls schon einen 
Ulierwiegenden Einfluss auf die Erledigung italieniscller .Sachen, während 
dem Grosshofgerichtc als solchem gewiss noch keine Kompetenz für Italien 
Zustand. 

Dann scheint es, wie erwähnt, 1238 in der Absicht gelegen zu haben, 
ein neben dem Grossgerichte bestehendes Hofgericht einzurichten, weldies mit 
Mitgliedern aus dem Kaiserreiche und aus dem Königreiche besetzt, für beide 

2S5. - I. Huillsrd 2. 641. Bslimer Acta 255 2. Vgl S l!)^ n. 6. 3. V|(l. 

S ‘.>01 n. .3. 5. 4. Bnliiucr Acta 259. 3. Huillard 2, 379. «. Tgl. $ 165 u. 9. 
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kompetent sein sollte; doch wird das nur vorübergehend zur Ausführung 
gekommen sein.' 

206. — Erscheint nach der Umgestaltung des Grossgerichtes 
im .1. 1240 dieses selbst als Hofgericht, .so ist eine Aenderung der Besetzung 
desselben damit nicht verbunden gewesen; sowohl Grosshofjustitiar, wie 
Grosshofrichter sind nach wie vor ausschliesslich .Sizilianer. Trotzdem ist jetzt 
die Kompetenz für Italien nicht zu bezweifeln. In den Konstitututionen ist 
ausdrücklicb darauf hingewiesen ; es heisst einmal, dass der Grossholjustitiar 
alle Petitionen tarn ilf ljnpi'’rio quam ilf requo (•ntgegenzunehmen und, wenn 
sie nicht persönliche Entscheidung des Kaisers erfordern, zu erledigen hat; 
weiter soll er oiimaji pei' mapintro« camerarioK in rfqno vel piT capitaneos 
in imperh roram eis ron/rn Jiseum motas et ad curiam lermiuandas de- 
latas selbst entscheiden, wenn nicht der Kaiser zu konsidtiren ist, ' Es kann 
allerdings zweifelhaft erscheinen, ob diese Bestimmungen schon dem J, 1240 
angehören, oder erst später, etwa Anfang 1244 erlassen sind.* .Sollte aber 
die.se Kompetenz nicht schon 1240 ausdrücklich ausgesprochen sein, so wird 
doch kaum bezweifelt werden können, dass sie schon damals in der Absicht 
lag, sich jedenfalls, seit das Grossgericht dem Hofe folgte, von selbst ergeben 
musste; der 1239 bestellte Generallegat thr Italien war nicht mehr inappel- 
label*, die Zahl der .Vpjtellationen an den Kaiser aus Italien musste .sich 
ausserordentlich mehrim, und ist nicht ausdrücklich gesagt, dass auch diese 
vom Grosshofjustitiar zu erledigen sind, .so ist doch auch kein Grund anzu- 
nehmen, dass sie ausgenommen sein sollen, wenn diesem einfach alle Appella- 
tionen zugewiesen werden. ^ 

Und für diese Kompetenz finden sich denn auch jetzt manche Einzel- 
belege. Dass schon 1 239 in .'sachen der Stadt Vercelli durch Grosshofrichter 
entschieden wurde*, möchte ich allerdings noch nicht hieherziehen, da damals 
anscheinend überhau[)t andere Einrichtungen in de*' Absicht lagen. Später 
fehlt es nicht an Zeugnissen. Dem Reichsvikar der Mark Ancona befiehlt der 
Kaiser 1242, jemanden vor das Hofgericht zu laden, um sich dort wegen einer 
gegen ihn erhobenen Klage wegen des Besitzes einer Burg zu verantworten. 
Den Bürgeni von Fano bewilligt der Kaiser 1 243 : quod peo caitsis et que- 
stionibus, quas inidcem inter eives civitatis eiiisdem vel cum aliis verti 
continget, e.etra civitatcm ijisaiu preterquam ad nmgnam curiam uostram 
seit vicariorum nostrorum tu Matxhia pro tempore stututorum, si tarnen 

7. Vgl. S 201. 

7M. — 1. tantt. 8ic. I- 1 t. 42; Huillaril U. lUU. Kil. 2. Vgl. $ 202 n. 4 
am Kndp. 8, Huillaril 5, 359. 4. 1'Qni.t. .Sic. L. 1 t. 38: Huillaril (i, 158. Oie Titel, 

welche ungeZndert blieben, kHnnen uns keinen beatiniinteren Anhalt bieten, da die Magna 
Cf»ria^ wie andere siziligche Behörden, auch früher schon als imperiatU bezeichnet wird. 
Doch heust es ausnahmsweise 1250 im Testamente des Kaisers. Huillard 6, 808. 810, dass 
es abgefasst sei in (iegenwart magiilri H. dt Fanormo imperü et regni Sieili« et magne 
Curie noetre iudicie, wahrend Richard von Montenigro als imperüttie regieque Curie magUler 
iuetitiariui unterschreibt, worin sich doch das Bewusstsein der Beziehung ihrer Aemter 
sowohl auf das K.viserreich, wie auf das Königreich aiisziisprechen scheini. .I. Vgl. 
8 201 n •>. 
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/lA' majjuilitJo vel cansdnim qiiali/as e.rigft, nullatemts exlrahantur^ ; 
ganz fiitspivclieud wird 1244 deiiPii von iMontcpulciano die Kriminalgericlits- 
barkeit hewilligt, nisi n'iminiti imumnifus exignt vel iwita causa requirat, 
qiiihl de ipsis in noslra vel nos/ri gcucralis vicarii curia eognoscalur,' 
Dip .Stadt Cespiia apppilirt 1243 gpgon eine Entsclicidnng des Gonerallpgaten 
an den Kaiser, welcher dmnselhen befiehlt, die Akten iiosfre curie einzii- 
scliieken und den Partei(‘n einen Termin zu hpstimmen, quo sub percmptorio 
sc iiostrc Curie rein'esenlenf, in causa cadcrn processuri, prout posfulaf 
ordo iuris.^ Zu Gunsten von Tortona entscheidet der Kaiser 1244 de con- 
silio imperialis curiae gegen die Leute von .\npiata. * Die .Stadt Civitanox-a 
er.sucht 1244 um Bestätigung ihrer alten Ueelib'; der Kai.ser liess zunäelist 
durch den General vikar der Mark eine üntersuchiing darüber anstellen, deren 
Ergebniss nostre curie eingesandt wurde; auf Grundlage desselben wurde 
dann per iitdices magne curie nostre fi’stgestellt, welche Rechte als alther- 
gebrachte envie.sen und denuuich zu bestätigen .seien."’ Auf Klage des Abtes 
von .S. Salvator am Biu-ge Amiate gegen die Gemeinde Aloutenero, genannte Bür- 
ger \ on .'siena, die Visconti von Campiglio und die Grafen von Pitigliano wegen 
Vorenthaltung genannter Besitzungen befiehlt der Kaiser 1244 .\ugnst dem 
Generalvikar von Tusziim, cum jerefati abbas et conventus supranoniinatos 
velint in magna nostra curia convenirc, die Genannten vorzuladen, binnen 
sechszig Tilgen coraru nostro conspeclu zu erscheinen." Wegen eines Klage- 
gegenstandes wird später erwähnt, wie zu Gunsten der Abtei per iudices 
magne curie nostre scntimtinliter pronuntialuni fuerit . " Es scheint sich 
weiter um eine Fortnihmng derselben .Sa(die gegen einzelne Beklagte zu han- 
ileln, wenn der Kaiser 1245 Februar dem Richter des Generalvikar von 
Tuszien befiehlt, Zeugen zu verhören in questione, que vertitur in magna 
curia nostra. zwischen dem Ahte von .S. .Salvator und den Briid(>rn Pe]>po 
und Friedrich, Burgern von Siena, über den Ürt Pian C.astagnajo; es handelt 
sich auch dabei jedenfalls um ein Verfahren in erster Instanz, wie .sich aus der 
Angabe des Abtes ergibt, der sagt, dass er vor langer Zeit desshalh schon 
vor dem geistlichen fierichte geklagt habe, während er kein anderes weltliches 
Gericht erwähnt." Im .luni wird ihm nochmals befohlen, über weitere Punkte 
Zeugen zu verhören mul das Proü)koll an die Kurie einzusenden." Die Brüder 
wurden vernrtheilt und legten Appellation an den Kaiser ein; 1248 März 
beauftragte ein llofrichter den Notar des Vikar von .S. Quirico die Brüder 
aufzufordern, binnen dreissig Tagen zum Verfolgen derselben vor dem Hof- 
gerichte zu erscheinen." Da sie die .\ppellation nicht verfolgten, wandte sich 
der Abt au den Kaiser mit der Bitte, sententia.m latnm in nostra magna 

286 . - 1 «. Huillarü G, G7. 8;5. <. Billimer Acu 27;i. 8. Huill. G, SH)8. ». Huill. C. 18:1. 

10* Huillard 6« 242, weicher darin einen Beweis Kieht, die alten Regesten und Uecii* 
nungeii am Hofe aufbewnhrt und damals eingesehen wurden: das insda formam scheint 
darauf doch nicht bestimmter hinziideuten und aus dem ganzen Vorgehen möchte ich eher 
auf dai« Uegeutbeil schlievsen, 11. Huill. (>, 2^53. 12* Huill. b', 453. IS. Huill. 

252. 254. 14 » Bühmer .\cia 275. 15 « Hepetti Dizionario 4. IGfn wo noch einige 
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euria au$rülireii zu lassen, welcher dann 1249 April dem Vikar derdrafschaft 
.Siena befahl, die Brüder pereiiilorisch aufzufordem, binnen zehn Tagen in 
Hogtra maijna curla zu erscheinen*®; im Mai befahl er dann demsellien, die 
per iiulire« ciirie noatre gesprochene .Sentenz wegen Kontumaz der Appellan- 
ten auszufiihren. * ■ 

207. — Diese Beispiele würden die Koni[>etenz des Grossgerichtes fiir 
Italien genügend erweisen, auch wenn dieselbe in den Konstitutionen nicht 
ausdrücklich ausgesprochen wäre. Und was die Ausdehnung der Kom- 
petenz für Italien betrifft, so handelt es sich da nicht blos um eine höchste 
.\p|>ellatiunsinstnnz für den Fall einer Berufung vom Generallegaten für Italien 
an den Kaiser. Ist bei der Bestellung dieses 1239 eine sulche Appellation 
Vorbehalten, so heisst es übrigens : Criminalea etiam qaeationes andiaa cf 
civih'a, quarion coqnifio, ai una prcamtea eaaemna, ad noatrum iadiclum 
perfineret', wonach es also keine .Sachen gab, für welche der Legat nicht 
wenigstens in erster Instanz kompetent gewesen wäre. Dann aber war das 
keine ausschliessliche Kompetenz; in den s|)ätcrn .Fahren wenleii wir da dem 
Grossgerichtc mindestens kouknrrirende Kompetenz zus|irecheii müssen. P'ür 
die Appellationen ergibt sich Ents|jrecheudes bestimmt ; soll nach der Ernen- 
nungsurkunde von allen Hichtern in Italien, also auch den Generalvikaren, 
zunächst an den Legaten a|>p('llirt werden, so liehält sielt 1244 Volterra bei 
Einlegung einer Apiiellatiou gegen einen .Spruch des Generalvikar von Tmszien 
noch die Entscheidung vor, ob sie an König Enzio, alstt den Legaten, oder 
sogleich an den Kaiser appelliren will.^ Und ich möchte sogar annehmen, dass 
darüber hinaus trotz jener unbeschränkten Befuguiss des Legaten sich, wenn 
niclit durch gesetzliche Verfügung, wenigstens herkömmlich auch Rir Italien 
eine ausschliessliche Kom|>eli-nz des Grossgerichts bezüglich der .Sachen fest- 
gestellt hat, welche in den neuen Konstitutionen dem (Jrosshofjustitiar Vorbe- 
halten sind. Wenn sich der Reichsabt von .S. .Salvator wegen i'iner .Sache, 
die den Bestimmungen der Koustitiitiouen über grosse Lehen entsprechen 
würde, an das Grossgericht wimdet, so ergibt sich freilich nicht, dass er sich 
nicht an den Legaten habe wenden dürfen.® Besonders auffallend ist ab(*r, 
dass in den Privilegien fürFano und Montepulciauo mit Uel>ergehung des Ge- 
richtes des Legaten das Grossgericht als die dem Gerichte di‘s Provinzial- 
beamten, des Generalvikar der Mark oder Tusziens, unmittelbar übergeordnete 
Instanz erscheint; wir werden daraus doch schliessen dürfen, dass Verbrechen, 
für welche auch der Generalvikar nicht kompetent war, ai.so insbesondere 
wohl Hüchverrath, als zur ausschliesslichen Kompetenz des Grossgerichts ge- 
hörig betrachtet wurden. Dasselbe scheint sich zu ergeben für Fiskalsachen ; 
sind solche vor den Kapitänen im Kaiserreiche, unter welchen zunäch.st die 
Generalkapitäne oder Generalvikare zti verstehen sein werden, angebracht, so 

. IB. HoilUrd b‘. 722. 17. Bnbmer Act« 277. 

207 . - 1. Huillard 5. 359. 8. Rena e C'amici tib, b'5. 3. Bei dem nur «uszugs- 

veiae bekannten Falle von 1242. S 206 n. 6, ergibt sich nicht, ob es sich um die erste 
Instanz handelt. 
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sind sie von diospii an (lt*n fJrosslmfjiistitiar zu bringen^; vom Legaten ist 
aucli da keine Rede. Es ist möglich, dass die Kompeten* des Legaten nicht 
ausdrücklich beseitigt war; aber thatsächlich wenigstens scheint sie nicht mehr 
bearditet zu sein, erscheint das Grossgericht überall als die dem Gerichte der 
italienischen Provinzialbeamten unmittelbar übergeordnete Instanz. 

Die angeführten .Stellen erlauben es auch nicht, dabei mir an das per- 
si'inliche Gericht des Kaisers zu denken; es ist zu bestimmt in den Kon.stitu- 
tionen vom Gro.sshofjiistitiar* und in vielen Einzelfüllen vom Grossgerichte 
die RikIp. In andern Fällen ist offenbar gleichfalls nur an dieses zu denken, 
wenn der Kaiser von Curia nontra spricht. Würden wir alle F''älle herziehen, 
wo etwas der kaiserlichen Kurie Vorbehalten wird, so würden .sich jene Belege 
noch sehr mehren lassen. Und in gewisser Weise würde das nfftht unrichtig 
sein. Allo an den Hof gelangenden Klagen, Appellationen und Bittschriften 
gingen durch die Hand des Grosshotjustitiar; dieser sti'llte erst fest, was er 
erledigen könne, was der Entscheidung des Kaisers bedürfe ; von vornherein 
lassen sich daher Sachen, welche an das Grossgericht, oder aber au das per- 
sönliche Gericht des Kaisers zu bringen sind, gar nicht scheiden. Für alles 
aber, was dann später an den Kaiser kam, war dieser doch wieder auf den 
Rath der Grosshofrichter angewiesen, da diese eben die einzigiui Rechtskun- 
digen am Hofe waren ; und nicht das allein ; bis auf wenige höhere Ilofbeamte 
und vereinzelte Grosse waren die Grosshofrichter überhaujit die einzigen stän- 
digen Räthe des Kaisers, auf deren Vortrag auch wohl die meisten Verwal- 
tungssachen entschieden wurden. Schon allein der Umstand, dass es am Hofe 
keinen einzigen Beamten gab, dessen Amt sich auf Italien bezogen hätte, weist 
unbedingt darauf hin, dass alle italienischen Angelegenheiten, welche bei der 
seit 1239 durchgerührten Zentralisation jetzt in .Masse an den Hof gebracht 
werden mussten, dort entweder von dem nur mit .Sizilianern besetzten Grossge- 
richt sellist oder doch vom Kaiser unter vorzugsweise!" Zuziehung der Mit- 
glieder desselben erleiligt wurden. ® 


207. -I 4. VrI. § 206 n. I. 5« Wird dieser bei den KintelfSlIen niclit ‘genannt « so 
wird £U beachten sein, da.ss die.se fa.st alle 1242 bis 124G fallen, wo das Amt erledigt 
war. Vgl. S 204 n. 7. ß, Franklin Keiclushofg. 1. G9 sagt: Die Bemerkung Ton Ficker 
(da.s deutliche Kai.serreich in seinen universalen und nationalen Beziehungen S. 108): 
^Uas mit Sizilianern besetzte sizilischc Hofgericht .sollte seine Wirksamkeit auch auf 
das K.ii.serreich erstrecken, entbehrt in Wahrheit jeder tlmusiichlichen Begründung. — 
Ich verweise dem gegenüber auf da« Gesagte; denn da.ss ich auch dort zunächst nur 
Italien im Auge hatte, ergibt der Verfolg der Stelle, in der es Überdic.s ausdrücklich 
heisst: ^Von Deutschland musste man dabei freilich zunächst abseheu.^ ■ — Forschung 
uud VeronVntlichung derselben werden nicht immer gleichen Schritt halten können; es 
wird zuweilen nicht zu vermeiden sein, .sich auf eiu von der gewöhnlichen Annahme 
abweichendes Krgehniss eigener Forschung beziehen zu müs^ea. ohne das.selbe sogleich 
begründen zu können. Dann werde ich freilich nicht verlangen können, dass ein An- 
derer d.*i.s auf guten Glauben als erwiesen annehroen soll; denn die Gründe, welche mich 
überzeugten, werden nicht gerade auch jedeu Andern ül>erzeugen müssen. Wohl aber 
glaube ich verlangen zu können, dass mau mir nicht zutraut, eine solche Behauptung 
auszu>prechen, nline genügende Gründe wenigstens für die eigene Ueberzeugung zu haben; 
iUs.s man nicht schlechtweg erklärt, dieselben entbehrten in Wahrheit jeder thatsäch- 
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208. — Xacli dem Ausganye der .Staufer konnte zunatrhst von (nnem 
Hofgerichte für Italien nicht mehr die Rede sein. Erst •während des Zuges K. 
Heinrichs VII waren wieder italienische Rechtssachen in grosser Zahl am 
Hofe zu entscheiden; Uofrichter und rechtsgelehrte Räthe des Königs werden 
uns da denn auch in grosser Zahl genannt. Aber ein vom persönliclien Ge- 
richte des Königs zu sciieidendes ständiges Hofgericlit siiieint nicht bestanden 
zu haben ; insbesondere finden wir keinen ständigen Vorsitzenden, keinen Be- 
amten, dessen Stellung der des frühem Ilufvikar oder Gro^slioQustiUar ent- 
sprochen hätte; soweit der König nicht selbst urtheilte, scheint er die Rechts- 
sachen einem oder mehreren Hofrichteni llir den Eiiizelfall kommittirt zu 
haben. 

liehen Begründung, ehe man meine (Gründe, welche jo. ko wenig das hier der Fall ikU 
sich auch auf bisher nicht Ternlfentlichte Quellen stützen kfinnteo, kennt und als un- 
genügend erweist, oder aber für die entgegenstehende Ansicht einen (trund beizubringen 
weiss, der ron rorneberein die Mnglichkeit des Gegenbeweises aus.schlicsst; bis dahin 
wird der Gegner doch höchstens behaupten kennen, dass ^.seines Wissens^, nicht aber 
..in Wahrheit'^, meine Bemerkung jeder thatsAcblichen Begründung entbehre. Ich 
würde da. zumal ich sachlich meine Bemerkung genügend gerechtfertigt zu haben glaube, 
auf die Form kein Gewicht gelegt haben, wenn es sich nicht gerade um eine Stelle in 
einer Schrift handelte, welche insbesondere auch polemisch gegen eine ron der meinigen 
abweichende Auffassung des Werthes des Raiserrcieb.s gerichtet war; wenn es sich nicht 
weiter auch gerade um einen Punkt handelte, dem ich, sei es mit Recht oder Unrecht, 
das grösste Gewicht für meine Autfassung beilegen zu müssen glaubte, nämlich uro den 
durch den Erwerb Siziliens durchaus veränderten Charakter des Kaiserthums; wenn sich 
demnach aus einer so bedingungslosen Zurückweisung meiner Behauptung nicht folgern 
liesse. dass man mir zutraue, für polemische Zwecke Behauptungen aus der Luft zu 
greifen. So wenig ich Grund zu der Annahme bube, da.ss der geehrte Gegner selb.st eine 
solche Folgerung nahe legen wollte, so wenig wird er es mir unter diesen Umständen 
verdenken können, wenn ich mich gegen eine solche AeuKsorung wenigstens so lange 
verwahren zu müssen glaube, als mir nicht nachgewiesen ist, dass ich irgendwo von den 
gewöhnlichen abweichende Behauptungen aufgestellt habe, ohne dass Gründe vorhanden 
waren, welche wenigstens für meine persönliche An.sicht genügen konnten, mag diese 
sich nun schliesslich als richtig erweisen oder nicht. Ueber die Umgestaltung Italiens 
nach sizilischom .Mu.ster habe ich mich dort nur sehr vorsichtig ausgesprochen, da ich 
den Gegenstand noch nicht eingehender verfolgt hatte: der zweite Band dieser Arbeit 
wird die Belege bringen. da.sg ich da nicht allein nichu zurückzunebmen habe, .sondern 
zu viel weicgreifeodereu Behauptungen berechtigt gewesen wäre: habe ich dort bezüg- 
lich des nächsten Gegeastandes nur gesagt, dass da.s Hofgericbl .seine Wirksamkeit auch 
auf das Kai.verreicli erstrecken sollte, so würde ich mich jetzt zu der Behauptung berech- 
tigt halten, dass es das wirklich gethan hat Selbst für Deutschland würde ich in meinea 
bezüglichen Aeusserungen jetzt weiter geben können, ohne dass es mir, auch von der 
$ 205 n. 4 hervorgehobenen Stelle abgesehen, an Gründen fehlen wurde. 
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(VoD den Znhlco der Cilatc, tuweit Ihnen «iue oAhere Bezeichnung fdiU, l>«zieht »ich die den Ulriche 
xonlehcuüe Auf den Uadü, di« iinchsichcDde an! dl« ^«Ite , und zwar de« llrkundenUuehc» . lall» 
dieeea heaonders pagloirt lat; ist die Seite de» Texie» zu Ten«iehen, »« In da» beaoiider» beim-rht. 
I)erRnndzahI zugefOirte Buehataben bezeichnen die I>e80iideri paglolnen Abfhellungeo de» Bande». 
Die leicht verntÄndllchcD , «bgekörzl angcfhhrtcn Namen der (»enchlcbtachrelber »Ind hier nicht 
au/igcDommen, wenn ihnen die Angabe de» bammelweTke». uach dem ale iienatzt wunlen, in den 
Cilatco zogefngt wurde.) 

Acta Henr. VII., DOnoif^t^K Acta Henrici VII imperntorifr Romanorum. BeroUni 
I83y. Affaroai Notiai© storiche della citta di Reggio. Reggio 1735. Affo üuasU. 
Utoria della citca e ducato di Guastalla. Guast. 1785. Affjt P. , Storia della cittä di 
Parma. P. 1792. Aiticozzi Rigposta apologetica al libro dell* antico dominio del Tescoro 
dWirezzo sopra Cortona. IJTorno 17f>3. Aniadegiua ln antistitum RaTeonatum chro- 
notazim di«quisitione.s perpptuae. Farentiae 1783. Amiani Memnrie iatoriche di Fano. 
K. 1761. Ammirato Fiesole, Vescorl di Fiesnle, di Volterra e d^^^ezzo. Fireote 16J17. 
Ammira to Guidi, .Mbero e Lstoria della famiglia de conti <iuidt Firenze 1640. An* 
schütz Die Lombarda*Cumineutare des Ariprand und Albertus. Heidelberg 1855. Antich. 
Kst., Muratori Delle antirhitu K.stensi ed Italinne. Modena 1717. .\ntiq. It., Muratori 
.\utiquiUtea Italicae medii neri. Mediolani 1738. .Nrch. stör., Archirio storico Italiaoo. 
Firenze 1842; N.S., Nuova serie. Urenze 1855. Aren Nuori studii intomo alla econo- 
mia politica di Mautora. M. 1846. Ass. 8ic., Merkel Cominentatio qua iuris Sieuli aire 
a.ssisarum regum regui iSiciliae fragmenta ex codicibus manu scriptis proponuntur. Hali.s 
1856. Arogadro Storia della abbazia di 8. Micbete della Cbiusa. Xorars 1837. 

Bacchini Dell’ i.storin del niona.stero di 8. Benedetto di PoHrone. Modona 1696* 
Baldassini Memorie istoriche di Jesi. J. 1765. Bergmann PilliK Tancredi, Gratiae 
libri de iudiciorum ordine. Gottingae 1842. Bethmann Handb., Bethmano-Hollweg 
Handbuch des tirilprozesse.s. Bonn 1834. Beth m au u 8 tlid tefr., Ursprung der loro* 
bardischen Stftdiefreibeit. Bonn 1846. Beyer U.B., Urkundcnbiicb zur Geschichte der 
mittelrheinischen Territorien. Cobleuz 1860. Biaocolini Not., Notizie storicbe delle 
chiese di Verona. V. 1749. Biancolini Vesc., Serie chronologica dei tbscoti e gorer* 
iiutori di Verona. V. 1760. Bflhmer Acta imperii selecta. Iiintbruck 1868. BOhm er 
Fontes renun Germauicarum. Stuttgart 1843. Böhmer Keg., Regesta regum atque 
iruperatorum Komanorum. Frankfurt 1831. Bonaini Stat« Statut! inediti della citta 
di Pisa dal Xll al XJV secolo. Firenze 1854. Bonaini Val d*Ambra. Statute della 
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Val d’ Ambra del MCC'VIII del ronte Guido Guerra 11!. PUa 1851. Bonelli Nutizie 
istoriche critiche intorao al Adolpreto toscoto della rhie.sa di Tronto. Tr. 1754. Bore- 
tiUR Cap., Die Capitularien im I/)ngobardenreich. Halle 1S64. Borgia Memorie isto- 
riebe di Beneveiito. Roraae 1763. Boselli Delle storie Piaccutine libri XU. Piacenza 
1793. Briegleb ExecutiTpr., Ge.schichte des Executirproze.sses. II. Aufl. Stuttgart 
1845. Brunetti Codice diplomatico Toscano. Firenze 1806. Brunner Inquisi- 
tionsb., Zeugen und Inqulsiiionsbeweis der karolingischen Zeit. Wien 1866; aus den 
Sitzungsber. der kaiserl. Akademie 51, 343. ßulgarus Summa de iudiciis bei Wunder- 
lich. S. 7. Bassi Istoria della citta di Viterbo. Roma 1742. 

(Calogera) N. R., Nuora raccolta d’opuscoli scientitici e hlologici. Venezia (1780). 
Campagnola Liberiuris cirilis urbis Veronae. V. 1728. Campi Dell’ bistoria eccle- 
.sia.stica di Piacenza. P. 1651. Cappelletti I>» ebiese d'Italia dalla loro origiue sino ai 
nostri giomi. Venezia 1844. Carli. Delle antichitk tialiche. Parte quarta. Milano 1790. 
Carolus Not., Carolu.s Noyariensis episcopus Xovaria scu de ecclesia Norariensi. No- 
rariae 1612. Cartularium Lang,, Additio 111 zum über Papiemsis in den Mon. Germ. 
L. 4, 595. (Catalani) Do ccclesia Kirmana eiu.sque episcopis et archiepi.scopis com- 
mentarius. Firmi 1783. Cecina Notizie i.storiche di Volterra. Pisa 1758. Chart, 
ülc. , ülcien.si.s ecclesiac chartarium. Aug. Taurinorum 1753. Cibrario Chieri, Storia 
di Chieri. Torino 1827. Cibrario Sav., .Storia della monarchia di Savoia. Torino 1840. 
Cod. Sard.« (Tola) ('odex diplomaticus Sardiniae; in den Mon. patr. Cod. Wangian.. 
Kink Codex Wangianus, Urkuudeubueb de.s Hoebstifts Trient. Wien 1852; Bd. 5 der 
II. Abth. der Fontes rerum .Vii.striacarum. Cod. Westf., Codex diplomaticus historiae 
Westfaliae, II. Abth. von Erhard Roge.'.ta bLstorine We.stfaliae. Münster 1847. Com- 
pagnoiii fja reggia Picena orero de’ presidi della Marca. Macerata 1661. Const Sic., 
Cnnstitutiones regni Siciliae: bei Huillard 4. 1 und 6, 156. Corio L'historia di Milano. 
Vinegia 1554. ('ornclius Ecclesia« Venetae. Venetiis 1749. Costa Chartarium 
Dertoiiensc. Aug. Tauriuüruin 1814. 

Dal Borgo Raccolta di diplomi Pi>aui. Pisa 1765. De Angcii Delle origini del 
dominio tcde.sco in Italia. Milano 1861. De Conti Notizie della cittü di Ca.sale del Mon- 
ferrato. Casale 1839. I)e Dionysii.s De duobus episcopis Aldone et Notingo Veronensi 
ecclesiae assertis et rindicatis dissertatio. Veronae 1758. Del Re Cronisti e senttori 
smcroui Napuletani. Napoli 1845. Deutsebsp. Ficker Der Spiegel deutscher Leute. 
Innsbruck 1859. Doudi daH’Orologio Dissertazioni .vupra n.siuria ecclesia^tica di Padora. 
P. 1802. Dronke Codex diplomaticu.s Fuldeusis. Cassel 1850. Du Cange Glossarium 
mediae et inbmae latinitntis ed. Hensrhel. Parisiis 1840. Dümge Regeata Badensia. 
Cnrlsrnhe 1836. Dümmler Ostfr. R.. Geschichte des ostfrttnkischen Reichs. Berlin 
1862. Duraiidi II Piemonte ci.spadano aiitico. Turino 1774. Durig Beitr., Beitrige 
zur Geschichte Tirols, lon.sbruck 186U. 

Ed. (^Roth. usw.), Edictus Liugobardorum ; in den .Mou. Germ. L. 4. 1. 

(Fanciulli) Osserrazioni critiche .sopra le antichita cristiane di Cingoli. Osimo 
1769. Fantuzzi Monumenti Rarennati. Venezia 1801. Fatteschi Memorie istoriebn- 
diplomaticbe riguardanti la .seric dei duchi di Spoleto. ('amerino 1801. Federicus Re- 
rum Pomposiauarum bistoria. Uumac 1781. Ficker Reichsf., Vom Reichsfürstenstande. 
Innsbruck 1861. FioraTanti Memorie storiche della citta di Pistoja. Lucca 1758. 
Fiorentini Memorie della gran contessa Matilde. Lucca 1756. Forschungen zur 
deutschen Geschichte, herausgegeben Ton der historischen Commission zu München. Güt- 
tingen 1862. Franklin Reichshofg., Das Reicbshofgericht im Mittelalter. Weimar 
1867. Frisi Memorie storiche di Monza. Milano 1794. Frizzi Memorie per la storia 
di Ferrara. F. 1791. Fumagalli Codice diplomatico Saut-Ambrosiano. Milano 1805. 

Galletti Gablo antica citta di Sabina. Roma 17.57. Galletti Primicero, Del 
primicero della santa scde apostolica e di altri ufüziali maggiori del sacro palagio I.«atora- 
nense. Roma 1776. Gamnrrini Istoria genealogica delle famiglie nobili Toscana et 
Umbre. Fiorenza 1668. (Garofalo) Tabularium regiae ac imperialis capellae coUegtatae 
diTi Polri in regio Panormiiauo palatio. Panomi 1835. Garruba Serie critica de’sacri 
paatori Baresi. Bari 1844. GatCula Acc.« Ad bistoriam abbatiae Ca&sineosL acces- 
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sione.s. Venetii)» 1734. Gattula Hist, Historia abbuiae Canimensu. Veoetii^ 1733. 
Gesta lua.« Innocentii III papae« in den Script. It. 3a, 486. Giebebrechl K. Z«« 
Geschichte der deutschen Raiserzeit. III. Aiifl. Brauoacbweig 1863. Giutini Momohe 
spettaoti alla storia di Milano. M. 1760. Glafey Anecdotonim S. K. I. bistoriain ac 
ius publicum Ulustrantiuni collectio. Dresdae 1734. Gradonicus Pontilicum Brixia- 
norum »eries. Briiiae 1755. Gras&i Memorie istoriche della cbiesa Tescorile di Monte- 
regale in Piemonte. Torino 1789. Gratia Aretinux Summa de iudiciario online bei 
Bergmann S. 317. Greg. Reg., Gregorii VII papae registrum bei Jaffe Bibi. 2, 1. 
Gregorio Consideraxioni sopra la st<iria di Sicilia. Palermo 1805. Gregororiua 
Ge.schicbte der Stadt Rom im Mittelalter. Stuttgart 1859. 

Haullerille Histoire des coromune-s Iximbardes. Paris 1857. Hegel Geschichte 
der Städtererfaasung ran Italien. Leipxig 1847. Hess Mon., Monumentorum Guel- 
ticorum pars historica. Kempten 1784. Hirsch Heinr. II, Jahrbücher des Reichs 
unter Heinrich II. Berlin 1862. Huillard-Brnholles Historia diplomatica Friderici 
>ecundi. Parisiis 1852. Huillard Pierre, Vie et correspondance de Pierre de la Vigne. 
Paris 1865. 

Jaffe Bibi., Bibliotbeca rerum Gerinouicarum. Berolini 1864. Jaff« Conr., 
Geschichte des deutschen Reichs unter Conrad dein Dritten. Haouurer 1845. Jaffe 
Doth., Geschichte des deutschen Reichs unter Ix)thar dem Sachsen. Berlin 1843. Jaffe 
Keg., Regesta pontilicum Romanorum. Hernlini 1851. Innoc. Rp., Innocentii III 
Romani pontiHcU regesta sire epistolae; benutzt nach dem Abdrucke bei Migne Inno- 
centii III opera umnia. Parisiis 1855. Innoc. Reg. imp.« Innocentii III registrum 
super uegotio imperii; ebenda 3, 995. Irici Tridinensis Herum patriae libri tres. Me- 
diulani 1745. 

Lacomblet Urkuudenbiich für die Geschichte des Niederrheins. Diisseidorf 1840. 
La Farina Studj sul secolo decimu terzo. Firenze 1842. Lami Del., Delicioe eru* 
ditorum seu Teteruin anekdoton opusculoruin cullectaiiea. Florentiae 1736. Lami Mon., 
Kcclesiae Florentinae monumentn. Morentiae 1759. Laspeyre.s lieber die Entstehung 
und Älteste Bearbeitung der Libri feudonim. Berlin 1830. Leg. rounic., I^ges mu- 
nicipales; in den Mon. p.itr. Lib. iur. Gen., Uber iuriuni reipublicae Genuensis; in 
den Mon. patr. L. Pap., Uber legis I,aiigobardorum Papien.sis dictus; in den Mon. 
Germ. L. 4. 290. Ludewig Kel., Keliquiae manuscripturum. Francofurti 1720. Lünig 
It., Codex Italiac diploniaticus. Frankfurt 1725. I,iipus Codex diplumaticus cm- 
tatis et ecclesiac Bergoinatis. B. 178L 

Mabillon Ann., .\nnalps nrdioi.s 8. Benedicii. Lutetiae Par. 1703. Mandelli 
11 comune di Vercclli nel medio evo. Vercelli 1857. Manzonius Episcoporum Cor- 
neliensium sire Imolensiuin historia. Fareutiae 1719. Maraugoni Memorie di Cittä 
iiuova. Roma 1743. Marchesi Supplemeuto istorico dell’antica cicta di Forli. F. 1678. 
Margarinus Bullarium Cassinen.se. Venetiis 1650. Mastrullo Monte Vergioe sagro. 
Napoli 1663. Meichelbeck H. F., Historia Frisingensis. Augustae 1724. Mem. 
di Lucca, Memorie c dncumenti per serrire aH’istoria de) principato Tiucche.se. I«. 1813. 
Merkel Long. , Appunti per la storia del diritto 1/ongobardo: io (Bollati) Memoho 
speUauti alla storia del diritto Italiano nel medio ero. Torino 1857: Uebersetzung der 
Geschichte des Longobardenrecbts. Berlin 1850, mit Benutzung der ron Merkei gesam- 
melten Erginzungen. Miraeus Opera diplomatica et bislurica ed. Foppens. Ixtranii 
1723. Mittarellt Acc., .\d scriptores rerum Itaiicaruro accessiones historicae Faren- 
tinae. Venetiis 1771. Mittarelli Ann., Annales (’anialdulense.s. Venetiis 1755. 
Mohr V, D., Codex diplomaticus ad historiam Haeticam. Chur 1814. Mon. Boica, 
Monumenta Boica, Monachii 1769. Mon. Germ., Pertz Mnnumenta Germaniae bisto- 
rica. UannoTerae 1826; angeführt nach der durchlaufenden Zählung der Bände, ausaer 
dem noch unTollendeten IV. Bande der Leges, welcher mit L. 4. bezeichnet ist. Mon. 
Mod. Stat.« Monument) di st4>ria patria dellc provincie Modenesi; Serie degli statuti. 
Parma 1864. Mon. Parm., Monumenta historica ad prorincias Purmensem et Pia- 
centioam pertinentia. Parmae 1856; die Bände sind nach der Bogeobezeichnung gezählt. 
Mon. patr., Historiae patriae monumenta edita iussu regis C'aroli Alberti. Äug. Tau- 
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rinonioi 183b’: Ch., Chartai»: Script* Scriptores; rgl. Cod. Sard.; Leg. muoic. : Lib. 
iur. Gen. Mongitore Momimenta histories xacrae domitK mansionU m. Trinitatis mi- 
litaris ordinis Theutonicorum nrbis Panormt. P. 1721. Morbio Storie dei municipi 
Italiani. Milano 1836 Moriondi Monumenta Aquensia. Taurini 1789. Muleiti 
Memorie storico-diplomatiche appartenenti alla cittn ed ai marchesi di Saluzzu. S. 1829. 
Mnratori Ann., Annali d'Italia. Milano 1744. 

Notizenbl.. Notizenblatt. Beilage zum ArchiT für Kunde üsterreichiscber Ge> 
schicbuquellen. Wien 1851. Norellis Storia di Sarigliano e dell'abbazia di S. Pietro. 
Torino 1844. 

Odorici Storie Bresciaiie. B. 1853. Oestcrr. Archiv* Archiv für Kunde 
Aiiterreichisrber Geschichuquellen. Wien 1848. (Olivieri) Memorie della badia di S. 
Tommaso in Foglia nel contado di Pe.saro. P. 1778. Or. Guelf.. Scheidt Origines 
Giielticae. Hanoverae 1750. Orsato Historia di Padova. P. 1678. 0.s enbrüggen 

.\1. Strafr.« Das Alamannische Strafrecht im deutschen Mittelalter. SchafThauten 1860. 
Ott. Fris. Gesta* Otto Frisingensis epi.scopus De gestis Friderici I: bei Urstisiuz Ger- ^ 
maniae historici illustres. Francofurti 1585. 

Pacchi Ricerche istoriche sulla provincia della Oarfagnana. Modena 1785. Pecct 
Storia del vescorado di Siena. T/Ucca 1748. Pernice De Comitibus palatii coinmen- 
tatio prior. Halls 1863. Petrini Memorie Penestrine. Roma 1795. Phillips Engl. 
R.G.. Englische Reichs- und Rechisgrschichte. Berlin 1827. Phillips K.R.. Kir- 
chenrecht. Regensburg 1845. Pillius Medicinensis Summa de ordine iudiciorum; bei 
Bergmann S. 1. Pirro Sicilia .sncra ed. Mongitore. Panormi 1733. Poggiali Me- 
morie storicbe della cittA di Piacenza. P. 1757. Provana Stiidi critici sorra la storia 
d’Italia a’tempi de] re .Vrdoino. Torino 1844. Pnricelli Ambrosianae Mediolani ba- 
silic.ve monumenta. Mediolani IG45. 

Radevicus (Ragewiii) De ge.stU Friderici I; bei Orstisius Germaniae historici 
illustres. Francofurti 1585. Ranke Jahrb.« Jahrbücher des deutschen Reichs unter 
dem sXchsischeu Hause. Berlin 18.37. Raumer Geschichte der Hohenstaufen und ihrer 
/eit. IT. Aufl. Tjeipzig 1840. Reg. fPhil. nsv.)* Bühmer Regesta imperii, neue Bear- 
beitungen. angeführt nach den Nummern der Urkunden der einzelnen Herrscher. Rem- 
ling Urkundenbuch zur Ge.schichte der Bischöfe von Speier. Sp. 1852. Rena e Camici« 
della Rena Serie degli antichi duchi e inarche.si di Toscana* (ed. Camici). Firenze 1764. 
Repetti Dizionario geograhco, fisico. storico della Toscana. Firenze 1842. Reuter 
Geschichte Alexanders des Dritten. II. .\usg. Leipzig 1860. Riccardi Storia dei vescovt 
'Vicentinl V. 1786. Robolini Notizie appartenenti alla .storia della sua patria. Pavia 
1823. Romanin Storia documentata di Venezia. V. 1853. Rouchetti Memorie 
della citCa e chie.sa di Bekgamo. B. 1807. Roul. de Cluny, Huillard-Brebolles Exa- 
men des cbarte.s de l'eglise Romaine contenue.s dans les rouleaux dits rouleaux de Cluny. 
Pari» 1865; aus Bd. 21b der Notices et extraits des manuscrits. Rovelli Storia di 
Como. Milano 1789. Rubels Aqnil., Monumenta ecele.siae .Nquilelensis. Argentinae 
1740. Rubens Rav., Ravennatnm historiarum libri undecim ; angeführt nach dem 
Abdrucke in Graevius The.sanrus antiquitatum Italise, Bd. 7 a. 

SAchs. Ldr., Homeyer Des Sachsenspiegels erster Theil oder das sAchsisclie I.iand- 
recht, in. Ausg. Berlin 1861. Sttchs. Lhr., Das sAchsiscbc Ijehurecht, in Homeyer 
Des Sachsenspiegels zweiter Theil. Berlin 1842. Sanclementius Series critico-chro- 
nologica epi.scoporum (’remonensium. C. 1814. San Qnintino Osservazioni critiche 
sopra alcuni particnlari delle .storie del Piemonte e della IJguria. Torino 1851. San- 
tini 8aggio di memorie della cittA di Tolentiuo. Macerata 1759. Sarti Bon.* De 
Claris arrhigymna.sii Bononiensis professoribus. B. 1769. Sarti Eng.* De episcopis 
Engubinis. Pisauri 1755. Savigny Ge.schichte des romi.scben Rechts im Mittelalter. 

II. Ausg. Heidelberg 1834. Saviolf Annali Bolognesi. Bassano 1788. Scheffer- 
Boichorst Kaiser Friedrich I letzter Streit mit der Kurie. Berlin 1866. Schirrmacher 
Kaiser Friedrich der /weite. Göttingen 1859. Schupfer Delle istituzioni politiche 
l^ngobardiche. Firenze 1863. Scliw. Ldr. und Lhr.* Lassberg Der Schwabonspiegel 
oder schwäbisches Tjind- und T^ehenrecbtbuch. Tübingen 1840. Script. It., Mnratori 
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Kerum Italicarum scriptores. Mediolaui 1723. Sickcl Acta regum et iinperaturum 
Karolinorum digesta et enarrata. Wien 1807. Sitzungsber.* Sitzungsberichte der 
philflsophi>ch«historUchen Rlasf^e der kaUerlichen Akademie der WiKsenscbaften. Wien 
1848. Spangenberg Die I^ehre toii dem Urkundenbetreise. Heidelberg 1827. 8pon 
Histoire de (iem^e. G. 1730. Stumpf Acta imperii adbuc inedita; Anhang zu den 
Keicliskanzlern. Stumpf Reg., Die Kaiserurkuuden des X., XI. und XII. Jabrhun* 
derts chronologisch verzeichnet: ßd. 2 der Reichskanzler. Stampf Reichsk., Die 
Reichskanzler vornehmlich des X.« XI. und XII. Jahrhunderts. Innsbruck 1865. Sn- 
dendorf Reg.« Registrum oder merkvürdige Urkunden für die deutsche Geschichte. 
Jena 1849. 

Tancredus Bononiensis Ordo iudiciarius; bei Bergmann S. 87. Tatti Annali 
zacri della citta di Como. C. 1603. Terraneo La principessa Adelaide, contessa di 
Torino. T. 1759. Theiner Cod. dom., Codex diplomaticus dominii temporalis g. 
sedi.s. Romae 1861. Tiraboschi Mod., Memorie storicbe Modenesi. M. 1793. Ti- 
raboscbi Non., Storia dell' augusta badia di Nonantola. Modena 1784. Toeche 
Heinr. VI, Kaiser Heinrich VI. Leipzig 1867. Tommasi Deirhistorie di Siena. 
V^enezia 1625. Tonduzzi Historie di Faenza. F. 1675. Touini Rimini dal prin- 
cipio dell’era vnigare all' anno 1200. R. 1856; Rimini nel secolo XI1T ossio volume terzo 
della storia civile e xacra Riminese. R. 1862; angeführt als Bd. 2 und 3. Tourtual 
ßnhmens Anth. , Bnhmens .Antheil an den Klmpfen Kaiser Friedrich I in Italien. 
Gtittingen 1865. Tourtual Forsch.. Forschungen zur Reichs- und Kirchengeschicbte 
des XII. Jahrhunderts. Münster 1866. Troya Codice diplomatico Longobardo. Napoli 
1852; Bd. 4 der Storia d* Italia. Troya Romani, Della condizione de’ Romani vinti 
da’ I»ngobardi. H. Ediz. Milano 1844. 

Ughelli Italia sacra ed. Coicti. Venetiis 1717. 

Valentinelli Reg., Regesta documentorum Germaniae historiam illustrantium. 
.München 1864: aus den Abhandlungen der k. bayer. Akademie, CI. IH, Bd 9 b. Verci 
Ecel., Storia degli Ecelini. Ba&sano 1779. Verci Marca, Storia della marca Tri- 
vigiana. Venezia 1786. Vesi Docuraenti editi e inediti che servono ad illustrare la 
storia di Romagna. Bologna 1845. Vignati Storia diplomatica della Lega l.x)mbarda. 
Milano 1866. Visi Nntizie .storiclie della citti e dello stato di Mantova. M. 1787 

W»itz V.G.. Deutsche Verfassung»geschichte, Bd. 3. 4. Kiel 1860. Watte- 
rtch Pontilicum Romanorum vitae ab aequalibu.s conscriptae. Lipsiae 1862. Wctzcll 
System des ordentlichen ('Ivilprozes.ses. II. Aufl. I..eipzig 1865. Wilda Strafr.. 
Das Strafrecht der Germanen. Halle 1842. Winkel mann Geschichte Kai.'ier Fried- 
richs des Zweiten und seiner Reiche. Berlin 1863. Wirtemh. U. B. fKausler) Wir- 
tembergisches Urkiindenbuch. Stuttgart 1849. Würdtwein N. «S., Nova subsidia 
diplomatica. Ueidelbergae 1781. Wunderlich Äuecdota quae prucessum civilem 
speriaiit. Gottingae 1841. Wurstemberger Peter der Zweite Graf von Savoyen. 
Bern 1856. 

Zaccaria Land.. I.^udensium episcoporum series. Mediolani 1763. Zaccaria 
l.»eno. Deirantichissima badia di Leno libri tre. Venezia 1767. Zacharia Anecd., 
Anecdota medii aevi. Aug. Taurinorum 1755. Zacharia Crem., Cremonensium 
episcoporum series. Mediolani 1749. Zacharia lier littcrarium per Italiam. Vene- 
tiis 1762. 
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Vorrede. EnUteliuug der Arbeit, S. V. Ergebni&s bezüglich des Au&gangs- 
punktez, IX. Benutzung de^ Materials. XII. Inhalt der spitern Abtbeilungen. XIV. — 
Rückblick auf eine Vertheidigung des Verfassers gegen ?. Sybel, XV. — Erörterung der 
Einwendungen Roth’x gegen frühere Behauptungen des Verfassers. XX- Die Auflösung 
Deutschlands Folge des Feudalismus. XXII. Germanische SelbststAndigkeit der Theile, 
XXUl; das Streben nach derselben hindert grössere Staatenbildung nicht, XXVI. Nöthige 
Befugnisse der Zentralgewalt, XXVIT. Gegensatz zwischen Feudalismus und Autonomie, 
XXVIIT. Das frttnki.sche Reich nicht allgemeingültiger Massstab für das germanische 
Staatswesen. XXX; es steht gegen da.s deutsche Staatswesen zurück durch seine Theil- 
barkeit, XXXI. üngenügen der fränkischen Verfsasung bei weiterer Au.sdehnung das 
Reichs, XXXIII. Fortbestand der Volk&rechte ohne Autonomie der Theile. XXXIV. Un- 
genügen der zentralen (>e»etzgebung zunächst für Italien, XXXV. EnUtohung des deut- 
^cben Reichs auf Grundlage der Anerkennung herkömmlicher Einheit einerseits, her- 
kömmlicher Sonderstellung andererseits, XXXVI. Grössere Einheit hinderte damals der 
Gegensatz der Stämme oder Jjänder, XXXVIII. Dieser und das Stamraherzogthum be- 
ruhen nicht auf der Feudalität, XXXIX. Selbstständigkeit des Stammes ist nicht durch 
ein Stammberzogthum bedingt, XLI. Staromherzogthum und Feudalfürstentburo sind 
wesentlich verschieden, XLII. In Deutschland hinderten äussere Umstände den Bruch 
mit dem Feudalstaate, der ohnedem auch dort in .\u.ssicht stand, XL1II. Die damalige 
Gestaltung der Feudalsprengel würde eine Belastung der Selbstständigkeit der Theile 
nicht gehindert haben. XLV; das Streben danach macht .sich später auch unabhängig 
vom Feudalismus geltend und würde durch den Uebergang zum Beamtenstaate nicht 
beteiligt sein. XLVIl« aber auch die nöthige Macht des Ganzen nicht gehindert haben. U 
Der massgebende Einfluss des Feudalismus auf die schliessüche Entwicklung häutig 

seine Bedeutung für frühere Perioden überschätzen, EI. 


Einleitung. Italien ein nach aussen scharf geschlossenes, nach innen roannich- 
faltig gestaltetes Rechtsgebiet. Einfluss der fränkischen Herrschaft. Geringer Einfluss 
der deutschen Herrschaft anf Italien. Grösserer Einfluss Italiens auf Deutschland. Be- 
deutung und Bearbeitung der italieni.%chen Rechtsgeschichte. 

A. (v e r i c h t ii u (1 B a ii u« 

1. Die Geriebtsurkunden. 1. Form, Inlialt und Zweck; Pro^e^.^formelD: 
Unselbstständigkeit der Fassung. 2. Zeitliche, 3. örtliche Unterschiede der Fassung. 
4. Reiehsgerichtsurkunden. 
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II. Vp rf.i h r#* II im I<» n gi*bii rdi sr heu Italteii iL Mlgempinph. — Verfahren 
bei Hecht^.>treiligkcitPii. — fi. Ordf»iillirhe% Verffihreu. Klage. Antwort. Beweis, He 
stÄndniss. 2, Crtheii. Unheil und (fpstandnl.v.s. & Spätere Verallgemeinening der Kor 
mulare. — ^ Ungehor.sanutTerfahreii. Klage. Ija<lung. Saltache Kapitel. KL luTeRtitur. 
Bannung de;» Vermögens. Pfändung. Nichterwähnung des Urtheils. il. Kanigsbann. — 
KL Verfahren bei UDbe.strittenen Recht-srerhältnissen. Entstehung. Simulation eines 
Rechtsstreites. KL Anwendung aur Sicherung von Urkunden, von Erbe oder Freiheit. 
14. Anwendung desselben Formulars bei Streitsachen. Urtheü. Ü Zweck die Erlangung 
eines gerichtlichen Geständnisse.s und rechu^kräfligen Urtheils. Guarentigiirte Urkunden. 
ItL Verpflichtung des Scheinbeklagten rum l.Aunegild. — 12* Ungehorsams* oder Bann- 
verfahren bei unbestrittenen Kccht.sge>chäften; IB. wird später die allgemein iibliche 
Form. KL .Anwendung zur Sicherung de.s gesammten Gutes. 

Ul. Verfahren iu der Homagna. 20. f Jtlskontextation. 21. UonfcKsio in iure: 
Anwendung für anbestrittene RecbtsTerhältnisse : guarentigiirte Urkunden. 22* Beweis 
verfahren. Longobardischer Voreid. Kaluranienetd. 22* Urtheil. Ausführung. 21* Unge- 
horsam s verfa h re n. 

IV. Aelterer Runigsbann. 22& Fränkischer Königsbann. 2fL Geldstrafen der 
italienischen Königsurkunden; abweichende Bestimmung und Tlieilong der Strafsiimmen. 
22. Vereinzelt als Bann bezeichnet 2fi* Gerichtlicher Königsbann. 2S* Befugniss zur 
Verhängung. SIL Selbstständige Hanngewalt der Gros.sen. 

V. Bann und Acht. 2L Reichsbann des zwölften Jahrhunderts. Reichsachi. 
Strafandrohungen der deutschen Königsurkunden. 22* Fortdauer des fränkischen Königs* 
hannes. der Immunitätsstrafe. 22* (ieldstrafen für den Eiozelfall aus Italien übernommen. 
2^L Neue.> Gewette des deutschen König.s. 22* Androhung der königlichen Ungnade, der 
Strafen des Majestätsverbrechen.s ; V'erbindung mit der Geldstrafe. 2lL Androhung des 
Bannes des Königs: der Ausdruck aus Italien übernommen. «22* Ungnade und Bann 
gleichbedeutend mit Reichsacht. 2B* Bedingtheit der Drohung: iJlsbarkeit der Ungnade. 
2ü* Zahlung aU Bedingung der I^isung. Üi Steigerung zur Oberaebt. — IL Drohung 
der Ungnade und des Banne.s in Italien aus Deutschland übernommen; Ausdehnung der 
BefugnisK auf die liCgaten; verschieden vom älcem Königsbann. 12* Die Aechtung scheint 
dem frühem italienischen Rechte fremd zu sein. 

VI. St,1dtischer Bann, 12* Uebereiustimmeu der Statute verschiedener Zeiten 
und Orte. 11* Hodeutung de.s Ausdruckes Bann. — ÜL Arten des Bannes: Ungehor* 
sam.sbann und Ausweisungsbauu. Veranl.issung des Bannes. 12* Bann um Schulden. 
Scbuldkneebtscbaft. 12* Einfacher Ungehorsamsbann. Ifi* Bann um Missetbat. 12* Bann 
um Frevel. ÜO* I*ösbarer Bann um Ungeriebte. 2L. Beständiger Bann; Sühnbarer. 52* Un* 
suhnbarer. 52* Fälligkeit de.s Bannes. Ladung. Bannfrist. ~ 51* Wirkungen: Ver- 
urtheUung des Ungehorsamen. 55* Baunbusse. 56. Massregcln zur Ausführung des Ur- 
iheils. 52. Ausschlies.slicbe Wirkungen des Bannes ; Ma.ssregeln gegen die Person; Verbot 
de> Aufenthaltes, der üntersiiUzung. 5B* Minderung der Rechtsnüiigkeit. 5iL Friedlo.sig- 
keic. 21L Massregeln gegen das Gut: Wüstlegung. ZerstJ>rung des Hauses. 2L Einziehung 
des (tuces. 22* Verfügung über das Gut. 62* Wirkungen für fremde Gcrichtsbezirke : 
Keine Steigerung zum Keichsbann. Bann gegen Auswärtige. 64, Anerkennung des Bannes 
durch andere Städte. 05* Ma.ssregeln gegen fremde Gcbanme. Ungeniigen des Verfahrens. 
— 66* Milderungen des unsühnbaren Bannes. Eingränzung. 62. Aufhebung des unsühn- 
baren Bannes. 

VII. Lösbarer Reichsbann. 66* Arten des Reiebibannes. — ^ Lösbarer. 
Veranlassung. Anwendung bei bürgerlichen Streitsachen. 20* Fälligkeit. I*adung. Ver- 
häogUDg. Bannfrist. — 71. Wirkungen: Keine Verurtheilung des Ungehorsamen. 22* Bann* 
biuse. 22* Entziehung der Privilegien. 21. Entziehung des Recbts-schutzes. 25* Verbot 
der Unterstützung. Verbannung aut dem Reiche nicht betont. 26* Befehdung von Reichs- 
wegen. 2L Erklärung zum Reichsfeinde. — 28. Lösung. 
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VIII. H R t ftn d i Reichsbann. HL l^t bedingt durch Verurtbeilung wegf»u 

HochTmaths. 81L Bestrafung des Ungehorsams als HochTerratli. äL Deutsche Ober- 
acht als Strafe des Ungehorsams gegen den König. &L In Italien Verharren im lös> 
baren Hanne durch Jahresfrist nicht V*’orbedingung. Stillschweigendes Uebergehen 

des lösbaren in bestflndigeu Bann durch nachfolgende Verurtheilung als HuchTerräther. 
84. worun die Verurtheilung in die einzelnen Strafen des Hochverratlis zu unterscheiden 
ist. Büi. Näherer Aii.schlu.ss dieses Verfahrens der frühem staulischen Zeit an das deutsche 
Achtsrerfnhren. 8iL Gesetzliche l^adungen und Fristen; Nichteinhaltung nach älterin 
italienischen Recht, in späterer stautischer Zeit, SiL in den Sentenzen K. Hein- 
richs VII. öü, Fälligkeit. Bannfrist. tLL Subjekt der Verurtheilung. Batmuiig moralischer 
Personen. — Ü2. Wirkungen: £ilL Strafen de.s HochTerraths: IhL V’^erurtheilung zuin 
Tode, iü* zur Knechtschaft, üli, Verweisung aus dem Reiche. 112, Zerstörung der Stadt, 
Bö- der Befestigungen. BiL Verlust des Gutes. I^hen. Eigen der Unfreien. 100. Eigen 
der Freien: in Deutschland liegendes Gut an die Erben; 101 . in Italien Konfiskation. 
102. Keine Be.-chlagnahme des (jutes. 103. Verurtheilung in eine Geldstrafe. 104. Ver- 
lust der Privilegien. 10a. Verlust rou Recht und Ehre nicht erwähnt. Infamie. 106. Eigent « 
liehe Baiinstrafen : Friedlosigkeit. Befehdung von Reichswegen. 107. A'erbot der Unter 
Stützung. — 108. Lösung durch Gnade des Kaisers. Vertragsweise Aufiiebung. 100. Be- 
dingungslose Unterwerfung. 1 10. Begnadigung der Nachkonnnen. 1 1 1. Aufhebung durch 
den Pabst. 

IX. Sizilischer Bann. 112. Aelteres sizilUches UDgehursamsverfahren ohne 
Runnung der Person. 1 1.3. Unter K. Friedrich U Rnnnitio und i 14. Foriudicatiu. — 
1 la. Rückblick .luf das italienische Hannverfahren überhaupt. 

X. Vorsitzende. 1 IC. Vorsitzende und Beisitzende. 117. Mehrzahl von Vor- 
sitzenden. 1 18. Abstufungen der Gerichtsbarkeit. 

XI. Grafschaft. 1 19. Grafschaften weltlicher l..ehiisgrafen. 120. Gräfliche Gewalt 
der Bischöfe. 121. Gräfliche Gewalt der Städte. 122. K. Friedrich I und die Städte. 
123. Kai.serliche Podestaten und Rektoren. 124. Freigewählte Konsuln. !2ä. V^erwaltung 
der Grafschaften durch Reichsbeanite. 126. Zersplitterung der Grafschaften: Ausschei- 
dung kirchlicher. 127. reichsunmitteibnrer. 128. städtischer Gebiete. 120. Ausscheidung 
der Besitzungen weltlicher Grossen. 130. Theilungen und Veräusserungeii der Grafschafts- 
rechte. Grafschaft als Zubehör des GrundeigeDthums. 131. Neue Bezeichnungen der hohen 
Gerichtsbarkeit. 

XII. Markgrafschaft. 132. Herzugthum und Markgrafsebaft in Deutschland 
und Italien. 133. Verhältnus der Grafschaft zur Markgrafschaft: — Mitteiitalien. 134. Ro- 
niagna. 135. Stellung der mittelitalienischen Bischöfe, 136. der Städte in älterer Zeit. 

137. Herzog Welf. Schwächung der inarkgräHichen Gewalt zu Gunsten des Heich.s. 

138. Stärkung derselben zu Gunsten des Reich.« in späterer staufischer Zeit. — 139. Ober- 
italien: Iximbardei. 140. Angebliche Mark Mailand. 141. Titelmarkgrafen. Nichterwähnung 
uiarkgräflicber Befugnisse. — 142. Markgrafscliaft Verona, Herzoge von Kärnthen. 
143. Trennung von Kärnthen. Markgrafen von Raden. 144. Abtrennung von Trient, Friaul. 
145. Gräfliche Gewalt der Bischöfe. 146. Weltliche Grafen. Markgrafen von Este. 147. Zu- 
sammenfällen der markgräflichen und gräflichen Gewalt. — 148. Richterliche Gewalt der 
Markgrafen. 

R. VoTKitzeude im llofgerichte. 

XIII. Reichsgerichtsbarkeic. 149. Konkurrireiide Gerichtsbarkeit. 150. Be- 
dürfnis.« bei verweigerter oder verzögerter Justiz, ungenügender Macht des Richters, Unge- 
rechtigkeit eines Unheils. 151. Unbilligkeit eines Unheils. Kassation rechtskräftiger Ur- 
tlieile. Nullitäuerklärung. 152. Rechtsunsicherheit. — 1 33. Ausschliessliche Gerichtsbarkeit 
über bestimmte Personenklasseii, 156. über einzelne Personen. Exemtionen der staufiscben 
Zeit. 157. Abstufungen der Exemtionsprivilegien. — 158. Uebung der ordentlichen Ge- 
richtsbarkeit durch das Reich. Zweifacher Begriff der Keichsgerichtsbarkeit. 159. Hofge- 
richt Gericht des Königs. Reichsgericht. 
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XIV. Der KKnig. HU). Vorstaufische Zeit. 'Hiiltiger Vorsiw. IGl. Unthaciger 

VorsiU. — lfa*2. Staufisrhe Zeit. Oeffentliche (»erirhtssiiKungPii. Schriftliche Ent- 

scheidungen. 164. Ueberwei^ung an andere Richter. Delegation. 165. Uebenrei.«tung r.ur 
Urtheilsfallung. Mandirung. 166. Kinßussnahme auf überwiesene Sachen. 167. Bedingte 
Ent.scheidimgen. 168. Be&t&tigungeu der Urtbeile anderer Richter. 169. Werth der.selben 
für das weitere Verfahren. Kiekutignsmandate. 

XV. Der Pfalzgraf. 170. Anfänge des Amts. Einzelne Pfalzgrafen. IXL Auf- 
hüren des Vorsitzes im Uofgericbie. 172. .Mlgemeine Verhältnisse des Amu. 173. Richter- 
liche Befugnisse. 174. Kein ständiges Reich.sgericht zu Paria, keine (rerichtsbarkeit im 
ganzen Reiche. 175. Freiwillige Gerichtsbarkeit. — 176. Stellvertreter de.s Pfalzgrafen. 
Kilnigsboten. 177. Vicepfalzgrafen. 

XVI. Der Kanzler für Italien. 178. Vorsitz und Vorrang im Hofgerichte. 
179. T>ogothet. 

XVII. Die KUnigtn. 180. Frühere Zeit. Vorsitz von Frauen überhaupt. Mathilde. . 
Richenza. 

XVin. Der Hofrikar. 181. Titel. Anfänge des Amtes. 182. Eberhard r. Bamberg. 
183. Hermann t. Verden. 184. Albert v. Trient. Garsedonius v. Mantua. Hermann v. Ver- 
den und Daniel t. Prag. 185. Magister Metellus. Konrad ▼. Lübeck. Bonifaz v. Novara. 
186. Fehlen am königlichen Hofe Heinrichs VI. Bonifaz v. Novarn. Heinrich v. Worms. 
Angelus t. Tarent. 187. Heinrich r. Mantua. 188. Friedrich t. Trient. 189. Jakob ?. Turin. 
.\ufhöreu des Amtes. Hugo v. Ostia. 19CL Allgemeine Verhältnisse des Amtes. 191. Rich- 
terliche Befugnisse. Kompetenz. Appellation an den Kaiser. SubdelegaCion. 192. Exeku- 
tion. Mangel des Bannes. 193. Tribunal. Siegel. Flinkünfte. 

XLX. Der Grosshofjustitiar. 194. RolVred v. Bencrent. 195. Der kaiserliche 
Grossgeriebtshof. Titel. AnRiuge. 196. Der Gro.s.shof]ustiCiar. 197. Der Grossjustitiar von 
Apulien und Terra di T^roro. — IBS. Erste Umgestaltung durch K. Friedrich II. Heinrich 
V. Morra (^osshofjustitiar und Statthalter Apulien.s. Kapitäne de.s Königreichs. 199. Gross- 
justitiar v. Sizilien. 2(H). Bestimmungen der ältem Kon.stitutionen. — 201 - Zweite Umge- 
NtaltuDg durch K. Friedrich II. Wiederanfinge eines ständigen Hofgeriebtes. 202. Umge- 
staltung des Grossgerichtes zum Hofgerichte. Die neuen Konstitutionen. 203. Die zwei 
Kapitäne und Grossjustitiare. 204. Das Grossgericht nach der Umgestaltung. 205. Vor der- 
selben keine unmittelbare Kompetenz für Italien. 206. Kompetenz für Italien seit der Um- 
gestaltung. 207. Ausdehnung derselben. 208. Hofgericht K. Heinrichs VII. 


V 
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